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Sechote Auflage. 





Berlin. 
Verlag von Julius Springen 
1888, 


war 611733 Han! 


Vorwort 
zur ſechsten Auflage. 


Der am Schluffe des Jahres 1881 erſchienenen erften Auflage 
des vorliegenden Werkes find in kurzen Zwiſchenräumen weitere Auflagen 
gefolgt. Anlage und Anordnung des Stoffes — wie ſolche fi in $ 1 des 
Werkes dargeftellt finden — find in diefen fpäteren Auflagen unverändert 


geblieben; dagegen hat der Tert auf Grund wiederholter Durchſicht fehr 


wefentliche Berbefferungen und Erweiterungen erfahren. Da ferner alle in- 
zwifchen ergangenen Vorſchriften und eingetretenen Yenderungen in jeder neuen 
Auflage volftändig nachgetragen worden find, fo hat das Werk den zahlreichen 
und eingehenden Umgeftaltungen unferes öffentlichen Lebens unausgefett auf 
dem Fuße zu folgen und die jeweilig gültige Gefeßgebung ſtets in ihrer 
neuften Geftaltung zur Darftellung zu bringen vermodt. Die jest vorliegende 
ſechſste Auflage jchließt mit dem Oftober 1887 ab. Die zahlreichen und 
umfangreichen Gefege, welche in den jüngften Seffionen des Reichstages und 
des Landtages zuftande gefommen find, haben vollftändige Aufnahme gefunden. 


Berlin, im November 1887. 


Der Berfafler. 
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Hohenzollern u. Baiern eingeführt V. 23., 25. u. 27. Sept. 87T (RGB. 
487, 489 u. 491). 
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merte römiſche u. arabifhe Zahl weiſt Band 
u. Seite der Entfheidungen (Anm. 86 zu 
8 53) nad). 


Pat. = Patent. 


PB. = Plenar⸗Beſchluß. 
Pr. — Präjudiz 

Prot. = Protokoll. 

Publ. = Publikandum. 


R. Reſtript. 
RG. — Reichs⸗Geſetz. 


RGB. = Reichs⸗Geſetz⸗VBlatt. 

Regl. — Reglement. 

Regul. = Regulativ. 

StGB. — StrafsGefey-Buh dv. 31. Mai 1870 
(neue Yafjung RGEB. 1876 ©. 39). 

SMB. Staats⸗Miniſterial⸗Beſchluß. 

StPr.O. Straf⸗Prozeß⸗Ordnung v. 1. Feb. 1877 
(RGB. 263). 

B. — Verordnung. 

Verf. = Verfaſſung (des Reden). 

Bertr. — Vertrag. 


-Bf. = Berfligung. 


Bu. = Berfoffungs-Urfunde v. 831. Ian. 1850 
(88. 17). 

d. W. — des Werkes. 

ZuſtG. — Zuſtändigkeits⸗Geſetz v. 1. Auguſt 1888 
(GS. 237). 


Bemerkung. 





1. Die den Sammlungen (REOB., GS., MB. 2c.) angefügte Zahl bedeutet die Seitenzahl und 
bezieht fih, mo eine befondere Jahreszahl nicht hinzugefllgt ift, auf den Jahrgang, aus dem das 


betreffende Geſetz ꝛc. ift. 


1. Abgelürzte Bezeihnung fir Maße und Gewidte vgl. ©. 462 d. W. 
8. Alle fonftigen Ablürzungen finden in den unmittelbar vorausgegangenen Anmerkungen ihre 


Erklärung. 


Vorbemerkung. 


I. Plan. 


81. 

Das vorliegende Werk will eine vollſtändige, jedem Gebildeten verftänd- 
liche und zugängliche Darftelung unferer gefammten üffentlihen Verhältniſſe 
bieten. Unfere Geſetzgebung ift im Laufe der Zeit immer verwidelter, ihr 
Berftändniß infolge umfaffender Organifationen immer jdhiwieriger geworden. 
Ein Hülfsmittel, vermöge defjen jeder Bethetligte ſich leicht und fehnell auf 
dem weitem Felde unferes öffentlichen Rechts zu orientiren vermag, ift nicht 
mehr zu entbehren. Es gilt dies für die Beamten; es gilt in nad) höherem 
Maße für die Laien, die fih in ſtets ausgedehnterem Umfange zu den 
Geſchäften des öffentlihen Dienftes herangezogen fehen. Das Intereffe am 
Stantsleben, welches Berfaffung und GSelbjtverwaltung in immer weitere 
Kreife unferer Bevölferung hineintragen, kann erſt fruditbringend werden, 
wenn es mit Verſtändniß und unbefangener Beurtheilung verbunden wird. 
Hierzu möchte das Werk beitragen. 

Der Gegenftand der Darftellung durfte diefen Zielen entfprechend nicht 
zu eng bemefjen werden. Nur ein Theil der allgemeinen Staatszwede findet 
feine Erfüllung zur Zeit noch in Preußen; ein anderer ift auf das Reich 
übergegangen. Dabei ergänzen und durddringen ſich beide Rechtsgebiete fo 
vielfach, daß nur bei organischer Zufammenfafjung derfelben ein vollſtändiges 
Bild unſeres Staatsweſens entrollt werden kann. Das Werk erftredt ſich 
demgemäß fowohl auf die preußifche wie auf die Reichsgeſetzgebung. Es 
beſchränkt fid) dabei nicht auf einfache Wiedergabe der erlaffenen Vorſchriften, 
ſucht diefe vielmehr nad Entftehung und Bedeutung, fowie nach ihrer Geftal- 
tung im praftifchen Leben zur Anfhauung zu bringen. Wo e8 zur Klarftel- 
lung nöthig erſchien, find vergleichende Hinweiſe auf die Gefetgebung fremder 
Länder, ftatiftifche Angaben und technifche Erläuterungen eingeflochten. Endlich 
bringt das Wert — und dieſes ift der Hauptzwed der Anmerkungen — eine 
vollftändige Ueberfiht aller maßgebenden Vorfchriften, und der Hinweis auf 
diefe erftredt ſich zugleih auf die Sammlungen, in denen fie veröffentlicht 
find, auf die Aenderungen, die fie fpäter erfahren haben und bei allen um— 
faffenderen Beftimmungen auf die Abſchnitte und Paragraphen, melde die 
einzelnen Gegenftände betreffen. 

Das Werk entſpricht hiernach einem doppelten Zwecke. Es enthält eine 
fortlaufende ſyſtematiſche Darftellung unferer öffentlichen Rechezuſtände und 

Grf. Hue de Grais, Handbuch. 6. Aufl. 
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verbindet damit eine gleihmäßig geordnete Zufammenftellung. aller in den 
verfchiedenen Sammlungen zerftrenten Vorſchriften. Es wird damit eben- 
ſowohl dem gerecht, der über die maßgebenden Grundſätze Aufklärung fucht, 
al8 demjenigen, der die Geſetze felbit einfehen und willen will, an welcher 
Stelle er die einzelne Beltimmung zu fuchen habe. 

Das Anwachſen des Stoffes, welches diefe umfaflende Aufgabe mit fid 
brachte, nöthigte auf der anderen Seite zu thunlichſter Beſchränkung, da nur 
bei mäßigem Umfange da8 Werk feinem Zwecke entipredhen und aud) folden 
Kreifen zugänglich gemacht werden fonnte, die größere Koften oder längere 
Zeit auf dafjelbe nicht zu verwenden vermögen. Die Erörterung ift deßhalb 
überall auf die Hauptgrundfäge eingeſchränkt unter Ausfcheidung ſowohl der 
Kontroverfen und Streitfragen, die mit der beliebten Meinungsvergleihung und 
Polemik unfere Lehrbücher füllen, ald der detaillirten Ausführungsvorfchriften, 
die unfere Gefeße und deren Bearbeitungen fo umfangreich, unüberfichtlich und 
troden erſcheinen laſſen. Beides war für den vorliegenden Zweck entbehrlich. 
Die Erörterung der Streitfragen würde nur einer Minderzahl von Lefern 
Intereffe geboten haben, denen Einzelwerfe ohnehin leicht zugänglich find, 
und die Ausführungsbeftimmungen haben nur für die unmittelbare, praftifdhe 
Anwendung Werth, bei melder die Einfiht der Geſetze felbft doch nicht zu 
umgehen ift und ein Hinweis auf diefe ausreichend erfcheint. Auf dieſem 
Wege hat der Umfang des Werkes unbefhadet feiner Vollftändigfeit fehr 
weſentlich eingefchränft werden können. 

Aus gleidem Grunde ift Faſſung und Ausdrudsweife möglichſt furz, 
zugleid; aber auch möglihft einfach gehalten. Die Darftellung foll recht vielen 
verständlich und im guten Sinne des Wortes populär fein. 


11. Eintheilung. 


8 2. 

Der angegebene Zweck forderte ferner eine thunlichſt Klare und über- 
fihtliche Eintheilung, welde die einzelnen Theile als vollftändige und abge- 
rundete Bilder hervortreten läßt, zugleich aber fortlaufend zu einem einheit- 
lichen Ganzen aneinanderreift. Nur jo war e8 möglich, vieled und mannig- 
faltige8 zu bringen, ohne darüber das Ganze und feine leitenden Gefichts- 
punkte aus dem Auge zu verlieren. 

Der Staat, welcher den Gegenftand der Darftellung bildet, kommt nach 
zwei Richtungen in Betracht. Er erſcheint in ſeiner Geſtaltung (Verfaſſung) 
und in der Erfüllung ſeiner einzelnen Aufgaben (Verwaltung). Erſtere 
wird durch das Verfaſſungs- oder Staatsrecht, letztere durch das Verwal—⸗ 
tungsrecht näher beſtimmt. Jenes bildet den Gegenſtand der fünf erſten, 
dieſes den der vier letzten Kapitel des Werkes. Als Staat kommt in beiden 
Theilen neben Preußen das deutſche Reich in Betracht, jedoch nicht in ganz 
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gleicher Weife. Während im Staatsrecht Staat und Reich ziemlich getrennt 
nebeneinander hergeben, fließen im Verwaltungsrechte ihre Aufgaben faft 
überall zufammen. 

Im Staatsredt fommt zunächſt der Staat in feiner Berfaflung, 
feinen Wemtern (Behörden und Beamten) und feinen Gliedern zur Darftel- 
lung. Es geſchieht dieſes in nahezu gleichartiger Weiſe für das Neid) 
(1. Rapitel) und für Preußen (2. Kapitel), Hieran fließen fih die Be— 
ziehungen des Staates zu fremden Staaten, feine Vertretung in den aus- 
wärtigen Angelegenheiten (3. Kapitel) und feine Vertheidigung durch Militär 
und Marine (4. Kapitel). Beide Gegenftände find zur Reichsſache geworden. 
Den Schluß bilden die Finanzen, deren der Staat ſowohl zur eigenen 
Eriftenz, ald zur Erfüllung feiner Aufgaben bedarf, und die für das Neid 
wie für Preußen in Betradht zu ziehen find (5. Kapitel). Ä 

Das Berwaltungsredt ift auf die beiden ftaatlihen Aufgaben zurüd- 
zuführen: 

1. den Schuß der Berfon und des Eigenthums, 

2. die Pflege der geiftigen und materiellen Intereſſen. 
Den Schuß gewährt die Juſtiz (6. Kapitel) und die Polizei (7. Kapitel). 
Die Förderung der geiftigen Intereffen gelangt in der auf Kultus, Unterricht, 
Kunft und Wiſſenſchaft gerichteten Kulturpflege (8. Kapitel), die der mate- 
riellen Intereffen in der die einzelnen Zweige des Gütererwerbes (Kapital- 
bildung, Bergbau, Land- und Forſtwirthſchaft, Gewerbe, Handel und Ver⸗ 
fehr) zufammenfaffenden Wohlftandspflege (9. Kapitel) zur Darftellung. 


III. Grundlagen des Sitants- und Bermaltungsrenhts. 


8 3. 

Staat ift die felbftftändige, dauernde Gemeinſchaft der Bewohner eines 
beitimmten Gebietes, welche die Verwirklichung aller Gemeinzwede des Volks⸗ 
lebend, insbefondere den Schub nad innen und außen erftrebt und unter 
einer höchſten Gewalt nad) feften Grundfägen gebildet iſt. Diefe Orundfäge, 
die in der Berfaffung zum Ausdrud gelangen, beitimmen die Staatsform 
als Republik, abfolute oder befchränkte (fonftitutionelle) Monarchie!). Die 
Stantsgewalt in ihrer Ausfchlieglichfeit und Unabhängigkeit heißt Souve- 
ränität?). Sie äußert ſich als Gefeßgebung oder Vollziehung, jenadhdem fie 
allgemeine Kegeln feftfegt, oder einzelne Fälle ordnet. Die Geſetzgebung 
ſchafft das Recht, indem fie neue Nechtsfäge bildet oder beftehende ändert, 
aufhebt oder in rechtsverbindlicher Weife auslegt (authentifche Interpretation 
und Deklaration)?). Das Recht der Gefetgebung, — die in diefent weiteren 


) Reiheverfaffung Anm. 13 zu $ 6, 9) Reichsgeſetzgebung 8 14, preußiiche 
preußische 8 32 d. W. s 372. 
2) Sonveränitäi an Staatenverbindun- 
gen Anm. 13u87 
1* 
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Sinne auch die Feititellung der Staatshaushaltsetat® und die Aufnahme der 
Staatsanleihen umfaßt“) — wird im fonftitutionellen Staate vom Staats- 
oberhaupt und einer von der Bevölkerung gewählten Vertretung?) gemeinſam 
ausgeübt. Die Vollziehung theilt fih weiter in Rechtſprechung (Iuftiz) 
und Bermwaltung. Die Juſtiz ift im Rechtsſtaate an beftimmte Formen 
und Borausfegungen gebunden und deßhalb von der Verwaltung ftreng ge= 
fohieden®). Die Verwaltung umfaßt die Einrichtung der Behörden und An- 
ftalten (Organifationsgewalt)”), das Oberauffihtsreht und die Befugniß 
zum Zwange (Zwangsgemwalt)?). 

Alles Recht zerfällt in öffentliches und Privatreht”). Das öffentliche 
Recht umfaßt im Völkerrecht das Recht der Staaten untereinander!?), 
im Staats» und Berwaltungsredht!!) das Recht des Einzeljtaates und 
im Kirchenrecht die befonderen Rechtsverhältniſſe der Kirche. Letztere 
bilden in der Beziehung der Kirche zum Staate gleichzeitig Gegenftand des 
Staatsrechts (Staatskirchenrecht)12). 

Während das Staats- und Verwaltungsrecht die Grundſätze des Rechts 
darftellt, behandelt die Politik diejenigen der Zweckmäßigkeit. Die Dar- 
ftellung beider ift nicht zu trennen, da unfer Staatsleben ſich in fortgefettem 
Fluſſe befindet und das Staats- und Verwaltungsrecht deßhalb nit als 
fertig abgeſchloſſenes Ganzes Hervortritt, die Verwaltung auch zugleih von 
Zwedmäßigkeiterüdfichten beberrfht wird. Jenachdem die Politik fih auf 
den Erlaß von Rechtsſätzen oder auf die Anwendung derfelben bezieht, wird 
fie als Geſetzgebungs- oder Verwaltungspolitif bezeichnet. 

Die unabhängig von Staat und Staatögebiet beitehende Gemeinſchaft 
der Menſchen Heißt Geſellſchaft. Ihre Grundfäge bilden die geſellſchaft— 
liche (foziale) Ordnung. Der Staat, der diefe Ordnung weder bilden nod; 
leiten fann, hat gleichwohl die Bedingungen herzuftellen, deren fie zu ihrer 
gehörigen Entwidelung und Bewegung bedarf. Die Hierbei leitenden Grund- 
füge bilden den Gegenftand der Sozialgefetgebung und Sozialpolitif!3). 


N) Etats- und Staatsfhuldengejete 
(Preußen $ 118, 127, Reh $ 167, 
168 d. W.) find feine eigentlichen Geſetze, 


Staates werden als beifen „Außeres 
Staatsrecht“ bezeichnet, vgl. 8 82. 


fondern Berwaltungsalte in Geſetzesform. 
5, Reihstag 8 17, preußiiher Landtag 
$ 40—42 d. W. 


8) Zwangsbefugniſſe der Verwaltungs⸗ 
behörden 8 231 d. W., der Gerichte 8 18 
u. 204; Steuerbeitreibung S 136 Abf. 4 

9 Privatreht $ 174—177 d. W. 

») Die auf Staatsverträgen beruhen 
den ftaatsrechtlihen Verhältniſſe eines 


m Segenfag betr S 28 W. — 
Bearbeitungen für das deutſche Reich von 
Laband (Tüb. 76/8), Zorn (Berl. u. 
Leipz. 80/3), Schulze (Leipz. 86) u. unter 
tigung bes Landesſtaatsrechts: 

®. Meyer (2 Aufl. Leipz. 86) u. Löning 
(Rein. 84); für den preuß. Staat: 
9 Schule (Freiburg 84), v. Rönne 
(4. Aufl. Berl. 81 ff.). 


m) 8 288. W. 
=, 8 312. 


Erfies Kapitel. 


Das deutſche Weich. 


J. Geſchichte. 


84. 

1. Der ſich durch das geſammte Mittelalter hindurchziehende Kampf 
zwiſchen Königsgewalt und Territorialherrſchaft endigte im älteren deutſchen 
Reiche mit dem vollſtändigen Siege der legteren!). Während die Kaiſer ihre 
Kräfte in Äußeren und inneren Kämpfen erfolglos aufrieben, konnte die 
Territorialmacht ſich ungehindert entfalten. Ihr fortgefettes Wachsthum ließ 
ſchon in der zweiten Hälfte des Mittelalters die Verſuche zu weiterer Be- 
Teftigung der faiferlihen Macht zurüdtreten und die Beherrſcher Deutſchlands 
mehr und mehr auf Erweiterung der eigenen Hausmacht Bedacht nehmen. 
Wie ein letztes Auffladern des Reichsgedankens tritt am Ausgange des Mit- 
telalters die Eintheilung des Reiches in Kreife zum Zwecke der Erhaltung 
des Landfriedend und die Einſetzung des Reichs-Kammergerichts hervor 
(1495). Doch auch diefe Mafregeln fonnten den allgemeinen Zerfegungs- 
prozeß nit aufhalten, den die mit der Reformation eintretende religiöfe 
Spaltung und die dadurd) hervorgerufene Einmiſchung des Auslandes noch 
weſentlich befchleunigten. 

Der weitfälifche Friede (1648) bezeichnet bereits den pollendeten Sieg 
der Territorialgewalt, die in dem aufjtrebenden brandenburg=preußifhen Stante 
befonders mächtig emporwuchs. Das Neich ſank zum bloßen Schattenbilde 
herab. Die Kriege mit Frankreich hat daffelbe nicht mehr überlebt. Nachdem 
im Rheinbunde die betheiligten Staaten zu voller Souveränität gelangt waren, 
ſchwand mit der Niederlegung der Kaiferwürde durch Franz IL aud fein 
letter Reit (1806). 


führte hier in der magna charta (1215) 
zur Theilung der Gewalt zwifchen König 
u. Großen, aus der fih im Laufe der 
Sahrhunderte die Fonftitutionele Mo⸗ 
nardie herausgebildet hat. 


1) Den entgegengefetsten Verlauf nahm 
ver Kampf in Frankreich, wo die ab» 
folute Monardie fiegend hervorging. 
England fteht in der Mitte zwiſchen 
Deutihland und Frankreich. Der Kampf 
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85. 

2. Obwohl dieſe Stürme zahlreiche, bisher reichsunmittelbare Herr- 
ſchaften Hinweggeweht hatten?), ſah ſich Deutfhland noch immer in eine 
größere Zahl felbftftändiger Staaten aufgelöft. Ein Zuſammenſchluß ſchien 
unerläßlih. Allen Einheiteplänen trat aber al8bald das Streben nad) un— 
geſchmälerter Aufrechterhaltung der neu erworbenen Souveränität hindernd 
in den Weg. Der deutſche Bund, der einen völferreditlihen Verein der 
ſouveränen deutfchen Fürften und freien Städte bildete?), trug diefem Streben 
volle Rechnung und ſchloß damit von vornhereim jede gefunde Weiterentwicke— 
fung der deutſchen Verhältniffe aus. Weder nad außen noch in feiner inneren 
Entwicelung vermochte Deutfhland feinen Aufgaben zu genügen, und wo 
Erfolge erzielt wurden, gefhah es unabhängig von der Bundeseinrihtung 
durch befondere Verträge, welche die durch gleiche Intereſſen verbundenen 
Staaten zuſammenführte. So hat vor allem der Zollverein erfolgreid) 
gewirkt, der die Meehrzahl der deutichen Staaten zu einem einheitlichen Zoll- 
gebiete zuſammenſchloß“). Obgleih nur auf kündbarem Bertrage beruhend 
und fomit jeder feiten umd dauernden Grundlage entbehrend, hat er doch 
wejentlich dazu beigetragen, die Nothwendigfeit des engeren nationalen Zus 
fammengehen® Har zu legen. MUeberall gab Preußen den Kern für derartige 
Bildungen ab, und hierin lag bereit8 der beftimmte Hinweis auf die Rolle, 
zu der diejer Staat bei der fpäteren Neugeftaltung Deutfchlands berufen erſchien. 

Die Ohnmacht des Bundes dem Auslande gegenüber wich einem fräf- 
tigeren Vorgehen, als die beiden deutfhen Großmächte fih zur Löſung der 
endlos verſchleppten ſchleswig-holſteiniſchen Frage mit einander verbanden 
(1864). Aber mit dem Vorgehen war auch die Gemeinſchaft gewichen. Das 
"verß-[hiwarzegelbe Band der Waffenbrüderfchaft, an das einzelne patriotifche 
Hoffnungen ſich gefnüpft Hatten, zerriß, fobald die beiden Mächte gemeinfant 
an die Einrihtung der eroberten Lande herantraten. Es fam zum neuen 
Kriege zwifchen den bisherigen Verbündeten (1866), und diefer hatte das 
Zurüdtreten Defterreih8 von den weiteren Organtifationen in Deutjchland 
zur Folge. 

S 6. 


3. Damit war die Bahn für Deutſchlands weitere politifche Entwicke— 
lung frei geworden. Der Prager Frieden?) wurde der Ausgangspunft für 


2) Dies geſchah durch Einziehung geifts 


88 5, 6. 


Zollwefen an. Andere folgten; fo 1833/5 


fiher Herrſchaften (Süfularifirung) oder 
Berwandlung reihsunmittelbarer, welt- 
licher Herrſchaften in mittelbare Media- 
tifirung). 

3, Bundes-Alte 8. Juni 15 (GS. 18 
©. 143 u. Wiener Schluß-Afte 15. Diai 20 
(GS. 113). 

*) Einzelne Staaten fhloffen fih be- 
reits im Jahre 1833 dem preußifchen 


die füddentfhen u. 1851 die bis dahin 
zum Stenerverein verbunden gewejenen 
Staaten Hannover, Braunfhweig u. 
Oldenburg. Dem Zollvereine gehörten 
ſchließlich alle deutſchen Staaten außer 
Mecklenburg, SHolftein, den Hanfeftädten, 
Defterreih u. Lichtenſtein an. 
5) Prager Frieden 23. Aug. 66. 
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das neue Deutfche Neich. Der deutfche Bund Löfte fih auf und das dur 
Einverleibung eroberter Länder‘) wefentlih verftärfte Preußen vereinbarte 
mit den übrigen 21 norddeutihen Staaten eine Berfaffung, die nad An- 
nahme dur den zu diefem Zwecke einberufenen Reichstag als Verfaffung 
des norddeutfhen Bundes veröffentlicht wurde”). 

Mit den füddeutihen Staaten (Baiern, Würtemberg, Baden und 
Südheſſen) ſchloß der norddeutfhe Bund neben einem Zollvereinsvertrage®) 
auch Schut- und Trutbündniffe, in denen die Betheiligten fi im Kriegsfalle 
die volle Heeresmacht unter dem Oberbefehle des Könige von Preußen zur 
Berfügung ftellten?). | 

Schon nach wenigen Jahren follten diefe Bündniffe im Kriege mit 
Tranfreih (1870) nit nur ihre Feuerprobe beftehen, fondern zugleich zu 
einer fejteren und dauernden Drganifation zufammenwadhfen. Nachdem die 
füddeutfhen Staaten durch die ſ. g. Novemberverträge dem norddeutichen 
Bunde beigetreten waren!), wurde die deutfhe Kaiferwürde von den 
vereinten Fürſten und freien Städten dem König von Preußen angetragen 
und von diefem feierlid angenommen!!). Die Mainlinie, die den Norden 
und Süden Deutſchlands bislang getrennt hatte, war verfchwunden, der nord- 
deutfhe Bund zum deutfhen Reiche erweitert. 

Die neuen Einrichtungen. erhielten in der Reichs-Verfaſſung ihren 
Ausdrud, die in engftem Anſchluß an die bisherige Bundesverfaffung mit 
dem dieferhalb berufenen Keichötage vereinbart wurdel?), — Mit dem Reiche 
wurde das von Frankreich abgetretene Gebiet Elſaß-Lothringen vereinigt!?). 


©. 829 Abi. 72 W. 
7) Bubl. 26. Juli 67 (BGB. 1). 
8, Bertr. 8. Zuli 67 (BGB. 81). 


Durch diefen wurde ähnlid der Einrich- 


tung des norddeutihen Bundes ein Zoll⸗ 
bundesrath, ein Zollpräſidium u. ein 
Zollparlament eingeführt. 

9) Der Abſchluß erfolgte gleichzeitig 
mit den Friedensverträgen (1866). 

) Baden u. Südheſſen BVerfaffung 
u. Schluß-Prot. 15. Nov. 70 (BGB 627 
u. 650); Wirtemberg Bertr., Schluß: 
Prot. u. Mil. Konv. 25. Nov. 70 (BGB. 
654, 657 u. 658); Baiern Bertr. u. 
Shluß-Prot. 23. Nov. 70 BGB. 71 
©. 9 u. 23). | 


m Buhl. 18. San. 71. 

2, Einführungs-G. 16. April 71 
(RGB. 65). — Zugleich wurde eine 
Mehrzahl der norddeutſchen Bundesge- 
fee zu Reichsgeſetzen erklärt, daſ. 
8 2; für Baden u. Südheſſen Art. 80 
der Berf. von 1870 (Anm. 10); für 
MWürtembrg Art. 2° des Bertrags 
(Anm. 10); für Baiern III 8 8 des 
Bertr. (Anm. 10) u. RE. 22. April 71 
(RGB. 87). 

13) Friedens⸗Vertr. mit Frankreich zu 
Frankfurt 10. Mai 71 (RGEB. 223; 
Zuſätze S. 363, 369 u. 1872 ©. 7). — 
Elſ.⸗Lothringen $ 25—28 d. W. 
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II. Reichs-Verfaſſung. 
1. Heberficht. 


S. 7. 

Dad deutfche Keih, begründet als „ewiger Bund zum Cute des 
Bundesgebietes und des innerhalb defjelben gültigen Rechtes, ſowie zur Pflege 
und Wohlfahrt des deutfchen Volkes,” bildet einen Bundesitaat?), der nad) 
außen die Gemeinfamkeit des Schutzes und der Vertretung, nah innen die 
Gleichmäßigkeit der Geſetzgebung und Verwaltung auf den ihm zugeiviefenen 
Gebieten bezwedt. Seine natürlihen Grundlagen findet das Reich in Yand 
und Leuten (Nr. 2 und 3); fein Wirkungskreis (Nr. 4) wird ihm durch die 
Berfaffung mit der Maßgabe vorgezeichnet?), daß bderjelbe im Wege der 
ordentlihen Reichsgeſetzgebung nicht nur geregelt, fondern auch erweitert 
werden fan’). Die Reichsgewalt, als deren Träger die Gefammtheit 
der zum Reiche vereinigten Yandesregierungen erfcheint, wird hierdurch diejen 
letteren gegenüber fouverän. Sie kann diefelben zur Erfüllung ihrer ver- 
fallungsmäßigen Pflichten zwangsweiſe anhalten und Hat die Entſcheidung 
über Gtreitigfeiten der Staaten untereinander, ſowie über Berfaffungs- 
ftreitigfeiten innerhalb derfelben?). 

Unter den Monarden des Reiches ift dem König von Preußen, als 
deutfhem Kaifer eine hervorragende Stelle eingeräumt (Nr. 7). Die ſou— 
veräne Regierungsgewalt ſelbſt fteht dem Bundesrathe zu (Nr. 6), der in 
Gemeinfhaft mit dem Reichstage (Nr. 8) die Reichsgeſetzgebung ausübt (Nr. 5). 

2. Reichsgebiet. 
S 8. 


Das Reichsgebiet umfaßt außer dem Reichslande Elfaß- Lothringen 
25 Staaten und zwar 4 Königreihe, 6 Großherzogthümer, 5 Herzogthiimer, 





7 Fürſtenthümer und 3 freie Stäbte?). 


1) Die Zwede des Staates können in 
dem einzelnen Stante ihre volle Erfüllung 
finden (Einheitsftant) oder zur Ver—⸗ 
bindung einer Mehrheit von Staaten 
Anlaß geben. Diefe Verbindung heißt 
Staatenbund, fo lange fie die Einzel- 
ftaaten nur durch Vertrag zuſammen⸗ 
hält u. die Vollgewalt (Souveränität) 
derſelben unberührt läßt. Sie wird zum 
Bundesftaat, wenn fie jelbft die Sou⸗ 
veränität erlangt u. durch die eigene Ge- 
fetgebung über die Einzelftaaten hinweg 
zu den Staatsangehörigen in Beziehung 
tritt. Der Staatenbund ift ein völfer- 
rehtlihes, der Bundesftant ein ftaats- 
rechtliches Gebilde. 


2 Reichs-Verfaſſung v. 1871 


(RGEB. 64) Art. 4 

9) Daſ. Art. 78. — Diefe Befugniß 
bildet ein zwar nicht wejentlihes, aber 
gewöhnliches Attribut des Bundesſtaats. 
Auh die Schweiz u. Die vereinigten 
Staaten haben fie aufgenommen. Im 
letzteren wird fie von einer befonderen 
verfafiungsgebenden Gewalt ausgeübt. 

9 Daf. Art. 19. u. 76. 

5%, Daf. Art. 1, Anſchluß Elſaß⸗Lo⸗ 
thringens G. 9. Juni 71 (RGB. 212). 


— Smamenttiher Shut 8 243 Anm. 6 
u. 8 180 a. ©. 
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Bon dem Gebiete des vormaligen deutfchen Bundes fehieden Defterreich, 
das Fürſtenthum Liechtenftein und das Großherzogtfum Luxemburg aus); 
andererſeits traten die von Bunde ausgeſchloſſen gewefenen Provinzen Preußen 
und Poſen, das an Preußen gefallene Herzogtfum Schleswig und das vom 
Reiche erworbene Elſaß-Lothringen Hinzu. 


d. Reidhsangehörigkeit. 


89. 

a) Die NReihsangehörigkeit, die nur in Verbindung mit dem Erwerbe 
und Perlufte der Staatdangehörigkfeit in einem Bundesftante erivorben und 
verloren wird’), ift mit bejonderen Rechten verbunden. Sie bedingt ein ge- 
meinfames Zugehörigfeitsverhäftnig (Indigenat) für ganz Deutfchland, welches 
den Angehörigen eined Bundesftaates in jedem andern als Inländer erſcheinen 
läßt und deſſen gleihe Behandlung mit den Einheimifhen in bezug auf 
Erlangung des Staatsbürgerrenhtes, auf Wohnfiznahme, Grundftüdserwerb, 
Gewerbebetrieb?), Zulaffung zu öffentlihen Amtern?), Genuß fonftiger bürger- 
licher Rechte, Rechtsverfolgung und Rechtsſchutzlo), ſowie die Gleichberechti— 
gung der Angehörigen der verſchiedenen religiöſen Bekenntniſſe in bürgerlicher 
und ſtaatsbürgerlicher Beziehung!!) zur Folge hat. 


Hröße und Beiisrun des Reiches und der Die Zunahme der Bevölkerung feit der 






nalen. letzten Zählung (1880) betrug 3,56, 
ae Ein- jährlih alſo 0,71 Proz. 
Fläche Zebölte⸗ wohner 6) Daſſelbe war durch den Londoner 


Einzelſtaaten. Vertr. 11. Mai 67 nach Aufhebung des 


früheren preußiſchen Beſatzungsrechts unter 
dem bisherigen Herrſcherhauſe für neutral 
5420199| 71,5 erklärt. 81. (88 

3182003| 212,2 ) B uni BGB. 355); Einf. 
19051851 1023 | im Südbeutfhland Anm. 12 zu $ 6, in 
956611) 124,5 | Elf.-Lothringen ©. 8. San. 73 (RGB. 
841525) 532 | 51) Art. I. — Näheres ſ. S 34 

d. W. 







Kgr. Breufen. 
* Baiern . ce. 0. 
= Gadjen . .. 
» MWiürtemberg . . 

Oroßhath. Baden .. 

Heffen .. 
⸗ Oldenburg. 
« Medienb.-Schw. 


313946] 87.3 9) 8 349 d. W. 


214884| 871 8639 W. 

161460| 122,0 *, Berf. Art. 3. — Nüheres | $ 171 
248166| 105,7 | d. W. — Freiheit der Perfon u. Wohnung 
83836 891 | Anm. 47 zu 8 35, 8 234 u. 235 d. W.; 


⸗ 1360 
s ine —* Aa FR der Berehelihung Anm. 22 zu 8 210; der 
⸗ Reuß ültere einie 55904| 1767 | Auswanderung 8 11 d. W.; der Mei- 
= _= jüngere = 110598| 1339 | nungsäuße iheit) 


= Lippe-Detmold . 
Freie Stadt Bremen . 
=» Hamburg. 


165628| 648,0 EN © 3. Juli 69 (BGB. me Ada 
Lübeck. 6. 
Rechsl. ef. 15.-Rotbringen 14509 


518620| 1 265,5 
in Sübdeutfhland Anm. 12 zu 8 
67658) 2 
1564355 1078 Bol. 8 289 d. W. 


Deutſches Reid |540597a 855 704| 86,7 
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S 10. 

b) Tas Recht der freien Wohnſitznahme findet feine weitere Ausfuh— 
rung in den Beſtimmungen über die Freizügigkeit!?), mit welcher ein ein— 
heitliches Wohnrecht im ganzen Reiche verbunden ift. Aus dem Reichsgebiete 
fünnen Reichsangehörige weder ausgewieſen, noch ausgeliefert werden??). 
Innerhalb deffelben kann ihnen, fobald fie den Nachweis der Reihsangehörig- 
feit und im Falle der Unfelbftftändigfeit den der Genehmigung des Vaters 
oder Vormundes erbracht haben, der Aufenthalt oder die Niederlaflung nicht 
verfagt oder beſchränkt werden‘). Ausnahmen (Aufenthaltsbefhrän- 
fungen) find nur zuläffig: 

1. im polizeilichen Intereſſe in den geſetzlich bejtimmten Fällen’), 

2. aus Rüdjihten der Ortsarmenpflege'®). 
Der Anzug darf insbejondere weder von der Entrihtung eines Einzugsgeldes, 
noch von der Zufiherung der Wiederaufnahme (Heimkehrſchein) abhängig 
gemadt werden!?). 

Die Ausftellung der Heimathfcheine kann demgemäß int Verkehre der 
Bundesstaaten untereinander nur noch als Ausweis der Landes- und bez. 
Reichdangehörigkeit verlangt iwerden!®), und die gleiche Bedeutung haben dieje 
Scheine im Verkehre mit allen durch Uebernahmeverträne verbundenen anßer— 
deutfchen Staaten. Die Ausfertigung diefer Staatsangehörigkeits-Ausweiſe 
erfolgt in Preußen durd die Landräthe!?), während die für das Reichs— 
Ausland beftimmten Heimathsſcheine von den Negierungspräfidenten (Regie 
rungen) auf höchſtens 5 Jahre auszufertigen find?®). 


$ 11. 

c) Einen Ausfluß der Freizügigfeit bildet die Austwanderungsfreiheit. 
Diefe unterliegt feinen anderen Einſchränkungen, als den dur die Wehr- 
pfliht bedingten?!), in&befondere dürfen Abzugs- (Abfahrts- oder Abſchoß⸗) 
gelder nicht erhoben werden??). Die Freiheit hat fi) allen Befürchtungen 


2) Freizügigkeits G. 1. Nov. 67 
(BGB. 55); Einf. in Süddeutſchland 
Anm. 12 zu 8 6, in Elſ.⸗Lothringen ©. 
8. Ian. 73 (XGB. 51) Art. I. — Mit 
der Schweiz ift die Niederlaffung für 
die beiderfeitigen Angehörigen durch Vertr. 


Dal. 8 3 — 8 240 Abi. 1d. W. 
on Daſ. $s1,4—7. 8286 Ahf. 3, d. W. 
) Dre. 88 Bol. S 77 Arm. 42. 

. 31. San. 69 (MB. 53). 
i0) 3 12. Mai 64 (MB. 124), (Schweiz 
RN. 13. Nov. 78 MB. 79 ©. 5; Oeſter⸗ 


27. April 76 (RGB. 77 ©. 3), Zufat 
21. De. 81 (CB. 82 ©. 16, MB. 48) 
u. Bel. 19. Mai u. 11. Juli 82 (MB. 
117 u. 210) geregelt. 

3 StGB. 8 9. — In Preußen war 
die Strafe der Ausweifung für SInländer 
don 1774 aufgehoben. — Ausweifung 
der Ausländer 8 240 Abf. 2, Aus—⸗ 
lieferung (auf Antrag des auswärtigen 
Staates) $ 234 d. W. 

19 Freiz6. 8 1,2 u, 12. 


reich R. 14. Sept. 74 MB. 197). — 
Formular im Reihe B. B. 3. März 
83 (CB. 66). 

2) RD. 20. Mai u. R. 17. De. 38 
(RA. XXII 22 u. 23) u. 2. Mai 45 
(MB. 124); BO. 8 17. — Formular 
im Reihe B. B. 20. Yan. 81 (EB. 22) 
u. preuß. ER. 17. Mürz 81 (MB. 86). 

2) 8 34 Abſ. 3 Nr. 3. 

2) V. U. Urt. 11. 
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gegenüber behauptet, die an den zeitweife maflenhaft auftretenden Abfluß der 
Bevölkerung?) geknüpft worden find. Die ſtaatliche Wirkfamfeit auf dem 
Gebiete des Auswanderungswefens beſchränkt ſich demgemäß auf die perfön- 
liche Fürforge für die Auswanderer. Obwohl der Gegenftand auf das Reich 
übergegangen?) und feinem Weſen nad nur von ihm erfolgreih wahr- 
genommen werden fann, hat diefes ſich doch bislang auf die Beſtellung eines 
Reichskommiſſars beſchränkt, der die Sicherheit und die gefundheitlichen Iuter- 
efjen bei der Ueberführung wahrzunehmen hat?) Die Zulafjung und Ueber- 
wachung der Unternehmer und Vermittler von Auswanderungen ift dagegen 
der LTandesgejetsgebung verblieben?) Sie bedürfen in Preußen der Kon— 
zejfton des Negierungs-Präfidenten (dev Negierung), welche Unbefcholtenheit 
und Zuverläffigfeit vorausfegt, aber auch übrigens nad) dem Ermeſſen der 
Behörde verfagt werden kann und gegen Beftellung einer Kaution für ein 
Jahr ertHeilt wird. Für Ausländer ift die Genehmigung des Minifters für 
Handel erforderiih?”. 
$ 12. 

d) Die Bevölkerung des Reiches wie der Kinzelftaaten unterliegt der 
periodifhen Aufnahme, die feit 1875 alle 5 Jahre in den Mittel und 
Endjahren der Jahrzehnte ftattfindet und fi) nad) der am 1. Dezember des 
Aufnahmejahres ortsanwefenden Bevölkerung richtet. Diefe und nicht die 
Wohnbevöfferung wird zu Grunde gelegt, weil es für leßtere an einer feiten 
Begriffsbeftimmung fehlen würde. Mit der Aufnahme, die für verjchiedene 
Reichs- und Staatsverwaltungszwede von Bedeutung ift, pflegen andermeite 
ftatiftifche Erhebungen verbunden zu werden?s). Sie erfolgt durch Zählfarten, 
die von den zu Zählenden ausgefüllt, von den Behörden gejammelt und 
von entralorganen der Landesverwaltung — in Preußen vom ftatiftifchen 
Büreau — zufammengeftellt werden. Die Methode wird al® bewährt be- 


2) Die Zahl der aus Deutihlan in | 7) ©. 7. Mai 53 (GS. 729) u. Regl. 


überfeeiihe Länder ausnewanderten Per⸗ 
fonen hatte fih in den Jahren 1872 bis 
1877 von 128243 auf 22903 vermin- 
dert. Hierauf trat eine erhebliche Zunahme 
ein, die 1881 ihren Höhepunkt mit 
220 798 Auswanderern erreichte, feitdem 
aber in allmähliger Abnahme begriffen 
ift (1885: 110028 u. 1886: 79 875. 

2), NBerf. Art. 4. 

3) Der Kommiſſar ift für die Häfen 
Hamburg, Bremen-Geeftemünbe n. Stettin- 
Swinemünde beftellt u. hat feinen Sit in 
eriterer Stadt. 

% GewO. 8 6. — Reichsgeſetzlich mit 
Strafe bedroht ift jedoch die betrügeriſche 
Berleitung zur Auswanderung StGB. 
8 144 u. die Berleßung der Wehrpflicht 
Anm. 2 zu 8 87 d. W. 


6. Sept. 53 (MB. 201), erg. ER. 15. 
Mürz u. 1. Dez. 69 (MB. 77 u. 2%); 
Zuftß. 8 120°. — Han.®. 19. u. Bel. 
20. März 52 (ban.®. I 19 u. 20), erg. 
G. u. Bel. 14. Juni 66 (daf. 155 u. 156). 


=) Die Bevölferungsziffer ift unter 
anderem maßgebend für die Wahlbezirts- 
eintheiluug (Reichstag 8 17, Landtag 8 42 
d. W.); für Vertheilung des Rekruten⸗ 
bedarfs auf die Aushehungsbezirte (S 92 
d. W.); für Aufbringung der Matrikular⸗ 
beiträge im Reihe ($ 169 d. W.); für 
Ausiheidung der Städte aus dem Kreis- 
verbande (8 54 Abf. 3, inshef. Anm. 13). 
— Zeſondere Berufsſtatiſtik Anm. 1 zu 
8 349. 


12 
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zeichnet, erfordert jedoch einen erheblichen Aufwand an Arbeit und Koften. 
Aud fällt neben der Erſchwerung der Kontrolle der Umftand ftörend ins 
Gewicht, daß die endgültige Feſtſtellung der Ergebniffe erft längere Zeit nad) 
der Aufnahme möglich wird. 


CE 


10. 


A. Zuſtändigkeit des Reiches. 
8. 13. 


Dem Reiche find folgende Gegenftände überwiefen: 


Die Verwaltung der Reichsfinanzen?“)), insbefondere die Zölle und 
Keichsftenern?‘) und die Ausgabe von fundirtem und nicht fundirtem 
Papiergelde?‘) ; 

die auswärtigen Angelegenheiten nebft dem Schute des Handels im 
Auslande und der Schifffahrt zur See®?); 

das Militärweſen und die Kriegsmariness); 

das bürgerlihe und das Strafrecht nebft dem Schutze des geiftigen 
EigentHums und das geridhtlihe Verfahren‘); die Vorfchriften über 
Beglaubigung öffentlicher Urkunden?) und die Entfeheidung über Juſtiz— 
veriveigerung®°); 

die Beitimmungen über Paßwefen und Fremdenpolizei?”); 

das Pref- und Vereinsweſen?s); 

Mafregeln der Medizinal- und Beterinärpolizei??); 

die Grundfäte über Freizügigkeit; das Heimaths-, Niederlaffungs- und 
Armenwefen‘‘); 

die Geſetzgebung über Handel und Gewerbe einſchließlich des Verſiche— 
rungswefens*!) und Bankwefens*?), über Maß-, Gewichts- und Münz- 
weſen“s) und Erfindungspatente*); 

das Eifenbahnwefen‘d), die Herftelung der un Intereſſe der Yandes- 
vertheidigung und des Verkehrs erforderlichen LYand- und Wafferftraßen, 
Slößerei und Schifffahrtsbetrieb auf gemeinfamen Wafferftraßen, Zu- 
jtand der letzteren, Fluß- und fonftige Waflerzölle und Seeſchifffahrts⸗ 
zeichen?®); 


3 Verf. Art. 69-73 ($ 166- 169 
d. 


ey Dar. Art. 42 u. 33-40. — Dem 
Reiche find faft alle indirekten Steuern 
zugewiefen (8 151 d. W.). 

2) Daf. Art. 43 K 168 al. 7d. W.). 

2) Verf. Art. 3 Abſ. 6; Art. 11, 
47 u. 54—56 (8 82—85 u. 368 d. ®.). 

28) a Art. 414, 57—68 u. 53 ($ 86 


2 Daf. Art. 418, 6,11 u. G. 20. Dez. 
73 (XGB. 379) ($ 171 d. W.). 

*) Berf. At. an (8 209 d. ®.). 

% Daf. Art. 

7) Daf. Art. FH (6 244 b. W.. 


38), Daſ. Art. 416 (8 255 u. 256 d. W.). 
®) Daf. Art. 415 ($ 264—269 u. 343, 
344 9 ®.). 
®) Daſ. Art. 3 u. 4 — ©. 6. Juni 
0 nen. 360). Ss Lu. 8 36 ff. ($10u. 
286 d. W.). 
AM) Verf. Art. 41u.2 (& 349 -363 u. 
3142. BW 
2) Daſ. Art. 44. — ©. 14. März 75 
(REB 177) 8 12 @ 319). ®.). 
8), Daf. Art. 43 (8 364, 365 6. W.). 
“) Daf. Art. 45 (8 359 d. W.). 
5 Das. Art. 48 (8 374-377 d. W.). 
9) Daf. Art. 48,9 u. ©. 3. März 73 
(RGB. 47) ($ 367 —369 d. W.). 
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11. Poſt- und Telegraphenwefen?”). 
Diefe Zuftändigleit wird in zwei Richtungen eingefdränft: 
I. Räumliche Befhränfungen bilden die Reſervat- oder Sonder- 
rechte: 


1, 


2. 


Hamburg und Bremen find zur Zeit als Freihäfen von der Zoll- 
gefeggebung ausgefchloffen‘®). 

In Baiern, Würtemberg und Baden ift die Bier- und die Brannt- 
meinftener der Tandesgefeßgebung vorbehalten‘?) und daffelbe gilt 
in Elfaß-Lothringen von der Bierfteuer?‘). Ä 


. Baiern und Wiürtemberg verwalten unbeſchadet einzelner, durch 


die Reichögefetgebung feftgeftellter Grundfäge das Poſt- und Tele- 
graphenweſen felbftitändig®"). 

Beide Staaten genießen in betreff des Militärwefens einzelne 
Ausnahmeredte??). 

Auf Baiern findet die Gefeßgebung über Heimath- und Nieder- 
laſſungsweſen feine, die über das Eifenbahnwefen nur befhränfte 
Anwendung). 


D. Sadliden Befhränfungen unterliegt die Zuftändigfeit des Reiches 
an fih nit. Sie kann fi auf den ihr zugewiefenen Gebieten frei 
bewegen und über die Gefeßgebung wie über die Verwaltung und 
Rechtspflege erftreden. Thatfählih Hat indeß das Reich von dieſer 
Befugniß nur befhränften Gebrauch gemacht und fid) der einzelnen 
Gegenftände in fehr verfchiedenem Umfange bemädtigt: 


1. 


Bolftändig oder doch nahezu volftändig find nur wenige Verwal— 
tungszmweige vom Reiche in Anfpruh genommen (auswärtige, 
Marine-, Poft: und Telegraphen-Angelegenheiten). 


. Auf anderen Gebieten hat das Reich ſich auf die Gefeßgebung 


beſchränkt und die Verwaltung und Rechtſprechung den Landes- 
organen entweder ganz überlaffen oder nur einzelne Centralorgane 
im Intereſſe einheitliher Handhabung der gegebenen Grundſätze 
geſchaffen (Reichsgericht, Bundesamt für Heimathweſen, Reichs— 
patentamt, Reichsverſicherungsamt, Reichseiſenbahnamt). 

Auch die Geſetzgebung hat endlich das Reich nicht überall voll- 
ſtändig übernommen, ſich vielmehr verſchiedentlich auf die Aufſtellung 


7) Verf. Art. 410 (8 378—381 d. W.).  &. 25. Juni 73 (RGB. 161) 8 4. 
*), Daf. Art. 34. Demmächſtiger An⸗ 5) Verf. Art. 410 u. 52. 
—FE an das Soligebiet 8151 a 1d. W. 2), Daſ. Schlußbeſt. z. Abſchn. XI n. 
II. 


RVerf. Art. 35 Abſ. 2. Dem- 


X 
nächſtiger Sertfall ber Branntweinftener 3), Daf. Art. 41 u. 46. 


8 161 Abf. 4 
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leitender Grundfäge beſchränkt, deren weitere Ausführung der 
Landesgefeßgebung überlafien if. Die Reichsgeſetze erlangen in 
diefen Füllen erſt durch die Ausführungsgefege der Cinzelftaaten 
praftifche Anwendbarkeit. 

Die Zuftändigfeiten des Reiches gewähren hiernad ein ziemlich buntes 
Bild und folgen feinem feften Syftem. Der Grund Tiegt in der Art ihrer 
Entftehung. Nicht theoretiihe, fondern rein praftiiche Erwägungen haben 
das Rei) ind Leben gerufen und weitergebildet, und diefer Syſtemloſigkeit 
verdanken die Reichseinrichtungen zum großen Theil ihre ſchnelle Entwidelung. 


5. Reichsgeſetzgebung. 


8. 14. 


Für das Zuſtandekommen der Reichsgeſetze ſind übereinſtimmende 
Mehrheitsbeſchlüſſe des Bundesrathes und des Reichstages erforderlich und 
ausreichendo). Hierbei gelten folgende Maßgaben: 


1. Im Angelegenheiten des Militärwefens, der Kriegsmarine, der Zölle 
und Verbrauchſteuern giebt bei Meinungsverfchiedenheiten im Bundes— 
rathe die Stimme Preußens infoweit den Ausſchlag, als fie fih für 
Aufrechterhaltung der beftehenden Einrichtungen ausfpricht®); 


2. BVerfaffungsänderungen gelten ald abgelehnt, wenn fie im YBundesrathe 
14 Stimmen gegen fi) haben°‘); 

3. Berfaflungsvorfchriften, welche beftimmte Nechte einzelner Bundesftaaten 
in ihrem Verhältniß zur Gefammtheit feftftellen, können nur mit deren 
Zuftimmung abgeändert werden?”); 

4. bei Beſchlußfaſſung über eine Angelegenheit, die nicht dem ganzen 
Reihe gemeinschaftlich ift, werden im Bundesrathe nur die Stimmen 
ber betheiligten Bundesftanten gezählt’). 

Die Reichögefete gehen den Landesgefegen vor”). Beftehende Landes- 
gefetse treten, infoweit fie mit erlaffenen Reichsgeſetzen unvereinbar find, außer 
Kraft: Reichsrecht bricht Landesrecht. 


Neben den Reichsgeſetzen können Reichs - Verordnungen erlaffen 
werden. Der Unterſchied zwifchen beiden ift wejentlich formeller Natur. Die 


5) Berf. Art. 5 Abf. 1, Art. 69 u. 73. 7, Daſ. Abf. 2. — Zu diefen Rechten 

— Das Borfhlagsreht (Smitiative) fteht | gehören die oben ($ 13 Abi. 2 Nr. I) er⸗ 
jeder dieſer Körperfhaften zu, Art. 7 u. | wähnten Reſervatrechte. 
23. — Bedeutung der Gefeßgebung 8 3 8) Daf. Art. 7 Abi. 4.; die gleiche 
d. W.; Geſetzesform für Verträge 8 82, Vorſchrift für den Reichstag ift aufge- 
für Reihshaushaltsetats 8 167 d. W. hoben Anm. 101. 

5) Berf. Art. 5 Abf. 2. 9, Daf. Art. 2. 

8 Daf. Art. 78 Abf. 1. 
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Berordnung fordert Feine Lebereinftimmung des Reichſstages und YBundes- 
rathes, kann vielmehr von letzterem felbftftändig erlaffen werden. Gleiche 
Befugniß fteht dem Kaifer infoweit zu, als ihm die Kegelung eines Gegen- 
ftandes fpeziell übertragen wird (Delegation) oder nur Gegenjtände der Ver— 
waltung zu ordnen finde). 

Die Reichsgeſetze erlangen ihre verbindliche Kraft erft durch die Ver— 
fündigung (Publikation) im Reichsgeſetzblatt und zwar mit dem 
14ten Tage nad) dem Erſcheinen des betreffenden Stüdes in Berlin®). 
Für.die Konfulatsbezirfe währt diefe Friſt 4 Monate‘?). Die Ausfertigung 
und Berfündigung erfolgt durch den Kaifer®?). — Das RGB., welches allen 
in Preußen wohnenden Abonnenten der preuß. Gefeß-Sammlung unent- 
geltlich geliefert wird), Hieß bis 1870 Bundes-Gefegblatt. Bis 1873 
fanden in demfelben aud) alle Ausführungsverordnungen (Bekanntmachungen, 
Reglemente) Aufnahme. Seit 1873 ift ein Gentralblatt für das 
Deutſche Reich eingerichtet, in weldem fie, nicht eben zum Vortheil der 
Einfachheit und Meberfichtlichkeit, zufammen mit ftatiftifchen Notizen, Einzel 
entfcheidungen, Ernennungen u. |. w. veröffentlicht werden‘?). 


6b. Ber Rundesrath. 
S. 15. 


Der Bundesrath ift das Organ, durch welches die Gefammtheit ber 
Bundesftaaten die fouveräne Reichsgewalt ausübt. Ihm gebührt deßhalb 
neben der Mitwirkung bei der Neichögefetsgebung auch deren Vorbereitung 
und Ausführung, ſoweit diefe nicht fpeziell dem Kaiſer zugewieſen iſtss). 

Nah feiner Zuſammenſetzung befteht der Bundesrat aus 58 Ber- 
tretern (Bevollmädtigten) der Yandesregierungen, deren Preußen 17, Baiern 6, 
Sachſen und Würtemberg je 4, Baden und Heſſen je 3, Medlenburg-Schwerin 
und Braunſchweig je 2, die übrigen Staaten je einen entjenden. Die Be— 
vollmächtigten ftinnmen nad der Inftruftion ihrer Regierung. Jeder Staat 
fann demgemäß feine Stimmen nur einheitlich abgeben‘”). 

Die Berufung gefdhieht durch den Kaiſer; fie muß mindeſtens einmal 


©, Bal. daſ. Art. 72, 50, 53 u. 63. 


5) Bel. 27. Mai 76 (MB. 145). 
— Einſtweilige Verordnungen mit Ge— 


8149. u. Verf. Art. 7. u. 16. 


Fpeerraſt. wie fie für Preußen (8 37 
Nr. 2. d. W.) u. EI. « Lothringen (8 26 
Abf. 2) vorgefehen find, kennt die RVerf. 
nicht. — Arndt: d. Verordnungsrecht 
des d. Reiches (Berl. u. Leipz. 84). 


en Daf. Art. 2 u. V. 26. Suli 67: 


(BESB. 24). 
=, &. 10. Juli 79 (ROB. 197) 8 47. 
3), Verf. Art. 17, vgl. Anm. 87 zu 8 38. 
69 Bel. 14. Sept. 68 (MB. 265). 


— Oberauffichtsrechte üb. die Bundes» 
glieder Art. 19, 76 u. 77. — Strafredit- 
licher Schuß StGB. $ 105, 339. 

Mm) Berf. Art. 6. — Schuß der Mit- 
glieder Art. 10 u. StGB. 8. 106, 339. 
— Elf.-Rothringen ift im Bundes 
rathe nicht vertreten, doch Fann zu Bes 
rathungen über Randesangelegenheiten der 
Statthalter Kommiffare abordnen ©. 
4. Juli 79 (RXGB. 165) S. 7 
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im Jahre und jedenfall® dann erfolgen, wenn der Reichstag zufammentritt 
oder ein Drittel der Stimmen fie verlangt®®). 

Den Borfig führt der vom Kaifer ernannte Reichskanzler oder deſſen 
Stellvertreter. Der Kanzler kann ſich durch jedes andere YBundesraths- 
mitglied vermöge fhriftliher Subftitution vertreten Laffen‘®). 

Der Bundesrath bildet aus feiner Mitte dauernde Ausſchüſſe und 
zwar 1) für auswärtige Angelegenheiten, 2) für Landheer und Feſtungen, 
3) für Seewefen (Marine), 4) für Zoll- und Steuerwefen, 5) für Handel 
und Verkehr, 6) für Eifenbahnen, Poft und Telegraphen, 7) für Yuftizwefen 
und 8) für Rechnungsweſen?0), — Befondere Ausfchüffe find außerdem für 
Elfaß-Lothringen, für die Verfaſſung, für die Gefhäfts-Ordnung und für das 
Eiſenbahn-Gütertarifweſen beftellt. 


T. Ber Kaiſer. 


S. 16. 


Der jedesmalige König von Preußen nimmt eine hervorragende Stelle 
unter den Monarchen ein. Er führt den Namen „Deutfher Kaiſer“?i), 
das Kaiferlide Wappen und die Kaiferlihe Standarte??). 


Neben diefen Ehrenrechten find dem Kaifer beftimmte Regierung s- 
und Vermwaltungsbefugniffe übertragen, insbeſondere die völkerrechtliche 
Bertretung des Reiches, die Kriegserflärung, weldhe abgefehen von der Ab- 
wehr eines Angriffes die Zuftimmung des Bundesrathed erfordert, und die 
Triedensfchliegung”?), die Berufung und Schließung des YBundesrathes und 
des Reichstages’*), die Verkündigung der Keichögefege und die Ueberwachung 
ihrer Ausführung”®), die Ernennung und Entlaffung der Reichsbeamten6), 
die Organifation des Heeres und der Marine, der Oberbefehl über beide 
und die Ernennung der Offiziere und Beamten”), die obere Leitung der 
Poſt- und Telegraphenverwaltung”®) und das Begnadigungsreht in Fällen 


erftinftanzlicher Entſcheidung des Reichsgerichts?9). 


og) Ber: Art. 12—14. — GeſchäftsO. 
6. April 80. 


en Der: Art. 15 u. ©. 17. März 78 
(RGB. 7). 

50) Verf. Art. 8. 

2) Verf. Art. 11. — Verbrechen wider 
den Kaiſer werden ebenſo wie die wider 
den Landesherrn begangenen beſtraft 
StGB. 8 80, 94 u. 95. Zuſtändigkeit des 
Reichsgerichts Anm. 34 zu 8. 180 d. W. 
— Der jedesmalige Thronfolger führt den 
Titel „Kronprinz des deutſchen Reichs“ u 
„Kaiſerliche Hoheit“ A. E. 18. San. 71 
(MB. 2). 


7) Erl. 3. Auguft 71 (RGB. 318 u. 
Beridtigung ©. 458) Nr. 2 u. 3. Unbe⸗ 
fugter Gebrauch StGB. 8 860”. 

9) Berf. Art. 11 u. 56. — Bertrags- 
ihlüffe 882 Abſ. 30. W., Erklärung des 
Belagerungszuftandes u. Einführung zeit» 
weiliger Paßpfliht 8 243 u. 244 d. W. 

7%, Verf. Art. 12 

5), Daf. Art. 17. 

” Daſ. Art. 18. 

7) Dof. Art. 53 u. 63. Vgl. 8 86 d. W. 

7°, Berf. Art. 50. 

9) 8 180 u. 204 d. W. 
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8. Ber Reichstag. 
S 17. 

Der r Reichstag nimmt eine ähnliche Stellung im Reiche, wie die Land- 
tage in den Einzelftaaten ein. Alle Reichsgeſetze find an feine Zuftimmung 
gebunden®®). Ihm gebührt die Kontrolle der Fahresredhnung®!). 

Der Reichstag befteht aus einer Kammer. Die Wahl zu derfelben 
erfolgt für drei Jahre mittelft allgemeiner und direkter Wahlen und geheimer 
Abftimmumg®?). — Wähler ift jeder Deutſche, der das 25. Lebensjahr zurüd- 
gelegt hat, nicht unter Vormundſchaft oder Kuratel oder im Konkurfe fteht, 
feine Öffentliche Armenunterftügung empfängt und fi im Befige der bürger- 
lichen Ehrenrechte befindet), Für Milttärperfonen ruht das aktive Wahl- 
vet). Wählbar ift jeder Wähler, der einem Bundesftaate feit mindeftens 
einem Jahre angehört hat), Beamte bedürfen zum Eintritt in den Reichstag 
feines Urlaubes, gehen jedod der Mitgliedfhaft beim Eintritt in ein mit 
höherem Range oder Gehalte verbundenes Amt verluftig®®). — Jeder Abge- 
ordnete wird in einem befonderen Wahlkreife gewählt. Die Wahlkreiſe find 
unter Zugrundelegung einer Durchſchnittsbevölkerung von 100000 Ein- 
wohnern abgegrenzt. Ihre Zahl beträgt 39787). — Behufs Ausführung 
der Wahlen werden die Wahlfreife in Wahlbezirke zerlegt und Wahlvorftände 
für diefelben gebildet®®). Die Wahl ift öffentlih) und erfolgt im ganzen 
Reihe an einem vom Raifer zu beftimmenden Tagesꝰ)). Die Wähler, deren 
Berechtigung zubor durch öffentlihe Auslegung der Wählerliften feitgeftellt 
worden”), wählen durch Abgabe verdedter Stimmgzettel?'). Die Ergebniffe 
werden von den Wahlvorftänden ermittelt und hierauf von einem Wahl- 
fommiffar für den ganzen Wahlkreis zufammengeftellt??). Als gemählt gilt 
derjenige, der die abfolute Mehrheit aller abgegebenen Stimmen erhalten 


hat. Iſt eine ſolche nicht erzielt, fo entfcheidet bei Stimmengleichheit das 


813. 

a) Verf. Art. 72. 

2) Daf. Art. 20 u. 4. WahlG. 31. 
Mai 69 (BGB. 145) nebft Regl. 28. Mai 
70 (BOB. 275) Einf. in Süddeutſch⸗ 
land Anm. 12 zu 8 6, Elſ.⸗Lothringen 
©. 25. Juni 73 (RB. 161) $S 3 u. 6. 
— Zuſtändige Behörden Regl. S 36 u. 
Anl. D nebft Beridtigung (REGB. 70 
S.488) Nr. II, Nachtr. 24. Jan. 72 (RGB. 
38) u. für Elſ.⸗Lothr. 1. Dez. 73 (RGB. 
374). — Schub des Wahlrehts StGB. 
s 107—109; Stimmzettel u. Druckſchriften 
zu Wahlzweden Anm. 24 u. 25 zu S 245. 

WS 8 1 u 3; StGB. 8 34. 

MMS 8 2; RMilG. 2. Mai 74 
(RGB. 45) 8 49. 

Grf. Hue de Grais, Handbud. 6. Aufl. 


MO. 8 4. 

6 Verf. Art. 21. 

MS. 8 5, Berf. Art. 20 u. ©. 25. 
Juni 73 (RGB. 161) 8 3; Wahlfreis- 
eintheilung WahlRgl. F 23 nebft Anl. 
C, Beridtigung os. 70 ©. 188) 
Nr. II u. Nachträgen 24. Yan. 72 (RGB. 
38), 20. Juni 73 (RGB. 144), 25. Dez. 
76 (RGB. 275), f. Süddeutſchland 27. 
Seh. 71 (RGB. 35), f. Elf.-Lothringen 
Bel. 1. Dez. 73 (RGB. 373). 

8) WG. 86 u. 9; Witegl.86—8 u. 10. 

WG. 5 I u. 14; DR. 89. 

0 MS. 87 u 8 WR. 8 1-6. 

WS 8 10 u. 11; WR. 8 11—16. 

2) WG. 8 13; TR. 8 17—22 u. 
24—27. 

2 
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Loos, anderenfall8 die engere Wahl unter den beiden Kandidaten, welche bie 
meiften Stimmen auf ſich vereinigt haben”). 

Der Kaifer ift befugt, den KReichstag zu berufen, zu eröffnen, zu ver- 
tagen und zu fließen). Die Berufung muß mindeftens einmal jührlic) 
ftattfinden®®). Die Bertagung darf ohne Zuftimmung des Reichstages nur 
für 30 Tage und nur einmal während derfelben Situngsperiode erfolgen”). 
Zur Auflöfung während der dreijährigen Wahlperiode (Legislaturperiode) 
ift ein Beſchluß des Bundesrathes und die Zuftimmung des Kaiſers erforderlich). 
Nach derfelben muß die Zufammenberufung der Wähler binnen 60, die des 
neuen Reichötages binnen 90 Tagen erfolgen?”). 

Die Verhandlungen find öffentlich”). Die Mitglieder des Bundes- 
rathes können denfelben beiwohnen und müſſen jederzeit gehört werden”). 
Der Reichstag regelt Geſchäftsgang und Disciplin durch eine Gejhäftd-Orb- 
nung!) Er ift bei der Anweſenheit der Mehrheit feiner geſetzlichen Mit- 
glieder beichlußfähig und beſchließt nad) abfoluter Mehrheit!) 

Die Reihstagsmitglieder find an keinerlei Aufträge und Inftruf- 
tionen gebunden!) und wegen ihrer Abftimmungen und Aeußerungen nicht 
verantwortlih!). Während der Situngsperiode dürfen fie, wenn fie nicht 
bei Ausübung der That, oder im Laufe des folgenden Tages ergriffen werden, 
nur mit Genehmigung des Reichstages wegen ftrafbarer Handlungen oder 
Schulden verhaftet werden. Auf Verlangen des letteren wird auch jedes 
anhängige Strafverfahren und jede fehwebende Unterfuhungs- oder Civilhaft 
für diefe Zeit aufgehoben!®). Endlich können fie ohne Genehmigung des 
Reichstages nicht außerhalb des Sites deſſelben ald Zeugen oder Sadjver- 
ftändige vernommen mwerden!®), Die Reichdtagsmitglieder dürfen als ſolche 
feine Befoldung oder Entfhädigung beziehen!%). 


2) WG. 8 12; WR. S 28—35. , Berf. Art. 28 u. ©. 24. Febr. 73 
* Berf. Art. 12. (RGB. 45). 
8) Daf. Art. 13. 2) Berf. Art. 29. 
) Daſ. Art. 26. 8, Verf. Art. 30. — Gleihes gilt von 
MM), Daf. Art. 24 u. 25. wahrheitsgetreuen Berichten über die Ver- 
”) Daf. Art. 22. — Die über die Ber- | handlungen Art. 22. — Ebenfo StGB. 
handlungen herausgegebenen ftenogras | S 11 u. 12. 


phifchen Berichte enthalten (als Anlagen) 
aud die Gefeßentwürfe mit Begründung, 
Bee 1 Kommifionsberiäten, 

9) Dai. A 

0, Dal. er * und GeſchO. 10. Feb. 
76 (Annalen d. d. Reiches 77 S. 490). 
Letztere ordnet insbeſondere die Bildung 
der Kommiſſionen u. Abtheilungen u. die 
Art der Berathung, weldhe für Gejetent- 
wäürfe u. Anträge des Bundesrathes in 
der Negel eine dreimalige ift. 


6, Daf. Art. 31. 

106) Erd. 8 347 u. 367 u. StPrO. 
8 49 u. 72. 

108) Gen . Art. 32. Dagegen ift ihnen 
das —5 zu freier Eiſenbahnfahrt zwiſchen 
der Station ihres Wohnortes u. Berlin 
gewährt, welches 8 Tage vor Eröffnung 
des Neihstages beginnt u. 8 Tage nad 
Schluß deſſelben erliſcht. 


\ 
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III. Die Reichsbehörden). 


1. Heberficht. 
818. 

Das Reich, welches die Verwaltung der meiſten ihm zugewieſenen An- 
gelegenheiten, in8bejondere die Funktionen der unteren Inftanzen den Yandes- 
behörden belaffen hat?), entbehrt infolge deflen eines durchgebildeten Behörden- 
organismus. Die Reichsbehörden find, abgefehen von der Verwaltung des 
Poft- und Telegraphenweſens und des Reichslandes Elfaß-LTothringen?) faft 
nur Centralbehörden. 

2. Ber Reichskangler. 
8 19. 

Der Reichskanzler führt den Vorſitz im YBundesrathet) und bildet die 
Spige der gefammten Reihöverwaltung, in der alle Fäden der letzteren zu- 
fammenlaufen. Er muß alle Ffaiferliden Anordnungen und Verfügungen 
gegenzeihen und übernimmt damit die Verantwortlichkeit für diefelben®). 
Für dieſe Gegenzeihnung fowie für feine fonftigen Obliegenheiten kann ein 
Stellvertreter vom Kaiſer ernannt werden. Dies gilt ſowohl für den Ge— 
ſammtumfang der Geſchäfte, als für einzelne Amtözweige®). 

Für die eigene Gefchäftsverwaltung des Reichskanzlers beſteht die Reiche- 
Kanzlei. Die Stellung des Reichskanzlers ift regelmäßig mit der des preu- 
Hiſchen Minifter-Präfidenten verbunden, wodurd die Einheitlichkeit der Keichs- 
und der preußiſchen Politik gewahrt erfcheint. 


3. Bie übrigen Reichshehörden. 
8 20. 

Alle übrigen Reichsbehörden bilden nur Organe des Kanzlere. Ihre 
Einridtung ift ſonach von der der Gentralbehörden in den inzelitaaten 
insbefondere in Preußen?) weſentlich verſchieden. Der Grund liegt in der 
DOrganifation des Reiches, an deſſen Spitze der kollegialiſch gebildete Bundes⸗ 
rath ſteht. In diefem werden ähnlich wie im preußiſchen Stantsminiftertum. 
die Geſetze und Berwaltungsmaßregeln berathen; für ein zweites Kollegium 
findet fih daneben fein Plag. Ein foldhes würde jede fräftige Initiative 
ausſchließen, deren gerade das Reich mit feinen zahlreihen organifatorifdhen 
Aufgaben am wenigften zu entbehren vermag. 

Die Zahl der hiernah dem Reichskanzler zugeordneten Behörden hat 


1) Die Reichsbehörden u. —— 98 


führen bie Segeicmung „Built V ) Sen . 17. 

3. Aug. 71 (RGB. 318) Nr. ©. 17. Han 78 2, ROB. T). 
er Dr m 84146 b. 
8 879 u. 27. 


2% 
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fih mit Ausdehnung der Reichsthätigkeit beftändig vermehrt. Von dent 
urfprünglich gebildeten Reichskanzleramte haben fidh im Laufe der Zeit immer 
neue Reichsämter als bejondere unter Staatsſekretären ftehende Behörden 
abgelöft. Zuletzt iſt dieſes Amt felbft zu einem Reichsamt des Innern um⸗ 
gewandelt worden. Das Stellvertretungsgefet‘) bot Hierbei die geeignete 
Handhabe. Zur Zeit beftehen demgemäß: 


1. 
2. 


3. 
4. 
5. 


Ne) 


Das auswärtige Amt?). 

Das Reihsamt des Innern für alle nicht befonderen Behörden 
übertragenen Gegenſtände. Hierzu gehören die Angelegenheiten des 
Reichstages und der Reichsbehörden, die Reichsangehörigkeitsſachen, 
Handel, Gewerbe und Schiffahrt, Polizei, Militär und Marine). Das 
Amt zerfällt in die Central und in die Abtheilung für wirthſchaftliche 
Angelegenheiten. Unter demfelben ftehen der Reichskommiſſar filr das 
Auswanderungswefen!‘), die techniſche Kommiſſion für die Seefchiffahrt, 
die Reichsprüfungs- und Sciffsvermefjungs = Infpektoren!!), das 
Bundesamt für Heimathiwefen!?), die Disciplinarbehörden!?), das 
Ober-Seeamt und die Reichskommiſſare bei den Seeämtern!!), die 
Reih3-Schul-Kommiffion), das ftatiftifche Amt, das Gefundheitdamt"5), 
die phyſikaliſch techniſche Reichsanſtaltis), die Normal-Eihungs-Rom- 
miffton!), das Patentamt!?), das Keich8-Verficherungsamt!?) und die 
Reichs⸗Kommiſſion zur Entfiheidung von Befchwerden auf Grund des 
Soyialiftengefees?). 

Die Admiralität??), 

Das Reichs-Juſtizamt??). 

Das Reichs-Schatzamt?8). 

Die Reih8-Schulden-Kommiffion?®). 

Der Rechnungshof des Reiches”). 

Die Berwaltung des Reichs-Invalidenfonds?t). 


. Das Reichs-Eiſenbahnamt?6). 
10. 
11. 
12, 


Das KReihs-Poftanıt?”). 
Das Reichsamt für die Keichseifenbahnen (in Elfaß-Lothringen)28). 
Das Reihs-Bank-Direftorium??), 


) 8 359. 


8 88, 
9) El. 12. Aug. 67 (BGB. 29), 12. | ) 8 356 Abſ. 3. 
Mai 71 ʒgos 102) u. 24. Des. 79 | ©) 8 248 Abl. 3. 


ROB. 3 2) 8 112. 
8 112». W. 2) 8 178 Abſ. 1. 

u) 8 868 "dr 3 insbeſ Anm. 52, 53. 2) 8 166. 

2) 8 289 Ab. 4 2) 8 168, 

2) 8 23 Abi. 5 >) & 167. 
1) Anm. 5 zu $ 87. ©) 8 375 Abi. 2. 

*) 8 263 d. W. 2) 8 379. 
8 314 Abf. 2. 2) Anm. 17 zu81 


m) 8 364 Abf. 4. n g 319 Abf. 5 d. ®. 
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Außerdem bedient ſich das Reich zur Verwaltung feiner Militärange- 
Legenheiten des preußifchen Kriegs-Minifteriums°"). 


IV. Bie Reichsbeamten. 


1. Begriff. 
8 21. 
Die Rechtsverhältniffe der Reichsbeamten find gefeglich geregelt!). ALS 
Reichsbeamter gilt jeder Beamte, der entweder vom Kaifer angeftellt oder 
nad der Vorſchrift der Reichsverfaſſung den Anordnungen des Kaifers TFolge 


zu leiften verpflichtet ift?). 


Zu den Reeichsbeamten gehören die Geſandten und Konfuln?), die 
Militärbeamten‘), die Reichsbankbeamtendꝰ), die Poft- und Telegraphen- 
beamten®) und die Beamten in Elfaß-Lothringen. 

Eine befondere Stellung nehmen die rihterliden Beamten vermöge 
der ihnen gewährten größeren Unabhängigkeit ein”). 


2. Anftellung. 
S 22. 


Die Ernennung erfolgt durch den Staifer. 


Die Beitallung wird für Die 


höheren Beamten einfhließlih der Konfuln durch ihn felbit, für die übrigen 
in feinem Namen durch den Reichskanzler oder die von diefem Dazu er- 


mädtigten Behörden audgefertigt?). 


8 96. 

) RBeamtenG. 31. März 73 
(RESL. 61), erg. G. 25. Maui 87 (RGB. 
194); Ausf®. 23. Nov. 74 (RGB. 135), 
in betr. der RBankbeamten V. 19. Dez. 
75 (RGB. 378); Einf. in Elf.-Tothringen 
nad Maßgabe des ©. 23. Dez. 73 (GB. 
f. E.⸗L. 479). — Für die vom ©. nidt 
getroffenen Rechtsverhältniffe gelten nad 
& 19 daf. die betreffenden Landesgeſetze; 
vgl. 8 62—75. 

2, RGB. 8 1; ähnlich StGB. 8 359. 
Zu den Reichsbeamten in dieſer weiteren 
Bedeutung gehören auch die von den 
Zandesregierungen angeftellten Beamten 
(mittelbare Reichsbeamte). Vgl. Berl. 
Art. 18, wo indeß unter Reisbeamten 
nur die vom Sailer anzuftellenden Be⸗ 
amten verftanden werden. — Anm. 1 zu 
8 1820 MW. 

883 u. 85 d. W. 

9 Die Militärbeamten gelten als 
Militärperfonen (KMilG. 2. Mai 74 


In einzelnen Fällen hat der Bundes— 


RGB. 45 8 38, vgl. $ 95 d. W.), nit 
aber als Perfonen des GSoldatenftandes, 
Anl. z. MilſStGB. 20. Suni 72 (RGB. 
174). Auf letstere finden indeß die 8 134 
bis 138 des RBeamt®. Anwendung S 157 
daſ. — Andererfeits find die Militärs 
beamten wegen militärifher Verbrechen 
u. Vergeben dem MilStG. unterworfen 
MilStGB. 8 43 —45, 153, 154 u. 
MilStGerO. 1845 (RGB. 67. ©. 229) 
8 47, 50, 61, 68, 69, 72, 211—228, 
273, 278. 

) ©. 14. März 75 (NOB. 177) 8 28. 

8 3790. W. 

)8 187 . W. Dazu gehören die 
Mitglieder des Reichsgerichts, des Bun⸗ 
desamtes für Heimathweſen u. des Rech⸗ 
nungshofes (RBG.8 158), nicht aber die 
Beamten der Reihsanwaltfhaft (S 184 
u. 188 d. ®.). 

9, Verf. Art. 185 RBG. S 4, 159 u. 
Ausf. V. 8 2—4. 
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rath mitzuwirken, in anderen fteht ihm die. Ernennung ausfchließlich zu’). 
Die Reichstagsbeamten ernennt der Reichdtagspräfident??). 

Die Anftellung erfolgt auf Widerruf oder auf Lebengzeit!). Vorbe— 
dingung ift neben dem Bollbefige der bürgerlichen Chrenrechtel?) die nad; 
den einzelnen Dienflzweigen verfchiedene Befähigung‘). Bor dem Dienft- 
antritte ift zur Sicherung für Erfüllung der Amtspflichten ein Dienfteid zu 
leiften!®) und bei Verwaltung von Geld oder Geldeswerth eine Kaution zu 
beftellen!d). Für Ausländer hat die Anftellung den Erwerb der Reichs- und 
Stantsangehörigkeit zur Folge!®). 

3. pflichten. 
$ 23. 

Zu den Pflihten der Reichsbeamten gehört die gefetsmäßige und ge= 
wiſſenhafte Amtsführung und das achtungswürdige Verhalten in und außer 
dem Amte!). Die Beamten haben Antsverfchwiegenheit zu beobadhten'®) 
und ihre Thätigkeit voll und unbeeinflußt zu gewähren. Zur Entfernung 
aus dem Amte ift Urlaub!?) und zur Annahme von Titeln, Orden, Ge- 


Thenfen und Nebenämtern, zum Gewerbebetriebe und zum Eintritt in den 


*) Dem Bundesrathe gebührt der Vor» 
ſchlag in betreff ver Mitglieder des Reichs⸗ 
gerihts, einjchließlih der Reichsanwälte 
(G. 27. San. 77 ROB. 41 S 127 u. 
150), des Bundesamtes fir Heimathweſen 
(©. 6. Juni 70 ROGB. 360 8 42), des 
Bank - Direftoriums (6. 14. Mürz 75 
RGB. 177 8 27), des Patentamtes (©. 
25. Mai 77 RGB. 501 8 13) u. des 
Nerfiderungsamtes (G. 6. Zuli 84 
RGB. 69 8 87); die Begutadhtung 
bei Anftellung der Reichsbevollmächtigten 
im Zoll⸗ u. Steuerweien (Verf. Art. 36) 
u. Konfuln (daf. Art 56) u. die Ernen- 
nung in Anſehung der Mitglieder des 
Rechnungshofes (G. 4. Juli 68 BGB. 
433 $ 2), der Disciplinarbehörben (RBG. 
8 93), des Bank» Kuratoriums (G. 14. 
März 75 S 25) u. des RInvalidenfonds 
(©. 23. Mai “ „non. 117 8 11). 

m) RBG. 8 

m) Daſ. 8 > Pi se. 

m) SGB. 8 343. 

3), Bol. bie EEE Dienftzweige; 
Milttäranwartihaft 8 63 Abf. 4. 

19 RBG. 8 3; Formel B. 29. Juni 
71 (ROB 308): Konfuln G. 8. Nov. 
67 (BGB. 137) 8 4; Elſ.⸗Lothringen ©. 
20. Sept. 71 (GB. f. EIf.-2. 339). 

) G. 2. Zuni 69 (BGB. 161); Einf. 
i. Siddeutihland Anm. 12 zu $ 6, in 
Elſ.⸗Lothringen ©. 11. Dez. 71 (EB. f. 
Elſ.⸗L. 386). — Ausf. f. d. Beamten des 


ausw. Amtes u. des RInvalidenfonds B. 
6. Juli 74 (RGB. 109); des Reichskriegs⸗ 
ſchatzes V. 12. März 87 (RGB. 119); 
des Reihsamtes des Innern B. 2. eb. 81 
(RGB. 3); des Patentamtes B. 20. Juni 
79 (RGB. 160) u. 8. Dez. 84 (RGEB. 
256); f. d. Eihungsbeamten B. 29. Sunt 
69 (BGB. 285); f. d. Beamten der Mili- 
tür- u. Marine-Berwaltung V. 16. Aug. 
76 (RGB. 179), 4 März 79 (RGB. 
13), 10. Mai 81 (R6B. 95), 30. März 
82 (ROB. 43) u. 4. Juni 85 (RGB. 
195); der Reichsbank V. 23. Dez. 75 
(RSB. 380) u. 31. März 80 (RGB. 
97); f. d. (eff.-lothring.) Eifenbahnbeame 
ten V. 27. Feb. 72 (RGEB. 59); f. d. 
Beamten der Boft- u. Telegraphenvere 
waltung u. Reichsdruckerei V. 18. April 
83 (ROB. 35). 

 &. 1. Juni 70 (XGB. 3855) 8 9. 
— ©. 20. Dez. 75 (RGB. 324). 

MM RBG. S 10 u. 13; Inanſpruch⸗ 
nahme im Rechtswege 8 79 u. 154. 

8, Dal. 8 11 u. 12. 

w Dal. $ 14 u. V. 2. Nov. 74 (ROB- 
129). — Zum Eintritt in den Reichstag 
bedarf es feines Urlaubs Berf. Art. 21. 
— Beurlaubung u. Stellvertretung der ges 
Ionbeicpaftiichen u. Ronfularbeamten Anm. 
31 zu 8 84 d. W. — Unabkömmlichkeit 
der Samten im Mobilmahungsfalle 8 89 
d. W. 
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Vorſtand, den Verwaltungs oder Auffichtsrath einer Erwerbsgeſellſchaft eine 
befondere Erlaubniß erforderlich. Diefe ift jederzeit widerruflich und in legt- 
genanntem Yalle überhaupt nur zuläffig, wenn die Stelle mit feiner Remune- 
ration verbunden iſt?o). 

Im Intereffe des Dienftes können nichtrichterliche Beamte?!) unfreiwillig 
penfionirt oder einftweilen in den Nuheftand verſetzt oder bei Nichterfüllung 
der Amtspflihten — foweit nicht die ftrafrechtliche Verfolgung eintritt?!) — 
disciplinarifch beftraft werden. 

Die unfreimillige Penfionirung erfolgt im Falle geiftiger oder 
förperlicher Unfähigkeit auf Grund eines voraufgegangenen Berfahrens??). 

Die einftweilige Verſetzung in den Ruheftand unter Gewährung 
eined Wartegeldes von °), des Gehalte, mindeftens aber 450 und höchſtens 
I000 M., kann bei Umbildung der betreffenden Behörde und außerdem für 
gewilfe höhere Beamte von Kaiſer verfügt werden?). 

Die Disciplinarbeftrafung?) erfolgt durch Verhängung von Drd- 
nungöftrafen (Warnung, Verweis und Geldftrafe) oder durch Entfernung aus 
dem Amte (Strafverfegung und Dienftentlaffung)?°). Erftere fteht innerhalb 
beftinumter Grenzen jedem Dienftvorgefegten zu?”); Teßterer muß ein fürn 
liches Disciplinarverfahren vorausgehen, weldes in Borunterfuhung und 
mündliche Verhandlung zerfällt?s). Die erfte Inftanz bilden die für beftimmte 
Bezirke eingerichteten 22 Disciplinarfammern?). Die Berufung geht an 
den zu Leipzig als dem Site des Reichsgerichts aus Mitgliedern des letzteren 
und des Bundesrathed zufammengefegten Disciplinarhof?). 

Bei Einleitung ded Berfahrens oder im Laufe deffelben kann die vor— 
läufige Dienftenthebung (Suspenfion) des Beamten mit einftiweiliger 
Einbehaltung des halben Gehaltes verfügt werden. Im Fall einer Verbaf- 
tung oder einer (noch nicht rechtskräftigen) auf Dienftentlaffüng lautenden 
Entſcheidung tritt fie kraft Geſetzes ein?!) | 

Defekte ber Beamten bei Kaſſen- und anderen Bermögend-Berwal- 


2, RBG. 8 15 u. 16. 
Fl Richterlihe Beamte Anm. 7 u. $ 187 
d. 


2) Neben ven allgemeinen beftehen be» 
fondere, die Beamten betreffende Straf- 
vorjäriften. Einzelne Handlungen 
werden härter beftraft, wenn fie von Be⸗ 
amten begangen werden StGB. S 128, 
129, 1553, 8 1742 u. 3, andere find über- 
haupt, zur in dieſem Falle ftrafbar 8 331 
bis 8359. 


3) RBG. 8 61—68. 
2*) Daf. 8 24—31. 
5, Daf. 8 72—138. 
2, Daf. $ 72—76. 
2) Daf. 8 80—83. 


3, Daf. 8 84, 85, 94 - 109. 

©, Daſ. 8 86—90, 92 u. 93. — Site 
u. Bezirke B. 11. Juli 73 (ROGB. 293). 
— GeſchO. 18. April 80 (E. B. 203) 
s 1-22. — Für Militärbeamte find 
befondere Disciplinar » Kommilfionen ge= 
bildet RBG. 8 121—123. — Der Red 
nungshof des Reichs (8. 167 d. W.), das 
Reihsgeriht (8 180 d. W.) u. d. Bundes⸗ 
amt f. Seimathwejen (8 286 Abf. 4 d. W.) 
bilden ſelbſt die Discipfinarbehörde für ihre 
Mitglieder. 

m RBG. 8 110-117, 86, 87, 91 u. 
G. 16. Juni 79 (RB. 157) 8 1. — 
GeſchO. (vor. Anm.) 8 23. 

3) RBG. 8 125—133. 
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tungen werden durch vollftredbaren Beſchluß der Verwaltungsbehörde feft- 
geftellt. Dem Beamten fteht hiergegen der Rechtsweg offen??). 
4. Rede). 
8 24. 

Der Beamte genießt befonderen ſtrafrechtlichen Schub”) und das 
Recht auf Titel, Rang und Uniform, wie fie durd) kaiſerliche Verordnung 
feitgeftellt werden??). Die ihm außerdem zuftehenden vermögensrechtlichen 
Anſprüche kann er als privatrechtlihe im Rechtswege verfolgen?‘). Aud) 
unterliegt deren Beſchlagnahme, Verpfändung und Webertragung mehrfachen 
Einſchränkungen, welde dem Bramten unter allen Umftänden ein ange- 
meflenes Einkommen fihern follen?’). Diefe Anſprüche ſetzen fih zufammen 
wie folgt: 

1. Der Gehalt wird monatlich oder vierteljährlih im voraus gezahlt??). 

2. Als Beftandtheil des Gehaltes gebührt dem Beamten der Wohnungs- 
geldzuſchuß, der nad) der Zugehörigkeit des Dienftort® zu einer der 
Milttär-Servis-Hlaffen abgeftuft ift??). 

3. Bei Dienftreifen werden Tagegelder und Reiſekoſten und bei Ber- 
fegungen Umzugstoften gewährt‘). 








4. Dienftunfähigfeit verbunden mit einer der Regel nad) mindeftens 10jäh- 


rigen Dienftzeit begründet den Anſpruch auf Penfion. 


Der Betrag 


derfelben wird nad) dem zulett bezogenen feften Dienfteinfommen und 
nah der Dienftzeit in der Weile bemeilen, daß er mit vollendeten 
11. Dienftjiahre 1%, des Gehalte beträgt und mit jedem weiter 


2) ROB. 8 134—148 u. 1583. 

2), Nah 8 19 daf. kommen alle Be- 
nünftigungen der Landesgeſetze bezüglich der 
Beftenerung des Dienfteinlommens 
(5 77 Nr. 4 d. W.) aud) den Reichsbeam⸗ 
ten zu gute. — Beſondere Begünftigung 
in betreff der Gemeinde-Miethsfteuer, 
die 15 Proz. des baaren Gehalts nicht über- 
fteigen darf G. 31. Mai 81 (RGL. 99). 

3) StGB. 8 113, 114 u. 196. 

5 KGB. 8 17. Die Rangflaffen 
entiprechen den preußifchen ($ 70 d. W.). 
Insbeſondere ift beigelegt der Rang der 
3. 8. den Ober⸗Poſtdirektoren (AE. 22. 
Feb. 82 RGB. 42), der 4. Kl. den Ober- 
poft- u. Pofträthen (HE. 1. April 71 ROB. 
103), der 5. Kl. den Poſt⸗ u. Telegraphen- 
Direktoren u. Inſpektoren (AE. 3. April 
n. 4. Sept. 50 GS. 300 u. 399 u. 17. 
Sul 76 RGB 186); der Rang der 3. 
Kl. der Subalternbeamten den Poftmeiftern 
(UE. 4. Sept. 50 ©6. 399) u. der der 
4. Kl. den Telegraphenſekretären (AE. 
12. Feb. 56 GS. 120). 


 RBG. 8 149, 150 mit Erg. (Anm. 
1) 151—153 u. 155. 

) Daſ. 8 6; CPrO. 8 7156 u.7, 
8 7497 u.8 u. StPO. 8 195. 

—9 RBG.8 4 u.5 nebſt Bek. 20 Mai 

85 (C. B. 205). Gehalt bei Einberufung 
zum Mifttär S 71 d. 
G. 30. Suni 8 (RGB. 166), 
Klaſſeneintheilung Anm. 6 zu 8 106. 

) RBG. 8 18, V. 21. Juni 75 (RGB. 
249) u. 19. Nov. 79 (RGB. 313), AusfBek. 
9. April 81 (CB. 136). Klaſſeneinthei⸗ 
lung Bel. 6. San. 76 (C. B. 7), 13. Feb. 
86 (C. B. 35) u. f. die Marine 16. Mai 
86 (MarineVBl. 95) Ausdehnung auf 
Neichseifenbahn-, Bolt- u. Telegraphen⸗ 
beamte nad) Maßgabe der B. 5. Juli 75 
(RGB. 253) u. 29. Juni 77 (RGB. 555), 
auf Militär» u. Marinebeamte nad) Maßg- 
der B..20. Mai 80 (RGB. 113), 24. Mai 
81 (RGB. 101), 22. Juni 84 (RGB. 65) 
u. 27. Juli 86 (RGB. 235). — Gefandt- 
Ihaftlihe u. Konfularbeamte Anm. 31 zu 
8849 W. 
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zurüdgelegten Dienftiahre um Ygo bis hödftens auf 8Wo deſſelben 
fteigt‘?). 

5. Im Todesfalle wird den Hinterbliebenen für den Sterbenonat und 
das darauf folgende Gnadenquartal der Gehalt (für den auf den 
Sterbemonat folgenden Monat aud) die Penfion) mweitergezahlt‘2). 

6. Den Hinterbliebenen werden Wittwen- und Waifengelder gewährt, 
wogegen die Beamten, Penfionäre und Wartegeldempfänger 3 Proz. 
ihres dienftlihen Einkommens als Wittwen- und Waifenkaffenbeiträge 
zu leiften haben. Das Wittwengeld beträgt !/; der Penfion, die der 
Beante am Todestage erdient haben würde, das Waiſengeld für 
jedes Kind 4, des MWittwengelded, wenn die Mutter lebt, andern- 
falls"; 23). 


V. Das Reichslaud Elſaß⸗-Lothringen. 
1. Ueberſicht. 
8 25. 

Elſaß-Lothringen bildet nad) feiner Vereinigung mit dem Reichet keinen 
ſelbſtſtändigen Bundesſtaat, ſondern eine Provinz des Reiches. Die Reichs— 
gewalt beſchränkt ſich hier nicht auf die dem Reiche zugewieſenen beſondern 
Gegenſtände, ſondern erſtreckt ſich zugleich auf alle Landesangelegenheiten. 
Die Reichsverfaſſung iſt ſeit 1874 in Kraft getreten?). Ihre Vorſchriften, 
ſowie die Grundſätze über Behörden und Beamte des Reiches ſind mit den 
durch dieſe beſondere Geſtaltung bedingten Abweichungen auch für die Landes— 
verwaltung maßgebend. Verfaſſung und Verwaltung des Landes ſind dabei 
mehr und mehr ſelbſtſtändig geworden (Autonomie). Es war als Mißſtand 
empfunden, daß reine Landesangelegenheiten vielfach durch Organe wahrge— 
nommen werden mußten, die außerhalb des Landes tagten und dem Lande 
ziemlich fremd gegenüberſtanden. Demgemäß wurde, nachdem die neuen 
Einrichtungen einigermaßen befeſtigt erſchienen, ein Statthalter in Straßburg 
eingeſetzt, die geſammte Landesverwaltung dahin verlegt und der Landesaus— 
ſchuß mit ausgedehnten Befugniffen auf dem Gebiete der Gefeßgebung aus- 
geftattet?). Die an den letzteren gefnüpften Erwartungen haben fich indeß 


) RBG. 8 34—60 (8 422 u. 54 erg. 
Anm. 1), ©. 21. April u. 3. 20. Juni 
86 (REB. 80 u. 203). — Belondere 
Entihädigung bei Unfällen in unter. 
Aesungepfühtigen Betrieben $ 356 Abi. 3 


Rn > s 7—9 u. 69 mit Erg. 
(Anm. 1). 
9) ©. 20. April 81 (RGB. 85), AusfBel. 
25. Mai 81 (EB. 183) u. Vorſchr. 26. 
Aug. 85. — Anwendung auf RBankbeamte 


B. 8. Juni 81 (RGB. 11T). — Entſchä⸗ 
digung bei Unfällen wie Anm. 41, 

1) RG. 9. Juli 71 (RGB 212). 

2 Daſ. 8 2 RG. 20. Juni 72 (RB. 
208) u. 25. Juni 73 (ROB. 161) 8 1. 
— Einzelne Theile, wie das Zoll, Mi⸗ 
litürs, Eifenbahn-, Poſt⸗ u. Zelegraphen- 
weſen waren mit den entfprechenden Reichs⸗ 
geirben Ad; reiher eingeführt. 

4. Zuli 79 u. 2. 23. Juli 
79 OR. 165 u. 281); verb. Anm. 8. 
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nit ganz erfüllt, weßhalb neuerdings die Mitwirkung des Reichstages bei 
der elſaß⸗lothringiſchen Landesgeſetzgebung wieder in vermehrtem Umfange in 
Anfprud genommen wird. 
2. Verfaſſung. 
8 26. 

Die Staatsgewalt übt der Kaiſer aus. Einen Theil ſeiner Rechte 
hat er dem Statthalter übertragen, auf welchen gleichzeitig mehrere Befug— 
niffe und Obliegenheiten des Reichskanzlers und des früheren Ober-Präfidenten _ 
übergegangen find. Die Anordnungen des Kaifers bedürfen der Gegen- 
zeihnung des Reichskanzlers, die des Statthalter8 derjenigen des GStaate- 
fefretärs®). 

Die Geſetzgebung, früher vom Kuifer unter Zuftimmung des Bundes- 
rathes ausgeübt, beruht feit Einführung der Reichsverfaſſung, ebenfo wie die 
Reichsgeſetzgebung auf dem übereinftimmenden Befchluffe des YBundesrathes 
- und des Neidhstages?). Der Kaifer kann indeß, jo lange der Reichstag nit 
verfammelt ift, mit Zuftimmung des Bundesrathes einftweilige Verordnungen 
mit Geſetzeskraft erlafien, die indeß der Verfaſſung und den Neichögefegen 
nit widersprechen und fih nit auf Anleihen oder Garantien erftreden 
dürfen, aud dem nächſten Reichstage zur Genehmigung vorgelegt werden 
müſſens). Durch Kaiferlihe Verordnung mit Zuftimmung des Bundesrathes 
können aud) die durch Neichögefets erfolgten Abänderungen, der in Elſaß— 
Torhringen als Landesrecht geltenden reichögefeglihen Vorſchriften dafelbit 
für Tandesrechtli anwendbar erflärt werden”). Außerdem können Gefege vom 
Kaifer im Einverftändniß mit den Bundesrathe erlaffen werden, fobald der 
Tandesausfhuß ihnen zugeftimmt hats). Die BVeröffentlihung der Landes— 
gefeße erfolgt durd) das befondere Geſetzblatt für Eljaß-Tothringen?). 

Der Landesausſchuß, dem aud das Recht zufteht, Geſetze vorzu— 
Ihlagen und Petitionen dem Minifterium zu überweifen, beiteht aus 58 Mit- 
gliedern, don denen 34 durch die Bezirkstage, 20 dur die Landkreiſe und 
je eins durd) die Gemeinden Straßburg, Mülhaufen, Met und Kolmar ge= 
wählt werden. Der Kaifer kann den Landesausſchuß vertagen oder auflöfen. 
Die Auflöfung zieht die Auflöfung der Bezirkstage nad) fih. Die Neuwahlen 
zu den Bezirfötagen haben in foldem Falle innerhalb 3, die zum Landes- 
ausſchuß innerhalb 6 Monaten ftattzufinden!). 


NG. 1871 8 3, 4 u. 1879 8 1—4 9 G. 3. Juli 71 (GB. f. E.⸗L. 2) u. 
nebſt V. 28. Sept. 85 (RGEB. 273). An- | RG. 1879 8 22. 
ſpruch auf Benfion u. Wartegeld ©. 28. 10, RG. 4. Juli 798 12—21. Raif. € 


April 86 (RGB. 129). 29. Ott. 74 (RGB. 77. ©. 492) 
) RG. 187183. Die Verhandlungen find —8 — Sie 
6) RG. 1873 8 8. Geſchäftsſprache iß die deutſche RG. 2 
7, ©. 7. Juli 87 (RGB. 377). Mai 81 (NGB. 98). 


8, RS. 2. Mai 77 (RGEB. 491). 
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3. Kehörden. 
8 27. 

Die Organifation der Behörden und Verwaltungsbezirke fnüpfte an die 
vorgefundenen Einrichtungen an, ſchuf aber einzelne neue Organe und er- 
weiterte nicht unerheblih die Zuftändigkeit der unteren Inſtanzen!). Die 
Sentralverwaltung erlitt bei Errichtung der Statthalterfähaft eine völlige Um— 
geftaltung, indem an die Stelle des Reichskanzler-Amtes für Elſaß-Lothringen 
und des Ober-Präfidiums ein Minifterium in Straßburg errichtet wurde. 
Daſſelbe bildet eine einheitliche Behörde unter einem Staatsſekretär und zer- 
fällt in die drei Abtheilungen des Innern, ‚für Yuftiz und Kultus; für Finanzen, 
Landwirthihaft und Domänen. Den Abtheilungen ftehen Unterftaatsfefretäre 
vor. Das Unterrihtöwefen leitet der mit dem Minifterium verbundene Ober- 
Sähulrath!?). 

Zur Begutachtung der Gefetentwürfe, Ausführungsverordnungen und 
fonftigen ihm überwiefenen Angelegenheiten ift unter Vorſitz des Statthalters 
ein Staatsrath aus den höchſten Verwaltungs- und Yuftizbeamten und 8 
bi8 12 vom Kaifer auf 3 Jahre ernannten Mitgliedern beftellt!?). 

Unter dem Minifterrum ftehen Bezirfs-Präfidenten für die Be— 
zirke)y. 

Für die Verwaltungsrechtſprechung (ſ. g. contentieux) treten unter dem 
Borfige der Bezirkspräfidenten deren Hülfsarbeiter zu den Kollegien der Be— 
zirfsräthe zuſammen; in ähnlicher Weife bildet fi unter dem Borfit des 
Statthalter der Raiferlihde Rath für Elfaß-Lothringen®). 

Die Bezirke zerfallen in Kreiſe, für melde Kreisdirektoren beftellt 
find!9). Die weiteren Unterabtheilungen (Kantone) find ohme befondere 
Beamte und nur für gemiffe Verwaltungszivede beftimmt. 

In den Gemeinden werden Vorfteher (Maires) und Stellvertreter 
(Adjunkte) vom Bezirkspräfidenten, in Bezirks⸗, Kreis- und Kantonal-Haupt- 
orten und in Gemeinden von 3000 und mehr Einwohnern vom Statthalter 
ernannt!”). Dabei war die Behörde auf Mitglieder des Municipalrathes 
beſchränkt und konnte, wenn feins berfelben geeignet oder bereit war, einen 


”, ©. 30. Dez. 71 (GB. f. ER. 72 | fiventen bei etwas erweiterter Befugniß 
©. 49). den früheren Bräfetten ©. 30. Dez. 71 


= RS. 4 Juli 79 8 3—8 nebſt 3. 
23. Juli 79 (GB. f. EL. 81), 29. Juli 
81 (daf. 95), 5. Juni 82 (daf. 81) u. 
2. Mai 87 (daf. 43). — Die Stellung 
des Staatsſekretärs in zu Sat nicht beſetzt 

> RG. 1879 8 9 

2 Die Bezirke Bothringen, Ober u. 
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außerordentlihden Kommiſſar beftellen??), Diefe Beſchränkung ſowie die Vor— 
Ihrift, daR das Amt unentgeltlich zu verfehen fei, ift indeilen aufgehoben, 
um überall ausreichend befähigte und zuverläffige Perfönlichkeiten in die 
Semeindeämter berufen und offenbar deutichfeindlihe Elemente aus denfelben 
fernhalten zu Fünnen!?). 

Die Verwaltung der Steuern wird durch die Direltion der direkten 
Steuern und durch den Generaldirektor der indireften Steuern zu Straßburg 
geführt?) 

Die neue Gerihtsorganifation?!) fteht feit dem 1. Oktober 1879 
in Kraft; oberfted Gericht ift das Reichsgericht??). 

Die Eifenbahnen ftehen im Eigenthume des Reiches und bilden feinen 
Gegenftand der Landesvermwaltung??). 


4. Aommmnale Bertretungen. 


8 28. 

Neben dem Landesausfhufie beftehen auch für die Bezirke, Kreife und 
Gemeinden befondere Vertretungen in den Bezirkfstagen, Kreistagen 
und Municipalräthen. Ihr Wirkungsfreis befehränkt fi auf die Abgabe 
von Gutachten, die Kundgebung von Wünſchen, die Vertheilung und bez. 
Bewilligung von Abgaben und auf einzelne Akte der VBermögendvermaltung. 
Zu leßteren bedarf es in der Regel der Betätigung der Negierungsorgane?t). 
Die Vertretungen gehen aus Wahlen der Bezirtd-, Kreis: und ©emeinde- 
Eingeſeſſenen hervor und können unter gewiſſen Vorausfegungen aufgelöft 
oder fuspendirt werden. In den Gemeinden dürfen in diefem alle ihre 
Funktionen dem Maire oder einem aufßerordentliden Kommiſſar übertragen 
werden??) 


8) G. 4. Feb. 72. 2) Ann. 17 zu 8 168 d. W. 
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Zweites Kapitel. 
Der preußiſche Staat. 


J. Geſchichte. 


1. Territoriale Entwickelung. 
829. 

Aus unſcheinbaren Anfängen iſt der preußiſche Staat allmälig, aber 
ſtetig zu ſeiner heutigen Bedeutung emporgewachſen. 

Die 927 von Kaiſer Heinrich J. gegründete Nordmark war 1133 unter 
Albrecht dem Bären als Mark Brandenburg an das Haus der Askanier 
gelangt. Wechſelnde Schickſale brachten das Laud, mit dem ſeit 1356 durch 
die goldene Bulle die Kurwürde dauernd verbunden war, nach Ausſterben 
dieſes Hauſes an das der Wittelsbacher (1324—73), der Luxemburger 
(1373—1411) und ſchließlich 1415 an Friedrich I. von Hohenzollern, 
den Stammovater unfere8 heutigen Herrſchergeſchlechtes. Die Mark, welde 
derzeit nur die Alt-, Mittel- und Uckermark, die Priegnig und das Yand 
Sternberg mit zufammen 425 [JM. umfaßte, wurde unter den nädjften 
Nachfolgern dur die Neumark (1455), das Herzogtfum Kroſſen (1482), 
die Grafſchaft Ruppin (1524) und das Land Beeskow-Storkow (1575) 
ermeitert. 

Wihtigere Erwerbungen bradten die folgenden Jahr- 
hunderte. Unter Johann Sigismund wurden dur den Anfall der Herzog- 
thümer Kleve mit Mark und Ravensberg (1614) und Preußen (1618) die 
Grenzen nad Often und Weiten foweit hinausgefchoben, daß dieſe Erwer- 
bungen noch heute die äufßerften Markſteine des Staatsgebietes bezeichnen, 
Der mweftfälifhe Frieden (1648) fügte das Fürſtenthum Minden, das 
Herzogtfum Magdeburg mit Halberftadt und Hohnftein Hinzu und legte mit 
dem Erwerbe von Hinterpommern den Grundftod für die Provinz Pommern, 
die bald darauf durch Lauenburg und Bütow (1657) und das Herzogthum 
Borpommern bi8 zur Peene (1720) weitere Ausdehnung erhielt. 

Der Erwerb der Königswürde dur Friedrih I. (1701) gab diefem 
Machtzuwachs auch Außerlich den entſprechenden Ausdrud. 

Dur den Hubertsburger Frieden (1763) wurden Schlefien und 
die Grafſchaft Glatz, dur die polnifhen Theilungen (1792 und 1793) 
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Weſtpreußen, das Ermland, der Nekediftriit, Danzig und Thorn, Süd- 
preußen (Pofen), Neufchlefien, und Neuoftpreußeu dem Staate einverleibt. 

Völlig verändert ging das nunmehr zum Range einer Großmacht empor- 
geftiegene Preußen aus den Kriegen mit Napoleon hervor. Dur den 
Zilfiter Frieden (1807) Hatte es fih faſt auf die Hälfte des bisherigen 
Tänderbeftandes beſchränkt gefehen und alle Befigungen links der Elbe, fowie 
den größten Theil der Erwerbungen aus den polnifhen Theilungen verloren. 
In den beiden Pariſer Frieden erhielt es dagegen faft alle früheren Be- 
figungen — einſchließlich der ihm erft durch den Reichsdeputationshauptſchluß 
(1803) zugefallenen Bisthümer Münſter und Paderborn, dem Eichsfeld und 
den Städten Mühlhaufen und Nordhaufen — wieder zurüd!). Außerdem 
fielen ihm Neuvorpommern und Rügen, die Ober- und Niederlaufig, die 
Herzogthüümer Sachſen und Weftfalen und faft der ganze Beitand der heutigen 
Rheinprovinz zu?). 

Preußens Schwerpunft war durch diefe Veränderungen wefentlih nad) 
Weiten Hin verfhoben. Bisher nur Vorkämpfer im Often hatte e8 nunmehr 
aud) eine Weſtmark zu vertheidigen. In feiner Geftaltung war indeß Ddiefer 
erweiterten Aufgabe feine Rechnung getragen. Sein Gebiet war ein fhlecht 
abgerundetes, in zwei getrennte ‘Theile zerriffenes geblieben. Dieſes Mißver⸗ 
verhältnig ift erft durch die neueften Ereigniffe befeitigt. Nachdem 50 
Jahre hindurch nur wenige Tleinere, meift getrennt liegende Gebietstheile 
erworben waren (Hohenzollern 1850, da8 Yabdegebiet 1853), brachte der auf 
den öfterreihifchen Krieg folgende Prager Frieden einen fehr umfangreichen 
Zuwachs, indem er als neue Lande die Herzogthümer Schleswig, Holſtein 
und Lauenburg, das Königreich Hannover, Kurfürftentfun Heflen, Herzog- 
tum Nafjau, die Landgrafihaft Heffen, die freie Stadt Frankfurt und einige 
großherzoglich heſſiſche und bairifche Gebietötheile dem Staate binzufügte?). 
- Die getrennten Gruppen der öftlihen und weitliden Provinzen ſahen fi durch 
die Gruppe der drei neuen Provinzen in Verbindung gebracht und Preußen, 
weldjes feitdem ein Gebiet von 348 347 qkm mit 28 Millionen Einwohnern 
aufweilt, hat damit nit nur an Umfang, fondern aud an innerer Kraft und 
Feſtigkeit erheblich geivonnen. 


2. Innere Entmickelung. 
8 30. 
Hand in Hand mit diefer räumlichen ging die innere Entwidelung des 
Staates, ald deren widtigfter Ausgangspunkt die Regierung des großen 
Kurfürften hervortritt. Diefer heilte die Wunden, die der dreißigjährige Krieg 


N) Preußen verzihtete nur auf den | erworbene Fürftenth. (Bisth.) Hildesheim. 
öftlihen Theil feiner polnischen Erwer⸗ 2, Aeltere Beſitzungen in diejer Pro⸗ 
bungen, auf Anſpach, Baireuth, Ofte | vinz find, nur Kleve, Mörs u. Geldern. 
friesiand u. das im RDepHauptiäl. ) 8330 W. 
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dem Lande gefihlagen, und legte auf faft allen Gebieten die Keime zu Preußens 
fpäterer Größe. 

Die erfte Aufgabe war die Bildung und Erhaltung eines ſchlagfertigen 
Heeres, denn nur mit ſolchem war e8 möglich, ein fo ungänftig und aus- 
gedehnt belegenes Gebiet erfolgreih zu behaupten. Bereitd in der erften 
Entividelungszeit der ftehenden Heere (um 1650) befaß Preußen ein Heer 
von 25000 Mann. In der Folgezeit ift dafjelbe beftändig vermehrt und 
unter der raftlofen Fürforge Friedrich Wilhelms I. erwuchs jene Armee, mit 
der Triedrih der Große, feine beifpiellofen Erfolge erringen konnte. Bedeut⸗ 
fame Folgen hatte hierbei die Kantonverfaffung (1733), in der neben der bis— 
herigen Werbung zum erften Male eine fürmliche Aushebung mit befchränfter 
Wehrpflicht hervortritt. Indem diefe Kantonpflicht fich fpäter zur allgemeinen 
MWehrpflicht erweitertet), verwandelte fi das Söldnerheer zum „Volk in 
Waffen“. — Die Bedeutung der Armee war damit Über den Rahmen ihrer 
eigentlichen und unmittelbaren Zwecke hinausgewachſen. Wenn Preußen fich 
von jeher berufen fah und fi noch heute berufen fieht, die beim Auseinander- 
falle des Reiches vereinzelten deutſchen Stämme wieder feiter zufammen zu 
ſchließen, ſo haben ihm hierbei die Heereseinrichtungen die trefflichſten Dienfte 
geleiftet. Im Heere werden bei völlig gleichartiger Organiſation überall die- 
ſelben Zwecke verfolgt. So entfteht ein Gefühl der Zufammengehörigkeit, das . 
durch ernfte Arbeit im Frieden, wie durch gemeinfame Gefahr im Sriege 
weiter gefördert wird und das Heer zu einem feit im fich gefchloffenen Ganzen 
zuſammenwachſen läßt. Und dieſes Heer greift durch fteten Zu- und Abfluß 
in alle Theile unferer Bevölkerung fo wirkſam und erfolgreich über, daß es 
mehr als jede andere Einrihtung zum Bindemittel für das neue Deutjchland 
geworden ift. | 

Der gefteigerte Bedarf nöthigte ferner zur genauften Regelung der 
Finanzen. Auch hier legte der große Kurfürft den Grund, auch hier baute 
jpäter Friedrich Wilhelm I. mit feiner faft despotiſchen Energie erfolgreich 
weiter. Sein Sinn für Ordnung und Einfachheit, der gegen die Prachtliebe 
feines Vorgängers, wie gegen die Verſchwendungsſucht der benadhbarten Höfe 
jo vortheilhaft abftiht, fam auch der Verwaltung des Landes zu ftatten. 
Seine Grundfäge find und erhalten geblieben: Sparſamkeit im Haushalt, 
gewifjenhafte Beobachtung fefter Grundfäge in betreff der Staatsſchulden, der 
Anwendung des Papiergeldes, der Etatdaufftellung find von jeher Vorzüge 
der preußifchen Finanzverwaltung gewefen und haben unferm Staate troß 
feiner geringen Hilföquellen einen Kredit verfchafft, den felbft die Zeiten der 
äußerften Noth nicht dauernd erfchüttern konnten. 

Um die erforderlihen Einnahmen zu fchaffen, bedurfte e8 daneben der 
Förderung der Erwerbsthätigfeit. Boden und Klima des Landes 


©. 3. Sept. 14 (68. 79). 
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waren wenig günftig. Von den Gegenden in denen Kultur und Verkehr fich 
vorzugsweife entwidelt Hatten, lag daſſelbe ziemlich entfernt. Preußen fah 
fih fonadh feinen großen Aufgaben mit nur befchränfkten Mitteln gegenüber- 
geſtellt. Es mußte feine Hülfsquellen in ausgiebigfter Weiſe ausnugen, um 
durch angeftrengte Arbeit zu erfegen, was die wenig verſchwenderiſche Natur 
ihm verfagt Hatte. Auch diefer Aufgabe hat Preußens Regierung in vollſtem 
Make genügt: Betriebſame Koloniften wurden herangezogen (franzöfiiche 
Refugies 1685, Salzburger 1732, Holländer), Sümpfe durch Entwäſſerung 
in blühendes Uderland verwandelt (Dderbruh, Netentederung), größere 
Kanäle angelegt, Manufakturen gegründet und Handelsverbindungen ange= 
fnüpft. — Diefe vege Thätigfeit, die in Friedrich dem Großen ihren Höhe— 
punkt erreichte, berubte, der Entwidelung und dem Geifte des 18. Jahr⸗ 
hundert3 gemäß, ausſchließlich auf unmittelbarer ftaatliher Einwirkung. Ein 
neues Clement brachte im Beginn unſeres Jahrhundets die Stein-Harden- 
bergſche Geſetzgebung, indem fie die eigene Thätigleit der Bevölkerung 
zu weder und zu beleben ſuchte. Auf der hierdurch gefihaffenen Grundlage 
hat unfere wirthſchaftliche Ordnung ſich demnächſt weiter entwidelt?). 

Aehnliche Erfolge weifen auch die übrigen Verwaltungsgebiete auff). 
Ueberall zeigt fi) das ernfte und vaftlofe Streben, alle zu erreichen, was 
nach Tage der Berhältniffe überhaupt erlangt werden Fonnte. 


3. Staatsform. 
S 31. 

Alles, was Preußen bislang erreiht Hat, feine raſche Maditentfaltung 
nah außen, wie feine gejunde Entwidelung im Innern ift mejentlid das 
Merk feiner Fürften gewefen. Es konnte nur erreicht werden durd) die Fraft- 
volle Geltendmadung des Einzelwillens, wie er in der unumſchränkten 
Monardie des 17. und 18. Jahrhunderts Hervortritt. 

In Preußen wie im übrigen Deutſchland fahen ſich die Landesherren 
in ihren Territorien ſchon feit dem 14. Jahrhundert durch Landſtände 
beſchränkt, die verfchiedene Rechte, insbefondere das Steuerbewilligungsredt 
für fih in Anfprud) nahmen. Mit Entwidelung der landesherrliden Gewalt 
trat feit dem dreißigjährigen Kriege ihre Macht allmählig zurüd, um zulett 
ganz zu verſchwinden. Im Preußen gejchah dies unter Friedrih Wilhelm J., 
der „feine souverainet6 wie einen rocher von bronce ftabilirte””) und die 
ftändifhen Rechte als „alte längft vergeffene Dinge“ bezeichnen durfte?). 

Unfer Etaat erſcheint ſeitdem völlig in dem Fürften verkörpert und 
Ludwigs XIV, Ausfpruh (l'état c’est moi) darf aud) auf Preußen ange- 


5) 8 312 Abf. 4, 329 u. 349 Abi. 5. en welche in Beſtätigung ihrer 
rivilegien forderten (1717). 
($ Ye 5 vn W.), Schulweſen 5) Ausſpruch gegenüber den Zülich- 
j er Bergifhen Ständen, welde fih auf ihre 
N) Erwiderung an die Stände von | Privilegien beriefen (1723). 
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wendet werden, freilich in der völlig verſchiedenen Bedeutung, daß in Frank⸗ 
reich der Staat den perfünlicden Zweden des Fürften dienftbar gemacht wurde, 
Preußens große Könige dagegen ſich ſelbſt den Zwecken des Staates in ge- 
willenhafter und Hingebender Weife unterordneten. Dort war der Staat die 
Domäne feined Fürften, bier der Fürft der erite Diener feines Staates. 
Diefes Pflihtbewußtfein der preußifchen Herrfcher bildet den Kern ihrer ge— 
fammten Thätigfeit und die Grundlage ihrer großen Erfolge. Mittelft des- 
felben hat ihre Selbftftändigkeit, oft fogar ihre Willlür dem Lande zum 
höchſten Segen gereicht. Unſere heutigen Anſchauungen werden von Boraus- 
feßungen getragen, die von denen jenes Zeitalter weit abliegen. Um fo 
weniger dilrfen wir uns gegen die Thatfadhe verfchließen, daß es weſentlich 
die abfolute Staatsform war, der wir unfere großartige Entwidelung im 
vorigen Jahrhundert zu danken haben. 

Doch auch dieſe Entwidelung follte ihre Zeit haben; das Geſchick des 
Staates hatte während derfelben ausfchlieglich in der Hand des Herrſchers 
gelegen und mit dem belebenden Genius des großen Friedrich ſchwand aud) 
Preußens Kraft dahin. Nach der tiefen Exrniedrigung im Kriege mit Napoleon 
wollte die Stein-Hardenberg'ſche Gefetsgebung die Bevölkerung, die fie zur 
Gelbitthätigfeit auf wirthſchaftlichem Gebiete befähigt Hatte?), aud) zur Mit- 
wirkung an den öffentlihen Angelegenheiten heranziehen. Dies ift 
der Gedanke der Stein’fhen Städteordnung (1808). In gleihem Sinne, 
wenngleich in weit befchränkterem Umfange, wurden Provinzen (1823) und 
Kreife (1823—28) zu eigener Thätigfeit berufen. Eine allgemeine Landes— 
vertretung, obwohl mehrfach verheißen!‘), Fam dagegen nidht zuftande. Erft 
die Stürme ded Jahres 1848 haben fie zum Durchbruche gebracht. 

Unter dem Eindrude der Märzereigniffe diefes Jahres trat der ſchon 
vorher aus den Provinzialftänden gebildete vereinigte Yandtag!!) von 
neuem zufammen und ftellte neben einigen Grundlagen für die künftige Ver— 
fafjung!?) ein Wahlgeſetz feſtis). Diefe Regelungen führten nod zu feinem 
endgültigen Ergebniß und erft nad) zweimaliger Auflöfung der einberufenen 
Berfammlungen kam es durch regierungsfeitige Feſtſetzung (Oftroyirung) zu 
dem noch heute maßgebenden Wahlgefege, welches auf öffentlicher Abftimmung 
und Dreiflaffentheilung der Wähler nad) Maßgabe. der Staatsjteuern be- 
ruht), Ans den Berathungen einer demgemäß zufammenberufenen Ber- 
fammlung ging fchließlih die Verfaſſung hervor, welche die Grundlage 


8312 Abf. 4 d. W. 

0), Bundes-Atte 8. Juni 15 (GS. 18 
©. 143) Art. 13; Wiener Schluß - Afte 
15. Mai 20 (65. 113) Art. 54-59; 
FinEd. 27. Ok. 10 (GS. 25) a. E. u. 
7. Sept. 11 (GS. 253) 8 14; 2. betr. 
die Reprüfentation des Volles 22. Mai 
(15 GS. 103); 8. betr. Einführung des 

Grf. Hue de Grais, Handbud. 6. Aufl. 


Staatsraths 20. März 17 (GS. 67) 8 2a 
u. Staatsihulden®. 17. Jan. 20 (GS. 
9)$ II u XI. 

") Pat. 3. Feb. 47 (GS. 3). 


“) 8. 30. Mai 49 (6. 205); vgl. 
84d W. 
3 


34 Der preußifhe Staat; Berfaflung. 8 32. 


unferer heutigen ftaatlihen Organiſation geworden und als folde in alle 
fpäter erworbenen Landestheile eingeführt ift!°). — Der Staat war damit 
ziemlich unvernittelt aus der unumſchränkten in die Fonftitutionelle Staats- 
form übergeführt, und die Nachwehen diejes allzu plößlichen Ueberganges find 
noch heute nit ganz überwunden. 





Unfere Geſchichte bietet hiernad) das Bild einer mit geringen Unter— 
brechungen ruhig fortfchreitenden und gefunden Entwidelung. An zeitiwveiligen 
Störungen hat e8 nicht gefehlt, aber vergeblih Hat die Reaktion fie aufzu- 
halten, die Revolution fie zu überftürzen gefucht; immer war e8 Preußens 
eigene Kraft, die diefe Schwierigkeiten überwunden und das Staatsjhiff wieder 
in das richtige Fahrwaſſer eines ruhigen Fortſchritts Hineingeleitet hat. Und 
diefe Kraft haben felbjt die ſchwerſten Schickſalsſchläge nit dauernd zu 
erfhüttern vermodt. Oft, wo fie zu erlahmen begann, wo die preußifche 
Tradition fat fon vergeilen ſchien, bat fie fi) Wieder zu erneuter Arbeit 
emporgerafft und vor allen Preußen aud) da nicht verlalfen, wo e8 an die 
Erfüllung feines deutfhen Berufes Herantreten follte. Zahlreiche neue Auf- 
gaben find ſeitdem für unfer Staatswefen entftanden. In faft überftürzender 
Haft wuchſen neue Organifationen hervor, oft über das eigentliche Ziel Hin- 
ausſchießend. Gleichzeitig wurde durch ſchwindelhafte Erwerbsverhältniſſe der 
Sinn für ernfte Arbeit aus feiner Bahn gelenkt und dann durch foziale Irr- 
lehren, durch religiöſe Zerwürfniſſe und zeitweilige Nothſtände die organifa- 
torifhe Thätigkeit gelähmt. 

In ſolchen Augenbliden vermag der Rückblick auf unſere geſchichtliche 
Entwickelung uns gleichzeitig Troſt und Belehrung zu gewähren. Er erinnert 
und, daß Preußen mit noch geringeren Mitteln bereits weit größere Schwierig— 
feiten überwinden fonnte, und er lehrt uns, auf welchem Wege diefelben über- 
wunden find. Möchte defhalb niemals vergeffen werden, was Preußen in 
allen feinen Wechfelfällen hochgehalten, und was daffelbe groß gemacht hat. 


II. Berfafjung. 


1. Ueberſicht. 
$ 32. 

Die preußiſche Verfaſſungsurkunde) regelt die Form des preu- 
ßiſchen Staates und ftellt daneben für einzelne Verwaltungszweige eine Reihe 
leitender Grundſätze auf, die fie unter dem nicht ganz zutreffenden Titel 
„Rechte der Preußen” zufammenfaßt. Beide Theile find nad Zweck und 
Bedeutung weſentlich von einander verfchieden. 

Der eritere Theil hat Preußen endgültig in die Reihe der konftitutionellen 
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Staaten eingeführt. Er umfaßt die Vorſchriften über Zufammenfegung und 
Negierung des Staates und ftellt die Verfaffung in der engeren und eigent- 
lichen Bedeutung des Wortes feſt. Diefer hier in Betracht fommende Theil 
betrifft das Staatsgebiet (Nr. 2), die Staatdangehörigkeit (Nr. 3), die Geſetz⸗ 
gebung (Nr. 4), den König (Nr. 5) und den Landtag (Nr. 6). 

Dem andern Theile fehlt diefe jelbftftändige Bedeutung. Seine Beftin- 
mungen gelangen erft in der Spezialgefeßgebung zu praftifcher Bedeutung 
und können nur mit diefer betrachtet werden?). Dabei ift ihr Einfluß em 
ztemlid) beſchränkter geblieben, da einige derfelben nur wiederholen, mas ſich 
im weſentlichen bereit in der feitherigen Geſetzgebung anerfannt fandd), 
andere fih mit bloßen Hinweifungen auf erlaffene oder zu erlaſſende Gejege 
degnügen‘). Die Abficht, in diefen Feſtſetzungen beſtimmte Grundlagen für 
die übrige Geſetzgebung zu ſchaffen, die vermöge der erſchwerten Voraus— 
jegungen für Verfaffungsänderungsgefeged) den verfchiedenen Zeitftrömungen 
gegenüber fefte Stüßpunfte gewähren follten, hat fi in dieſem Umfange nicht 
erfüllt. Die wechjelnden Bedürfniffe und Anſchauungen haben aud) hier ihr 
Recht behauptet, und wo Veränderungen der Spezialgefeßgebung die Ver- 
faffungsbeitimmungen berührten, ift auch deren Abänderung ftet8 ohne Schiwie- 
rigfeit vor fi) gegangen®). 

Die Entftehung des Reiches Hat die Bedeutung der preußifchen 
Verfaſſung nit unmefentlich eingeſchränkt. Die Souveränität fteht dem Reiche 
zu und Preußen hat damit die Stellung eines völlig felbftitändigen Staates 
eingebüßt”)., Died macht fih vor allem in der Gefeßgebung geltend, indem 
Reichsgeſetze den Landesgefegen überall vorgehen?). Inſoweit erftere ab- 
weichende Feftjegungen treffen, haben deßhalb auch die Vorſchriften der 
preußiſchen Verfaſſung ihre Geltung verloren?). 

2. Staatsgebiet. 
S 33. 

Das preußiſche Staatsgebiet hat ſich allmälig entwidelt!”). Die Ber- 

faſſung zählt ihm alle derzeit mit der Monarchie verbunden gewefenen Yandes- 


2) Vgl. über Art. 9 (Enteignungen) 
8 366 u. 323 d. W.; über Art. 12—26 
u. 112 (Rice u. Säule) 8 289, 291 u. 
304 daf.; üb. Art. 27—30 (Breffe u. Ver⸗ 
eine) 8 245 u. 246 daf.; üb. Art. 40—42 
(Freiheit des Grundeigentfums) 8 329 u. 
330 daſ.; üb. Art. 99—104 u. 109 (Fi- 
nanzen) $ 118, 127 u. 136 daſ. 

N) Bol. BU. Art. 4,9, 11,31, 33 u. 34. 

9 Desgl. Art. 3, 17, 19, 26, 89, 98, 
105 (6. 24. Mai 53) u. 113. 

5, 8 37 Abf. 3 Nr. 19. W. 

9) Aufgehoben find Art. 15, 16 u. 18 
auf dem Gebiete der Kirhe Anm. 15 
zu 8 291, Art. 40—42 auf dem der 
Agrargejeßgebung 8 329 d. W.; Art. 105 


auf dem der Gemeindegejeßgebung Anm. 4 
zu 8 76. 

) Hiernach würden die Bezeichnun⸗ 
gen: „Staatsgebiet, Staatsangehörigkeit, 
Staatsverfaflung” durch „Landesgebiet 
u. |. w.“ zu erfeßen fein. Die Geſetz⸗ 
gebung hat jedoch diefe Ausdrudsweife nur 
bei den „Landesbehörden“ u. „Landes⸗ 
geſetzen“ zur Anwendung gebracht. 

9) RVerf. Art. 2. 

% Militär: BU. Art. 34—38; Juſtiz: 
Art. 5—8, 10, 33, 86—97, 111 u. 116; 
Preffe: Art 27, 28 u. 113. 

0 8299. — Größe und Bevöl—⸗ 
ferung S 55, Anm. 11 (Ueberfidt), pe⸗ 
riodiſche Feftftellung der letzteren S12 d. W. 

3* 
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theile zu, unter der Feſtſetzung, daß feine Grenzen nur durd) Geſetz verändert 
werden können!!). Seit Erlaß der Berfafjung find demgemäß hinzugetreten: 
Hohenzollern!?), das Yadegebiet!?), das Königreich Hannover, Kurfürftenth. 
Heflen, Herzogtd. Naffau, die Stadt Frankfurt!t), mehrere vormald groß- 
herzoglich-heffifche und bairifhe Theile”), Schleswig. Holftein und Lauenburg!6) 
und einige Kleinere Spätere Erwerbungen!“). — Das Fürftenthfum Walded, 
deffen Verwaltung von Preußen durch Acceffionsvertrag bis auf weiteres 
übernommen ift!®), gehört nicht zum preußifchen Staate. 

Das Staatögebiet bildet ein geſchloſſenes Territorium unter der Herr- 
[haft des hohenzollernſchen Königshauſes. Da die Erbfolge innerhalb des 
legteren untheilbar ift!?), To folgt daraus aud) die Untheilbarkeit und Unver- 
äußerlichkeit des Gebietes. — Unternehmungen gegen den Beitand des Staats- 
gebiete8 werden ald Hochverrath beftraft?"). 

Auch räumilich ftellt fi) das Staatögebiet gegenwärtig als ein zufammen= 
hängendes dar. Die von demjelben eingeſchloſſenen Theile fremder Länder 
(Enflaven), wie die preußifchen von anderen Ländern umſchloſſenen Gebiets- 
theile (Exflaven), find von nur untergeordneter Bedeutung. 

Die Fläche des Staatögebietes wird durch Yandesvermeffung (Landes- 
triangulation) feftgeftellt. Ihrem Zwecke dient die Xegung eines trigonometri= 
[hen Netzes und die Setzung von Markiteinen, für welche der erforderliche 
Grund und Boden gegen Entfhädigung von den Eigenthümern abgetreten 
werden muß?) — Die obere Leitung führt in Preußen das Central— 
Direktorium der Bermeffungen??). 


3. Staatsangehörigkeit. 
S 34. 


Die Bevölkerung des preußifhen Staates ift zu faft 2; evangelifch??) 


und vorwiegend deutfd). 


u) Vu. Art iu 
* ©. u. Pat. 12. iz 50 (GE. 289 


3). 
Mi Pat. 5. Nov. 54 (SS. 593) u. ©. 
23. März 73 (GS. 119). 

1) G. 20. Sept. 66 (GS. 555) u. je 
4 Batente u. Proflamationen 3. Oft. 66 
(85. 591—602). — Geſchichtliche Ent- 
ftehung von Hannover, Kurheſſen u. Naſſau 
ER. 3. April, 21. u. 25. März 67 MB. 
89, 53 u. 56). 

15) G 24. Des. 66 (GS. 876) u. je 
2 Patente u. Proklam. 12. San. 67 (GS. 
137, 138, 173 u. 174). 

10) G. 24. Des. 66 (SS. 875), Pat. 
und Profil. 12. San. 67 (GS. 129 u. 
131). — Getötähtige „erufteung u. Zu» 
Iommenfegung ER. ug. 67 (MB. 
241). — Das —— —ãe— an⸗ 


u. 


Dem Bordringen des polnifhen Elementes im 


füngi nur in Perſonalunion, ift durd 
G. 23. Zuni 76 (GS. 169) mit dem 
Staate vereinigt. 

©. 3. Aprit 69 (GS. 540) u. 21. 
April 75 (OS. 199). 

 Bertr. 2. März 87 (GES. 177) u. 
(Steuerfreiheit der Staatsbahnen) 6. Aug- 
83 (SS. 34 ©. 1). 

», 8 39 Abf. 12. W. 

2, SGB. $ 813 u.4, 

2, ©. f. d. öſtl. Pron. 7. Oft. 65 (GS. 
1033), f. d. übrigen Landestheile auf. 
Hohenzollern u. Jadegebiet 7. April 69 
(SS. 729). — AusfIuftr. 20. Juli 78 
(MB. 190) u. Nachtr. 21. Oft. 82 (MB. 
281). Abſchreibung im Grundbude ©. 
3. Juni 74 (GS. 239). 

2) Organif.ftatut 11. Juni 70. 

2) Anm. 3 zu $ 289 d. W. 
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Dften der Monarchie wird neuerdings durch Förderung deutfcher Anfied- 
Lungen) und Hebung des deutſchen Schulwefens?5) entgegengetreten. 

a) Erwerb und Verluft. Der Grundfag, daß die Reichsangehörigfeit 
fein felbitftändiges Recht bildet, fondern nur in Verbindung mit der Staats⸗ 
angehörigfeit in einem Bundesftante erworben oder verloren wird2®), hat eine 
einheitliche Regelung des Gegenftandes innerhalb des Reiches herbeigeführt?”). 

Nah diefer wird in einem Bundesftaate die Staatsangehörigkeit 


erworben: 


1. mittelbar dur Abjtammung (nicht durch Adoption) von dem ehelichen 


Bater oder der unehelihen Mutter, durch Legitimation und für die 
Ehefrau dur DVerheirathung?®); 

. unmittelbar durch Verleihung. Diefe erfolgt durch eine von der höheren 
Berwaltungsbehörde audgefertigte Urkunde, oder mit gleiher Wirkung 
durch Anftellung im Reichs- oder Staatsdienfte. Sie heißt Aufnahme, 
wenn e8 fih um einen Reichsangehörigen handelt, anderenfals Natu— 
ralifation?”). Die Aufnahme kann nur unter denjenigen Voraus- 
ſetzungen verfagt werden, unter denen eine Befchränkung der Freizügig- 
feit im Reiche zugelaffen ift?‘). Für die Naturalifation wird dagegen 
vorausgejeßt, daß der fie Beantragende verfügungsfähig und unbe- 
holten fei, Wohnung und Unterfommen am Niederlaffungsorte finde 
und imftande fer, fi) und feine Angehörigen dafelbft zu ernähren. 
Hierüber ift der Vorftand der Gemeinde bez. des Armenverbandes zu 


hören®)). 


Die Staatdangehörigfeit geht verloren: 

1. mittelbar durch Legitimation feitens eines Nichtpreußen und fir Frauen 
durch Verheirathung mit einem joldjen??); 

2. unfreiwillig bei ununterbrodhenem zehnjährigen Aufenthalte im Aus- 
ande ohne Beſitz eines Reifepapieres oder Heimathfcheines?®), oder durch 


2) Anm. 27 zu 8 123. 

2, G. 4. u. 6. Mai u. 15. Juli 86 
(SS. 143, 144 u. 185), Anm. 68 zu 
8 353, Anm. 17 zu 8 305 u. Anm. 53 
u. 56 zu $ 307. — Wegen der aus gleichem 
Anlaß ftattgehabten Kreistheilungen vgl. 
Anm. 15 zu 8 55. 

>, 898. — In den Bereinigten 
Staaten von Amerika zieht umgelehrt das 
Bereinsbürgerreht das Staatsbürgerredt 
nad fid. 

7) RO. 1. Juni 70 (RGB. 355). — 
Aufſtellung der Jahresüberſichten Vf. 11. 
März 83 (MB. 41). Form der Staats⸗ 
angeörigteitobelceinigungen C. 15. Mai 
34 (MB. 105). 

2, RG. 8 2—5. 

©, Dal. 5 24,5, 6, 9-11 u. ©. 20. 


De. 75 (RGB. 324); Form der Urkunde 
R. 5. Sunt 71 (MB. 161). 

2) RG. 8 7 u. im Ge. der Verw.Org. 
ZuſtG. 8 155. — Dal. 8 102. W. 

RG 8 8 u KO. 15. Juni 44 
(MB. 220). — Anftellung naturalifirter 
Nichtdeutſcher Anm. 12 zu 8 63. — Nah 
Gegenfeitigkeitsverträgen wird zum Theil 
die Entlaffung aus der feitherigen Staats⸗ 
angehörigfeit verlangt; Oeſterreich ER. 
28. Rov. 64 (MB. 281). 

= RG. 8 13tu5, 

3) Daf. $ 133, 21 u. 25. Zur Ber- 
meidung doppelter Staatsangehörigkeit kann 
die Frift für den Verlnſt durch Staats- 
vertrag auf 5 Jahre herabgeſetzt werden. 
Dem dabingehenden (f. g. Bancroft-) Ber- 
trage des nordd. Bundes mit den ver⸗ 
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Ausfprud der Centralbehörde des Heimathsſtaates bei Nichtbeachtung 
der Aufforderung zur Rückkehr im Kriegsfalle, bei unerlaubtem Eintritt 
in fremden Staatsdienft?*) und bei unbefugter Ausübung der Kirchen⸗ 
ämterss); 

3. auf Antrag durch Entlaſſung, die mittelſt einer von der höheren Ver— 
waltungsbehörde ausgefertigten Urkunde erfolgt und nur unter gewiſſen 
dur die Erfüllung der Wehrpflicht bedingten Vorausfegungen verfagt 
werden darf°°). 

Aufnahme- und Entlaffungsurfunden — Ietttere foweit es fi) um Ueber— 
gang in einen andern deutſchen Staat handelt (Heberwanderung) — find 
foftenfrei, Urkunden über Naturalifation oder Entlaffung in das Ausland 
dagegen dem Ausfertigungsftempel (1,50 M.) unterworfen?”). 


$ 35. 

b) Mit der Staatsangehörigkeit find Rechte und Pflichten verbunden?®). 

Die Pflichten beftehen in Gehorfam gegen den König, die Regierung 
und die Gefege??), in der Militär- und Steuerpflicht‘), in der Verpflichtung 
zur Uebernahme gewifjer Aemter*!), zur Ablegung des Zeugniffest?) und zur 
Anzeige beitimmter Verbrechen*?). 

Die Rechte find ſtaatsbürgerliche (politifche) oder bürgerliche. 
Erftere umfaſſen das aktive und paffive Wahlrecht zu öffentlihen Aemternt). 
Die bürgerlichen Rechte, deren einzelne für das ganze deutſche Reich gewährt 


find“), umfaffen außerdem in Preußen: 


einigten Staaten von Amerila 22, 
Teb. 68 (BGB. 228) find ähnliche Ver⸗ 
träge der füddentfhen Staaten gefolgt. 

NG. 8 132, 20 u. 22, 

5, 8 291 Anm. 25. 

RG. 8 131, 14, 15, 18 u. 19. 
Form u. Zuſtündigkeit wie Anm. 29 u. 30. 
— Wehrpflichtige im Alter von 17 bis 
20 Zahren bedürfen eines Zeugniffes der 
Erjaglommilfion, daß fie die Auswan- 
derung nicht bloß zur Umgehung der Dienft- 
pflicht nachſuchen. Für Angehörige des 
Heeres, der Rejerve und der Landwehr tft 
Genehmigung ber Militärbehörde erforder- 
li, die aber den beiden leßteren nur im 
Falle der Einberufung verfagt werden darf 

ao. 8 15, RMilG. 2. Mai 74 (RGEB. 

45) g 6012, ©. 9. Nov. 67 (BGB. 
131) 8 15 u. StGB. 8 3603. Gleiches 
gilt von Erfatreferviften 1. Klaſſe, ſoweit 
fie übungspflichtig find Anm. 31 zu 8 90 
d. W.; außerdem bedarf es bei diefen nur 
der Anzeige RMilG. 8 698. 

NG. 8 24; verb. 8 154 d. W. 

*8) Das Verhaltniß wird am beſten als 

„Staatsangehörigkeit“ bezeichnet. Der Aus⸗ 


druck des LR. (Einl. 8 37 u. 43): „Unter⸗ 
than“ betont nur die Pflichten, die der 
VU. (Art. 3): „Staatsbürgerrecht“ lediglich 
die Rechte. 

N. II 13 8 1, 4 u 16. — Der 
Homagialeid bei Erwerb von Rittergütern 
oder Ausübung ſtändiſcher Rechte iſt auf⸗ 
gehoben G. 28. Mai 74 (GS. 195). Ver⸗ 
zeichniſſe dieſer Güter (Rittergutsmatrikeln) 
werden dagegen wegen ihrer Bedeutung 
bei ſtändiſchen u. laudſchaftlichen Wahlen 
(8 41, 80 Nr. 2, 81 Nr. 2 u. 335 d. W.) 
weitergeführt. — Strafe des Widerftandes 
gegen die Staatsgewalt StGB.8110—122. 

”, 8 87 u. 134 d. W. 

1) Hemter der Selbftverwaltung S 77 
bis 81 d. W.; Schiedsmannsamt 8 190; 
Schöffen⸗ u. Geläworenenamt 8 182 u. 
1835; Vormundſchaft 8 211. 

©), CPrO.8 341, 345 - 355. — StPrö. 
8 48—55. — ©. 24. März 79 (GS. 281) 
Ss 4. — StGB. 8 138. 

©), Daf. $ 139. 

) Strafe der Aberfennung daſ. 8 33 
bis 37. — Schuß daſ. $ 105—109. 

»,8-9 u. 10 d. J 
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1. die Freiheit der Perfon in ihrer Bewegung und Häuslichkeit (Aus- 
wanderungsredht‘d), Freizügigkeit und Chefchliegungsrecht*?), Freiheits⸗ 
[Hug und Hausreht‘”)), wie in ihrem geiftigen Reben (Glaubens⸗ und 
Preffreiheit‘?), Bereins- und Berfammlungsredt‘?)); 

2. die freiheit des Eigenthums (Unverleglichkeit‘?), Beſeitigung der Grund- 
belaftungd®)) und feines Erwerbes (Berufs- und Gewerbefreiheit‘5)); 

3. den formellen Schuß der 1. und 2. benannten Rechte (Petitionsredhtd!)), 

Verſtattung des Rechtsweges??), Gleichheit vor dem Gefeted?)). 


8 36, 

c) Bevorrechtete Slaffen. Im Anſchluß an die Gleichheit vor dem 
Geſetze ſpricht die Berfaflung die Aufhebung der Standesvorredte aus. 
Cie faht in betreff des Adels nur zufammen, was im einzelnen bereits 
duch eine Reihe älterer Gefege ausgefproden wart). Der Adel ſchließt nur 
nod) die Befugniß zur Führung der Adelsprädifate (Titel und Wappen) in 


fi) 


Eine bevorredtete Stellung nehmen dagegen noch heute die Mitglieder 
des Königlichen Haufes und diejenigen der ftandeöherrlihen Familien ein. 
Den Mitgliedern des Königliden Haufes, fowie denen des ähn- 
lich geftellten Hohenzollernſchen Fürftenhaufes’®) ftehen zu: 
1. Befreiung von der Militärpfliht, von der uartierlaft im Frieden 
und von der Borfpannleiftung in betreff der Hofhaltungspferded”); 


2. Gebäude⸗, 


Einkommen- und Stempel - Steuerfreiheit5®), Vortofreiheit 


für die regierenden Fürften, deren Gemahlinnen und Wittwen??); 


”»% 811. 

T BU. Art. 5 u. 6. — Sklaven wer- 
den mit dem Betreten des Staatsgebiets 
frei ©. 9. März 57 (SS. 160). — Zu 
den Vertrag Preußens mit den übrigen 
Großmädten wegen Unterdrüdung des 
Negerhandels 20. Dez. 41 (SS. 44 
©. 371) ift das Neid) eingetreten Ueber⸗ 
eint. 29. März 79 (RGB. 80 S. 100); 
Anftelung im Kongogebiete Berl. Kon 
ferenz» Alte 26. eb. 85 (NGB. 215) 
Art 9. — Aufhebung der Leibeigenfchaft 
8 329 d. ®., der Schuldhaft 8 198, 
Anm. 65. — Strafe der Freiheitsberau- 
bung StGB. 8 234—241 u. 341, der 
Hausrehtsverlegung S 123 u. 342. — 
Borausfegungen der Verhaftung u. Haus⸗ 
ſuchnng 8 234 u. 235 d. W. 

#, 8 246 d. W. 

®) Enteignung $ 866 Ab. 3 

w 8 329—333. 

5 BU. Art. 32. — Petitionen unter 
einem Gefammtnamen find nur Behörden 
und Korporationen geftattet, dafelbft. 


2, 8 1729. W. 

3 BU. Art. 4; vgl. 8 86 d. W. 

5) Das LH. II 9 beftimmt üb. Er- 
werb, Nachweis u. Berluft des Adele. 

8, Strafe der Anmafung des Adels 
StGB. 8 3608. — In der Rheinprov. 
find durd V. 21. San. 37 (6S.7) und 
in Weftfalen durch KO. 26/28. Feb. 37 
(RS. XLIX 155) einigen Adelsfamilien 
gewiffe von dem PflichttHeil abweichende letzt⸗ 
willige Verfügungen geftattet (Autonomie). 

8 Vertr. 7. Dg. 49 (65. 50 ©. 289), 
AE. 14. Aug 52 (GS. 771) n. 2. Aug. 
75 (GS. 580). — Befugniß zur Führung 
des Prädikates „Hoheit“ AE. 29. März 50 
(MB. 95). 

7, G. 9. Nov. 67 (BGB 131) 8 1, 
©. 25. Juni 68 (BGB. 523) 8 4 u. ©. 
13. Feb. 75 (RGB. 52) 8 3. 

6) G. 21. Mai 61 (GS. 317), 8 31, 
©. 1. Mai 51 (GS. 19) 8 16 u. 2. 
19. Juli u. 7. Aug. 67 (GS. 1191 u 
1277) 8 4. 

 &. 5. Juni 69 (BGB. 141) 8 1. 
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3. Privilegirter Gerichtsſtandẽo); 

4. Begünftigung bei Eidedleiftungen und Vernehmungen im Prozeß®!) 
nebft der gefeglichen Vertretung durch ihre Behörden‘); 

5. Ausſchluß der Civilprozeß⸗ und Konkurs-Ordnung, foweit die Haus- 
gejege Beftimmungen treffen‘); 

6. Befonderer ftrafredtliher Schußt); 

7. Mitgliedfchaft im Herrenhaufe für die großjährigen Prinzen®?). 

Standesherren find diejenigen mediatifirten Fürften und Grafen, die 

fi) bei der Auflöfung des Reiches im Befige 
1. der Reichsunmittelbarkeit, 
2. der Reihsftandfchaft, verbunden mit Sit und Stimme im Reichstage, 
3. einzelner Regierungsrechte, einfchlieglich der Landeshoheit 
befanden‘). Diefen hatte die Bundesafte gewiffe Rechte gewärleiftet®”), 
welche durd) die Landesgeſetzgebung näher beftimmt find®®), 

Die Verfaſſung führte zu einigen Aenderungen. Zivar follte diefelbe 
der Wiederherftellung diefer Rechte nicht entgegenftehen®?), gleichwohl hat fie 
neue Feſtſetzungen erforderlich gemacht, die anfänglich durch Rezeſſe mit den be- 
theiligten Häufern?), fpäter Durch befondere Gefete erfolgt find”!). Die weſent— 
täften zum Theil aud) durch die allgemeine Geſetzgebung beftätigten Rechte find: 


. Zugehörigkeit zum hohen Adel und ald Ausfluß derfelben Ebenbürtig- 
feit mit den regierenden Fürftenhäufern, 
2. Autonomie mit der Befugniß Normen zu treffen, die für die eigenen 


Angehörigen verbindlih find, 
geſetzen nicht abweichen dürfen, 


jedoh von den Sandes- oder Reichs— 


3. Befreiung von der Militärpflicht und von der Ouartierlaft im Frieden’?), 
4. Befreiung von der Grund» und Gebäudefteuer”?), 


©, BZuftändiges Gericht ift der Geheime 
Juſtizrath 8 1831 Mi. 2 d. W.; nidt 
ſtreitige u. Standesamtsſachen erledigt das 
Hausminiſterium 8 39 Abſ. 5. 

m CPrO. 8 196, 340, 441 u. 444. 
— Stpr.O. 8 71. 

I 5 24. März 79 (SS. 281) $ 3. 

. 80. Ian. 77 (ROB. 244) S 5 

u. 10. Be 17 (RSB. 390) 8 7. 

69 StGB. 8 96, 97 u. 100. 

= 3.12. Oft. 54 (85. 51) 8 11.21. 

* Die Grafen Stolberg (Rofla, 
Stolberg u. Wernigerode) hatten ſich ſchon 
vor Auflöfung des Reiches durch Vertrag 
der Reihsunmittelbarfeit begeben, werden 
aber gleihwoHl den Standesheren zugezählt. 
REN BA. 8. Juni 15 (GS. 18 ©. 143) 

rt 

68) 9.8 3. 21. Juni 15 (GS. 105) u. 
Inſtr. 30, Mai 20 (GS. 81) 


» ©. 10. Juni 54 (65. 363). 

Auf Grund der 3. 12. Nov. 55 
(GS. 688) find Rezeſſe abgefchloffen mit 
Wied am 25. Juni 60, Solms-Braun- 
fels am 22, Nov. 61, Solms-Hohenjolms 
am 22. Juli 62. 

N) ©. 15. März 69 (GS. 490). Auf 
Grund deflelben ergingen G. 27. Juni 75 
(GS 327) für Arenberg-Meppen; 25. Okt. 

8 (GS. 305) für Sayn-Wittgenftein- 
Berleburg; ©. v. demi. T. (GS. 311) 
f. Bentheim⸗Teklenburg. — In betr. der 
Grafſch. Stolberg Wernigerode vgl. ©. weg. 
Einf. der KeO. 18. Juni 76 (GES. 245). 

2) &. 9. Nov. 67 (BGB. 131) 81 

u. ©. 25. Juni 68 (BGB. 523) $ A. 

7) &. 21. Mai 61 (GS. 253) 8 46 
u. (neue Prov.) ©. 11. Feb. 70 (GES. 
85) 8 3; GebäudeſtG. 21. Mai 61 (GS. 
317) 8 31. 
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5. das Recht der Familienhäupter auf Austräge, d. i. auf Gerichte von 
Standesgenoffen in Straffaher”*) und der Gerichtsftand vor den 
Oberlandesgerichten in Sachen der freiwilligen Geridht3barfeit”5), 

6. Mitgliedfhaft im Herrenhaufe”®). 

Sn betreff der Familien der 1866 depoffedirten Fürften findet 
fi) Die Freiheit von der Gebäude: und Einfommenfteuer anerfannt””). . 

A. Landesgefehgebung. 
$ 37. 

a) Der Erlaß; der Geſetze lag in der abfoluten Monarchie wefentlich 
in der Hand des Könige. Man unterfchied die eigentlichen im Staats- 
aninifterium und Staatsrathe vorberathenen Gefete (Edikte, Batente, Publikanda 
und Verordnungen) von den nur vom Könige vollzogenen und an eine Behörde 
gerichteten Kabinets-Drdres und den auf Spezialbefehl von den höheren Ver- 
waltungsbehörden erlaflenen Verordnungen. 

Seit Erlaß der Berfaffung ift zu jedem Gefete die Uebereinftimmung 
des Königs und beider Häufer des Landtages erforderlih. Diefe drei Faktoren 
find gleichberechtigt. Jeder derfelben hat das Net, Geſetze vorzufchlagen 
(Initiative) oder Abänderungen zu den eingebrachten Gejegen (Amendemente) 
zu beantragen. Tinanzgefeßentwürfe und Staatshaushaltsetats, die eine 
Tpezielle Durchberathung in beiden Häufern nicht zulaffen würden, find jedod) 
zuerft dem Abgeordnetenhaufe als dem nächſten Vertreter der fteuerzahlenden 
Bevölferung vorzulegen; die Staatshaushaltsetats können vom Herrenhaufe 
nur im ganzen angenommen oder abgelehnt werden. Ein von dem König 
oder von einem der Häufer abgelehnter Gejegentwwurf gilt als verworfen und 
darf in derjelben Sitzungsperiode nicht wieder eingebracht werden’®). 

Die Landesgeſetze, deren Gebiet inzwiſchen durch die Reichsgeſetzgebung 
wesentlich eingeſchränkt ift’®), theilen fich wie folgt: 

1. Eigentlihe Geſetze find die auf dem bezeichneten Wege zuftande ge— 
fommenen Rechtsnormen. Kine befondere Form befteht für Der: 
faffungsänderungsgefete, welche die zweimalige, durch einen mindeſtens 
21tägigen Zeitraum getrennte Abftimmung in beiden Häufern voraus- 
feßen®®). 


19 G. 27, San. 77 (RSB. 77) 8 7 
u. Inſtr. 30. Mai 20 (GS. 81) 8 17. 

3) &. 4. April 78 (SS. 230) 8 27, 
411.49. — Bormd. 5. Juli 75 (GS. 
431) $ 101. 3%. d. Prov. Hannover find 
die Landgerichte zuſtändig. — Aufhebung 
des befonderen Gerihtsftandes in ftreitigen 
Angelegenheiten GerVerfG. 27. Jan. 17 
(RGB. 41) 8 12—16. 

3, 12. Oft. 54 (GS. 41) $ 2%. 

7) Hannover B. 28. April 67 (OS. 
533) 8 8; Kurheſſen V. v. demf. T. (SS. 


538) $ 8; Naſſau, Großh. Heſſen u. Heſſ.⸗ 
Homburg v. 11. Mai 67 (GS. 593) 8 9. 
— Für die Anfprüde diefer Fürften an 
das Domanialgut find bejondere Abfin- 
dungen gewährt. 8 122 d. W. 

=) BU Art. 62 u. 64. — Bedeutung 
der Gefeßgebung $ 3 d. W. — Geſetzes⸗ 
form für Verträge Ann. 4 zu 8 82, Staats⸗ 
haushaltsetats 8 118 u. für Aufnahme von 
Staatsfhulden S 127 d. W. 

2,8 13 u. 14 d. W. 

D, BU. Art. 107. — Der Grundſatz ift 
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‚2. Vorläufige Verordnungen mit Gefetesfraft (Nothgeſetze) kann der König 
unter Berantwortlichkeit des gejammten Staatsminifteriums zur Auf- 
rechterhaltung der öffentlichen Sicherheit und zur Befeitigung eine& 
ungewöhnliden Nothftandes erlaffen, infofern der Landtag nicht ver— 
fammelt ift. Dieſe dürfen der Verfaſſung nicht zumwiderlaufen und find 
dem Landtage bei feinem nächſten Zufammentritte fofort vorzulegen®!). 

3. Die Verordnungen (Allerhöchften Erlaſſe, Befehle, Ordres), welche der 
König zur Ausführung der Gefege erläßt?), fallen zum Theil in das 
Gebiet der Verwaltung. Die Ausführungsbeftunmungen (Inftruttionen, 
Anweifungen, Reglements), welche die Behörden Fraft ihrer Stellung 
oder kraft eines im Geſetz ihnen gewordenen Auftrags erlaffen, fallen 
ganz in dieſes Gebiet. 

4. Polzeiverordnungen erlaffen die zuftändigen Verwaltungsbehörden®?). 


8 38. 

b) Veröffentlichung der Geſetze. Der König befiehlt Die Verfündigung 
der Geſetzes2). Ihre Veröffentlihung (Publikation) erfolgte früher durch 
Berlefung von der Kanzel und öffentlichen Anfchlag®*), fpäterhin durd) aus— 
zugsweife Bekanntmachung in den Intelligenzblättern der Provinz®®). Gegen- 
wärtig wird fie durch Aufnahme in die Gefeg-Sammlung bewirkt®). 
Nur auf diefem Wege erlangen die Gefege verbindliche Kraft. Die Prüfung 
der Rechtsgültigkeit gehörig verfündeter Königlicher Verordnungen fteht nur dem 
Landtage, nicht den Behörden zu”). Die Gültigfeit beginnt, wenn fein 
anderer Zeitpunkt beftimmt ift, mit dem 14. Tage nad der Ausgabe in 
Berlinss). Bei erfolgenden Gebietdabtretungen werden die Geſetze befonders 


den Berfaffungen des fontinentalen Europa 
entnommen. Amerika hat neben den geſetz⸗ 
gebenden befondere verfaffunggebende Or⸗ 
gane. — Dem engliihen Recht ift diefe 
Scheidung unbelannt. 

BU. Art. 63. 

2) Da. Art. 45. 

8 8 280 d. W. 

8. 24. Aug. 1717 (C. O. M. I. 
Abth. 1 S. 613). — Die älteren landes- 
herrlichen Verordnungen find in den Samm- 
lungen von Mylius enthalten. Die erfte 
u. zweite heißen corpus constitutionum 
Marchicarum (C. C. M.) und reihen von 
1415 bis 1747, die dritte, das novum 
corpus constitutionum Borussico- 
Brandenburgensicum (M. C. C.) um- 
faßt den Zeitraum von 1751 bis 1806. 

5 EN. Einl. 8 11. 

%) G. 3 April 46 (6S. 151) $ 1. 
Berweifung der Spezial - Erlafle in die 
Amtshlätter ©. 10. April 72 (GS. 357) 


nebft R. 22. Juli u. 12. Sept. 72. Eins 
rihtung der GefSamml. 8. 27. Okt. 10 
(SS. 1), der Amtshlätter V. 28. März 
11 (GS. 165). — Einf. beider in die 
Rheinprovinz u. in Hohenzollern V. 9. 
Juni 19 (ES. 148) u. Erl. 19. Sept. 52 
(SS. 588), i. d. Jadegebiet ©. 14. Mai 
55 (GS. 306), in Schleswig-Holftein u. 
Lauenburg B. 29. Jan. 67 (66. 139) 
u. ©. 23. Juni 76 (GS. 169) 8 11, i. 
d. übrigen neuen Provinzen V. 1. De. 
66 (SS. 748). — Ganzjähriges Abon- 
nement KO. 1. April 74 (MB. 128). — 
Die Bezeihnung als GeſSamml. für „die 
preußifhen Staaten“ erſcheint nit zu⸗ 
treffend. 

BU. Art. 106. Für Reichsgeſetze 
befteht diefe Beſchränkung nidt. 

®) ©. 16. Seh. 74 (GES. 23). — Gül- 
tigkeitsbeginn in Konfulargerichtsbezirken 
Anm. 61 zu 8 14, für Polizeiverordnnungen 
Anm. 39 u. 40 zu 8 230. 
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eingeführt; im Falle bloßer Grenzregulirungen treten fie Dagegen ohne weiteres 
in Kraft). 

Zu Beröffentlihungen der Bezirk! und Provinzialbehörden dienen die 
Amtsblätter, welche für die Regierungsbezirke ausgegeben werben®®). 

Die Verpflichtung zur Haltung der Geſetzſammlung und des Amts- 
bfattes ift gegenwärtig auf die Gemeinden und Gutsbezirke befchräntt?)). 
Den Behörden werden beide unentgeltlich geliefert"). 

Die zur Ausführung der Geſetze vom König erlaflenen Verordnungen 
finden nur zum Theil ihre Aufnahme in der Geſetzſammlung. Vebrigens 
fehlt e8 für diefe ebenfo wie für die von den Sentralbehörden erlaffenen Aus- 
führungsbeftimmungen an einem amtlichen Publikationsorgane. Das feit 1840 
al8 Fortfegung der Kamptz'ſchen Annalen erſcheinende Minifterialblatt 
für die gefammte innere Verwaltung bildet nur eine private Zu— 
fammenftellung, die zugleich wichtigere Einzelentf&heidungen der höheren Ver⸗ 
waltungsbehörden und Gerichte enthält. Eine zmedmäßigere Veröffentlichung 
ohne gleichzeitige Vermehrung der ohnehin Übergroßen Zahl diefer Samm- 
lungen würde unter befonderer Rubrik in der Gefeg- Sammlung möglid) fein, 
die ohnehin feit Entftehung des Reiches einen großen Theil ihres Stoffes 
verloren bat. 

vd. Her König. 


S 39. 

Die preußifhe Königskrone ift den Haudgefegen gemäß erbli im 
Mannsftamme des hohenzollernihen Haufes nad) dem Rechte der Erftgeburt 
(Primogenitur) und der agnatifchen Linealfolge!). Mit derfelben ift die deutſche 
Kaiſerwürde ftetig verbunden. Neben den ihm als Kaifer beigelegten Befug- 
nifjen?) ftehen dem Könige als ſolchem beftimmte Negierungs-, Chren- und 
Vermögensrechte zu. 

Die Ausübung der Regierungsrechte ift den Forderungen des kon— 
ftitutionellen Staates gemäß an gewilfe Formen und Schranken gebunden. 
Bor dem Regierungsantritt hat der König die Aufredterhaltung der Ver— 
fafjung eidlich zu geloben?). Er beruft und fließt den Landtag und erläßt 
in Gemeinfchaft mit dieſem die Gefege, während die Ausführung und Ver: 
fündigung derfelben ihm allein zuſteht“). Er übt die vollziehende Gewalt . 


) KO. 29. März 37 (SS. 71). 
. M G. 10. März 73 (GS. 41), eingef. 
in Sauenburg ©. 28. Seh. 77 (GS. 87); 
V. 27. Dt. 10 (GES. 1) 8 6. 

m, StMB. 28. Nov. 61 (MB. 62) ©. 1. 

) BU. Art. 53. — Die die Untheil- 
barkeit bedingende Primogenitur, zuerft in 
betreff der Kurfürften durch die goldene 
Bulle (1356) eingeführt, hat von da ihren 
eg in die deutihen Hausgeſetze gefunden. 
— Durch Hervorhebung des Manns 
ftammes u. der agnatiihen Linealfolge 


wird die Thronfolge der Frauen und ihrer 
Nachkommen (Kognaten) ausgeichloffen. — 
Die Hausgefeke (Ordnung des Kurf. 
Albr. Achilles, Adillen 1473 u. Geraer 
Hausvertrag 1603) finden fih in d. Ed. 
13. Aug. 1718 üb. die Unveräußerlichkeit 
u. 17. Dez. 1808 üb. die Veräußerung 
der Domänen beftätigt. 

E16. 

3) BU. Art. 54. 

9 Daf. Art.51, 52,62, 63 u. 45. Vgl. 5 
372.8. — Vertragsabſchlüſſes 82 Anm. 4. 
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aus, ernennt die Minifter und übrigen Staatsdiener?) und hat das Recht 
der Begnadigung und Strafmilderung‘). Alle Regierungsafte bedürfen der 
Gegenzeihnung eines Minifters, der damit die Verantwortlichkeit für diefelben 
übernimmt. Die PBerfon des Königs felbft ift unverleglid,”). Keiner Gegen- 
zeichnung bedürfen die Afte, die der König als oberfter Kriegsherr erläßt 
(Armeebefehle)?), oder als Träger des Iandesherrlichen Kirchenregiments voll- 
zieht”). Bei Erledigung der Regierungsgeſchäfte, foweit fie nicht durch Ver— 
mittelung der Minifterien erfolgt, bedient fi) der König des Geheimen Eivil- 
und des Militär-Rabinet319). 

An Ehrenrechten gebührt dem Könige die Führung der Königlichen 
Prädifate, Titel, Wappen!!) und Infignien (Krone und Scepter) und ein 
feierliher Empfang auf Neijen!?). Er bat das Recht, Auszeihnungen, ins- 


befondere Standeserhöhungen, Titel und Orden zu verleihen‘). 


5) BU. Art. 45 u. 47; vgl. 8 63 Abi. 
123. — Vollziehende Gewalt $ 3 u. 
432 W. 

6, BU. Art. 49. — Die Begnadigung 
ganzer Klafien heißt Amneftie. 

7) Daf. Art. 43 u. 44. — Beltrafung 
der gegen die Perfon des Landesherrn ges 
richteten Verbreden u. Vergehen StGB. 
8 80, 86, 9497. — Die nähere Rege- 
lung der Minifterverantwortlichleit (BU. 
Art. 61) ift nicht erfolgt. 

5) A.E. 18. San. 61 Nw. 73). 

98300 Abſ. 5 d. 

10) Das Kabinet Hefe jeit der Zeit 
des großen Kurfürften und wurde bei Um» 
geftaltung der oberften Staatsbehörden aus» 
drücklich aufrecht erhalten B. 27. Oft. 10 
(SS. 3). — Seine Bedeutung im konſti⸗ 
tutionellen Staate ift indeß eine wefentlich 
eingejhränftere. — Militürlabinet Anm. 3 
zu 8 96. 

1) Die Prädikate find „Se. Majeftät“ 
u. „AMlerhöhft”. — Titel u. Wappen 
(größeres, mittleres u. kleineres) V. 9. 
San. 17 (85. 17), A. E. 16. Aug. 78 
(GS. 307) u. 30. März 74 (GS. 128). 

=) Regl. 9. Aug. 70. 

=) BU. Art. 50. — Die preußifden 
Drden find: 

a) der ſchwarze Adlerorden (1701); 

b) der rothe Adlerorden (1792), in 
vier Klaſſen n. mit befondern Emblemen 
(Schleife, Eichenlaub) ; 

c) der Hohenzollernfhe Hausorden 
für Berbienfte um das Königl. Haus, 
geftiftet 1851, erweitert 1861; 

d) der Kronenorden (1861) in 4 
Klaſſen; 


(b—d werden mit Schwertern für Aus⸗ 
zeihnung vor dem Feinde verliehen); 

e) der Orden pour le merite mit 
einer militärifchen u. einer 1842 für 
Wiffenihaft u. Kunft geftifteten Frie= 
densklaſſe; 

f) das eiſerne Kreuz, 1813 gegrüns 
det, 1870 mit 2 Klaſſen erneuert; 
Ehrenzulage ©. 2. Suni u. 9. €. 
19. Nov. 78 (XGB. 99 u. 361); 

g) der Sohanniterorden, 1812 er 
ridtet, 1852 reorganifirt; 

h) der Loniſenorden für Frauen, 
1814 geftiftet, 1850 u. 1865 erneuert 
u. erweitert; 

i) das Berdienftfreuz für Frauen u. 
Sungfrauen (1871); 

k) das allgemeine Ehrenzeiden, 
1830 erweitert; 

l) die Rettungsmedailte Urf. 1. Seh. 
33 (GS. 85) u. Del. 3. Nov. 38 
(GS. 39 ©. 29); 

m) das Militär-Ehrenzeichen in zwei 
Klafien (1864); 


.n) die Dienftauszeihnungen f. Offi- 


ziere, Unteroffiz. u. Gemeine u. f. 
pflichttreue Dienfte i. d. Landwehr. 
Die Berwaltung der Ordensangelegen- 
heiten führt die dem Präſidium des Staats- 
Min. unterftellte General-OÖrdens=- 
Kommiſſion A. €. 22. Ian. 50 (GS. 
42). — Die mit Orden Beliehenen finden 
fih in der feit 1877 herausgegebenen 
Ordenslifte verzeichnet. — Neihenfolge 
beim Tragen der Orden A. O. 4. Der. 
71 (MB. 72 ©. 2). — In Sterbefüllen 
werden die Orden zurüdgereicht, der ſchw. 
Adlers u. die Orden I. RI. an den König 
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Zu den Bermögensrehten!) zählt die vom König bezogene Civil- 
Lifte). Urſprünglich ftellte fie die Entfhädigung für den Verzicht des 
Königshaufes auf die Anfprühe an das Domantalgut dar!‘). Sie beläuft 
fih zur Zeit auf 12219296 ME. jährlidh!”). 

Zur Verwaltung der perfünliden und VBermögensangelegenheiten des 
Königs und des Königl. Haufes befteht dad Haus-Minifterium!d). Daffelbe 
bildet den ordentlihen Gerichtsſtand in nicht ftreitigen Angelegenheiten, ein- 
ſchließlich der Standesamtsfaden!?). Gleiches gilt in betreff des Hohen- 
zollernſchen Fürſtenhauſes?). Vom Haus- Minifterium reſſortiren die Erb⸗ 
ämter?!) und Standesfachen??). Unter ihm fliehen 

1. Das Heroldsamt für Standes» und Adelsfachen, 
2. Das fönigl. Hausardiv, 
3. Die Hoflammer der königl. Familiengüter. 

Der König wird mit vollendetem 18. Lebensjahre volljährig. Im Falle 
der Minderjährigkeit oder fonftigen dauernden Verhinderung hat der der 
Krone zunächſt ftehende volljährige Agnat, oder in Ermangelung eines folden 
das Staatsminifterium den Landtag zur Beſchlußnahme über die Regent- 
[haft zu berufen). Der Stellvertretung im Falle vorübergehender 
Behinderung wird in der Verfaſſung nicht gedacht, doch ift die Befugniß des 
Königs, eine folde nah Maßgabe der allgemeinen Rechtsgrundſätze anzu= 
ordnen, niemal® bezweifelt worden. 


6. Der Landtag. 
8 40. 


a) Der Landtag hat das Recht der Zuftimmung zu allen Gefegen und 


zu gewiſſen Verträgen?) 


perfönlich, die übrigen an die Gen. Ordens» 
Kommiffion ER. 5. Feb. 68 (MB. 88). 
— Strafe des unbefugten Tragens SIGB. 
8 8608. Berluft bei Aberfennung der 
bürgerlichen Ehrenrechte daf. $ 33 u. 343. 

An würdige, nit unterftügungsbedürf- 
tige Ehepaare wird bei der goldenen od. 
diamantenen Hochzeit die Eheju biläums⸗- 
Medaille verliehen R. 25. Sept. 82. — 

Bei dem Tten, ohne Dazwiſchenkunft 
von Töchtern in derfelben Ehe geborenen 
Sohne kann die Annahme einer Bathen- 
ftelle feitens Sr. Majeftät zugeftanden 
werden; das früher übliche Pathengeſchenk 
ift dagegen fortgefallen. C. 10. Yan. 74 
(MB. 93). 

4) Steuer- u. Portofreiheit $ 86 Abf. 3 
Nr. 2. 
5) Eine Eipillifte wurde zuerft in 
England unter Georg IL. zwiſchen Re⸗ 
gierung u. Parlament vereinbart; fie wird 


Auch die jährliche Aufftelung des Staatshaus- 


hier für die Regierungszeit jedes Monarchen 
befonders feftgeftelt. Der Name kommt 
von der Lifte der civilen Berwaltungsaus- 
gaben, die urfprünglih aus diefer Summe 
zu beftreiten waren. In Frankreich wurde 
die Eiviflifte infolge der während der Re⸗ 
bolution erfolgten Einziehung der fürn. 
Güter eingeführt. 

8 1229 W. 

7) BU. Art. 59, ©. 30. April 59 (SS. 
204) u. 27. San. 68 (GS. 61). 

, KO. 11. Ian. 19 (GS. 2) Wr. 4. 

2, RG. 6. Feb. 75 (ROB. 23) 8 72. 

?) AE. 14. Aug. 52 (GES. 771) Nr. 1. 

1) Bel. 17. Ian. 38 (GS. 11) Nr. 1. 
— Die gleichzeitig vom Finanz⸗Min. ab» 
getretenen Domainen gelangten 1848 an 
daflelbe zurück S 47 d. W. 

2, AE. 16. Aug. 54 (GS. 516). 

2, BU. Art. 54, 56—58. 

29 837 Abſ. 2 d. W. u. $ 82 Anm. 4. 
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halt8-Etats, die Aufnahme von Anleihen und die Einführung von Steuern ift 
Gegenftand der Gefeßgebung und demgemäß an feine Zuftimmung gebunden?®). 
Er Eontrollirt ferner die Finanzverwaltung, indem ihm die Jahresrechnungen 
zur Entlaftung der Staatsregierung vorgelegt werden müfjen?‘). Wie in der 
Mehrzahl der übrigen größeren Eonftitutionellen Staaten ift aud) in Preußen 
der Yandtag aus zwei Häufern zufammengefett, dem Herrenhaufe und dem Haufe 
der Abgeordneten”). Beide ftehen gleichberedhtigt neben einander. Obwohl 
das Zuftandefommen aller Geſetze von der Uebereinftimmung beider abhängig 
erſcheint?“), erfolgen ihre Berathungen doch gefondert. Nur bei Beihluß- 
nahme über Einfegung einer Regentſchaft treten fie zu gemeinfamer Ver- 
Handlung zufammen??). Die Legitimation feiner Mitglieder und die eigenen 
geſchäftlichrn Angelegenheiten ordnet jedes Haus für fich allein?s). Ebenfo kann 
. jedes derfelbenfelbftftändig ſchriftliche Petitionen entgegennehmen, fie den Miniſtern 
überweifen, von legteren Auskunft verlangen (Interpellation), Kommiſſionen zur 
Unterfuchung von Thatfahen ernennen und Adreffen an den König richten??). 

Der Landtag tritt alljährlih zwifchen Anfang November und Mitte 
Januar zur ordentlichen und außerdem, fo oft e8 die Umftände erheifchen, 
zur außerordentlichen Situngsperiode zufammen. Die Berufung, wie der 
Schluß erfolgt durch den König fir beide Häufer gleichzeitig”). Gleiches gilt 
von der Bertagung (vorübergehenden Unterbrechung der Situngen), die indeß 
ohne Zuftimmung des Landtages nur für 30 Tage und nur einmal während 
der Seffion erfolgen darf. Die Auflöfung ift dagegen bei der heutigen 
Zufammenfegung des Herrenhaufes nur noch auf das Abgeordnetenhaus an- 
wendbar. Nach einer folden muß die Verfammlung der Wähler binnen 60, 
die ded neuen Haufes binnen 90 Tagen erfolgen?‘). 

Die Sigungen find der Regel nach öffentlich”). Zur Beſchlußfähigkeit 
ift die Unmefenheit der Mehrheit der gefeglihen Mitgliederzahl, im Herren- 
baufe die von 60 Mitgliedern erforderlih?). Ueber die Verhandlungen 
werden ftenographifche Berichte veröffentlicht, denen als Anlagen die Gefeß- 


entwürfe mit Begründung und die Kommiſſionsberichte beigefügt find’). 


R > 118 Abf. 4, 8 127 Abf. 1 u. 8 136 
Ab]. 


* 120 Abj. 2 

=) Die Benenmung beruht auf ©. 30. 
Mai 55 (GS. 316) 8 1 

=, WU. Art. 78 Abf. 1. Beide Häufer 
haben Geſchäftsordnungen erlaflen, 
durch) welde die Wahl der Präftdenten u. 
Schriftführer, der Abtheilungen, der zur 
Borberatung beftimmten Kommifftonen, die 
Form der Berathung u. die Handhabung 
der Ordnung fpeziell geregelt It; GeſchO. 
f. d. Herrenhaus 12. Feb. 74, f. d. Haus 
der Abg. 16. Mai 76, Ergänzung 12. Feb. 
u. 5. Dez. 77. 


2) BU. Art. 81 u. 82. 

0, Daf. Art. 51, 76 (Faſſung des ©. 
18. Mai 57 GS. 369) u. 77 Ab. 1. — 
Jede Sigungsperiode bildet ein in fi ab- 
geichloffenes Ganzes, in der alle in der⸗ 
jelben nit zur Beſchlußnahme gediehenen 
Sefeßesporlagen, Anträge u. Petitionen für 
erledigt erachtet werden GeſchO. f. d. 9. 
d. Abg. (Anm. 28) 8 74. 

m BU. Art. 51, 52 u. 77. 

2, Daf. Art. 79. 

3), Daf. Art. 80 u. ©. 30. Mat 55 
(86. 316) $ 2. 

, CR. 6. Mar 54 (ML. 91). 
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Die Mitglieder des Landtages fhwören Treue und Gehorfam 
gegen den König und gewiflenhafte Beobachtung der Verfaffung?). Sie find 
die unabhängigen Vertreter des ganzen Volkes und haben nad) ihrer freien 
Meberzeugung zu ſtimmen, ohne an Aufträge oder Inſtruktionen gebunden zu 
fein). Sie können wegen ihrer Abftimmung und wegen der in Ausübung 
ihres Berufes gethanen Aeußerungen nit außerhalb der Berfammlung zur 
Berantwortung gezogen werden. Gleicherweiſe find wahrheitsgetreue Berichte 
über Landtagsverhandlungen von der Verantwortung frei?). Die Landtags: 
mitglieder genießen ferner befonderen ftrafrechtlihen Schut?®); aud) wird ihre 
Unabhängigfeit Durch mehrfache VBorfhriften gewahrt. Während der Sigungs- 
periode dürfen fie, foweit fie nicht auf friiher That ergriffen werden, nur mit 
Genehmigung des‘ Haufes wegen ftrafbarer Handlungen oder Schulden ver- 
haftet oder zur Unterfudung gezogen werden. Auf Berlangen des Haufes 
wird aud) jedes anhängige Strafverfahren, wie jede ſchwebende Unterfuchungs- 
oder Civilhaft für diefe Zeit aufgehoben‘), Die Vernehmung der Yandtags- 
mitglieder als Zeugen oder Sachverſtändige ift außerhalb des Situngsortes 
nur mit Genehmigung des Haufes zuläffig‘‘). Bei Annahme eines bejoldeten 
Amtes oder einer Rang- oder Gehaltserhöhung erliſcht die Mitgliedfehaft und 
Tann nur durch Neuwahl wieder erlangt werden, Uebrigens bedürfen Beamte 
zum Eintritt in den Landtag feines Urlaubes. Niemand kann Mitglied beider 
Häufer fein*!). BPräfident und Mitglieder der Ober-Rechnungs-Kammer find 
vom Landtage ausgefchloffen??). — Die Mitglieder des Abgeordnetenhaufes 
erhalten Tagegelder und Reiſekoſten, auf welche fie nicht verzichten dürfen??); 
die Herrenhausmitglieder genießen nur freie Eifenbahnfahrt glei den Mit- 
gliedern des Reichstages“). 

8 41. 

b) Das Herrenhans iſt durch Königliche Anordnung gebildet”?). Cs 
beiteht aus den großjährigen Prinzen des Königl. Haufes und den mit erb- 
licher Berechtigung oder auf Lebenszeit vom Könige berufenen Mitgliedern. 
Für die Berufung wird preußiſche Staatsangehörigfeit, Wohnfig in Preußen, 
ein Alter von mindeftens 30 Jahren, Vollbeſitz der bürgerlichen Rechte und 
Nichtbekleidung eines außerdeutſchen Staatsamtes vorausgefett?®). 


5 BU. Art. 108. 
3) Daf. Art. 83. 
M SGB. 8 11 u. 12. 
*) Daf. 8 105 u. 106. 


3 BU. Art. 85 u. ©. 24. Juli 76 
(SS. 345). Die Berechnung der Reiſe⸗ 
foften erfolgt demgemäß nah den für 
Staatsbeamte erlaffenen Vorſchriften, vgl. 


) WU. Urt. 84 Abf. 2-4; EG. 1. Feb. 
77 XGB. 346) 86; CPrO. 8 7851u.7861. 

M Daſ. 8 347,367 u. StPrO. 8 49, 72. 

A) BU. Art. 78. — Uebernahme der 
Stellvertretungsfoften auf Staatsfonds 
StMB. 24. Oft. 69 (MB. 276.) 

=) BU. Art. 74 (Faſſung des G. 27. 
März 72 SS. 277). 


Anm. 108 zu 8 73. 

4) Anm. 106 zu 8 17. 

= 8. 12. Ott. 54 (GS. 541, welde 
auf Grund der durch ©. 7. Mai 53 (SS. 
181) ertheilten Ermädtigung erlafien u. 
an Stelle der Art. 65—68 der BU. ge» 
treten: ift. 

9) 8 1, 7, 9 u. 10 der ®. 
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Mit erblider Beredtigung find ‚die Häupter der hohenzollernfcherz 
Türftenfamilie und der ftandesherrlihen Familien, die 1847 zur Herren-Rurie 
berufen gewejenen Fürften, Grafen und Herren und die durch beſondere Ver⸗ 
ordnung mit dieſem Rechte Beliehenen berufen“). 

Die Berufung auf Tebenszeit‘®) erfolgt für die Inhaber der vier 
großen Landesämtert?), für die aus befonderem Bertrauen auserfehenen?‘) 
und für die hierzu prüfentirten Perfonen. Zur Präfentation find berufen: 

1. die Domftifter Brandenburg, Merfeburg und Naumburg?!), 
2. die Örafenverbände der Provinzen??), 
3. die Verbände der durch Grofgrundbefig ausgezeichneten Familiend?), 
4. die Verbände des alten und des befeftigten Grundbefiges (Landfchafts- 
Bezirke)??), 
5. die Univerfitäten‘*), 
6. die größeren Städte?). 
8 42. 

ce) Das Hau? der Abgeordneten befteht aus 433 Mitgliedern‘), 
bie aus allgemeinen Wahlen hervorgehen”). 

Wähler (aktiv wahlberechtigt) ift jeder felbftftändige Preuße nah Boll- 
endung des 24 ften Lebensjahres, der fih im Vollbefige der bürgerlichen 
Ehrenrechte befindet, feine öffentliche Armenunterftügung erhält und in ber 
Gemeinde feit 6 Monaten Wohnfig oder Aufenthalt Hat’), Für Militär- 
perfonen ruht das aktive Wahlrecht??). 





Wählbar (paffiv wahlberedhtigt) ift jeder, der das 30 fte Lebensjahr 


M Daf. 8 2. 

*) Dal. 8 3—6, 8 u. 11. 

®, Ober» Burggraf, Ober⸗Marſchall, 
Land-Hofmeifter u. Kanzler. 

) Aus diefen find Kron-Syndici zur 
Abgabe von Rechtsgutachten beftellt. 

5) 8 295 Anm. 46 b. 

=) 842,4, 88 der B. u. Regl. 10. Nov. 
65 (SS. 1077). 

3), Bur Zeit die Familien Alvensleben, 
Arnim, Borke, Bredow, Gröben, Kleift, 
Grf. Königsmart, Often, Schulenburg, 
Schwerin u. Wedel. 

>, 8 309, Anm. 82. 

5), Bur Zeit die Städte Aachen, Altona, 
Barmen, Berlin, Brandenburg, Breslau, 
Bonn, Bromberg, Cafſel, Koblenz, Cöln, 
Erefeld, Danzig, Dortmund, Düfjeldorf, 
Elberfeld, Elbing, Erfurt, Eſſen, Flens⸗ 
burg, Frankfurt a. M. u. a. O., Glogau, 
Görlitz, Greifswald, Halberſtadt, Halle, 
Hannover, Hildesheim, Kiel, Königsberg, 
Magdeburg, Memel, Minden, Mühlhaufen, 
Münfter, Nordhaufen, Osnabrüd, Pojen, 


Potsdam, Stettin, Stralfund, Thorn u. 
Trier. 

%) BU. Art. 69, ©. 30. April 51 (GS. 
213) Art. I, 17. Mai 67 (GS. 1481) 
Art. Iu. 23. Juni 76 (SS. 169) 8 2. 

m Die B. 30. Mai 49 (GS. 205), 
die nur bis zum Erlaß eines Wahlgejeßes 
in Kraft bleiben follte (BU. Art. 115), 
ift, da letsteres noch nicht ergangen, noch 
heute maßgebend ©. 11. März 69 (BES. 
481) $ 1. Sie gilt vor den entjprechenden 
Borihriften der BU. ER. 5. Nov. 58 
(MB. 222); Wahl⸗Regl. 4. Sept. 82 
(MB. 182) u. Nachtr. 22. Aug. 85 (MB. 
164). — Die B. wurde eingeführt nad 
Maßgabe des ©. 30. April 51 (GS. 
216) in Hohenzollern, des G. 11. März 
69 (GS. 481) in die 1866 erworbenen 
Landestheile u. des ©. 23. Juni 76 (GS. 
169) 8 2 in Lauenburg. — Schuß des 
Wahlrehts StGB. 8 107—109; Druck⸗ 
ſchriften zu Wahlzwecken Anm. 25 zu 8 245. 

2, 88 Her V. — Abweihend BU. Art. 70. 

9 ©. 2, Mai 74 (ROB. 45) 8 49. 
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vollendet hat, im Vollbeſitze der bürgerlichen Chrenredte ift und ein Jahr 
dem preußifchem Staatsverbande angehört hat‘). 

Die Wahl-Periode (Legislatur- Periode) dauert 3 Yahredl), Die 
Wahl ift mittelbar (indireft) und zerfällt in zwei Handlungen: die Wahl 
der Wahlmänner (Urwahl) und die Wahl der Abgeordneten durd) die Wahl- 
männer. Zum Zwede der Wahl werden die nebft den Wahlorten geſetzlich 
feftgeftellten Wahlbezirfe‘?) in Unterabtheilungen (Urwahlbezirke) von 750 
bis 1749 Seelen zerlegt. Die Urwahl erfolgt nah dem Dreiflaffen- 
ſyſteme. Die Wähler innerhalb des Urwaählbezirkes, oder falls mehrere 
Urwahlbezirfe zu einer Gemeinde gehören, innerhalb der Gemeinde, werden 
nad Maßgabe ihrer direkten Staatsſteuern derartig in drei Abtheilungen ein- 
getheilt, daß jede Abtheilung 4, der Geſammtſumme diefer Steuern und zwar 
die erſte die Höchft-, Die letzte die Geringft- und die gar nicht Befteuerten 
umfaßt. Die Wahlmänner, deren einer auf je 250 Seelen zu wählen ift, 
werden auf die Abtheilungen gleihmäßig vertheilt. Iſt ihre Zahl nicht durch 
3 theilbar, jo fallen zwei überfchießende der 1ften und 3ten Abtheilung, 
einer der ten Abtheilung zu. Die Berechtigung zur Wahl wird durch 
Öffentliche Auslegung von Urwähler- und Abtheilungsliften feſtgeſtelltẽs). — 
Das Dreiklaſſenſyſtem, welches auch mehrfad, in der Gemeindeverfafiung Ein- 
gang gefunden Hat‘%), leidet an unverlennbaren Mängeln. Es ift umftändlic 
und vielfach willkürlich. Die Eintheilung der Urwahlbezirke und die Vertheilung 
der Wahlmänner auf die Abtheilungen ift Häufig eine ungleihmäßige. Die 
gleihe Steuer kann in einem Bezirk eine ganz andere Bedeutung gewinnen, 
als in einem anderen. Gleichwohl ift es noch nit gelungen, eine geeignetere, 
die Befteuerungsunterfchiede berüdfichtigende Wahlart zu finden. 

Die Wahl der Wahlmänner erfolgt nad abjoluter Mehrheit durch 
Stimmabgabe zu Protokoll. AS Wahlmann kann jeder Urwähler in feinem 
Urwahlbezirke gewählt werden). Im gleicher Weife erfolgt die Wahl der 
Abgeordneten‘). 


Wr 5 29 der V. — Abweichend BU. 


) Si. Art. 73. 

=, Daf. Art. 69. — ©. 27. Juni 60 
(85. 357), ergänzt f. Weßpreußen u. 
Pofen ©. 6. Juni 87 (GS. 197) 8 2, 
f. Sdl.-Holftein ©. 15. Feb. 72 (GS. 
158), 8 2 u. (Lauenburg) ©. 23. Juni 
16 (GS. 169) 8 2; f. Hannover Kr.O. 
6. Mai 84 (GS. 181) 8 1 u. Anl. B., 


Grf. Hue de Grais, Handbuch. 6. Aufl. 


f. Heſſen⸗Naſſau aD. 7. Juni 85 (GS. 
193) 8 1 u. Anl. B 

2) 8.1849 8 1, 4-16 ($ 5 erg. ©. 
11. März 69 GS. 481 8 21); Regl. 81 
bis 10. Vgl. BU. Art. 71. 

6) Landgemeinden in ben weftlideit 
(8 79, Anm. 71) u. Städte in den älteren 
Provinzen (8 79 Nr. 1u. 2 d. W.) 

6) V. 8 17—25; Regl. 8 11—23. 

os V. 8 26—31; Regl. 8 24—32. 
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III. Die Stantsbehörden und deren Verfahren. 


1. Ueberſicht. 
8 43, 

Zur Einrichtung (Organifation) der Behörden gehört neben ihrer Zu- 
fammenfegung auch die Beftimmung ihrer Zuftändigfeit, ihrer Bezirke und 
Site. Sie ſteht als Beftandtheil der vollziehenden Gewalt dem Könige zul). 
Eine Mitwirkung des Landtages tritt nur infomweit ein, als eine Aenderung 
beftehender Gefee oder eine Mehrbelaftung des Staatshaushaltsetatd damit 
verbunden iſt). Im Wege der Gefeßgebung erfolgt ferner die Organifation 
der Gerichte, der Abgrenzung ihrer Zuftändigfeit gegenüber der Verwaltung?) 
und die Bildung der gleichzeitig als Korporationen in Betracht kommenden Kreife 
und Provinzen‘). 

Die Staatsbehörden theilen fih in entralbehörden (Nr. 2), Mittel- 
(Provinziale, Bezirks⸗ und Kreis-) Behörden (Nr. 3) und in Orts: (Lolal-) 
Behörden (Nr. 4). An die Einrichtung der Behörden ſchließt fi der Ge- 
ſchäftsgang derfelben (Nr. 5). 

3, Centralbehörden. 
8 44. 

a) Meberficht. Die ältefte Central-Berwaltungs-Behörde in Preußen 
war der 1604 eingefette Geheime- oder Staatsrath. 1723 trat gleichzeitig 
mit den für die Provinzialverwaltung eingefetten, aus den Amtskammern 
und Kriegskommiſſariaten gebildeten Kriegs- und Domänenfammern das 
General- (Ober-Finanz-, Kriegs- und Domänen-) Direktorium ins eben. 
Diefe Follegialifche Behörde, neben der bereits jeit 1728 zur ſchnelleren Er- 
fedigung gewiſſer Geſchäfte, insbefondere der auswärtigen, Standes- und 
Haus- Angelegenheiten ein büreaumäßig organifirtes Kabinets-Minifterium ein- 
geführt war, tagte unter dem Vorſitze des Königs und zerfiel in fünf 
Departements, deren Zuftändigfeit theil® nach Gegenftänden, theis nad Pro- 
vinzen abgegrenzt var. 

Eine durchgreifende Umpgeftaltung bradten die Stein'ſchen Reformen 
(1808), deren Grundbeftimmungen noch heute maßgebend find). Infolge 
derfelben wurden die Geſchäfte Lediglih nad Gegenftänden vertheilt und 
einzelnen oberften Beamten (Miniftern) felbftftändig übertragen, um der 
Berwaltung größere Einheit, Kraft und Regſamkeit zu verleihen‘). Ihren 


9 83 Ab. 1 u 8 39 Abi. 2 d. W. 6% 8. 1810 (Abſchn. Staatsminifter). 
2, 8 37 Abf. 2 u. 8 118 Abf. 4. Befugniß der Minifter zum Erlaß regle- 
», 8 179—185 u. 172, mentarifher Anordnungen KO. 4. Juli 32 
876 Abf. 1 u. 8 80 Abf. 1. (SS. 181), in betr. des Juſtizminiſters 
5) 8. 27. Oft. 10 (ES. 3); ergänzt | v. 24. Aug. 37 (GS. 143). Minifter- 

durch KO. 3. Juni 14 (ES. 40), 3. Nov. | verantiwortlichleit 8 39 Abf. 2 d. W. 

17 (6. 289), 11. San. 19 (6S. 2) u. 

Bel. 17. San. 38 (GS. 11). 
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Pereinigungspuntt fanden die Minifter im Staats-Miniftertum (c)); der 
Staatsrath follte nur eine berathende Behörde bilden (b). 

Die Zahl der Minifter, urſprünglich fünfs), ift feitbem wiederholt ver: 
mehrt. Auch die Zuftändigfeit hat mehrfach gewechſelt. Gegenwärtig beftehen: 
das Min. der auswärtigen Angelegenheiten (ausw. Amt d. d. Keiches)?), 
das Kriegs: Miniftertum!?), 
das Yuftiz-Minifterium!!), 
das Finanz-Miniftertum (d), 
das Minifterium des Innern (e), 
das Min. der geiftlichen, Unterrichts- u. Mebizinal-Angelegenheiten (f), 
. das Minifterium für Handel und Gewerbe (g), 

. das Miniftertium der öffentlichen Arbeiten (h), 

das Minifterium für Landwirtbfchaft, Domänen und Forften (i). 
GSelbftftändige Ober-Behörden neben den Minifterien find die Ober- 
Redjnungs-Ranmer!?), der evangeliihe Ober⸗-Kirchenrath!s) und das Ober- 
Verwaltungsgericht (k). 


eo ns ppmm 


8 45, 


b) Der Staatdrath wurde erft 1817 eingefüette) und hat fi mit 
kurzer Unterbredung!®) bis heute erhalten. Er war feit Erlaß der Ver—⸗ 
faffung nur wenig in Thätigfeit getreten, bat jest nad Einberufung 
neuer Mitglieder wiederum größere Bedeutung erlangt!?). Seine Aufgabe 
befteht in der Begutachtung von Gefegen und Verordnungen!) Er erfüllt 
fie in einer engeren oder in einer Plenarverfammlung!®) und fett ſich zu- 
ſammen: 

1. aus den Königlichen Prinzen, die das 18te Jahr erreicht haben, 

2. aus den durch ihr Amt berufenen Stantsdienern, insbefondere den 
Miniftern, Feldmarfchällen, dem Präfidenten der Ober-Rednungs- 
Kammer, dem Geheimen Kabinetsrath, dem Chef des Militär-Kabinets 
und — foweit fie in Berlin anmwefend find — den Ober-Präfidenten 
und fommandirenden Generalen, 

3. aus den durch befondered Vertrauen berufenen Staatsdienern!?). 


7) Die Würde des an die Spike der | ) 8 301. 
ganzen Verwaltung geftellten Staats- , 3.20. Mürz 17 (GS. 67) u. 6. Ian. 
tanzlers (8. 1810 Nr. II) wurde nah | 48 (GS. 15). 
dem Zode des Fürften Hardenberg (1822) 5) Die Aufpebung (1848) ift wieder 
nicht wieder bejekt. rückgängig gemadt AE. 12. Jan. 52 
8) Auswärtiges, Krieg, Iuftiz, Finanzen | (MB. 21). 
u. Inneres. Die fpäteren Bildungen ers * Das neue Regul. iſt nicht ver⸗ 
ſcheinen als Abzweigungen aus dem Min. EZ 
des Innern. "8.1848 $ 5. 
N 8 83 d. W., Preußen 8 82 Anm. 4. 18) Dal, s1lu 2. 
“896 d v. i9) V. 1817 5 4u. Det. 5. April 17 
33 8 ab. 2. (GS. 122). 


4* 
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8 46, 

c) Das Staat3-Minifterium befteht aus dem Minifter-Präftdenten, 
defien Stellvertreter und den Staatsminiftern. Durch dafjelbe foll die er— 
forderlihe Einheit der Verwaltung unter den felbftftändig ftehenden Refjort- 
sr hergeftellt werden?‘). Demgemäß find ihm überwiefen: 

die Berathung der Gefezentwürfe und Anordnungen von allgemeinem 
Intereffe, der allgemeinen Verwaltungs-Ueberfihten, Pläne und Etats; 

. die Entfcheidung von Meinungsverfchiedenheiten zwiſchen den Miniftern; 

3. die Borfchläge wegen Anftellung der Ober: und Regierungs-Präfidenten, 
fowie der Präfidenten der höheren Gerichte, der Direktoren, Oberforft- 

meifter und der in gleichem Range ftehenden Beamten??). 

Weiterhin wurden ihm übertragen: 

4. die Befugniß zur Einleitung einer Regentfchaft??), zur Erklärung des 
Belagerungszuftandes??) und die DVerantwortlichfeit bei Erlaß vor- 
läufiger Verordnungen?), 

5. die Beantragung der Auflöfung kommunaler Bertretungen??), 

6. die legtinftanzliche Entfcheidung in Disciplinarfachen?®). 

Unmittelbar unter dem Staatsminiſterium ftehen: 

. das Central-Direktorium der Vermeſſungen im preuß. Staate?”), 

. der Disciplinarhof für nicht vichterliche Beamte?‘), 

. die Prüfungs-Kommiffion für höhere VBerwaltungsbeamte??), 

. der Gerichtshof zur Entfcheidung der Kompetenzkonflikte?), 

. das Oberverwaltungsgericht (k), 

die Anfiedelungs-Kommiffion für Weftpreußen und Pofen zu Pofen?‘). 

Unter der oberen Leitung des Präfidiums des Stantsminifte- 

riums ftehen: 

1. die General-Ordens-KRommiffion??), 
2. die Staatsardive??). 


To 


Don PwmwHr 


8 47. 

d) Das Finanz Minifterinm ift 1810 gebildet. Bei Einrichtung des 
Handeld-Minifteriums (1848) ging das Salze, Berg: und Hütten- und das 
Handels-, Fabriken und Baumefen auf letteres über; das Finanz-Miniftertum 
erhielt dafür die im Jahre 1835 an das Minifterium des Königl. Haufes 
abgetretenen Domänen und Forften zurüd?), die indeß fpäter auf das land- 
wirthſchaftliche Minifterium übergegangen find). 


) KO. 3. Juni 14 (66. 40) = l. =) 8 63 Abſ. 3 


— Abweihend im Reiche 8 20 d. 2, 8 172 Abf. 2 d. W. 
2) KO. 3. Nov. 17 (GS. 289) Sim. 2) Anm. 27 zu 8 123. 
2) BU. Art. 57 u. 58; 8 39 d. W. 3) Anm. 13 zu $ 39. 
2, 8 243 Abi. 5. 2) 8 311 Anm. 18. 
=), BU. Art. 635 8 37 Nr. 2 d. W. 3) NE. 17. April 48 (SS. 109). 
>, 8 79 Nr. 1. 39 NE. 7. Aug. 78 (GS. 79 ©. 25) 
2), 8 66 Abi. 1. Nr. 1 u. ©. 13. März 79 (GS. 123). 
=) 8 33 Abf. 4. 
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Gegenwärtig zerfällt das Minifterium in 3 Abtheilungen: 

1. Mbtheilung für das Etats- und Kaffenwefen, von welcher die General- 
Totterte-Direktion?d), die Münze zu Berlin, die amtliche Probiranftalt 
zu Franffurt a. M.s6) und die General-Direktion der allgemeinen 
Wittiven-Berpflegungsanftalt?”) veflortiren; 

2. Abtheilung für Verwaltung der direkten Steuern, unter der die Direktion 
für die Verwaltung der direkten Steuern zu Berlin fteht3®); 

3. Abteilung für Verwaltung der indireften Steuern und Zölle. Unter 
diefer ftehen die Provinzial-Steuer-Direktion zu Berlin??), das Haupt- 
Stempel-Magazin dafelbft und die zur Kontrolle der Zölle und Reichs⸗ 
fteuern im Gebiete des Reiches beftellten preußiſchen Beamten“). 

Unter Leitung des Finanzminifterd fteht die General-Stants-Rafje*!). 
Außerdem find ihm die Seehandlung nebft dem Königl. Leihamt‘?) und die 
Hauptverwaltung der Staatsfhulden‘?) untergeordnet, während die Nenten- 
banfen zugleih unter dem landwirthſchaftlichen Miniſter“) und die Ober- 
Prüfungs-Kommiffion für Landmeſſer zugleich unter diefem und dem Miniſter 
der Öffentlichen Arbeiten ftehen“?). 


8 48. 


e) Das Minifterium des Innern beſteht gleichfalls feit 1810. Sein 
MWirkungsfreis wurde durch Abzweigung des Kultusminifteriums und durd) 
Vebertragung der Landwirthihaft, Bau- und Gewerbe- Polizei auf das 
Handel8-Minifterium weſentlich eingeſchränkt‘s). in Theil der Gewerbe» 
Polizei, bei dem das polizeiliche gegen das gewerbliche Intereſſe überiviegt, 
ift indeß dem Minifterium des Innern wieder zurüdgegeben‘”). 

Unter dem Minifterium des Innern ftehen die ftatiftifche Cen— 
tral-Rommiffion*®) und das ftatiftifche Bureau??), das Polizei-Präfidium zu 
Berlin?®) und das Domkapitel zu Brandenburg). 


5 8 1329 W. 

® ©. $ 365. — Das Münzwejen if 
durch AE. 3. San. 59 (GS. 8) auf das 
FinMin. een: 

”) 8 75 4b. D. 


8 121 dv. D. 
$ 129 
8 831 Abſ. 2. 

5 Anm. 44 zu 8 35 

“8 49 1.50. — Bon 1814—19 be- 
ftand ein bejonderes Min. d. Polizei. Bon 
1830—42 führte ” Min. d. 3. d. Bes 
zeichnung: „M. d. S. u. d. Polizei“. 

T, Gewerbe ber Be ber Unternehmer 


v. Fecht⸗ u. Tanzſchulen, v. Turn⸗ u. Bades 
anſtalten; der Pfandleiher; der an öffent⸗ 
lichen Orten ihre Dienſte anbietenden Ge⸗ 
werbetreibenden; des Kleinhandels mit Ge⸗ 
tränfen, der Saft- u. Shanhwirtiidaft 
der Schaufpieler, Schaufteller u. Muſiker 
(auch beim Betriebe im Umherziehen) AE. 
17. Därz 52 (GS. 83) u. 30. Juni 58 
(85. 501). 

8), AE. 21. Febr. 70 (MB. 89). — 
Die Komm. foll das einheitlihe Zufammen- 
wirken aller Zweige der Staatsverwal« 
tung auf dem Gebiete der Statiftil herbei= 
führen 

“) NE. 10. Juli 48 (GS. 336). — 
a ae ER.5. Feb. 63(MB. 25). 
82 


s) 8 295 Anm. 47b. 
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$ 49, 

f) Das Minifterium der geiftlichen, Iinterrichtd» nud Medizinals 
angelegenheiten (Kultus-Dinifterium) wurde von dem Mlinifterium des 
Innern abgezweigtd?). Die Befugniß des Kultusminifterd zu reglementarifcher 
Regelung gewiffer Gegenftände der Unterritd- und Medizinalverwaltung 
erftrect fi) aud) über die neuen Provinzen’). Die Angelegenheiten der evan- 
gelifhen Landeskirche in den älteren Provinzen find auf den Ober-Kirchenrath 
und die Konfiftorien übergegangen‘). Dagegen ift bei Abzweigung des 
Minifteriums für Handel und Gewerbe von dem der öffentlichen Arbeiten 
das techniſche Unterrihtswejen dem Kultus-Minifterium übertragen; auöge- 
ſchloſſen wurden die Navigationsfhulen und fpäter im Intereſſe engerer Ver— 
bindung mit dem Gewerbetriebe auch die gewerblichen und kunſtgewerblichen 
Fachſchulen, die Pflege des Kunftgewerbes, ſowie das Fortbildungsfchulwefend). 

Das Minifterium zerfällt in vier Abtheilungen®®): 

1. für Die geiftlihen Angelegenheiten; 

2. für das höhere und technifche Unterrichtswejen und die Kunft; 

3. für das niedere Schulweſen; 

4. fir die Medizinal-Angelegenheiten. 

Unter dem Minifterium ftehen die wiſſenſchaftlichen und Kunft- 
anftalten®”), die Univerfitäten?®), das meteorologifche Inftitut, die techniſchen 
Hochſchulen und das Kunftgewerbe-Mufeumd?), die Sacdverftändigen-Bereine®®), 
die Zurnlehrer-Bildungsanftalt, die ſchulwiſſenſchaftlichen und mebdizinifchen 
Prüfungs-Kommiffionen, die wilfenfhaftlihe Deputation für das Medizinal- 
wejen und die Charite zu Berlin‘), 

8 50. 

8) Minifterium für Handel und Gewerbe. Durd Abzweigung 
von dem Min. des Innern wurde ein Min. für Handel, Gewerbe und öffent- 
liche Arbeiten begründet®?). Ihm wurde außer dem fpäter auf das Reich 
übergegangenen Poftdepartement und den Geſchäften des Handelsamtes vom 
Finanz Dinifterium das Salz, Berg: und Hüttenmwefen nebft dem Hanbels-, 
Fabrifen- und Bauwefen und vom Minifterium des Innern die Landwirth⸗ 
ſchaft, die Bau= und ein Theil der Gewerbepolizei‘d) überwiefen. Bon dem» 
felben wurden nad einander die Minifterien der Landwirtbfchaft und der 


2), AE. 3. Nov. 17 (85. 289) Nr. III. % Die befondere — So ift 
— llebergang der ge. Medizinalverw. ein- aufgehoben AE. Gn Juli 71 (GS. 293). 


ſchließlich der Medizinalpolizei AE. 7 88 
Juni 49 (GS. 335). — Die —— eg 200, 
verwaltung ift fpäter dem landw. Min. ” 5 358 Abi. 3. 
übertragen Anm. 74. @, 8 310 Abi. 2. 
=) 3. 13. Mai 67 (GS. 667). m 8 263 u. 274. 
=) 3. 5. Sept. 77 (GS. 215) Art. I; =) AE. 17. April 48 (GS. 109) I 
vgl. 8 801 d. W. 2), Anm. 47. 


») AE. 14. Oft 78 (66. 79 ©. 26) 
u. 3. Sept. 84 (6©. 85 ©. 9). 
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Öffentlichen Arbeiten abgezweigt®*); zugleich ift ein Theil des techniſchen Unter- 
richtsweſens auf das Rultus-Minifterium übergegangen’). 

Dem Min. verblieben hiernad) nur Handel und Gewerbe. Dazu gehören 
die Privatbantinftitute, die Schifffahrt, die Rhederei und das Rootfenwefen®d). 

Unter demfelben ftehen die technifche “Deputation für Gewerbe‘), die 
ftändige Kommiffion für das technifche Unterrihtswefen, die gewerbliden und 
Funftgewerbliden Fachſchulen, die Fortbildungsſchulen und die Porzellan- 
manufaftur?d), die Aihungsbehörden‘”) und die Navigationsfhulen‘®), 


S 51. 
h) Das Minifterium der öffentlichen Arbeiten ift von dein früheren 
Handels-Minifterium abgezweigt®?) und umfaßt vier Abtheilungen: 

1. für Berg-, Hütten» u. Salinenwefen, unter der die geologifche Landes⸗ 
anftalt, die Berg-Afademie, die Berg⸗ Prüfungs⸗Kommiſſionen und die 
Oberbergämter ſtehen?0); 

2. für Verwaltung der Staatseiſenbahnen, deren Organe die Königl. 
Eifenbahn-Direktionen find); 

3. für Verwaltung ded Bauweſens, von der die Akademie des Bauweſens 
und die Prüfungs-Kommiſſionen reflortiven??); 

4. für die Staatsauffiht über Privatbahnen, deren Organ das Königl. 
Eiſenbahn-Kommiſſariat bildet‘). 


8 52. 

i) Das Minifterium für Landwirthichaft, Domänen und SForften 
ift von dem früheren Handels-Minifterium abgezweigt?3) und ſeitdem fortgeſetzt 
erweitert’), in&befondere durch Uebermweifung der früher vom Finanz Mini- 
ftertum bearbeiteten Domänen und Forften”d). 

Das Minifterrum zerfällt in drei Abtheilungen: 

1. für landwirthfhaftlide und Geftüt-Angelegenbeiten; 
2. für Domänen; 
3. für Forſt- und Jagdſachen. 
Zum Reffort der erften Abtheilung gehören das Landes-Defonomie- 


4, Anm. 69 u. 73 3), AE. 25. Juni 48 (GS. 109). 


&) In Deichfachen ift d. landw. Miniſter 
zuftändig, bei fonkurrivenden Scifffahrts- 
oder Strompolizeiintereffe unter Hinzutritt 
des Sandels-Pin, HE. 26. Nov. 49 (GES. 
50 ©. 3). 

6) 8 349 Abſ. 4 d. W. 


©, 8 AE. 7. Aug. 78 (66. 79 ©. 25) 
Nr. 2, 3u ©. 13. März 79 (GS. 123). 
—J 322 U Abſ. 3 d. W. 


7) Demſelben wurden überwieſen das 
Geftütwefen AE. 11. Aug. 48 (6S. 228); 
die Deichſachen (Arm. 68 bie Zagbpofizei 
G. 7. März 50 (85. 165) 8 31; die 
Rentenbanfen, die le unter "dem 
FinMin. fiehen (8 47 d. W.); das Thier- 
heil- (Beterimär-) Weſen AE. 27. April 
72 (GS. 594) u. d. landſch. Kreditweſen 
AE. 10. Sept. 74 (GS. 310) u. 13. Aug- 
76 (868. 397). 

3), AE. 7. Ang. 78 (GS. 79 ©. 25) 


1; 6. 13. März 79 (65. 123). 


56 Der preußiihe Staat; Behörden und deren Verfahren. 88 53, 54. 


Kollegium’), da8 Ober-Landes-Rulturgericht”), die Central» Moor - Kom- 
miffion’®), die landſchaftlichen Krebitinftitute??), die landwirthſchaftlichen Lehr- 
anftalten?®), die technifche Deputation für das Veterinärwefen nebit der Thier- 
arzueifchule zu Berlin) und die Haupt- und die Yandgeftüte®!). 

Zum Reſſort der 3. Abtheilung gehören die Yorft-Ober-Eraminations- 
Kommiffion und die Forftafademien®?). 


8 53. 

k) Das Oberberivaltungögericht bildet ein Glied der neuen DVer- 
waltungs-Drganifation und ift in feiner Zuftändigfeit im weſentlichen auf 
da8 Gebiet derfelben beſchränktäs). Es befteht aus drei Senaten mit dem 
Präfidenten, zwei Senatöpräfidenten und den Räthen. Alle Mitglieder 
werden auf Lebenszeit ernannt und müſſen zu einer Hälfte für das Richter⸗ 
amt, zur anderen für die höhere Verwaltung befähigt fein). Das Ober- 
Berwaltungs-Gericht bildet die oberfte Stelle im Berwaltungsftreitverfahren 
und entſcheidet auf Berufungen gegen erfitinftanzliche, fowie auf Reviſionen 
gegen zweitinftanzliche Endurtheile der Bezirks-Ausſchüſſess). In den letteren 
Entſcheidungen fällt ihm die wichtige Aufgabe zu, die Einheit der Rechts⸗ 
ſprechung auf dem Gebiete des öffentlichen Rechtes zu wahren und durch Auf- 
jtellung feſter Grundfäte rechtsbildend in die Verwaltung einzugreifen?®). 

d. Brovinzial-, BArzirks- und Areishbehörden. 
8 54. 

a) Ueberſicht. Die Mittelbehörden, melde in Provinzial-, Bezirks⸗ 
und Kreisbehörden gegliedert find, haben durd) die nenere Verwaltungsgefeß- 
gebung eine völlige Umgeftaltung erfahren. Dieſe Gefetgebung fnüpft an Die 
im Intereſſe erweiterter Selbftverwaltung erfolgte Neugeftaltung der Organe 
in Kreis und Provinz!) an und bezwedt: 

1. Die Decentralifation der allgemeinen Landesverwaltung unter Heran- 
ziehung von Laien zu den Geſchäften derjelben, 

2. die Kontrolle diefer Verwaltung mittelft einer in feiten Formen id) 
bewegenden und von unabhängigen Organen geübten Berwaltungs- 


gerichtsbarkeit. 
8 328 d. W. bis 30a u. 88 (der übrige Theil des Gel. 
m, 8 333. ift aufgehoben LBS. S 154); Aegul. 
©, 8 334 Anm. 7. 30. San. 78 (MB. 69), geändert (8 25) 
n) 8 335. Nachtr. 22. Sept. 81 (MB. 82 ©. 42) 
©) 8 343 d. W. u. ($ 30) Nachtr. II. v. 3. Nov. 84 (ME. 
a) 8 342, 268). — Rang Anm. 69 zu 8 70 d. W. 
2) 8 125, 5 LBS. 8 83, bei. 8 93 u. 9. — 


3 8 54 Ab. 2 d. W. — Für einzelne | Berfahren 8 59 Abf. 4 d. W. 
Gegenftände reiht die Zuſtändigkeit üb. 8 Sammlung der diefem Zwecke die 
niit Gebiet hinaus; vgl. u. a. S 64 nenden Entſcheidungen feit 1877, 13 Bände 

(Berlin S. Heymann). 


20. ui Ge. so e 8e8s 817 7980 
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Die Organifation der Landesverwaltung?) ift auf das ganze 
Stantögebiet berechnet, thatfächlich jedoch erſt in einem Theile deſſelben zur 
Durchführung gelangt. Sie gilt in den Provinzen Oft- und Weftpreußen, 
Brandenburg, Pommern, Schleſien, Sachſen, Hannover, Weitfalen, Heflen- 
Naſſau, theilmeife in Hohenzollern und vom 1. Yuli 1888 ab in der Rhein- 
provinz, während in den zwei übrigen Provinzen bis zu der vorbehaltenen 
Einführung einer neuen Kreis- und Provinzial-Drdnung nod die älteren Vor: 
fhriften zur Anwendung fommen?). Die Organifation beſchränkt ſich ferner 
auf die allgemeine, die f. g. innere Verwaltung?) und betrifft aud) in diefer 
Begrenzung zunähft nur die Mittelbehörden?),. Als ſolche hat fie in dem 
Dber-Präfidenten, Regierungs- Präfidenten und Landrath drei felbftjtändige 
inftanzmäßige Behörden übereinandergeftellt, welchen in den durch das Geſetz 
beftimmten Fällen im Provinzialrath, Bezirksausfhuß und Kreisausſchuß 
Kollegien mit Taienmitgliedern als Befchlußbehörden oder als Perwaltungs- 
gerichte zur Seite treten®). Der Ober-Präfident, früher zugleich Präfident 
der an feinem Amtsfige befindlichen Regierung, ift von der Verbindung mit 
derfelben losgelöft?), während gleichzeitig der früher weſentlich als Organ der 
Regierung wirkende Landrath zu felbftftändiger Bedeutung gelangt iſts). Die 


größte Veränderung hat die Bezirfsbehörde erfahren. 


faffung der Regierungen?) war nad) 


2, LBS. 30. Zuli 83 (GS. 195) 81 
bis 49 u. (Schluß- u. Uebergangsbeftim- 
mungen) 8 146—159, die 8 50 bis 126 
des Geſ. betreffen das Berfahren ($ 59 d. 
W.) u. $ 127—145 die Polizeiveriwaltung 
N 229—231 d. En) — Rom. v. Snnt 


v. —S 84) mit —8 


‚f. Sefl.- 
Nafſau 7. Juni 85 (SS. 193) 8 119, 
f. Beftfalen 31. Juli 86 (OS. 217) 8 102, 
f. d Rheinprov. 30. Mai 87 (SS. 209) 
8 104. 

9 WG. 8 3. Beſondere Staats» 
behörden bilden daneben die Militär⸗ 
behörden (8 97), die Behörden ber in⸗ 
direten Steuerverwaltung ($ 152), die 
Auftizbehörden u. Gerichte (8 179—191), 
die Kirchenbehörden (S 297 u. 301); bie 
Schulbehörden ($ 304), die Bergbehörben 
($ 322), die landw. Behörden ($ 333) u. 
bie Eifenbahnbehörden ($ 375). — Reichs⸗ 
behörbden |. 8 18—20 

5) Die Central» u. vLolalbehörden wer⸗ 


Für die kollegiale Ber- 
Einführung des gleichfalls Tollegialen 


den abgeiehen vom Ober - Berwaltungs- 
gericht (S 53) nur mittelbar berührt, erftere 
durd die mit der Organifation verbundene 
Decentralifation von Einzelheiten der lau⸗ 
fenben Berwaltung eutlaftet. 

6 LVG. 8 3 u. 4. — Die Bedeutung 
einheitlichen Zuſammenwirkens der Laien 
u. Beamten findet ſich in des Verfaſſers 
„Reorganiſation der Verwaltung“ Gerl. 
71) ©. 66 u. 68 näher entwickelt. 

BE. 8 17 u. (frühere Vorſchrift) 
B. 30. April 15 (GS. 85) $ 4 u. 32. 

LBS. 8 3; vgl. 8 58. W. 

9 Nach der Art der Belegung der Be⸗ 
börden fcheiden fi zwei Sufteme Sm 
Bureauſyſtem (bei borzugsweijer Aus» 
bildung in Frankreich auch Präfelturſyſtem 
genannt) gipfelt die Behörde in einem ein⸗ 
zelnen Beamten, der für ihre Maßregeln 
allein verantwortlich iſt. Im Kollegial— 
ſyſtem beſteht die Behörde aus mehreren 
(mindeſtens 3) Beamten, die nur nach 
Mehrheitsbeſchluß entſcheiden können. Das 
erſtere Syſtem ermoͤglicht eine kraftvolle u. 
ſchöpferiſche Thätigfeit, eine raſche Durch⸗ 
führung u. eine wirkungsvolle Verantwort⸗ 
Iichfeit, während bei letterem eine viel⸗ 
jeitigere u. unbefangenere Beurtheilung 
fowie eine größere Gleichmüßigkeit des Ver⸗ 
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Bezirksausſchuſſes Fein Pla mehr vorhanden; die innere Verwaltung tft deß⸗ 
halb anftatt der dafür beitandenen Regierungsabtheilung dem perſönlich ver- 
antwortlihen Regierungs-Präfidenten übertragen!®). 


8 55, 


b) In betreff der Verwaltnugsbezirke liegt der Drganifation die 
feitherige Eintheilung des Staates in Provinzen, Regierungsbezirke, Kreife 
und Gemeinden zu Grunde. Neben den 12 Provinzen beftehen als befon- 
dere Bezirke der Stadtkreis Berlin und der Reg.-Bezirk Sigmaringen. Die 
Eintheilung in Regierungsbezirfe (zur Zeit 35) bejteht abgefehen von 
Berlin für den ganzen Staat!?). Gleiches gilt von der Eintheilung in Kreife?). 
Die größeren Städte bilden Stadtfreife neben den Landfreifen. Im Ge- 
biete der VBerwaltungs-Organifatton können alle Städte, die mit Ausschluß 
der aktiven Milttärperfonen mehr als 25 000 (in Weftfalen 30 000, in der 
Rheinprovinz 40 000) Einwohner haben — ausnahmsweiſe auf Grund fönig- 
licher Verordnung auch Kleinere Städte — aus dem Kreisverbande aus- 
f&eiden!?). Die Provinzen (in Heffen-Naffau und Hohenzollern aud) die 
Bezirke) und die Kreiſe bilden zugleich Kommumnalverbände und können ale 


folde nur durd) Geſetz geändert werden!?). 


fahrens erreicht werben kann. — Die ältere 
preußiſche Geſetzgebung fuchte beide Vor⸗ 
züge dadurch zu vereinigen, daß ſie den 
büreaumäßig eingerichteten oberen u. unteren 
Behörden in der die Mittelinftanz bildenden 
follegialen Regierung ein Gegengewicht gab; 
die neuere ftellt dagegen in allen Inſtanzen 
Einzelbeamte u. Kollegien nebeneinander. 

m) LBS. 8 3 u 17. 

1) Daf. $ 1 u. 2. — Aeltere Pro- 
vinzen 8. 30. April 15 8 1. Die Ber 
einigung der Prov. Oſt⸗ u. Weftpreußen 
‘ (1820) ift wieder befeitigt G. 19. März 
77 (GS. 107). Dagegen bildet die aus 
Vereinigung der Prov. Ober⸗ u. Nieder 
rhein herborgegangene Rheinprovinz noch 
jetzt eine Prov., der inzwiſchen d. Fürftenth. 
Lichtenberg (Kreis St. Wendel KO. 25. 
März 35 GS. 43) u. d. Oberamt (jet 
Kreis) Meiſenheim (G. 24. Feb. 72 GS. 
171) hinzugetreten ſind. — Ausſcheiden 
des Stadtkre. Berlin aus dem Verbande 
der Prov. Brandenburg ProvO. 29. Zuni 
7b (GS. 81 ©. 234) $ 2; desgl. aus 
der Verwaltung berfelben LWWG. S 1. — 
RegBez. Zamgg (Hohenzollern) V. 
7. Jan. 52 (GS. 35) 8 1. — Neue 
Provinzen: Säl. ⸗Holſtein AE. 20. Juni 
68 (GS. 620), Aufchluß -v. Lauenburg 
©. 23. Juni 76 (68. 169) $ 5. — 


Hannover Anfhluß des Iadegebiets ©. 23. 
März 73 (GS. 107); Bereinigung der 
früheren Berghauptmannihaft Klausthal 
mit d. RB. Hildesheim V. 17. Inni 68 
(8S. 671); Umwandlung der früheren 
Landproftei- in Regierungsbezirke LVO. 
82 Abi. 1. — Heſſen⸗Naſſau V. 22. Feb. 
67 (GS. 273) 8 1, 2, 10 u. AE. 7. Dez. 
68 (GS. 1056). — Die Reihenfolge 
fir die Aufführung der Provinzen iſt — 
wie die nachfolgende Ueberſicht fie angiebt 
— feftgeftellt AE. 4. Sept. 69 (MB. 233). 

“8. 30. April 15 $ 35 u. 86. — 
Kreiseinteilung n Schl.⸗-Holſtein V. 
22. Sept. 67 (GS. 1587) 8 1, Kr. Lauen⸗ 
burg ©. 23. Juni 76 (GS. 169) S 6; 
— Hannover LBG. 8 2 Ab. 2 u. KrO. 
6. Mai 84 (SS. 181) 8 1 Abf. 1. 
Anl. A; — Heſſen⸗Nafſau KO. 7. Juni 
85 (65. 193) 8 1 Abſ. 1 u. Anl. A. — 
In Hohenzollern heißen die Kreife Ober- 
ämter DB. 7. San. 52 8 2. (VMeberficht 
auf ©. 59.) 

3) 8 4 u. 5 der KrO. 13. De. 72 
(85. 81 ©. 180) u. der MO. f. Han⸗ 
nover, f. Heflen-Naffau, f. Weftfalen u. 
fe d. Rheinprov. (Anm. 3); Zufl®. 8 2. 
Grundſätze f. d. Auseinanderjegung E. OB. 
28. Juni 83 (X 10). 

1) 8 80 Abf. 1 u. 81 Abi. 1. 
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Bei diefer Eintheilung ift dem gejchichtlihen Entwicelungsgange ſehr ein- 
gehende Berüdfihtigung zu Theil geworden, mehrfach auf Koften der that» 
fähliden Bebdürfniffe. Die ungleichmäßige und theilweife zwedwidrige Ab- 
grenzung mander Bezirke Hat bislang nur in wenigen Fällen Abhülfe 
erfahren!?). Einzelne Theile der Provinzen liegen noch jet als Enklaven 
im Bereiche anderer: ein Denkmal vormaliger deutfcher Zerriffenheit. Auf 
einzelnen Berwaltungsgebieten hat das praktiſche Bedürfniß dieſe Feſſeln 
gefprengt, dadurch aber eine Mannigfaltigfeit erzeugt, die die Verwaltung 


Provinz 


Oftpreufen .... 

Weftpreußen . 

Brandenburg . . . 
(außer Berlin) 


Schlesw.- Holftein 
Hannover 


Weftfalen 


Hefien-Raffau .. 


Rheinprovinz ... 


Hohenzollern ... 
MR.⸗Bez.) 
Berlin (Stadtkr.) 


Ueberſicht der Verwaltungs-Bezirke (zu Anm. 12): 


Größe 
(one 
ohne Ha 
u. Küften- 
gewäffer; 


Aufftelung 


1885/86. 
36 981 


25 506 
39 834 


30 110 
28 957 
40 301 
25 250 


18 842 
38 481 


20 202 
15 687 


26 990 


1143 


63 


ff⸗ Einwohner⸗ 


zahl 


(1. Dez. 1886) 


1959 475 
1408 229 
2 342 411 


15058 575 
1 715 618 
4112219 
2428 367 


1150 806 
2172708 


2 204 580 


1 592 454 


4 344 527 


66 720 


1315 287 


Regierungs-Bezirte 
(Die groß gedrudten Orte find 
zugleih Sitz des Ober- 
präfidenten) 


Königöberg, Bumbinnen ... 
Danzig, Marienwerder.. . . - 
Yorödam, Frankfurt a. D... 


Stettin, Köslin, Stralfund . . 
Polen, Bromberg ...... .. 
Breslan, Liegnik, Oppeln. . . 
Magdeburg, Merfeburg, Erfurt, 


Schledwig 
Saunover, Hildesheim, Lüne⸗ 
burg, Stade Osnabrüd, Aurich 


.o. 0 90,8 0 8 90 00 —* 


Münfter, Minden, Arnsberg . 


Gaflel, Wiesbaden 


Köln, 


Coblenz, Düffeldorf, 
Trier, Aachen 


Zahl der Land» ı. 
Stadt-Kreife 


1 


Davon Stadtkreife 


Königsberg. 

Danzig, Elbing. 
Charlottenburg, Potsdam, Bran- 
denburg, Frankfurt a / D. Ouben, 
Kottbus, Spandau. 

Stettin, Stralſund. 

Poſen, Bromberg. 

Breslau, Liegnitz, Görlitz. 
Magdeburg, Erfurt, Halle, Nord⸗ 
baujen. 

Altona, Kiel. 


Celle, Emden, Göttingen,Linden, 
Hannover, Harburg, Hildes⸗ 
beim, Lüneburg, Osnabrück. 
Münfter, Bielefeld, Bodum, 
Dortmund, Hagen. 

Eaffel, Hanau, Frankfurt a/M., 
Wiesbaden. 


Barmen, Bonn, Coblenz, Krefeld, 


Dilfjeldorf, Duisburg, Elber⸗ 
feld, Effen, Köln, Trier, Aachen. 


Berlin. 


Preußifcher Staat | 348 847 | 28 818 470 | | se | 53 


*) Die Zunahme feit der Iekten Zählung (1880) betrug 3,79, jährlich alfo 0,76 Proz. 


5) Theilungder Brov. Breußen (Anm.11) 
n. einzelner übergroßer Kreife (Beuthen, 
Köslin u. Sternberg 1873, Konit 1875, 
Bodum 1885, Snowrazlam 1886, Dort- 
mund, Hagen u. Mühlheim a. d. R. 1887. 
Außerdem wurden durch ©. 6. Juni 87 


(85. 197) zur Förderung des beutfchen 
Elements in den Provinzen Weftpreußen 
u. Bofen 17 neue Kreife gebildet. — Bes 
deutung mäßig ausgedehnter Kreife für die 
Staats» wie für die Selbſtverwaltung ©. 
50—58 der Anm. 6 erwähnten Schrift. 
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erheblich erſchwert und vermidelt!$). 


Der preußiſche Stant; Behörden und deren Verfahren. S 56. 


Eine mehr einheitliche Gliederung, die 


allen oder doch nahezu allen Bermaltungszweden fi anpaßt, erjcheint im 
Intereſſe der Staats- wie der Selbftverwaltung dringend wünfchenswerth. 
S 56. 


ce) Ober: Bräfident und Provinzialrath. Die ftaatlihe Verwaltung 
der Provinz führt der Ober Präfident!?), dem die erforderlichen Hülfsarbeiter 


zur Seite ftehen. 


Die Stellvertretung hat im Gebiete der Berwaltungs- 
Drganifation der Ober- Präfidialrath!$), 


übrigend der Regierungs-Vize⸗ 


präfident!?). Die Stellung der Ober-Präfidenten ift eine dreifadhe: 
1. er vertritt die oberften Staatsbehörden in befonderem Auftrage und 
bei außerordentlihen Anlaß, insbefondere im Kriegsfalle und bei Gefahr 


im Berzuge?®); 


ID 


er verwaltet unmittelbar die über den Bereich einer Negierung hinaus 


oder über die ganze Provinz fich erftredenden Angelegenheiten, Anlagen und 
Anftalten??), die ftändifhen (Provinziallandtags-) Saden??), in Ber- 
bindung mit dem Tommandirenden General die das Armeekorps be⸗ 
treffenden Militärfachen??), die Nechte des Staates gegenüber der 
fatholifchen Kirche?) und einzelne ihm bejonders zugemwiefene Gegen- 


ftände?3); 


%) Sp gehört beifpielsweife der Kr. 
Rinteln (Grafſch. Schaumburg) in der all- 
gemeinen Berwaltung zu Heſſ.⸗Naſſau, in 
der Juſtiz u. der Militärverwaltung zu 
Hannover u. in der indireften Steuer» u 
Poftverwaltung zu Weftfalen. 

m 8.181582, 3 u. Inftr. 31. De;. 
25 (GS. 26 ©. 1); Berhältniß zum 
Miniſter 8 12, 135 der OBr. führt den 
Vorſitz im Propinzialihul- u. Medizinal- 
Kollegium ($ 305 u. 263 d. W.), aber 
nit mehr in dem KRonfiftorium S 301 
d. W. — Mitgliedſchaft im Staatsrathe 
8 45 d. W. — Der Opr. der Prov. 
Brandenburg iſt zugleich OPr. f. Berlin 
LVG. 8 41, verb. 8 42, 43 u. 47. — 
In Hohenzollern, das nur in Militär- 
ſachen dem OPr. der Rheinprov. unterftellt 
ift, werben übrigens die ObPräf.gefchäfte 
von dem RegpPr. u. den zuftändigen Mi⸗ 
niftern wahrgenommen V. 7. Ian. 52 
(GS. 35) 81,5 u.7, BE. 85 u. 18. 

5, Da. 8 8 u. 9; befondere Vertretung 
als fün. Kommiffarius des Prov.-Landtags 
PrO. 29. Juni 75 (GS. 81 ©. 234) 
8 26 u. im Borfik des Prop.⸗Schul⸗Koll. 
Anm. 9 zu 8 304. — ObPräfidialräthe 
haben den Rang der DbRegierungsräthe 
AE. 11. April 81 (GS. 281). 

», Anm. 43. 


) Inſtr. s 1UI u. 8 1128, 
2) Daſ. 8 11u. 8 22-4. — Strom⸗ 
baunverwaltuug 8 367 Abſ. 1 d. W. 
2) Inſtr. 8 21, KO. 31. Dez. 25 (GS. 
S. 5) DIIl. u. im Geb. der Verw.⸗ 
Org.: ProvO. 8 20, 26, 27 u. 114. 

2) Inſtr. 8 25; Milttärverwaltung $ 9; 
Civilverforgung 8 10. — In Erfatange- 
legenheiten bildet der OPr. mit dem kom⸗ 
mondirenden era die dritte Inſtanz, 
ſ. 59 

=) Sa * 26. Dieſe Rechte (Konſiſt.⸗ 
Inſtr. 23. Okt. 17 GS. 237 83, 
KO. 31. De. 25 B7 u 3.27. Juni 
45 GS. 443 8 1 u. 2) find durch die 
der Kirche in dem (ſpäter aufgehobenen) 
Art. 15 der BU. gewährte Selbftftändigfeit 
weſentlich eingeſchränkt. Andererſeits ſind 
in der jüngſten Kirchengeſetzgebung neue, 
auch der evangeliſchen Kirche gegenüber 
wire Auffichtsrechte Dnugelrsten 8 291 

. 292 d. W., insbe. Anm. 34. 

"n Genehmigung zu Apothefen Inſtr. 
8 11%b, zu gemeinnützigen Anftalten 8 1149, 
zu Sparkaſſen Regl. 12. Dez. 38 (GS. 
39 S. 5) 8 2, 19 u. 20, zu gemeinſamen 
Wittwen⸗, Sterbe⸗ u. Ausſteuerkaſſen KO. 
29. Set. 33 (GS. 121) u. StGB. 
S 3609, zu Synagogenftatuten ©. 33. Juli 
47 (GS. 263) 8 50, zu öffentlihen Kol« 
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3. er bat die allgemeine Aufficht über die Behörden der Provinz?s). “Der 
Ober: Präfident, der hierbei eine Mittelinftanz zwifchen Regierung und 
Meinifter nit bilden follte?”), ift nunmehr wie erwähnt im Gebiete der 
Berwaltungs= Organifation von der früheren Verbindung mit der 
Regierung gelöft und zur felbftftändigen, in der Regel endgültigen Be- 
fhwerdeinftanz, insbefondere in Kommunalſachen und in betreff polizei- 
licher Verfügungen geworden?®). 

In demfelben Gebietsumfange fteht ihm der Provinzialrath zur 
Seite, der neben der unmittelbaren Mitwirkung bei einigen wichtigeren, die 
ganze Provinz betreffenden Angelegenheiten auch über Beſchwerden gegen 
Beihlüffe des Bezirksausfchuffes zu entſcheiden hat??). Er befteht aus dem 
Dber- Bräfidenten ald Borfigendem, einem höheren Berwaltungsbeamten und 
fünf Mitgliedern, die vom Provinzialausfihuffe (in Heflen-Nafjau vom Pro- 
vinziallandtage) aus der Zahl der zum Provinziallandtage wählbaren Pro— 
vinzialangehörigen gewählt werden. Die Wahl erfolgt auf 6 Jahre; alle 
3 Jahre fcheidet die Hälfte aus. Für alle Mitglieder werden Stellvertreter 
beftellt bez. gemwählt?®). 

S 57. 

d) Bezirfäregierung, Regierungs⸗Präſident und Bezirks⸗ 
ausfchuf. Die 1723 aus der Vereinigung der Kriegs-Kommifjariate mit 
den Amtsfammern hervorgegangenen Kriegs- und Domänenfammern waren 
1808 unter Beibehaltung des Kollegialfyftens zu Regierungen?!) erweitert. 
Die ihnen nad) Wiederaufrihtung des Staates verlicehene Berfaffung hat in 
die neuen Provinzen Eingang gefunden und zu einem Theile fi) bis heute 
erhalten??). 

Ihr Wirkungskreis umfaßte alle inneren Tandesangelegenbeiten, die eine 


fetten innerhalb der Provinz außer Kirchen⸗ landesgerichten gewordenen Provinzial- 


kollekten Inſtr. S 114e, desgl. zu Aus- 
fpielungen AE. 2. Nov. 68 (SS. 991). 
— Ernennung der Amtsoorfteher KrO. 
13. Dez. 72 (GS. 81 ©. 180) 8 56, 
der Standesbeamten Bel. 1. Dez. 75 
(MB. aD) — Polizeiverordnungsrecht 
S 230 d. 


®) — 10,5 4-8 u. 8 111. 

7) Daſ. u. V. 1815 8 A. 

®) Sud. gi u. KrO. 8 177; WO. 
8 127 u. 130. 

=) Dal. 24 48, 49, verb. $ 121. 
Rn, Zuftändigfeitt u. Berfahren s 59 


®) BO. 8 10-15. — Berlin $ 43 
Ai. 1. — —E 8 5. — Heſſen⸗ 
Naſſau S 81 Abſ. 4 d. W. 

) Bis 1804 hießen die ſpäter zu Ober⸗ 


Juſtizkollegien Regierungen. 

2) Regierungs⸗Inſtr. 23. Okt. 
17 (GS. 248), erg. KO. 31. Dez. 25 
(GS. 26 ©. 5) u. Geſch.Anw. v. demſ. 
Tage (RA. IX 821). — Einf. in Hohen⸗ 
zollern B. 7. San. 52 (GS. 35) S 6—8, 
in Schl.⸗Holſtein AE. 20. Juni 68 (GS. 
620), in Heſſ.⸗Naſſau V. 22. Feb. 67 
(85. 273) 8 1, 2, 5.6 — In 
Hannover, wo früher für Verw. des 
Innern die Landdrofteien, für Kirchen⸗ u 
Schulſachen die Konfiftorien u. für dir. 
Steuern, Domänen u. Forfteu die Finanz- 
direftion zuftändig waren, ift die Einrid)- 
tung der Regierungen mit den durch das 
LVG. eingeführten Abänderungen am 1. 
Juli 1885 eingetreten LBS. S 2, 25—27, 
KO. f. Han. 6. Mai 84 (65. 181) 
8 120. 
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territoriale Verwaltung zulaffen und nicht befonderen Behörden vorbehalten find®3). 
Die Bearbeitung erfolgte der Regel nad in drei Abtheilungen‘®): 

1. Abtheilung des Innern für Hoheits-, Militär-, Kommunal», Bolizei-, 
Gefundheitd-, Bau-, Armene, landwirthfchaftlihe, Gewerbe⸗, Handels-, 
Berfehrs-, Juden⸗, Diffidenten- und ftatiftifche Saden®®); 

2. Abtheilung für Kicchen- und Schuljadhen?®); 

3. Abtheilung für direlte Steuern, Domänen und Forften?”). 

Der gemeinfchaftlihen Bearbeitung und bez. Beſchlußnahme (Plenum) 
unter Leitung des Präfidenten unterliegen die Berathungen über Geſetze, all- 
gemeine Einrihtungen und Grundfäge??), die Kaffenfadhen??) und Disciplinar- 
fadhen*‘). Der Geſchäftsgang ift in Plenar- wie in Abtheilungsfadhen kolle— 
gialiſchs). Den Negierungdmitgliedern liegt eine über die Vorſchriften des 
Privatrecht3 Hinausreichende VBerantwortlichfeit ob*?). Zu den leßteren gehören 
außer dem Regierungsd= Präfidenten*?), die Abtheilungsdirigenten (Ober: 
Regierungsräthe)**), die Negierungs-Räthe und Affefforen*) und die techniſchen 


Mitglieder‘). 


3) NY. 81, verb. Anm. 4. Die theil- 
weile den Regierungen Übertragen geweſene 
Verw. der indir. Steuern ift auf die Prov.- 
Steuer-Direktionen ($ 152 d. W.) u. die 
der Gemeinpeitstheilungen u. Ablöfungen 
auf die Gen.-Kommilfionen (8 833 d. W.) 
übergegangen. — Allgemeine Befugniſſe 
u. Obliegenheiten der Regierungen RI. 
8 6—16 u. GeſchA. II A; insbefondere 
Erekutivgavalt RI. 8 11 Abf. 1 nebft 2. 
26. Dez. 08 (GS. 17 ©. 282) $ 42 u. 
48, RO. 1825 D XII u. rhein. Reflort- 
Regl. 20. Zuli 18 (RA. II 619) 8 18. 
Subalternperfonal KO. 1825. D X. 

2) 023.84, 5 u. 80.1825 D II, IIL 
Bol. Anm. 48. 

5) NY. 8 21-5, 7-12, 8 3%, 81.4, 
$ 17, 19 u. 219 u. 13 nebft RO. 1825 
D H 1 u. GeſchAnw. II B. — Bezirks⸗ 
ftatiftilen ER. 11. Dez. 59 (MB. 325). 

NY. 8 26, 18 u. 19 u. KO. 1825 
DII 2. — Der evangeliiden Kirche gegen- 
über hat die Regierung nad) Uebergang der 
Bermögensverwaltung auf die Konfiftorien 
nur Auffihtsrehte auszuüben u. aud von 
diejen ift ein Theil auf den Reg. Prüf. über⸗ 
gegangen ($ 300 Anm. 25); letzteres gilt 
aud) von der Ffatholifhen Kirche ($ 298 
Anm. 13). — Im Schulweſen ftehen 
nur die Elementar-, Bürgers u. Privat- 
ſchulen unter den Regierungen, die höheren 
unter den Prov.⸗Schul⸗Kollegien (8 304 


v.®). 
RI. 8 81, 20, 21; KO. D IIL3 
u. GeſchA. IICınD. 


a) RJ. 8 5 u. KO. D V, VI 

2) NY. S38,6 8 19—21 u. 455 KO. 
D II 5 u. GeſchA. II E; vgl. S 119 
Abf. 5 d. W. — Die Reg. ift zugleich 
Hinterlegungsftelle $ 218 d. W. 

”, G. 21. Juli 52 (GS. 465) 8 31. 
— Bol. 8 66 d. W. 

RI 822-33, KO. DV, VIIu. 
VII u. GeſchA. III u. IV Abi. 2—7; 
vgl. Anm. 9. 

©) 29. 8 3436, Gel. III, IV 
Abi. 9. — Bol. 8 64 Anm. 28 d. W. 
— Verhalten der Reg, beamten RI. 8 38 
u. RO. 1825 D 

®) 9 1 40,8O.DLVu 
GeſchA. IM u. IV Abſ. 10. — Außer: 
halb des Gebiets der VBerw.Org. find die 
Ober» Prüfidenten an ihrem Amtsfite zu⸗ 
gleich Präfidenten ber Regierung, zu ihrer 
Stellvertretung in beiden Eigenfchaften Mr 
dep. ⸗Vize⸗Präſidenten beftellt KO. D IV 
f. d. Geb. d. Verw.Org. ſ. Anm. 47. 

4,99. 841, RO. DI. 

8) RJ. 8 42. — Vorausſetzung ift Be⸗ 
fähigung für die höhere Verwaltung (8 63 
Abi. 3 d. W.) u. in betreff der als Rechts⸗ 
berather der Regierungen angeftellten Juſti⸗ 
tiarien (RS. $ 44) richterliche Qualifikation 
(8 1870. W. 

*), Hierzu gehören die als Mitdirigenten 
der Finanzabtheilungen angeftellten Ober- 
forftmeifter u. die Forflmeifter RI. 8 43, 
KO. D M3, Seh. II D Abſ. 1 u. 
Erl. 18. Sept. 50 (GS. 489); die Schul» 
räthe RI. $ 46 u. V. 27. Juni 45 (GS. 
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Im Gebiete der VBerwaltungs-Organifation find die Verwaltungsange- 
Tegenheiten der Abtheilung des Innern zu bureaumäßiger Bearbeitung auf 
den Regierungs- Präfidenten übergegangen”), Die Regierungen find 
damit auf die zu 2 und 3 bezeichneten Gegenftände beſchränkt, die in der 
Kegel in zwei Abtheilungen bearbeitet werden“s). Die Stellung des Regie- 
rungs-Präfidenten ift hier eine doppelte. Er ift Vorfigender der Regierung 
und außerdem eigened Organ für die Angelegenheiten der Verwaltung des 
Innern’). Für letteren Zweck ift ihm ein Stellvertreter (Ober-Regierungs- 
rath) nebſt den erforderlichen Hülfsarbeitern zugetheilt, weldhe zugleich an der 
Regierung befchäftigt werden können und an den Plenarberathungen derfelben 
Theil nehmen). Um ferner der Bezirksinſtanz die nöthige Einheit zu er- 
Halten, ift dem Regierungs-Präfidenten die Befugniß beigelegt, Beſchlüſſe der 
Regierung außer Kraft zu fegen und in eiligen Sachen unter perfönlicher 
Berantwortung felbft zu verfügen?!). 

Dem Regierungs- Präftdenten fteht im Gebiete der Verwaltungs-Orga— 
atfation der Bezirksausſchuß zur Seite, der mit den ihm übertragenen 
Gefchäften der Landesverwaltung auch die des Bezirksverwaltungsgerichts in 
fi vereinigt. Er befteht unter dem Vorſitze des Regierungs-Präfidenten aus 
zwei vom Könige lebenslänglih ernannten und aus vier vom Provinzial- 
ausſchuſſe (in Heſſen⸗-Naſſau vom Provinziallandtage) aus den Bezirkseinge— 
feffenen gewählten Mitgliedern. Den ernannten Mitgliedern, deren eins zum 
höheren Berwaltungsbdienfte, das andere zum Richteramte befähigt fein muß, 
dürfen weder PVertretungen oder Hülfsleiftungen in den Gefchäften des 
Regierungs- Präfidenten, noch andere Aemter, außer richterlihen oder ohne 
Bergütung geführten übertragen werden. Eins diefer Mitglieder wird mit dem 
Titel Berwaltungsgerihtsdireftor zum Stellvertreter des Regierungs-Präfidenten 


440) 8 7 (die geiftlihen Räthe find fort- 
gefallen); die Medizinalrüthe RI. 8 47 u. 
Inſtr. 23. Oft. 17 (GS. 245) 8 5; bie 
Bauräthe RI. 8 48 u. (Stellung bau 
techniſcher Hülfsarbeiter) €. 21. Oft. 84 
(MB. 229) u. 22. Juni 86 (MB. 162). 

9) 8WWG. 8 3 u. 18; Wegfall der Vize- 
geäfibenten (Anm. 48) 8 17; Ausf.Bf. v. 

9. Feb. 84 (MB. 15) I u. IM. 

=, 2LBG. 8 21—23. Bei den Regie 
rungen Stralfund, Osnabrüd, Aurich u. 
Sigmaringen findet eine Scheidung i in Ab» 
theilungen nidt ftatt; bie Mitglieder der- 
jelben werden zugleih in den dem Reg.⸗ 
Br. ũberwieſenen Angetegenheiten behält 
$ 21, 25 Abf.2 u. 3. 3. Nov. 84 (GE. 
349). Mm Danzig, Pr Hannover, 
Hildesheim, Lüneburg, Stade, Miünfter u. 
Minden leitet der dem Reg.» Prüf. beige- 
gebene DbReg.Rath zugleih die Kirchen- 


u. Schulabtheilung u. daflelbe wird bei 
den rheinifchen Regierungen (außer Düffel- 
dorf) beabfichtigt. — In Berlin werden 
die Kirchen- u. Schulſachen, die Invaliden⸗, 
Penfions-, u. Unterſtützungs⸗, fowie die 
Wittwen⸗ u. Waiſenſachen vom Bol.-Präj., 
die Milttär-, Bau- u. Kaſſenſachen von 
der Min.-Militär- u. Bau⸗Kommiſſion, die 
dir. Steuern von einer befonderen Direltion, 
alle übrigen dem Reg.⸗Präſ. zugewieſenen 
Gegenftände, insbefondere im Disciplinar- 
verfahren vom OPräf. bearbeitet LVO. 
8 42, 4447, B. 5. Sept. 77 (GS. 215) 
Art. 4 u. 26. Ian. 81 (GS. 14). 

®) Polizeiverorvnungsredt $ 230, 
Seat 8 2831 d. W. 

BG. 8 19, 20, verb. $8 u. 146, 
Anz. * (Anm. 47) II, IVaV. 

51) Dal. 8 24, Ausf. Sf. VI — Bol. 
RI. S 39% u. KO. 1825 D VIL 





$) 
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im Borfite ernannt. Zur fonftigen Vertretung defjelben im Bezirksausſchuſſe, 
fowie zur Bertretung der übrigen Mitglieder werden Stellvertreter beftellt 
und bez. gewählt??). 

S 58. 

e) Landrath, Kreid- nud Stadtausſchufz. Das Inftitut der 
Zandräthe reiht in der Mark Brandenburg bi8 in das 16. Jahrhundert 
zurüd. Urſprünglich vein ftändifhe Organe wurden fie gegen Ende des 
17. Jahrhunderts mit Gefchäften der allgemeinen Landesverwaltung betraut. 
Diefe Gefchäfte haben bei fortgefetter Ausdehnung der Staatsthätigfeit fo 
zugenommen, daß die Tandräthe zu Staatsbeamten geworden find. Auf den 
ftändifchen Urfprung weift nod) die heutige Beſtimmung zurüd, daß im Ge— 
biete der Verwaltungs-Organifation die Kreisverfammlung bei Befesung der 
Randrathsämter Perfonen, die dem Kreife feit mindeftens einem Jahre durch 
Grundbefig oder Wohnfig angehören, in Vorſchlag bringen darf??) und unter 
Beftätigung des Ober-Präfidenten zwei Kreisdeputirte als Stellvertreter des 
Landraths zu wählen hat‘). 

Die Einrichtung ift im Laufe der Zeit auf die fpäter erworbenen Yandes- 
theile übertragen und auch in die neuen Provinzen eingeführt). Geeignet 
find im Gebiete der Verwaltungs-Drganifation außer den zum höheren Ber- 
waltungs=- oder Yuftizdienfte befähigten auch die dem Kreiſe jeit mindeitens 
einem Jahre durch Grundbefiz oder Wohnfig angehörenden Perfonen, foweit 
diefe mindeſtens 4 Jahre als Neferendare bei den Gerichten und Berwal- 
tungsbehörden oder in Selbftverwaltungsämtern des betreffenden Kreiſes, 
Bezirks oder der Provinz thätig geweſen find. In letzterem Falle kann eine 
Befchäftigung bei höheren Verwaltungsbehörden bis zur Dauer von 2 Jahren 
in Anrechnung gebracht werden?‘). Die Landräthe ftehen unter den Xegie- 


2, LBS. 8 28—34, 48 u. 49, für 
Berlin 8 43 Abi. 2, 3 u. ZuſtG. 8 161; 
für Hohenzollern LBS. 8 35; Heflen- 
Naſſau S 81 Abf. A d. W. — Zuftän- 
digfeit u. Verfahren S 59 d. W.; Rang 
der Berw.Ger.sDireltoren 8 70 III d. ®. 

3 KrO. 13. De. 72 (neue Faffung 
GG. 81 ©. 180) 8 74; KrO. f. Han- 


derungsfälle kann der Landrath mit Aus⸗ 
ſchluß des Vorſitzes im Kreisausihuffe 
dur den Kreisjefretär vertreten werden 
KO. 8 75 Abi. 2 u. 8 136 Abi. 2. — 
Entfpredend KrO. f. Hannover $ 23, f. 
Heſſen⸗-Naſſau 8 25, f. Weitfalen 8 31 u. 
(v. 1. Juli 1888 ab) f. die Rheinprov. $ 31. 

5 Shl.-Holftein B. 22. Sept. 67 





nover 8 22, f. Heſſen-Naſſau S 24, f. 
Weftfalen 8 30 u. (v. 1. Juli 1888 ab) 
f. d. Rheinprov. 8 30, 992 u. 102%. — 
Für Pofen ift die frühere Mitwirkung der 
Kreisvertretung befeitigt A. DO. 2. Feb. 33 
(R. U. XVII 33). 

*) AD. a s 75 Abf. 1. Tagegelder 
u. Neijefoften R. 14. Juli u. 29. Ott. 74 
(MB. 226 u. 1875 ©. 65). Die Bes 
ftellung eines ftaatlihen Kommiſſars iſt 
dadurh nicht ausgeſchloſſen E OB. 17. 
Mai 83. (X 24). — Für kürzere Behin- 


(GS. 1587) 82,3. Lauenburg ©. 23. Junt 
76 (GS. 169) $ 6. — Hannover KrO. 
6. Mai 84 (GS. 181) 8 22—2A, 26, 118, 
119 u. Amts-O. 10. Mai 59 (han. GS. 
1483) 8 5 u. 6; vgl. 8 223 Abſ. 30. W. 
— Heſſen-Naſſau KrO. 7. Juni 85 
(GS. 193) 8 24—26, 28, 117, 118 u. 
(Landkr. Frankfurt aM.) 8 30 u. 33. — 
In Hohenzollern ift (ohne zwingenden 
Grund) die Bezeihnung „Dberamtmann” 
geblieben LBG. 8 5 u. ©. 7. San. 52. 
(SS. 35) $ 3, 9 u. 10. 

5) Am Gebiete der Verwaltungs⸗Orga⸗ 
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rungs⸗Präſidentenꝰ). Ihr Wirkungsfreis erſtreckt ſich über alle Berwaltungs- 
zweige, für welche feine befonderen Beamten beftellt ſindes). Ihre Zuftändig- 
feit auf diefem umfangreichen Gebiete war infofern eine beſchränkte, als fie 
zunächſt nur Organe und ftändige Kommiffarien der Regierung fein folltend?). 
Im Gebiete der VBerwaltungs-Organifation find fie jetzt felbftftändiger geftellt, 
auch ift ihre Zuftändigfeit in Verbindung mit der des unter ihrem Vorfige 
zufammentretenden Kreisausſchuſſes wefentlich erweitert‘). 

Der Kreisausſchuß in feiner zunädft für die Zmede der Kommunal⸗ 
verwaltung erfolgten Zufammenfegung®!) bildet im Gebiete der Verwaltungs⸗ 
Drganifation zugleih ein Organ in Saden der Landesverwaltung und das 
Berwaltungsgericht erfter Inftanz‘?). 

In Stadtlreifen tritt an Stelle des Kreisausfhuffes in den gefeglich 
vorgefchriebenen Fällen der Stadtausſchuß. Er befteht unter Vorſitz des 
Bürgermeiſters aus ſechs Mitgliedern, die vom Magiftrat aus feiner Mitte 
und — mo der Bilrgermeilter allein den Gemeindevorftand bildet — von 
der Gemeindevertretung aus der Zahl der Gemeindebürger zu wählen find®®). 

8 59. 

f) Zuftändigfeit und Verfahren. Die neue Verwaltungsorgani- 
fation®) Hat ſich nicht darauf beſchränkt neben der ald Kegel durchgeführten 
büreaumäßigen Erledigung der Verwaltungsgeſchäfte (Berwaltungsverfahren)‘®) 
für einen Theil derfelben die kollegiale Behandlung durch Laienkollegien vor- 
zufehen (Befchlußverfahren), jondern außerdem die Berwaltungsgerichtsbarkeit 
eingeführt, mittelft deren ein anderer Theil der Verwaltungsſachen durch mög- 


8 80 Abi. 3 d. W. 


nifation wie Anm. 53. — Die ültere Vor⸗ 
ſchrift (Regul. 13. Mai 38 GS. 423) fommt 
in Bofen weiter zur Anwendung ©. 6. Juni 
87 (GS. 197) 8 5, wogegen in Schleswig- 
Holftein u. Hohenzollern (Anm. 55) die 
Befühigung für den höheren Berwaltungs- 
oder Zuftizdienft erforderlich ift ©. 11. März 
79 (GS. 160) 8 16 u. ©. 23. Mai 83 
(8S. 99). 

7,8. 30. April 15 (GES. 85) 8 44 
n. LVG. 8 18. 

8), Anfir. 31. Dez. 16; nicht veröffent» 
licht u. ohne Geſetzeskraft R. 24. Nov. 22 
(RA. VI. 929). — Kreisftatiftilen ER. 
27. Juni 62 (MB. 230). 

2, 3. 30. April 15 8 33. Dem ent- 
fprehend konnten fie mit Stimmredt zu 
den Regierungsfigungen zugezogen werden 
KO. 31. Dez. 25 (GS. 26 S. 5) D. V. 

m LBS. 8 3, Hd. a 876 u. 77; 
KO. f. Hannover 8 24, f. Heſſen⸗Naſſau 
8 26, f. Weftfalen 8 32 u. f. d. Rhein⸗ 
buun 8 32. — Zwangsbefugniffe 8 231 
d. W. 


Grf. Hue de Grais, Handbuch. 6. Aufl. 


©) LVG. 8 36; Dienſtſtellung des Aus⸗ 
ſchuſſes u. feiner Mitglieder 8 39, 40, 48 
u. 49; Zuftändigleit u. Verfahren 8 59 
d. W 


. 286. $ 37, 38 u. KrO. 8 170. 


— Stadtkreis Magdeburg daf. 8 173 bis 
175. — Dienfitellung, Zuftändigfeit u. 
Verfahren wie vor. Anm. — In einzelnen 
Füllen (Zuft®. 8 109, 114, 2. 31. Dez. 
83 $ 1) tritt in freisangehörigen Städten 
ih. 10000 Eimvohnern an die Stelle des 
Kreisausschuffes der Magiftrat LBG. S 4 
Abi. 2. In Hannover ift die Zahl diefer 
Städte nod erweitert KrO. f. Han. 8 28. 

69 8 54 d. W. 

5 LVG. 8 6. — Beſondere Arten 
des Verwaltungsverfahrens in Mili- 
tärſachen (Erfatsgeihäft) 8 92, Kaſſenſachen 
8 119 Abſ. 4, Polizeiſachen 8 229—231, 
Bergſachen 8 322 Abf. 3, bei Ablöfungen 
8 331, landwirthſchaftlichen Auseinander- 
ſetzungen $ 333, nteignungen 8 366 
d. ©. " 


5 
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lichſt unabhängig geftellte Organe und in einem fürmlihen, dem gerichtlichen 
nachgebildeten Berfahren entſchieden wird (Verwaltungsftreitverfahren). 

Diefe dreifache Geftaltung des Verfahrens hat eine umfafjende Neurege- 
fung der Zuftändigfeit mit fi) gebradit. — “Das Verwaltungsverfahren wird 
in der Provinz von dem Ober-Präfidenten, im Regierungsbezirke von dem 
Regierungs-Präfidenten und der Regierung und im Kreife von dem Landrathe 
ausgeübt, während das Beichlußverfahren in dieſen drei Bezirken von dem 
Provinzialvathe, Bezirksausſchuſſe und Kreis- (Stadt) Ausſchuſſe gehandhabt 
wird, und die Entfeheidung im Streitverfahren an höchſter Stelle durch das 
Ober-Berwaltungsgericht, übrigens aber gleichfalls durch den Bezirksausſchuß 
und Kreis- (Stadt:) Ausſchuß erfolgt‘). Streit» und Befchlußverfahren 
finden ſich ſonach in der Hand der Bezirks- und der Kreis-Ausſchüſſe ver- 
einigt, die ihrerfeit® mit den im gewöhnlichen Verwaltungsverfahren zuftän= 
digen Regierungd-Präfidenten und Landräthen in engfter Verbindung ftehen. 
Die Scheidung der Vermwaltungsfachen, die zuerft zu völliger Sonderung der 
Bermwaltungsgerichte und Berwaltungsbehörden in der Bezirksinftanz geführt 
hatte, kommt fonad nunmehr allein noch für das Verfahren in Betradt. 
Ihre Nachtheile find damit großentheils befeitigt, indem die Zuſtändigkeits⸗ 
fragen nicht mehr zwiſchen den Behörden auftreten, jondern innerhalb der- 
felben zum Austrage fommen‘”). Die umfangreihe und verwidelte Zuftändig- 
feitögefeßgebung, die unferer Verwaltung mit der neuen Organifation beſchieden 
worden, ift dagegen geblieben. Grundſätzlich follen Streitfahen über An- 
ſprüche und Verbindlichkeiten aus dem öffentlihen Rechte, ſoweit ihre Ent- 
ſcheidung nicht vorwiegend auf adminiftrativem Ermeſſen beruft und nit nur 
vorläufig, vorbehaltlih des Rechtsweges erfolgt, im Streitverfahren erledigt 
werden, während von den übrigen Berwaltungsfadhen die wichtigeren und zu 
tollegialifcher Behandlung geeigneten dem Beſchlußverfahren vorbehalten bleiben. 
Ein feſtes Princip, das in einer allgemeinen Formel (Generalflaufel) hätte 
Ausdrud finden können, ift damit nicht gegeben. Es hat deßhalb eine fpezielle 
Regelung der einzelnen Fälle (Kafuiftik) erfolgen müſſen, die behufs rafcherer 
Ueberleitung in das neue Verfahren zu einem umfangreichen, alle betreffenden 
Berwaltungszweige zufammenfaffenden Gefege geführt hat‘). 





LBS. 8 8, 4,7 u 54. — Die 
örtliche Zuftändigfeit beftimmt ſich, 
wo Grunpdftüde in Frage ftehen, nach der 
Lage derfelben, übrigens nad dem Wohn- 
fie der Betheiligten daſ. S 57—59. — 
Für die nad Reichsgeſetz dem Streitver- 
fahren zugeiviejenen Streitigleiten kann Zu⸗ 
ftändigleit und Inftanzenzug durch Kön. V. 
ee werden ©. 27. April 85 (GS. 
1 


a) Die Nothwendigkeit der ftattgehabten 
Reform war in des Berfaflers „Weiter: 


führung der Berwaltungs-Organifation“ 
Berl. 1878 fowie in 8 57 der früheren 
Auflagen diefes Werkes näher entwickelt. 
® Zuftändigfeits-G. 1. Aug. 83 
(GS. 237); Bearbeitungen wie Anm. 2. 
Das Geſetz ftellt fi) als eine Reihe von 
Ergänzungsgefeßen auf den verfihiedenen 
Berwaltungsgebieten dar und wird mit 
dem Yortjchreiten der Einzelgefeßgebung 
auf den letteren allmählich von diefer aufs 
gejogen werden. Die Beftimmungen dieſes 
Geſetzes kommen demgemäß aud mit den 
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Für das Verfahren überhaupt find die Rechtsmittel geordnet wor⸗ 
den. Für die erfte Anfechtung der Verfügungen dient in der Regel die Be- 
ſchwerde, im Streitverfahren die Klage. Wo letztere zugelaffen, ift erftere 
regelmäßig ausgefchloffen®?). Die Frift beträgt für beide 2 Wochen. Sie 
fließt jede fpätere Beſchwerde aus (Ausſchluß⸗ oder Präflufivfeift) und Hat, 
fomweit nit die Hinausfchiebung der Ausführung nad) dem Ermeſſen der 
Behörde das Gemeinweſen benadtheiligen würde, auffhiebende Wirkung”®). 
Gemeinfam geregelt find ferner der Gejhäftsgang?!) und die Vollftredung”?2). 

Das Berwaltungsftreitverfahren”?) gewährt trog der im Intereſſe 
des Rechtsſchutzes vorgefchriebenen Formen dem Berwaltungsgerichte eine 
ziemlich freie Bewegung. Diejed kann unzuläffige oder unbegründete Klagen 
durch Beſcheid zurüdweifen, und, wo eine mündliche Verhandlung nicht aus- 
drücklich beantragt wird, ohne ſolche entſcheiden, andererſeits bei ſcheinbar 
begründeten Anſprüchen — ähnlich wie im gerichtlichen Mahnverfahren?) — 
dem Beklagten durch Beſcheid die Klaglosftellung des Klägers aufgeben. Auch 
die Entſcheidung fällt das Gericht nad) feiner freien, aus dem ganzen In- 
begriffe der Verhandlungen und Beweiſe geſchöpften Meberzeugung”d). Gegen 
erftinftanzliche und nicht endgültige Entfcheidungen findet die Berufung an 
den Bezirksausſchuß und, wo diefer entjchieden hat, an das Oberverwaltungs- 
gericht ftatt?%). Gegen zweitinftanzliche nicht endgültige Endurtheile der Be- 
zirksausſchüſſe iſt — infofern unterlaffene oder unrichtige Anwendung des 
betreffenden Rechts oder wefentliche Mängel des Verfahrens behauptet werden 
— die Revifion an dag Oberverwaltungsgericht zugelaſſen?). An SKoften 
fommt ein Pauſchquantum zur Hebung”). Zur Erhebung von Kompetenz- 


Einzelgebieten zur Darftellung. — Ueber 
die Mängel dieſer Gejetsgebungsweife |. 
S. 10 u. 11 der vorerwähnten Schrift. 

a) LBS. 8 50. — Abweirhung bei 
Poltzeiverfugungen 8 231 Abſ. 4 u. 6 


) LBS. 8 51—53 u. (Berechnung) 
CPrO. 8 199 u. 200. — Gleiche Frift 
bei Berufungen u. Revifionen LBS. 8 85 
u. 95, bei weiteren Beſchwerden 8 121 
u. in Polizeiſachen 8 129. 

1) Daſ. 8 55, 56 u. Regulative 28. 
Ted. 84 für Provinzialräthe (MB. 35), 
Bezirksausſchüſſe (MB. 37) u. Kreis- 
(Stadt-) See Ge Fr —— 


überſichten CV. 22. 84 (MB. 85 
S. 1). Serum ve eönigf. —* 
Beamten ER. 9. Mai 74 (MB. 119). 


72) LBS. 8 60. Zwangsverfahren betr. 
Zahlungen ®. 7. Sept. 79 (GS. 591) 
u. Anw. 15. Sept. 79, betr. Handlungen 
oder Unterlaſſungen 8 231 Abf. 2 d. W. 

73) Daneben gelten gem. BG. 8 157 


die befonderen Beftimmungen über das Ber- 
fahren in Disziplinarfaden S 66, Armen 
ftreitigfeiten S 286 Abf. 4, Gewerbe-Kon- 
zeſſionsſachen 5 350 Nr. I1u. 2 d. W. 
Ein beſonderes Verfahren beſteht ferner in 
Waldſchutzſachen 8 339 Abf. 5 d. W. u 
in betr. der Bee gegen Bollpei 
verfügungen $ 231 ol d. W. 

198 197 Nr. 2 

>), WBG. 8 — Wauisſchüehung u. 
Ablehnung der Gerichtsperſonen 8 61, 62; 
Beſchwerden üb. Leitung des Berfahrens 
8 110, 111; Wiebereinfegung in den vo» 
rigen Stand 8 112. 

”, Daf. 8 82-92. Im Armenftreit- 
faden ift ftatt des OVG. das Bundesamt 
\ Seimatpivefen zuftändig 8 286 Abi. 4 


‘m BG. 8 93—99 u. 101; Wieder- 
aufnahıne des Verfahrens BE. 8 100 
01. 


1. 

78, Daf. 8 102—109, €. u. Tarif 27. 

Teb. 84 (MB. 30) u. f. Hannover Belt. 
5* 
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fonfliften find auch im Streitverfahren die Central- und Provinzialverwal- 
tungsbehörden befugt. Die Entſcheidung über die Zuftändigfeit erfolgt durch 
die Berwaltungsgerichte und, wenn fi) in bderjelben Sache Berwaltungs- 
behörde und Berwaltungsgericht zuftändig erflärt Haben, durch das Oberver- 
waltungsgericht’?). 

Im Befhlußverfahren kann der Vorfigende in unaufſchieblichen oder Har 
liegenden Fällen felbftftändig verfügen, ſoweit nicht ein Follegialer Beſchluß 
vom Geſetze erfordert wird, oder die Abänderung eines durch Beſchwerde an- 
gefochtenen Befchluffes erfolgt. Nach dem Ermeſſen der Behörde kann aud) 
mündliche Verhandlung und förmliche Beweisaufnahme eintreten. Damit ift 
das Perfahren dem Streitverfahren näher gebracht. Beſchwerden gegen erit- 
inftanzliche nicht endgültige Beſchlüſſe find bei der befchließenden Behörde an- 
zubringen und gehen an die nächſt höhere Inftanz, welche endgültig entſcheidet. 
In einigen Ausnahmefällen geht die Beſchwerde an den Minifter. Endgültige 
Beichlüffe, welche die Befugniffe der Behörde überfchreiten oder das beftehende 
Recht verlegen, können vom Borfigenden mittelft der Verwaltungsflage beim 
Oberverwaltungsgerichte angefochten werden?®). 


A. Ortsbehörden. 
8 60, 


Die örtliche oder Lofalverwaltung wird regelmäßig von den leitenden 
Organen der Gemeinden (Magiftraten, Bürgermeiftern und Gemeindebor- 
ftehern) wahtgenommen®!), Nur die Polizeiverwaltung wird in den großen 
Städten durch Königlihe Behörden, und in den Landgemeinden der meilten 
Provinzen durch befondere zwifchen Kreis- und Gemeindebehörden eingefchobene 
Organe gehandhabt??), In Schleswig-Holftein und in den weſtlichen Pro- 
vinzen find diefen Zwiſchenorganen aud) Geſchäfte der allgemeinen Verwaltung 
übertragen®®). — In Ausübung aller obrigkeitlihen Gewalt ftehen den Ge- 
meindebehörden Zwangsbefugniffe zu®t). 





2. Zuli 85 (MB. 140); Gebühren der 
Zeugen u. Sachverſtändigen wie im Eivil- 
progeß LB®. 8 106 u. Anm. 42 zu 8 192, 
— Die Stempelfreiheit des Verfahrens 
($ 102) umfaßt nicht die Vollmachten ER. 
7. Nov. 77 (MB. 276). 


.$ . 

©, Daſ. 8 115—126. 

em 8 78 Abſ. 6 u. 79 Abf. 2; verb. 
8 77 N. 1d. W. — Eine eigene Stel 
lung nehmen die felbftändigen Städte 
der Provinz Hannover ein, welde 
obwohl zu den Kreifen gehörig dod die 
(übrigens den Kreisbehörden übertragenen) 
Geſchäfte der Landesverwaltung wahrzu- 


nehmen haben. (Weitere Befugniffe Annı. 
63 zu 5 59, Anm. 8 zu 8 223 u. Anm. 49 
zu 8 231.) GSelbftändig find die Städte: 
Hameln, Nienburg, Beine, Goslar, Eim- 
bed, Nordheim, Dfterode, Duderſtadt, Mun⸗ 
den, Ulzen, Stade, Bremervörde, Burte- 
Hude, Berden, Aurid, Norden, Leer, Papen⸗ 
burg u. Lingen. 

2) 8 223 d. W. 

8) V. 22. Sept. 67 (GS. 1587) $ 4; 
weſtf. LandGOD. 19. Mär; 56 (GS. 265) 
$ 74 u. rhein. GemO. 23. Juli 45 (OS. 
523) 8 108. 

*) 8 231 Abi. 2 d. W. 
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d. Gefchäftsgang. 
8 61. 

Alle bei den Behörden eingehenden Sachen (Eingänge) werden unter fort- 
laufenden Nummern in ein Verzeichniß (Journal) eingetragen, welches den 
Eingang und die demnädftige Erledigung nachweiſt. Die Erledigung erfolgt, 
foweit die Eingänge nit nur für die Behörde felbft beftimmt find und „zu 
den Alten” gehen, durch Schreiben. Diefe können im Anſchluß an die Ein- 
gänge felbft gefertigt und mit diefen abgefendet werden (Erledigung in Urfchrift 
oder brevi manu) und heißen, wenn fie auf die Eingänge felbft gefeßt wer- 
den, Rand» (Marginal:) Schreiben. Sie finden Anwendung, wenn die Ein- 
gänge bei der Behörde nur durchlaufen oder fonft für diefelbe feine dauernde 
- Bedeutung haben, oder wenn ihre Rückgabe erfordert ift, was durch den 
Zufag „unter Beding der Rückgabe“ (sub petito oder sub voto remissionis) 
angedeutet wird. In allen andern Fällen werden die Schreiben -felbftftändig 
entworfen. Der in abgefürzter Form vollzogene (fignirte) Entwurf verbleibt 
bei der Behörde, während die von befonderen Beamten (Kanzliften) gefertigte 
Reinſchrift (Mundum), nachdem fie mit dem Originale verglichen (follationirt) 
und vollzogen ift, zum Abgange gelangt. Die Eingänge, Konzepte und 
fonftigen Verhandlungen werden nad) Gegenftänden gefondert, nad) der Zeit- 
folge geordnet (Aften) und in befonderen Räumen (Regiftraturen) aufbe- 
wahrt®). 

Die Schreiben, für welche bei allen Reichs- und Staatsbehörden ein 
einheitliche8 Format vorgejchrieben iftS®), unterfcheiden fi) in Form und Aus- 
drud, je nachdem fie an vorgefeßte, an untergebene (fubordinirte), oder an 
gleichftehende (koordinirte) Behörden und BPrivatperfonen gerichtet find. In 
erjterem Falle heißen fie Berichte, im zweiten: Verfügungen und im dritten: 
Schreiben. Berichte werden unter Bezeichnung des Inhalte (Rubrum) auf 
gebrodenem Bogen geſchrieben; die üblichen Ausdrüde find: „bitten“, „ge 
neigteft” und „gehorfamft” (in Immediatberichten „allergnädigft” und „aller- 
unterthänigft“)S”). Im den Schreiben wird „ergebenft erſucht“, in Ver—⸗ 
fügungen „angewiefen”. Uebrigens follen alle unwefentlihen Formen®®). 
und ungebräudhlihen Fremdwörter?) vermieden werden. Der Styl foll 


5), Ausfonderung u. Vernichtung alter 
Alten ER. 10. Nov. 76 (MB. 254); 6. 
d. Zufliz Vf. 24. Juni 48 (IMB. 224), 
22. Sept. 79 (IMDB. 376), 21. Dez. 83 
(IMDB. 366), 10. Juni 84 (IMB. 130), 
3. Mai 86 (IMB. 105), 27. San. 87 
(IMB. 42) u. (Ablieferung an die Staats» 
ardive) 25. April 85 (IMDB. 153). 

) 33 0d. 27 cm Höhe u. 21cm Breite 
ER. 9. März 77 (MB. 85), 13. März 
u. 27. Nov. 34 (MB. 51 u. 258). — 
Eintheilung in Ries zu 1000 Bogen ©. 


2. Zuni 83 (MB. 209). — Prüfung der 
Papierjorten C. 17. Zuli 86 (MB. 154, 
IMB. 272) u. 5. Jan. 87 (MB. 119, 
IMDB. 136). 

m CHR. 21. Okt. 58 (MB. 203). 

8 Sp die Bezeichnung „Hochlöblich“, 
„Wohlloͤblich“, nicht die Anrede „Hochwohl⸗ 
geboren u. |. w.“ StMB. 14. San. u. 
ER. 13. März 49 (MB. 7 u. 41). 

ER. 80. März 49 (MB. 42) — 
Die Ausfheidung entbehrliher Fremd» 
wörter ift neuerdings in der Gejeßgebung 
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der des gegenwärtigen Lebens, nicht der vergangener Zeiten (Kurialftyl) 


fein®). 


Die Geſchäftsſprache ift Die deutfche. 
nur in dringliden Fällen zu berüdfichtigen. 


Nichtdeutfhe Eingaben find 
Für die Verhandlungen einzelner 


Schulvorftände, Gemeinde» und Kreißverfammlungen war die polnifdhe, Tit- 
thauifche, däniſche und franzöſiſche Sprache bis zum 2. Oft. 1886 zugelaffen?!). 


— Die Beröffentlidungen (Publikationen) 


DBlätter??). 


erfolgen durch beftimmte 


Gebühren werden, abgefehen von einzelnen Amtshandlungen (Paßaus- 
fertigung, Zmwangsvollftredung) in Verwaltungsſachen nicht mehr erhoben?®). 
Die gefchäftliche Behandlung der Poftfendungen und Zelegramme 


ift beſonders geordnet”). 


Die Stantsbeamten‘). 


1. Begriff und Arten. 
8 62. 
Das durch die Verfaſſung verheißene allgemeine Stantsdienergefet?) ift 
. nicht ergangen; nur die Disciplinarberhältniffe, das Benfionswefen und die 
Wittwen- und Waifen-Verforgung find neu geregelt?). Uebrigens bildet nod) 


das Landrecht die Grundlage). 


wie in der Verwaltung bewirkt, erſcheint 
aber noch weiterer Ausdehnung fähig. 
Sarrazin, Berdeutfhungs -» Wörterbud 
(Berl. 86). 

8 27. X 10 (GS. 3) Abſchn. 
Staatsmin. Abſ. 8. — Bei mehrſtelligen 
Zahlen ſind die Gruppen zu 3 Ziffern 
durch Zwiſchenräume, die Dezimalſtellen 
durch Kommas zu bezeichnen StWMVBeſchl. 
8 März 81 (MB. 90, IMB. 58). 

©. 28. Aug. 76 (SS. 389) 81 
bis 3, 10, 11 u. 2. 12. Okt. 81 (GES. 
329). — Gerichtsſprache GerVerfG. 27. 
San. 77 (RGB. 41) 8 186—193, Dol⸗ 
metſcherO. Anm. 18 zu 8 189 d. W. 

2) Für das Reich beftehen das R.Gef.- 
Bl. u. das Central⸗Bl. (5 14 d. W.), für 
den preuß. Staat die Gef.-Samml. u. das 
Min.Blatt der inn. Verw. ($ 38 d. W.), 
für Provinzen u. Neg.bezirke die Amtshlätter 
(daf.), für die Kreife die Kreisblätter. — 
Bejondere Veröffentlihungsorgane für bie 
Armee 8 96 d. ®., Marine 8 112, für 
Berwaltung der Juſtiz $ 178 Abf. 3 
Bauweſens 8 276 Abf. 4, Untere 
8 304 Abi. 5, Handels 8 361 Abf. 3 
der Eifenbafnen 8 375 Ab. 8, der Boft 
u. Xelegraphen Anm. 8 zu $ '379, für 


Entſcheidungen des OBenvGer. Anm. 86 
zu $ 53, bes Bundesamtes für Heimath- 
weien Anm. 23 zu 8 286. 

©) V. 22. Nov. 42 (GS. 309), f. d 
neuen Prov. ©. 27. Febr. 68 (GES. 177) 
u. daneben f. Schlesw.-Holftein V. 22. 
Juli 72 (SS. 585). Bergamtsgebühren 
Ss 322 Anm. 11. 

”, 8 380 u. 381 d. WM. 

1) Die befonderen Berhältniffe 
der für einzelne Berwaltungs- 
zweige angeflellten Beamten finden 
fih bei diefen vermerkt: Juſtiz⸗ u. richter- 
lihe Beamte $ 186—189; Gemeinbebeamte 
877 Nr. 1; Provinzialbeamte S 81 Abf. 3; 
gefandtihaftlihe Beamte $ 83 Anm. 25; 
Kaſſenbeamte 8 119; Forftbeamte S 125; 
Zoll⸗ u. Steuerbeamte 8 152; Polizeis 
beamte 8 225—8:; Medizinalbeamte 8 263; 
Baubeamte 8 276—278; Lehrer S 307 
bis 309; Bergbeamte 8 822 Abi. 3; Be- 
terinärbeamte 8 343; Fiſchereibeamte Sn 35; 
Eifenhahnbeamte 8 '375 Abſ. 3 d. 
Reichsbeamte 8 21—24. 

2) BU. Art. 98. 

3 8 66, 74 u. 75 d. W. 

* LR. II 10, nebft Ergänzungen ein- 
geführt in Hohenzollern E. 6. eb. 54 
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Staatsbeamter ift jeder in unmittelbarem oder mittelbarem Dienfte 


des Staates mit Öffentlicher Autorität (Amt) Angeftellted). 


Mittelbar heißen 


diejenigen Staatsbeamten, die bei einer dem Stante untergeordneten öffent- 
Iihen Korporation (Provinz, Kreis, Gemeinde, Sozietät u. f. w.) ange 


ftellt find. 


Eine befondere Stellung nehmen die rihterlihen Beamten vermöge 
der ihnen gewährten größeren Unabhängigkeit ein®). 
Nah der Art ihrer Zhätigkeit werden höhere, Subaltern- und 


Unter- Beamte unterſchieden. 


Bei den höheren Beamten wird eine wiſſen⸗ 


Tchaftlihe, bei den Subalternbeamten eine geſchäftliche VBorbildung vorausge- 
fett, während die Unterbeamten vorwiegend zu nur mechanischen Berrichtungen 


angeftellt find. 


2. Auftellung. 
$ 63. 
Die Ernennung erfolgt durch den König”), entweder unmittelbar?) 
oder in feinem Auftrage durch die oberen Behörden’), Der Angeftellte er- 
hält in der Regel eine Beftallung und hat den Dienft- und Ver— 


faffungseid zu leiften!®). 


Unter Einhaltung der von den Gefegen feftgeftellten Bedingungen 
find die öffentlihen Aemter für alle dazu Befähigten glei zugänglich?). 


Die Bedingungen find: 


1. Reichs- bez. Staatsangehörigkeit, die indeß mit der Anftellung 
im Staatödienfte von jelbft erworben wirdb12); 


(SS. 80), in die neuen Prob. B. 23. | ernennt die Räthe bei allen Central⸗ u. 


Sept. 67 (GS. 1619) u. in Lauenburg 
©. 25. Feb. 78 (GS. 97) 8 1, 2 u. 61 
u. 31. Mai 79 (GS. 363). 

5, Bol. SGB. 8 359. — Die Bes 
griffsheffimmung des LR., nad) 
welcher die Beamten vorzüglich beftimmt 
find, die Sicherheit, die gute Ordnung und 
den Wohlſtand des Stantes unterhalten 
u. befördern zu helfen, u. wonad fie dem 
Staatsoberhaupte befondere Treue u. Ges 
horſam ſchuldig u. dem Staate zu befon« 
deren Dienften durch Eid u. Pflicht zuge- 
than find (II 10 8 1—3), ift unvollftändig. 
Wenn bdaffelbe ferner den Beamten aud 
die Geiftlihen (IT 11 $ 19 u. 96) u. Mili- 
tärbedienten (II 10 8 4 bi8 67) zuzählt, 
fo ift erfteres mit der der Kirche durch 
BU. Art. 15 gewährten Selbfiftändigleit 
nicht mehr vereinbar, letzteres im Begriffe 
rihtig, aber der völlig gefonderten Organi⸗ 
fation des Maitinweſens nicht entſprechend. 

9 8 187 d. W. 

) Vu. 8 45 u. 47. 

9) 8.27. 08.10 (65.3). Der König 


Prov.sBehörden u. die im Range höher 
od. gleihftehenden Beamten (daf. Abſchn. 
Stantsmin. Nr. 5); ferner die Richter ein- 
ſchließlich der Handelsrichter G. 24. April 
78 (GS. 230) 8 7; die Univerfitätspro- 
fefioren, die Direltoren der Gymnaſien, 
Real» u. höheren Bürgerfchulen u. Semi- 
narien u. die Rendanten der Hauptlaſſen 
3. 27. Dt. 10 Abſchn. Min. d. Inn. u. 
V. 9. Dez. 42 (GS. 43 ©. 1) $ 3. 
Bol. 8 46 Abf. 1 Nr. 3. 
9, Reginftr. 23. Olt. 17 (GS. 248) 8 12. 
w BU. Art. 108 u. 3. 22. Ian. u. 
6. Mai 67 (GS. 132 u. 715). Bei Ueber. 
tritt in ein anderes Amt hat der Beamte 
zu erflären, daß er fih auch in dieſem 
dur den geleifteten Dienfteid für ver- 
pfügtet eradte RO. 10. Feb. 35 (MA. 
X 9). — Bereidigung der Kanzlei- 
—* ($ 62 Abſ. 1d. W.) SMBeldl. 
12. Ott. 61 (MB. 267). 
MM BU. Art. 4. 
= RS. 1. Juni 70 (RGB. 355) 8 9. 
— Die Reihsangehörigen ftehen in betreff 
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2. Bolibefig der bürgerlihen Ehrenrechte!9); 

3. Rautionsleiftung bei Verwaltung oder Verwahrung von Geld oder 
geldwerthen Gegenftänden!‘), mober die Kaution durch Verpfändung 
von- auf den Inhaber lautenden Staats- oder Reichsobligationen als 
Fauftpfand beftellt wird und für alle aus der Amtsführung zu ver- 
tretenden Schäden und Mängel fowie für die Koften der Ermittelung 


baftet!5). 


4. Befähigung, die dur Prüfung, Supernumerariat, Milttäranwart- 
[haft oder Probedienftleiftung erworben und bez. nachgewieſen wird, 
übrigens für die einzelnen Berwaltungszweige verfähieden geregelt ift!®). 
Die in der höheren Berwaltung Anzuftellenden werden nad) drei- 

jährigem Studium der Rechte und Staatöwiljenfhaften und Ablegung der 
erſten juriftifhen Prüfung zwei Jahre hindurch bei den Gerichtsbehörden 


befhäftigt und hierauf zu Regierungs-Referendarien ernannt. 


Nach 


weiterer zweijähriger Thätigkeit in der Verwaltung und Beſtehen einer zweiten 
Prüfung vor der Prüfungs-Kommiſſion für höhere Verwaltungsbeamte erfolgt 
die Ernennung zum Kegierungs-Affefjor!). Die Stellen der Mit- 
glieder und Abtheilungsdirigenten bei den Regierungen, der Mitglieder der 


der Zulaffung zu öffentlihen Aemtern ein⸗ 
ander gleih RBerf. Art 3. — Den in 
den Reichsdienſt od. elſaß-lothringi— 
hen Landesdienſt übertretenden Be- 
amten bleibt die Wiederaufnahme in den 
preuß. Staatsbienft ohne Verluſt am Dienft- 
einlommen u. Dienftalter geſichert AE. 
2. Feb. 31 (MB. 46, IMDB. 56). Im 
Gegenfeitigleitsverlehre mit Walded wird 
die Uebernahme eines Beamten als Ber» 
jegung innerhalb des übernehmenden 
Staates angefehen; Dienflzeit u. Dienft- 
alter kommen dabei in Anrechnung Art. 7 
des Accefftionsvertr. (Anm. 18 zu 8 33). 
— Die Anftellung naturalifirter Nicht⸗ 
deutſcher im preußifchen Staatsdienfte (nicht 
im Kommunaldienfte R. 12. 5eb.48 MB. 2) 
fordert höhere Ermädtigung KO. 17. OH. 
47 (MB. 305) u. St. MB. 21. Juli 68 
(MB. 197). Anftellung von Ruremburgern 
StMB 16. Feb. 80 (MB. 106). 

= 8 178 Abf. 3 Nr. 2 u. 5 d. W. 

19 G. 25. März 73 (GS. 125); Einf. 
in Lauenburg Anm. 4. — Die kautions⸗ 
pflichtigen Beamten u. die Höhe der Kau⸗ 
tionen find gemäß 8 3, 7 u. 8 bezeichnet 
im Gebiete des Staats⸗ u. des Finanz-Min. 
durch V. 10. Juli 74 (GS. 260), 24 März 
u.9 April 77 (GS. 109 u. 127), 19. San. 
78 (GS. 17), 20. April 81 (GS. 280), 
18. April 83 (SS. 73) u. 29. Mai 84 


(SS. 280); des Kriegs-Min. (Zeughaus- 
Berw.) 8. 16. Oft. 831 (GS. 340); des 
Juſtiz-Min. V. 7. Sept. 79 (GS. 611), 
2. Mürz 85 (GS. 59) nebft Bf. 25. März - 
85 (IMB. 114); des Kultus-Min. 2. 
20. Zuli 74 (GS. 283) u. Nadtr. In 


17. Sept. 75 (GS. 584), II v. 5. April 80 


(86.257), IIIv. 23. März 81 (GS. 279), 
IV v. 26. Feb. u. V v. 16. Sept. 83 (GS. 
63 u. 357) u. VI v. 23. Juni 84 (GS. 
309); der Min. für Handel x. u. der öffent- 
lihen Arbeiten B. 8. Aug. 74 (GS. 288), 
Nachtr. 30. April 80 (65.265) u. (Staats⸗ 
Aichungsämter) 2. Feb. 85 (GS. 51); der 
Min. des Innern u. für landwirthſch. Angel. 
8. 17. Aug. 74 (GS. 303), 2. Juni 81 
(SS. 299), 1. Juli 82 (GS. 399), 14. 
San. u. 5. Olt. 85 (66. 305 u. 338) 
u 27. Ott. 86 (GS. 295), insbef. der 
Strafanftaltsbeamten ER. 22. Oft. 74 
(MB. 263). 

5) 8 5 u. 10 des Gef. — Zulaffung 
ftaatlich übernommener Eifenbahnprioritäten 
MB. 1883 S. 79, 1884 ©. 231 u. 1885 
©. 45. 

, Vgl. die Hinweife in Anm. 1. 

7 &.11. Mär; 79 (GS. 160) u. Regul. 
30. Nov. 83 (MB. 84 ©. 1), 8 12, 21 
u. 24 geändert St. MB. 19. Juni 87 
(MB. 135). Kom. v. Herfurth (Berl. 84). 
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Berwaltungsgerichte und Provinzialftenerdiretionen, der Hülfsarbeiter bei den 
Dber- und Kegierungspräfidenten find den Kegierungs-Affefforen und neben 
diefen mit einigen Maßgaben den zum höheren Yuftizdienft Befähigten aus- 
ſchließlich zugängli"). 

Die Militäranwartfchhaft, der Civilverforgungsfchein wird bei In- 
validität oder nach 12jähriger Dienftzeit als Unteroffizier erworben. — Den 
Milittäranwärtern find die Stellen der Unterbeamten und Kanzliften im 
Staats- und NReichsdienfte ausfchlieglich vorbehalten. Die Subalternbeamten- 
ftellen, für welche eine bejondere wiſſenſchaftliche oder techniſche Vorbildung 
nicht erfordert wird, find außer bei den Sentralbehörden mindeftens zur Hälfte 
in der dem Antheilsverhältnig entſprechenden Reihenfolge mit Militäranwär- 
tern zu befegen. Durch den Kaifer und bez. Landesheren kann im befonderen 
Intereffe des Dienfted Bewerbern für eine beftimmte Stelle die Anftellungs- 
beretigung verliehen werden. Die fo Begünftigten ftehen den Milittäran- 
wärtern gleih!?). Den Angeftellten wird die etiva erdiente Militärpenſion bis zur 
Erfüllung ihres doppelten Betrages oder gemifjer Minimalbeträge belafjen?®). 

Die Pflanzſchule für die Subalteruftellen, foweit fie nicht mit Milttär- 
anwärtern zu bejeßen find, bildet das Civilfupernumerariat. Tür den 
Eintritt ald Supernumerar wird vorausgefekt: 

1. Erfüllung der Militärpflicht, 

2. Fähigkeit ſich 3 Jahre hindurch felbft zu erhalten, 

3. Reifezeugniß für die erſte Klaffe eines Gymnaſiums (Realgymnaſiums, 
einer Ober-Realjule)?!), Abgangszeugniß aus einer höheren Bürger- 
ſchule oder vorzügliche praftifche Brauchbarkeit und Ausbildung durch 
mehrjährige Beſchäftigung bei den Behörden. 

Die Annahme erfolgt bei den Regierungen??) und ähnlich bei den übrigen 
Provinzialbehörden??). 


”) G. 8 9—13. — Befähigung zum | Berüdfihtigung der Militäramvärter fei- 
Landrathsamte 8 58 Abf. 1 . WB. | tens der Provinzen $ 81 Anm. 58, der 

2) RS. 27. Juni 71 (ROB. Ya $ 58, | Gemeinden 8 77 Anm. 17, der Privat- 
75—77, 81—93 u. 4. April 74 (RGB. 25) En ae Anm. 17 zu 8 375. 
$ 10—12. — Die Grundfüße für die Ver⸗ ©) RG. 18718 103—108 u. RG. 1874 
forgung find im Reihe durch den B Beſchl. 8 15, 16, 22; AusfBeft. 22. Feb. 75 
7/21. März 82 (EB. 123), erg. Bel. 5. | (MB. 1 46). 
April 87 (EB. 80); AE. 10. Set. 82 2), SR. A. Feb. 56 (MB. 57), 22. Dez. 
(MB 225, IMDB. 325), €. 1. Okt. 83 | 59 (MB. 60 ©. 13) u. 25. Nov. 80 (CB. 
(MB. 210) u. Bel. 4. Juni 86 (CB. 219) | UB. 81 ©. 381); verb. 8 308 d. W. 
Teftgeftellt; Berzeihniß der vorbehaltenen 2) AO. 31. Oft. 27 (RU. XI 869), 
Stellen in Preußen AE. 30. Juni 85 | 10. Nov. 55 u. ER. A Feb. 56 (MB. 57). 
(MB. 165, IMB. 315, erg. MB. 1887 3), Brov.» Steuer» Direktionen ER. 14. 
©. 1), in den Bundesflaaten, Bel. 24. | Nov. 59 (MB. 343), 22. Mai 77 (ML. 
Suni 87 (EB. 217); Anftellungsbehörden | 201) u. 15. Nov. 80 (MB. 81 ©. 1). 


in betr. des Reichsdienſtes Bel. 28. Juli | — Katafterverwaltung R. 19. März 60 
86 (EB. 306 u. 31). — Anftellung der | (MB. 103) u. 16. Aug. 71 (MB. 318). 
Gendarmen $ 226, der Santente 5 N 227, | — Sifenbahn - Direltionen Anm. 17 zu 


der Forftihutsbenmten 8 125 d — | 8 375» 
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Bei Befeßung der nit auf rein mechaniſche Dienftverridhtungen be- 
ſchränkten Unterbeamtenftellen wird eine PBrobedienftleiftung erfordert. 
Ihre Dauer beträgt in der Kegel ſechs Monate und höchſtens ein Yahr?*). 


3. Aflichten. 
8 64. 

a) Weberhanpt. Für die Beamten erjcheint die allen Staatsange- 
hörigen obliegende Pflicht zu Treue und Gehorfan gegen den Landesherrn 
und die Regierung noch gefteigert??). Sie haben ihr Amt gewiffenhaft und 
geſetzmäßig zu verwalten?) und find namentlich zur Amtsverſchwiegenheit ver- 
pflichtet?9. Site haften in der Amtsführung ſubſidiär für mäßiges Verjehen, 
ſowohl dem Staate als Privaten gegenüber??). Die Klage der letsteren auf 
Erſatz verjährt in drei Iahren??). Die rechtliche Inanſpruchnahme der Be- 
amten wegen Ueberſchreitung ihrer Amtsbefugniffe ift an die Genehmigung 
der vorgefeßten Behörde nicht gebunden?®), doch ift die Frage, ob foldhe 
Ueberfäreitung oder die Unterlaffung einer Amtshandlung vorliege, im ganzen 
Umfange des Staates durch Vorentſcheidung des Oberverwaltungsgerichts 


feftzuftellen??). 
8 65. 


b) Der Beamte ift ferner zur sollen (uneingefchränkten und unbeein- 
flußten) Gewährung feiner Thätigkeit verpflichtet. Er darf weder eigen- 
mädtig einen dritten an feine Stelle feten??), noch ohne befondere Genehmi- 
gung (Urlaub) aus dem Amte entfernen??). Cine Ausnahme tritt ein, wo dies 
zur Erfüllung allgemeiner ſtaatlicher Verpflichtung nothivendig wird, wie beim 
Eintritt in den Reichs- oder Landtag), bei Einziehung zum Militär?) und 
bei Berufung als Schöffe oder Geſchworener?s). “Der Urlaub wird von der 
vorgefetsten Behörde ertheilt. In der allgemeinen Verwaltung ift dies die 
Regierung, bez. für Beamte der letteren und für Yandräthe der Negierungs- 
Präfident; bei längerer Dauer des Urlaubes ift der Ober-Präfident oder 
Minifter zuftändig?”), Außerdem fällt, wenn der Urlaub über 11, Monate 


2) StMB. 19. Sept. 36 (KA. XXI 
1) u. Bet (Anm. 19) $ 29—21. 

2, 2R.I11082, 3u.I113 $1, 16. 

2) Peg. Anh 23.08.17 (85.248) $ 8. 

7 RD. 21. Nov. 35 (GS. 237). — 
Bernehmung als Zeugen od. Sachverſtän⸗ 
dige Anm. 15 zu 8 

=, ef. II 10 8 88 — 91; Beamten- 
vn Ss 127—145. 

©) 2.16 u. Det. 31. März 38 
(GS. —2— 

DU. Art. — 

©. 13. Feb. 54 (GS. 86), RG. 27. 

Yan. 77 (RSB. 77) 8 11; Verfahren ©. 
8. April 47 (GS. 170) u. 286. 8 114. 

2) R. J 13 8 41—4. 


3) R. II 10 8 9, 2; G. 21. Juli 
52 (88. 465) 8 8—13 
RVerf. Art. 21 u. SU. Art. 78. 
Dir Stellvertretungstoften der Reichs⸗ u. 
Landtags» Abgeordneten trägt der Staat 
StMB. 4. F (MB. 326) u. 24. 
Dt. 69 (MB. 276). 
5) Bol. 8 89 u. (Gehalt) 8 710. 
3) ER. 24. Aug. 49 (MB. 189). — 
Gewiſſe Beamte find zu diefem Dienft über- 
haupt nicht heranzuziehen GerBerf®. 27. 
San. 77 (RGB. 41) 8 344; ©. 24. April 
178 (GS. 280) 8 33. 
fir. 23. Oft. 17 (65. 248) 
Ss 396; KO. 31. Dez. 25 (GS. 26 ©. 1) 
8 114h; ER. 29. Yuli 56 (MB. 194). 
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dauert, das halbe, wenn er über 6 Monate dauert das ganze Gehalt fort, 
foweit nicht Gefundheitsrüdfichten die Veranlaſſung find®?). 

Ebenſo bedarf e8 der Genehmigung zur Annahme von Orden und Ge- 
fchenten??), und zur Mebernahme von Nebenämtern und Nebenbeſchäf— 
tigungen“), ſoweit legtere mit fortlaufender Remuneration verbunden find. 
Dies gilt von Gemeindeämtern‘!), Vormundſchaften“?), Gewerbebetrieben‘®) 
und von der Betheiligung bei Gründung oder Verwaltung von Aktien⸗, Kom⸗ 
mandit- und Bergwerksgeſellſchaften. Die Betheiligung ift, wenn fie mit 
Remuneration verbunden ift, überhaupt umzuläffig‘*). 


8 66. 

c) Die Verlegung der Amtspflichten kann die ſtrafrechtliche Verfolgung 
des Deamten nach fich ziehen. Hierbei beitehen neben den allgemeinen einige 
bejondere Strafvorfchriften für Beamte). Die Amtspflichten reichen aber 
no über das Strafgeſetz hinaus. Der Beamte, der diefe verletzt, oder fi) 
dur fein Verhalten in oder außer dem Amte der Achtung, des Anfehens 
oder des Vertrauens, die fein Beruf erfordert, unwürdig zeigt‘), kann — 
foweit nicht ſtrafrechtliche Verfolgung eintritt — im Disciplinarivege verfolgt 
werden. Die Dißeiplinarbeftrafung für nicht richterlihe Beamte!) er- 
folgt dur DVerhängung von Ordnungsftrafen (Warnung, Verweis, Geld- 
ſtrafe und gegen untere Beamte Arreft bis zu höchſtens 8 Tagen) oder durch 


Entfernung aus dem Amte (Strafverfegung und Dienftentlaffung). 


2 KO. 15. Juni 63 (MB. 137). 

®) R. 15. Juni 56 (MB. 219) fordert 
Deinifterialgenehmigung; ER. 17. Olt. 74 
(MB. 252) verbietet Annahme von Eifen- 
bahnfreifarten. — Strafe der Beſtechung 
SIEB. 8 331—335. 

RD. 13. Juli 39 (GS. 235), Vf. 
7. Seh. 83 (MB. 39), aud auf miittel- 
bare Beamte anwendbar Pf. 21. San. 82 
(MB. 47), ingleihen auf unbejoldete KO. 
25. Juli 40 (MB. 436). — Nebenämter 
m anderen Staaten dürfen von Beamten, 
die vom Könige od. mit deffen Genehmi- 
gung angeftellt find, ohne Allerhöchfte Er- 
laubnig nit angenommen werden AE. 
27. Juni 84 (CB. U. V. 517). — Bau⸗ 
beamte 8 278 d. W.; Meliorationsbau⸗ 
inſpektoren Anm. 6 zu 8 334. 

a, StMB. 2. März 51 (MB. 38) u 
vheinifche Landgem®. 15. Mai 56 (68. 
435) Art. 13. — Gemeindeauffidhte-, 
richterliche u. Polizeibeamte, Geiftlihe u. 
— find nach den Gemeindeverf. Ge⸗ 
ſetzen (8 78 u. 79 d. W.) von Gemeinde⸗ 
ämtern ausgeſchloſſen. 

2), VormO. 5. Juli 75 (GS. 431) 
$ 22. 


Erftere 


9 RGewO. (neue Faſſung RGB. 83 
S. 177) 8 12 u. pr. GewO. 17. Yan. 45 
(8S. 41) 8 19. — Mufilmaden der Be- 
amten Erl. 19. Mai 79 (MB. 158). 

) G. 10. Juli 74 (GS. 244). 

*) Anm. 22 zu $ 23. — Die gericht⸗ 
Ihe Berurtheilung zu längerer als ein- 
jähriger Freiheitsftrafe, zu Berluft ber 
bürgerliden Ehrenrechte oder Stellung 
unter Poltzeiaufficht zieht den Verluft des 
Amtes von felbft nad) ſich Disco. (Anm. 
48) 8 7; verb. 8 173 Abf. 3 d. W. 

9) Dazu gehört Scuftenmaiien KO. 
12. Mai u. R. 24. Sept. 41 (MB. 202 
u. 262), Trunlenheit KO. 24. Dez. 36 
(RA. XXI 13) u. Verlegung der Amts« 
verfchwiegenheit Anm. 27. Daffelbe be- 
ftimmt in betr: der Kegierungebenmten 
KO. 31. De. 25 (GS. 26 ©.5.) D 

”) Disciplinar-©. 21. Juli' ss 
(SS. 465); eingef. in d. neuen Prov. 
nad; Maßgabe der V. 23. Sept. 67 (SS. 
1613), in Lauenburg nad ©. 9. April 79 
(GS. 345) 8 27. AusfG. in Walded 2. 
18. San. 69 (GS. 209). — Rom. dv. 
Seydel (Berl. 83). — Richterliche Beamte 
8 1872. W. 
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fteht innerhalb beſtimmter Grenzen jedem Dienftvorgejegten zu*s); der letzteren 
muß, foweit es fich nicht um blos widerruflich angeftellte Beamte handelt‘?), 
ein fürmliches Disciplinarverfahren vorausgehen, welches in Vorunterſuchung 
und mündliche Verhandlung zerfällt?). Die erfte Inftanz bildet fir die vom 
Könige oder von den Miniftern angeftellten Beamten der Disciplinarhof 
zu Berlin, für alle übrigen Beamten die vorgefette Provinzialbehörde, die 
für diefe Entjcheidungen zur Plenarfitung mit mindeftens 3 Mitgliedern zu- 
fammentrittÖ!). Die Berufung geht an das Staatsminiftertum??). Urtheile, 
durch welche die Entlaffung eine® vom Könige ernannten oder beftätigten 
Beamten endgültig ausgefprochen wird, bedürfen der königlichen Betätigung’). 
Bei Einleitung des Verfahrens oder im Laufe deffelben kann die vor⸗ 
läufige Dienftenthebung (Amtsjuspenfion) mit einftweiliger Einbehaltung 
des halben Gehaltes verfügt werden. Im Falle einer Verhaftung oder einer 
(noch nicht rechtskräftigen) auf Dienftentlaffung lautenden Entfcheidung tritt 
fie kraft Geſetzes ein®*). 
Mit entfpredenden Maßgaben findet das Geſetz Anwendung auf: 
1. nicht richterliche Iuftizbeamte”), 
2. Beamte der Selbftverwaltung?®) und 
3. Beamte der Militärverwaltung?”). 


# Disc. 8 14, 15, 17 u. 18—21. 
Bezeihnung der unteren Beamtenflaffen 
der Steuerverwaltung SIMB. 28. Teb. 
53 (MB. 113), der Polizeivenwaltung 
StMB. 6. Oft. 53 (MB. 263), der 
Eijenbahn-, Bau-, Handels⸗ u. Gewerbe⸗ 
verwaltung StMB. 26. Nov. 53 (MB. 54 
©. 2). Unbeibringlihe Geldſtrafen dürfen 
nit in Haftftrafen umgewandelt werden 
StMB. 2. März 50 (ME. 93). 

9 Dich. 8 8E—86 u. R. 21. Juli 
57 (MB. 141) 1.23. Feb. 61 (MB 159). 

) Daf. $ 14, 16, 17, 22, 23, 32—40. 
Bei Stimmengleichheit entfcheidet die Stimme 
des Borfibenden StMB. 24. Mai 65 (MB. 
177). Abweihung bei Verhandlung vor den 
Derw.Öeriöten LBS. 8 1572, verb. Anm. 


N Disc®. 8 24—31 u. (Berlin) LBS. 
$ 45, 47. Eifenbahndirektionen find Pro⸗ 
vinzialbehörden ©. 17. Juni 80 (86. 
271). — Auf Grund des Disch. 8 26 
ift die Zuftändigleit der Prov.behörden durch 
StMB. 23. Aug. 53 (MB. 227), 16. März 
54 (MB. 75), 30. Mai 64 (MB. 137) 
u. 5. Nov. 77 (MB. 78 ©. 24) weiter 
ausgedehnt. Die richterlihen Mitglieder 
des Disciplinarhofes (8 30) werden nad 
Aufhebung des Ob. Tribunals dem Ob.- 
Landesgerichte zu Berlin entnommen ©. 


9, April 79 (SS. 345) $ 13. — Dis⸗ 
ciplinarbehörden für Walded-Pyrmont 
V. 18. San. 69 (GS. 209) u. (Anwen⸗ 
dung auf Lehrer) 2. Nov. 74 (GS. 358) 
n. 25. März 85 (GS. 67). 

2 Disch. 8 41—46. 

3 Daf. 8 47. 

s Daf. 8 48-54; StMB. 20. Juni 
84 (MB. 159) u. ER. d. Juſt Min. 9. 
Aug. 53 (MB. 229, IMDB. 334). 

5 Daf 8 55—77 u. ©. 1879 8 15 
bis 20. — Die früher dem Zuftizwaifen- 
Unterſtützungsfonds überwieſenen Geldſtra⸗ 
fen gegen Juſtizbeamte fließen jetzt zur 
Staatskaſſe AE. 11. Mai 85 (JMB. 170). 

 Disc®. 8 78; ftatt deffen im Geb. 
der Berw.Org. für Gemeinde» u. Guts⸗ 
porfteher ZuſtG. 8 36 u. KrO. 13. De. 
72 (68. 81 ©. 180) 8 65; Bürger 
meifter, DMagiftratsmitglieder u. ftäbtifche 
Gemeindebeamte ZuſtG. 8 20 Abf. 1—3; 
Amtsoorfteher u. Kreisbeamte KrO. S 68 
u. 1343; Mitglieder der Provinzialräthe, 
Bezirks⸗ u. Kreis- (Stadt-) ausſchüſſe LBS. 
8 14, 32 u. 39, der Provinzialansichüffe 
ProvO. 29. Juni 75 (GES. 81 ©. 234) 
8 51; für Provinzialbeamte daf. 5 98. — 
Hohenzollern Amts- und LandesO. 2. 
April 73 (GS. 145) 8 47 u. 77. 

7 Disc®. 8 79—82. 
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$ 67. 

d) Außer dem Disciplinarverfahren find gegen Beamte gewifle Ver⸗ 
fügungen im Interefſe des Dienftes zuläffig: 

1. Sie können in ein anderes Amt von nicht geringerem Range und Ge⸗ 
halte unter Gewährung von Umzugsfoften verfetst werdend®). 

2. Unmittelbare Staatsbeamte können — foweit es fih um die Ummbil- 
dung von Behörden oder um beftinmte Beamtengattungen handelt — 
auf Wartegeld (zur Dispofition) geftellt werden. Zu leßteren ge- 
hören Unterftaatsfelretäre, Dlinifterialdireltoren, Ober- und Regierungs- 
Präfidenten, Intendanten, Staatsanwaltsbeamte, Vorſteher königlicher 
Volizeibehörden und Landräthe, in den neuen Provinzen auch Ober- 
vegierungsräthe und Oberforſtmeiſter. Das Wartegeld beträgt bei 
Gehältern über 3600 M. die Hälfte bis höchftense 6000 M. Bei 
geringerem Gehalte wird der Prozentfaß entjpredhend höher. Warte- 
geldempfänger find bei Stellenbefeungen vorzugsweife zu berüdfidh- 
tigen?®). 

3. Bei eintretender Dienftunfähigfeit können unmittelbare Staatsbeante 
auf Grund eines bejonderen Verfahrens gegen ihren Willen penfiontrt 
werden‘). Nach Bollendung des 65. Lebensjahres ift ſolche Benfio- 
nirung ohne weiteres zuläffig®). 

8 68. 

e) Defekte der Beamten bei Kaflen und anderen öffentlichen Bertval- 
tungen find nad Betrag und Erfagpfliht durch Beſchluß der Auffichtsbehörde 
feftzuftellen. Die von den Provinzialbehörden dieferhalb erlaflenen oder ge- 
nehmigten Beſchlüſſe find fofort vollftvedbar. Gleiches gilt von den feitens 
der Kreisausſchüſſe als Auffichtsinftang über Gemeinde- und Amtskaſſen er- 
laſſenen Beſchlüſſen. Gegen den Defektenbeſchluß ift neben dem Rekurſe an 
die vorgefetste Behörde der Rechtsweg während eines Jahres zuläffig‘?), Im 
Beſchluſſe ift zugleich über die Koften des Verfahrens zu entfcheiden®®). 


4. Rechte. 
$ 69. 


a) Ueberhaupt. Den Pflichten der Beamten ftehen Nechte gegenüber. 
Infoweit fie Ausflüffe des verwalteten Amtes bilden, werden fie Amtsbe— 


2) Daf. $ 871 u. 96. a, PenſG. 27. März 72 (Faffung des 

2) Disc®. 8 872, 94 u. 96, AE. 14 | ©. 31. Mürz 82 GS. 133 Art. I) $ 30. 
uni u. 24. Oft. 48 (65. 153 u. 338) 2) 3.24. Jan. 44 (GS. 52); ftädtifche 
u. (neue Prov.) B. 283. Sept. 67 (GS. | Beamte ZuſtG. 8 175, ländliche 8 325, 
1613) Art. VI. Beamte der Amtsverbände KrO. 13. Dez. 

©, Disc. 8 873 u. 88 -96 u. SMB. | 72 (SS. 81 ©. 180) 8 55b Nr. 2. — 
3. San. u. 9. März 59 (MB. 45 u. 109). | Eifenbahn-Direltionen wie Anm. 51. 
Berfahren bei wiberruflih angeftellten I) StMB. 31. Aug. 63 (MB. 194). 
Beamten R. 12. Nov. 73 (MB. 74 ©. 23). 
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fugniffe genannt. Das Strafgefeß, welches die Uebergriffe der Beamten 
mit Strafe bedroht*?), bietet ihnen andererſeits befonderen Rechtsſchutz 
gegen Beleidigung und Widerſetzlichkeits—). Außerdem gewährt der Staat 
den Beamten gewiffe Ehren- und Bermögensredte. Erſtere beftehen 
in Rang, Titel und Uniform (b), leßtere (c) in Gehalt (d) und fonftigen 
Vergütungen (e) während des Dienftes und in Benfion (f), Wittmen- und 
MWoaifenverforgung (8) nad Beendigung befjelben. 
8 70. 

b) Rang und Titel nebit damit verbundenen Vorrechten werden mit 
der Beitallung erworben). Sie künnen befonderd verliehen werden, find 
aber meift ſchon Folgen des Eintritts in eine beftimmte Beamtenftellung‘®). 

Die höchſte Klaffe in Range der Beamten ift dur das Prädikat 
Excellenz bedingt, welches dauernd erft mit der Ernennung zum „Wirklichen 
Geheimrath“ erworben, vorübergehend aber auch von den Staatsminiftern 
während der Dauer diefer Stellung geführt wird"). Uebrigens beftehen 
für die höheren Beamten 5 Rangflaffen: 

I. Klaffe: Unterftaatsfefretäre, Abtheilungsdireftoren und Wirkliche Ge- 
heime Ober-Negierungs- (Finanz, Yuftiz, Kriegs-, Berg) Räthe in 
den Minifterien, Ober -PBräfidenten und Präfidenten der Ober- Ned): 
nung3=-Kammer®) und des Ober-Berwaltungsgericht3®?). 

II. Klaſſe: Bortragende Käthe der Minifterien mit dem Titel „Gehei- 
mer Ober-Regierungs- ꝛc. Rath”, Regierungs-Präfidenten, Berghaupt- 
leute‘), Ober - Berwaltungsgerichtsräthe®?), Ober - Rechnungsräthe?)), 
DOberlandesgericht3 » Präfidenten”!), Univerfitäts-Neftoren’?) und der 
Polizei-Präfident von Berlin?®). 

II. Klaſſe: Sonftige vortragende Geheime Regierungs- 2c. Räthe, Di- 
reftoren der General-Kommiffionen und der Seehandlung’*), Pro- 
vinzialftener-Direftoren?d), Präfidenten der Oberlandeögerichtd-Senate 
und Landgerichte, Dber- Staatsanwälte”), Käthe des General Audi- 
toriats6). 


6) R. II 13 816. — StGB. 8 113, 


M AE. 19. Feb. 49 (MB. 39). 
114 u. 19%. — Recht zum Waffenge- 


e, 8 1-5 u. 7 der V. 





brauche für Grenzaufſichtsbeamte 8 152 
Anm. 22, für Forſt⸗ u. Jagdbeamte 8 125 
Anm. 45, für Polizeibeamte 8 225 Anm. 
25, für Sefängnigbeamte 8 178 Ann. 6. 
“ LR. II 10 8 84. — Strafe unbe- 
fugter Führung StGB. 8 3608. — Ver⸗ 
luft bei Aberfennung der bürgerlichen 
Ehrenrehte daſ. 8 33 u. 343 u. bei 
Dienftentlafjung im Disciplinarverfahren 
G. 21. Yuli 52 (65. 465) 8 16°. — 
Beſtimmung des Titels f. mittelbare Staats⸗ 
beamte E. O2. 5. April 80 (E. VI 52). 
© 8,7. Feb. 17 (SE. 61). 


 AE. 6. Nov. 75 (GE. 602). — 
Die Senatspräfidenten ftehen zwifchen der 
1. u. 2. Klafje AE. 28. Juli 79 (SS. 571). 

0, AE. 8. Ol. 68 (GS. 69 ©. 961). 

79 AE. 11. Aug. 79 (65. 579). 

2) RO. 31. Dez. 18 (KA. II 427). 

*) KO. 26. Ian. 34 (GS. 19). 

7) Anm. 68; die Ernennung ülterer 
Regierungs⸗ u. "Sandräthe zu „Geheimen 
Regierungsräthen“ ift nur eine Titelver⸗ 
leihung. 

7 R. 15. Dez. 26 (KR. X 934). 

RD. 30. Mai 71 (MB. 226). 








Der preußifhe Staat; Beamte. 8 70. 79 


Hinter diefer Klaffe rangiren die Ober » Regierungsräthe‘®), die 
Ober - Präfidialräthe und Bermwaltungsgerichts - Direktoren?) und hier- 
auf die Ober-Forftmeifter und Polizei-Präſidenten außer Berlin‘®), 
ferner die Bevollmädtigten zur Kontrole der Reichsſteuern's), die 
Korps-Auditeure und der Goupernementd-Auditeur zu Berlin’®). 

IV. Klaſſe: Regierungs-, Oberberg-, Ronfiftorial- und Yandräthe, Polizei- 
Direktoren‘), Forftmeifter”?), Landgerichts - Direktoren, Oberlandes- 
gerichts⸗, Landgerichts- und Amtsgerichts-Räthe, erfte Staatdamwälte”?), 
Divifiond-, Gouvernements- und Garnifon= Auditeure’®), ordentliche 
Profefloren, Direktoren der Gymnaſien und gleichſtehenden Anftalten?®) 
und der Landes-Direltor von Walded?}). 

V. Klaſſe: Nah den Rechnungs-, Steuer- und Polizei-Räthen, Yand- 
ventmeiftern®2) und Gewerberäthen®?) folgen die Afefjoren‘®); ferner 
gehören in diefe Klaſſe die Yuftizhauptlaffen-Nendanten®®), die Amt— 
männer in Walded- Pyrmont, die Kirchſpiels- und Hardesvögte in 
Schleswig - Holftein®!), die Oberförfter®?), die Land- und Amäsrichter, 
Staatsanwälte”), die außerordentlihen Profefforen und Seminar- 
direftoren®®), die ordentlichen (wiffenfchaftlichen) Lehrer an den höheren 
ftaatlihen Unterrichtsanftalten®®), die Provinzial-Ardhivare?”), die Bau- 
inſpektorenss) und Regierungsbaumeifter®) und die Strafanftalts- 
Direktoren). 

Die Titularräthe bilden zwei Klaſſen, welche den übrigen Rangklaſſen 
eingereiht find. Die Käthe der erſten Klaffe führen in der Regel das Prä- 
difat als „Geheime“ ?), 

Die Rechtsanwälte vangiren nach den Richtern; an ältere wird der Titel 
„Suftizrath“ verlichen??). 

Die Subalternbeamten zerfallen in 4 Klaſſen, deren erjte der 
5 ten der höheren Beamten entfpridt: 

I. Klaſſe: Minifterialfefretäre. 

I. Klaffe: Referendarien??) und Regierungsbauführer??). 

II. Klajfe: Minifterial- Kanzlei» Sefretäre und Kanzliften, Negierungs- 
Gefretäre?!), Kreis- und Oberamt3-Sefretäre?). 

IV. Klaffe: Regierungsfanzleifetretäre und Kanzliften?). 

7) Anm. 18 zu $ 56 u. AE. 4. Ang. 8, AE. 23. Juli 86 (MB. 244). 

830 (85. 349). N AE. 26. Nov. 55 (MB. 56 ©. 26). 

”°), CR. 2. Oft. 75 (MB. 264). %) AG. 1. De. 79 (MB. 1880 ©. 4) 

7, AE. 18. Sept. 50 (GS. 489) Nr. 3. | u. 17. Juni 81 (MB. 178). 


© KO. 13. Nov. 17 u. 23. De. 2 | 9) AE. 11. Oft. 86 (MB. 212). 
(MB. 1843 ©. 192) ©), AE. 25. Nov. 68 (GE. 1067). 


2 AE. 26. April 69 (SS. 648). 2) V. v. 181756 Au. 8 71. 

m V. 1817 86 A Abſ. 3 u. R. A Feb. =, R. 27. in ð3 XI 235) u. 
55 (MB. 17). e9 1: Mon. 35 (6S. 2 

„ Anm. 6 zu 8 349 d. W. 7. eb. 17 (66 ‚Sn 362. 

) AD. 27. April 85 (IMDB. 160). a 25. Nov. 43 (GS. 1844 ©. 


®) KO. 21. Oft. 78 (MB. 284). 15); AE. 18. April 74 (6S. 142). 
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Das NRangverhältnig der Civilbeamten gegenüber den Perſonen des 
Soldatenftandes und den Geiftlichen ift nicht näher geregelt. 

Im Anfhluß an die Rangklaffen beftimmt fih die Uniform ber 
Beamten?d), welche bei feierlichen Gelegenheiten und beim Erſcheinen vor 
dem Könige anzulegen iſtꝰ6). 

Ä g 71. 


c) Das Dienfteinfommen kann im Rechtöwege in Anfprucd genommen 
werden”). Seine Befhlagnahme, PVerpfündung und Uebertragung unterliegt 
im Interefje der Subfiftenzfähigkeit der Beamten mehrfachen Einfchränkungen”®). 
Gleiches gilt von der Befteuerung deſſelben feiten® der Gemeinden”). Durch 
Einberufung zum Militärdienft dürfen Beamte in ihrem Civildienftverhältnifie 
feinen Schaden erleiden. Dies gilt vom Dienftalter (Anciennetät), wie vom 
Gehalte. Bon letterem wird deßhalb nur im Mobilmadhungsfalle die etwaige 
Offizier -Befoldung in Abzug gebracht und auch diefe, wenn der Einberufene 
einen eigenen Hausftand mit Weib und Kind hat und feinen Wohnort ver- 
lafjen muß, nur infoweit, als Milttär- und Civilgehalt zuſammen den Betrag 
von 3600 Marf überjteigen!?P). 


872. 
d) Die Befoldung (Gehalt) wird vierteljährlich im voraus gezahlt!) 
Ein Anfprud) auf Emporfteigen im Gehalte findet abgefehen von den Rich— 
tern!2) nicht ftatt. Der Gehalt befteht in Geld, ausnahmsweiſe auch in 


*) KO. 10. Juni 17 (8X. III 293); 
Zufammenftellung 21. April 32 (RA. X VI 
328), (Tragen des Offizierportepees) R. 
31. Jan. 54 (MB. 66) u. (Unterſcheidungs⸗ 
zeihen an d. Dienftimüten) AE. 30. Nov. 
53) (MB. 54 ©. 1), erg. in betr. der Po⸗ 
lizeibeamten NE. 30. März 73 (MB. 114), 
Bf. 18. Jan. 82 (MB. 35), 29. Nov. 86 
(MB. 246) u. (Schutmannfhaft) Regl. 
6./11. Mai 68 u. AE. 28. März 69 
(MB. 90), der Gefüngniß- ı. Strafan- 
ftaltsbeamten R. 24. Juni 69 (MB. 198), 
der Baubeamten Regl. 15. Sept. 54 
(MB. 178), der Steuerauffihtsbeamten 
Regl. 23. Juni 82, der Forftbeamten ER. 
6 Mai 47 (MB. 267), Regl. 29. Dez. 
68 (MB. 69 ©. 41), Zuf. 31. San. 77 
(MB. 59) u. €. 18. Juli 83 (MB. 163), 
der Geftütsbeamten AE. 17. Mürz u. 15. 
Sept. 62 (MB. 202 u. 303). 

KO. 6. Oft. 24 (RI. XXIV 311). 
bi ©. 24. Mai 61 (GS. 241) S 1 

18 ©. 

) EPLrO. 87157 1.7497 u.8, StPrO. 
8 495, V. 7. Sept. 79 (GES. 591); da⸗ 


neben gilt KO. 29. Mai 34 (GS. 70) 
u. €. 6. San. 83 (MB. 144). 

877 Nr. 4 Abſ. 1d. W. 

 AMIS. (Faſſung des ©. 6. Mat 
80 RGB. 103) 8 66 u. StMB. 19. Yuli 
50 (MB. 234). — Neferendarien u. ähn⸗ 
lihen in der Vorbereitung befindlichen 
Beamten wird die demnächſtige Ancien- 
netät um die im Militär zugebrachte Zeit 
vordatirt Nr. 15 daf., AE. 7. April u. 
SMEB. 8. Juni 52 (MB. 157 u. 158). 
Unanwendbarkit auf Militärbeamte 
StMB. 29. Ian. 73 (MB. 25). 

ı, G. 6. Feb. 81 (6S.17)81. Por⸗ 
tofrete Zahlung an auswärts ftehende 
Beamte €. 13. Dez. 2 (MB. 83 ©. 7). 
Zahlung an kündbar angeftellte Beamte 
Bf. 19. Juni 81 (MB. 164), an Hülfs- 
arbeiter StMB. 2. Juli 59 (MB 106). 
— Berjührung der Rüdftünde in 4 Jahren 
im Gebiete des LR. ©. 31. Mürz 385 
(85. 249) 8 25, des gem. Rechts DB. 
6. Zuli 45 (GS. 483) 8 25. 

m 8 187 d. W. 
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Naturalbezügen (Erleuchtung und Feuerung) 103), Dienftgrundftiiden und 
Dienftwohnung !%). 

Eine Aufbefjerung der Gehälter ift durch Einführung der Wohnungs— 
geldzuſchüſſe bewirkt, welche den unmittelbaren, etatsmäßigen Beamten und 
Lehrern, die nicht ſchon Anſpruch auf freie Dienſtwohnung oder Miethsent— 
ſchädigung haben, nad) Maßgabe des Ranges und der Zugehörigkeit des 
Dienftortes zu einer der ſechs Militär- Servis-Klaffen zugleid) mit dem Ge- 
halte gezahlt wird 105). 

Neben dem Gehalte wird den Beamten, welde in ihrem Dienfte regel- 
mäßige Aufwendungen für Bureau, Pferde und dergl. zu maden haben, eine 
Dienftaufwandsentfhädigung gewährt. Sie wird in der Kegel als 
Pauſchquantum feftgefetst und zugleich mit dem Gehalte gezahlt!%%). Gleiches 
gilt von der den Beamten gewährten Schreibmaterialienvergätung 1%), 

8 73. 

e) Neben den regelmäßigen beziehen die Beamten in gewiſſen Fällen 
bejondere Vergütungen. Bei Dienftgefhäften in einer Entfernung von 
mindeftend 2 km vom Wohnorte werden Tagegelder und Reiſekoſten 
gewährt, die nad dem Range der Beamten abgeftuft find!) Nach dem 
Range werden aud die Umzugsfoften bemefjen, auf welche die Beamten 
bei Berfegungen neben den perfünliden Tagegeldern und Reiſekoſten Anſpruch 


haben. 


Außeretatsmäßige Beamte erhalten in der Kegel nur die letteren, 


Beamte ohne Familie nur die Hälfte der Umzugstfoften!??). 


8), Diefe lönnen Unterbeamten in Dienft- 
gebäuden, welche Heiz⸗ 2c. Vorräthe unter 
fi) haben, v. d. Provinzialbehörden gegen 
Entgelt widerruflich bewilligt werden AE. 

28. Yan. 62 (MB. 326). 
* Regul. 26. Juli u. ER. 27. Okt. 
80 (MB. 263, IMDB. 330), erg. Bf. 10. 
Ott. 83 (MB. 251) u. 23. Suli 86 
(MB. 157); Reg. f. Forftbeamte 13. San. 
82 (MB. 53), 8 7 ergeb. €. 10. März 
85 (MB. 75). Verrechn. d. Unterhaltungs» 
often StMB. 13. Mai 84 (MDB. 119). 

9. 12. Mai 73 (65. 209) u. 
AusfVf. 16. Mai 73 (MB. 167). — 
Kaffeneintheilung S 106 Anm. 6. 

©, Behandlung bei Stellvertretungen 
R. 14. Dez. 50 (MB. 367). 

Mm StMB. 11. Mai 63 (MB. 189, 
IMEB. 214). 

©. 24. März 73 (GS. 122); bie 
Sätze find erhöht und in Markrechnung 
u. Metermaß übergeführt ©. 28. Juni 
75 (GS. 370) Art. II u. ®. 15. April 76 
(SS. 107); Reiſekoſten bei Eifenbahnre- 
vifionen u. Strombefahrımgen V. 7. Jan. 
76 (GS. 31); ZTagegelder der Beamten 


Grf. Hue de Grais, Handbud. 6. Aufl. 


der Lokalverw. der Zölle u. indir. Steuern 
V. 22. April 85 (GS. 125). Ausf. 
ER. 28. Aug. 73 (MB. 253) u. SMB. 
13. Moi 34 (MB. 107, IMDB. 104) 
A—D. Beamte ohne beftimmten Nang 
werden durch den Berwaltungschef Hafli- 
firt ©. 1875 Art. IS 10. So erging 
für Forftbeamte ER. 27. Mai 76 (MB. 
142) u. 16. Juni 83 (MB. 162), Ka⸗ 
tafterlontroleure 26. Juli 73 (MB. 359), 
Bauinſpektoren R. 8. Sept. 73 (MB. 276), 
Beamte der geiftl. Unterridts- u. Medi⸗ 
zinalverw. 24. Aug. 77 (MB. 242), Archiv⸗ 
beamte 18. Juni 73 (MB. 171), Spezial⸗ 
fommifjare 23. Ian. 86 (MB. 24), Fiſch⸗ 
meifter 17. OH. 79 (MB. 80 ©. 23). — 
Beſondere Süße f. Juftizbeamte 8 186 
Anm. 1, Mebizinalbeamte 8 263 Anm. 12, 
©endarmen 8 226 Anm. 27, Strafanftalts- 
beamte im Auffichtsdienft außerhalb ver 
Anſtalt 8 238 Anm. 46, Auseinander- 
fegungsbehörden $ 333 Anm. 76, Staats⸗ 
eifenbahnbeamte 8 375 Anm. 17. — Zu- 
fammenftellung v. Dippe (Berl. 81). 

w, G. 24. Feb. 77 (GS. 15); Ausf. 
CR. 4 Mai 77 (MB. 112), SMEL. 
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Gratififationen und Unterftügungen werden nur an einzelne DBe- 
amtenflaffen, Remunerationen nur für außergewöhnliche Leiftungen be- 
willigt 49), 

| 8 74. 

f) Den unmittelbaren Staatsbeamten und den Lehrern an höheren 
Unterrichtsanſtalten mit Ausſchluß der Lniverfitäten wird beim Ausfcheiden 
aus dem Dienfte eine Penſion gewährt!!!), Dabei wird — foweit es fid) 
nit um Staatsminifter oder um Beamte über 65 Jahre handelt — die 
eingetretene Dienftunfähigkeit und in der Regel eine minbeftens 10 jährige 
Dienftzeit vorauögefeßt!!?). Die Summe wird nad) dem zuleßt bezogenen 
Dienfteinfommen und der feit Beginn des 21ften Lebensjahres zurüdgelegten 
Dienftzeit in der Weife bemefien, daß fie mit vollendetem 10ten Dienftjahre 
15,0 des Gehaltes beträgt und mit jedem weiter zurüdgelegten Dienftjahre 
um Ys, bis überhaupt auf go feige"). Die Entfcheidung hat der De— 
partementschef und der Finanz Minifter; fie können diefelbe aber auf nad)= 
geordnete Behörden übertragen, fomweit die Anftellung von diefen oder diejen 
unterftellten Behörden ausgeht und Haben von diefer Befugniß zu gunften 
verfchiedener Provinzialverwaltungsbehörden Gebraud gemacht. Bei Beamten, 
die vom Könige ernannt find, ift königliche Genehmigung erforderlich 114). Der 
Bezug der Benfion ruht bei Berluft der Reichsangehörigkeit oder bei Eintritt 
in ein Reichs- oder Staatsamt, infoweit Gehalt und Penfton zufammen den 
früheren Gehalt überfteigen 115). 


1884 (vor. Anm.) E u. f. Forftbeamte 
ER. 17. April 77 (MB. 145). — Bes 
fondere Süße für Gendarmen u. Staats⸗ 
eiſenbahnbeamte wie Anm. 108. — Zu⸗ 
jammenftellung wie vor. Anm. 

ER. 7. Mai 50 (MB. 801), d 

JuſtM. 25. Aug. 50 (IMDB. 299). 

1) Penfions®. 27. März 72 (08; 
268), ergänzt durd ©. 31. März 
(8S. 133) Art. I (Anm. 110, 1lı Pr 
58), jedoch nur für unmittelbare Staats⸗ 
beamte u. Lehrer an höheren Unterrichts⸗ 
anſtalten daſ. Art. III, ferner durch G. 
30. April 84 (GS. 126) (Anm. 110 u. 
111). — Berfahren ER. 24. Sept. 74 
(MB. 249) u. in betr. der indir. Steuer- 
verw. 6. San. 75 (MB. 66), der Baube- 
amten 26. Sept. 82 (MB. 256). — Bes 
arbeitung v. Mareinowski 2. Aufl. (Ber. 
82). — Befondere Entfhädigung bei Un⸗ 
füllen in a erföperungepfüchtigen Bes 
trieben 8 356 Abf. 3 d. W. 

2), PG. 81(6G. 1888; Se 712.20. 
Zwangsweiſe (unfreiwillige) Penftonirung 
dienſtunfähiger Beamten 8 67 d. W. 


13), Daſ. 8 8—19, (6 8 u. 16 in d. 
Taflung des &. 1882, 8 10 in der bes 
G. 1884), ©. 12. Mat 73 (SS. 209) 
86 u. (Dienftzeit ne Beamten des Kunſt⸗ 
generbemufeume) ©. . 19. Suli 86 (GS. 

5 


") Daf. 8 21—23 (in d. Fafſung bes 
©. 1884). Mebertragung auf die Pro: 
pinzialbehörden der allgemeinen Berw. C. 
29. Juli u. 20. Oft. 84 (MB. 194 u. 
231) u. (Geltung im Reſſort des Kultus⸗ 
minifters 11. Oft. 84 (CB. UB. 85 ©. 
136), der Forftv. 12. Nov. 84 (MB. 266), 


.auf die Provinziaffteuerdireftoren (EB. der 


Abgaben 1884 Nr. 22), im Bereiche der 
Zuftizbeamten Bf. 17. März 85 (IMB. 
104), der Beamten der landw. Verw. C. 
16. San. 85 (MB. 30), auf die Eifen- 
habnbirettionen Bel. 10. Oft. 84 (Eifenb. 
DB. Nr. 28). 

15) Daſ. 8 27—29; CR. 5. Feb. 81 
(MB. 77). 

16), Bearbeitung wie Anm. 111. 
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8 75. 

g) Die Fürſorge für die Hinterbliebenen umfaßt die Sterbe- 
und Onadenmonate und das Wittwen- und Waifengeld 119), 

Um den Hinterbliebenen der Beamten den Uebergang in die neue, meift 
befehränttere Stellung zu erleichtern, wird der Gehalt außer dem Sterbe- 
monat nod für ein Önadenguartal fortgewährt. Die Wohlthat umfaht 
auch die Dienftwohnung mit Ausnahme der Arbeitd- oder Seffionsftubet!”), 
Die Onadenbewilligung kommt der Wittwe, den Kindern und Enteln zu, 
kann aber mit Minifterialgenehmigung aud armen Eltern, Geſchwiſtern, 
Geſchwiſterkindern und Pflegefindern belafien werden, die vom Verſtorbenen 
ernährt wurden. Sie ift der Beſchlagnahme feitend der Gläubiger und der 
Kommmnalbeftenerung nicht unterworfen ?), Bon Benfionen wird außer dem 
Sterbemonat noch ein Önadenmonat gemährt!!?). 

Nah Ablauf der Gnadenzeit erhalten die Wittwen und Waifen ber 
penfionsberechtigten unmittelbaren Staatsbeamten ein allmonatlih im voraus 
zu zahlendes Wittwen- und Waifengeld, wogegen dieſe Beamten 3 Proz. 
des Dienfteinfommens, des Wartegeldes oder der Penfion als Wittwen- und 
MWaifengeldbeitrag zu leiften haben. Das Wittiwengeld beträgt der Penfion, 
die der Beamte am Todestage erdient haben würde. Das Waifengeld -be- 
fteht, wenn die Mutter lebt, für jedes Kind in einem Fünftel des Wittiven- 
geldes, anderenfall8 in einem Drittel deffelben!?)). Ausgeſchloſſen von diefer 
Einrihtung find diejenigen Beamten, welche die feitherige Mitgliedſchaft einer 
Militär- oder Staatdbeamten-Wittwenkaffe beibehalten haben 21). Inſoweit 
verbleibt auch die kön. allgemeine Wittiwen-Berpflegungsanftalt in Wirkfam- 
feit 122), Die von einer dem Finanz-Miniſter unterftellten General-Direltion 
verivaltet wird 129), 


m &. 6. Feb. 81 (ES. 17) $S2—4; 
. KO. 27. April 16 (GS. 134) Nr. 3. — 
Anwendbarkeit auf ſtädtiſche Beamte 
KO. 22. San. 26 (GS. 13). — Schul⸗ 
lehrer 8 307 d. W. 

us) KO. 15. Nov. 19 (GS. 20 ©. 45); 
G. 11. Juli 22 (65, 184) 8 10%. 

19), PenſionsG. 8 

u) Do 20. Dai ee — 298), Ausf.⸗ 
Beſt. 5. Juni, 7. Juli u. 27. Sept. 82 
(MB. 100, 171 u. 248, IMDB. 159 
u. 1886 ©. 123), 10. u. 23. April 83 
(MB. 54 u. 59, IMDB. 139) u. 30. De. 
34 (MB. 85 ©. 7, IMB. 85 ©. 32). 


Anwendung auf im Neichsdienfte wieber- 
angeftellte Benfionäre €. 9. Juni 86 (MB. 
118, IMDB. 190). Uebertragung der Bes 
willigung auf die Provinzialbehörben f. d. 
Beamten der landiv. Verw. C. 28. April 
85 (MB. 84), der Forftverw. zwei ©. 
28. Mai 85 (MB. 138). Verſorgung der 
Scnliehrer-Bittiven u. Waifen 8 307 


9. 23 des ©. 

=) Sieg! 28. De. 75 (NCC. V. 
381) u. ©. 17. Mai 56 (8S. 477). 

128) u. 17. Sen. 38 (86. 11) III. 
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V. Kommmnalberbände. 


1. Ueberſicht. 
8 76. 

Der Staat gliedert fih in Provinzen, Kreife und Gemeinden!) und 
diefe Glieder haben die doppelte Bedeutung als Bezirke der ſtaatlichen Ver— 
waltung und al® Verbände zur Erreichung ſelbſtſtändiger wirthſchaftlicher 
Zwede. In den Gemeinden ift lettere Bedeutung die urfprünglie und 
überwiegende. Ihre Bezirke und Organe find zunächſt für die eigenen An- 
gelegenheiten eingerichtet und erſt fpäter vom Staate für defjen Zwecke heran- 
gezogen. Umgekehrt bildeten die Provinzen und Kreife anfänglih Verwal- 
tungsbezirke mit ftaatliden Organen und erft die auf die Selbftvermwal- 
tung gerichteten Beftrebungen unferer Zeit haben fie ald Verbände höherer 
Drdnnung mit korporativen Rechten und eigenen Organen ausgeftattet. Diefe 
Beitrebungen traten bereits in den während der ziwanziger Jahre erlaſſenen 
Kreis- und Provinzialordnungen hervor, haben aber erſt in der im legten 
Jahrzehnt erfolgten Reorganifation einen feften Abfchluß gefunden?). Hier- 
nah wird — bislang mit Ausſchluß der Provinzen Pofen und Schledwig- 
Holftein — bei vollftändiger Ueberweifung einzelner Verwaltungszweige an 
die Selbftverwaltungstörper auch die Mitwirkung der letzteren bei Geſchäften 
der allgemeinen Staatsverwaltung in ausgedehntem Umfange in Anſpruch 
genommen?). Im weſentlichen ift diefe Gefeßgebung eine probinzielle ge- 
blieben und die Verfaſſung hat ausdrüdlich feftgefett, daß die Vertretung 
und Derwaltung der Gemeinden, Kreiſe und Provinzen durch bejondere Ge⸗ 
fege beftimmt werde?). 

Die Dreitheilung in Gemeinden, Kreife und Provinzen geftattet 
die Erfüllung aller ftaatlihen und VBerbandszwede, ohne daß es weiterer 
Swifchenglieder bedarf, und dies tritt um fo mehr hervor, je weiter die- 
Drganifation diefer Verbände entwidelt ift. Die Befeitigung der zwiſchen 


1, 8 55, insbe). Anm. 11 d. W. 


fhaft verweift und dem Staate nur eine 
8 80080. — Geſchichte 


831 Abſ. 4 daſ. — Weſen u. Bedeutung 
der Selbſtverwaltung S. 2—7 der oben 
(Anm. 6 zu 8 54) erwähnten Schrift. — 
Preußen wie im iwejentlichen aud Deutſch⸗ 
fand ſchlägt den Mittehveg ein zwifchen 
dem ſtreng centralifiten Frankreich, 
weldes die Selbſtverw. nur als genau 
umfchriebenes und eng eingegrenztes Glied 
der flaatlihen Verw. kennt u. dem frei 
geftalteten England, das die gejammte 
örtlihe VBerw. bis auf Juſtiz u. einen 
Theil der Polizei in Gemeinde u. Graf- 


ergänzende Thätigkeit beläßt. 
8 54 d. W. 


BU. Art. 105 (Faſſung des ©. 
24. Mai 53 ©S. 228). Nah der ur 
Iprünglihen Faflung war eine gemein- 
fame Regelung für Stadt u. Rand beab- 
ſichtigt. Demgemäß ergingen die Ge— 
meindeO. u, die Kreis“, Bezirks⸗ u. ProvO. 
11. Mär; 50 (GS. 213 u. 251). Beide 
find aufgehoben u. die früheren Vorſchriften 
—A in Kraft geſetzt G. 24. Mai 53 

38). 
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Provinzen und Kreifen noch beftehenden kommunalſtändiſchen Verbände bildet 
hiernad nur eine Frage der Zeit. Auch die Einfhiebung von Samt» und 
Amtsgemeinden zwifchen Kreis und Gemeinde würde verfehlt fein und dem 
Mangel einer gehörigen Tandgemeindeorganifation nicht abhelfen können?). 

Die Organifation der Selbftvermaltung beruht auf den Elementen 
des Grundbefites und der Mehrheitswahl der Betheiligten. Auf dieſer 
Grundlage bilden fi) Vertretungen (Gemeinde-, Stadtverordneten- Berfamm- 
ungen, Kreis- und Provinziallandtage), welche die Verwaltung kontrolliren, 
während diefe felbft von enger begrenzten Vertretungsförpern (Magiftraten, 
Kreis-, Provinzialausfchälfen) und von gewählten Einzelbeamten (Gemeinde- 
vorftehern, Bürgermeiltern, Landesdirektoren) geführt wird. 

Mit der Erweiterung der Selbitverwaltung hat au das Finanzwefen 
der Kommunalverbände, welches auf ähnlichen Grundlagen wie dasjenige 
des Staates®) beruht, eine erhöhte Bedeutung gewonnen. — Als Einnahmen 
finden fi) neben Vermögenseinfünften, Gebühren und Steuern aud) Dota- 
tionen und Beihülfen, die von dem Staat oder den höheren Verbänden 
bei Webertragung einzelner VBermaltungszweige oder zur Ausgleihung der 
zwiſchen Bedürfniß und Leiftungsfähigkeit in den Verbänden hervortretenden 
Mifverhältniffe gewährt werden”). Die VBermögenseinnahmen find nur in 
den Gemeinden von einigem Belang®). Den Schwerpunft bilden überall die 
Steuern und aud) hier treten die Gemeinden in den Vordergrund, da auf 
diefe vielfach der Bedarf der höheren Verbände vertheilt wird, und fo die 
Steuern der letteren gemeinfam mit den Gemeindeftenern zur Veranlagung 
und Hebung gelangen”). 

2. Bie Gemeinden. 
Ss 77. 

a) Gemeinden überhaupt. (Begriff und Geſchichte.) Die Ge- 
meinde bildet den Grundftein des ganzen Stantsorganismus, den nicht weiter 
auflösbaren unterften Knoten, in dem alle Fäden des öffentlichen Lebens zu- 


5) Rommunalftändifhe Verbände 
biden die Kurmark, die Niederlaufit, 
die Oberlaufiß u. die 7 PBrovinzialland- 
Thaften in Hannover f. die Fürſtenthümer 
Kalenberg, Grubenhagen u. Göttingen, 
d. Fürftenth. Lüneburg, die Grafſchaften 
Hoya» Diepholz, das Herzogth. Bremen 
Verden, das Fürftentd. Osnabrüd, das 
Fürftentd. Oftfriesiand u. das Fürſtenth. 
Hildesheim V. 22. Sept. 67 (GS. 1635). 
Aufgehoben find dagegen die Verbände 
f. d. Neumark ©. 19. San. 81 (GS. 10) 
u. f. Alt» u. Neuvorpommern ©. 18. Jan. 
81 (8S. 7). — Die Regierunge- 
Bezirke bilden, abgefehen von SHefien- 
Naſſau (S 81 d. W.), keine Verbände, 


foweit fie nicht mit der Provinz zufammen- 
fallen, wie in Schleswig-Holftein oder an 
Stelle derfelben treten, wie in Hohenzollern 
8818. — Ueber Samtgemeinden 
ſ. 8 78 Abf. 4, insbef. Anm. 47 d. W. 

% ©. üb. Etats-, Kaſſen⸗ u. Rechnungs⸗ 
weien 8 118—120, über Staatsgüter ı. 
Forften 8 124, Staatsfhulden 8 128, 
Gebühren $ 133, Steuern 8 134 d. W. 

) Bgl. Anm. 5 zu 8 80 u. Anm. 30 
zu $ 81. 

877 Nr. 3 dal. 

9 Nr. 4 daf. — Bedeutung diefer Re⸗ 
partition S. 37 u. 38 der oben (Anm. 6 
zu 8 54) erwähnten Schrift. 
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fammenlaufen. Sie ift gleichzeitig wirthfchaftlicher und politiiher Verband 
und wurzelt bei diefem Doppelcharakter fowohl in der älteren Marfen- wie 
in der früheren Gerichtöverfaffung. Sie ift dabei die Heimftätte aller Selbft- 
verwaltung, wenngleich diefe Bedeutung in den verſchiedenen Phajen der ftant- 
lichen Entwidelung nit immer in gleihem Maße zur Geltung gelommen ift. 
Während des Mittelalters konnte die Gemeinde ſich ziemlich frei bewegen. 
Einfhränfungen erlitt fie höchſtens dur die Grundherrſchaft; der Staat trat 
ihr nirgends in den Weg. Mit dem Wachſen der Iandesherrlihen Gewalt 
während der drei letzten Jahrhunderte trat die felbitftändige Bedeutung der 
Gemeinde dagegen zurüd. Der abfolute Staat fah in berfelben nur den 
Bermwaltungsbezirf, im Gemeindevorfteher nur den Staatsbeamten, in der 
Semeindefadhe nur die Staatsangelegenheit. Die weiteſte Ausbildung fand 
dieſes Syftem in Frankreich?), defjen Einrichtungen auf das weſtliche Deutjch- 
land nit ohne Einfluß geblieben find. Immerhin Hatten ſich einzelne 
Keime des freien Gemeindeweſens durch diefen Zeitraum hindurch gerettet. 
An diefe Hat die Geſetzgebung unſeres Jahrhunderts wieder angelnüpft und 
die kommunale Selbftftändigkeit mit dem heutigen Staatswefen zu vereinigen 
geſucht. Den Beginn machten die Städte, denen ſchon durch die Unabhängig- 
feit vom Grundherrn eine freiere Stellung verblieben war. Vorbild wurde 
bie preußifhe Städteordnung des Freiheren v. Stein, die in frei= 
finnigfter Weife die Bürger zur Verwaltung der Gemeindeangelegenheiten 
berief!9), in den fpäter erworbenen Landestheilen jedoch in einer die Staats— 
aufficht ftärfer betonenden revidirten Geftalt zur Geltung gelangte!!). Nach 
Defeitigung des Planes einer einheitlichen Regelung?) ift die Gemeindegefet- 
gebung wieder in die früheren Bahnen zurüdgefehrt, in denen fowohl die 
einzelnen LTandestheile, ald innerhalb derfelben die Stadt- und Yandgemeinden 
ihre gefonderte Ordnung fanden. Nur einzelne Gegenftände haben eine 
gemeinfame Regelung erfahren. Insbeſondere ift unbefchadet der ver- 
Ihiedenartigen inneren Berfafjung?) die äußere Stellung der Gemeinde im 
wefentlichen gleihartig feſtgeſtellt 18): 

'o StädteO. 19. Nov. 08 (SS. 324). 

Neo. StO. 17. März 31 (GS.9). Provinz 


2) 8 78 u. 79 d. W. 
m) Zahl der Stadt- u. Landge- Dfipreußen » . . 










Guts⸗ 
bezirke 


Landge⸗ 
meinden 





Städte 





meinden u. Gutsbezirke (1883): —ã—ſ Berlin 
j. nebenſtehend. tandenburg . -. 1982 
“ER. II 68 25, IT 7 8 19; code | Kammern... on 
eiv. Art. 2227, StädteO. f. d. ält. Pror. dleflen . . . - 8 585 
(Anm. 78 u. 103) 8 9 u. bz. 8, ER. II | Soden ... » 1058 
7818; vgl. 8 347 0.8. — Erwerb | S;Polfein . . . 178 
von ‚Bermöötiffe ER. 1128 3. “3 eitfalen. . . - 20 
— Gerichtsſtand CPrO. Naffan. . . . 258 
Sufeflungen daf. $ 157 u. 169; Sumange- Soßemollern ⸗ 
vollſtreckung EinfG. 30. Jan. 77 (RGB. — — — 
244) 8 15%, preuß. GerO. Anh. 8 153 Stant | 1286 | 37347 | 15.808 
| A\ 
N‘ 
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1. die Gemeinde bildet eine Korporation!*) und hat befondere Rechte 
und Pflichten, die vorzugsweife durch ihre Stellung als Bezirk der ftaat- 
lihen Zolalverwaltung bedingt erſcheinen 16). — Die Gemeindevorftände 
find öffentliche Behörden!‘), die Gemeindebeamten haben Rechte und 
Pflichten der mittelbaren Stantsbeanten??). 

2. Die Gemeindemitgliedfhaft berechtigt zur Benutzung ber Ge⸗ 
meindeanſtalten und verpflichtet, ſobald der Aufenthalt eines Neuanziehenden 
über drei Monate währt, zur Tragung der Gemeindelaften!?),. Sie wird 
lediglich durd Wohnfignahme erworben und biefe darf nur unter beftimmten 
Borausfegungen verfagt oder beſchränkt mwerden!?). Perfonen, die ohne im 
Gemeindebezirke zu wohnen dafelbft Grundbefig haben, oder ein ftehendes 
Gewerbe, eine Pachtung oder Bergbau betreiben, werden Ausmärker (Forenfen) 


genannt. 


nebft R. 17. Nov. 47 (MB. 277) u. (im 
Geb. der Berw.örg.) ZuſtG. 8 174 u. 
334. — Stellung im Konfurfe 8 136, 
Anm. 29. 

5, Vgl. 8 60 d. W. — Berpflihtung 
zur Armenpflege 8 286, zur Uebernahme 
der Arbeiter⸗-Krankenverſicherung 8 355 
Abſ. 3, zur Unterhaltung der Volksſchule 
8 305 Abſ. 5, zum Wegebau 8 368, zu 
Kriegs⸗ u. Friedensleiftungen $ 106—108, 
zur Stammrollenführung 8 92, zur Hebung 
der Staatsfteuern $ 138, zur Haltung der 
SS. u. des AmtsBl. 8 38 Abf. 3, zur 
Tragung ons tätigen Boligeiverwaltungs- 
often 8 22 — Entſcheidung bei 
—eã ober ante der den 
Gemeinden gefetlih obliegenden Pflichten 
im Heb. der Verw.⸗Org. ZuſtG. 8 19 
u. 35. 

16) Wahrnehmung ſtaagatlicher Verwal⸗ 
tungsgeſchäfte 8 60, der genoſſenſchaftlichen, 
durch Auseinanderſetzungen begründeten 
gemeinſchaftlichen Angelegenheiten 8 332 
Abſ. * ber Jagdangelegenheiten 8 346 
Abſ. 1 d. W. 

M er I 10 869. Bgl. 862 d. W. 
— Stüädtiſche Subaltern⸗ u. Unterbeamten- 
ftellen find mit Berforgungsbercd- 
tigten ($ 63 Anm. 19 d. W.) zu be 
fegen, foweit nicht eine höhere od. eigent- 
lihe Geſchäftsbildung erforderlih ift Dekl. 
29. Mai 20 (GS. 79). Letztere Vorauss 
feßung trifft bei Kümmerei⸗Rendanten u. 
Kommmnallaffen-Beamten zu KO. 1. Aug. 
35 (65. 179). Diefe Grundfüte find 
aufrecht erhalten (Regl. 20. Juni 67 MB. 
280 8 11 u. KO. 10. Sept. 82 MB. 225) 
u. gelten in Neuvorpommern KO. 23. Ian. 


Die Gemeindemitgliedfchaft fällt ſonach weder mit dem Unterftügungs- 


46 (GS. 25), in den neuen Provinzen 
AE. 22. Sept. 67 (GS. 1667), in Lauen- 
burg ©. 25. Seh. 78 (GS. 97) 8 61. 
— Sn den Landgemeinden wird die Ver⸗ 
forgungsberedtigung an fi nicht erfordert 
ER. 30. Sept. 40 (MB. 340). — Die 
Stellen der Gemeinde- u. Inftituts- 
Borftbeamten unterliegen den befonderen 
Beft. 9. April u. 13. Sept. 80 (MB. 119 
u. 307) u. (Neufofjung des Theil 3) ©. 
1. Feb. 87 (MB. 47), Benfionsberedtigung 
dieſer Beamten in der Rheinprov. ©. 
11. Sept. 65 (GS. 980). — Anfprud) 
auf Gnadenguartal Anm. 117 zu 875. 
— Disciplinarbeftrafung S 66 nebſt 
Anm. 66. 

18) Kreizügigleits®. 1. Nov. 67 (BGB. 
0) 88; &f. OB. 19. Ian. 78 (II 
102 ). 

810 d. W. — Die Wohnfik- 
nagme beruht auf der Abficht, dauernd 
an einem Orte zu bleiben u. diefe kann 
ebenfowohl aus beftimmten Erklärungen, 
al8 aus Handlungen oder Thatſachen 
(Uebernahme eines Amtes, Beginn eines 
Handels oder Gewerbebetriebes, Girich⸗ 
tung einer Wirthſchaft) gefolgert werden, 
pr. GerO. I2 8 10—14, R. 10. Oft. 
55 (MB. 178); entfprechende Beflimmung 
f. d. NRheinprov. ©. 30. Juni 84 (GS. 
307); im Geb. des rhein. Rechts haben 
lebenslänglich angeftellte Beamte am Amts⸗ 
fie ihr nothivendiges (auch ohne Wohnſitz⸗ 
nahme wirkſames) Domizil c. civ. art. 
107, das aber bei der Kommunalbefteuerung 
feine Amvendung findet ©. 27. Juli 85 
(85. 8327) $ 12. 
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wohnſitze 20), noch mit dem das Gemeindewahlreht und die Theilnahme an den 
Bürgernutzungen in ſich fchließenden Bürgerrechte?!) zufammen. 

3. Das Gemeindevermögen (Rämmereivermögen), das zur Betreitung 
der Gemeindeausgaben dient, fteht dem Gemeindeglieder- oder Bürgervermögen 
gegenüber, deſſen Nutung einzelnen Gemeindemitgliedern als folden zufteht??). 
Die Verwaltung des Gemeindevermögend unterliegt der ftattlihen Aufficht, 
um jede Bergeudung zum Nachtheile der folgenden Generationen auszufchließen. 
Befonderd ausgedehnt ift diefe Auffiht bei Gemeindeforften, deren Er- 
haltung zugleich durch allgemeine Rückſichten geboten erfcheint??),. In den 
älteren Provinzen hat die Bewirthſchaftung diefer Forſten unter An- 
ftellung befähigter Perfonen nad) Betriebsplänen zu erfolgen, die der Ge- 
nehmigung des Regierungs = Präfidenten (bez. der Regierung) unterliegen und 
die Nahhaltigfeit des Betriebes ſichern ſollen?). Daneben können die Ge- 
meinden im Landeskulturintereffe unter theilmeifer Beihülfe des Staates zur 
Aufforftung nnkultivirter Grundftüde angehalten werden). In Theilen 
der Provinz Hannover und in Heſſen-Naſſau ift die ftaatlihe Auf- 





fiht zur vollftändigen Bewirthſchaftung durd) 


(Beförfterung) 26). 


4. Die Gemeindeftenern genießen als 
Vorrechte wie die Staatsſteuern?). Auch fie 
Die Beitragspflicht in betreff der 


Kealfteuern. 


Staatsforftbeamte gefteigert 


öffentlihe Abgaben ähnliche 
zerfallen in Berfonal- und 
erfteren wird durch Die Ge- 


meindemitgliedichaft beſtimmt?s). Militärperfonen find bis auf die dem 
Grundbeſitz oder einem ftehenden Gewerbe aufgelegten Laften und die auf das 


8286 d. W. 

4,879 Nr. 1 u. Anm. 88. — Der 
Gewerbebetrieb ift vom Befite des Bürger- 
rechts unabhängig; doch müſſen Gewerbes 
treibende auf Verlangen das Bürgerrecht 
nach Ablauf von 3 Jahren erwerben GewO. 
8 13; G. 6. März 79 (GS. 109) 8 51 
bis 68; N. 27. Aug. 72 (MB. 224). 

*) Daffelbe kann nit in Privatver- 
mögen umgewandelt werden 8 332 Anm. 
50, wohl aber in Kümmereivermögen 
Erf. OB. 24. Sum 81 (VIII 136). 

2) 8 339 d. 

2) In den 8 ö ftliden Provinzen 
©. 14. Aug. 76 (GS. 373), (die Frift 
ins 11 it auf 2 Wochen herabgeſetzt 
LBS. 8 51, die AZuftündigkeit dagegen 
nicht geändert EC 8 16 Abf. 2); Ausf.- 
Inſtr. 21. Juni u. 19. Juli 77 (MB. 259 
u. 204). — Rheinpron. V. 24. Dez. 
16 (85. 17 ©. 57). — Sopenzollern 
D. 2. Aug. u. 25. Sept. 48. — Ge- 
meindeforftbeamte Anm. 16. — Alle 
diefe Vorfchriften gelten auch von Anftalts- 
u. Genofienihaftsforften $ 339 Anm. 53. 


— Der Umfang der Gemeinde- u. An⸗ 
ftaltsforften betrug (1881) 1 Mil. ha. 

5, Oeſtliche Prov. ©. 1876 8 8, 9; 
Rheinprov. ©. 15. Mai 56 (GS. 435) 
Art. 23 u. 8. 1. März 58 (SS. 103). 

%) Furſtenth. Hildesheim B. 21. Okt. 
15 Nr. I u. II; Fürſtenth. Kalenberg, 
Göttingen — ®. 10. u. Bel. 
26. Zuli 59 (hann. GS. I 725 u. 739), 
ausgedehnt auf Hohenftein ©. 30. Ott. 
60 (daf. 164). — Kurheffen ©. 29. Juni 
21 (kurh. GS. 29) 8 132, Ausſchr. 
28. Aug. 24 (daſ. 71). — Naſſau, Ed. 
9. Nov. 16 u. V. 24. Juli 54 (VBl. 160), 
erg. KrD. 7. Juni 85 (GS. 193) 8 116 
Abſ. 2. — Geltung dieſer Vorſchriften für 
Anſtalts⸗ u. Genoſſenſchaftsforſten 8 339 
Anm. 53. 

7, Dieſe betreffen die Sutäffgteit des 
Rechtsweges (vgl. Anm. 17 zu 8 172), 
die Verjährung, die Beitreibung im Ver⸗ 
waltungswege u. die Stellung im Konkurſe 
8 136 d. W. 

3, S. oben Nr. 2 u. StädteO. f. d. 
ült. Brov. (Anm. 79 u. 104) 8 4. 
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fonftige außerdienftliche Einkommen der Offiziere entfallende befondere Abgabe 
ganz frei?®). Befoldete Beamte und Penfionäre genießen einige Be— 
günftigungen. Ihr Dienfteinlommen darf nur befteuert werden, wenn alle 
Pflihtigen nad) dem Maßſtabe ihres perfünlichen Einkommens herangezogen 
werben; es iſt dabei nur zur Hälfte nad den für das letztere maßgebenden 
Grundfägen heranzuziehen und mit höchſtens 1 bis 2 Proz. des Gefammt- 
betrage8 zu veranlagen. Bejoldungen und Kuhegehälter der Geiftlihen und 
Elementarlehrer, Penfionen und Wartegelder und 750 M., Dienftaufmands- 
entfehädigungen, Wittwen- und Waifenpenfionen, Sterbes und Gnadenquartale 
find überhaupt nicht Gegenſtand der Beiteuerung ꝰ0). — Den Realfteuern find 
nur die im &emeindebezirte belegenen Steuerobjefte unterworfen. Gänzlid) 
befreit find alle zum öffentlichen Gebrauche dienenden Grundftüde und Ge- 
bäude?!). — Uebrigens hat der Verſuch einer einheitlichen Regelung der Kom- 
munalbeftenerung bislang erſt zu theilmeifen Ergebniffen geführt. So find 
Aktiengeſellſchaften, Kommanditgefellihaften auf Aktien, Berggewerlſchaften, 
eingetragene Genoſſenſchaften, deren Geſchäftsbetrieb über den Kreis ihrer 
Mitglieder hinausgeht, juriftifche ‘Perfonen, insbefondere der Fiskus und die 
Kommunalverbände den auf das Einkommen gelegten Gemeindeangaben unter- 
iworfen. Gegenftand dieſer Befteuerung ift das Einkommen, welches innerhalb 
der Gemeinde aus Grundbefig (beim Fiskus nur aus Domänen und Forften), 
aus Gewerbe, Eifenbahnen und Bergbau fließt, wobei für die Einſchätzung 
und Bertheilung auf mehrere berechtigte Gemeinden nähere Vorfchriften gegeben 
find. Hierdurd), jowie durch die weitere Beftimmung, daß bei den, der gleichen 
Befteuerung unterivorfenen Forenfen das Einkommen aus auswärtigem Grund: 
beji und Gewerbetriebe freigelafien werden muß, ift der Doppelbefteuerung 
vorgebeugt 2). 


2) A 95 Abi. 5 d. 

2, &. 11. Juli 22 (se. 184), erläus 
tert R. 21. Mai 54 (MB. 111) u. (Be- 
freiung des Auhegehaltes der Geiftlichen) 
Erf. OB. 14. Sept. 85 (XII 141). An⸗ 
wendbarfeit auf mittelbare Staatsbeamte 
KO. 14. Mai 32 (GS. 145), auf Pen- 
ſionen u. Erziehungsgelder, die aus Aller- 
höchſt genehmigten Berforgungsanftalten 
fließen Dekl. 21. San. 29 (SS. 9); die 
Wohnſitzbeſtimmung für Beamte am Site 
der Behörde (G. 1822 8 8) ift aufge- 
hoben ©. 27. Suli 85 (GS. 327) 8 12, 
vrb. Anm. 19. Dieje Vorſchriften gelten 
in den älteren Provinzen (Gem. Berf. 
Geſetze Anm. 44, 62, 78 u. 103, Neus 
Dorpommern ©. 23. Feb. 70 GS. 133) 
u. find auf Frankfurt a. M. ausgedehnt 
8. 25. März 67 (65. 401) 8 11, wäh⸗ 
rend übrigens in die neuen Provinzen 


ühnlihe Grundſätze befonders eingeführt 
wurden B. 23. Sept. 67 (SS. 1648). 

M) Aeltere Provinzen: StüdteD. (Anm. 
78 u. 103) 8 4, ©. 2. Feb. 50 (GS. 
62) $ 2 u. KO. 8. Juni 34 (GG. 87). 
Die Grimdftüde des Reiches ftehen den 
Staatsgrundftücden gleich RG. 25. Mai 
73 (RGB. 113) 8 1. — Dienftwoh- 
nungen gelten i. ©. des GebäudeſtG. 
21. Mai 61 (GS. 317) 8 32 als zum 
öffentlichen, Gebrauche beſtimmt. Ab⸗ 
weichend die hann. StädteO. (Anm. 109) 
8 13. — Vertheilung der Gemeinderenl- 
laften bei Zerftüdelungen 8 330 Abf. 2, 
bei Gründung von Rolonien 8 280 Abi. 

d. W. 

2) G. (ſ. g. Kommunalſteuer⸗Noth⸗G.) 
27. Juli 85 (GS. 327) nebſt C. 19. Oft. 
8 (MB. 223) u. 12. April 86 (MB. 
89); Kom. v. Herrfurth u. NÖ (Berl. 86). 
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Die Aufbringung der Gemeindefteuern ift verfchiedenartig, da die 
Teitftellung des Mafftabes in der Regel dem Beichluffe der Gemeinden unter 
Genehmigung der Auffichtsbehörden überlaffen if. Im allgemeinen ftehen 
fi zwei Syfteme gegenüber, jenadhdem die Abgaben durch Zuſchläge zu den 
Staatsftenern oder in der Form felbftftändiger Gemeindefteuern aufgebracht 


iwerden?®). 


In Preußen wird zur Vermeidung doppelter Veranlagung und 


der Konflikte mit der ftaatlihen Beſteuerung das erftere Syftem mit Vorliebe 


angewendet’*). 
in Betradt: 


AS felbftftändige Gemeindeftenern kommen daneben folgende 


a) Die Gemeindeeinfommenfteuer erfdheint nur ald eine befondere 
Form für die Zufchläge zur ftaatlihen Klaffen- und Einfommenfteuer, 
mittelft deren die Heranziehung der Forenfen, juriftifchen und fonftigen 
Perfonen bezwedt wird, da diefe von der Staatsiteuer nicht getroffen 
oder ganz oder theilweife befreit find°®). 

b) Die Hundefteuer kann mit 1,50 bi8 9 M. für den Hund von den 


Gemeinden eingeführt werden?®). 


c) Das Feilbieten und Verauftioniven aus Wanderlagern ift neben der 
ftaatlihen Haufirgewerbefteuer einer Gemeindeabgabe untertvorfen, die 
in der erften Gewerbefteuerabtheilung 50 M., in der zweiten und 
dritten 40 M. wöchentlich beträgt. In der vierten Abtheilung und in 


3) Aud hier (Anm. 2) ftehen England 
u. Frankreich im Gegenfat. England 
befittt ein völlig ſelbſtſtändiges Gemeinde- 
fteuerfoftem, welches urſprünglich auf der 
als Lolalifirter Einfommenfteuer erhobenen 
Armenfteuer beruhte. An biefe reihten ſich 
weitere Zufchläge an (rate), die für jedes 
einzelne Bebürfniß befonders erhoben wur⸗ 
den (Zweckſteuerſyſtem). Die Schätzung 
(communal taxation) ift die Grundlage 
für die ftaatliche income tax ($ 147 Anm. 
70) geworden; übrigens befteht feine Be⸗ 
ziehung zwildhen den Gemeinde- u. Staat?- 
finanzen. — In Frankreich ftehen da- 
gegen neben ftarker Belaftung des Verkehrs 
u. Berbrauhs ($S 150, Anm. 6) die Ges 
meindefteuern als Zuſchläge (centimes 
additionelles) in völliger Abhängigkeit 
von dem Staatsfteuerfyftem. 

29 Die Kommunalfteuern, die durch ihre 
Höhe, ungleihmäßige Vertheilung und fort- 
gefetste raſche Steigerung beſonders drückend 
geworden find, betrugen nad dem Soll⸗ 
ertrage 1883/84 ausihlieglih der Guts⸗ 
bezirke u. Naturalleiftungen, doch einſchließ⸗ 
lich der beſonders gehobenen Kirchen⸗, 
Schul⸗, Armen⸗, Rreis- u. Provinzialſteuern 
209 Mill. M.; davon in den Städten 


117 Mil. M. (12,35 M. auf den Kopf 
u. 156,4 Proz. der Staatsfteuer), in den 
Landgemeinden 92 Mill. M. (5,84 M. auf 
ben Ropf u. 165,7 Proz. der Staats 
fteuer). 

& &. 25. Mai 73 (GS. 213) 8 9a 
u. 26. März 83 (GS. 37) 84. — Nor 
mal-Regul. Anm. 91. 

% Heltere Provinzen: KO. 29. 
April 29 (KR. XIO 354 u. MB. 49 
S. 243), Ausdehnung auf die Landge- 
meinden KO. 18. Oft. 34 (RA. XVII 
1092). — In Schl.Holſtein if bie 
Steuer auf die Städte u. Flecken beſchränkt 
Pat. 20. März 1807 u. 24. Mai 34 
(chron. Samml. 85 u. 377), m Hannover 
dagegen auch den Kreisverbänden geftattet 
Ausſchr. 2. Sept. 65. Naffau B. 24. 
SH. 64 (BB. 150, In Kurheſſen 
u. den großh. heſſiſchen Theilen ift 
die Forterhebung der früher ftaatlihen Ab⸗ 
gabe den Gemeinden geftattet V. 28. April 
67 (GS. 538) 8 16 u. 26. Sept. 67 
(GS. 1666) 8 2. In Hohenzollern 
fließt die von allen Hunden erhobene Steuer 
zu 9, den Gemeinden, übrigens der Landes⸗ 
fafie zu ©. 27. Juni 75 (SS. 517). 
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Hohenzollern kommt fie mit 30 M. für die Kreis bez. Amtsverbände 
zur Hebung?”). 

d) Miethsfteuer®). 

e) Abgaben von öffentliden Xuftbarkeiten zu Armenzweden’®.. 

f) Die indirelten Gemeindeftenern‘?), zu denen die Abgaben c. bis e. 
bereit8 den Uebergang bilden, find auf die zu örtlicher Konſumtion 
beftimmten Gegenftäude beſchränkt und gewillen Grenzen unterworfent!). 
Sie Haben fi feit Aufhebung der ftaatliden Mahle und Schladt- 
ftener erheblich vermindert, da die zugelafjene Forterhebung der Schladht- 
fteuer als felbititändiger Gemeindeſteuer fi wegen ber hohen Er- 
hebungsfoften von 10 bis 21 Proz. als minder vortheilhaft eriviest2). 
Außer diefer Steuer beftehen Zufchläge zur Braumalzfteuer und in den 
neuen Provinzen, indbefondere im Regierungsbezirk Caſſel einzelne 
Abgaben von Weizenmehl, Fleiſch, Getränken und Eifig. — Die Er- 
hebung von Einzugsgeldern ift überall befeitigt*?). 


8 78. 

b) Landgemeinden und Gutäbezirfe. Zu den Landgemeinden 
(Gutsbezirken) gehören alle Gemeinden, auf weldhe die Städteordnungen feine 
Anwendung finden). Ihre Berfaffung ift nah drei Gruppen zu be= 
trachten, von denen die erfte die fieben öftlihen, die zweite die beiden \weft- 
lichen und die dritte die drei neuen Provinzen nebft Hohenzollern umfaßt. 

1. Die Landgemeindegefetgebung der fieben öftliden Provinzen 
reiht bis auf das Landrecht zurüd und ift troß fpäterer Ergänzungen des- 
felben weder formell nod materiell zu einem befriedigendem Abjchluffe ge- 
bradt??). Formel entbehrt fie der erforderlichen Ueberſichtlichkeit, obgleich 


*) G. 27. Feb. 80 (SS. 174). 

*) Für Berlin V. 26. Ian. 16 (GES. 
3) Nr. IV. — Bedeutung ber Steuer 
8 141 Anm. 28. — Begünftigung der 
Reichsbeamten Anm. 33 zu 8 24. — Bol. 
Anm. 60. 

=, 8 287 Abi. 2 d. W. 

M Bedeutung der indirelten Beftenerung 
8 134 d. W. — Erhebung von Bürger- 
rechtsgewinn⸗ u. Einlaufsgeld Anm. 42, 
von Marktftandsgeld 8 360 Abf. 1 d. W. 

m ZollVertr. 8. Zuli 67 (BOB. 81) 
Act. 5 II S 7 u. (ausländiihe Erzeug⸗ 
niffe) Art. 5 I nebſt ©. 27. Mat 85 
(RGEB. 109) 8 1; RVerf. Art. 40. 

=, ©. 25. Mai 73 (GS. 222) Ss 2—4. 
— Die Steuer ift in Potsdam, Breslau, 
Pofen, Gneſen, Koblenz mit Ehrenbreitftein 
u. Aachen mit Burtſcheid beibehalten. Die 
indirefte Steuer beträgt gegenwärtig nur 
4°), Mil. M.; alfo 2, Proz. des Geſammt⸗ 


auffommens der &emeindefteuer gegen 
2237 Proz. im Jahre 1869. — Mit der 
Schlachtſteuer kann die Wildpretiteuer ver- 
a werden AE. 14. April 48 (GS. 
®, ©. 2. März 67 (GS. 361) u. Frei- 
zügigfeits®. 1. Nov. 67 (BGB. 55) S8. 
— Bürgerredtsgewinn- u. Einlaufsgelder 
in das befondere Bürgervermögen find nicht 
N a 63 u. 91. 


5 Land. II 7 Abſchn. 2; Einf. 
in d. vormals weftfälifchen Theile der 
Prov. Sadfen, zwei V. 31. Mär; 33 
(8S. 61 u. 62). Das LR. gilt nidt 
in Neuborpommern u. kommt aud 
übrigens nur fuhftdiär infoweit zur An⸗ 
wendung, als nicht Provinzialgefetze (ſchleſ. 
DorfPolO. u. SchulzenInſtr. 1. Mai 1804 
ſchl. Ed. Samml. IX 79 u. 118), Ver⸗ 
träge (Urbarien), Privilegien od. Herlommen 
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fie von Organen gehandhabt werden muß, die eine einfache, leicht zu über- 
fehende Gefetgebung am wenigften zu entbehren vermögen. Materiell fehlen 
die geeinigten Anhaltspunkte, nad denen die Gemeinde überall zwedent- 
fprecdend gebildet und eingerichtet werden kann. Das Geſetz beftimmt zwar, 
daß jedes Grundftüd mit einem Gemeinde- oder Gutöbezirfe vereinigt werden 
ſoll und giebt Hierfür wie für fonftige Veränderungen der Gemeindebezirke 
nähere formelle Vorſchriften“‘s). Das Verfahren ift indeR zu ſchwierig, auch 
haben ſich feine feften Verwaltungsgrundfäge für die Gemeindebildung entwidelt 
und dieſe ift deshalb eine ziemlich unvollitändige geblieben”). Diefer Mangel 
iſt ebenfo fühlbar bei dem Aufbau der Verbände höherer Ordnung hervor: 
getreten, wie bei den Verſuchen zur Regelung der auf der Gemeindepflicht 
beruhenden Gebiete des Armen-, Schul- und Wegewefens. 


Die erfte und wichtigſte Frage bildet die angemeffene Umgrenzung der 
Zandgemeindebezirfe. Wo ein geſchloſſenes Zufammenleben in dem zur 
Erfüllung der Gemeindeziwede erforderlichen Umfange fid) vorfindet, tft Die- 
jelbe ſchon thatfädhlich gelöft. Wo dagegen diefe Vorausfegung nicht zutrifft, 
muß die Verwaltung nachhelfen, indem fie die zerftreuten Elemente zufammen- 
oder an beftehende Gemeinden anfchlieft (Inkommunaliſirung. Die Grenzen 
dürfen dabei weder fo weit gezogen werden, daß die Möglichkeit des unmittel- 
baren örtlihen Zuſammenwirkens und der gemeinfamen Benutung der Ge— 
meindeeinrichtungen darüber verloren geht, noch fo eng, daß die Gemeinde 
die zur ordnungsmäßigen Erfüllung ihrer Aufgaben erforderliche Yeiftung®- 
fähigkeit nicht erhält. Im letzterer Beziehung ſchafft übrigens die organifirte 
Kreishülfe wefentlihe Erleichterungen. In diefen Grenzen müfjen alle zur 
Entwidelung einer regen kommunalen Thätigfeit unfähigen Glieder auch gegen 
ihren Willen verbunden werden fünnen. Sie find nur Scheingemeinden, nur 
todte8 Holz am Baume des Gemeindelebens, und diefer kann nur, wo dafjelbe 
entfernt wird, gedeihen und Früchte tragen. 

Auf diefen thatfächlihen Grundlagen vollzieht fi die Gemeindeorgani- 
fatton in einfaher und natürlicher Weife, ohne daß es der Einrichtung von 


(Obfervanz ER. 20. Zuli 39 KA. XXIII 


31. Des. 42 (GS. 43 ©. 8) 5 6° u. 
128 u. €. O8. 19. San. 81 VII 152) 


An 





ein anderes beftimmen. — Sin allen fieben 
Provinzen gilt das Landgem. VerfG. 
14. April 56 (SS. 359) nebft Inſtr. 
14. Zuli 56 (MB. 180). Mit Ausnahme 
von Poſen fommt ferner die KrO. 13. Dez. 
72 (nene Faſſung GS. 81 S. 180) 8 21 
bis 45 nebft Inſtr. 20. Sept. 73 (MB. 
259) u. Zul. 8 24—37 zur An⸗ 
wendung. 

*, LGemG. 1856 8 1, 2 nebft Inſtr. 
Art. 2, 3 u. ZuſtG. 8 25, 26. — Rechts⸗ 
beftändigleit früherer Veränderungen ©. 


8 März 71 (GS. 130) 8 741a, 
legung von Kolonien 8 280 Abi. 5 d. W. 
9) Vgl. die Ueberfiht Anm. 13. — 
Die Hälfte aller Landgemeinden im 
Staate hat weniger als 260 Einwohner. 
Fuür Oftpreußen finkt diefe Einwohnerzahl 
auf 150, während fie für Weftfalen auf 
560 fteigt. — Die Sefammtzahl der Land⸗ 
gemeinden hat fi) übrigens feit 1875 
bereit8 durch Zuſammenlegung Heinerer 
Orte etwas vermindert. — Grundfäte 
der Gemeindehildung S. 26—32 der oben 
(Anm. 6 zu 8 54) erwähnten Schrift. 
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Samtgemeinden bedarf, die immer auf ein fünftliches Zuſammenſchweißen 
auseinander ftrebender Elemente hinauslaufen wird und weder die Gemeinde zu 
erfegen, noch auch ihren Gebilden eine feite Stellung zwifchen diefer und dem 
Kreife anzumeifen verinag“2). 

Nah gleichen Grundfägen findet die vielbeftrittene Frage der Zuläjfig- 
feit der Gutsbezirke ihre naturgemäße Löfung*?). Diefe bieten zwar für 
da8 geregelte Zufammenwirken einer Mehrzahl von Gemeindemitgliedern und 
ſonach für die Entwidelung eines eigentlichen Gemeindelebens feine Gelegen- 
heit. Die Gemeindethätigfeit bildet jedoch bei aller Wichtigkeit immer nur 
ein Mittel zum Zwede und wird gegenftandelos, wenn der Gemeindezwed 
bereit8 auf anderem Wege erreicht wird. Infoweit deßhalb eine Beſitzung 
einen abgegrenzten kommunalen Intereſſenkreis darftellt und zugleich die zur 
Erreihung der Gemeinde- und örtliden Staatsverwaltungszwede erforderliche 
Leiftungsfähigfeit befigt, darf ihr die Gleichſtellung mit den Gemeinden nidt 
verfagt werden. Das Gemeindeleben kann dabei nur gewinnen, da dieſe 
Befigungen die übrigen Befigungen in der Gemeinde in der Regel weit über- 
ragen und die Elemente der Gemeindeverwaltung fi bei folder Ausfcheidung 
weit gleichartiger und zwedentfprechender geftalten werden. Wo dagegen eine 
diefer Borausfegungen nicht zutrifft, wo namentlich eine vermengte Yage der 
Gutsbezirke und Gemeinden fich findet, müſſen erftere in derfelben Weife mit 
den Gemeinden vereinigt werden, wie es nad dem oben Gefagten bezüglich 
der übrigen für ein felbitftändiges Gemeindeleben ungeeigneten Glieder zu ge- 
fchehen hat. 

Drgane der Gemeinde find der Gemeindevorfteher (Gemeindevor- 
ftand) und die Gemeindeverfammlung. Der Gemeindevorfteher (Schulze, 
Dorfrichter) hat neben der Gemeindeverwaltung auch alle örtlihen Geſchäfte 
der ftaatlihen Verwaltung zu beforgen®). Er wird gleich den zu feiner 
Unterftügung und Vertretung berufenen Schöffen (Schöppen, GerihtSmännern)?!) 
auf fech8 Jahre von der Gemeinde gewählt und vom Landrath beftätigt und 


) Nähere Ausführung S. 9—15 daf. 


— Die Samtgemeinden u. die für ein⸗ 
zelne Berwaltungszwede gebildeten Amts» 
oder Berwaltungsgemeinden ftehen der 
Ausbildung des Ehrenamtes u. der na- 
türlihen Entwidelung des Gemeindelebens 
gleich Hindernd im Wege, ba fie die in der 
Ortſchaft gegebene natürlihe Grundlage 
verlaffen, die Organifation verwideln u. 
die Kräfte u. Mittel zeriplittern; |. aud 
8 223 Abſ. 398. — Ein Bebürfnik 
für dieſe Dilittehigen Bildungen liegt nidt 
vor n. fo ift von der in 8 53 der KrO. 
gegebenen Möglichkeit, die für Zwecke der 
PVolizeiverwaltung gebildeten Amtsbezirke u. 
Amtsverbände ($ 223 nebft Anm. 12 d. 


W.) zu Kommunalverbänden zu erweitert, 
fein Gebrauh gemadt. Aehnliches gilt 
von den weftlihen Provinzen, weſtf. 
LandGO. (Anm. 62) 8 5, rhein. GemO. 
(daf.) $ 8. 

©) Begriff der Gutsbezirke R. 14. April 
59 (MB. 172), 31. März 60 (MB. 73) 
u. 21. Feb. 80 (MB. 10; vgl. El. 
DB. 7. März 77 (II 117). 

2.117 846, 52—71; KrO. 829, 
30 u. 65; vgl. Anm. 6 zu $ 233. — 
Landesverwaltungsgefhäfte S 60 d. W. 
— As Amtszeihen find Schulzenftäbe ı. 
Armbinden geftattet KO. 1. u. ER. 26. 
Mai 43 (MB. 55 ©. 135). 

2. II 7873, 74, 76—78. 
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vereidigt??). Der Beftätigung bedarf aud die Wahl der übrigen Gemeinde- 
beamten??). Die Gemeindeverfammlung beiteht aus den Gemeindemit- 
gliedern. Das Stimmrecht in derfelben wird durch die Ortsverfaſſung 
beftimmt und fann, wo fie dunkel oder unvollftändig ift, unter Genehmigung oder 
nad) Vorſchrift des Kreisausfchuffes new feftgeftellt werden. Grundlage und 
Maßſtab bildet dabei der Grundbefiß), An Stelle der Gemeindeverfamm- 
lung kann unter Genehmigung des Kreisausfchuffes eine Gemeindever- 
tretung eingeführt werden”). Die Gemeindeverfammlung oder Gemeinde- 
vertretung befchließt über Gemeindeangelegenheitend®). Die Beſchlüſſe 
bebürfen in mehreren Fällen, insbefondere zu den bei Verwaltung des Ge- 
meindevermögens vorkommenden Anleihen und Grundftüdsveräußerungen der 
Beftätigung des Kreisausfhufjes?). — In den Gutsbezirken tritt an Stelle 
des Gemeindevorftehers der Gutsvorfteher?); die Gemeindeverfammlung 
fällt hier fort. 

Die Bertheilung der Abgaben und Dienfte folgt ähnlichen Grund- 
ſätzen wie diejenige des Stimmredhte85?)., Die Gemeindeabgaben müfjen dem 
Staatsſteuerſyſtem entſprechen oder auf Klafjeneintheilung und Abftufung des 
Grundbefites beruhen). Auf Beichwerden und Einfprühe befchließt der 
Semeindevorftand; gegen den Beihluß findet unter Ausfchluß des NRechts- 
weges die Berwaltungsflage ftatt®), 


2, KrO. 8 22—27, ZuſtG. 8 273, 28, 
32 u. 36. — Schulze und Schöffen bilden 
das Dorfgericht zur Aufnahme von Be- * ER. 1178 18—27, 52 u. II 6, 
glaubigungen, Taren u. Inventuren CR. | S 51—80, 86—90; Zufb. 8 27,28 u. 
117879, 80, 82—86 u. Inſtr. 11. Mai (Beanftandung) 8 29; Form der Beichlüffe, 
54 (IMB. 206); Beauffihtigung Bf. 16. | Urkunden u. Vollmachten LGemG. 8 10. 
Juni 57 (IMB. 230), 12. u. 26. Nov. 7) 2. 117 8 35 u. II 6 S 64—66, 
81 (AMB. 266, MB. 228 u. 1882 | 83. ZufG. 8 31—33. Die Genehmis 
©. 4). — Schulzen follen des Xejens u. |. gung zur Veräußerung oder wefentlichen 
Schreibens nothhürftig fundig, von untabel- | Veränderung von wiflenfchaftlichen od. Kunſt⸗ 
haften Sitten (AR. II7 8 51) u. in ber | faden u. bei Verwaltung der Gemeinde⸗ 
Regel nicht Schankwirthe fein (ER. A. | forften ertheilt der Reg.-Präf. 8 30 daſ. 
April 71 MB. 153). — Dienftunloften- | u. 877 Nr. 35. — Theilnahme an 
entihädigung KrO. 8 28, 34a, Zuf®. 324. | den Nubungen u. Erträgen LR. II 7 
— Aufhebung der Lehn- u. Erhfhußen KO. | $ 28-32, Zuft®. 8 34. 

8 36—48. e KrO. 8 31— 34a. 

8) a. II 6 8 159, 160, KrO. 8 268, ” LGemG. 8 11, Zufiß. $ 31. Ob» 
348 (vgl. Anm. 17): Disciplinarbeftra- jervanz Anm. 45. — Bgl. 8 77 Nr. 4 
fung Zugs. 8 36 u. 8 66 d. W.; De⸗d. W. u. ©. 87—43 der ob. (Anm. 6 
fette S 68 d. W. — Gemeindepolizei- zu 8 54) erwähnten Schrift. 
beamte 8 228, Feld» u. Forſthüter 8 340 @) LGemG. 8 12, 13; LR.II7S31, 
Abi. 5 d. W. 37 — Fr 1. ©. 30. Mai. 20 (GS. 134) 

54) Gem. S 3, 4, Zuft®. 8 31 Abf. 1 | 8 13. Unzufäffigkeit der Miethsſteuer Erk. 
u. 2. Grundſütze ber — Benfellung LGemG. | OL. 21. Nov. 77 (III 96) u. indirelter 


Zio $ 31 Abſ. 1u. 2, 8 3211. 2 u. 


5 5—7 u. Inſtr. Art. 4; DSöfernang I, Abgaben 3. Nov. 84 (XI 110). 

Anm. 45. — Bol. ©. 33 der ob. (Anm. 6  Zufb.$ 34 (vgl. Anm. 17 zu 8 172). 

zu 8 54) erwähnten Schrift. Beichwerdefrift 3 Monate 8 136 Abi. 2 
5 LGemG. 8 8, 9, Inftr. Art. 5, | d. W. 
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Die Aufficht über Yandgemeinden und Gutsbezirke wird von dem Land⸗ 
rath als Vorſitzenden des Kreisausſchuſſes, in höherer und letzter Inſtanz 
vom Regierungspräſidenten geführt. In gewiſſen Fällen wird die Beſchluß— 
nahme oder die Entſcheidung des Kreisausſchuſſes erfordert, erſtere insbe- 
fondere zu den vorbehaltenen Beftätigungen von Gemeindebeſchlüſſen. Die 
Beichwerde- und die Klagefrift dauert 2 Wochen 2). 

In Pofen, wo die Kreisordnung vorläufig nicht gilt, werden die dem 
Kreisausſchuſſe zugeftandenen Befugniffe no von der Regierung und theil- 
weife vom Oberpräfidenten wahrgenommen. 

2. Die beiden weftliden Provinzen befigen eine formell abge- 
ſchloſſene Landgemeindegefetgebung®?) und größere, vielfah mit Vermögen 
ausgeftattete Gemeindeverbände?). Gleichwohl war hier die kommunale 
Selbftthätigkeit unter dem Drude der burenukratifchen Amtmannd- und Bürger- 
meiftereieinrichtung und mehrfacher einſchränkender Auffihtsbeftimmungen nur 
ſchwach entwidelt und die neuen Kreisordnnungen, die ſich ihrer Beftimmung 
nad) auf die mit der Kreideinrihtung zufammenhängenden Gegenſtände be- 
ſchränken mußten, haben Hier nur theilmeife Abhülfe geſchafft. Die imeit- 
fäliſchen Aemter und rheiniſchen Bürgermeiftereien, die eine Mehrzahl von 
Einzelgemeinden umfaffen, find auch als Kommunalverbände nur zu geringer 
forporativer Bedeutung gelangt*?) und vortwiegend Verwaltungsbezirke geblieben. 
Amtmänner und Bürgermeifter werden jetzt vom Ober-Präfidenten unter Mit- 
wirkung der Selbftverwaltungsförper ernannt. Hierbei fol zwar auf ehren- 
amtliche Beftellung beſonders Bedacht genommen werden, feither find biefelben 
jedoch vorzugsweife dem Subalternbeamtenthume entnommen). Uebrigens 
ruht noch jett der größte Theil der Gemeindeverwaltung in ihrer Hand. 
In Weitfalen können Gemeinde und Gemeindevorfteher nur unter unmittelbarer 
Auffiht und Mitwirkung des Amtmanns in Thätigfeit treten 86). Alle Ge- 
meindebefchlüffe müffen ihm vorgelegt und können von ihm beanftandet werden ®®). 
Die Gemeindewahlen werden von ihm geleitet, alle Unterbeamten von ihm, 


@, ZuſtG. 8 24, 31 Abf. 1 (verb. Anm. 
57) u. (Streitfahen) 8 37. Die in ben 
früheren Auflagen d. W. im Intereſſe ber 
Einheitlichkeit u. Schnelligkeit (vgl. Anm. 9 
zu S 54) befürwortete Auffichtsführung durch 
Einzelbeamte ift damit zur Durdführung 
gelangt. — Entſcheidung über die den 
Szmeinben obliegenden Leiftungen ZuſtG. 


3) Weitfäl. Land⸗GemO. 19. März 
56 (GS. 265), erg. KrO. 31. Juli 86 
(85. 217) 8 23—29 u. 992 u. mit den 
Abänderungen im amtlichen Auftrage heraus 
gegeben v. Braunbehrens (Berl. 86); Inſtr. 
9. Mai u. 31. Juli 56 (MB. 147 u. 
198); Eintaufsgeld ©. 24. Juni 61 (GS. 


446); vgl. Anm. 43. — Rheiniſche 
Gemd. 23. Zuli 45 (GS. 523), erg. 
G. 15. Mai 56 (GS. 435) u. KrO. 30. 
Mai 87 (GS. 209) 8 23—2%u. 993; dazu 
Anm. 19 u. 25, Inſtr. 1%. Juni u. 31. 
Juli 56 (MB. 166 u. 2%1). Das fran- 
zöftfchrechtliche Verbot def Stierhaltung auf 
Gemeinbetoften ift aufggyoben ©. 17. März 
8 (GS. 213). 
) Weftf. LED. 870 u. 71 nebft KO. 
nf GemO. 8 103 nebit 


5) Weitf. LOCH. 8 41, 48, 49 u. 65 
nebſt KO. 8 23 u. 29. 
”) Weſtf. LG /5, 8 31 u. 37. 
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bez. vom Landrath ernannt”). — Noch weiter geht die ſtark franzöſiſch an— 
gehauchte rheiniſche Gemeinde-O., welche dem Bürgermeifter die eigentliche 
Gemeindeverwaltung überträgt und den Ortsvorfteher zum bloßen Organ 
befielben herabdrüdt®®). Die Fälle des Eingreifend der Auffichtsinftanz find 
vermehrt‘?). Dagegen ift jet fowohl die Ernennung der Gemeindevor- 
fteher, Stellvertreter, Gemeinde- und Bürgermeiftereibeamten?‘), als das Er- 
nennungs= u. bez. Beftätigungsredht in betreff der Gemeindeverordneten und 
bez. Abgeordneten zur Bürgermeiftereiverfammlung aufgehoben”!). Im übrigen 
ift in beiden Provinzen die Theilnahme an den öffentlichen Geſchäften (das 
Gemeindereht) von einem Mindeftfteuerfage abhängig. “Die demgemäß Be— 
redtigten bilden die Gemeindeverfammlung. In der Rheinprovinz heißen die 
erfteren Meiftbeerbte und die letztere Gemeinde» oder Schöffenrath. Steigt 
die Mitgliederzahl über achtzehn, fo werden unter Zugrundelegung des Drei- 
klaſſenſyſtems Gemeindeverordnete gewählt?) 

3. In den neuen Provinzen wurden für Schleswig-Holftein die 
Landgemeinde-Berhältniffe in Anlehnung an die Einrichtung in den älteren 
Provinzen neu geregelt’). — Uebrigens find die früheren Geſetze im wejent- 
lichen erhalten geblieben. Das bannoverfhe Landgemeindegeſetz bat 
den Grundfag freier Selbftverwaltung am vollftändigften zum Ausdrud zu 
bringen gewußt und für deren Durchführung beftimmte Anhaltspunkte gegeben, 
ohne einer freien Handhabung und einer eingehenden Berückſichtigung der 
thatſächlichen Verhältniffe beengende Schranken zu ziehen). Heffen-Naffau 
befitst abgefehen von Frankfurt a M., eine für Land- und GStadtgemeinden 
gemeinfhaftliche Geſetzgebung?*). Die Ausführung hat der Bürgermeifter, die 
Berwaltung der Gemeinderath, die Kontrolle der Gemeindeausjhuß, in Heineren 
Gemeinden die Gemeindeverfammlung’?%). In Naffau finden fih daneben 


N Weſtf. LED. 8 28 u. bez. 8 48, 44. 
®) Ahein. GemO. 8 76, 85 u. 68. 
®, Daf. $ 64, 87, 88 u. 97. 

° Rhein. KO. 8 23 u. 26. 

7), Daſ. 8 29. 

”) Weftf. LEO. 8 14—27. Rhein. 
GemD. 8 4459; Erg6. Art. 11—14. 
— Dreiflaffenfoftem 8 42 d. W. 

3) Schl.⸗Holſteinſche V. 22. Sept. 
67 (GS. 1603), Einf. in Lauenburg ©. 
2. Nov. 74 (WochB. 277). 

) Hann. Landgem®. u. Bel. 28. 
April 59 (Hann. GS. I 393 u. 409), 
KO. 6. Mai 84 (GES. 181) 8 21, 35 
bis 39 u. Zuft®. 8 24—37; verb. Lan⸗ 
des⸗VerfG. 6. Aug. 40 (Hann. GS. J 141) 
8 46, 48, 52—54, 57—59, 78, ergänzt 
©. 5. Sept. 48 (daf. 261), ©. u. Bel. 
28. April 59 (daj. 389 u. 397). 

3) Kurheſſ. GemO. 23. Oft. 34 


(turh. GS. 181), erg. ©. 15. Mai 63 
(daf. 18). — Naffaufhes Gem®. 26. 
Juli 54 (BB. 166) u. KrO. 7. Juni 85 
(GS. 193) 8 22, 34—40 u. 116 Abſ. 3. 
— Großh. heſſ. GemO. 80. Juni 21 
(RegB. 355) nebſt ©. 8. San. u. 21. 
Juni 52 (daf. 33 u. 299) u. 3. Mai 58 
(daf. 189). — Landgräfl. heſſ. ©. 9. Okt. 
49 u. 6. Dez. 52% (Archiv 477 u. 704). 
— Frankfurter LamdGO. 12. Aug. 24 
(Srantf. GS. III 263). — Allgemeine 
Ergänzung diefer Gelee ZuſtG. $ 7 
bis 38. 

* Kurh. GemO. 8 36—4l. Nail. 
GemG. 8 3—19. Aufhebung der lebens“ 
länglichen Anftellung der nafj. Bürger- 
meifter u. &emeindevorfteher (Gemeinde- 
rathömitglieber) ©. 26. April 69 (GES. 
629). 


— 
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Veldgerichte für die Mitwirkung in der freiwilligen Gerichtsbarkeit, welche aus 
dem Bürgermeifter und 3 bis 9 der Klaſſe der vermögenden Guts- oder 
Haußbefiger entnommenen Schöffen beftehen”). In Hohenzollern gelten 
nod) die früheren Tandeögefege”®). 

8 79. 

c) Die Städte. Die Berfaffung der Städte zeigt gegenüber der der 
Landgemeinden eine größere Gleichartigkeit, hat aber ebenfalls in ihrer ge- 
ſchichtlichen Entwidelung einzelne provinzielle Verfchiedenheiten bewahrt. 

1. Unter den Städte-Ordnungen behauptet die für die fieben öſtlichen 
Provinzen mit Ausflug Neuvorpommerns erlaffene die größte Be— 
dentung ’), fowohl wegen des Umfanges ihres Geltungsgebietes, als wegen 
des Einfluffes, den fie auf mehrere andere Städte-Drdnungen ausgeübt hat 
(Nr. 2). Sie beruht auf dem Grundſatze voller Selbftveriwaltung 0) und 
ift gegenüber den einjchränfenden Beſtimmungen der vevidirten zu der freieren 
in der Stein'ſchen Städte-Ordnung herrſchenden Auffaffung zurüdgefehrt®!). 
Ihre Anwendung auf eine Gemeinde beftimmt fih nad derem Hiftorifchen 
Charakter ald Stadt, und diefer wird entweder durch die feitherige Vertretung 
im Provinziallandtage oder durch die frühere Geltung einer der älteren Städte- 
Drdnungen beftiimmt®?), Für Städte von nicht mehr als 2500 Einwohnern 
ift unter Erſatz des Magiſtrats durch einen zugleich den Vorſitz in der Stadt- 
verordnetenverfammlung führenden Bürgermeifter und unter Verringerung der 
Stadtverordnetenzahl bis auf ſechs eine vereinfadhte Verfaſſung zugelaflen 8°). — 
Die Zugehörigkeit zur Gemeinde ift eine örtliche?) oder perfünliche (Gemeinde- 
mitgliedfehaft)). Auf beiden beruht die Gemeindefteuerpflicht®d). Auf Be- 
ſchwerden und Einfprüde in betreff der Ießteren beſchließt der Gemeindevor- 
ftand; gegen den Beſchluß findet unter Ausjchluß des Rechtsweges die Ver— 
waltungsffage ſtatts). Bon der Gemeindemitgliedidhaft hebt fi das durch 
einen beftimmten Vermögensbeſitz, Gewerbebetrieb oder Staatöfteuerfag bedingte 
Bürgerrecht ab, weldes das aktive und paflive Wahlrecht in fich ſchließt, 


7) Naſſ. GemG. 8 20—23. 

0, GemO. f. H. Sigmaringen 6. Juni 
40 (hohen. GS. V 241) nebſt ©. 5. 
Aug. 37 (daf. IV 539) u. LandGO. f. 
9. AT 19. Oft. 33, beide erg. durch 
Zuft®. 8 24—38. 

”®) Stähtero, 30. Mai 53 (BES. 
261) u. Inſtr. 20. Juni 53 (MB. 138). 
— Komm. v. Rote (Berl. 79) u. Oertel 
(Liegn. 83). 

m StO. 8 I — Recht zu fatutarifcher 
Anordnung $ 11, ZuſtG. 8 16 Abi. 3, 
Inſtr. Nr. VII; Fülle berjelben 8 5, 12, 
21, 29, 59, 70 u. Anm. 95. 

in) Ss 77 Ab. 12.8. 

2) StO. 8 1 Abſ. 1. — Belondere 


Grf. Hue de Grais, Handbuch. 6. Aufl. 


Regelung j ar anden vorbehalten Abſ. 3 
u. zero 5 Abi. 1 

StO. 72, 73; ZuſtG. 8 16 
Abf. 3 u.8 171. — Der I meinbevor« 
fand heißt 8 ghier Magiſtrat R. 20. 


keit berechtigt zur —* der 
lichen Gemeindeanſtalten StO. 8 4 Abi. 1 
u.2, Zuft®. 8 18 (vgl. 8 77 Nr. 2 d. W.). 
8 StO. 84 (vgl. 877 Mt d. W.). 
m) ZuſtG. 8 18 u. 21 Abſ. 3 (verb. 
Anm. 17 zu 8 172). — Die Bl beträgt 
3 Monate 8 136 Abf. 2 d. 
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dagegen auch zur Uebernahme von Gemeindeämtern verpflichtet. Das Ehren- 
bürgerrecht ift nicht von dieſen Borausfegungen abhängig und mit Teinen 
Berpflichtungen verbunden®8). — Drgane der Stadt find die Stadtver- 
ordnnetenverfammlung, der Magiftrat und der Bürgermeifter. Die Stadt- 
verordnnetenverfammlung, deren Mitglieder auf ſechs Jahre nad) dem 
Dreitlaffenfyfteme von den Bürgern, und zwar zur Hälfte aus den Haus— 
befigern zu wählen find®®), vertritt die Stadtgemeinde und fontrollirt die 
Berwaltung®). Sie beſchließt über die Benugung des Gemeindevermögens”), 
Aufbringung der Gemeindefteuern und Dienfte??), Feſtſtellung des Haushalte- 
etatsꝰs) und Abnahme der Gemeinderehnung). — Der Magiitrat beſteht 
aus dem Bürgermeifter, einem VBeigeordneten (zweiten Bürgermeifter) als 
Stellvertreter und aus Schöffen (Stadträthen, Rathsherren, Rathsmännern), 
denen nad Bedürfniß befoldete Mitglieder (Syndikus, Kämmerer, Baurath, 
Schulrath u. ſ. w.) Hinzutreten. Alle Mitglieder werden von den Gtadtver- 
ordneten gewählt, die unbefoldeten auf ſechs, die befoldeten einfchließlich des 
Bürgermeifter8 auf 12 Jahre oder auf Lebenszeit. Die letteren bedürfen der 
Beltätigung?) und Haben — mie alle Gemeindebeamten — Penfionsan- 


8 StO. 85-8, 74, 75, Zuf®. 8 
10, 11, 18, ©. 25. Mai 73 (GS. 213) 
8 Ib u. 26. März 83 (GS. 37) S 4; 
vgl. Aum. 21 u. 91. 

o StO. 8 12—28 u. ZuſtG. 8 10 
bis 12. — Dreiklaſſenſyſtem $ 42 d. W. 
u. die Gefeße in Anm. 88. 

m) StO. 8 10, 35—37 u. (Gefhäfts- 
führung) 8 38—48, nebft ZuſtG. 8 10, 
11u. 171 u.2, Inſtr. Nr. XIII. — Die 
Befugniß zur Berathung wie zur Beihluß- 
faflung und fomit aud) das Petitionsrecht 
befhränft fih auf Gemeindeangelegenheiten 
Erk. OB. 10. März 86 (Entſch. XIII 89). 

a, StO. 8 49, 51 u. 55. Geneh⸗ 
migung der Auffichtsbehörde ift erforderlich 
zur Veräußerung von Grundftüden u. von 
Gegenftänden, welche einen wifjenichaftlichen, 
hiſtoriſchen oder Kunftwerth haben, zu An⸗ 
leihen, zur Veränderung im Genuß von 
©emeindenugungen StO. 8 50 u. Zuft®. 
8 16 Abf. 1 u. 3, zur Abtranung od. 
Beränderung der Stadtmauern KO. 20. 
Suni 30 (GS. 113), Inſtr. 31. Oft. 30 
(KA. XIV 774) u. ER. 28. Aug. 57 
(MB. 144). — Bol. S 77 Nr. 3 d. W. 
— StcO. 8 52 ift aufgehoben u. das 
Bürgerrehtsgewinnged u. Einkaufsgeld 
neu geregelt ©. 14. Mai 60 (GS. 237); 
Wegfall des Einzugsgeldes Anm. 43. 

=) StO. 853 u. Zuflß. 8 16 Abi. 4 
u. 5, StO. 8 54; Anw. 17. Juli 54 
(MB. 128). Genehmigung der Aufſichts⸗ 


behörde ift für alle Einfommenfteuer-, ins 
direften u. für ſolche Steuerzuſchläge er- 
forderlih, die nicht nad gleihen Süßen 
vertheilt werden oder 50 Proz. überfleigen. 
— Bol. 8 77 N. 4 d. W. — Normals 
Regl. f. d. ftädtifche Einlommenfteuer ER. 
5. Nov. 85 (MB. 225). — Steuerein⸗ 
ziehung StO. 8 68. 

8, StO. 8 66, 67. Beloldungsetat 
8 64 ZuſtG. 8 16 Abf. 3 u. Inſtr. 
Nr. X 


” StO. 8 69—71. 

% Daf. 8 29—34 u. (Zulaffung le⸗ 
bensfängliher Wahl) ©. 25. eb. 56 
(GS. 129); Inſtr. Nr... IX, Zuſtändig⸗ 
feit bei der Beftätigung Zuft®. 8 13; 
befondere Beftätigung der Gemeindepolizeis 
beamten 8 228 d. W. — Amtszeihen 
(Kette, Medaille) werden vom Könige ver- 
liehen KO. 9. April 51 (MB. 86), ebenfo 
der Titel „Oberbürgermeiſter“. Die Bes 
zeihnung der Magiftratsmitglieder ale 
Stabträthe, Rathsherrn kann Dagegen durd) 
Ortsftatut eingeführt werden; erftere in 
der Regel in Stäpten üb. 10000, Iettere 
in folden üb. 5000 Einw. KO. 15. Feb. 
73 (MB. 59). Das Prüdifat „Stadt- 
ältefter“ Tann den Magiftratsmitgliedern 
nad neunjähriger Dienftzeit bon den ſtädt. 
Bertretungslörpern verliehen werden StO. 
8 34. Die Bereidigung der Magiftrats- 
mitglieder (daf.) erfolgt nad der für Be⸗ 
amte gegebenen Norm Anm. 10 zu 8 63. 
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ſpruch ꝰs). Der Magiftrat bildet die Drtsobrigfeit und hat zugleich als 
Gemeindeverwaltungsbehörde dad Gemeindevermögen, die Gemeindeeinkünfte und 
Anftalten zu verwalten, die Beichlüffe der Stadtverordneten vorzubereiten und 
auszuführen, die Gemeindebeamten anzuftellen und die Stadt nad) außen zu 
vertreten”). — Der Bürgermeifter leitet und beauffichtigt den ganzen 
Geſchäftsgang der Stadtverwaltung, führt alle örtlichen Geſchäfte der Landes- 
verwaltung und handhabt in der Regel die Ortspolizei®). Die Aufſicht 
über die Stadtgemeinden wird von dem Regierungs-PBräfidenten, in höherer 
und letter Inftanz von dem Ober-Präfidenten geführt. In gewiffen Fällen 
wird die Beſchlußnahme oder die Enticheidung des Bezirksausſchuſſes erfordert, 
erftere indbefondere zu allen vorbehaltenen Beftätigungen von Gemeinde- 
befchlüffen. Die Befchwerbe- und die Klagefrift dauert 2 Wochen’). Die 
Auffiht umfaßt insbefondere da8 Recht zur Beanftandung der die Befugniffe 
überfchreitenden oder gefeßwidrigen Gemeindebefchlüffe 1%), zur Erzivingung 
der der Gemeinde geſetzlich obliegenden Leiſtungen 101), zur Auflöfung der 
Stadtverordnetenverfammlungen, die jedod) eine Königliche Verordnung voraus- 
fett 102) und zur disciplinariſchen Verfolgung der Magiftratsmitglieder und 


Semeindebeamten ?02). 


2. Den Städte-Ordnungen für Weftfalen und für die Rheinprovinz 
hat die vorerwähnte Städte-Orduung zum Vorbilde gedient!) und aud) die 


“ StO. 8 65, und 8 16 Abf. 3 
u. 5 20 Abi. 4, Inſtr. Nr. XI. — Die 
Berechnung erfolgt im Falle lebensläng⸗ 
licher Anſtellung nach den für Staats⸗ 
beamte maßgebenden Penſionsſätzen (S 74 
d. W.), jedoch ohne die durch ©. 31. März 
82 (665. 133) eingetretenen Erhöhungen 
(Art. III daf.) u. ohne Anrechnung des 
Militardienftes Erk. OT. 6. Nov. 76 
(Striethorft Bd. 99 ©. 86), Staatsdienftes 
R. 17. Dez. 67 (MB. 68 ©. 126) od. 
Dienftes in anderen Gemeinden R. 19. 
März 72 (MB. 102). 

m SO. $ 10 u. 56. Anftellung d. 
Beamten $ 566, Zuf®. 8 13, 16 Abf. 
3 u. Inſtr. Nr. XII, vgl. (Verſorgungs⸗ 
beredtigung) Anm. 17, (Polizeibeamte) 
8 228 d. W., Defekte der Beamten 5 68 
d. W. — Geihäftsgang StO. 8 57, 
Inſtr. Nr. XIII Abſ. 1. — Beſtellung 
von Deputationen für einzelne Geſchäfts⸗ 
zweige StO. 8 59 (Schuldeputationen 
Inſtr. Nr. XII Abf. 2, V. 26. Juni 11 
KA. XVII 659, ER. 17. Feb. 54 MB. 
46, R. 19. Olt. 68 MB. 69 ©. 12) u. 
bon oo artenorfehern StO. 8 60 u. 
—5 8 14. — Verwaltungsberichte 


tD. 8 61. 
. StO. 8 58 nebft ZuſtG. 8 20 


Abſ. 1 Nr. 2, StO. 8 62 u. 63; Inſtr. 
Nr. XIV; Geſchäfte als Amtsanwalt 
8 184, Standesbeamter 8 210, Orts⸗ 
polizeiverwalter $ 223, Hülfsbeamter der 
Stautsanwaltihaft $ 233 d. W. 

m) ZuſtG. 8 7, 16 Abf. 3, Inſtr. Mr. 
XVI u. (Streitfaden) Zuft®. 8 21. In 
Berlin tritt an Stelle des Regierungs-, 
bez. Ober⸗Präſidenten der Ober-Präfident, 
bez. Dein. des In. 8 7 Abf. 2. — In 
Poſen, wo die neue Landesverwaltungs- 
u. BZuftändigleitsgefeggebung noch nicht 
gilt, wird die Auffiht noch von der Re⸗ 
gierung, dem Ober-Prüfidenten u. Min. 
d. Innern geführt. StO. 8 76 u. EN. 
26. San. 60 (MB. 17). — Auffiht üb. 
die Polizeiverwaltung Anm. 8 zu $ 223. 

w, StO. $ 57 u. ZuſtG. 8 15. 

78 ZuſtG. 8 19; u. für Poſen StO. 
878 


om StO. 8 79 u. Zufl. 8 173. 

w StO. 880 u. ZuſtG. 8 20 Abf. 1 
bis 3 (vgl. 8 66 d. W.). 

Sg. f. Weftfalen 19. März 
56 (GS. 237), Inſtr. 9. Mai u. (zu 
8 52) n. 31. Zult 56 (MB. 144 u. 198), 
erftere erg. ER. 13. Okt. 73 (MB. 300). 
— SO. f. d. Rheinprovinz 15. Mai 
56 (GS. 406) vgl. Anm. 18; Inſtr. 18. 


2. 7* 
—W u A 
. . -.r 
+ 
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Auffiht wird nad) Einführung der Verwaltungs-Organifation in diefe Pro- 
vinzen ($ 54 Abf. 2 d. W.) in der vorftehend für die öftlichen Provinzen 
angegebenen Weife geführt. Nach der rheinifchen Städte-Ordnung werden 
ferner die Magiftratögefchäfte der Kegel nad) von einem Bürgermeiſter ver- 
fehen, dem ein oder mehrere Beigeordnete zur Seite ftehen und auch der 
Borfip in der Stadtverordnetenverfammlung gebührt!). — Die Städte- 
Ordnungen fir Schleswig-Holftein und für Frankfurt a. M. fließen 
fi) eng an die für bie älteren Provinzen erlaffenen an 100). Doch ift das 
Dreiklaſſenſyſtem verlaffen und die ftaatlihe Beftätigung auf Bürgermeifter 
und Beigeordnete beſchränkt. Der Inftanzenzug findet bei dem Ober-Präfi- 
denten feinen Abſchluß 10). In Schleswig-Holftein treten die Stadtverord- 
neten in der Regel nur in gemeinfchaftliher Sitzung mit dem Magiftrate zu= 
fammen 09), 

3. Einen felbftftändigen Charakter hat dagegen die Gefetgebung in den 
übrigen Landestheilen bewahrt. In Neuporpommern find unter Feſt⸗ 
ftelung bejonderer Stabtrezefie die älteren Verfaſſungen aufrecht erhalten; die 
Bürgermeifter werden lebenslänglicd vom Könige ernannt!) — Hannover 
befigt eine befondere revidirte Städte-Drdnung. Die ftädtifchen Kollegien 
(Magiftrat und Bilrgervorfteher) können hier — wie in Schleswig-Holftein — 
zu gemeinfamer Berhandlung zufammentreten. Die Mitglieder des Magiftrats 
(Senatoren) werden auf Lebenszeit von diefem und einer gleichen Zahl von 
Bürgervorftehern in vereinigter Berfammlung gewäht 9). — In Heffen- 
Naffau außer Frankfurt und in Hohenzollern-Sigmaringen gelten für 
die Städte diefelben Beftimmungen wie für die Tandgemeinden!!). 


Zuni u. (gu $ 49) v. 31. Juli 56 (MB. 
161 u. 221), erftere erg. ER. 13. Okt. 
73 (MB. 300). Verleihung diefer StO. 
an Städte unter 10000 Einwohner AE. 
15. Mai 56 (GS. 405) u. Snftr. 18. Juni 
56 (MB. 164). — Auf beide Stübte- 
Ordnungen finden die Anm. 88, 89, 91 
u. 92 d. W. angeführten Ergänzungen 
Anwendung. 

=) Weſtf. StO. 8 76, 77 u. rhein. 
StO. $ 81, 82 u. bez. g, 28, 66—68, 
ſ. auch S 85, 53 u. 74. Einzelne wei- 
tere TÜrzeifungen enthalten 8 46, 49, 
3 


) ShL.-Holft. Städte u. Flecken⸗ 
D. 14. April 69 (GS. 589); Einf. R 
Lauenburg ©. 16. Des. 70 (Woch. B 
521): — GemBerfafje. f. Sranffurt 

. M. 25. März 67 (GS. 401). Finan- 
* Auseinanderſetzung mit dem Staate 
G. 5. März 69 (GS. 379). 

m Schl. Holſt. StO. $ 44, 32 u. 91. 


Frankf. GBG. 8 35, 40, 42. 1.79. Der 
erfte Bitegermeifter wird hier aus den 
bon der Stadt präfentirten Kandidaten 
vom Könige ernannt. 

e) Schi. Holft. StO. 8 50—52. 

w G. 31. Mai 53 (GS. 291) u. 
Zuf®. 8 7—21. Anwendung der (Anm. 
92 erwähnten) Anw. auf die Gemeinde- 
fleuern ER. 17. Zuli 54 (MB. 133). 
Auffiht wie oben Nr. 1. 

10 Hann. StO. 24. Juni 58 (Hann. 
GS. I 141) u. Zuſt6. 8 7— 21; verb. 
die (Anm. 73 erwähnten) Vorſchriflen des 
Landes VerfE. — Stellung der ſelbſt⸗ 
ſtändigen Städte Anm. 81 zu 8 59. — 
Ernennung u. Penſionirung räbtifer Ber 
amten AE. 8. Mai 67 (GS. 728). 

mm, Bol. 8 78 N. 3 d. W. u. Anm. 
74— 77. — Für Hedingen gilt die StO. 
15. San. 33, übrigens für Hohenzollern 
ZuſtG. 8 7—23. 
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3. Bie Kreife. 
8 80. 

Die Kreisverbände, die ſich überall mit den Kreisverwaltungsbezicken 
deden, umfaffen eine Mehrzahl von Gemeinden oder fallen, wo ſchon die ein- 
zelne Gemeinde den Boransfegungen des Kreifes entfpricht, mit diefer zufam- 
men (Stadtkreife)'). Beränderungen der Kreisbezirke, ſoweit fie nicht infolge 
veränderter Gemeindegrenzen eintreten, erfordern ein Gejeß?). Die Sreife 
bilden Korporationen zur Erfüllung öffentliher Zweckes). Ihre Leiftungen 
find ihnen entweder vom Staate auferlegt‘) oder mittelft eigener Entſchließung 
übernommen. Die lettere Thätigkeit ift nit genau begrenzt und greift 
namentlih in das den Gemeinden zugewiefene Thätigfeitögebiet mehrfach hin- 
über, indem der Kreis diefen bei unzureichender Leiftungsfähigleit ergänzend 


und aushelfend zur Seite tritt. 


Zur Erfüllung diefer Jwede find den Kreifen 


neben dem Beiteuerungsrechte bejondere Dotationen?) und gewiſſe Einfünfte®) 


überwieſen. 
des Rreishaushaltes?). 


Berwaltung und Verwendung diefer Mittel bilden den Gegenftand 


Die Kreisverfaffung wurde in Preußen während der zwanziger 
Jahre nad) dem Borbilde der älteren ftändiihen Berfaflungen durch provin⸗ 
zielle Geſetze geordnet und in den vierziger Jahren durd das den Rreijen 


1) 8 55, insbef. Anm. 12 u. 13 d. W. 
2 KrO. (Anm. 9) 8 3—5 nebft Zuft®. 
82 u. ©. 8. Juli 75 (OS. 497) 8. 27. 

9 KrO. 8 2. — ÜEbenfo die übrigen 
Kreisverfaffungsgeieke (Anm. 19, 22 u. 
27). — Geridtsftand, Zuftellungen u. 
Zmangspollitredungen wie in Anm. 14 
zu $ 77. 

9 Kriegsleiftungen 8 108 u. 109 d. W.; 
Smpfungstoften 8 264 Anm. 32; Unter⸗ 
ſtützung der SHebeammenhezirte S 273 
Abſ. 2. — Die Kreife bilden die Seltionen 
der in jeder Provinz für die Unfall- u 
Krankenverſicherung der land⸗ u. forftwirth- 
ſchaftlichen Arbeiter einzurichtenden Berufs⸗ 
genoſſenſchaften 8 356 Abi. 4 Nr. 3 d. W. 

5 &. 30. April 73 (GS. 187) $ 1 bis 
3 nebft ER. 10. Suni 73 (MB. 137), 
©. 8. Juli 75 (GS. 497) 8 26, 27; KrO. 
f. Hannover 6. Mai 84 (GS. 181) 8 109, 
110, f. Heſſ.Naſſau 7. Juni 85 (GS. 
193) $ 110, 111 u. ©. f. Hohenzollern 
19. Mai 85 (GS. 169). — Zumeifung 
der nah dem Feldzuge den Reſerviſten ge⸗ 
währten Darlehen ©. 31. März 73 (GS. 
176). — Ueberweifung des den Betrag von 
15 Mil. M. überfteigenden Ertrages der 
Setreide- u. Biehzölle (Anm. 45 zu $ 169) 
zur Minderung ber Kreis-, Schul- u. 
Ortsarmenlaften ©. (Hitne) 14. Mat 85 


(GS. 128); Kom. wie Anm. 32 zu 8 77. 

©, Jagdſcheingelder 8 346 d. W. — 
Beiteuerung der Wanderlager 8 77 Nr. 
4chd W. 

) Nah der Finanzflatiftif ber 
Landkreiſe im Rechnungsjahre 18728 
betrugen die Ausgaben 45 Mil. M. 
(11 Mill. gerßdepi die Einnahmen 
44 Mill. M. (2 Mill. außerordentlich). — 
Bon den Ausgab en entfielen 48',, Proz. 
auf Verkehrsanlagen (die Hälfte biejer 
Aufwendungen auf Brandenburg, Schlefien 
u. Hannover), 17 Proz. auf Schulden- 
tilgung u. Berzinfung, 1a, Proz. auf die 
Kreis u. Amtsverwaltung, 11 Proz. auf 
Leiftungen an die Provinz, der übrige 

Theil auf Wohithätigleits-, Beſſerungs⸗, 
Sanitätss, Unterrichts⸗ u. iandwirihſchaft⸗ 
liche Einrichtungen. — Die Einnahmen 
wurden mit 52 Proz. durch Steuern, 
größtentheils nah dem Maßftabe der 
Staatsfteuern aufgebradt. 19 Proz. er- 
folgten aus Zufchüffen der Provinzen (vor⸗ 


wiegend in den öftlichen Provinzen u. Han⸗ 


nover), 12 Proz. aus Anleihen, der Reft 
aus Bermögend- u. Anftaltseinkünften u. 
Jagdſcheingeldern. — Die Schulden be 
trugen 93 Mil. M. (die Hälfte in In⸗ 
haberpapieren), die Forderungen 43 
Mil. M. 
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beigelegte Beſteuerungsrecht weſentlich erweitert. Diefe Geſetze traten nad) 
Aufhebung einer auf den ganzen Staat berechnet gewejenen Organifation®) 
‚wieder in Kraft und Haben zu ähnlichen Einrichtungen auch in den neuen 
Provinzen geführt. Zu vollen Kommunalverbänden mit wejentlich erweiterter 
Selbftverwaltung haben fich die Kreife aber erft in der neueften Keformgefet- 
gebung entwicelt, welche did Kreisvertretung ftatt der früheren Stände auf 
die gefellfichaftlihen Gruppen des großen Grundbefites, der Tandgemeinden 
und der Städte aufgebaut und dem als PVerwaltungsorgan des Kreiſes 
gebildeten Kreisausfchuffe zugleich Geſchäfte der allgemeinen Landes-Verwaltung 
übertragen hat. Die Geſetzgebung hat erjt in einem Theile des Staates 
Eingang gefunden (Nr. 1.) Die ältere Verfaffung fteht dagegen nod in 
Anwendung in Poſen (Nr. 2), und in Schleswig-Holftein (Nr. 3): 

1. Im Gebiete der neuen Organifation wurde die Kreid-Drdnung 
zunächſt für die Provinzen Oft- und Weftpreußen, Brandenburg, 
Pommern, Sälefien und Sadfen eingeführt‘). Nach derfelben ift der 
Erlaß von Kreisftatuten und von Neglements über bejondere Kreiseinrid)- 
tungen zuläffig!). Die Kreisangehörigfeit, die durch einen Wohnſitz 
innerhalb des Kreiſes bedingt erfcheint, beredtigt zur Theilnahme an der 
Berwaltung und Bertretung deſſelben, jowie an der Benutung feiner Ein- 
rihtungen und Anftalten, verpflichtet dagegen zur Uebernahme unbefoldeter 
Aemter und zur Steuerleiftung!!), Den Kreisabgaben liegt ein nad) den 
direften Staatöfteuern feftgeftellter Maßſtab zu Grunde, der von 5 zu 5 Jahren 
einer Revifion unterzogen werden darf. Nach diefem wird der Bedarf ſowohl 
auf die Gemeinden, als innerhalb der Landgemeinden auf die einzelnen 
Pflichtigen vertheilt, während den Städten mit Rückſicht auf deren mehr ent- 
widelte Organifation diefe Untervertheilung felbft überlaffen ift!?). — Organe 


°, Anm. 4 zu 8 76. 

9) KrO. 13. Dez. 72 (GG. 661), ohne 
grundſätzliche Neuerungen geändert durch 
G. 19. März 81 (SS. 155) Art. I-II 
u. gem. Art. V in diefer veränderten Ges 
ftalt neu veröffentliht Bel. 19. März 
81 (GS. 179). Erläuterung ER. 26. 
März 81 (MB. 69). Der zweite Titel 
der KrO., defien S 78—83 ganz wegge- 
fallen find, handelt in $s 21—77 von den 
Landgemeinden, Amtsporftehern u. Land» 
räthen, die bier trot ihrer jelbftftändigen 
Bedeutung nur als Glieder u. Aemter des 
Kreiſes aufgefoßt un vgl. S 78 Nr. 1, 
8 223 u. — Anwendung b. 
KrO. in ven je — Stol⸗ 
berg KO. 8 181 u. ©. 18. Juni 76 
(SS. 245). — Rom. v. Studt (Anm. 2 
zu $ 54) Bd. 2. 

10) KrO. 8 20, 1161 u. 1761. 


nn 


1) Daf. 8 6—9. — Wohnſitz Anm. 19 
zu S 77. 

m, Daf. $ 10—12, 119, 124 u. 17638. 
ER. 10. Juni 74 (MB. 155) u. 1. Nov. 
79 (MB. 80 ©. 11). — Mehr oder 
Minverbelaftung einzelner Kreistheile KrO. 
s 13, 119, 1762 nebft letzterem ER. — 
Heranziehung der Forenſen, juriftifchen 
Berfonen, Handelss, Aktien⸗ u. Bergwerks⸗ 
gejellichaften, Eifenbahnen u. des Fiskus 
Im Unzufäfftgleit der Doppelbefteuerung 

DO. 8 14—16; infoweit hiernach ($ 77 
an 32) eine Steuerpflicht begrünbet ..ift, 
fommen bei der Veranlagung bie für bie 
Gemeindebefteuerung gegebenen Grundfüte 
zur Anwendung ©. 27. Juli 85 (GG. 
327), insbef. 8 13. — Befreiungen KrO. 
8 17, 18; das Dienfteinfommen der Bes 
amten genießt gleihe Begünftigung wie 
bei der Gemeindebefteuerung $ 77 Nr. 4 
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der Kreisverwaltung find der Kreistag, der Kreisausſchuß und der Landrath. 
Die Zahl der Mitglieder des Kreistages wird nach der Bevölkerungszahl 
bemeſſen und nad) demfelben Mafftabe auf Stadt und Land vertheilt. Die 
Bertretung des Landes geht zu einer Hälfte aus den zu Wahlbezirfen ver- 
einigten LTandgemeinden, zur anderen aus dem Berbande derjenigen größeren 
Grundbefiger und Gewerbetreibenden hervor, welche zu einem Minimalfat der 
Grund» und Gebäubdefteuer (in der Regel 225 M.) oder mindeftens zum 
Mittelfage der Gewerbeſteuerklaſſe A. I. veranlagt find!?). Der Kreistag Hat 
den Kreis-Rommunalverband zu vertreten und über die Kreis- und fonftigen 
ihm zugemwiejenen Angelegenheiten zu berathen und zu beichließen‘*), “Die 
laufende Verwaltung führt der Kreisausſchuß, der aus dem Landrat als 
Borfigendem und fehs vom Streistage auf 6 Jahre gewählten Mitgliedern 
befteht?°). Der Kreisausfhuß bildet zugleich die Beſchlußbehörde in Yandes- 
verwaltungsjadhen und das Vermwaltungsgericht erfter Inftanz!‘). In beiden 
Beziehungen entfprict ihm in Stadtkreifen der Stadtausſchuß!). — Die 
Staatsauffiht über die Yandfreife wird von dem Kegierungd- Präfidenten, 
in höherer und legter Inftanz von dem Ober-Präfidenten ausgeübt!3). 

Mit einzelnen Abweichungen ift die gleihe Einrichtung in die Provinzen 
Hannover, Heſſen-Naſſau und Weftfalen und (mit Geltung vom 
1. April 1888 ab) in der Rheinprovinz eingeführt!?). Die in Hannover, in 
Naffau und den vormals bairishen, landgräflich und großherzoglich heſſiſchen 
Theilen neben einander bejtandenen Kreife und Amtsbezirke find fortgefallen 
und durch neu abgegrenzte Kreife von mäßigerem Umfange erfegt worden ?®). 


auf 1. Beſchwerden KrO. 8 19, Zuft.» | 4 d. W. — Der aus mehreren Stadt- 


S 3; vgl. Anm. 17 zu 8 172 — 
— die Kreisabgaben (Berl. u. 
Bresl. 82). 

8) KO. 8 84—114 u. 183 nebſt bei⸗ 
gefügtem Wahl⸗Reglement. Die Friſt in 
s 112a währt jett zwei Wochen LVG. 
8 51. Ausführung Inſtr. 10. März 73 
(MB. 81), ergänzt ER. 1. Mai u. 21. 
Juli 76 (MB 121 u. 223). 

) KO. 8 115-117; Gefhäftsgang 
8 118—125 u. ER. 7. Juli 73 (MB. 
215). Eingaben u. Betitionen $ 126. 
Kreishaushalt 8 127 — 129. Genehmi⸗ 
gung, ber Beichlüffe 8 1765 vgl. Anm. 10 


5) KrO. 8 130—166 ($ 138 u. 139 
find nur noch anf das Berfahren in 
Kreiskommunalſachen anwendbar, 8 135, 
140—163, 165 ganz weggefallen) ; Disci- 
plinarverhältnig Anm. 56 zu 8 66; Kreis- 
Kommiffionen KrO. 8 167, 168. 

8 58 Abf. 3 u. 59 d. W. 

N RO. 8 169, 170; verb. 8 58 Abſ. 


gemeinden zufammengefette Stabtlreis 
Magdeburg ift ähnlich den Landkreiſen 
eingerichtet daf. u. KrO. 8 171—175. 

) KrO. 8 177—180 u. ZuſtG. 8 4; 
vgl. Anm. 14. 

wm KrO. f. Hannover 6. Mai 84 
(SS. 181), f. Heffen-Nalfau 7. Juni 
85 (GS. 19), f. Weftfalen 31. Juli 
86 (GS. 217 u. Beridtigung 1887 ©. 
10), f. d. Rheinpropinz 30. Mai 87 
(GS. 209). Die weſentlichſten Ab⸗ 
weichungen betreffen die Verwaltung der 
Ortspolizei 8 223 Abſ. 3 d. W. u in 
Hannover die Stellung der ſelbſtſtändigen 
Städte im Kreiſe Anm. 80 zu 8 60; 
ferner iſt in Weſtfalen u. in der Rhein⸗ 
provinz auch den Landgemeinden die Unter⸗ 
vertheilung auf die einzelnen Pflichtigen 
überlaſſen S 11 der KrO. f. Weſtf. u. f. 
d. Rheinprov. 

2) KrO. f. San. $S 1, 2, 111—117; 
f. Heſſ.Naſſau 8 1, 2, 112—116. Die 
Nothwendigkeit diefer Geftaltung war in 
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In ähnlicher Weife find in Hohenzollern die vier Amtsverbände ein- 
gerichtet. Die Amtsverfammlungen gehen indeß, da Grundbefig und Städte 
fi hier weniger ſcharf abheben, allgemein aus Wahlen der Gemeinden her- 
vor, auf weldhe die Abgeordneten nad) der Volkszahl vertheilt werden. Nur 
dem Fürften von Hohenzollern ift als Beſitzer des Domantalgutes in jeder der 
Amtsverfammlungen eine Birilftimme beigelegt?'). 

2. In der Provinz Poſen ift der Kreistag aus den drei Ständen der 
Rittergutsbefiger, Städte und Landgemeinden zufammengefegt (Kreisftände). 
Die Nittergutsbefiger führen Virilſtimmen, Städte und Landgemeinden ent- 
fenden Abgeordnete??). Die Kreisftände follen den Kreis-Kommunalverband 
vertreten, die Kreis-Fommunalangelegenheiten unter Leitung des Landraths 
verwalten und die Verwaltung des letteren in den vorgefehenen Fällen be- 
gleiten umd unterftügen??). Sie haben die Befugniß, Ausgaben zu bejchließen, 
welhe Die Eingeſeſſenen verpflichten‘). Auffichtsbehörde ift der Ober- 
Präfident 2), in höherer Inſtanz der Minifter des Innern. 

3. Nah ähnlichen Grundfägen find die Kreisftände in Schleswig— 
Holftein eingeridtet. Die ftändifhe Eintheilung ift beibehalten, ein Ueber- 
gewicht des Großgrundbefites aber nicht eingeführt. Der erfte Stand wird 
durh die nad einem Mindeftbetrag der Grundftener beſtimmten größeren 
Grundbefiger gebildet und foll in der Negel nicht mehr als 7; der gefammten 
Stimmen führen. Die Auffiht führt die Regierung 26), 

4 Die Provinzen. 
8 81. 

Die Brovinzialverbände fallen regelmäßig mit den ftaatlihen Verwal⸗ 
tungsbezirken zuſammen. Gleiches gilt von dem Stadtkreiſe Berlin, den Bezirks- 
verbänden Kaſſel und Wiesbaden und dem Kommunalverbande Hohenzollern ??). 
Beränderungen der Provinzialbezirte erfolgen, foweit fie nicht infolge verän- 
derter Gemeindegrenzen eintreten, durch Geſetz?s). Die Provinzialvertretungen 
follten urfprüngli neben der Berwaltung ihrer Kommunalangelegenheiten 
auch alle Provinzial- und gewiſſe allgemeine Geſetze vorberathen??). Diefe 





der Anm. 67 zu 8 59 angeführten Schrift 
des Verfaſſers fowie in den brei erften 
Auflagen d. W. ($ 75 Nr. 3) auseinan- 
dergefett; verb. Anm. 48 zu 8 78. 
—2) Hohenzoll. Amts- u. LandesO. 
2. April 73 (GS. 145). Auch die neue 
Verwaltungsorganiſation (8 54 d. W.), 
kommt mit der Maßgabe des LVG. 8 5 
dajelbft ie Anwendung. Dotation Anm 5. 

=) KrO. Pofen 20. Dez. 28 
(68. 29 & 

2,81 u. 3 der KrO. — petitione- 
recht KO. * Jan. 30 (GS 

2) V. 25. März 41 (88. 


3) Anm. 22 zu 8 5 

% 9. 22. Sept. 67 "os, 1587) 85 
bis 42; in Lauenburg find durd 2. 
24. Aug. 82 (GS. 343 u. 1883 ©. 35) 
die Tedigih auf den Kreis bezüglichen 
Borfriften der KrO. (Anm. 9) einge- 
führt. Kreiseintheilung Anm. 12 zu 8 55. 

2, 8 55, insbef. Anm. 11. — Befeiti« 
gung ber früheren Abweihungen, ProvO. 
(Anm. 34) $S 1 u. 3. — Abweidung in 
Peſſen. Naſſau u. Schl.⸗Holſtein 8 81 Abf. 


“> 


ron vd. 5 4. 
=), ©. 5. Juni 23 (GS. 129) Art. III. 
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Thätigkeit hat feit Einführung der Landesvertretung ihre urſprüngliche Be— 
deutung verloren. Sie erſcheint nicht mehr ald Mitwirkung bei der Gefeß- 
gebung, fondern nur al8 eine allgemeine Begutachtung der provinziellen Gefeß- 
entwärfe, deren Einholung und Berüdjichtigung im einzelnen alle in der 
Hand der Regierung liegt. Auf der anderen Seite ift die vermwaltende 
Thätigfeit der Provinzen wejentlid erweitert, indem ihnen unter Zumeifung 
von Renten aus der Staatsfaffe (Provinzialfonds) verſchiedene früher 
dem Staate vorbehaltene Verwaltungszweige überwiefen find’). Diefe Wirk: 
ſamkeit umfaßt neben der Gewährung von Beihülfen an die unteren Verbände 
auch die unmittelbare Verwaltung der zugehörigen Einrihtungen, Anftalten 
und Fonds und ift durch befondere Reglements geordnet ?!). 

Die Provinzialverfaffung, melde glei) der Kreisverfaffung während 
der zwanziger Jahre in die einzelnen Provinzen Eingang fand 2), hat ſeitdem die 
Schickſale der letzteren getheilt?°)., Inſoweit die neue Verwaltungs-Organi- 
fation Eingang gefunden bat, ift aud) für die Provinz die Wahl der Abge- 
ordneten nicht mehr von den drei Ständen, fondern von den Vertretungen 
der Pand- und Stadifreife vorzunehmen (Nr. 1). Die frühere ftändifche 
Vertretung befteht dagegen noch fort für Pofen (Nr. 2) und Schleswig: 


Holftein (Nr. 3): 


1. Im Gebiete der neuen Organifation erging zunächſt für Die 


Provinzen Dft- 


) Brovinzialfonds in Hannover 
®. 7. März 68 (GS. 223); im RB. 
Kaſſel ©. 16. Sept. 67 (GS. 1528), er⸗ 
nanzt ©. 16. Mär; 79 (SS. 225) 8 5, 
bu. AE. 25. März 69 (SS. 525); im 
NB. Wiesbaden auf. Frankfurt ©. 11. 
März 72 (GS. 257). Die Gleichſtellung 
der übrigen Landestheile erfolgte durch 
G. 30. April 73 (GS. 187), welches zu⸗ 
gleich Konde zur Durdführung der KrO. 
übenwies (Anm. 5). Für das ganze 
Staatsgebiet erging ferner unter Ber- 
ftärfung der Fonds u. Erweiterung ber 
Berwendungszwede das Dotationsg. 
8 Zuli 75 (SS. 497); Bertheilung V. 
12. Sept. 77 (GS. 227). — Schl.-Hol⸗ 
ftein erhielt einen befonderen Fonds zur 
Entſchädigung der Kriegserfatanfprüde 
G. 9. Juni 75 (6S. 367). — Gegen» 
ftand der Provinzialverwaltung 
it demgemäß das Landarmenwefen (8 286 
Abi. 2) nebft den Landarmen- u. Wohl- 
thätigfeitsanftalten u. milden Stiftungen 
(8 287); das Korrigendenwejen einfchließ- 
lich der Unterbringung verwahrlofter 


und Weftpreußen, 
Schleſien und Sadfen eine neue Provinzial-Ordnung%), 


Pommern, 
deren 


Brandenburg, 


Kinder ($ 239); die Fürforge für das 
Hebeammenwejen ($ 273), für das Srren-, 
Zaubfiummen-, Blinden u. Spiotens 
weien (S 274); für Kunft u. Wiſſenſchaft 
(8 311); das Feuerſozietätsweſen ($ 315); 
die Verwaltung der Hülfskaſſen (S 318); 
das Landesmeliorations- u. landwirth⸗ 
ſchaftliche Unterrichtsweſen (5 334 u. 328) 
u. der Wegebau (S 370, insbef. Anm. 6 
u. 7). — Die Provinzen bilden die Bes 
zirke der für die Unfall- u. Kranlenver- 
fiherung der land⸗ u. forſtwirthſchaftlichen 
Arbeiter een Berufsgenoffeit- 
ihaften $ 356 Ab. 4 Nr. 3 d. W. 

31) — 25. — BL Anm. 36, 50 
51, 56 u. 58. 

=) ©. 5 Suni 23 (GS. 129). Die 
demgemäß ergangenen, noch gültigen Pro⸗ 
pinziafgejege Anm. 54. 

3 8 80 Abf. 2 u. Anm. 4 zu S 76. 

29 Provinzial®. 29. Suni 75 
(65. 335), ohne grundfäglide Neues 
rungen geändert dur G. 22. März 81 
(SS. 176) I, II u. gemäß Art. III in 
diefer veränderten Geftalt neu ver» 
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Organe neben ausgedehnten Selbftverwaltungsbefugniffen vermöge der ihnen 
zuftehenden Wahl der Laienmitglieder für die Bezirksausſchüſſe und Provin- 
zialräthe auch in das Gebiet der ftaatlichen Verwaltung hinübergreifen?d). — 
Ueber befondere Berfaffungsangelegenheiten oder Provinzialeinrichtungen find 
Provinzial-Statuten oder Reglements zuläſſig?s). — Der Provinzial- 
verband ftellt fih als eine Zufammenfaflung der zu demfelben gehörigen 
Kreife dar, was ebenfomohl in der Beftimmung der Provinzialangehörigfeit?”) 
und in der Bertheilung der Provinzialabgaben auf die Kreife?®), als in der 
Zufammenfegung des Provinziallandtages Hervortritt. Zu dieſem ent- 
fendet jeder Kreis nad) der Einwohnerzahl einen oder mehrere Abgeordnete ??). 
Der Provinziallandtag wird alle zwei Jahre mindeftend einmal vom König 
berufen‘), Er vertritt die Provinz, ftellt die Verwaltungsgrundfäge, den 
Provinzialhaushaltsetat und die Einrihtung der Provinzialämter feft, beſchließt 
über Rapitalverwendungen, Grundftüdsveräußerungen, Anleihen und über die 
Ausihreibung von Abgaben und wählt die oberen Provinzialbeamten. Er 
befist das Petitionsrecht und Hat die ihm von der Stantöregierung über- 
wiefenen Gefege und fonftigen Gegenftände zu begutachten““). Die Ber- 
waltung der Angelegenheiten des Provinzialverbandes führt der Provinzial- 
ausfhuß und der Landesdirektor, erjterer als beichließendes, letzterer als aus- 
führendes Organ“?). Der Provinzialausfhuß beſteht aus einem 
Borfigenden und 7—13 vom Provinziallandtage gewählten Mitgliedern *3). 
Zur Wahrnehmung der laufenden Gefchäfte wird ein Nandesdireltor 
(Landeshauptmann in Schlefien) unter föniglider Beftätigung auf 6—12 
Jahre vom Provinziallandtage gewählt, der von amtöwegen Mitglied des 
Ausſchuſſes ft). Die Provinzialbeamten, zu denen neben den dem 
Landesdirektor zugeordneten oberen Beamten?) auch die erforderlichen Büreau-, 





öffentliht Bel. 22. März 81 (SS. 233). 
(Die die Bezirks⸗ u. Provinzialräthe bes 
treffenden $ 63— 86 find fortgefallen.) — 
Kom. wie Anm. 9. 

% 8 56 Abf. 2, 857 Abſ. 5 u. 859. 

*) ProvO. 8 8, 35, 95 Abf. 2, 1191 
u. 120; Fälle $ 11, 38, 46, 47, 91, 
93, 95 u. 96; die Veröffentlihung erfolgt 
dur) die Antoblutter. 

”) Daſ. 8 5 u 

*) Daſ. 87, 105-109 u. 1194; Mehr- 
oder Minvderbelaftung einzelner Theile 8 
110, 111 u. 1192; Reklamationen 8 112, 
113 u. ZuſtG. 8 1; vgl. Anm. 17 zu 8 172. 

PrO. 8 9—24 nebſt beigefügten 

Wahl⸗Regl. u. 8 100. 

© Daſ. 8 25—33. Als königlicher 
Kommiſſar (8 26, 2 fungirt der Ober- 
Präfident S 56 d. 

a), Provd. $ Bu: Provinzialhaus- 


halt S 101— 104; Provinzialabgaben Anm. 
39; on enebmigung der Beſchlüſſe S 119 
u. . 

=) Site der Verwaltung find für Bran- 
denburg Berlin, für Sadjen Merfeburg, 
übrigens fallen die Site mit denen bes 
ObersPräfidenten (Ueberfiht zu S 55 d. W.) 
zufammen. 

=, Daf. 8 45—51 u. 100; Berufung 
8 523, GeſchäftsO. 8 53—57, Geſchäfte 
8 58—61. — Disciplinarverhältniß 8 51. 
— Provinzialkommiſſionen 8 99 u. 100. 

9 Daf. 87—92, 103 u. 46. 

5 ProvO. 893. Sie führen den Titel 
„Landesrath“ oder (als techniſche Be⸗ 
amte) „Landesbaurath”, „Landesiyndilus” 
AE. 20. San. 77 (MB. 37). — Bon 
der Befugniß zu follegialer Einrichtung des 
Landesdireftoriums ift nur in der Prov. 
Sachſen Gebrauch gemadt. 
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Kaffen- und Anftaltsbeamten gehören‘), find mittelbare Staatsbeamtet?). 
Die Staatdauffiht Über die Provinzialverbände wird vom Ober-Präfi- 
denten, in höherer Inftanz vom Minifter des Innern geführt*?). 

Mit unmefentlihen Abweichungen ift die gleihe Einrichtung in die 
Provinz Hannover eingeführt‘). Der Landesdireftor bildet dafelbft mit 
ben ihm zugeordneten höheren — hier als Schaträthe bezeichneten — Be— 
amten ein Kollegium, da8 Landes-Direltorium und wohnt gleich dieſen 
mit nur berathender Stimme den Sigungen des Provinzialausfchuffes bei?®). 
— Sn der Provinz Heffen-Naffau, beftehen neben dem Provinzialverbande 
zwei den Regierungsbezirken Caſſel und Wiesbaden entſprechende Bezirks- 
verbände. Ihre Thätigkeit Liegt mefentlih auf wirthſchaftlichem Gebiete. 
Die Bezirksverfammlungen (Kommunallandtage) find in der Form der Pro- 
vinziallandtage zufammengefegt. Ihre Verwaltungsausſchüſſe heißen Landes- 
ausſchüſſe. Der Provinziallandtag befteht aus den Mitgliedern der beiden 
Bezirfsverfammlungen?!). Ein Provinzialausfhuß ift vorerft nicht gebildet; 
feine Geſchäfte führt, was die laufende Verwaltung betrifft, der Ober- 
Präfident, während die Wahlen, insbejondere die zu dem Provinzialcathe 
($ 56 Abf. 2) und zu den Bezirksausſchüſſen ($ 57 Abf. 5) vom Provinzial- 
landtage vollzogen werdend?), — Mit geringeren Abweichungen gilt die Pro⸗ 
vinzial- Ordnung in Weftfalen und — vom 1. April 1888 ab — in der 
Rheinprovinz?). 

Auf ähnlihen Grundlagen beruht die Einrichtung des Landes-Rommunal- 
verbandes in Hohenzollern. In den Kommunallandtag entjenden die 4 
Oberämter je 3 und die Fürſten Hohenzollern, Fürſtenberg und Thurn und 
Taris, ſowie die Städte Hechingen und Sigmaringen je einen Abgeordneten. 


9) ProvO. 8 94 u. 95. 

7) Daſ. 8 96. Die Beſetzung der Stellen 
mit Milttärinvaliden erfolgt nad den für 
Städte maßgebenden Vorſchriften 8 97; 


vgl. Anm. 17 zu 8 77. Dienftvergehen 
ProvO. 98. 
uw. Daf. 8 114—122; vgl. Anm. 40 


*8 Die Prov O. (Anm. 34) iſt durch ©. 
7. Mai 84 (GS. 237) mit einigen Aen⸗ 
derungen eingeführt und nad Art. V daf. 
in der neuen Fafjung als ProvO. f. 
Hannover veröffentliht (GS. 243). 

0 Daf. 8 87-93 un. 56. — Regl. 
1. Nov. 68 (GS. 979). 

5 Die ProvO. (Anm. 34) ift durd 
©. 8. Juni 85 (GS. 242) mit einigen 
Henderungen eingeführt u. nah Art. X 
daf. in der neuen Faflung als Provd. 
f. Heſſen-Naſſau veröffentliidt (SS. 
247) u. Berichtigung des S 44 Abi. 3 
(daſ. S. XXX). Bermögensredtliche 


Regelung infolge Einfügung des Stabt- 
kreiſes Frankfurt in den Berband Wies- 
baden u. veränderter Abgrenzung der Be- 
zirlsverbände Wiesbaden u. Kaſſel B. 10. 
u. 15. März 86 (GS. 45 u. 47). — 
Regul. f. d. Verwaltung des Verbandes 
Kaſſel 11. Nov. 68 (GS. 999), Wies⸗ 
baden 17. Juli 71 (GS. 299). 

) Art. IV u. V des &. 1885. 

5 Weftfalen ©. 1. Aug. 86 (GS. 254); 
nah Art. V ift die ProvO. für Weſt⸗ 
falen in der neuen Faſſung veröffent- 
licht (GS. 256). — Rheinprov. ©. 1. 
Suni 87 (GS. 249); nah Art. V ift die 
ProvO. für die Rheinproninz in 
der neuen Faſſung veröffentlidt (GS. 
252). Sit der provinziellen Verwaltung 
it Düffeldorf. Die Titel für die oberen 
Provinzialbeamten (Anm. 45) gelten auch 
in ge Rheinprov. AE. 29. Okt. 77 (MB. 
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Der Borfizende ift zugleich Borfitender des aus A Mitgliedern beftehenden 
Landesausfchuffes und ausführendes Organ beffelben t). 

2. In der Provinz Pofen, befteht der Provinziallandtag aus Ab- 
geordneten der drei Stände (Ritterfchaft, Städte und Landgemeinden) >). 
Für die Vermögensverwaltung befteht die provinzialftändifhe Verwaltungs- 
Kommiſſion 6). 

In ähnlicher Weiſe finden ſich einſtweilen noch Provinzialſtände in 
Schleswig-Holſtein, wo indeß der Kreis Lauenburg einen eigenen Kommu- 
nalverband bildet. Der erfte Stand wird dur Bertreter der Ritterſchaft 
und Abgeordnete der größeren Grundbefiger gebildet?). Die Ausdehnung 
der Bermögensverwaltung bat aud) hier einen Berwaltungsausfhuß nebft 
einem Landesdirektor ins Leben gerufen 9). 


5) Anm. 21. (86. 34 ©. 9) Staatsaufiht Anm. 
5) Auf Grund der allgemeinen B. (Anm. | 22 zu 8 56 d 
32) ergingen ©. 27. März 24 (GS. 141), 8) Regl. 1 Fe 71 (GS. 385) mit 
B. 15. De. 30 (GS. 32 ©. 9) u. 19. | Nadıtr. 8. Des. 75 (OS. 76 ©. 4). 
De. 45 (GS. 46 S. 18), ergänzt (Ber- 8. 22. Sept. 67 (GS. 1581), Lauen⸗ 
fahren bei flündifhen Wahlen) 3. 22. | burg ©. 23. Juni 76 (GS. 169) $ 7 
Zuni 42 (GS. 213), (ländlihe Bezirks» | u. Anm. 26. 
wähle) RO. 27. Feb. 30 (GS. 46), 8) Regl. 14. Aug. 71 (OS. 372). — 
(Berehnung der Befitzeit) B. 29. Nov. | Die Titel für die oberen Provinzialbeamten 
44 (65. 706), (Löfhung der Nittergüter) | (Anm. 45) gelten aud hier AE. 29. Okt. 
KO. 11. San. 35 (GES. 9) u. (Abtrud | 77 (MB. 280). — Sit der Verwaltung 
ftündifher Gutadten) KO. 2. Nov. 33 | ift Kiel. 





Drittes Kapitel. 
Auswärtige Angelegenbeiten. 


— ev 


I. &inleitung. 


8 82. 


Die Verwaltung der auswärtigen Angelegenheiten, die früher in der 
Hand der Einzelftanten lag!), ift nunmehr Sache des Reiches geworden, 
nachdem auf letztere neben dem ausſchließlichen Rechte der Kriegserflärung 
und Friedensfhliegung?) faft alle Berwaltungszmweige übergegangen find, 
welche Beziehungen zu auswärtigen Staaten bieten?).. Das Reich ift damit 
dem Auslande ald geeinigtes Ganzes in Achtung gebietender Stellung gegen- 
übergetreten und vermag feinen Angehörigen einen Schut zu gewähren, wie 
er während der früheren Zerriffenheit Deutfchlands oft fchmerzlih genug 
vermißt ivar. 

Für die Einzelftanten bat fi) dagegen das Gebiet der auswärtigen 
Angelegenheiten wejentlich verengt. Ihr Verkehr mit außerdeutichen Staaten 
ift faft ganz geſchwunden und auch die Beziehungen untereinander haben an 
Bedeutung verloren, feitdem die wichtigften der früher durch Gegenfeitigfeits- 
verträge geregelten Berhältniffe in der Reichsgeſetzgebung ihre Erledigung 
finden‘). Das Recht der gefandtfhaftlihen und konſulariſchen Vertretung ift 
den Einzelftaaten zwar verblieben. Ihre gegenfeitigen Beziehungen und ihre 
Berträge tragen aber eine vorwiegend Iofale Färbung und befchränfen ſich 
meift auf den Zuſammenſchluß mehrerer Staaten zu gemeinfamen Ein- 
richtungen?). 

Die Eingehung (Ratifilation) der Berträge des Reiches fteht dem 
Kaifer zu, der das letztere völkerrechtlich zu vertreten hat; inſoweit indeſſen 


2) Der weftph. Friede (54 Abf. 2 d. 
W.) gab den Reichsſtänden das Recht, 
untereinander u. mit ausw. Mädten Ver⸗ 
träge zu jchließen. 

9 8 16 d. W. 

98 13 d. W. 

9 Preußen, deſſen Verträge vom 
König abgeſchloſſen werden, jedoch, wenn 
fie dem Staate Laſten oder den Staats⸗ 
angehörigen Berpflihtungen auflegen, der 


Zuftimmung des Landtages bedürfen (U. 
Art. 48), hat von einer befonderen Ver⸗ 
tretung bei außerdeutfhen Staaten faft 
ganz abgefehen. Anm. 26, 31, 34, 35. 
5 Militürfonventionen 8 86 af. 3b. 
W.; Verträge über gemeinfame Land» u. 
Oberlandesgerichte 8 181 Anm. 35, üb. 
den Thüringifhen Zoll» u. Handelsverein 
$ 152 u. üb. den Anfhluß an preußiſche 
General⸗Kommiſſionen $ 333 Anm. 67. 
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ihr Gegenſtand in den Bereich der Reichsgeſetzgebung fällt, ift die Zuftimmung 
des Bundesrathes und zu ihrer Gültigkeit die Genehmigung des Reichstages 
erforderlich). Dem Inhalte nad) betreffen dieſe Verträge entweder Fragen 
des Bölkerrehts‘) und der Höheren Politik, wie die Schuß- und Truß- 
bindniffe und Friedensfhlüffe”) oder der inneren Verwaltung in ihrer 


Einwirkung auf den Verkehr der Staaten untereinander. 


Die letzteren laflen 


fih in folgenden Gruppen zufammenfallen: 
1. Zur Förderung von Handel und Verkehr dienen die Handelöverträge. 





Zoll⸗, Freundſchafts- und Shifffahrtsverträge find theild mit diefen 
verbunden, theils neben denfelben abgefchloffen?). Einen mehr Lokalen 
Charakter tragen die Stromfchifffahrtöverträge?) und gleiches gilt von 
den Verträgen über den Anfchluß von SKanal- und Eifenbahnbauten. 
Allgemeine Bedeutung behaupten dagegen die Poft- und Telegraphen- 
Berträge, unter denen durd) feine weitreichende räumliche Ausdehnung 
insbejondere der Weltpoftverein hervorragt!P). 

. Andere Verträge bezweden die gegenfeitige Unterftügung bei Berfol- 
gung ftrafbarer Handlungen. ©egenftand diefer Verträge find 
die Auslieferung von Verbrechern!1) und Deferteuren (Kartelfonven- 
tionen)1?), die DBerfolgung der Sollvergehen (Zollfartelle) und der 
Teld-, Forft-, Jagd- und Fifchereifrevel??), der Schuß des geiftigen 
Eigentfums*) und der Waarenbezeihnungen!?). 

. Eine dritte Gattung von Verträgen betrifft Die perjfünliden Ver— 
hältniffe der Staatsangehörigen, insbefondere ihre Nieder- 
laſſung 16), den Erwerb und Berluft der Staatsangehörigkeit!”), die 
Mebernahme Auszumeifender und Unterftügung Verarmter 18), die Zu— 
laffung zum Armenrecht in Prozefjen!?) und die Regelung der Hinter: 





laſſenſchaften 20). 


Um die deutſchen Handelöbeziehungen in überfeeichen Ländern wirkſam 
zu ſchützen und zu fördern?!) Hat das deutfhe Reich die Bahn der 


5 Vereinbarungen üb. Grundſätze des 
Kriegsfeerehts S 368 Abf. 12. W.; üb. 
Bedingungen neuer Befitergreifungen an 
der afrikaniſchen Küfte Anm. 7 zu S 361; 
üb. Abftellung des Negerhandels Anm. 47 
zu $ 35; Genfer Konvention zur Linderung 
des Lofes der im Felde Verwundeten 8 103 
Abſ. 3 d. W. 

7) Anm. 5, 9 u. 13 zu $ 6. 

8) 8 361 Anm. 7. — Internat. Meter: 
fonvention $ 364 Anm. 53. — Ronfular- 
verträge Anm. 39. — Shifffahrtsverträge 
S 368 Anm. 25. 

”, 8 369 Anm. 69. 

0, 8 378 Anm. . 

1 8 234 Anm. 14. 


2, 8 99 Anm. 24. 

=), 8 340 Anm. 65. 

98 310 Anm. 10. 

5) 8 360 Anm. 24. 

6, 8 10 Anm. 12 u. 19. 

T) 8 34 Anm. 31 u. 33. 

’s 8 286 Anm. 19. 

m, 8 192 Anm. 50. 

®) Anm. 38. 

2), RVerf. Art. 47. — Das Reid unter- 
ftüßt die regelmäßigen Dampfidiffverbin- 
dungen mit Oftafien u. Auftralien mit 
jührlich 4 Mill. M. ©. 6. April 85 (RGB. 
85) u. 27. Juni 87 (ROB. 275) u. Ptr. 
3./4. Juli 85 (CB 276). 
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Kolonialpolitik betreten?) In den Schußgebieten Kamerun, Togo 
und Angra-Pequena erftredt fi) die Fürforge auch auf die innere Einrichtung, 
indem für erftere8 ein Gouverneur, für leßtere je ein Kommiffar ernannt 
wurden; in den Gebieten der oftafrifanifchen Gefellihaft und der Neu- 
Guinea Kompagnie handhabt das Reich dagegen nur die Auffiht und den 
Schus, während die Einrichtung den Storporationen überlaflen if. Die 
Schutzgewalt übt der Raifer im Namen des Neiches aus?3). 


II. Organe der answärtigen Verwaltung. 


8 83, 


1. Die Gentralbehörde ift das auswärtige Amt, das aber nur ein 
Organ des Reichskanzlers bildet?*). Es befteht feit 1870, wo das preußiſche 
Minifterium der auswärtigen Angelegenheiten auf das Reich übernommen 
wurde und zerfällt in die politifche, die Handelspolitifche und in die Rechts— 
Abtheilung. Unmittelbar unter dem Reichskanzler ftehen die Prüfungs- 
Kommiffion für das diplomatiihe Examen und die arhäologifhen Inſtitute 
zu Rom und Athen. Bon dem auswärtigen Amte reſſortiren die Gefandt- 
{haften (Nr. 2) und die Konfulate (Nr. 3). 


8 84. 


2. Die an der Spitze der Geſandtſchaften ſtehenden Beamten zer⸗ 
fallen nad) den unter den europäiſchen Mächten getroffenen Vereinbarungen ?°) 
in Botſchafter, Gefandte oder bevollmächtigte Minifter und Minifterrefidenten, 


die nad) Rang und Stellung von einander verfihieden find?) Die Beftellung 


2) Bedingungen neuer Befigergreifungen 
in Afrita Berliner Konferenzakte 26. Feb. 
85 (RGB. 215) Art. 34 u. 35. 

3, &. 17. April 86 (RGEB. 75), erg. 
©. 7. April 87 (KEB. 307). Auf Grund 
defjelben erfolgte die Einführung der Ge⸗ 
jeße üb. die Konfulargerichtsbarfeit (Anm. 
42), üb. den Gigenthumserwerb u die 
dinglihe Belaftung der Grundftüde (Aum. 
3 zu S 214) u. üb. den Perfonenftand 
(Anm. 16 zu 8 210) im Gebiete der Neu⸗ 
Guinea-Kompagnie u. der Marfcdall-, 
Browns u. Providence-$nfeln, ſowie des 
letzteren Gefeßes in Kamerun u. Togo 3. 
5. Juni, 13. Sept. u. 21. April 86 (RGB. 
187, 291 u. 128), Dienftanw. (Auszug) 
1. Nov. u. 2. De. 86 (CB. 371 u. 397) 
u. (Salomonsinjen) V. 11. San. 87 
(RGEB. 4), Erl. 24. San. 87 (CB. 28). 
— Rechtsverhältniſſe der Kaiſerlichen Be- 


amten in den Schußgebieten ©. 31. Mai 
87 (RO6B. 211). 

2) 8 20 d. W. 

3) Konvention zu Paris 19. März 15 
u. zu YAaden 21. Nov. 18. — Schutz⸗ 
vertr. mit Marokko 3. Juli 80 (RGEB. 
81 ©. 103). 

®, Zur Zeit ift das deutſche Reich ver- 
treten durch: 6 Botſchafter (in Frankreich, 
Großbrittannien, Italien, Oefterreih, Ruß⸗ 
land u. der Türkei), 16 Gejandte (in Bel: 
gien, den Niederlanden, der Schweiz, Däne⸗ 
mart, Schweden, Portugal, Spanien, Ru⸗ 
mänien, Serbien, Griechenland, Perften, 
China, Japan, Brafilien, den vereinigten 
Staaten von Nordamerika u. den La Plata» 
Staaten) u. 7 Minifter » Refidenten (in 
Marokko, Mexiko, Central» Amerila, Co⸗ 
lumbien, Venezuela, Peru u. Chile). — 
Preußen unterhält Gejandte in Batern, 
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der Gefandten fteht ebenjo wie die Beglaubigung und der Empfang der fremden 
Geſandten dem Kaifer zu?”); die Beglaubigung erfolgt durch Ueberreichung der 
Beglaubigungsfchreiben (Kreditive). Mit diefer Zulafjung erlangen die Ges 
fandten da8 Net, in dem fremden Lande innerhalb der durch die Geſetz⸗ 
gebung deffelben gezogenen Grenzen Amtshandlungen im Namen und nad) 
den Vorſchriften des abjendenden Staates vorzunehmen. 

Die Gefandten find die regelmäßigen Vertreter ihrer Staaten in deren 
internationalen Beziehungen. Sie haben diefe Beziehungen zu pflegen, An- 
gehörige ihre8 Staates zu hüten und die politifchen und wirthſchaftlichen 
Berhältnifie des fremden Landes fortdauernd zu beobachten. Sie find befugt 
zur Vornahme von Zuftellungen und Legalifation von Urkunden?®), zur Aus- 
ftellung von Päfjen??) und, foweit fie vom Reichskanzler dazu ermächtigt find, 
zuc Vornahme von Eheſchließungen und Beurkundung des Berfonenftandes??). 
Die gefandtfhaftlihen Beamten find Reichsbeamte und als ſolche neben den 
allgemeinen einigen befonderen Vorſchriften unterworfen ?). 

8 85. 

3. Die Konfulate‘?) weifen in ihrem Urfprunge auf die Handels— 
faktoreien zurüd, die im Mittelalter an größeren Handelsplägen für die ein⸗ 
zelnen Nationen gebildet waren und duch ihre Vorſteher die Rechte ihrer 
Landsleute wahrnahmen. Ihre heutige Geftaltung fanden fie im Laufe des 
Sahrhunderts in Franfreih und England. Nach dem Vorgange diefer 
Staaten wurde feit Entftehung des Reiches auch das deutſche Konjulats- 
ivefen geordnet. 


Die Konfuln find bejtimmt, das Intereffe des Reiches und feiner 


81 (SS. 276). — Doppelrehnung der 


Würtemberg, Baden Heflen, Kar. Sachen 
(zugleih f. Altenburg, Anhalt u. Reuß), 
Sad. Weimar (zugl. f. Gotha, Meiningen 
u. beide Schwarzburg), Oldenburg (zugl. 
fe Braunfhweig u. beide Lippe) u. in 
Hamburg (zugl. f. Bremen, Rübed u. beide 
Medienburg). Ein preußifcher Gefandter 
ift ferner beim päpftligen Stuhle beftellt. 

”) Berf. Art. 

*) CPrO. 8 — 403, verb. 8 309 
Abi. 2 d. W. 

>), Paß⸗G. (Anm. 17 zu 8 244) 8 6. 

2) Anm. 23 zu $ 210. 

a8 21-248 W. — Strafe des 
bienftlihen Ungehorfams u. der Verletzung 
der Amtsverjhiwiegenheit StGB. 8 353. 
— Urlaub u. Stellvertretung der gefandt- 
en u. Konfularbeamten V. 23. April 
79 (ROGB. 134). Zagegelder, Yuhr- u 
Umgugstofen 8, 23. April 79 (RGB. 127) 

7. Geb. 81 (RGB. 27); Anwendbars 

ft auf preußifche geſandtſchaftliche Beamte 
V. 1. Mai 79 (GS. 351) u. 28. März 


Dienftzeit in außereuropäifchen Ländern ©. 
31. März 73 (RGB. 61) S 51 u. Bel. 
8. März 86 (CB. 55). — Den Geridts- 
ftand Haben gejandtihaftlihe Beamte u. 
Berufskonſuln am legten Wohnort im 
Reiche, fonft in der Hauptftadt ihres Hei- 
mathsftantes CPrO.8 16; StPrO. 8 11. 
— Das auswärtige Gefandtidaftsperjonal 
unterliegt der inländifchen Gerichtsbarkeit 
nicht (Erterritorialität),. In betreff der 
Konſuln gilt dies nur, ſoweit es durch 
Vereinbarung fetgejebt ift GerVerfG. 27. 
San. 77 (RSB. 71) 8 18—21. — Die 
Gefandten find ferner befreit von militü- 
rifhen Friedensleiftungen ($ 106 u. 107 
d. W.) u. nad Herlommen von allen 
Staats- u. Kommunalfteuern. Zölle wer« 
den denfelben aus der Reichskaſſe vergütet 
Zollvertr. 8. Suli 67 (BGB. 81) Art. 15 
u. V. des BR. 29. April 72. 

2, Zorn, die Konfulargefeßgebung des 
deutichen Reiches (Berl. 83). 
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Angehörigen an außerdeutſchen Handelsplägen, namentlich in Bezug auf 
Handel, Schifffahrt und Verkehr zu hüten und zu fördern. Sie werden 
vom Kaifer ernannt??), dem auch die Genehmigung zur Anftellung fremder 
Konfuln im Reiche zufteht (Ertheilung des Exequatur)), 

Die Konfuln find an den wichtigeren Plägen als Beamte angeftellt 
(Berufsfonfuln), während an anderen Orten Privatperfonen — meift Rauf- 
leute — mit den Konfulatsgefihäften betraut werden (Wahlkonſuln). Dem 
Range nach ſtufen ſich die felbftftändigen Konfularbeamten in Generallonfuln, 
Konfuln und Bicefonfuln ab. Den Generaltonfuln ift die allgemeine Aufficht 
über die Konfulate eines größeren Gebietes übertragen, während Vicekonſuln 
in der Regel den größeren Ronjulaten als Hülfsbeamte beigegeben werden. 
Alle Konfuln können mit Genehmigung des Reichskanzlers Brivatbevoll- 
mächtigte (Konfularagenten) beftellen??). — Die Konfuln find Reichsbeamte 
und als ſolche neben den allgemeinen einigen befonderen Vorſchriften unter- 
worfen®!). 

Aufgabe der Konfuln ift die Vornahme von Zuftellungen und die Legali- 
fation von Urkunden‘), die Ertheilung von Bäffen?”), die Ausftellung von 
Atteften, die Aufnahme von Notariatsaften, die Sicherſtellung von Verlaſſen⸗ 
Tchaften, die Abgabe fehiedsrichterlicher Entfcheidungen und der Schu und 
die Kontrolle der heimathlihen Schiffe). Die Ankunft der Schiffe in 
einem Konſulatsbezirke ift dieferhalb von den Schiffsführern zu melden®?). 
Auf Grund befonderer Ermädtigung find außerdem einzelne Konfuln zur 
Abhörung von Zeugen, zur Abnahme von Eiden?‘), zur Vornahme von 
Eheſchließungen und Beurkundung des Perfonenftandest!) und zur Aus- 
übung der Konfulargerichtsbarkeit??) befugt. Berufungen in der letteren 


3 WRerf. Art. 47 u. 56 (Anm. 9 zu 
8 22). — Ronfulats®. 8. Nov. 67 
(BGB. 137); Einf. in Süpdentfhland 
Anm. 12 zu 8 6. Dienftinftr. 6. Juni 
71 u. Nachtr. 22. Feb. 73. 

, Bertr. 23. Nov. 70 (KEB. 71 ©. 
23) Nr. XII. Diefes Recht ift als ein- 
zige Ausnahme von dem übrigens voll 
fländig erfolgten Uebergange des Konſular⸗ 
wejens auf das Reich auch den Einzel- 
ſtaaten für ihr Gebiet verblieben. — Site 
u. Bezirke der fremden Konfuln in Preußen 
Bet. 27. Mai 84 (IMDB. 109). Amtes 
bezirfe der öſterreichiſch⸗ ungariſchen CB. 
1&83 S. 260, der ruffiihen daſ. 1884 
©. 23, der portugiefifhen daf. S. 302. 

8 KonſG. 8 2 u. 7—11. — Die 
Zahl der Konſularämter wächſt beftändig 
u. beträgt zur Zeit 655, darunter 70 Bes 
rufstonfulate, (17 Generaltonfulate, 47 
Konfulate u. 6 Vice⸗Konſulate). Preußen 

Grf. Hue de Grais, Handbud. 6. Aufl. 


hat Konfuln in Bremen, Curhaven, Lübedt, 
Wismar u. Roſtock beftellt. 

3) Daf. $ 14 n. 19, verb. Anm. 28. 

7) Koni®. 8 25, verb. Anm. 29. 

2, KonſG. 8 12, 15-18, 26-37; 
verb. Anm. 55 zu S 369. — Berlaffen- 
fhaftsutr. mit Rußland 12. Nov. 74 
(ROB. 75 S. 136); ähnliche Berein- 
barungen in mehreren Handels⸗ u. Kon⸗ 
fularverträgen Bf. 14. Juni 76 (IMB. 
123) u. 11. Juli 85 (IMDB. 259). 

9 G. 25. Mürz u. Ausf®. 28. Juli 
80 (RGB. 181 u. 183). 

2, KonſG. 820, EPLO. 8 328 u. Bel. 
14. Mai 86 (IMB. 116) B. 

) KonſG. 8 13, verb. Anm. 23 zu 

210. 


2), G. 10. Juli 79 (RGB. 197), Inftr. 
10. Sept. 79 (EB. 575), Nachtr. 4. Feb. 
82 (EB. 111) u. Bel. 14. Mai 86 (IND. 
116) A. — Egypten ©. 30. März 74 (RGB. 

8 
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gehen an das Reichsgericht“s). — Die Gebühren der Konfuln find geſetzlich 


feftgeftellt**), 


Daneben find die Berhältniffe der Konfuln durch Konfularverträge 
mit einzelnen Staaten gegenfeitig geregelt*°). 


23) u. 5. Juni 80 (R6B. 145), V. 23. 
Des. 75 (RGB. 381) u. 23. Dez. 80 
(RGEB. 192); Bosnien u. Herzegowina 
©. 7. Juni u. V. 23. De. 80 (RGB. 
146 uw. 191); Tunis ©. 27. Juli 83 
(RGB. 263) u. B. 21. San. 84 (RGB. 
9). — Einführung in die deutſchen Schuß- 
gebiete Anm. 23. — Die Gerichtsbarkeit 
umfaßt die Befugniß zum Erlaß von 
Polizeiverordnungen ©. 1879 8 4. 

8) G. 10. Juli 79 8 18 u. 36. 

9) G. 1. Zuli 72 (RGB. 245). 

5) Bertr. mit Italien 7. Geb. 72 (RGB. 
134), Spanien 12. San. 72 (RGB. 211), 


Griehenland 26. Nov. 81 (R6B. 82 
©. 101), Serbien 6. Ian. 83 (RB. 
62), Rußland 8. De. 74 (RGEB. 75 
©. 145), den vereinigten Staaten 11. Dez. 
71(RGV. 72 ©. 95), Brafilien 10. San. 
82 (RB. 69), S. Domingo 30. Jan. 
85 (RGB. 86 S. 3). In betr. der Nieder- 
ande ift d. preuß. Vertr. 16. Juni 56 
auf das Reich ausgedehnt Dell. 11. Ian. 
72 (RGEB. 67), Moaroflo Anm. 25. 
Außerdem finden fih auf die Konfular- 
verhältniffe bezügliche Beſtimmungen in 
den Handelsvertrügen S 361 Anm. 7. 








Diertes Kapitel. 
uilittar und Warine. 


I. &inleitung. 


g 86. 


Die bewaffnete Macht ift vor allem zum Schuge des Staates und feiner 
Angehörigen gegen äußere Feinde beftimmt!). Sie bildet die unerläßliche 
Ergänzung für jedes auswärtige Vorgehen, das erft durch fie den feſten Rück— 
halt und die erforderliche Sicherheit erlangt. Der Hebergang ber be- 
waffneten Macht auf das Reich?) erfchien demgemäß als eine durch das 
Weſen defjelben gebotene Nothwendigkeit; die Heereseinrichtung ift fogar felbft 
eine Haupttriebfeder für die Bildung des Reiches geweſen, da Deutjchland 
in feiner von mohlgerüfteten Großmächten?) umſchloſſenen Lage eines ftarken 
bewaffneten Schutzes nicht entbehren konnte und die Iodere Verbindung, welche 
die Truppenkörper im frühern deutfchen Bunde zufammenhielt, fi als hierzu 
völlig unzureichend erwiefen hattet). 

Bei diefem Uebergange wurde die preußifche Heeresdeimrichtung zu Grunde 
gelegt, welche die allgemeine Wehrpflicht bereits in ausgedehntefter Weife 
zur Geltung gebracht Hatted). Neben dem Landheere wurde aud) bie 
Flotte auf das Reich übernommen, beide aber in verfchiedener Weile. Die 
Marine war preußiih und konnte ohne Vorbehalt und vollftändig auf Kaifer 
und Reich übertragen werden‘). Das Heer fette fi) dagegen aus den ver- 
ſchiedenen KRontingenten der Einzelitaaten zufammen und diefe behaupteten 
infoweit ihr Recht, als neben der Reichs- eine Kontingentshoheit fich fort- 
erhielt. Die KontingentShoheit tritt indeß gegen die Reichshoheit weſentlich 
zurüd, fo daß der Einheitlichkeit der Einrichtung fein Abbruch gejchieht. 
Das Heer erjcheint namentlich nad) außen Hin als feitgefchlofiened Ganzes 
und darf in diefem Sinne ald „Deutfches Reichsheer“ bezeichnet werden. 


ı) Verwendung zur Unterdrüdung 9 86d. W. 
innerer Unruhen 8 243 d. W.; Vornahme 5, Bedeutung u. geſchichtliche Entwicke⸗ 
von Verhaftungen u. vorläufigen Seft- | fung de Derres u. der Wehrpfliht 8 30 


nahmen $ 234 Aum. 12. Abf. 
2) Berf. Art. 414. u) Bat At 53. 
») 8 93 Arm, 42, 


8* 


116 Militär und Marine. 8 86. 


Zunähft wird der Gegenſatz zwiſchen Reichs- und Kontingentshoheit 
Thon dadurch weſentlich abgeſchwächt, daß beide Hoheiten für Preußen und 
Elfaß-Lothringen in der Perfon des Kaiſers zufammenfallen. Ein ähnliches 
Verhältniß ift ferner in einer Reihe anderer Staaten durch Abſchluß von 
Militärktonventionen herbeigeführt, mittelft deren die Sontingente der= 
felben mehr oder weniger vollftändig in dem preußifhen Kontingent aufge= 
gangen find. Als befondere Kontingente find nur Baiern, Würtemberg, 
und Sadjfen ftehen geblieben. Dabei find Würtemberg und in nod) weiteren 
Umfange Baiern gewiſſe Vorrechte eingeräumt”). 

Ein gemeinſames ehernes Band umſchlingt dieſe Kontingente in der 
Reichs-Militärverfaſſung und dieſes Band hat ſich im Laufe der Ent- 
widelung immer feſter und unauflöslicher geftaltet. Ihre Wirkung äußert 
diefe Verfaffung in vier Richtungen: 

1. Der Heeresaufwand wird aus Reichsmitteln beftritten. 
Die TFriedensftärfe, die im allgemeinen einem Prozent der Bevölkerung ent= 
ſprechen fol, wird durch Reichsgeſetz feftgeftellt und unterliegt der periodiſchen 
Bewilligung®). Die gefonderte Aufführung des bairifhen, würtembergifchen: 
und ſächſiſchen Kontingent? im Etat hat nur formelle Bedeutung. 

2. Das Heer fteht in Krieg und Frieden unter dem Ober- 
befehle des Kaifers Er hat das Recht der Infpeltion und beftimmt 
über Präfenzftand, Gliederung”), Vertheilung (Dielofation) und Heeresdis- 
ciplin. Er befiehlt die Kriegäbereitihaft und den Belagerungszuftand und 
ernennt die höheren — in den durch Konvention verbundenen Kontingenten 
auch die niederen — Offiziere. Die Bundesfürften find Chef8 der zu ihren 
Kontingenten gehörigen ZTruppentheile und haben das Recht diefe zu infpi- 
ciren 9). Der König von Wirtemberg hat ein weitergehende8 Ernennungs⸗ 
und Dislokationsrecht; in Baiern fteht dem Kaifer im Frieden überhaupt nur 
das Recht der Inſpektion zu”). 

3. Die Gefeßgebung über das Militärmefen fteht dem Reihe 
ausſchließlich zu). 

4. Organifation, Ausbildung und Bewaffnung find einheit- 
lich geregelt. Diefe Einheit tritt äußerlich darin hervor, daß, abgefehen 
von Batern alle Truppentheile fortlaufend numerirt und mit vereinzelten Ab- 
weichungen gleihmäßig uniformirt find. Für die einzelnen Kontingente bildet 


) Verf., Schlußbeft. 3. Abſchn. XI. u. | 9%) Soweit beide a durch Geſetz feſt⸗ 
f. Bayern Vertr. 23. Nov. 70 (BGB. | geftellt find, ſ. daſelbſt 
71 S. 9), IH. $ 5; Würtemberg Bertr. 10 Berf. Art. 6366, 68 u. RMG. 
2 Nov. 70 (BGB. 658). 2. Mai 74 (RGB 45) 6-8. — , Som 
9) Berf. Art. 58, 60, 62 u. 67. — der Armeebefehle Anm. 8 zu $ 3 


Das Nähere f. 8 93 d. W. 1. F Anm 2 u. 8 14 insbeſ. Abf. i Nr. 1 








Militär; Ergänzung u. Zufammenfeßung des Heeres. 8 87. :117 
die Kokarde das Abzeihen!?). Noch wichtiger iſt die Uebertragung der 
preußiſchen Militäreinridhtungen auf das Neid) geworden. Die Wehr- 
pfliht wurde als Grundgeſetz feftgeftellt!?) und die preußifche Militärgeſetz⸗ 
gebung in da8 Gebiet des norddeutfchen Bundes eingeführt!). Sie hat in- 
zwiſchen auf faft allen Gebieten einer allgemeinen Reichsgeſetzgebung Plat 
gemacht"), durch welche die Gleihmäßigkeit des Heerweſens im Neiche dauernd 
ſicher geftellt ift und zugleich dem Verordnungsrechte der Kontingentsherrſchaften 
beftimmte enge Grenzen gezogen find. 

Den witigften Theil des Militärweſens bildet die Ergänzung und Zu- 
fammenfegung des Heeres (Nr. II. Dem Zwede des Ietteren dient eine 
bejondere, über verjchiedene Gebiete ſich erftredende Militärverwaltung (Nr. LIT). 
Neben der in der Wehrpflicht begründeten perfönlichen Leiftung fordert Die 
‚Heeredeinrihtung eine Reihe ſachlicher Leiftungen und Einſchränkungen, zu 
Denen theils die Reichsangehörigen unmittelbar, theild die Gemeinden verpflichtet 
find (Nr. IV). Neben dem Landheere kommt die Kriegsflotte (Marine) in 
Betradt (Nr. V). 


JI. Ergänzung und Zuſammenſetzung Des Heeres. 


L Wehrpflicht. 
S 87. 

a) Die Wehrpflicht bildet die Grundlage der gefammten Heereöver- 
Taffung und ift unter Ausſchluß jeder Stellvertretung im ganzen Reiche ein- 
geführt). Alle Keichsangehörigen, die zum Waffendienfte oder zu einer ihrem 
bürgerlihen Berufe entſprechenden militärifchen Leiftung tauglich erfcheinen, 
find pflichtig. Die Wehrpfliht muß perſönlich abgeleiftet werden, die Stell- 


(RGB. 31). — Zur Ausführung find 


2, Berf. Art. 63. 
8 87 d. W. 

19 Verf. Art. 61. Die Verordnungen, 
ſoweit dieſe noch anwendbar, finden ſich 
Anm. 70 zu 8 95, 16 zu 8 99 u. 26 zu 
8 109 aufgeführt. 

5, ©. Anm. 1 ($ 87), 25 (8 89), 74 
(8 9), 8 ($ 8 1 s 00) 7 (8107), 

17 ($ 108) u. 27 ($ 1 

I) — iſt das Wiäs.e ‚Mai 
74 (RSB. 45), erg. ©. 6. Mai 80 
(RGEB. 103), — Die Wehrpflidt war 
bereit3 vorher eingeführt RVerf. Art. 57, 
59 u. ©. üb. d. Berpflidtung 3. 
Kriegspdienft 9. Nov. 67 (BGB. 131); 
Einf. in Süddeutſchl. Anm. 12 zu 8 6, 
insbef. in Bayern ©. 24. Nov. 71 (RGB. 
398), in Elſ.⸗Lothringen v. 23. Ian. 72 


unterm 28. Sept. 75 (in nicht gerade 
überfihtlicher Form) erlaffen: 

a) eine WehrO. in zwei Theilen: Er- 
ſatzo. u. KontrolDO. (CB. 535, 
MB. 1876. Beil. zu S. 8), erg. 
AE. 31. Aug. 80 (CB. 578, MB. 
283) u. 27. Aug. 85 (CB. 409, MB. 
198) u. Bel. 22. Juli 86 (CB. 299). 

b) eine HeerO., welde die WehrO. 
in militärdienflliher Beziehung er» 
gänzt, gleichfalls in zwei heile 
(Relrutirungsoß. u Land» 
wehrO.) zerfüllt, einen Anhang üb. 
die militärärztlichen u. militärthiers 
ärztlichen ehauviſh enthält u. durch 

. 26. Aug. 80 (MB. 81 ©. 120) 
ergänzt iſt; vgl. Anm. 10. 
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vertretung iſt ausgefchloffen. Befreit find nur die Mitglieder der regierenden 
und der mit dieſem Vorrechte verfehenen ftandesherrlihen Familien?). 

Die Wehrpflicht dauert vom 17ten bis zum 42ten Tebensjahre und zerfällt 
in die Dienftpfiht und in die Landfturmpfliht. Die Dienftpflicht währt 
zwölf Jahre, wovon 7 im ftehenden Heere (3 bei der Fahne, 4 in der Referve) 
und 5 in der Landwehr zugebradjt werden. Die Dienftzeit wird von dem 
Dienfteintritt ab berechnet, die Referve- und Landwehrdienftzeit endet aber erft 
mit der auf den Ablauf der Dienftzeit folgenden Frühjahrs- oder Herbit- 
Kontrolverfammlung?). Im Sriege entfcheidet lediglich das Bedürfniß über 
die Dauer der Wehrpflicht?). 

Um die höhere wiljenichaftlihe und gewerbliche Ausbildung möglichſt 
wenig durch die Militärpflicht zu ftören, ift der einjährig freiwillige 
Dienft zugelafien. unge Leute, welche die erforderliche Bildung durch Zeug- 
niffe der hierzu berechtigten LTehranftalten oder durch Beſtehen einer Prüfung 
nachweisen?) und fich felbft befleiden und verpflegen, brauchen nur ein Jahr 
bei der Fahne zu dienen‘). Die Einrichtung bildet zugleich die hauptfächliche 
Pflanzihule für die Reſerve- und Landwehr-Offiziere. — Aud anderen 
Pflicdtigen ift der freiwillige Eintritt zu drei= oder vierjährigem 
Dienfte mit der Befugniß geftattet, bei körperlicher Tüchtigkeit fchon nad) 
vollendetem 17ten Lebensjahre einzutreten und den Truppentheil zu wählen”). — 
Aus gleiher Rückſicht werden endlih Volksſchul-Lehrer und Kandidaten 
des Bolfsfhulamtes nad fürzerer, in der Regel nur ſechswöchentlicher 
Einübung zur Neferve entlafjen®). 

Die Dienftpfliht umfaßt die Militär-, die Reſerve⸗, die Landiwehr- und die 
Erfagrefervepfliht. Die in Erfüllung der drei letteren begriffenen Perfonen 
bilden neben den $ 88 a. E. erwähnten Soldaten den Beurlaubtenftanbd. 


) KrDG. 8 1. — Wehrpflicht der Ein- | 1880) 8 11 u. 12. — Landfturmpflicht 





wanderer u. Ausländer ErſO. 8 19. — 
Beſchränkung der Auswanderung in Rüd- 
fidt auf die Milttärpfliht Anm. 36 zu 
8 34 u. ErſO. 8 25. — Ausgeiwanderte 
bleiben bis zum Erwerb einer anderweiten 
Staatsangehörigkeit milttärpflihtig RMG. 
8 11. — Nah Bereinbarung mit der 
Schweiz find die beiderfeitinen Angehö- 
rigen nit zum Militärdienfte heranzu⸗ 
ziehen ER. 26. Nov. 59 (MB. 325). — 
Strafe für Berlekung der Wehrpflicht 
StGB. $ 140—143; Verfahren 8 203 
Nr. 5 d. W. — Mitwirkung der Polizei- 
u. Gemeindebehörden bei der Kontrolle C. 
25. Aug. 85 (MB. 203). 

) HD. 8 6, 7 u. 18 mebft en 
5. Juli 81 (MB. 823 ©. 200); 
Ss 50 u. 62 nebft ©. 1880 Art. Is 8 5 
ErſO. 8 4—7 u. (mit den Ergänzungen 


Ss 94 Abſ. 5 d. W. 

9 KrDG. 8 14; ErſO. 8 18. 

5) Zeugniſſe fo. 8 90 nebſt Erg. 
1885; Verzeichniß der Kehranftalten 2 Bel. 
29. April 87 (CB. 117 u. 183, MB. 100 
u. 115), erg. Bel. 15. Juni u. 18. Juli 
87 (EB. 160 u. 211). Zur Begutachtung 
der Anträge auf Anerlennung der Be- 
rechtigung von Lehranftalten befteht die 
Reihs-Shul-Rommilfion. — Prü- 
fung ErſO. 8 91 u. 92 nebft PrufO. 

9 KrDG. 8 11; ARME. (G. 6. Mai 
80 Art. II) 8 14; ErſO. 8 8, 88, 89, 
93 u. 94 nebft Erg. 1880 u. 1885; 
RekrO. 8 18, 19. 

) KrDG. 8 10; RMG. (G. 1880 
Fe II) S, 10; Erd. 8 22, 83—87 nebft 


me. 8 51; Eid. $ 9. 
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S 88, 

b) Die Militärpflicht ift die Pflicht, fich der Aushebung zu unter- 
werfen, umfaßt die für diefe vorgefchriebenen Meldungen und Geftellungen 
und beginnt mit dem Kalenderjahre, in welchem der Wehrpflichtige das 20ſte 
Lebensjahr vollendet. Die Geftellung findet am Drte des Aufenthaltes oder 
des Wohnfiges flatt, ohne daß die Landesangehörigkeit in Betracht kommt; 
es befteht militärifche Freizügigkeit im ganzen Reidhe?). 

Der Milttärpfiicht kann in vierfacher Weife genügt werden: 

1. Bei völliger Brauchbarfeit und nah Maßgabe derfelben wird der 
Pflichtige in der dur das Loos beftimmten Keihenfolge in einen 
Truppentheil eingeftellt 19). 

2. Bei völliger Unbrauchbarkeit wird derfelbe befreit (au&gemuftert), bei 
Unmwürdigleit (Beftrafung mit Zuchthaus oder Verluft der Ehrenredte) 


ausgejchloffen!?). 
3. Bei bedingter Brauchbarkeit erfolgt die Ueberweifung deifelben zur 
Erfatreferve 12), 


4. Bei zeitiger (vorübergehender) Unbrauchbarfeit wird er im erften und 
zweiten Milttärpflichtiahre bis zur nächſten Aushebung zurüdgeftellt, 
im dritten aber gleihfall® der Erfagreferve überwiefen??). 

In gleiher Weife (Nr. 4) wird auch über diejenigen Militärpflichtigen 
entfäjieden, die wegen hoher Loosnummer als überzählig nicht zur Einftellung 
gelangen?*), fi in Unterfuhung befinden!5) oder auf Reklamation wegen 
ihrer bürgerlichen Verhältniſſe Berückſichtigung finden. Solche Berüdfichtigung 
it zuläffig zur Unterftägung hülflofer Anverwandter, zur Erhaltung eines 
landwirthſchaftlichen oder Fabrik-Betriebes, zum Zwecke der Ausbildung und 
bei dauerndem Aufenthalt im Auslande. In den beiden letzten Fällen ift 
indeß nur die zeitweilige Zurückſtellung, nicht die Ueberweiſung zur Erjag- 
referve geftattet1°). Entfprechende Grundſätze kommen bei Entlaffung bder- 
jenigen eingeftellten Soldaten. zur Anwendung, die nad) dem Dienfteintritte 
fi) als unbrauchbar ermweifen oder einen Rellamationsgrund geltend maden 
Eönnen!”). Ihre Entlaffung erfolgt zur Dispofition der Erfagbehörden. 
Außerdem werden alljährlich eine Anzahl Mannſchaften nad) zweijähriger 


) DE. 8 17; (©. 1880 | 98 90 
Art. II) 8 10, 12 u. “1: —28 8.20, *) 58. 7: ErſO. 8 29; RekrO. 
23. — Strafe RMG. 8 'gs (mit Erg. 

1880). 9 AMG. 8 13; ErſO. 8 32. 

AMOS. 8 13; Minimalgröße für AMOS. 8 18; Eid. 8 28. In 
den Dienft mit der Waffe ift 1,57 m | bdiefem Falle ift die Zurücftellung bis zum 
Eid. (mit Erg. 1880) 8 29%. Berb. | 5. Dienfpfühtiohre zuläffig. 

EiO. 8 42, 79, 80 u. Reho. 8 3-6, | %) ARME. 8 19—22; EfO. $ 30 u. 31. 
8 52, (@. 1880 Art. II) 


11, 18 8 52 u. 3 geünd. Bf. 8. Feb. 80 
ABEL. 3 


3). 
m NAME. 8 15 u. 18; Eid. 8 
u. 36; RekrO. 89 


7) —38 
8 53, 54 u. 55: Ed. 8 81 (mit Erg. 
1880) $ 82; RekrO. 8 14—17 u. Erg. 
1880. 
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Dienftzeit zur Dispofition des Truppentheild entlaffen, welche während des 
dritten Dienftjahres bei .entftehendem Ausfalle wieder eingezogen werden können 
(Dispofitions- oder Königs-Urlauber), Auch Hierbei finden häusliche Verhält⸗ 
niffe Berückſichtigung. Durch diefe theilweife Zulaffung einer zweijährigen 
Dienftzeit erfährt die Zahl der ausgebildeten Soldaten eine Erhöhung ?3). 
Die zur Dispofition der Erfagbehörden und Truppentheile entlaffenen Soldaten 
gehören ebenfo wie die ausgehobenen und nod nicht zur Einftellung gelangten 
Rekruten zur Klaſſe der Beurlaubten!?). 


8 89. 


c) Für die nach vollendeter Dienftzeit im ftehenden Heere entlaffenen 
Soldaten beginnt die Reſerve⸗ und nad) diefer die Landtwehrpflicht (8 87 
Abf. 2 u. 4). Die Referviften und Landwehrleute find ausgebildete Soldaten 
und dienen zur Verftärfung des ftehenden Heeres. Sie fallen fomit ihrem 
Weſen nah zufammen und unterjcheiden fi nur infofern von einander, als 
die Yandiwehr die älteren Jahrgänge umfaßt und diefe vor den jüngeren mehr- 
fach begünftigt find. So erfolgen namentlich die Einberufungen bei Verſtärkung 
des Heeres und bei Mobilmadhungen jahrgangsweife und mit dem jüngften 
Jahrgange beginnend?Y). Zwei Abweichungen find dabei zugelafien: 

1. Wegen häuslicher und gewerblicher Verhältniffe können Reſerviſten bis 
zu 2 Proz. ihrer Gefammtzahl Hinter den Iegten Jahrgang ihrer 
Keferve (ausnahmsweiſe auch der Landwehr) und Landwehrleute bis 
zu 3 Proz. der Reſerve und Landwehr Hinter den Ietten Jahrgang 
der Landwehr zurücgeftellt werden. Ueber die Geſuche wird in den 
jährlichen Mufterungsterminen von der verftärkten Erſatz-Commiſſion 
endgültig entjchieden (Klaffifitationsverfahren)??). 

2. Unabfömmlide Beamte werden durch die oberen Militär- und 
Eivilbehörden Hinter die letzte Klaſſe der Landwehr zurücdgeftellt. 
Hierzu gehören die für Militärzwede thätigen Beamten, deren Ver⸗ 
tretung nicht thunlich erfcheint, einzeln ftehende Geiftlihe, Schullehrer, 
Lootfen, Kaffen- und Grenzauffihtsbeamte, ferner alle Poft-, Xele- 
graphen-, Eifenbahn- und Geftütsbeamten, Gendarmen und Schutz⸗ 
leute 22). 

Die Referviften und Landwehrleute können zu einzelnen Uebungen 

herangezogen werden?) und ftehen, wenn fie zu diefen oder zur Berftärkung 


) RMG. 8 605; Kontid. S 78; 2, RMG. 8 65; Kontrö. 8 20-23 
RekrO. 8 142; LandwO 8 15. u. Erg. 1880. Ueber die Einwirkung der 

) RMG. g 34, 56 u. 603—5. Einberufung auf die Civilftellung, ins- 

) RMG. 8 50, 63, 67; KontrO. | befondere rüdfichtlih des Gehaltes 8 71 
8 13,28, d. W. 

a) AO. 8 64; KontrO. 8 133-5, 2) KrDG. 8 6—8 u. 12; Kontrö. 
17—1 $ 12 u. Erg. 1880. 
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des Heeres einberufen find, unter den Militärgefegen?*). Uebrigens find fie 
nur den allgemeinen Tandesgefegen unterworfen und unterliegen feinen anderen 
Beſchränkungen, als den durch die militäriſche Kontrolle gebotenen ?). 
Sie können in das Ausland beurlaubt werden, auch darf ihnen die Aus- 
wanderung nicht verfagt werden?‘ Nur die Offiziere und die in derem 
Range ftehenden Aerzte bedürfen zuvoriger Berabjdiedung ?”). 

8 90. 

d) Der Erfatzrefervepflicht unterliegen die nur für den Kriegsfall 
einzuftelenden Wehrpfliätigen. Die Erfagrejerve befteht für alle Waffen- 
gattungen mit Ausnahme der Kavallerie und zerfällt in zwei Klaffen?®). 

Der erften Klaffe werden in dem erforderlihen Umfange diejenigen 
Wehrpflichtigen zugetheilt, die im Frieden nicht zur Einftellung fonmen wegen: 

1. hober Loosnummer, 

2. häuslicher Berhältniffe, 
3. geringer Körperfehler und 
4. zeitiger Unbraucdbarteit??). 

Die Erfagreferviften 1fter Klaffe müſſen jeden Wohnungswechſel der 
Militärbehörde anzeigen und fi für Mobilmadhungen bereit halten?). Die 
zu 1 und 3 benannten Kategorien dürfen außerdem bereits im Frieden zu 
vier mehrwöcentlichen Uebungen herangezogen werden?!). Die Erjagtruppen 
erhalten dadurch vorgebildete Rekruten, die im alle eined bald nad) der 
Mobilmahung eintretenden Bedarfes zunächſt verwendet werden fünnen. “Die 
Bedeutung der Erfagreferve ift damit eine andere geworden; die Uebungs- 
pfliht Hat fie zu einem Beftandtheile des Heeres gemacht und ihre nur bedingte 
in eine wirkliche Dienftpflicht verwandelt. 

Während die fo geübten Mannfchaften bis zum Aufhören der Wehr- 
pfliht in der erften Klaſſe verbleiben?!), treten die übrigen nad 5 Jahren 
zur Erfagreferne 2ter Klaffe über. Diefe Klafie, der außerdem alle 
überfchäffigen und für die 1fte Klaffe ungeeigneten Erfagreferviften zugeiviefen 
werden, gelangt nur bei außerordentlihem Bedarfe auf Grund befonderer 
Aushebung zur Einftellung. Jede Erſatzreſervepflicht erlifcht mit vollendetem 
31 ten Lebensjahre??). 


29 RMG. $ 38 B1 u MilStraf®. | Erg. 1880; 8 37 u. RekrO. 8 7 mit 
20. Juni 72 (RGB. 174) 8 6. Erg. 1880. 
> KrDG. 8 15; ARME. 8 57 u. 61. D) RMG. 8 23—26, 29; ErſO. 8 38 
— ©. üb. d. Kontrolle u. Disciplinar- | u. Erg. 1880. 
ftrafmittel 15. Feb. 75 (RGB. 65); ”) RMB. 8 69; KontrO. 8 15 u. 15A 
KontrO. $ 1, 2 u. 9—11 u. Erg. 1880. | mit Erg. 1880. 
AMOS. 8 58 u 59. — KrDG. 2, G. 6. Mai 80 (RGB. 103) Art. I 
$ 15 u. KontrO. 8 711, Strafe S 3603; | $ 3. 
Berfahren 8 203 Wr. 5 d. W. 2) RMG. 8 23, 26—29; ErſO. $ 39° 
2) RMG. 8 601 u 2%; Kontıd. 8 76. | 98; KontrO. 8 16. 
*) RMG. 8 16, 23; ErſO. 8 13 mit 
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2. Erſatzweſen. 

Das Erfaßwefen umfaßt die zur Durchführung der Wehrpflicht gegebenen 
formellen Borfchriften und betrifft die Erfaß-Bezirke und -Behörden und das 
Berfahren (Erſatzgeſchäft). 

8 91. 

a) Erjatbezirfe und Erſatzbehörden. Das Neid) zerfällt in 17 
Armeelorps-Bezirke, diefe in je 4 Brigaden und diefe gemöhnlidh in je 4 Yand- 
wehr-Bataillond-Bezirfe. Je zwei diefer Bataillone tragen als Land- 
wehr-Regiment die Nummer des aus dem Bezirke fi) ergänzenden Infanterie- 
regiments. Beim 1., 2. und 3. Armeekorps beftehen Landwehr⸗-Inſpektionen. 
Ueberhaupt fteht die Militär-Territorialeintheilung mit der Gliederung des 
Heeres in engfter Verbindung, indem jeder Truppentheil feinen Erſatz aus 
einem beftimmmten Bezirke empfängt und der Regel nad) aud) in diefem feine 
Sarnifon hat. Died Verhältniß dient zur Bereinfahung des Erſatzweſens, 
wie zur Beichleunigung der Mobilmadung 3). 

An der Spite der Bataillonsbezirke ftehen Bezirks-Kommandos, 
welche die Vermittelung zwifchen den Truppentheilen und dem Bezirke bilden, 
die Kontrolle über die Beurlaubten ausüben und beim Erſatzgeſchäfte mit- 
wirken. Das Bezirks-Kommando Berlin zerfällt in zwei Landwehr-Regimenter. 

Die Erfagbehörden find aus Offizieren und Eivilbeamten zufammen- 
gefet und in drei Inftanzen gegliedert. Die erfte Inftanz bildet für den 
mit dem Civilverwaltungsbezirke (Kreife) zufammenfallenden Aushebungsbezirf 
die Erfag-Kommiffion, welde aus einem Offizier, in der Regel dem 
Landwehr-Bezirksfommandeur und einen Verwaltungsbeamten (Landrat) oder 
dazu beftellten bürgerlichen Mitgliede befteht. Entſprechend ift als zweite 
Inftanz für jeden Infanterie-Brigadebezirk die Ober-Erjag-Kommiffion 
aus einem Offizier, in der Regel dem Infanterie-Brigadefommandeur und 
einem höheren Verwaltungsbeamten zufammengefest. Für Entfcheidungen, bei 
denen die bürgerlichen Berhältniffe der Pflichtigen in Frage fommen, wird die 
Erſatz⸗Kommiſſion dur 1 Offizier und 4 bürgerliche Mitglieder, die Ober- 
Erſatz⸗Kommiſſion durch ein ſolches Mitglied verftärkt. Diefe Mitglieder 
werden von den kommunalen Vertretungen (Kreis: und Provinziallandtagen) 
auf drei Jahre gewählt. Die dritte Inftanz bildet für den Bezirk des 
Armeekorps der fommandirende General, in Preußen mit dem Ober-Präfi- 
denten, übrigens mit dem Chef der Landesverwaltungsbehörde. 

Die Leitung aller Erfatangelegenheiten führt als Minifterial-Inftanz 


F) RMG. 8 5; ErſO. Anlage I zu | u. 27. Dez. 84 (CB. 22 u. 1885 S. 2), 
8 1 (EB. 609); erg.: Bel. 11. Juli 76 | (Prov. Hannover) 18. März, 16. April, 
(CB. 380), 23. März 77 (EB. 169), | u. 31. Dez. 85 (CB. 67, 149 u. 1886 
20. San. 79 (EB. 69), 4. Feb. 81 (EB. | ©. 2 u. 21), 16. Feb., 21. Iumi, 2. 
26), 10. San. ı. 1. April 82 (CB. 12 | Sept. u. 3. Dez. 86 (EB. 38, 203, 334 
u. 145), 13. Jan. 83 (CB. 11), 24. Jan. | u. 405) u. 28. Sept. 87 (CB. 609). 
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das preußische Kriegs-Minifterium im Verein mit der oberften Civil-Verwal⸗ 
tungsbehörde, in Preußen mit dem Minifter des Innern. 

Neben den Erjag-Kommiffionen beftehen für beftimmte Bezirke (in 
Preußen für die Regierungsbezirke) Prüäfungs-Kommiffionen für ein- 
jährig Yreimwillige, die den Erfatbehörden dritter Inſtanz untergeordnet 
find *8). 

S 92. 

b) Das Erſatzgeſchäft beginnt mit der Bertheiluug des Erfages. 
Diefe erfolgt auf die Bundesftaaten und Brigadebezirke nad) dem Stande 
der ortsanweſenden Bevölkerung unter Abredinung der Ausländer und Militär- 
perfonen, auf die Aushebungsbezirfe dagegen erjt nad) Maßgabe der bei der 
Mufterung ermittelten dienftfähigen Mannſchaft. In beiden Fällen fommen 
die aus dem Bezirke eingeftellten reimilligen in Anrechnung). — Dem 
Erfaggefhäfte liegen Tiften zu Grunde, die nad den Geburtöregiftern und 
den von den Pflichtigen zu bewirkenden Meldungen aufgeftellt find. Sie 
zerfallen in die Stammrollen für die Gemeinden, die alphabetifchen und die 
Reftanten-Tiften für die Erfag- und die Borftelungsliften für die Ober-Erfag- 
Kommiffionen?®). 

Das Erſatzgeſchäft theilt fih in die Mufterung vor der Erfaß-Kom- 
miffton, in welcher Zurüditelungen felbftjtändig verfügt werden können, übri- 
gend der eigentlichen Entjcheidung nur vorgearbeitet wird?) und in die Aus— 
hebung vor der Ober-Erfag-Rommiffion, in welder die endgültige Beftim- 
mung erfolgt). Im Siege werden beide Gefchäfte vereinigt ®). 

Die Grundfäre dieſes Verfahrens entftammen einer Zeit, in der bie 
Verhältniſſe der Militärpflichtigen einfacher lagen als heutzutage und nament- 
ih von der Bewegung noch nicht die Rede war, die jett einen großen Theil 
der Bevölkerung unausgefett hin- und herſchiebt. Dieſer gegenüber erfcheint 
das Verfahren als zu ſchwerfällig und umftändlid, was neben der Geſchäfts⸗ 
vermehrung aud die Milttärpflicht drüdender macht, indem die Pflichtigen in 
ber Regel erſt nad) längerer Zeit zu einer endgültigen Entfcheidung gelangen?®). 

3. Bas fiehende Heer. 
5 93. 

a) Friedens⸗Formation. Die Friedensftärfe an Mannfhaften 

ift einſchließlich der Unteroffiziere vom 1. April 1887 ab für 7 Jahre auf 
=) RMG. 8 303-5, erg. ©. 31. Mürz | 7) RMG. 8 306 a 2; 2; ED. 8 27, 33 

85 (RGB. 81); ErſoO. 8 1 u. 2, erg. | u. 55—67 u. Erg. 1 

AE. 27. Aug. 85 (EB. 409). — Reiſe⸗ *) RMG. 8 306 85. ErſO. 8 34, 

koſten der bürg. Mitglieder der Erſ.Komm. | 68—73 u. Erg. 1880; g 76- 78. 

CR. 7. Mai 76 (MB. 144) u. 10. Feb. ) ErſO. 8 95— 10. — Gleiches gilt 

80 (MB. 103). von den Schiffermufterungen 8 115 d. W. 
3, Dienſtpflö. 89; RMG. 8 9; ErſO. %, S. des Verfaſſers Schrift: Zur Ver⸗ 

$ 50-54 u. Erg. 1880; Red. 85 1 u. 2. ng der pr. Verwaltung (Han. 69) 


AMG. 8 31 u. 325, ErſO. 8 43 
bis 49 u. Erg. 1880. 
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468409 Mann feitgeitellt; die einjährig Freiwilligen kommen auf diefe Zahl 
nit in Anrehnung*). Unfer Heer ift dadurch um etiva 10 Proz. vermehrt 
worden, was angefichts der gefttegenen Bevölferung und der in den Nachbar— 
ftaaten fortgefegten Heeresverftärfungen*?) unabweisbar geworden war. “Dabei 
wurde der bereits im RMilG. (1874) eingefchlagene Weg einer periodifchen 
Bewilligung feitgehalten, während die Reichsverfaſſung die Feſtſetzung eines 
bis auf weiteres maßgebenden Paufchquantums vorgefehen hatte“). 

Nah der Formation zerfällt das Heer bei der Infanterie in 534 Ba- 
taillone, bei der Kavallerie in 465 Schwadronen, bei der TFeldartillerie in 
364 Batterien, von denen je 3 oder 4 eine Abtheilung bilden, bei der Fuß— 
(Feftungs-)Artillerie in 31, bei den Pionieren in 19 und bei dem Train in 
18 Bataillone. In der Regel bilden 3 bis 4 Bataillone Infanterie, 5 Schwa- 
dronen Kavallerie und 3 Abtheilungen Feld- bez. 2 Batatllone Fuß-Artillerie 
ein Regiment. 2 bis 3 Negimenter bilden eine Brigade, 2 bis 3 Brigaden 
der Infanterie und Kavallerie eine Divifion, 2 Divifionen ein Armeekorps. 
Beim Garde-, 1. und 15. Korps find die Kavalleriebrigaden zu befonderen 
Kavallerie-Divifionen vereinigt. Eine dritte Divifion haben ferner das 11., 
12. und 15. Korps. Außer den Divifionen find jedem Korps eine Feld⸗ 
artilleriebrigade, ein Fuß- (Feſtungs⸗) Artillerie-Regiment, ein Pionier-, ein 
Train- und in der Regel auch ein Yäger-Bataillon zugetheilt*). Train und 
Jäger ftehen daneben unter je einer Infpeftion. An der Spite der Feld— 
und der Fuß-Artillerie fteht je eine General-Infpeftion, der erjteren find 4 Feld⸗, 
der legteren 2 Fuß- (Feftungs-) Artillerieinfpeftionen unterjtellt. Das In⸗ 
genieurwefen wird dur den Chef des Ingenieur- und Pionierkorps und 
Generalinfpeftor der Feftungen und unter diefem durch 2 Pionier- und 4 In— 
genieur-Infpeftionen beauffichtigt. 

Außerhalb diefer Truppentheile fteht der Generalftab der Armee, 
der in den großen Generalftab und in die Generalſtäbe bei ben höheren 
Truppen- Kommandos zerfällt. Erſterem Tiegt die Sammlung und Berar- 
beitung des auf die Kenntniß der verfchiedenen Armeeorganifationen und 
Kriegsſchauplätze bezüglihen Materials ob; lettere follen die General» und 
Diviſions-Kommandos und die General-Infpeftionen der Artillerie in taftifcher 
und ſtrategiſcher Hinfiht unterftügen. Unter dem Generalftabe jteht das 
Eifenbahnregiment. 

Das deutfche Heer befteht aus 18 Armeekorps, deren 3 bis 4 eine 
Armeeinfpektion bilden. Dem Korps entfpriht ein Korpsbezirk, der der Kegel 


RG. 11. März 87 (RGB. 117) | Friedensftürte beträgt in Frankreich 
81. 471811, in Rußland 790698 u. die 
=) Nah den Erfolgen der deutfchen | Kriegsitärke (Anm. 49) in Frankreich negen 
Waffen find auch Frankreich, Oefterreih | 2 Mil., in Rußland gegen 21, Mill. Mann. 
a. Rußland zur allgemeinen Wehrpflicht a) RVerf. Art. 62. 
übergegangen u. damit zu einer erheblichen “NG. 1887 8 2 u. RMG. 8 2—A. 
Berftärtung ihrer Armeen gelangt. Die | 
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nad ſowohl feinen Erſatz liefert, al8 feine Gornifonen umfaßt. In dent- 
felben ift unbefhadet der Souveränitätsrenhte der Einzelitaaten der komman— 
dirende General oberfter Militärbefehldhaber*?). — Das preufifche Gardeforps 
refrutirt aus ganz Preußen, den thüringiſchen Stanten*®) und Elſaß-Lothringen. 
Die Korps 1 bis 11 entfprechen mit einigen durch die verfchiedene Größen- 
ausdehnung bedingten Abweichungen den preußifchen Provinzen, denen die 
Heineren Bundesftaaten zugelegt find?) Das 12. Korps wird durch Sachſen, 
das 13. durch Würtemberg, das 14. durch Baden und das 15. durd Elſaß— 
?othringen geftellt, während Baiern zwei befondere Korps befigt. 


S 94, 

b) Die Kriegsformation wird dur die Mobilmahung hergeftellt, 
deren Anordnung dem Kaifer für das ganze Reich zufteht*?), Sie umfaht 
die Bildung der Feldarmee und die Aufftelung der Erfag- und Befasungs- 
truppen??) und befteht in der Einberufung der Mannfchaften und Beſchaffung 
der erforderlihen Pferde, Vorräthe und Beftände. Behufs fchnellen Vor- 
gehens ift möglichfte Befchleunigung geboten, die durch gehörige Vorbereitung 
(Mobilmachungsplan) und demnächſtige Inanſpruchnahme aller verfügbaren 
Mittel und Kräfte (Telegraphen, Eifenbahnen, Behörden) erreiht wird 9), 

In der Feldarmee wird die Friedensarmee, die neben drei Jahrgängen 
der Militärpflihtigen nod fünf Iahrgänge der Neferve heranzieht, mehr als 
verdoppelt. Die Friedensarmee ift hiernach weniger Selbftzmed, als Mittel 
zum Zwecke; fie bildet die Schule für das „Volk in Waffen“ und den Rahmen, 
innerhalb deſſen die einberufenen Verftärfungsmannfcaften ihren feften Halt 
finden. Die Berftärkung erfolgt durch Einziehung der Reſerviſten, nöthigen- 
fall8 auch der jüngften Jahrgänge der Landwehr. Bei den Spezialwaffen 
(Artillerie, Pioniere und Jäger), wo Referve und Landwehr nicht unterfchieden 
‚werden, findet letztere ausschließlich diefe Verwendung, während bei Infanterie 
und Kavallerie daneben befondere Yandwehrförper gebildet werden, die zur. 


©) RMG. 8 5. 

2, RekrO. 8 2. 

7) Es find zugetheilt dem 1. Korps: 
Oftpreußen u. Weftpreußen rechts der 
Weichſel; dem 2.: Bommern, Weftpreußen 
links der Weichfel u. RB. Bromberg; dem 
3.: Brandenburg u. Stadt Berlin; dem 
4.: Prov. Sachſen, Anhalt, S. Altenburg, 
beide Schwarzburg u. Reuß; dem 5.: RB. 
Poſen u. Liegnitz; dem 6.: RB. Breslau 
u. Oppeln; dem 7.: RB. Münfter u. 
Minden, der nörblihe Theil des RB. 
Arnsberg, der öftlihe des RB. Düſſeldorf 
u. beide Lippe; dem 8.: die Rheinprov. 
ausſchl. der zum 7. u. 11. Korps geleg⸗ 
ten Theile, Hohenzollern u. das oldenb. 
Fürftenth. Birkenfeld; dem 9.: Schl.Hol⸗ 


ftein, RB. Stade, beide Medienburg, die 
Hanfeftädte u. das oldenb. Fürftenth. Lübeck; 
dem 10.: Hannover außer dem RB. Stade, 
Braunfhweig u. Oldenburg; dem 11., 
Heſſen⸗Naſſau, der füdlihe Theil des RB. 
Arnsberg, der Kr. Weblar (Rheinprov.), 
Waldeck, S. Weimar, S. Gotha, S. Mei- 
ningen u. (als beſondere 25. Diviſion) 
deſſen Dormftebt Anlage 1 zu 81 der ErſO. 

® AMO. 8 

®, Die ReiegsRürte ausſchließlich des 
Landfturmes ift auf 17, MIN. Mann zu. 
veranſchlagen. 

0) Dieſem Zwecke dient der Kriegsſchatz— 
$ 168 d. W. — Die vorläufige u. theil⸗ 
weile Mobilmachung wird Kriegsbereitfchaft 
genannt. 
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Befagung im Inlande, nöthigenfall® auch als Keferve der Feldarmee gegen 
den Feind Verwendung finden), 

Erfaßtruppen werden bei allen felbftftändigen Truppenkörpern gebildet, 
um ben unvermeidlihen Abgang zu erfeßen und fo die Nachhaltigkeit des 
Borgehend zu fihern. Die Kavallerie läßt dieferhalb die Ste Schwadron in 
der Garnifon zurüd, die übrigen Waffengattungen bilden befondere Truppen- 
förper (Erfag-Bataillone, Kompagnien und Batterien). Ihr Stamm befteht 
aus denfelben Mannfchaften, wie der der Feldtruppen; zur Ergänzung ift die 
Erfatreferve bejtimmt. 

Die Befatungstruppen werden aus der zu vorftehenden Zwecken 
nicht zur Berwendung gelangenden Landwehr der Infanterie und Kavallerie 
gebildet. Sie dienen zur Befegung der Etappenftraßen, Feitungen und wid) 
tigeren Garnifonen, zur Bewachung der Kriegsgefangenen und dergl.°?). 

Neben dem Heere tritt, wenn ein feindlicher Einfall Theile des Reichs— 
gebiete® bedroht oder überzieht, auf Grund eines Aufgebot durch Taiferliche 
Berordnung der Landſturm zufammen. Dieſer befteht aus allen nicht dem 
Heere oder der Marine angehörigen Wehrpflichtigen vom 17ten bis zum 42ften 
Sabre. Im Frieden find die Landfturmpflitigen von jeder Kontrolle und 
Uebung befreit; im alle des Aufgebot8 werden fie dagegen in Abtheilungen 
zufanmengeftellt und mit Abzeichen verfehen; auch find fie alsdann den 
militäriſchen Straf- und Disciplinargefegen unterworfen °?). 


4. Rechtsnerhältniffe der Militärperfonen. 


8 9. 

Die Milttärperfonen, denen alle zum Heer und zur Marine gehörigen 
Offiziere, Soldaten, Aerzte und Militärbeamten zugerechnet werden *9), find 
in Ausübung ihres Berufes, ſoweit der dienftlihe Zweck oder die eigene 
Sicherheit e8 erfordern, zum Waffengebraude beredtigt®?). Außerdem 
find fie gegen Thätlichkeiten und Beleidigungen durch befondere Strafbe- 
ftimmung geſchützt ®). 

Eine eigene Gerichtsbarkeit über Militärperfonen befteht nur in 
Straffaden?)., In Eivilfachen beftimmt fi der Gerichtsſtand berfelben 
nad) der jeweiligen, bei Truppen im Auslande nad) der legten deutſchen 
Garnifon®®). Zuftellungen und Ladungen erfolgen in der Regel durch 


ADS. 8 Fi u. 5; RMG. S 63. 921) Art. I G. — Heranziehung bei 


2) KrDG. 8 5 Aufläufen V. 17. Aug. 35 (GS. 170) 
ss) Da} 831. 16 u. RG. 12. Feb.751 8 8—10. — Verhaftungen Anm. 1% zu 
Ro 63). 8 234. Theilnahme a. 5 g dererpolgzei 
ie) AMD. Ss 38; MilStG. 20. Iumi | RO. 29. Aug. 18 (GS. 1 
72 (RGB. 174) * 4, 5 u. Anlage. — % StGB. 8 113 * a 
Milttärbeamte Anm. 1 zu 8 96. 5) 8 98 u. 99» 


s G. 20. März 37 ss. 60); Einf. ° RMG. 8 39, "ho. 8 14, 15, 21. 
i. d. neuen Prov. B. 25. Juni 67 (GES. 
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Bermittelung der Militärbehörde‘?). Zmangsvollftredungen dürfen erjt nad 
Anzeige bei derjelben beginnen und in Militärdienftgebäuden (auf Kriegs⸗ 
fahrzeugen) nur von diefer vorgenommen merden. Auch bezüglich des Gegen- 
ftandes ift die Vollſtreckung mehrfach eingeſchränkt ẽ0). 

Der Genehmigung ihrer Vorgeſetzten bedürfen Militärperſonen zur 
Berheiratfung®), zum Gewerbebetriebe 82) und zur Uebernahme von Kom— 
munalämtern und Vormundſchaften. Die letzteren dürfen fie ablehnen ®®?). 
Zu Schöffen und Geſchworenen find fie überhaupt nicht zu berufen‘). “Das 
aftive Wahlrecht zum Reichs- und Landtage ruht für diefelben; ausgenommen 
find nur die Militärbeamten. Endlich ift den Militärperfonen die Theil 
nahme an politifhen Vereinen und Berfammlungen unterjfagt °). 

In Kriegsfällen können ausrüdende Milttärperfonen Tegtwillige Ber- 
ordnungen unter erleihterten Formen (privilegirte Teftamente) errichten ®®). 
Im Auslande und beim Berlafien des Standgquartiers nad) der Mobilmadhung 
fönnen Handlungen der freiwilligen Gerichtsbarkeit von den Auditeuren 
aufgenommen werden, welche diefelben den Amtsgerichte des Standortes zu 
behändigen haben‘). Die Beurkundung des Perfonenftandes außer: 
halb des Reiches erfolgt in diefem Falle unter ſchriftlicher Vermittelung der 
Vorgeſetzten 68). 

Das Dienſteinkommen der Unteroffiziere und Soldaten iſt überhaupt, 
das der übrigen Militärperſonen im Mobilmachungsfalle von der Staats⸗ 
teuer befreit). Bon der Kommunalfteuer find die Einnahmen der 
aktiven Militärperfonen frei, inſoweit fie nicht aus Grundbefig oder Gewerbe- 
betrieb herrühren; doch unterliegt auch das fonftige außerdienſtliche Einkommen 
der im Offizierrange ftehenden Militärperfonen einer Gemeindeabgabe, welde 
überall dem feften Satze der von ihnen zu entrichtenden ftaatlihen Klaffen- 
oder Einkommenſteuer entfpricht. Bereit find ferner Militärpenfionen unter 750 
Mark und Wittmen- und Waifenpenfionen, Gnaden- und Sterbemonate ”®). 


) Daf. $ 158, 184, 345 u. (Feſtſetzung 
u. Bollftredung der Strafen) $ 345, 355, 
Aa tpro. 8 37, 48, 72 u. bez. 50, 

ANG. 8 45. — EPıO. 8 673, 
699, 7156 7, 749, 7852, 7862, 798 u. 
812. — StPrO. 8 495, 98 u. 108. 

a AMG. S 40; ©. 6. Feb. 75 (NGB. 
23) 8 38. Die nicht genehmigte Ehe ift 
frafbar, nicht ungültig MilSt®. 8 150. 

=) RMG.8 43; preuß. GewO. 17. Ian. 
45 (GS. 41) 8 19 u. ROMO. 8 12. 

a), AMOS. 8 Al u. 47. 

PA 27. Zan. 77 (RGB. 41) $ 349 


u. 85. 

5) NAME. S 49, 

) Daf. 8 4. — In Preußen find 
fie im Kriegsfalle auch an Miethskontrakte 


nur bis zum Ablaufe des Quartals ges 
bunden LR. I 21 8 378. 

m G. 8. Juni 60 (GS. 240) 8 1, 2 
u. 24. April 78 (GS. 230) $ 111; RMG. 
8 39 Abf. 3. 

@) 8 209 Anm. 17. 

9) RMG. 8 46. 

”, V. 22. Dez. 68 (BGB. 571) f. d. 
nordd. Bund, laut Militärfonvention aud) 
f. Baden u. Heſſen RMG. 5 48, verb. 
Anm. 15 ($ 116) d. W. — Aufhebung, 
foweit fie der Beſteuerung des außerdienft- 
lichen Einkommens der im Dienfte ftehen- 
ben und der Penfionen der zur Dispofition 
fiehenden Offiziere entgegenftand ©. 28. 
März 86 (REB. 65); Regelung diefer 
Befteuerung für Preußen ©. 29. Juni 86 
(GS. 181). 
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Unter den militärdienftlihen Vergütungen (Sold, Gehalt, Wohnungs- 
geldaufhuß?!), Reiſekoſten??), Umzugstoften??)) nehmen die Penſionen 
infofern ein befonderes Intereffe in Anfprud), als die Eigenthümlichkeit des 
Milttärdienftes ein raſcheres und leichtere Eintreten der Penfiontrung mit 
fih bringt. Die Penfionsanfprüde der feit dem lebten Kriege invalide ge- 
wordenen Offiziere und Eoldaten des Heeres und der Marine find einheitlicy 
im Reiche geordnet”). Sie können innerhalb 6 Monaten nad) endgültiger 
Entfheidung der Militärbehörde im Rechtswege geltend gemacht werden, 
wobei indeß nur die letztere Über die perfünlichen Vorausfegungen und über 
die Frage zu entfcheiden Hat, ob ein Kriegs- ober Friedensverhältniß anzu— 
nehmen iſt?6). Die Penſionsſätze werden für Offiziere und im Offizier- 
range ftehende Aerzte nah ähnlihen Grundſätzen berechnet, wie für 
Reichsbeamte?6), doch erhalten erftere, wenn fie durch den Krieg invalide 
geworden find, eine Erhöhung und im Falle der Verſtümmelung oder 
fonftigen unheilbaren ſchweren Beihädigung eine meitere Zulage. Sind fie 
im Kriege geblieben oder infolge deſſelben geftorben, fo erhalten ihre Wittwen 
und Kinder eine befondere Beihülfe””). — Abmeichend ift die Berforgung 
der Unteroffiziere, Soldaten und unteren Militärbeamten geregelt. 
Diefe tritt ein, wenn die Betheiligten durch Dienftbefhädigung oder nad 
achtjähriger Dienftzeit invalide geworden find oder mindeften® 18 „Jahre 
gedient haben. Dur 12jährige Dienftzeit erlangen fie bei guter Führung 
den Anfprud auf Eivilverforgung. Dabei werden Ganz: und Halb-Invalide 
unterfchieden. Erſtere find zu feinem Militärdienfte, Ießtere no zum Gar— 
nifondienfte tauglih. Die Penſion ift nad dem Range bemeſſen und aufßer- 
dem nach dem Grade der Invalidität und Erwerbsunfähigkeit und nad) der 
Dienftzeit in 5 Klaſſen abgeftuft. Sofern die Ganzinvalidität durdh dem 
Krieg herbeigeführt oder eine Verftümmelung eingetreten ift, merden Penfions- 
zulagen gewährt. An Stelle der Penfion kann die Verwendung im Garnifon= 
bienfte oder die Civilverforgung eintreten. Die Hinterbliebenen erhalten unter 


ähnlihen Vorausfegungen Beihilfen, wie die Hinterbliebenen der Offiziere 8). 


7) &. 30. Juni 73 (RGB. 166). 

2) 8.15. Juni 73, Aenderung 3. März 
u. Beft. 27. April 81 (ABB. 67 u. 134) 
nebft Erläuterung 3. Feb. 85 (AVB. 25). 

2), V. 23. Mat 78 (CB. 326). 

9 6.27. Zuni71(RGB. 275), erg. 
©. 4. April 74 (RGB. 25) u. 21. April 
86 (RGB. 78); Einf. m Elſ.⸗Lothringen 
©. 8. Feb. 75 (RGEB. 69) Nr. 3; Ausf.- 
Belt. 22. Feb. 75 (CB. 142, IMDB. 175), 
era. Bel. 9. Mai 77 (EB. 252). — 
Sicherſtellung der Anfprühe durd deu 
Neichs » Invalidenfonds S 168 d. W. — 
Beiondere Entfhädigung der Perfonen des 
Soldatenftandes u. der Militür- u. Marine: 


beamten bei Unfällen in unfallverfiherungs«- 
pflihtigen Betrieben S 356 Abf. 4 Nr. 2 
d. W 


5, G. 18718 113—116 u. 1874 8 18. 

1, 8 24 Nr. Ad. W. 

7) &. 1871 8 2—47 u. 1874 8 2 
his 6, 19. 

) &. 1871 8 58-102, 109—112 
u. 1874 8 10—14, 17, 20, 21 u. 23. 
— Civilverforgung u. daneben ftattfindende 
Einziehimg, Weiter» oder Wiedergewährung 
der Penfion 8 63 Abf. 4 d. W. — Die 
Unterbringung in Invalidenhäuſern findet 
nit mehr ftatt. 
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Die Inhaber des eifernen Kreuzes 1. Klaſſe empfangen einen befonderen 
Ehrenſold ?9). 

Die Wittwen und Waiſen der Offiziere, Militärärzte im Offizierrange 
und Militärs und Marinebeamten erhalten ein Wittwen- und Waiſen— 
geld, das nad) ähnlichen Grundſätzen bemeilen wird, wie das der Staats- 
beamten 80), wogegen die genannten während der Dienftzeit oder des Nuhe- 
ftande8 3 Proz. des Dienſteinkommens, Woartegeldes oder der Penſion als 
Wittwen- und Waifengeldbeitrag zu leiften haben. Bon unverheiratheten 
Offizieren vom Hauptmann (Nittmeifter) Zter Klaſſe abwärts wird der Bei- 
trag nicht erhoben®!). Frühere Mitglieder der Landeswittwenlaffen, die von 
dem Rechte des Austrittes keinen Gebrauch machen, find von Entrichtung des 
Wittwen- und Waifengelbbeitrages befreit), Für dieſe befteht die preußifche 
Militär-Wittwenkaſſe einftweilen fort®®). 

Dem Zwecke der Verforgung dienen folgende befondere Einrichtungen: 

1. Die Lebend-Berfiherungs-Anftalt für die Armee und Marine, 
welche Offizieren, Militärbeamten und Unteroffizieren die Gelegenheit 
zur Lebensverfiherung gewährt, die ihnen duch Privatgefellfchaften 
nicht oder nur unter befonderen Opfern geboten wird). 

2. Die Kaifer-Wilhelm-Stiftung, welde den infolge des Krieges 
erwerbsunfähig gewordenen oder des Ernährers beraubten Perſonen 
Hülfe und Unterftügung leiſten will®5). 

3. Die Generalftabs-Stiftung, welde neben Förderung militär- 
wiſſenſchaftlicher Zwecke auch auf Unterftügung unbemittelter und ftreb- 
famer Offiziere und Beamten des Generalftabes gerichtet iſt 86). 


III WRilitärberwaltung‘'). 


1. Allgemeine Bermaltung. 
8 96. 
a) Die oberfte VBerwaltungsbehörde für Preußen und die ihm ange- 
ſchloſſenen Kontingente bildet dus preußziſche Kriegd-Minifterium, welches 
— ebenfo wie die für Baiern, Würtemberg und Sachſen beftehenden befon- 


”) Anm 13f zu 8 3 
17. Suni 87 RB. 237) 8 8 

big —8 AusfVeſi. 16. Juli 87 (MB. 100: 
ABB. 217). Berb. S 75 Abi. 22 W. 

s) 8 1—7, 31 u. 32 des ©. 

8) 8 25—30 dafelbft. 

©), Regl. 3. März 1792; Ergänzungen 
KO. 19. Juli 10 (GS. 1055), 3. Jan. 
16 (65. 93), 20. Mai u. 24. Yuli 20 
(GS. 77 u. 165), 18. Oft. 24 (GS. 214) 
u. ©. 17. Juli 65 (GS. 817) nebft Inftr. 
26. Sept. 65 (MB. 311). 

Grf. Sue de Grais, Handbuch. 6. Aufl. 


) Stat. 5. Juni 79 (ABB. 157). 

5), Stat. 1. Juni 71 (MB. 190). 

©, G. 31. Mai 77 (RGB. 523) u. 
Statut 21. März 78 (RGEB. 13). 

1) Militärbeamte 8 21—24 d. W., 
insbef. Anm. 4, 15, 29 u. 40 dal. 
Klaffeneintheilung V. 29. Juni 80 (RGB. 
169). — Der techniſche Betrieb der Heeres» 
verwaltung unterliegt der Kranlenverfide- 
rung ($ 355 Anm. 81) u. der Unfall 
verfiderung (Anm. 74 zu 8 95). 


9 
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deren Kriegs» Minifterien — als Drgan der Reichsmilitärgewalt anzufeheu 
ift?). Daffelbe umfaßt neben der Central-Abtheilung das allgemeine Kriegs⸗ 
Departement, das Militär-Delonomie-Departement, da8 Departement für das 
Snvalidenwefen, die Remontirungsd- und die Medizinal-Abtheilung®). — Zu 
Beröffentlichungen dient feit 1. April 1867 das Armee-Verordnungsblatt. 


$ 97. 

b) Provinzial-Bermwaltungsorgane des Kriegeminifteriums find die In⸗ 
tendanturen, beren eine für jedes Armee- Korps befteht. Sie find gleid)- 
zeitig Organe des kommandirenden Generald. Ihr Geſchäftskreis umfaßt 
die gefammte Milttär- Defonomie (Unterbringung, Verpflegung und Bellei- 
dung der Truppen, Kaſſen- und Rechnungsweſen)“). Inſoweit e8 fih um 
Leiftungen der Gemeinden und Privatperjonen für militärifhe Zwede handelt, 
find die Regierungs = Präfidenten (Regierungen) zuftändig?), Den Intendan- 
turen find die Divifionsintendanturen‘), die Magazin, Garniſon⸗, Yazareth- 
und Garnifonbauverwaltungen unterftellt. 


2. Ailitär-Nechtspflege. 

Die Militärgerichtsbarkeit beſchränkt fih auf Strafſachen)). “Die be- 
fonderen materiellen und formellen Vorſchriften über dag Militärftraf- 
recht finden in den Eigenthümlichkeiten der Heereseinrichtung und in der 
Nothwendigkeit einer ftrengen Handhabung der Disciplin ihre Begründung. 


S 98. 

a) Im materieller Beziehung ift entiprechend dem allgemeinen Reichs- 
Strafgeſetzbuch und im Anfchluß an daffelbe ein einheitliches Militär⸗Straf⸗ 
geſetzbuch für das Reich geſchaffen*s). Daſſelbe enthält Strafbeftimmungen 
für militärifche Verbrechen und Bergehen und fchließt, ſoweit dies der Fall, 
die Anwendung der allgemeinen Strafgefeßbeftimmungen auf Milittärperfonen 
aus?). Die Strafen beftehen in: 

1. Zodesftrafe, die Durch Erſchießen vollftredt wird 19), 
2. Freiheitsſtrafe, welche bi8 zu 6 Wochen ald (Etuben-, gelinder, mitt- 


2,8 86 d. W. — Die Bermittelung 
bildet der Bundesrathsausfhuß f. d. Land- 
beer u. die Feſtungen ($ 15 d. W.), in 
dem die genannten Staaten vertreten 


find. 
3, Buhl. 18. Feb. 1809 (GS. 785). 
— Im Etat deifelben fteht gem. KO. 


RD. 27. San. 60 me. 155) u. 
20. Di. 62 (MB. 63 ©. 60). 

RING. 839. — GerVerfG. 27. Ian. 

77 „MOB. u) 816 u. Einf®. (daj. 77) 


5 MilStrafgefegbud 20. Suni 


18. März 83 (ABB. 56) auch das bie 
perfünlihen Angelegenheiten bearbeitende 
Riitär-Rabinet 8 389 Abi. 2 d. W. 
. 1. Nov. 20 IV 904). 
N Si. f. d. Reg. 31. De. 
or (daf. IX 821) B Abf. 3 m. 280 


72 (R6B. 174), EinfG. (daf. 173. — 
Kommentare v. Fled 2. Aufl (Berl. 81) 
u. (mit StrafprO.) v. Rüdorff- Solms 
2. Aufl. (Berl. 78). 

9) StGB. 8 10; MilStB. 33. — Be 
griff ber Pilitärperfonen 8 95 Abf. d. W. 

) Mi:StG. 8 14. — MilStGerO. 
Am 16) 8 183. 
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lever oder ſtrenger) Arreft, darüber hinans als Gefängnig und als 
Feſtungshaft bezeichnet wird?!) und 

3. Chrenftrafe (Entfernung aus dem Heere, Dienftentlaffung gegen Offi- 
ziere, Degradation gegen Unteroffiziere, Verſetzung in die zweite Rlaffe 
gegen Unteroffiziere und Gemeine) 12). 

Die mit Freiheitsſtrafe bis zu 5 Jahren bedrohten ftrafbaren Hand- 
lungen heißen militärifche Vergehen, die mit längerer Freiheits- oder Todes: 
ftrafe bedrohten militärifhe Verbrechen 18). Soweit diefe Strafvorfhriften 
das Berhältnig der Militärperfonen im Felde zum Gegenftande haben, 
werden fie als Kriegsgeſetze bezeichnet!‘ Die übrigen Vorfchriften betreffen 
die Verletzung der befonderen militärifchen Dienftpflichten!). 


8 99. 

b) In formeller Beziehung fteht noch die preußifche Militär- Straf: 
Gerichtsordnung in Seltung!‘). Der Militärgerichtsbarkeit find Militär- 
yerfonen in Straf» und Injurienſachen unterworfen!”); bloße Polizei⸗Kontra⸗ 
ventionen, die nur mit Geldbuße bedroht find und nicht die Militärpofizei 
betreffen, find jedoch von den Civilbehörden zu entſcheiden 18). Die Gerichts⸗ 
barkeit zerfällt in die höhere, welche alle Straffälle gegen Offiziere und höhere 
Militärbeamte, fowie die mit firengerer Strafe bedrohten Handlungen ber 
übrigen Militärperfonen betrifft, und in die niedere Gerichtsbarkeit. Das 
General: Auditoriat ift der oberfte Meilttärgerichtshof und bildet die 
allgemeine Beſchwerde⸗ und Auffichtsinftanz, während in erfter Inſtanz Die 
Korps, Divifions-, Garnifond- und Regimentsgerichte zuftändig 
find, die aus dem Kommandeur als Gerihtäheren, dem Korps⸗, Divifions- 
oder Garnifonauditeur (bei Regimentögerichten dem unterfuchungsführenden 
Offizier) als richterlichem Mitgliede und mehreren nad) Verſchiedenheit der 
Falle kommandirten Militärperfonen als Beifigern beftehen. Für jeden Fall 
wird das Unterfuhungs- und Spruchgericht befonders beftellt. Das Spruch⸗ 
gericht Heißt, wo es fih um höhere Gerichtsbarkeit handelt, Kriegsgericht, 
anderenfalls Standgerit!?). Dem entfpredend ift das Verfahren ein kriegs⸗ 


m) MilStG. 8 15—29. 

2) Daſ. 30-42. 

5) Dal 851 

1) Kriegsverratt u. Gefährdung der 
Kriegsmadt im Felde 8 57—63; eigen« 
mächtiges Beutemaden, Plünderung, Bes 
drüdung der Landeseinwohner feitens der 
Nachzügler (Dtarodiren) 8 127—136. 

5, Sahnenfluht (Defertion) $ 69—79 
u. Einf6. 8 2 (vgl. $ 241 Anm. 64 d. 
W.); Feigheit MStG. 8 84 — 88; In⸗ 
ſubordination $ 89—113 u. Berichtigung 
RGB. 1873 ©. 138. 

*) Preuß. Mil StGerO. 3. April 
45 (GS. 329, BGB. 1867 ©. 229). 


Die Einführung in das Reich ift verheißen 
(ARBerf. Art. 61), bislang aber nur er⸗ 
folgt im norbdeutihen Bundesgebiete (B. 
29. Dez. 67 BGB. 185), in Baden (V. 
24. Nov. 71 RBG. 401) u. Elſ.⸗Lothr. 
(G. 6. Dez. 73 GB. f. ER. 331). — In 
Baiern u. MWiürtemberg ftehen nod die 
Ianpeeg elek lichen Vorſchriften in Kraft. 
St&D. 8 1—18. 

R rs 83 u. KO. 19. Aug. 47 (SS. 

334 


) Daf. 8 19-88. — Außerordentliche 
Kriegsgerihte im Fate bes Belagerungs- 
zuftandes 8 243 d. W. 


9* 
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rechtliches?) oder ſtandrechtliches?). In erfterem erfolgt die Betätigung 
der Erfenntniffe nad) Verſchiedenheit der Fälle durch den Kaifer, den Kriegs- 
minifter oder einen Truppen- Kommandeur, in letterem durch den Gerichts⸗ 
heren??). Beſonders geregelt ift das Verfahren bei Beleidigungen?) und das 
Kontumazialverfahren in bezug auf Deſerteure, gegen welche Geldftrafe bis 
3000 M. zuläffig ift**). 

Die Militär-Iuftizbeamten (Auditeure) müflen zum Nichteramte 
befähigt fein nnd unterliegen den für lettere gegebenen Disciplinarvor⸗ 


ſchriften *). 
8 100. 


c) Neben der militärgerichtlichen iſt bei Dienſtvergehen die Diseiplinar⸗ 
beftrafung der Militärperſonen zugelaſſen und zwar auch für die leichteren 
im Militär-Straf-Gefete vorgefehenen Fälle?s). Die näheren Borfähriften 
erläßt der Kaifer?”). 

Ferner beftehen unabhängig von den Militärgerihten Ehrengerichte 
zur Aburtheilung folder Handlungen und Unterlafjungen der Offiziere, bie 
nicht an ſich ftrafbar, gleichwohl aber dem Chrgefühl oder den Verhältniffen 
des Offizierftandes zumider find. Ihre Entſcheidung kann auf Warnung, 
Dienftentlafjung oder Entfernung aus dem Offizierftande lauten und bedarf 
der Allerhöchſten Beſtätigung. Die Chrengeridhte beftehen für Subaltern- 
offiziere aus dem Offizierlorps, für Stabsoffiziere aus den Stabsoffizieren 
der Divifion. Zur Vorbereitung der Entfheidungen wählen die Chrenge- 
richte alljährlich einen Ehrenrath 2%). Jedermann ift zu eidliher Zeugniß- 
ablegung vor demfelben verpflichtet??). Den Chrengerichten ift ferner zur 
Verhütung des Zweikampfes die ſchiedsrichterliche Entfcheidung in Ehren- 
ftreitigfeiten und Beleidigungen der Offiziere untereinander übertragen ?®). 


©, MStGO. 8 I1—1%. 77 (RGB. 41) $ 8 u. Einf®. (baf. 77) 
2) Dal. $ 196228. 13; ©. 7. Mai 51 (6©. 218) 8 65, 


2) Daf. 150—153, 205 u. AE. 1. Juni 
67 (BGB. 260). 

3, MStGO. 8 229— 241. 

7, Daf. 8 242—259; ©. 11. März 50 
(GS. 271, BGB. 1867 ©. 301); Einf®. 
3. MẽtGB. $ 2. — Bon den über die Aus» 
lieferung von Deferteuren abgejchloffenen 
Kartel-Konventionen find in Geltung 
die Konv. mit Dänemark 25. Dez. 20 (GS. 
21 ©. 33) u. die im deutſchen Bunde ge- 
ſchloſſene Konv. 10. eb. 31 (GS. 41), erg. 
Dell. 15. Juni 32 (GS. 177) u. AE. 4. Sept. 
64 (GS. 572) in Bezug auf Defterreid 
gemäß Art. XIII des Prager Friedens 
(Anm. 5 zu $ 6) u. auf Baiern, bezüglid 
dejfen auf Fangprämien gegenfeitig ver⸗ 
zihtet ift AE. 18. Mai 85 (GES. 349). 

>) AMOS. 8 7. — G. 31. März 73 
(RGB. 61) 8 1585 GerVerfG. 27. San. 


8 
70—77. — Rang 8 70 d. ©. 

*) EinfG. z. MESIGB. 8 3. 

7) RMilG. 8 8; Disciplinar Strafö. 
f. d. Heer 31. Oft. 72 (ABB. ©. 330), 
5 4 geind. AD. 4. Aug. 87 (daf. 241). 
— Disciplinarmittel gegen Mannſchaften 
des Beurlaubtenftandes ©. 15. eb. 75 
(RGEB. 65) 8 6, 7, des Landſturms ©. 
12. Feb. 75 (ROR. 63) 8 4. 

*) 8. 20. Juli 43 (GS. 2399); Gel⸗ 
tungsgebiet wie Anm. 16. Ehrengericht⸗ 
liche Erkenntniſſe gegen Landwehroffiziere, 
die im Staatsdienſte ſtehen, ſind der Civil⸗ 
dienſtbehörde mitzutheilen KO. 11. Juni 46 
(MB. 129 


2) 8O. 18. Juli 44 (GS. 299). 

2) 3. 20. Juli 43 (GS. 308) u. KO. 
27. Sept. 45 (GS. 681); Geltungsgebiet 
wie Anm. 16. 
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3. Militär-Kicchenmelen. 
8 101. 

Nach der preußifhen Militär-Kirchen- Ordnung ?}) werden die Militär- 
geiftlichen der einzelnen Konfeffionen im Kriege wie im Frieden nad) Be- 
dürfniß angeftellt. Die evangelifchen ftehen unter dem Feldprobft der Armee, 
welcher ald Organ der das Militär⸗-Kirchenweſen leitenden Minifter des 
Kultus und Krieges erfheint und der gefanmten Militärgeiftlichteit un- 
mittelbar vorgejegt if. Bei den Korps find in der Stellung der Superin- 
tendenten Militär- Oberprediger und unter diefen Divifiond-, Garnifon- und 
Anftalts- (Inſtituts⸗) Geiftliche angeftellt. Neben diefen geiftlichen Vorgeſetzten 
find die Militärgeiftlihen ald Militärbeamte den betreffenden Militärbefehls⸗ 
habern unterftellt??). Die Wahl des Feldprobftes und Garnifonpredigers zu 
Berlin erfolgt durch den Kaiſer, die der übrigen Geiftlichen durd) den Feld» 
probft??), Die Seelforge in Garnifonen, in denen fein Militärgeiftlicher an- 
geftellt ift, wird einem Givilgeiftlichen übertragen, dem damit die Rechte und 


Pflichten der Militärgeiftlichen zufallen. 
Außer Seelforge und Kichenbuchführung?) haben 
die Militärgeiftlichen auch bei den Unterridhtsanftalten mitzuwirken 36). 


Bereifung bewirkt). 


Aeußerſtenfalls wird dieſelbe durch 


Jedem 


Geiſtlichen iſt ein Militärküſter beigegeben ?”). 
Zu den Militärgemeinden gehören die Militärperſonen, deren 


Frauen und im Haufe befindliche Kinder?8). 


Die Militär⸗ und Garni— 


ſonkirchen ſtehen im Eigenthum des Staates und unter landesherrlichem 


Patronat ??). 


Die Militär-Kirchenverfaſſung wird durch die neuere Kirchengeſetzgebung 


nicht berührt0). 


4. Militär-Erziehungs- und Unterrichtamelen‘). 
$ 102. 
Dafjelbe umfaßt die Bor- und die Weiterbildung der Offiziere, ſowie 
die Erziehung und den Unterricht der Unteroffiziere und Mannſchaften. 


a MilKirchenO. 12. Feb. 32 (SS. 
69); diefelbe wurde in die neuen Provinzen 
(Hannover u. Bereich des 11. u. 9. Korps) 
eingeführt ®. 24. Juni u. 12. Oft. 67 
(85. 919 u. 1849) u. 25. Nov. 68 
(GS. 69 ©. 77), auf das Neid) indeſſen 
nicht übertragen Reihe Der Art. 6 

2), MUIRDO. 8 1—6, 21—33. Dienft- 
einfünfte und Weiterbeförberung 8 94 bis 
108; Tagegelder AE. 2. Mai 56 (MB. 
176 


)- 
B Daf. $ en u. AC. 19. De. 67 
(88. 68 ©. 4 u2 
2) MilkO. S 5 
3 Daf. $ 50-82. li jede Garnifon 


und bez. Militärgemeinde ift ein Kirdhen- 
buch zu führen AE. 30. Mai 68 (GS. 694). 
MURD. 8 83—93. 


m) Daf. $ 113—120. 

“, ©. 11. Mai 73 (GE. 191) 8 29; 
Kirhengem. u. Synod.O. 10. Sept. 73 
(GS. 74 ©. 151) $ 48%. 

a, As Schulen für den Militär- 
dienst felbft find aufzuführen: die Mi- 
litär⸗Schießſchule zu Spandau, die Artil- 
lerie⸗Schießſchule zu Berlin, das Militär- 
Keitinftitut zu Hannover, die Militär- 
Zurnanftalt zu Berlin u. das zur Förderung 
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Das auf die Ergänzung des Offizier-Korps??) berechnete Militär- 
Erziehungs- und Bildungswefen wird durch eine General-Inſpektion 
geleitet. Unter derfelben ftehen die Ober: Militär -Studien- Kommiffion, die 
Ober- Militär- Eraminations- Kommiffion, das Kadetten-Korps, die Kriegs- 
ſchulen und die vereinigte Artillerie- und Ingenieur» Schule Tür jede der 
drei leßteren befteht je eine Studien-Kommiffion. — Die Ober-Erami- 
nations-Rommiffion zerfällt in die beiden Abtheilungen für die Offiziers- 
und für die Portepeefähnrihd- Prüfung‘). Das Kadetten-Korps fol 
Söhnen von Offizieren die Mittel, anderen Perfonen die Gelegenheit zur 
Erziehung und Ausbildung für den Kriegsdienft bieten und bildet hierdurch 
die Pflanzjchule für das Offizier- Korps), — Die Kriegsſchulen, melde 
unter einer eigenen Inſpektion ftehen, find fir die kriegswiſſenſchaftliche Aus- 
bildung zu Offizieren beftimmt*). Die weitere techniſche Ausbildung der 
Artillerie- und Ingenieur-Offiziere erfolgt auf der vereinigten Artillerie=. 
und Ingenieurfähule zu Berlin 6). 

Die Weiterbildung der Offiziere vermittelt die Kriegs- Akademie 
zu Berlin, die in wilfenfchaftliher Beziehung dem Chef des Generalftabes, 
übrigens dem SKriegsminifter unterftellt ift und eine befondere berathende und 
begutachtende Studien-Kommiffion zur Seite hat??). 


Behufs Heranbildung junger Leute zu Unteroffizieren beftehen Unter- 
offizierfähulen*). Die darin aufgenommenen find zu demnächftiger vier- 
jähriger aktiver Dienftzeit bei einem Truppentheile verpflichtet). — Das 
Militär-Rnaben-Erziehungs-Inftitut zu Annaburg (RB. Merfe- 
burg) wurde 1738 von Auguft II. von Sachſen begründet und ift zur 
Erziehung von Söhnen im Dienfte befindlicher oder mit den Invaliden- 
wohlthaten ausgefchiedener Soldaten beftimmt. In der damit verbundenen 


der Gleichförmigkeit im Infanteriedienfte 
beſtimmte Lehr- Bataillon zu Potsdam. 
Aerztliche u. thierärztlihe Militärbildungs- 
anftalten 8 103, 104 d. W. 

2) V. 11. März 80 (ABL. 61), $ 5, 
erg. Vf. 6. Mai 81 (ABB. 139 

AD. 25. Olt. 77 (ABB. 191) u. 
V. üb. Ergänzung der Offiziere des Frie— 
densftandes 11. März 80 (ABB. 61), 
8 5 ergänzt Df. 6. Mai 31 (ABB. 139). 

) Aufnahme⸗Beſt. 18. Oft. 78 (MB. 
79 ©. 42). — Organifation AD. 18. Ian. 
TU (MB. 79) — Das Kadettenlorps um⸗ 
faßt die Hauptanftalt zu Lichterfelde und 
‚die Provinzialanftalten zu Kulm, Wahl- 
ftatt, Potsdam, Plön, Oranienftein u. 
Bensberg. 

%) Aaeſchulen (AO. 1. Juli 82 
ABB. 173 u. 1883 ©. 22 u. Inſtr. f. 


d. Inſpelteur 28. Ian. 76 ABB. 36) 
beftehen zu Potsdam, Anklam, Neiße, 
Oiogan, Hannover, Kaſſel, Engers und 


ed 

% AD. 5. San. 82 (ABB. 23) u 
Sept. 85 (baf. 199). 

AD. 21. Nov. 72 (ABB. Nr. 429) 
u. Bet. 11. Nov. 75 (ABB. 268). 

8) Aufnahme-Beit. 10. Oft. 82 (ABB. 
189° u. 193). Unteroffizierfhulen beftehen 
zu Diarienwerder, Potsdam, Weißenfels, 
Ettlingen, Bieberih u. Jülich nebft den 
Vorſchulen (Stat. 9. Juni 77 ABB. 119) 
zu Weilburg u. Annaburg, letztere in Ver⸗ 
bindung mit dem dortigen Erziehungs- 
inftitute. 

©), ErfagO. (Anm. 1 zu $ 87) 8 86 u. 
Rehd. 137. Aufnahme - Bedingungen 
ER. 31. Jan. 81 (MB. 66). 
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Militärſchule werden gleichzeitig Zöglinge für die Unteroffizierfchulen vorbe- 
reitet. Die fo Ausgebildeten müſſen für jedes Jahr, welches fie auf Staate- 
toften unterhalten worden find, zwei Jahre über die aftive Dienftzeit hinaus 
im Heere dienen). Das Imftitut fteht gleich den Unteroffizierſchulen unter 
der Infpektion der Infanteriefulen zu Berlin?). — Das große Militär- 
Waiſenhaus zu Potsdam wurde 1724 duch Friedrih Wilhelm I. be⸗ 
gründet und 1829 unter Einritung eines Mädhen-Waifenhaufes zu 
Pretzſch auf Militär-Waifen- Knaben befchräntt, die dafelbft gleichzeitig mili- 
tärifch vorgebildet werden. Beide Anftalten ftehen unter einem ‘Direktorium, 
deſſen Chef der Kriegsminifter iſtꝰ2). Für Aufhebung der aus dem Inſer⸗ 
tionszwange und der Herausgabe der Intelligenzblätter bezogenen Einkünfte 
empfängt das Inftitut eine Entfhädigungsrente aus der Staatslafje??). — 
In einzelnen größeren Garnifonen beftehen für Kinder der aktiven Unter⸗ 
offiziere und Soldaten befondere Garniſonſchulen. 


d. Militär-Medizinalmefen®"), 
8 103. 


Die Milttärärzte des aktiven Dienft- und des Beurlaubtenftandes bilden 
mit den Lazarethgehülfen und Krankenwärtern da8 Sanitätd-Rorps und, 
foweit fie im Offizierrange ftehen, das Sanitäts-DOffizier-Korps. Die 
Rang= und Dienftverhältniffe des letteren find entſprechend denen des Offi- 
zier-Korps geregelt”). An der Spite des Sanitäts-Korps fteht der zugleich 
der Medizinal- Abtheilung im Kriegs: Miniftertum vorftehende Generalarzt 
der Armee, während durd) die Generalärzte der Verband der Militärärzte 
innerhalb des Armeekorps geleitet wird. Bei den Truppentheilen und An- 
ftalten find Ober-Stabsärzte 1ſter und 2ter Klaffe und Linterärzte anges 
ſtellt 6). Das Sanitäts-Offizier- Korps ergänzt ſich durch Mediziner, bie 

a) auf dem ftaatlichen, mediziniſch-chirurgiſchen Friedrich-Wilhelms- 
Inftitute (1795 als pepiniere gegründet) und der damit vereinigten 
mediziniſch⸗chirurgiſchen Alademie ausgebildet find’), oder 


° Erſatzo. 810. — Aufnabmegrund. 
fübe ER. 31. Ian. 81 (MB. 63). 
2? Vorſchr. 2. Juni 81 Ass. 151) 
26. Juni 86 (ABB. 185); der In⸗ 
(peftion find aud die Mil.⸗Schießſchule u. 
et Mil.-Turnanftalt (Anm. 41) unter 


=, Aufnahmebedingungen 18. Mai 78 
(ABB. 129). 

> G. 21. Dez. 49 (GE. 441). 

*), Siherungsmittel gegen anftedlende 
Krankheiten Reg. 8. Aug. 35 (GS. 240) 


8 15, 84, 40, 42, 57, 62, 65, 69, 73, 
82 u. 89. 

=) ‘2. ib. die Organifation des Sani⸗ 
tüts⸗Korps (SanitätsOD.) 6. Feb. 73 (ABB. 
103) 8 1 u. 13—42; Aenderungen (Beil. 
3. ABB. 77 Nr. 4) u. ($ 24) 13. Mai 
80 (ABB. 151). 

s Daf. $ 1, 2 u. 13; vgl. 8 7—11. 

N Da. 8 4; Aufnahine veſt 7. Juli 
76 (MB. 78 © 39). — Regl. f. d. mili⸗ 
tärärztl. Prüfung 30. April 69 (MB. 70 
a u. Vorſchr. 12. Juli 81 (ABB. 
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b) ihrer Dienftpflicht genügen 5®), oder 
c) nad erlangter Befähigung als Arzt auf Beförderung eintreten>?). 

Das militärärztlihe Hülfsperfonal im Frieden bilden die Laza- 
retbgehülfen. Approbirte Apotheker genügen ihrer Dienftpflicht als einjährig- 
freiwillige Bharmazeuten in einer Militärapothefe. Im Beurlaubtenftande 
werden fie in Ober- und Unter-Apothefer eingetheilt 80). 

Für die Krankenpflege im Felde werden Krankenwärter und Kranken— 
träger auögebildet®?); eine wirffame Unterftügung erwächſt dabei der Militär- 
verwaltung duch die freiwillige Krankenpflege‘). Die Pflege Verwundeter ift 
durch internationalen Vertrag geregelt®?). 


6. Militär-Beterinärmefen. 
$ 104. | 

Dafjelbe fteht unter einer befonderen, dem Kriegs-Miniſterium unter- 
ftellten Infpeltion des Militär-Beterinärwefeng%) Das roßärztliche 
Perfonal, das ſich in der Kegel durch Zöglinge der Militär-Roßarztſchule 
ergänzt, beiteht aus Korps- und Ober-Roßärzten und Roß- und Unterroß- 
ärzten. Erſtere find obere Militär-Beamte, letztere gehören zu den Perfonen 
des Soldatenftandes®). Für den Hufbefchlag bei den Truppentheilen find 
Fahnenſchmiede angeftellt6%). Unter der Inſpektion ftehen die Militär-Roß- 
arztihule und die Lehrfchmieden‘”). Approbirte Thierärzte können ihrer 
Militärpfliht als ein- oder dreijährig-freiwillige Unter-Roßärzte genügen 68). 


Iv. Militärlaſten. 


1. Ueberſicht. 
8 105. 


Außer dem perſönlichen Militärdienſte ſind die Staatsangehörigen zu 


gewiſſen ſachlichen Leiſtungen oder Unterlaſſungen verpflichtet. 


) Mediziner können der Dienſtpflicht 
entw. ganz mit der Waffe genügen ob. 
nad 6 monatlichem Dienfte ſich zurüdftellen 
laſſen, um nad erlangter Approbation die 
übrigen 6 Monate als Unterarzt zu dienen 
Sand. $ 5; RekrO. (Anm. 1 zu 8 87) 
821. — Unterärzte des Beurlaubtenftandes 
Sand. (Anm. >) 8 12 u. 24. 

SanO. 


86 

©) RekrO. 8 68 1. 20; LandwO. 8 148, 

A, Kriegs-SanitätsO. 10. San. 78. 

2) Die deutfhen Bereinevomrothen 
Kreuz beftehen aus dem unter Leitung 
eines Centralfomites ftehenden preuß. Ver- 
eine zur Pflege im Felde verwundeter u. 
erranfter Krieger, der in Provinzial-, 
Kreis- u. Lolalvereine getheilt u. mit den 
Tandesvereinen im übrigen Deutſchland 


Da grund- 


dur ein befonderes Centralkomité ver⸗ 
bunden ift. Hand in Hand mit demfelben 
geht dabei der ähnlich geglieterte, baler- 
ländifche Frauenverein. Anm. 43 zu 8 28 
e GenferKonv. 22. Aug. 64 (GS. fe 
©. 841); derfelben find alle europätfchen 
und außer Meriko alle größeren amerifa- 
nifhen Staaten, überhaupt 32 beigetreten. 

W Rilitür -BeterinitO. 6. Mai 86 
8 — 

& Daſ. 8 5—44. 

6) Daſ. 8 45-583. 

7) Erſtere befindet ſich zu Berlin; Lehr⸗ 
ſchmieden beſtehen zu Berlin, Königsberg, 
Breslau, Hannover u. Gottesaue in Baden. 

Daſ. 19 u. 20. — Roßärztliches 
Bertonal des Beurlaubtenftandes $ 35 
i8 37 
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Täglich Entfehädigung für dieſelbe geleiftet wird, ihre Vertheilung auf die 
Pflichtigen auch nicht nad einem allgemeinen Maßſtabe, fondern nad dem 
hervortretenden militärtfchen Bedürfniſſe fich richtet, fo fallen fie unter den 
Begriff der Enteignung, nit unter den der Beſteuerung. Die Laften find 
verfdhieden, je nachdem fie im Frieden oder im Kriege gefordert werden, oder 
als Eigenthumsbeſchränkungen in der Umgebung von Feſtungen fich darftellen. 


2. Stiedensleiftungen. 
8 106. 

a) Die QOnartierleiftung ift beſonders geregelt!). Für die Unter» 
bringung der Mannfhaften und Pferde in den Standorten der Truppen 
(Sarnifonen) reihen die hierzu verfügbaren Gebäude (Kaſernen) in der Regel 
nicht aus; auf Märfchen und an Orten vorübergehenden Aufenthalte (Kan- 
tonnement8) fehlen fie faft immer. In beiden Fällen müſſen deshalb Privat- 
gebäude in Anfpruch genommen werden und diefer Nothwendigkeit entſpricht 
die Duartierleiftungspflidt. Sie erftredt fich ihrem Umfange nad auf die 
Gewährung von Wohnungs- und Stallräunen für Mannſchaften und Dienft- 
pferde. Bei Kantonnirungen, die nicht von vornherein auf länger als 6 
Monate feitgefest find, müſſen diefe Räume auch für Offiziere und Be— 
amte und deren Pferde und für Gelaß zu Gefchäfts-, Arreft- und MWadt- 
Iofalen gewährt werden?). 

Die Berpflidtung ift eine reale. Sie laftet auf allen benußbaren 
Baulichkeiten, foweit diefe nit für den Wohnungsbedarf, Wirthfchafts- oder 
Gewerbebetrieb unentbehrlich find. Befreit find Gebäude, die fi im Beſitze 
regierender oder ftandesherrlicher Familien befinden, zu Geſandtſchaftswoh— 
nungen, zu einem öffentlichen Dienft oder Gebrauche, insbefondere zur kirch— 
lichen, Unterritd-, Armen-, Kranken und Gefängnißzweden dienen und 
Gebäude, die nach Ablauf des Kalenderjahres ihrer Erbauung noch nit 
zwei Jahre geftanden haben?). Der Anfprucd gegen die Gebäudebefiter wird 
indeß nit unmittelbar, fondern durch Vermittelung der Gemeinden und Guts- 
bezirke geltend gemadht. Auf diefe wird die Einquartierung nad) Grundſätzen 
vertheilt, welche für jeden Kreis im voraus durch eine Kreis-Einquartierungs- 
Kommiffion feitgeftellt find, während die Untervertheilung innerhalb der Ge— 
meinden in Garnifonorten durch Aufftellung eines Katafters, übrigens durd) 
Gemeindebeſchluß oder Ortsftatut geregelt wird. Auf Iesterem Wege kann 
aud die Unterbringung im gemietheten Duartieren und der Anſchluß von 


1) Quartierleiftungs- Gefet 25. | 906. 8 1-3 u. Anl. A, ergänzt 
Juni 68 (BOB. 523) u. Inſtr. 31. De. Ofigierqunztiere u. |. g. enges Onartier) 
68 (BEL. 69 ©. 1). — Einf. i. Baden 21. Juni 87 (ROB. 245) Art. I; 
©. 22. Nov. 71 (RGB. 400), Baiern Sfr 81 
u. Würtemberg Gefete 9. Feb. 75 (RGB. ) 00. g 4; Inſtr. $ 2. Dienfhvoh- 
41 u.48), Elſ.⸗Lothringen ©. 14. Juli 71 dungen in Dienfiehäuben find pflichtig 
(SB. f. ER. 187). R. 6. Aug. 75 (MB. 289). 
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Gutsbezirken an benachbarte Gemeinden in Beziehung auf die Einguartierungs= 
laſt befchloffen werden‘). Die Ouartierpflit kann durch Geftellung ander- 
weiter Quatiere erfüllt werden; ihre Nichterfüllung hat Zwangsmaßregeln, 
insbefondere Beſchaffung des Duartierd auf Koften der Pflihtigen zu Folge®). 
Die Ouartierleiftung kann nur gegen Entfhädigung (Servis) gefordert 
werden. Dieſe beftimmt fi nad einem Zarife, der auf Eintheilung aller 
Ortſchaften in 5 Servisklaſſen beruft. Berlin bat befondere Sätze. Der 
Tarif wird von 1878 ab von 10 zu 10 Jahre einer Revifion unterzogen). 
8 107. 
b) Ein ferneres Geſetz regelt die anderiveiten Naturalleiftungen 
im Frieden’). Auch auf diefe fieht fi die Militärverwaltung angewieſen; 
doch follen fie nur infoweit in Anſpruch genommen werden, al& der militärifche 
Bedarf nicht auf anderem Wege gededt werden fann®). Für die Leiftungen 
wie für etwa vorkommende Beichädigungen wird Vergütung gewährt. Der 
Anfprud muß jedoch bei Verluſt defjelben im erfteren Falle im Laufe des 
folgenden Kalenderjahres, im letteren innerhalb 4 Wochen geltend gemacht 
werden‘). Die Leiftungen werden theils von den Gemeinden, theild unmittelbar 
von den Pflichtigen gefordert. 
Die Bermittelung der Gemeinden tritt in folgenden Fällen ein: 
1. Zur Borfpannleiftung find alle Befiger von Jugthieren und Wagen 
verpflichtet, ſoweit lettere nit zum Hofhalt der regierenden Familien 
gehören, im Beſitze der Gefandtfdaften, Geftüte oder Militärverwal- 
tungen ftehen oder zum Dienft oder Berufe der Offiziere, Beamten, 
Aerzte, Thierärzte und Pofthalter erforderlich find. Der Borfpann 
wird in der Kegel nur für einen Tag und nur auf Märfchen, in 
Lagern und Kantonnirungen in Anſpruch genommen. Die Vergütung 
erfolgt nach periodifh vom Bundesrat feitgeftellten Sätzen 10), 
2. Auf Märfchen ift für Marfch- und Liegetage außer dem Quartier 
au Naturalverpflegung zu gewähren, die in der Regel der eigenen 
Koft des Quartiergebers entſprechen fol. Die Vergütung beträgt vor- 


06. 8 5—7, 9 u. 18; Inſtr. $ 3, 
4, 7-9. — Zufländigkeit im Geb. der 
Berw. Org. Zuft6. $ 50 u. 51. — Um« 
quartierung DOG. 8 14 u. Inſtr. 8 14. 
— Form der Vertheilung durch Marſch⸗ 
ronten, Quartieranweiſung u. Quartier⸗ 
billts QG. 8 8 u. Inſtr. 5, 6, 10—12. 

06.810, 11; Saft. 813. — Be 
{werden QGG. 8 1 

O6. 8 1, Feen 28. 
Mai 87 (RSB. 159). — Berechnung 
u. Geltendmadung OG. 8 16, 17; Inſtr. 
8 15 Seffung des Erl. 3. Sept. 70 
BGB. 514 u. 29. San. 85 RGB. 9), 
8 16 u. 17. 


7) RS. 13. Feb. 75 (RGB. 52), ern- 
G. 21. Juni 87 (ROB. 245), Art. 11. 
— Ausf.Inftr. 30. Aug. 87 (RGB. 433). 

1Ro. 5 3 u. 5 nebſt Erg; 8 10 
u. 12, 

9) Daf. $ 16 nebft Erg. u. Inſtr. — 
Die Feſtſetzung der Bergütung für Be- 
ſchädigungen erfolgt in gleicher Weife wie 
bei „un iüüben ($S 107 Abf. 3 Nr. 3 


d. W.). 

RS. 8 3, 91 (G. 1887 Art. II 
s iu 4) nebft Erg. u. Inſtr.; Ver⸗ 
gütungsſätze ER. 20. Feb. u. 25. April 
80 (MB. 125 u. 245). 
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behaltlich der Erhöhung bei befonderen Preisfteigerungen für die volle 
Tageskoft 80 Pf., ohne Brod 65 Pf. Für Offiziere, die in Städten 
nur Morgenkoft zu beanfpruden haben, wird ein höherer Betrag 
gezahlt!}). 

3. Fourage ift gleihfall8 nur auf Märſchen zu liefern. Die Vergütung 
erfolgt nach dem monatlihen Durchſchnitt der höchſten Tagespreife 
am Hauptmarftorte mit einem Auffchlage von 5 Proz.12). 

Alle diefe Leiftungen werden nah ähnlihen Grundſätzen wie die Quar⸗ 
tterleiftung fowohl auf die Gemeinden, als innerhalb derfelben vertheilt. “Die 
Gemeindevorftände find für die gehörige Beſchaffung verantwortlid und ein= 
tretendenfall® zum Erſatze der aufgewendeten Koften verpflichtet. Die Ver—⸗ 
gütungen werden auf Grund der über die Leiſtungen ertheilten jchriftlichen 
Befcheinigungen an die Gemeindebehörden gezahlt!?). 

Unmittelbare Reiftungen find: 

1. Die Stellung von Schiffsfahrzeugen für die Marine!t); 

2. die Eifenbahnbeförderung zu beftimmten Tariffägen); 

3. die Benußung der Grundſtücke (ausſchließlich der Gebäude, Höfe, 
Gärten, Weinberge und Sconungen) zu Zruppenübungen und der 
Brunnen, Tränten, Schmieden für das milttärifche Bedürfniß. Die 
Feſtſetzung der Vergütung für Beichädigungen insbefondere für Flur— 
ſchäden erfolgt mangels der Einigung unter Ausſchluß des Rechts— 
weged auf Grund fahverftändiger Schäßung dur eine Kommiſſion, 
der außer einen Civil⸗Kommiſſar, einem Offizier und einem Militär- 
beanten, mindeftend zwei unter Mitwirkung der Kreistage auszu= 
wählende Sachverftändige angehören müfjen 16). 


3. Siriegsleiftungen. 
8 108. 
a) Die allgemeinen Kriegsleiſtungen find in ähnlicher Weiſe 
reihögefeglich geordnet, wie die während des Friedens geforderten?”). Auch 


RE. 8 gi 92 (&. 1887 Art. II 


April 74 (MB. 138); PVerhlitung von 
82 u 5) um 


FSlurbefhädigungen durh das Publikum 


Inſtr. 
er 8 5, 93 (&. 1887 Art. II 
6) u. Inſtr. 
er 8 2, 6—8 u. 9 Abf. 2 im 
Geb. F Verw. Org. Zuft®. 8 50 u. Inſtr. 


®. 8 10 u. Anftr. 
3 RG. F 15 u. Inſtr.; Tarif 28. Ian. 
87 (KEB. 9 
6) RG. 1-14 nebft Erg. 


u. 
Inſtr. ER. 31. Aug. 81 (MB. Ss8), 
Gebuhren ber zugezogenen Ortseinge⸗ 
ieffenen ER. 4. Juli 78 (MB. 285) u. 
14. Aug. 80 (MB . 245); Unanwend» 
barkeit auf Garnifonübungen R. 14. 


Inſtr. 8. Mat 83 (MP. 220, IML. 
237). — Die Abhaltung militärifcher 
Shiegübungen bildet einen Alt der 
Staatshoheit; die Polizei kann diefelbe 
nit un Sicherheitsintereife verbieten, hat 
letzteres vielmehr im Wege der Verhand⸗ 
fung oder Beſchwerde in wahren Erf. 
DB. 5. Mai 1877 (TI 399). 

RG. 18. Juni 73 (ROB. 129) 
Einf. in Elſ.⸗Lothringen ©. 6. Oft. 
(2. f. Elf.Lothr. 262); Ausf®. 1. —* 
76 (RGB. 137), erg. ($ 12D V. 6. Juni 
85 (RGB. 197) Art. I. 
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fie follen nur in dem unerläßlichen Umfange und in der Kegel nur gegen 
Bergätung in Anſpruch genommen werden!?). Die Forderungen des Krieges 
treten indeß viel umfaffender und plößlicher auf und fordern eine jo ſchleunige 
und unmittelbare Befriedigung, daß die Kriegsleiftungspflicht nothwendig zu 
einer ausgedehnteren wird und auch die Erfatzleiftung einigen Einſchränkungen 
unterivorfen tft. 

Die Verpflichtung zu Kriegsleiftungen befteht nur während des mobilen 
Zuftandes!?) und ruht auf den Gemeinden, den Kreifen ober den einzelnen 
Pflichtigen. Die Heranziehung der Ietteren erfolgt behufs Geftellung von 
Schiffefahrzeugen und Pferden oder zur Gewährung der Eifenbahnbeförderung. 
In betreff der Vergütungen beftimmt fi die Zuläffigfeit des Rechtsweges 
nach den Landeögefegen. Die Feſtſetzung, foweit fie nicht fpeziell im Geſetze 
geordnet ift, erfolgt durd) Abſchätzungs-Kommiſſionen, Die aus je einem Civil: 
Kommiffar, einem Offizier, einem Milttärbeamten und zwei von den Streifen 
zu wählenden Sachverſtändigen beftehen ?0), 

Die Gemeinden haben Natnral-Quartier und Verpflegung nebjt Fou- 
rage, Vorjpann, Arbeitsfräften und Materialien zur Herftellung von Wegen, 
Befeftigungen und zu fonftigen militärifhen Zweden zu gewähren und die für 
den Kriegäbedarf erforderlichen Grundftüde und Gebäude zu überweifen. Sie 
find berechtigt, dabei die zu Gemeindebeiträgen Berpflichteten gegen die ihnen 
felbft gewährte Vergütung heranzuziehen. Dieje Vergütung ift bei Natural- 
quartier, foweit daſſelbe nicht an die Friedensgarniſon, an Erſatz⸗ und DBe- 
fagungstruppen gewährt wird, fowie für Weberlaffung aller nicht nutzbar ver: 
wertheten Gebäude und Grundftüde ausgeſchloſſen. Uebrigens wird diefelbe 
nad) den Friedensfägen oder nad) den ortsüblihen Durchſchnittspreiſen ge— 
leiftet, und zwar in der Regel dur Anerfenntniffe, die auf den Namen lauten, 
verzinft und nad) Maßgabe der verfügbaren Mittel eingelöft werden ??). 

Bon den Kreifen (Lieferungsverbänden) kann zur Füllung der Kriegs- 
magazine der anderweit nicht zu beſchaffende Bedarf an Vieh, Brod, Hafer, 
Heu und Stroh gefordert werden (Landlieferungen). Bei der Beſchaffung 
fönnen diefe Verbände fi der Bermittelung der Gemeinden bedienen. “Die 
Vergütung erfolgt wie bei den Gemeindeleiftungen??). 

Schiffsfahrzeuge müſſen für Sriegezwede zu vorlibergehender Be— 
nugung oder dauernder Verwendung verfügbar geftellt werden. Die Ent- 
ſchädigung wird in erjterem alle wie bei den Gemeindeleiftungen durch An- 
erfenntniß, in leßterem durd) Baarzahlung geleiftet?3). 

RO. 8 2. 2) RO. 8 16—22; Aus. Nr. 9, 10 
w) Daf. $ 1 u. 32, n.11b. Für die Verteilung kommt noch 
2) Daf. $ 33, 34; Ausf®. Nr. 16. ©. 11. Mai 51 (GS. 362) $ 53 zur An⸗ 
a) RG. 8 3—15, 20—22; Ausf®. | wendung KrO. 13. Des. 72 (SS. 81 
Nr. 1-8 u. 11a; Form der Marid- S. 180) 81162. — Im Kriege 1870/1 find 


routen V. 18. April 82 (RGB. 47), erg. | Landlieferungennidhtin Anfpruc genommen. 
BD. 6. Juni 85 (RGB. 197) Art. 2. | HRG. 8 23, 24; Ausf®. Nr. 12. 
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Zur Beihaffung der Mobilmahungspferde müſſen im Kriegsfalle 
alle Pferdebefiger ihre kriegstauglichen Pferde in den erforderlichen Umfange 
gegen vollen und baaren Erjat des Werthed der Milttärverwaltung über- 
faffen. Die Befreiungen entfpreden im wefentlihen den Befreiungen vom 
Borfpann. Die Schätung findet unter Leitung des Landrathé durch periodiſch 
für jeden Kreis gewählte Sachverftändige ftatt ). 

Die Eifenbahnverwaltung ift zur Beförderung der Mannſchaften, 
Pferde und Geräthe und zur Hergabe ihres Perfonals und ihres Bau⸗ und 
Betriebömateriald verpflichtet. Die Entfhädigung erfolgt nad) feftgeftellten 
Tarifen, die Zahlung in ähnliher Weife wie bei den Gemeindeleiftungen. 
Der Betrieb der Eifenbahnen auf dem Kriegsfchauplage oder in der Nähe 
defjelben ift von den Anordnungen der Militärbehörde abhängig). 

$ 109. 

b) Eine bejondere Kriegsleiftung bildet die Unterftützung bedürftiger 
Familien Der Neferbiften, Landiuehrmänner und Erfatzreferpiften, 
welche im alle der Einberufung bei der Mobilmahung von den Kreifen zu 
gewähren ift. Sie eritredt fi) auf die Ehefrauen und Kinder unter 14 Jahren 
und, foweit fie von den Einberufenen zu unterhalten waren, auch auf ältere 
Kinder, Geſchwiſter, und Ascendenten. Sie beträgt monatlich mindeftend 
4—6 M. für die Frau und 1,50 M. für ein Kind und kann in Naturalien 
gewährt werden. Die Feſtſtellung erfolgt durch eine vom Kreistage zu wäh- 
lende Unterftügungs-Kommiffion, die unter dem Vorſitze des Landraths und 
Beiordnung eines vom Bezirks-Kommando zu beftimmenden Dffizierd zu⸗ 
fammentritt 2°). 

4 Grumdeigenthumsbefhränkungen nor Feſtungen). 
8 110. 

Die Eigenthüimlichkeit des Feſtungskrieges macht die Fernhaltung aller 
derjenigen Anlagen aus der Umgebung der Feſtungen erforderlich, welche dem 
Angreifer irgend welche Dedung gewähren -fünnten. Zu diefem Zwecke ift die 
Umgebung je nad) der Entfernung von der Befeftigungslinie in drei Rayons 
mit einer Breite von 600, von 375 und von 1275 m eingetheilt. Der Raum 


2) RO. 8 25—27; gemäß Ausf®. 
Nr. 13 erging Regl. 22. Juni 86 (MB. 
Fe Vor pannbefreiungen 8 107 Abi. 2 


.1d. W. 

*) RG. 8 28-31; AusfV. Nr. 14 u. 
15; Transport⸗O. im Kriege 26. Jan. 
87 (RGB. 9); Tarif wie Anm. 15. 

“©, Preuß. ©. 27. Feb. 50 (GS. 70); 
Einf. in Hohenzollern B. 17. Aug. 70 
(GS. 541), Bel. 12. San. 71 (GS. 87) 
u. AmtsO. 2. April 73 (GS. 145) 8 91, 
in die neuen Prov. V. 31. Aug. 67 (GS. 
1637) u. im Geb. des nordd. Bundes 


V. 7. Nov. 67 (BGB. 125) 8 15. — 


Ausdehnung auf die Erfatreferve ©. 8. April 
68 (BGB. 38). — Einf. des letsteren (u. 
hierdurch mittelbar auch des erfteren) Gef. 
in Baden ©. 22. Nov. 71 (RGB. 399). 
— Die im Kriege 1870/1 gewährten Unter» 
ſtützungen wurden den Kreifen erftattet ©. 
4. Dez. 71 (REB. 407). — Eine Neu⸗ 
regelung im Reiche fteht bevor. 

RG. 21. Dez. 71) (R6G. 459); 
Einf. in Elſ.⸗Lothringen ©. 21. Feb. 72 
(RGB. 56). 
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zwiſchen vor einander liegenden Befeftigungen wird als Zinifchenrayon, der 
ftadtwärt® vor einer Citadelle liegende Rayon als Esplanade bezeichnet 28). 
ZTerrainveränderungen und bauliche Anlagen innerhalb der Rayons find theils 
von einer befonderen Genehmigung der Feſtungs⸗Kammandantur abhängig, 
theil® ganz unzuläſſig. Diefe Einſchränkungen fteigern fi) mit der An- 
näherung an die Feltung. Während im dritten Rayon nur dauernde Er- 
höhungen und Bertiefungen und thurmartige Bauten ausgefchloffen werden, 
find im zweiten alle Maffivbauten, im erften alle Wohngebäude, Fenuerungs- 
anlagen und jchwerer zerftörbaren Baulichkeiten unterfagt. Gegen die Ent- 
fcheidungen und fonftigen Anordnungen ift binnen 4 Wochen der Rekurs zu- 
gelaffen. Ueber diefen, fowie über Genehmigung größerer Anlagen innerhalb 
der Rayond und über Aenderungen der letteren entfcheidet die von Kaifer 
berufene und vom Reichséſchatzamte refjortirende Reichs-Rayon-Kommiſſion?9). 
Für Werthverminderungen in Folge des Rayongeſetzes wird, infofern fie über 
die feitherigen Beſchränkungen hinausgehen, Entſchädigung geleiftet. Sie be- 
fteht bei Werthverminderungen unter einem Drittel des Werthes in einer ſich 
amortifivenden Rente, übrigens nad Wahl in Rente oder Kapital. Die Feſt⸗ 
ftellung erfolgt unbefchadet des Rechtsweges im Berwaltungsverfahren??). 

Im Falle der Armirung find alle baulichen Anlagen, Materialvor- 
räthe und Pflanzungen innerhalb der Rayons auf Erfordern zu befeitigen. 
Infoweit nit nach der früheren Gefetsgebung die Pflicht zu unentgeltlicher 
Entfernung befteht oder die Errichtung im erjten oder zweiten Rayo nad) 
Abftefung der Rayonlinie erfolgt ift, wird für Die Beſeitigung Entfehädigung 
gewährt?)). Für Grundftüde, die im Falle der Armirung in Anſpruch ge- 
nommen und nad) eingetretener Desarmirung nicht zurüdgegeben werben, wird 
die Entſchädigung im Enteignungsverfahren feitgeftellt?). 

Die Anlegung von Feftungen fteht gleih der Ernennung der 
Teltungs-Kommandanten dem Kaifer zu?) Kine mejentliche Umgeftaltung 
hat das deutſche Feſtungsweſen neuerdings erfahren. Auf Grund der im 
legten Kriege gefammelten Erfahrungen ift unter Aufgabe einzelner minder 
wichtiger Feſtungen die Herftellung größerer Waffen: und PVertheidigungs- 
pläge durch PVerftärkung und Erweiterung der beibehaltenen herbeigeführt. 
Diefem Zwede dient der Reihd-Feftungsbaufond 8°). 


NS. 8 1-7. — Feſtſtellung bei | 
Neuanlage von Beieftigungen $ 8—12. 

>) Daf. 8 13—33. 

) Daf. g 442, — Zuftändigkeit 


®, Kriegsleiſt. G. 13. Juni 73 (RGB. 
129) 8 14. — Enteignung $ 369 d. W. 
°) NBerf. Art. 64 u. 65. Baiern 
hat ſich eine felbitftändigere Stellung vor⸗ 





im Geb. d. Bermdig, Zuf®. 8 158. — 

Oeſterreich u. Rußland Tennen feine Ent- 

ſchädigung, Frankreich Hat fie erft bei der 

Befeftigung von Paris zugeftanden u. Hol⸗ 

land fie neuerdings geſetzlich anerkannt. 
3) RayonG. 8 43 u. 44. 


behalten Schluß-Prot. 23. Nov. 70 (BGB. 
71 ©. 23) XIV, 
RES. 8. Juli 72 (RGB. 289) Art. I. 
u. 30. Mai 73 (RGB. 123). Der mit 


216 Mi. M. der franzöfifhen Kriege- 


fontribution entnommene Fonds beträgt zur 
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V. Die Kriegdmarine. 


1. Aeberſicht. 
S 111. 

Die Kriegsmarine!) iſt ausſchließliche Reichsſache und als ſolche 
einheitlich geſtaltet. Die Kriegsflagge iſt ſchwarz⸗weiß⸗roth mit dem preußiſchen 
Adler und eiſernen Kreuze. Der Kaiſer führt den Oberbefehl über die Flotte, 
beſtimmt deren Organiſation und Zuſammenſetzung und ernennt die Offiziere 
und Beamten. Der Kieler und Jade-Hafen ſind als Reichskriegshäfen in 
ſchifffahrts⸗ und hafenpolizeilicher Beziehung den Marinebehörden unterſtellt 
und ähnlich den Feſtungen gegen ſchädliche Einrichtungen und Anlagen ge— 
fihert?). 

Die Organifation der Marine und ihrer Verwaltung ift demgemäß eine 
felbftftändige, von der des Landheeres völlig getrennte (Nr. 2). Dagegen 
finden die Grundfäge über Ergänzung des leßteren mit den durch die Sache 
gebotenen Maßgaben auch auf die Flotte Anwendung (Nr. 3). Gleiches gilt 
von den Rechten und Pflichten der Militärperfonen und den Friedens⸗ und 
Kriegsleiftungen (Nr. 4). 


3, Organifation, 
8 112. 

a) Die Admiralität bildet die oberfte Kommando- und Verwaltungs⸗ 
behörde. Ihr Chef führt den Oberbefehl nad den Anordnungen des Kaifers 
und die Verwaltung unter Verantwortlichfeit des Reichskanzlers. Unter dem 
Chef fteht der Admiralitäts-Rath zur Löſung ſchwieriger organifatorifcher und 
tehnifher Fragen. Die Admiralität zerfällt in die Central-Abtheilung, bie 
Kommando-Abtheilung, das Marine-Departement, da8 Berwaltungs-Departe- 
ment und das hydographiſche Amt. Letzteres bearbeitet die wiſſenſchaftlichen 
und Tartographifhen, das Marine-Departement die techniſchen Angelegen- 


Zeit nur noh 10 Mil. Aufgehoben wur⸗ 
den Stettin, Minden, Erfurt, Wittenberg, 
Kofel, Graudenz u. bis auf die Küften- 
werte Kolberg u. Stralſund (Art. VI. daf.), 
endfih Landau Schluß-Prot. 23. Nov. 70 
XIV. 8 3. — Die beibehaltenen widti- 
geren Sefuungen find weſtlich: Met, Straß- 
burg, Weſel, Köln, Koblenz, Mainz, Raftatt, 
Um (Bertr. 16. Juni 74) u. Ingolſtadt; 
öſtlich: Danzig, Königsberg, Thorn, Bofen, 
Glogau u, Neiße; im innern: Küftein, 
Spandau, Magdeburg u. Torgau u. die 
Küftenfeftungen Memel, Pillau, Swine- 
münde, Friedrichsort, Sonderburg, Düppel 
u. Wilhelmshaven. 


1) Die Kriegsflotte befteht aus 
13 Panzerſchiffen, 14 Panzerfahrzeugen, 
I Kreuzer-Fregatten, 8 Kreuzer-Korvetten, 
5 Kreuzern, 4 Kanonenbooten, 5 Avilos, 
11 Schulfahrzeugen u. 31 Bermeflungs-, 
Transports, Hafendienft- u. Lootſen⸗Fahr⸗ 
zeugen, zufammen aus 100 Baprzeugen. 

2) NBerf. Art. 53 u. 55 u. RO. 1 
Suni 88 (REB. 105). — Führung ber 
Kriegsflagge auf den Privgtitten der 
deutſchen Landesherrn u. Prinzen AE. 
2. März 86 (RGEB. 59). 
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heiten?). — Zu Veröffentlihungen dient fett 1870 das Marine-Verordnungs- 
blatt. — Zum Refjort der Admiralität gehört neben der Seewarte zu Ham: 
burg*) da8 General-Auditoriat?) und der Generalarzt der Marine. Alle 
übrigen ihm unterftellten Kommandoftellen und Berwaltungsbehörden theilen 
fih nad) den Stationen für die Oſt- und für die Nordfee zu Kiel 
und zu Wilhelmshaven. 


8 113. 


b) An der Spite der Kommandoftellen ftehen die beiden Stations- 
Kommandos zu Kiel und zu Wilhelmshaven, und die Inſpektion der Marine- 
Artillerie zu Wilhelmshaven. Die Stations-Kommandeure haben den Rang 
der Divifiond-Rommandeure und find Befehlähaber aller zur Station gehören- 
den Perfonen, Befeftigungen und Fahrzeuge und Infpelteure der techniſchen 
und Bildungsinftitute. 

Unter denfelben ftehen die beiden Marine-Inſpektionen, welchen die beiden 
Matroſen- und die beiden Werft-Divifionen zu Kiel und zu Wilhelmshaven 
unterftellt find. Unter dem Stations-Kommando zu Kiel ftehen ferner die 
ScHiffs-Prüfungs-Kommiffion, das Seebataillon zu Kiel und zu Wilhelms- 
haven und die Schiffsjungen-Abtheilung zu Friedrihsort. — Die Matrofen- 
Divifionen haben die Matrofen militärifch auszubilden und find die Depots 
für die Schiffsbefagungen. Jede derfelben umfaßt 4 Abtheilungen und eine 
Matrofen-Artillerie-Abtheilung zur Hafen und Küftenvertheidigung. — Die 
MWerft-Divifionen haben die Schiffe mit Mafchiniften und Handiverkern 
zu verfehen und die Werften mit Arbeitskräften zu unterftügen. Die Schiffs- 
jungen-Abtheilung fol Matrofen und Unteroffizierre heranbilden. — 
Das See-Bataillon ift für den Wachtdienft an Bord und in den Marine> 
Etabliffements beftimmt. 


8 114. 


c) MarinesBerwaltungsbehörden) und Bildungsanftalten find: 
1. die beiden Stationd-Intendanturen zu Kiel und zu Wilhelms- 
haven’?); 





2. die beiden Fortififationen, die 


9 AE. 15. yani 71 (RGB. 272) u. 
1. Ian. 72 (RGB. 5). 

* 8 367 Abf. 3». W. 

d, AE. 23. Mai 76 (RGEB. 165). 

®% Auf Marinebeamte findet das 
RBeamtenG. 31. März 73 (RGB. 61), 
insbef. $ 121 u. 122 u. die B. 2. Nov. 
74 (ROB. 129), made, 87 u. 8 An 
wendung. 24 d. W., insbeſ. 


Anm. 4, 15, 29 u. 40 dal. — Der | 


drei Artillerie und die drei See- 


techniſche Betrieb der Marineverwaltung 
unterliegt der Kranfenverfiherung (8 355 
Anm. 81) u. der Unfallverfiherung (Anm. 
74 zu S 9). 

N AE. 18. Juni 72 (ROB. 361). — 
Ergänzung des Perſonals Regl. 24. Aug. 
86 (MarVVl. Beil. zu Nr. 17), des 
Bureauperfonals Regl. 2. Nov. 86 (dgl. 
zu Nr. 22). 





| 


Kriegsmarine. 8 115. 145 


minen=Depotd zu Friedrichsort, Wilhelmshaven, ſowie die Torpedo- 
Depots zu Friedrichsort und Geeftemünde; 
3. die der Admiralität unmittelbar unterftellten Werften zu Danzig, 
Kiel und Wilhelmshaven für den Schiffs-, Hafen- und Mafdhinenbau; 
4. die Direftion des Bildungswefend der Marine zu Kiel, 
unter der die Marine-Akademie zur wiflenfchaftlihen Ausbildung der 
Dffiziere, die Marine-Schule zur Vorbereitung für die Seefabetten- 
und Seeoffizier-Berufs-Prüfung und die Ded-Offizierfchule zur Fort- 
bildung des Mafihiniften- und Steuermanns- fowie des Torpedo— 
Perſonals ftehen. 
d. Ergänzung der Marine. 
8 115. 

Die Grundlage bildet gleichfalls die allgemeine Wehrpflicht, der alle 
Seeleute von Beruf einfhlieglih der Mafdiniften und Schiffshandwerker 
duch Dienft in der Marine genügen. Als Seeleute werden diejenigen an- 
gefehen, die mindeftens ein Jahr auf deutfhen Handelsfhiffen gedient oder 
die Seefifcherei gewerbsmäßig betrieben haben?), Die Wehrpflicht beftimmt 
fi nach den allgemeinen Grundfägen?), mit folgenden Mafgaben. Die aktive 
Dienftzeit der Berufsfeeleute und Maſchiniſten kann bei gehöriger technifcher 
Vorbildung auf ein Jahr abgekürzt, die Entlafjung eingeſchiffter Mannfchaften 
dagegen bei fpäterer Rückkehr in den Heimathshafen bis zu diefer verfchoben 
werden. Im betreff des einjährig freiwilligen Dienftes wird die Befähigung 
auch durch Ablegung der Steuermannsprüfung erworben. Gelbjtbefleidung 
und Selbftverpflegung wird dabei nicht erfordert. Seeleute, die nad) vor- 
ſchriftsmäßiger Anmufterung in Dienft getreten find, werden für die Dauer 
der letteren im Frieden zum Dienft nicht herangezogen. Gleiches gilt von 
der Zeit des Beſuches einer Navigationd- oder Schiffsbauſchule. Die Marine- 
Referve und Seewehr, der als Seewehr 2ter Klaſſe aud) diejenigen Pflich⸗ 
tigen zufallen, welche im Landheere der Erfagreferve zu überweilen fein wür⸗ 
den, fteht einſchließlich der Offiziere unter Kontrolle der Bezirks-Kommandos 
und kann zu Uebungen herangezogen werben 19). 

Das Erſatzweſen ift dasjenige des Landheeres!!); doch finden zu 
gunften der fehifffahrttreibenden Meilitärpflichtigen an Orten, wo deren eine 
größere Zahl vorhanden ift, befondere Schiffermufterungen im Januar ſtatt. 
Die Pflichtigen können bis zu dieſem zurückgeſtellt werden und erhalten in 
denſelben ihre endgültige Entſcheidung '?). 


9) RVerf. Art. 53. _ 986. 9. Nov. | zu 8 87) 8 14—17, 21, 87 u. 40; 
67 (BGB. 131) 8 13% KontrO. (daf.) $ 1283-10 u. 138. 
8 87—% d. W. u Marined. 1) 8 91 u. 92 d. W. 
4. Du 83 (befonders abgedrudt). 2) ErſO. 8 74 u. 75. 
m KrDG. 8 6, 13; ErſO. (Anm. 1) 
Grf. Sue de Grais, Handbuch. 6. Aufl. 10 
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4 Rechte und Aflichten der zur Marine gehörenden Perſonen. 
Sriedens- und Sriegsleiftungen. 


8 116. 

Die zur Marine gehörenden Soldaten und Beamten zählen zu den 
Militärperfonen!?) und Haben Rechte und Pflichten der letteren!*). 
Insbeſondere finden die Militärpenfionsgefege mit einigen Mafgaben auf fie 
Anwendung”). Gleiches gilt vom Militärſtrafrechte 6). — Urkunden über 
Todesfälle auf in Dienft geftellten Schiffen find dem Standesamte des letzten 
Wohnortes zuzufertigen !). 

Die Vorfihriften über Friedens- und Kriegsleiftungen!?) finden, 
foweit die Natur der Sache es zuläßt, auch auf die Marine Anwendung !?). 
Speziell auf letztere bezieht fi die Pflicht zur Geftellung von Sciffsfahr- 
zeugen ?0). 


74 (ROB. 25) 8 7—9 u. 20 u. v. 24. 
März 87 (RGB. 149). 

#898 u. 99 d. W. — Zuſatzbeſtim⸗ 
mungen für die Marine enthalten 8 162 
bis 166 des MIStGB. — Disciplinar- 
StrafO. für die Marine 23. Nov. 72 
(MarineVBl. Beil. zu Nr. 22), 8 5 ge 
ändert AD. 11. Mai 86 (MVB. 104). 

7,8 210 Anm. 172.8. 


5 MilStG. 20. Juni 72 (RGB. 174) 


8A. 

2) Bol. 8 950. W. — Der Sat ift 
in betreff der im Reichs MilG. 2. Mai 74 
enthaltenen Borfchriften nicht zweifellos, 
weil der vorzugsweiſe von den Rechten u. 
Pflihten der Militürperfonen handelnde 
dritte Abſchnitt die Weberichrift „Vom 
aktiven Heer” trägt und diefer Ausdruck 


fih anderweit KrDG. 5 2) im Gegenfat 
zur Marine angewendet findet. 

= 8 95 Abi. 6 d. W. — Befondere 
Vorſchriften für die Marine: RG. 27. Juni 
71 (XGB. 275) 8 48—57, v. 4. April 


, 8 105—109. 

2) Sriedensleiftungen Inſtr. 30. Aug. 
87 (RGB. 433) zu 8 17. Kriegsfeiftun- 
gen V. 1. April 76 (RGB. 137) Nr. 17. 

©, 8 107 u. 108 d. W. 








Fünftes Kapitel. 
JFJinanzen. 


I. Einleitnug. 


8 117. 


Das Finanzweſen (Staatswirthſchaft) umfaßt die Beſchaffung, Verwaltung 
und Verwendung der zur Dedung des Staatsbedarfed erforderlihen Mittel. 
Umfang und Art dieſes Bedarfes wird durch die Aufgaben beftimmt, welche der 
Staat auf den einzelnen VBerwaltungsgebieten zu erfüllen hat. Die Entiwide- 
lung der Finanzverwaltung fteht deshalb mit der der allgemeinen Staatsthätig- 
teit in engftem Zuſammenhange und reicht wie diefe nicht Über die Mitte des 
17 ten Jahrhunderts zurück!)y. Um diefe Zeit rief die Vermehrung der bis 
dahin wejentlid) aus den Einfünften der Domänen und Regalien?) beftrittenen 
Staatsbedürfniffe die Steuern hervor, die dem Finanzwefen ein neues Ge— 
präge und eine mit den gefteigerten Anſprüchen an die Staatsthätigkeit immer 
wachſende Bedeutung verliehen haben?). 

Innerhalb der deutfhen Staaten hat andererfeitS das Finanzwefen in 
neuefter Zeit dadurch mwefentlihe Einſchränkungen erfahren, daß ein Theil der 
ftantlihen Aufgaben auf die GSelbftverwaltungsförper, ein anderer auf das 
deutſche Reich überging“). Mit diefem letzteren Uebergange ift eine befondere 
Reihsfinanzverwaltung entitanden, die zivar mit der Finanzverwaltung 
der Einzelftanten, aus der fie herborgegangen ift, noch vielfach verwachſen 
erfheint, gleichwohl mit zunehmender Entwidelung des Reiches zu immer 
größerer Selbftftändigkeit heranreift. 

Die preußifhe Finanzverwaltung, die, weil fie die Grundlage 
bildet, vor der des Reiches zu betrachten ift, umfaßt die Einnahmen und 


1) Begründer des Finanzhaushaltes war | durd Kammern gab der die Finanz- u. 
der franzöfifhe Minifter Colbert. — Ent- | die Polizeiwiſſenſchaft umfaflenden Ka⸗ 
widelung in Preußen 8 30 d. W. — | meralwiffenfhaft ihren Namen. Mit 
Bearbeitungen der Finanzwiffenihaft: | der. veränderten Eintheilung der Verwal⸗ 
Stein (5. Aufl. Leipz. 86) u. Wagner | tungslehre ift der Ausdrud verſchwunden. 
(auf Grund des Werkes v. Rau. 3. Ausg. 3, Geſchichte der Steuern 8 135 d. W. 
Leipz. u. Heidelb. bis jettt 3 Bde. 86). 881 Ai. 1u.8138. 

”) Die Verwaltung diefer Gegenftünde 

10* 
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Ausgaben des preußifhen Staates?) Das Verhältniß beider zu ein— 
ander und ihre gehörige Vertheilung wird dur den Etat (Voranſchlag) feit- 
geftellt, während ihre Verwaltung im Kaffen- und Rechnungsweſen erfolgt 
(Nr. ID). Daneben kommen, — da die Ausgaben ihrem Wejen nad) in die 
Einzelgebiete der Verwaltung fallen — nur die Einnahmen in Betradit, die 
theil8 auf privat, theils auf ftantsrechtlihem Titel beruhen. Die privat- 
rechtlichen Einnahmen fließen aus dem Staatsvermögen (Nr. III); legterem 
ftehen die Staatsfchulden gegenüber (Nr. IV). Auf ſtaatsrechtlichem Titel 
beruhen die ftaatlihen Nutungsrechte (Regalien und Gebühren) (Nr. V) und 
die zur Dedung des gefammten übrigen Bedarfes von den Staatdangehörigen 
erhobenen Steuern (Nr. VI). Indem ein Theil der letteren vom Reiche in 
Anſpruch genommen wird, ift hiermit der Uebergang zu den Reichsfinanzen 
gegeben (Nr. VII). 

Die Organifation der preußifden Finanzverwaltung iſt nidt 
in allen Inftanzen dieſelbe. Als Centralbehörde verwaltet das Finanzmini- 
ftertum die Etats-, Kaſſen- und Rechnungsſachen und die Steuern, während 


3) Einnahmen u. Ausgaben des preuf. Staates (Etat 188% GS. 1887 
©. 71 u. Nadtr. ©. 151): 
I. Einnahme (abzüglih der Betriebs-, Erhebungs- u. 
Berwaltungstoften): 
1, VBermögenseinnahme aus Domünen u. Forſten (abs 
züglih der Kronfideilommißrente mit 7719286 M., 
8 122 Abf. 2 d. W.) 43, aus Berg-, Hütten- u 
Salgwerten 15, aus Sifenbafnen 221, Seejamtung 
2, zufammen . . . 281 Mi. M. 
2. Rotterieregal . . 8 0 = 
3. Allgemeine Finanzverwaltung (davon 90 Mi. Antheil 
an dem Ertrage der Zölle, Tabaksſteuer u. Reichs⸗ 
ſtempelabgabe u. 40 Mil. durch Aufnahme einer 


Anleihe) .. 171 = = 
4. Steuern, Direfte "142, indirelte (unmittelbar peufifäe, 
8 169 Abf. 5), 28 Mil, zufammen . » 11 = = 


Summa 631 ML. M. 
II. Dauernde Ausgaben (abzüglich der gegenüberftehenden 
Gimnabmen): 
. Dotationen: Zufhuß zum Kronfideilommiß (Civillifte) 
4, Mil. M. (vgl. übrigens I 1), öffentlide Schuld 
201'/,, Landtag 1’, zufammen . . O7 Ml. M. 
2. Allgemeine Finanzverwaltung: Matrikularbeitrüge 8 169 
d. W.) 101%, Renten, Zuſchüſſe ꝛe. 82',,, zuſammen 14 - = 
3. Staatsverwaltung: Staats u. ausw. Dein. 3, Fins 
Min. (Ob.Präf., Regierungen, Benfionen) 44'),, Min. 
d. öff. Arb. u. Min. f. Gew. 20, Min. d. Juſtiz 36, 
Min. des Innern (Randrüthe, Bolizei, Strafanftalten) 
38, Min. f. Landwirthſchaft 9Y,, Dein. d. geiftl ı u. j iv. 
Ang. 5 54, auf. . 206 = >» 
UI. Einmalige u. außerordentliche Ausgaben . .... 33 a 


Summa 631 Mil. M. 
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Domänen und Forften dem landwirthfchaftlihen Miniftertum unterftellt find ®). 
In der Mittel- und Unterinftanz ift Dagegen die Verwaltung der indirekten 
Steuern befonderen Behörden übertragen”), während die der direkten Steuern 
zufammen mit den Domänen und Forften von den Regierungen in befonberen 
Finanzabtheilungen wahrgenommen wird?) Diefe verwalten die Domänen 
unmittelbar, bie Forſten unter PVermittelung der Oberförfter?), die direkten 
Steuern unter der der Landräthe als Veranlagungs- und der Kreis- und 
Steuerkaſſen ale Erhebungsbehörden 19). 


II. &tat3=, Kaſſen⸗- nnd Rechnungsweſen'). 


8 118. 


1. Der Staatshanshalts⸗Etat?) hat eine ftaatswirtfchaftlihe und 
eine ſtaatsrechtliche Bedeutung. 

In ſtaatswirthſchaftlicher Beziehung fol er eine Ueberſicht der 
zu erwartenden Einnahmen und Ausgaben gewähren, damit im voraus das 
Gleichgewicht (Bilanz) zwiſchen beiden feftgeftellt werden fann. Einnahme und 
Ausgabe find zu dieſem Zwecke, foweit deren Beträge nicht bereits feftftehen, 
nad dem Durchſchnitt der legten Jahre mit möglichfter Genauigkeit abzu- 
Thägen?). Der Umstand, daß im Staate ein Theil der Ausgaben ein noth- 
wendig gegebener ift, während in den Steuern ein bewegliche, den Um—⸗ 
ftänden nad) ftärfer anzufpannendes Einnahmeelement zur Verfügung fteht, 
führt einen Unterfchied der Staatd- von der Privatiwirthichaft herbei, indem 
die Iettere ihre Ausgaben lediglich nad) den Einnahmen zu bemefjen hat. Die 
Abhängigkeit der ftantlihen Einnahmen von den Ausgaben ift aber feine un- 
bedingte. Auch der Staat hat neben den nothiwendigen weitere Ausgaben, 
die nur mehr oder minder nütlich erjcheinen und deshalb nad) den vorhan- 
denen Mitteln zu bemefjen find, während andererjeitS auch der Befteuerung 
gewiffe Grenzen gezogen find). innahme und Ausgabe können deßhalb 
nit getrennt, ſondern nur in ftetem Hinblid der einen auf die andere be- 
meſſen werden. Beide ftehen auch in Wechſelwirkung zu einander, denn jede 
richtig angelegte Ausgabe wirkt produftiv. Sie thut diefed mittelbar, wenn 


.847u.5»M. zeichnung „Budget“ entftammt dem Beutel, 
) 8 152988. in dem der Voranſchlag dem engliſchen 
9 8 57, insbeſ. Anm. 37. Parlament überreicht wird. 

98 125. 3, Zweijähriger Durgnnt in Preußen 
) 8 138. CR. 21. März 78 (MB. 79). — Für 


1) Daſſelbe bildet den Wirkungskreis | nicht im voraus zu kefimmmende Ausgaben 
der gen Abtheilung d. Fin Min. $ 47 | Tann der Etat den Behörden fefte, nicht 


d. — SHerrfurth, ©., das pr; Etats» | zu überfchreitende Summen (Kredite) zur 
—5 u. Rechnungeweſen 2. Aufl. | Verfügung ſtellen. 
(Berl. 87). 8134. W. 


7) Etat bedeutet Voranſchlag; die Be- 
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fie nur auf Schuß- und Rulturzwede gerichtet ift, unmittelbar, wenn fie ſich 
auf die materiellen Imtereffen erftredt. Indem fie mit der Steuerfraft die 
Staats-Finnahmen erhöht, geftattet fie bis zu einem gewillen Grade erneute 
und erhöhte ftaatlihe Verwendungen. Die richtige Sparſamkeit im Staats- 
haushalt beruht deshalb nicht darauf, daß die Ausgaben möglichit niedrig 
gehalten oder die Steuerkraft möglichft wenig angefpannt wird; fie muß viel- 
mehr in jedem Einzelfalle den Werth abmägen, den eine Staatsleiftung im 
Berhältnig zu den durch diefelbe erforderten Opfern hat. 

Gelingt es nit, das Gleichgewicht zwifchen Einnahme und Ausgabe 
herzuftellen, fo entfteht ein Ueberſchuß oder ein Defizit. Beide können 
ihren Urſachen nad) vorübergehend oder dauernd fein. Dementſprechend hat 
die Verwendung und beziehungsweife Dedung fi zu geftalten. Ein ein- 
maliger Ueberfhuß, der nicht etwa in früher herborgetretenen oder demnächſt 
zu erwartenden Defizitd aufgeht, darf für außerordentliche Zwecke (Schulben- 
tilgung, einmalige Einrichtungen u. dgl.) verwendet werden, während ein 
dauernder zur Befriedigung fortlaufender Mehrbedürfniffe oder zur Vermin— 
derung der. ordentlichen Steuern Anlaß bieten wird. Im gleicher Weife darf 
nur für vorübergehend hervortretende Defizits, foweit fie nicht in vorhandenen 
oder bevorftehenden Ueberſchüſſen Dedung finden?), das außerordentliche 
Hülfsmittel des Staatskredits oder der Vermögensveräußerung in Anſpruch 
genommen werden‘), während bei dauerndem Defizit durd) Ausgabenver- 
minderung oder Steuererhöhung geholfen werden muß. Die Grenze zwiſchen 
beiden Fällen muß feft gezogen werden, wenn nicht ein einmaliges Defizit 
ih zum dauernden entiwideln und die akute zur chroniſchen Krankheit heran 
wachſen fol. 

Die ftaatsrehtlihe Bedeutung des Staatshaushalts-Etats ift eine 
Folge des Eonftitutionellen Syſtems. Das urfprüngliche Steuerbewilligungs- 
recht war in England durch Hinzufügung des Verwendungszweckes allmälig 
zum Budgetreht geworden. Diefem Borbilde entſprechend fordert die 
preußiſche Verfaffung, daß der Etat alljährlich im voraus durch Geſetz feſt⸗ 
geftellt werde”). Dem englifhen Grundfage, daß gefetlich feftftehende Ein- 
nahmen und Ausgaben niit Gegenftand parlamentarifcher Bewilligung find, 
ift nur infoweit Rechnung getragen, als die beftehenden Steuern folange fort: 
erhoben werden dürfen, bis ein Gefeß fie ändert?). Die auf Gefe oder. 
privatrechtlicher Verpflichtung beruhenden, fowie die zur Erhaltung des Staates 
unerläßlichen Ausgaben, deren Weiterleiftung nicht unterbleiben darf, finden 
fomit au) in dem Falle ihre Dedung, daß der Etat nicht oder nicht rechtzeitig 


*) Sind Ausgaben zu leiften, bevor die 9) 8 123 u. 126 d. W. 
entipregenden Einnahmen eingehen, fo 7) Vu. Art. 99. — Bol. $ 37 Abi. 2 
entfteht ein Kaflen- oder Rechnungsdefizit, | d. W. u. Anm. 4 zu 8 8. 
das durch Aufnahme ſchwebender Schulden 9) BU. Art. 109. 
($ 126 d. W.) gedeckt werden darf. 
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zuftande kommt. — Der genehmigte Etat bildet die bindende Form für die 
gefammte Verwaltung. Dies gilt auch in betreff der einzelnen Etatstitel. 
Die Uebertragung etwaiger Erſparniſſe eines Verwaltungszweiges auf einen 
anderen (Transferirung, Virement) muß befonder8 vorgefehen fein. Ueber- 
fhreitungen des Etats bedürfen der nachträglichen Genehmigung des Land⸗ 
tages). | 
Die Aufftellung des preußifhen Etats erfolgt für das Etatsjahr, 
welches zur Erleichterung der rechtzeitigen Fertigſtellung auf die Zeit vom 
1. April bis 31. März verlegt iſt?o). Auf Grund der von den Miniſtern 
und oberften Verwaltungschefs aufgeftellten einzelnen Etats wird der all- 
gemeine Staatshaushalts⸗Etat vom Finanzminifter zufammengeftelt!)). Sein 
Umfang ift durch den Uebergang verfchiedener Verwvaltungszweige auf das 
Reich und die GSelbftverwaltungsförper weſentlich eingefchräntt. ‘Der Etat 
zerfällt in Einnahmen und Ausgaben; leßtere find in dauernde und einmalige 
(außerordentliche) geſchieden. Daneben werden im Etat unter den Einnahmen 
wie unter den dauernden Ausgaben getrennt aufgeführt: | 
A. die einen Ueberſchuß abwerfenden Einnahmezweige (Domänen, Forften, 
Bergwerke, Eifenbahnen und Steuern), denen als Ausgaben die Be— 
trieb8-, Erhebungs⸗ und Verwaltungskoſten gegenüberftehen; 
B. die allgemeine Finanzverwaltung und die Dotationen (Zufhuß zur 
Kronfideilommißrente, Staatsfchulden, Yandtagstoften) ; 
C. die Staatsvermwaltung. 

Alle diefe Theile zerfallen in Hauptetat® nad den Minifterien, in Spe= 
zialetat8 nad) den ihnen untergeordneten Behörden und in Titel nad den 
Gegenftänden. 

8 119, 

2. Das Kaffentvefen umfaßt die unmittelbare Vereinnahmung, Ver⸗ 
wahrung und Berausgabung aller Staatögelder und ift ftreng centralifirt. 
Den Mittelpunkt bildet die General-Staats-Kaffe!?), neben welder nur 
die General-Lotterie-, die General-Militär- und die Staatsfchulden-Tilgungs- 
Kaffe als centrale Kaffen beibehalten find. Alle Einnahmen und Ausgaben 
der General- Staatsfaffe gehen durch die Regierungs-Haupt-Kaffen, 
die demgemäß gleichfalls Sammelkaſſen für die verfchiedenen Vermaltungs- 
zweige innerhalb der Regierungsbezirke bilden. Unter ihnen ftehen die Kreis- 
Kaſſen und als Spezialfafjen für befondere Gegenftände die Domänen- und 
Forſtkaſſen, die Steuerkaſſen für Direkte Steuern, die Hauptzoll- und Haupt: 


N) BU. Art. 104 nf 1 u. ©. 27. März 1) RD. 29. Mai 26 (GS. 45), Ausf®. 
72 (65. 278) 8 1 v. demf. Tage (KA. X. 649) u. KO 
0, &. 29. Juni Te (GS. 177). Be | 19. Yuli 45 (65. 265). 
zeig ber Quartale nad den Monaten p — as En 
april 2 mn ropinzen auf die Gen.St.Kaffe B. 5. Juli 
G. 8. Iumi 1881) ER. 25. Nov. 77 67 (88. 1072). 
(MB. 78 ©. 3). 
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fteuerfaflen für Zölle und indirefte Steuern, die Gerichtäfaffen, die Berg- und 
Hüttenamtskaſſen und die Eifenbahntafien. 

Die Kaffenbeamten heißen bei den Regierungs-Haupt-Kaſſen: Land⸗ 
rentmeifter1?), bei den Kreislaffen und Steuerkaſſen: Rentmeifter!*). Bei 
erfteren wie bei allen größeren Kafjen find befondere Beamte für da8 Zahlungs- 
geſchäft (Kaffirer, Rendanten), für die Buchungen (Buchhalter) und für den 
Bureau- und Unterbeamtendienft (Kafjenfchreiber und Kafjendiener) angeftellt 5). 
Die Thätigkeit der Kaffenbeamten fett befondere Sorgfalt und Zuverläffigkeit 
voraus. Die Anftellung ift deßhalb von Beftellung einer Kaution abhängig !9). 
Daneben kann die vorgejegte Behörde ihre Anrechte auf die Immobilien der 
Kafjenbeamten eintragen lafjen!”). Unterfhlagungen der letteren find mit 
befonderer Strafe bedroht 18); ihre Defekte werden in einem eigenen Verfahren 
feſtgeſtellt 1). 

Das Kaffenlofal, in dem alle Kaffenvorräthe und nur diefe aufzu- 
bewahren find, muß unbedingt fiher, in&befondere mit feiten Fenſterver⸗ 
fchlüffen verfehen fein 20). 

Das Berfahren in Kaffenfadhen, weldes durch allgemeine?!) und 
befondere für die einzelnen Kaſſen gegebene Vorſchriften??) geregelt ift, foll 
den Gang des Kaſſengeſchäftes genau nachweiſen und den Stand der Kaſſe 
jederzeit erſichtlich machen. Jede Einnahme und Ausgabe ift deshalb fogleich 
in die Kaſſenbücher einzutragen??). Im SIournale befinden fih ſämmtliche 
Einnahmen und bez. Ausgahen nad) der Zeitfolge zufammengeftellt, während 
fie im Manuale nah dem Berwaltungszweige (Etatstitel), im Kontobuche 
nad der Perfon des Einzahlenden oder Empfängers gefondert ftehen. — 
Zum Nachweiſe ded Standes der Kaffen in einem gegebenen Augenblide 
dienen die Kaſſen-Abſchlüſſe (Kaſſen-Extrakte.). Sie werden monatlich) 
und vierteljährlich aufgeftellt; der letzte Quartalsabſchluß umfaßt das ganze 
Jahrergebniß (Final-Abjhluß)?). Die Abfchlüffe, weldhe bei den Negierun- 
gen und im Finanz- Minijterium — bei dieſem von der hierfür eingefeßten 
Haupt-Budhjhalterei??) — zufammengeftellt werden, gewähren einen Ueberblid 
über das Gefammtergebniß der Finanzverwaltung während eines beftimmten 
Zeitraumes, welches fpäter in der Rechnung den erforderlichen nähern Nad)- 
weis erhält. — Alle Einnahmen und Ausgaben find durch Anmweifungen 


18 "0 57 d. W. (Anm. 39) u. Anm. 82 2), ER. 4. Juni 68 (MB. 69 ©. 7). 
21) ) lem Bst 17. März 28 (RM. 


F — 10. De. 84 (MB. 259). — | XII 
Prüfung i. d. öftl. Prov. Bel. 6. San. N Inſtr. f. d. Reg» Haupt- Kafien 
54. — Geigäfte-Ann. 30. De. 79. Zunt 57 (MB. 185 Auszug), f. d. 
, 29. II. 14 8 46. Areise@affen 30. De. 79. 
8 63 iR 2 N. 30 MW. 3) Vernichtung ner Med nungen. Rafien- 
ER. I. 14 8 45—51, 60-64 u. | bücher Regl. 5. Juli 61 (MB. 224). 
KO. 2. Juli 33 (SS. 81). 2) CN. 22. Teb. 52 (MB. 77). 
o) a A 350, 851 u. 353. 3), CH. 7. Ian. 59 (MB. 25). 
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(Ordres) der zuftändigen Behörden zu rechtfertigen (juftifictren), die Ausgaben 
außerdem durch Belege (Duittungen), die, infomweit e8 ſich um ftattgehabte 
Lieferungen oder Leiftungen handelt, bezüglich der Nichtigkeit befcheintgt fein 
muſſen ?s). Als Belege find Poft- Einlieferungsfcheine bi8 zum Betrage von 
400 M. zugelaffen?). — Die Zahlungen finden in der Regel nur im 
Kaſſenlokale ftatt?8) und find in Reichsmünzen?9) oder Reichs-Kaſſenſcheinen 80) 
zu leiſtn. Jede Kaffe bedarf zu ihrer Verwaltung eines Beftandes (Be- 
triebsffonds), deilen Höhe von den zunächſt bevorftehenden Einnahmen und 
Ausgaben abhängt. ntbehrliche Beftände find der höheren Kaffe fofort ab- 
zuliefern und nothwendige Zuſchüſſe von derfelben rechtzeitig zu erbitten. 

Zur Auffiht über die Kaffenvermaltung find für die einzelnen 
Kaſſen Kaſſenkuratoren beftellt?!).- Zur Kontrolle finden Kaffenrepi- 
fionen ftatt, die ordentlichen in der Kegel monatlid an beftimmten Tagen, 
die außerordentlichen (extraordinären) mindeftens einmal jährlih zu unver- 
mutheter Zeit??). 

8 120. 

3. Das Rechnungsweſen. Die Rechnung zeigt, wie fi) nad Ab- 
lauf des Jahres der Plan erfüllt hat, der vor Beginn deſſelben im Etat 
anfgeftellt war. Das Etatsjahr iſt deßhalb zugleih das Rechnungsjahr; die 
Titel des Etats find auch die der Rechnung. Die lebtere fügt dem etats- 
mäßigen „Soll“ das „Iſt“ Hinzu und ergiebt dadurch neben den erwachſenen 
Veſtänden oder Vorſchüſſen auch die den feften Etatöfägen gegenüber ver- 
bliebenen Einnahme- und Ausgabe-Kefte. Diefe Refte werden in der allge- 
meinen Rechnung ein Jahr lang weiter geführt; die bejondere Reſtverwaltung 
it aufgehoben 3). 

Aus den Spezialrehnungen über die einzelnen Verwaltungen wird die 
allgemeine Rechnung über den Staatshaushaltsetat jedes Jahres vom Finanz: 
Minifter zufammengeftellt und mit einer Ueberfiht der Staatöfhulden dem 
Landtage zur Entlaftung (Decharge) der Staatsregierung vorgelegt’). 


die Kuratel den Prüfidenten, die fpezielle 


2) ER. 16. Aug. 76 (MB. 190). — 
Belheinigung von QDuittungen üb. Pen- 
fionen, Wartegelder, Wittwen⸗ u. Waifen- 
geber C. 25. Feb. 86 (MB. 35). 

) SML. 1. OH.79 (MB. 80 ©. 5). 

7 * 116852, 53 u. I 118776, 


z Münz®. 9. Juli 73 (RGEB. 233) 
A. 148 1 — Keichsfilber - Münzen 
mäflen in jedem Betrage von den Reichs⸗ 
u. Landeskafſen angenommen werden Art. 9; 
ebenfo Thalerftlide zum Werthe von 3 M. 
bis zu ihrer Außerkursſetzung Art. 151. 

G. 80. April 74 (XGB. 40) 8 5. 

9) * 19. Aug. 23 (GS. 159) Nr. Ic. 

— Bei den Regierungs-Haupt-KRafien fteht 


zuffist den Kaflenräthen zu Anm. 383 zu 
55 


a) KO. 19. Aug. 23 (der dafelbft vor- 
gefchriebene Zeitraum ift d. Etatsjahr 
SMB. 21. März 79 IML. 100); Einf. 
i. d. neuen Provinzen V. 7. März 68 
(GS. 232). — Nevifion der Reg.⸗Haupt⸗ 
Kafien Anm. 38 zu 8 57, der Kreis-Kafien 
Anleit. 17. Mai 67 (MB. 142). 

3 CH. 10. Dez. 55 (MB. 56 ©. 2), 
21. Suni u. 28. Oft. 69 (MB. 152 u. 
1870 ©. 3). — Bernidtung unbraud- 
barer Rechnungen StMB. 5. Juli 61 
(MB. 224). 

2) BU. Art. 104 Abf. 2 


154 Finanzen; Staatsvermögen. 8 121. 


Den Mittelpuntt für die Rechnungslegung bildet Die Ober-Rechnungs— 
fammer. Sie wurde 1717 zur felbftftändigen Kontrolle der ganzen Staats— 
wirthſchaft gegründet und bildete im abjoluten Staate ein bloßes VBermaltungs- 
organ. Seit Erlaß der Berfaffung Hat fie die verfafjungsmäßige Kontrolle 
der Staatsrechnung durch den Landtag zu unterftügen und vorzubereiten, und 
ift dieferhalb durch Geſetz als felbftftändige, dem Könige unmittelbar unter- 
geordnete Behörde eingerichtet”). Ihre Mitglieder dürfen nicht Mitglieder 
des Landtages fein und find vechtlich, insbefondere in Bezug auf ihr Disci— 
plinarverhältniß den vichterlihen Beamten gleichgeftellt?%). Die Ober-Red- 
nungdfammer hat die Rechnungen über den Staatshaushaltsetat zu prüfen 
und feftzuftellen, wobei ihr alle Provinzial- und Lofalbehörden in Angelegen- 
heiten ihrer Verwaltung untergeordnet find). Außerdem hat fie die allge- 
meine Rechnung über den Staatshaushalt, bevor fie dem LTandtage vorgelegt 
wird, mit ihren Bemerkungen zu verjehen3®). 


III. Staat3bermögen. 


1. Staatsuermögen überhaupt. 
8 121. 
Der Staat in feinen auf privatrechtlichem Gebiete liegenden Bermögens- 
verhältniffen heißt Fiskus!) und ift al& folder den VBorfchriften des Privat- 
rechts und dem Urtheilsfpruche der Gerichte in derſelben Weife unterworfen, 


wie jeder Privatmann?). Die früheren Vorrechte des Fiskus find faft aus- 


3 Daf. u. ©. 27. Mürz (GS. 278); 
Geſchäftsgang daf. S 7, 8 u. Regul. 22. 
Sept. 73 (GS. 458), ergünzt ($ 5) durch 
AE. 11. Mat 77 (GS. 130) u. ($ 6) durch 
AL. 27. Yuli 74 (GS. 294). — Hertel, 
d. pr. Ob.⸗Rechnungskammer (Berl. 83). 

”) ©. 1872 8 2—6 nebft ©. 9. April 
79 „06. 345) 88 u. 14. — Rang 8 70 
d . 


) BU. Art. 104 u. ©. 1872 8 9—17. 

*) BU. Art. 104 ı7 ©. 1872818 u. 19. 

1) In einer weiteren Bedeutung umfaßt 
der Fisfus alle Vermögensrechte des 
Staates, aud die auf ſtaatsrechtlichem 
(ſtaatshoheitlichem) Titel beruhenden, u. 
wird nad dem betreffenden Berwaltungs- 
zweige als Militär, Domünen- oder 
Steuer- Fiskus bezeihnet. — Das ER. 
(I 14 8 1) bezeichnet ihn zu eng als 
„Geſammtheit der Staatseinfünfte“. 

) R. I. 14 8 76, 77, 81, 82 u. ©. 
30. Jan. 77 (ROGB. 244) 8A. Der Fis- 


fus ftellt mit feinen Berwaltungsftellen 
(fiskaliſchen Stationen) aud nad gemeinem 
Rechte nur ein Rechtsſubjekt dar BIB. 
OT. 20. Oft. 50 (Entſch. XX. 19). Sein 
Gerichtsſtand wird durch den Sit der ihn 
vertretenden Behörbe beftimmt CPrO. 8 20. 
Bertretung in bürgerliden Rechtsſtreitig⸗ 
feiten im Gebiete der Juſtizverwaltung 
Anm. 11 zu 8 194. — Schriftliche Form 
bei Grundſtückskäufen ER. 20. Aug. 75 
(MB. 227). Die Reffortchefs find zum 
Erwerbe unbewegliher Sachen ermächtigt 
u. können diefe Befugniß auf unterftellte 
Behörden übertragen AE. 30. März 86- 
(IMDB. 97); letsteres ift gejchehen im Geb. 
der Militärverw. AD. 30. April 87 (IMB.. 
211), der Eifenbahnverw. Bel. 5. Mai 
86 (IMDB. 139) u. der Bauverw. Bel. 
11. Mai 86 (daf. u. MB. 95). Zwangs⸗ 
vollſtreckung gegen den Fiskus preuß. Gerö- 
I. 35 $ 33 u. Anh. $ 242, ©. 30. San. 
77 (ROB. 244) S 15%. 
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nahmslos befeitigt?). Seine Befreiung von Staatöfteuern‘), Stempel-5) und 
Gerichtsfoften®) bildet fein Vorrecht, fondern folgt lediglih aus dem Zu⸗ 
fammenfalle des Berechtigten und Verpflichteten in einer Perfon. 

Die einzelnen Gegenftände des Staatövermögend dienen entiveder allge- 
meinen ftaatlihen Zwecken, wie die öffentlichen Straßen, Flüffe und Häfen”), 
und die Dienftgebäude®), oder fie find lediglich oder dod vorwiegend zur 
Gewinnung von Staatseinnahmen beftimmt. Erftere fallen unter die Ber- 
waltungszweige, denen fie dienen, letztere bilden Gegenftand der Finanz- 
verwaltung. Sie beftehen in den Domänen und Forften, ($ 122—125), 
in Rapitalfonds?) und in gewerblihen Anlagen!Y). Die bebeutendfte der 
leteren ift die Seehandlung. Sie wurde 1772 zur Belebung des dar- 
nieder liegenden auswärtigen Handels gegründet, dann als jelbftitändiges 
Staatsinftitut neu organifirt!!), fpäter jedoch dem Finanzminifterium unter- 
geordnet!?), Sie ift zum Betriebe kaufmänniſcher Gefchäfte und induftrieller 
Unternehmungen ermädtigt!?) und wird gegenwärtig als ſtaatliches Handels⸗ 


und Geldinftitut verwaltet, 


weldded Handel und Gewerbe unterftügen ſoll. 


Unter derfelben fteht das königliche Leihamt!). 


3) Borredte in betreff: 

a) der Verführung LER. I. 9 8 629 
his 640, für Domänen II. 14 $ 36 
bis 43; 

b) der Berpflihtung zur Zahlung von 
Zögerungszinfen im Kriegsfalle ©. 
7. Juli 33 (6. 79) u. 7. März 
45 (GS. 158); 

c) der Einziehung vertragsmäßiger 
Forderungen, von benen die Er⸗ 
reichung beftätigter Etats abhängt 
B. 26. Dez. 08 (GS. 17 ©. 282) 
8 42 u. KO. 31. De. 25 (GES. 
26 ©. 5) D. XIIa. 

Wegfall der Gemeindefteuerfreiheit 8 774 
%f. 12.8. 

9 GrundſtG. 21. Mai 61 (GS. 253) 
$ Aa, Gebäude. 21. Mai 61 (SS. 
317) 8 32; ErbſchStG. 30. Mai 73 (65. 
329) Tarif Befreiungen Ze. 

9) G. 7. März 22 (GS. 57) 8 31; 
neue Prov. $ Aa der V. 19. Juli u. 7. 
Aug. 67 (SS. 1191 u. 1277). 

9) RG. 18. Juni 78 (RGB. 141) 8 98, 
G. 10. Mai 51 (GS. 622) 8 4. 

) Das LR:, welches in Th. II. Tit. 14 
die Staatseinkünfte und fisfalifchen Rechte 
überhaupt u. in Tit. 15 u. 16 die ein⸗ 
zelnen Rechte u. Negalien (Anm. 1 zu S 
130) behandelt, ſcheidet die zum allgemeinen 
Gebrauche zugelafienen Bermögensgegen- 
flünde als „gemeines Gut“ (II. 14 $ 21) 


v. dem übrigen „befonderen Staatseigen- 
thum“ (daf. $ 11). 

8) „Stnatsbauten 8278, Dienfiwohnungen 
8 7 

9 Diele find, nachdem unter Aufhebung 
des früheren Staatsihates ©. 18. Dez. 
71 (SS. 593) ein Reichskriegsſchatz ge⸗ 
bildet ift (8 168 Abf. 3 d. W.), nur noch 
von untergeordnneter Bedeutung. — Der 
vormalige kurheſſiſche Hausſchatz ift auf 
den Staat übergegangen ©. 16. Mürz 81 
(GS. 140). 

) Die wichtigſten find die Staats- 
Bergwerfe u. Eifenbahnen. Beide 
gehören indeß, weil fie neben den fisla- 
liſchen auch öffentliche Intereſſen verfolgen 
u. mit der Privatinduſtrie in engſter Ver⸗ 
bindung ſtehen, in die Wohlſtandspflege 
(322—6 u. 374—7 d. W.). Gleiches 
gift von der kön. Porzellan⸗Manufaktur 
(8 358 daf.). — Die Bank und die Staats» 
druderei find auf das Reid übergegangen 
(8 319 Abf. 5 u. 168 Abf. 2 daf.). 

1) &. 17. Jan. 20 (GS. 25). 

u AE. 17. April 48 (SS. 109) Nr 
181 


3 RD. 14. Feb. 45 (SS. 98). — 
Befugniß zum außergeridtlihen Berlaufe 
verpfändeter Effeften KO. 31. Yan. 27 
(SS. 24), insbefoudere der Wolle KO. 
20. Mai 26 (GS. 44). 

") 8 318 Anm. 58. 
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2. Aomänen und Stantsforften ®), 
8 122. 

a) Geſchichte. Die Domänen (bis in das 18te Jahrhundert Kammer- 
gut genannt) führen in Deutfhland ihren Urfprung auf zwei verfchiedene 
Elemente zurüd. Die Landesherren befanden fih im privatredhtlichen Beſitze 
umfangreicher Güter, die fie durch Kauf, Erbſchaft und andere privatredit- 
liche Erwerbsarten weiter vermehrten. Andererſeits traten die früher Den 
Landesherren in ihrer Eigenfhaft ald Reichsbeamte übertwiefenen Reichsgüter 
und alle fpäter durch Eroberung, Mebdiatifirung, Säfularifation!) und andere 
ſtaatsrechtliche Titel erworhenen Güter hinzu. Beide Theile des Kammergutes 
waren nicht von einander gefchieden. Es bedurfte auch folder Scheidung 
nit, fo lange aus demfelben alle Koften des Hofhaltes und der Yandesver- 
waltung gededt werden Fonnten. Als aber Hierzu unter Bewilligung der 
Landftände Steuern erhoben werden mußten, die in eine befondere bon der 
Kammerkaſſe getrennte Landkaſſe floffen, trat das Kammergut in eine Mittel: 
ftelung zwiſchen das reine Privatvermögen des Fürften und das Landes- 
vermögen. Die Landftände beanfprudten nunmehr eine Mitwirkung bei der 
Berwaltung deſſelben, die die Yandesherren wegen des gemifchten Charakters 
dieſes Gutes nicht zugeftchen wollten. Die Frage, die feit Einführung der 
Berfaffung noch brennender geworden ift, wurde meift erft nad; längeren 
Kämpfen zum Austrage gebradjt!”). 

In Preußen wies das LR. das Eigentfum an den Domänen dem 
Staate, ihre Benugung aber dem Oberhaupte zu18). Der bereit 1713 aus- 
gefprodhene Grundſatz der Unveräußerlichkeit mußte infolge der Unglüdsjahre 
1806/7 wieder verlaffen werden. Die Veräußerung wurde aber nur gegen 
Schadloshaltung und nur infoweit für zuläffig erflärt, als die Staatsbedürf- 
niffe und das Intereſſe des Königl. Haufes fie nothiwendig oder vortheilhaft 


5 Waldkultur u. Forftpolizei 8 339 
u. 340, Gemeinde. u. Inftitutsforften $ 77 
Nr. 3 u. 8339 Abi. 3 d. W. — Oelrichs, 
d. pr. Domänenverwaltung (Bresi. 83). 
Staatsforſtverwaltung v. Schliedmann 2 
Bde. (Berl. 83) u. Schwabach (Berl. 84); 
v. Hagen d. forftlihen Verhältniſſe Preu⸗ 
Bens, 2. Aufl. v. Donner (Berl. 83); Kohli 
Samml. ber preuß. Forft- u. Jagdgeſetze 
(Berl. 84). 

*, Einziehungen geiftliher Güter fanden 
infolge der Reformation u. des Reichs⸗ 
Deputationshauptihluffes (1803) ftatt. Für 
Preußen Ed. 30. Oft. 10 (GS. 32). 

) Hierbei find drei Wege eingeſchlagen: 

a. Anerkennung als Staatsgut unter 
Anweifung einer Rente (Eivilfifte) 


zu gunften des Landesherrn (Preu- 
Ben, Baiern, Würtemberg, Sachſen); 

b. Weberweifung an bie regierenden 
Familien als Eigenthum unter Vor⸗ 
behalt eines feſten Beitrages zur 
Landesverwaltung (Baden, S. Ko⸗ 
burg⸗Gotha, Schw. Rudolſtadt u. 
Sondershauſen, Reuß ä. u. j. L., 
Schaumburg-Fippe) ; 

c. Theilung des Gutes zwifhen Herr, 
fherhaus u. Landeskaſſe (Heffen, 
Oldenburg, S. Meiningen, S. Alten- 
burg, Anhalt, Waldeck). 

In S. Weimar u. Braunſchweig iſt die 
Regelung noch ziat abgeſchloſſen. 
2. II. 14 8 11. 
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eriheinen Tiegen??). Abgefehen von dem Vorbehalt in betreff des Königl. 
Haufes ift diefer Grundſatz auch auf die fpäter Hinzugetretenen Domänen 
ausgebehnt?). Bei Regelung des Staatsſchuldenweſens wurde das Königl. 
Haus mit einer Rente von 71, Mill. M. (Kronfideitommiß) auf die Domänen 
angeiwiefen. Uebrigens wurden leßtere den Stantsgläubigern als Sicherheit 
beftellt und damit als Staatsgut anerfannt?!), — Gleiches gilt in betreff 
der 1866 erworbenen Provinzen??), in denen die früheren Herrfcher durch 
befondere Entihädigungen abgefunden find 3). 


8 123. 

b) Veränßerung. Für die Frage, ob eine Veräußerung des ftaat- 
lichen Domänen= und Forftbefizes?*) angemeffen fei, kommen neben den finan- 
zielen auch volkswirthſchaftliche Rüdfichten in Betracht. 

In betreff der Staatsforften ift fie jedenfalls zu verneinen. Bei der 
hohen Bedeutung der Erhaltung eines angemefjenen Waldbeftandes und der 
nur in beſchränktem Umfange möglichen Einwirkung auf Gemeinde» und 
Brivatforften??) muß der Staat aud) unmittelbar eingreifen, indem er die 
vorhandenen Forjten zu erhalten und durch Ankauf und Aufforftung geeigneter 
Flächen (Berghänge, Heide- und Dedland) zu erweitern fucht?®). 

Beftrittener ift die Frage in betreff der Teldgüter. Für ihre Beräuße- 
rung wird der finanzielle Grund angeführt, daß bei Verwendung des Erlöfes 
zur Schuldentilgung an Berwaltungsfoften gefpart und eine höhere Rente 
erzielt werde. Diefer Gewinn wird aber andererfeitS durch die Vortheile 


aufgetwogen, die das Steigen der Grundrente und die höhere Sicherheit jeder 


», ©. u. Haus-©. 6. Nov. 09 (GES. 
1806/10 ©. 604). Bgl. WW. II. 8 16 
bis 20. 

2, ©. in betreff der durch Säkulari⸗ 
fation erworbenen Domänen Dell. u. 
V. 6. Juni 12 (GS. 108), in betr. der 
in den neu u. wieder erworbenen Landes⸗ 
teilen belegenen V. 9. März 19 (GS. 
73), in betr. der in ben 1866 erivorbenen 
Provinzen vorhandenen B. 5. Juli 67 
(Ge. 1182) 8 1. 

2) V. 17. San. 20 (GS. 9) Nr. III., 
betätigt BU. Art. 59. — Der Mehrbes 
trag der heutigen Civilliſte (8 39 Abſ. 4 
d. W.) erfolgt aus den allgemeinen Staats» 
einfünften. 

2), 8.5. Juli 67 81. 

>), Die Abfindung des vorm. Hann. 
Königshauſes ift mit Rückſicht auf deſſen 
feindfeline Haltung mit Beſchlag belegt 
B. 2. März; 68 (GS. 166), ©. u. Bel. 
15. Febr. 69 (GO. 322 u. 323). — Die 
gleihe in betr. des vormaligen Kurfürften 


v. Helen ergriffene Maßregel ift mit 
beffen Tode weggefallen ©. 26. Juli 75 
(SS. 583). Borm. kurheſſ. Fideitommiß- 
vermögen Anm. 9. — Schadloshaltung 
des ‚herz. Sch. Holfteinfhen Haufes ©. 
1. April 85 (GS. 98). 

2) Bedingungen der Veräußerung ER. 
27. April 65 (MB. 294), der Lizitation 
ER. 4. Juni 69 (MB. 296); Zuftändig- 
feit ER. 16. April 70 (MB. 147); Bor- 
ausfetungen des freihändigen Berlaufs 
ER. 12. Feb. 38 (KU. XXI. 36). — 
Batronatrehte werden nit mit verkauft 
Bei. 9. Yan. 12 (GS. 3). — Der Er⸗ 
werb durch Domänen» und Sorftbeamte 
des Bezirks fordert Höhere Genehmigung 
Bef. 29. Feb. 12 (GS. 16), KO. 5. Sept. 
21 (GS. 158). 

=) 8 339 d. ®. 

D) Sntiprehende Verwendungen finden 
feit 1846 regelmäßig (1887/8 im Betrage 
von 2 Mil. M.) ftatt. 
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Kapitalanlage in Grund und Boden gewährt. In volfswirthichaftlider Be— 
ziehung wird dann darauf Bingewiefen, daß die Domänen bei Hebergang der- 
felben in Privatbefit beſſer bewirtäfchaftet werden können, auch bei Ber- 
mehrung der Heineren Betriebe die Befiedelung unbevölferter Landftriche und 
die Schöpfung oder Hebung des Bauernftandes ermöglichen würden. Anderer: 
ſeits gewährt ein ausgedehnter Grundbefig nit nur der Staatswirthſchaft 
ein ficheres Nefervefapital, fondern fonmt dem Staate aud) bei Erfüllung 
fonftiger Aufgaben (bei landwirthſchaftlichen Lehr- und Verſuchsanſtalten, 
Meliorationd-, Pferdezudtanlagen u. dgl.) wejentlich zu ftatten. Hiernach ift 
abgefehen vom Falle der Noth der Verkauf der vorhandenen Domänen ber 
Regel nach nicht zu empfehlen??) und nur ausnahmeweife da zuzulalfen, wo 
die Beibehaltung eines Domanialgutes mit Schivierigfeiten verknüpft iſt oder 
fein Verkauf unter befonderd günftigen Bedingungen bewirkt werden Tann. 
Zwedentfprehend ift jedenfalls der Verkauf vereinzelt liegender Grundftüde 
(Streuparzellen), deren Bermwaltungsfoften meist nicht in richtigen Verhältniſſe 
zum Werthe ftehen. 

Aus letzterem Grunde empfiehlt fi auch die Ablöfung der auf dem 
Staatsgute ruhenden Laften und Abgaben. Die preußifhe Verwaltung hat 
fie fowohl im Intereſſe der Befreiung des Grundeigenthums, als in dent der 
Bereinfahung der Verwaltung fortgefeßt betrieben. Neben der allgemeinen 
Gefeßgebung 2?) find mehrfach fpezielle Gefetge für die Domänen und Staats- 
forften ergangen?). Auch die Laften, bei denen der Domänenfisfus als Be— 
rechtigter erfcheint, find großentheil® abgelöft. 

S 124. 

c) Bewirtgichaftung?). Die Forften werden vom Staate ummittel- 
bar bewirthſchaftet. Das Ziel ift die Beſchaffung eines möglihft hohen und 
nachhaltigen Neinertrages. Hierdurch beftimmt fi) die Kulturart, wie die 
Länge der Umtriebggeit?). Die Gefhäfte der Forftverwaltung umfaffen nächſt 


7) Die geringen Erfolge derartiger in 
Preußen, Bofen und dein Reg.⸗Bez. Köslin 
(1846) u. in Neuporpommern (1874) 
gemachten Berfuche beftätigen dies. — 
Neuerdings ift behufs Anfiebelung deut- 
{her Bauern u. Arbeiter in den Provinzen 
Weftpreußen u. Poſen ein Fonds von 
100 Mit. M. bis zum Sahre 1907 ver- 
fügbar geftellt, aus welchem Grunbftüde 
erworben u. Stellen zu Eigenthum gegen 
Kapital oder Rente (5 330 Abf. 3 d. W.) 
oder in Zeitpacht überlafjen werben können 
©. 26. April 86 (GS. 131 u. Beridti- 
gung 1887 S. XXXII.); Anfiebelungs- 
en KR Pofen 8 12 u. B. 21. Juni 

=) 8 331d.W., insbef. Anm. 42 u. 46. 

>), Holz u. Kohlennutzung im Ober⸗ 


harze V. 14. Sept. 67 (GS. 1621). Firi⸗ 
rung der Bauholzabgaben i. d. vorm. 
Prov. Hanau u. Fulda auf die Gemeinden 
©. 6. Juni 73 (GS. 350); Abftellung 
des Bejolbungsholzes für Dorfichulzen in 
Heflen ©. 1. April 75 (GS. 197). 

©) Amendung der altpreußiſchen Ein« 
rihtung auf die neuen Provinzen V. 4. 
u. 5. Juli 67 (86. 1129 u. 1183). — 
Ertrag der Domänen (Etat 1887/88) 24 
Mil. M. (41,68 M. die ha.), der Forften 
27 Mil. M. (20,55 M. die ha.). 

A, Man unterfheidet Nadelholz, Laub⸗ 
holz u. gemiſchten Beftand u. beim Laub» 
holz je nad der Länge ber Lmtriebszeit 
Hohwald, Niederwald u. ben zwiſchen 
beiden ftehenden Mittelwald. 





Finanzen; Stantsvermögen. 8 125. 159 
der Beihreibung der Forften (Statiftil, Vermeſſung, Kartirung und Ab- 
ſchätzungꝰ2)) die Kulturen, den Forſtſchutzẽs), den Betrieb (Hauung) und bie 
Verwerthung. Letztere gefchieht in der Kegel durch Berfteigerung *). 

Die Nugung der Domänen erfolgt dagegen der Kegel nad) durch Ber- 
pachtung größerer Gutstomplere auf 18 Jahre. Dem Pächter ift dabei in 
der Wahl der Bewirthfchaftungsart ziemlich freie Hand gelaffen. Auch hier 
bildet das Meiftgebot die Kegel). Seine Anwendung, die in ähnlicher Weife 
auch Hinfichtlih der mit dem Grundbefige verbundenen Nutungen (Iagd°®), 
Fiſcherei und dergl.) ftattfindet, iſt vielfach angefochten. Die Einwendungen treffen 
indefjen weniger das Syftem, als deſſen zu einfeitig fisfalifche Handhabung. 

8 125. 

d) Verwaltungsorgane?o). Die Central- und Provinzialverwaltung 
erfolgt dur) das landwirthſchaftliche Minifterium, bez. durch die Finanzab⸗ 
theilungen der Regierungen), Für die techniſche Bearbeitung der Forſtſachen 
find berufsmäßig ausgebildete Forftbeamte beftelt. Im Minifterium find 
unter einem Oberlandforftmeifter mehrere Landforftmeifter, bei den Regierungs- 
abtheilungen Oberforftmeifter als Mitdirigenten und Forftmeifter als Mit- 
glieder derſelben angeftellt. Leßtere verwalten gleichzeitig Torftinfpeltions- 
Bezirke und führen in diefen die Auffiht über die Oberförfter und die 
Kontrolle des Forſthaushaltes?s). Die Oberförfter find die forftlichen 
Lokal-Berwaltungsbeamten??). — Alle diefe Stellungen fegen neben der praf- 
tifchen eine willenfchaftlihe Vorbildung und die Ablegung zweier Prüfungen 
voraus. Nach der erften (Tentamen) wird der Forfteleve zum orftreferendar, 
nad) der zweiten (Staatderamen) zum Forftaffeffor ernannt?‘). Die wiſſenſchaft⸗ 


liche Ausbildung erfolgt auf den Forftafademien zu Eberöwalde und Münden*). 


®) imleikung zur naalbinertfberehnung 
ER. 24. Mai 66 (MB. 244). — Ans 
wendung der neuen Maße u. Gewidte 
ER. 30. Olt. 69 (MB. 70 ©. 141). — 
ee Beobadtungen €. 


3) Ausführung des Forftpofizeigefetses 
($ 340 d. W.) in Bezug auf Frats⸗ 
forſten ER. 29. Mai 80 (MB. 1 

) Die Förderung des Alien rd 
den Forfhvegebau gewinnt an Bedeutung, 
wogegen die Anlegung von Holzhöfen mehr 
ablommt. 

) Bedingungen ber Verpachtung, durch 
welche gegenüber dem A. LR. die ſtill⸗ 
ſchweigende Pachtverlängerung, der An⸗ 
ſpruch auf Pachterlaß (Remiſſion), die 
Haftung des Verpächters für ungewöhn⸗ 
liche Schäden u. das Zurückbehaltungsrecht 
des Pächters wegen Verbeſſerungen aus» 
geichloffen wird, ER. 8. Juli 72 (MB. 


230), Bedingungen der Lizitation ER. 
3. Juni 69 (MB. 70 ©. 41). — Grund⸗ 
ſätze für die ausnahmsweiſe freihändige 
Berpadtung von Domänen u. Forftobjelten 
ER. 3. Juni 77 (MB. 178) u. 15. Sept. 
81 (MB. 222). — Zur Erfüllung der 
werfiherungapflict beſteht eine Sozietät 
für Oft- u. Weftpreußen, Pommern, 
Brandenburg u. Sachſen. — Berdienten 
Domänenpädtern werden die Titel „Ober- 
amtmann“ u. „Amtsrath“ verliehen. 

®, Bedingungen ER. 16. Aug. 72 (MB. 
201), insbei. auf Domänenvorwerfen ER. 
22. San. 80 (MB. 43). 

7) 8 52 u. 57 d. Fi 

8, ER. 26. Mürz 34 „u XVII 37). 

1% Geihäfts-Anw. 4 . Juni 70 (MB. 


69). 
1 Bei. 1. Aug. 83 (MB. 183). 
4) Kegulativ u. Statuten v. 2A. Ian. 
84. Im Anſchluß an die Alademieen ift 
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Unter den Oberförftern ftehen die Forftfhugbeamten (Revierförfter, 
Hegemeifter, Förfter, Waldwärter und Forfthülfsauffeher)*). Die Torft- 
anſtellungsberechtigung wird durch Militärdienft im Jägerkorps, praftifhe 
Beihäftigung und Unterweifung und das Beftehen zweier Prüfungen er- 
worben*?). 

Die Staatsforftbeamten haben neben den allgemeinen Rechten der 
Beamten‘) das Recht zum Waffengebraude*?) und fünnen ein für allemal 
gerichtlich beeidigt werden*‘). 


IV. Staatsjchulden. 


L Begriff und Arten. 
8 126. 

Durch Aufnahme einer Staatsſchuld (Anleihe) wird die Ausgabe eines 
einzelnen Jahres auf eine Reihe von Jahren vertheilt. Die Anleihe bildet 
ſonach einen auf die Zufunft gezogenen Wechſel. Durch diefelbe ſoll entweder 
das gejtörte Gleichgewicht zwiſchen Ausgabe und Einnahme wiederhergeftellt 
werden (Finanzſchuld), oder e8 follen Anlagen (Eifenbahnen, Telegraphen, 
Kanäle, Stromregulirungen) ermöglicht werden, die wiedererzeugend wirken und 
dadurch ihre Koften demnächſt mittelbar oder unmittelbar znrüderftatten (An- 
lagefhuld). Beide Schuldarten find wefentli von einander verſchieden. 
Die Finanzfchuld Hat den rein finanziellen Zweck, ein Defizit!) zu deden; 
die Bedeutung der Anlagefhuld Liegt dagegen auf volkswirthſchaftlichem Ge— 
biete. Sie ift erſt in neuefter Zeit entftanden und hat das Staatsfchulden- 
weſen in ein völlig verändertes Licht gerücdt. So lange e8 nur Finanzſchulden 
gab, durfte aus der Zunahme der Schulden ohne weiteres auf eine Ber- 
ſchlechterung der Finanzlage gefähloffen werden?). Seitdem aber die Staaten 


das forfilide Berfuhswefen ein- 
gerichtet ER. 14. März 72 (MB. 123) 
u. 31. De..85 (MB. 86 ©. 8). Elf.- 
Lothringen, Mediend.- Schwerin, Olden- 
burg u. Anhalt haben fi) den preußifchen 
Anftalten angefhloffen, Baiern, Würtems 
berg, Sadfen, Baden u. Braunſchweig 
befizen ähnliche Einrichtungen. 

2), Stellung als Hülfsbeamte der Staats⸗ 
anwaltihaft S 233, Anm. 6. — Inſtr. 
f. Sörfter 23. — 68. 

> Regul. 1. Feb. u. Vorſchr. f. die 
Forſrprufung 15. Teb. 87 ehe 24 


49). 
0 Ss 69—75 d. W. Rang u. Uniform 
8 70, imsbef. Anm. 95, Tagegelder u. 
Heifetoften Anm. 108 zu 8 73, Dienft- 
wohnungen Anm. 104 zu $ 72. — Uns 


fallverfiherung $ 356 Abf. 4 Nr. 3. 
—  Brandverfiherungsverein f. preuß. 
Sorfibeamte ER. 12. Zuli 80 (MB. 81 


„ % 31. März 37 (GS. 65) nebft 
KO. 6. Oft. 37 (GS. 38 ©. 267), 21. 
Mai 40 (SS. 129), 19. Feb. 42 (GS. 
111) u. 21. Aug. 55 (GS. 633). Einf. 
i. d. neuen Prov. B. 25. Juni 67 (GS. 
921) Art II F. — Strafe der Widerſetz⸗ 
lichkeit StGB. 8 117—119. 

* 8 340 Abſ. 8 d. W. 

y 8 118 Abf. 3 d. W. 

2) Roch Adam Smith prophezeite aus 
der wachſenden Staatsſchuld den Unter⸗ 
gang aller Staaten (wealth of nations 
Bud 5 Kap. 3). 
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größere gewinnbringende und gemeinnügige Unternehmungen in den Bereich 
ihrer Thätigkeit gezogen und dieferhalb Anleihen aufgenommen Haben, trifft 
diefer Schluß nit mehr zu. Die Anlagefihulden find nicht mehr ein Zeichen 
finanzieller Schwäche fondern umgelehrt eines gewiſſen Auffchwunges. Der 
Wohlftand eines Staates kann deshalb nicht mehr nad) der Höhe feiner 
Schulden bemeffen werden, es müſſen vielmehr die durch die Anlageſchulden 
gefchaffenen Werthe ermittelt und entſprechend in Rechnung geftellt werden. 
Aus gleihem Grunde ift die Zuläffigfeit einer Schuld nicht mehr nad) den 
beſchränkten, für Finanzſchulden maßgebenden Grundfägen?) zu bemeflen, es 
muß vielmehr, wo e8 fih um Anlagen handelt, das Verhältniß ermittelt wer⸗ 
den, indem ihr Werth zu dem Preiſe der Anleihe fteht. 

Der Preis einer Anleihe findet feinen Ausdrud in der Höhe des 
Zinfes, oder wenn leßterer feftfteht, des Kurfes. Kurs ift der vom Nenn⸗ 
werthe (Nominalwerthe) abweichende Verkehrswerth, zu dem eine Schuld bei 
der erften Begebung (Emifflon) oder bei einer fpäteren Webertragung ge- 
handelt wird. Zins und Kurs bedingen ſich gegenfeitig. 

Der Zins wird um fo niedriger fein, je größer die Sicherheit ift, die 
durch eine Anlage geboten wird. Diefe Sicherheit giebt der Staatskredit. 
Er beruht auf der Annahme, daß ein Staat die übernommenen Berbindblid)- 
keiten erfüllen könne und wolle und gründet ſich daher eben fo fehr auf die 
Ordnung feines Haushalte und die Ergiebigkeit feiner Hülfsquellen, als auf 
die politifche Feftigkeit feiner Stellung und die Gewiſſenhaftigkeit feines Auf- 
tretens. 

Die Bedeutung des Schuldenweſens im Leben des Staates und ſeine 
Rüſckwirkung auf die Beſteuerung hat im Verfaſſungsſtaate zu einer parla= 
mentarifhen Kontrolle geführt und fowohl die Aufnahme als die nähere 
Ordnung der Staatsſchuld in den Weg der Geſetzgebung geleitet?). 

In ihrer Geftaltung weicht die Staatsſchuld in fofern weſentlich von 
der Privatfhuld ab, als fie feitend des Gläubigers unkündbar und in viele 
leicht übertragbare Antheile zerlegt erfcheint. Sie ift hierdurch zu einem be= 
liebten Mittel der Kapitalanlage geworden, bei der die Rückſicht auf Rüd- 
zahlung gegen die auf einen bequemen und gefiherten Zinsgenuß zurädtritt. 
In diefem Sinne wirkt die Staatsſchuld anregend auf Sparfinn und Kapital 
bildung und hebt, joweit fie im Lande bleibt, Wohlftand und Steuerkraft: 
das Bolf wird zu feinem eigenen Gläubiger‘). 

Neben die verzindliche tritt eine unverzinslide Schuld, wenn der 


6. f. Preußen $ 127, f. d. Reih | Die öfterreihiichen, ruffiihen u. auch die 
Ss 168 d. W. preußiihen Schulden werden deshalb noch 
9 Dies Berhältniß, von dem die An» | vielfad) im Auslande gehandelt, wührend 
Teihen während der franzöfifhen Revolution | in dem reicheren England u. Frankreich 
das erfte umfafjende Beiſpiel Liefern, fett | faft alle Schulden im eigenen Lande ımter- 
einen entfprehenden Kapitalbefit voraus. | gebradt find. 
Grf. Hue de Grais, Handbuch. 6. Aufl. 11 
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Staat zur Ausgabe von Papiergeld (Staatsnoten) fehreitet. Diefe Staats- 
noten jollen in gleicher Weife wie die Banknoten dem Bedürfniß nach bequemen 
Umlaufsmitteln entgegenlommen. Im übrigen find beide wejentlid von ein- 
ander verfchieden. Während die Banknoten der Regel nad dur Nieder- 
legung entſprechender Werthe fichergeftellt (fundirt) und jederzeit einlösbar 
find), werden die Staatönoten nur allgemein dur den Kredit und die Ein- 
nahmen des Staates verbürgt. Sie erjcheinen alfo nur folange und infoweit ge= 
fihert, als dieſer Kredit reiht und Staatseinnahmen für Diefelben verfügbar find®). 
Ihre Einlösbarkeit durch Annahme derfelben als Zahlungsmittel bei den 
Staatsfaffen ift nur folange von Bedeutung, al® Zahlungen an letere zu 
leiften find. Der Umftand, daß die Ausgabe von Papiergeld ein äußerft 
bequemes und vermöge der Zinserfparniß vortheilhaftes Mittel zur Geld- 
beſchaffung ift, hat dieſe Grenze oft überjchreiten laflen. Frankreich machte 
während der Revolution mit feinen Affignaten den Anfang und die Noth der 
napoleonifhen Kriege ließ die übrigen europätfhen Staaten folgen. Die 
Wirkungen blieben nit aus. Sobald das Papiergeld, mit dem die Länder 
überfhwenmt wurden, nicht mehr den nöthigen Abflug in die öffentlichen 
Kaſſen fand, trat eine MWerthverminderung ein. Der Zwangskurs, der ihm 
infolge deſſen auch für den allgemeinen Berfchr beigelegt wurde (Papier: 
währung, Papiervaluta), führte dahin, daß dafjelbe nunmehr nur mit Aufgeld 
(Agio) gegen vollwerthige Zahlungsmittel eingetaufcht werden konnte. Dieſe 
fortgefette Entwerthung, die neben der Erſchütterung des Staatsfredited auch 
dem Privatverkehr die empfindlichſten Schäden zufügte, führte nad) bitteren 
Erfahrungen ſchließlich zum Berlaffen diefes Weges. Unter Neuordnung des 
Steuerwejend und Aufnahme regelmäßiger, verzinsliher Schulden wurde nun⸗ 
mehr das nicht fundirte Papiergeld entweder ganz abgejdafft, wie in England 
und Frankreich, oder auf eine mäßige Summe feftgeftellt, wie in Preußen 
und demnächſt im deutſchen Reihe”); nur Defterreih und Rußland haben bei 
fortgefegten politiihen Wirren dies Ziel noch nicht zu erreichen vermocht. 
Bon der dauernden wird die ſchwebende Schuld unterſchieden. Zu 
folder wird die Finanzſchuld, fobald fie durch beftimmte bevorftehende Ein- 
nahmen gededt werden foll, die nur wegen fpäterer Fälligfeit noch nicht zur 
Berwendung gelangen fünnen. Ihre Begebung erfolgt mittelft laufender Kredite 
(Kontoforrente), wie fie in England durch die Bank und in Frankreich durch 
die mit Hebung der Staatseinnahmen betrauten Generaleinnehmer gewährt 
werden®), oder mittelft der in Deutjchland und Defterreich üblichen Schag- 


8319». leiften die Generaleinnehmer die nöthigen 
% Das Papiergeld fol in der Regel Y, | Vorjhüffe gegen Wechfel auf die Bank, 
der Sahreseinnahme mio überfteigen. die fie dem Staate bei eintretender Fällig- 
7, 8 168 Abf. 7 feit als baar auf beflen Einnahmen in 


) Für bie . aliiden Finanzen bildet | Zahlung bringen. 
die Bank den Kaſſirer. In Frankreich 
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anweiſungen (verzinslichen Schuldverfchreibungen mit beftimmten kurzen Fällig- 
keitöterminen)?). Das erftere Syftem ift das vollkommenere und vortheil- 
haftere, da es eine wiederkehrende regelmäßige Benutzung ermöglicht und 
größere DBetriebsfonds entbehrlih macht. Andererfeits fett e8 neben einem 
ſtreng geordneten Finanzweſen das VBorhandenfein einer größeren Kapitalmacht 
voraus, welche die Kredite jederzeit zu beſchaffen vermag !). 

Neben der Aufnahme der eigenen Schulden kann der Staat zur Förde⸗ 
rung gemeinnügiger Anlagen mit feinem Kredit and) anderen Unternehmern 
zuhülfe fommen. Dies gefchieht in der Form der Garantien, mittelft Deren 
ein beftimmter Ertrag zugefagt und eintretendenfalls der erforderliche Zuſchuß 
geleiftet wird. Der Staatskredit erſcheint Hier als Bürge für den Privatfrebit. 
Am ausgedehnteiten find die Garantien beim Kifenbahnbau angewvendet 
worden. 

2. Gefchichte der preußifchen Staatsſchulden. 
8 127. 

Denfelben Entwidelungsgang Hat im wefentlihen aud) das preußiſche 
Staatsjhuldenwefen genommen. Die Sparfamkeit der preußifchen Könige!) 
pildete im 18. Jahrhundert das Syſtem des Staatsſchatzes aus, der im 
Frieden gefammelt wurde, um im alle des Krieges außerordentlihe Auf- 
wendungen zu ermöglichen). Die napoleonifhen Kriege ftürzten mit der 
PBapiergeldwirthfchaft den Staat in tiefe Schulden, deren Regulirung 
erft 1820 möglih wurde. Die Schulden wurden in einem Etat zufammen- 
geftellt und veröffentliht und durch Verpfändung des geſammten Derzeitigen 
Staatsvermögens, indbefondere der Domänen, Forften und fälularifirten Güter 
fichergeftellt!?). Die gleichzeitige Zufage, daß neue Anleihen nur mit Zu- 
ziehung und unter Mitgarantie der zulünftigen reichsſtändiſchen VBerfammlung 
aufgenommen werden follten, ift erſt mit der Berfaflung in Erfüllung gegangen, 
welche zur Aufnahme von Anleihen fowie zur Uebernahme von Garantien 
zu Laften des Staates ein Geſetz erfordert !*). 

Bis zum Jahre 1848 wurde die Schuld durch regelmäßige Tilgung 
wefentlich gemindert, von da ab durch neue Anleihen und Uebernahme der 


9 ©. f. Preußen, — wo zur Beleiti« 
gung der ſchwebenden Schuld die Betriebs⸗ 
fonds durch Aufnahme einer Anleihe von 
30 Mi. M. verftärkt find ©. 23. Juni 
86 (GS. 171) — 8 128a Abſ. 2, f. d. 
Reich 8 168 Abi. 6 d. W. 

, Dementiprehend ift in Deutichland 
die Reichsbank zur Meberuahme der Kaffen- 
geichäfte in betreff des Reiches verpflichtet, 
in betreff der Bundesſtaaten berechtigt ©. 
14. N 75 (RGB. 177) $ 22. 

"5 80.0. ®.. 

12) —5 — d. Gr. übernahm einen 


Schatz v. I Mil. Thlr. (1740) u. hinter⸗ 
ließ eiuen ſolchen v. 60 Mil. (1786). 
eb. den heutigen R.Kriegsſchatz ſ. 8 168 


) G. u. Etat 17. Yan. 20 (GS. 9 
u. 17) u. KO. 17. Juni 26 (GS. 57) 
Nr. J. — Die verzinsliche Schuld belief 
ſich damals auf 180, die unverzinsliche 
auf 11 Mil. Thlr. 

) BU. Art. 103. — Vgl. 837 d. W. 
u. Aum. 4 zu 8 3. — Die Meberfiht der 
Stantskhulben ift alljährlich dem Landtage 
vorzulegen BU. Art. 104 Abſ. 2, 
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Schulden der 1866 erworbenen Landestheile15) wiederum vermehrt. Der 
Schuldenftand ift feitdem trotz fortgefegter ordentlicher und außerordent- 
licher!s) Tilgung beftändig geftiegen. Ihm ftehen jedoch jo bedeutende An- 
lagewerthe gegenüber, daß die Finanzlage Preußens gleichwohl als eine günftige 
erſcheint 1). 
3. Anfnahme, Berzinfung uud Tilgung). 
8 128. 

a) Die Aufnahme erfolgt regelmäßig dur Ausgabe von Inhaber— 
papieren (Staatsfhuldverfchreibungen, Obligationen). Diefe Schuldform wurde 
als die einfachere und beweglichere in Preußen nicht nur der in England und 
Frankreich üblichen Eintragung in ein Schuldbuch 19) vorgezogen, jondern hatte 
auch die früher mehrfach angewendeten Schuldurkunden auf Namen vollftändig 
verdrängt. Andererjeitd bieten die Inhaberpapiere geringere Sicherheit gegen 
Diebftahl und zufällige Verlufte, ein Mangel, dem auch die Außerkursfegung 2%) 
nicht genügend abzuhelfen vermochte. Aus dieſem Grunde hat gegenwärtig 
auch Preußen eine zweite Form der Staatsſchuld zugelaffen, indem vier- und 
dreieinhalbprozentige Tonfolidirte Schuldverfähreibungen bei der Schuldenver- 
waltung eingeliefert und dur Eintragung in ein Staatsſchuldbuch in 
gleichwerthige Buchfchulden auf den Namen eines beftimmten Gläubiger um= 
gewandelt werden können?)). 

Bis 1867 wurden alle Anleihen durch die Seehandlung begeben; feitdent 
werden fie entweder zu beſtimmtem Preife an Bankhäufer überlajien, oder 


*) ©. 29. 5. 68 (86. 169) 51 u. | 


, Ausdehnung der Grundfüke auf die 
5. März 69 (GS. 379) $ 2 


’ In den Jahren 1872/74 wurden 
aus Ueberſchüſſen und franzöfifhen Kon 
tributionsgeldern 255 Mi. M. Schulden 
außerordentlich getilgt. 

7) Die preußifhde Staatsfhuld 
betrug (31. März 87); 

a) Aeltere Landestheile: 

Staatsſchuldſcheine 
aus der Zeit bis 1820 
(Anm. 13) 79, kur⸗u. 
neumärkiſche Kriegs⸗ 
ſchuld 1, Anleihen 
1850/68 100., zuf. 180 Mi. M. 
b) Neue Landestheile. 70 = = 
c) Confolidirte Anleihe 
(Anm. 37), 4pros 
zentig 3593 u. 3 
prozentig 338, zuf. 3931 +» = 
Aufammen . 4181 - = 

Hierzu treten die noch nicht auf den 
Etat der Staatsfhulden übernommenen, 
für Anlauf mehrerer Privatbahnen ge⸗ 
zahlten Kaufgelder 8 374 d. W. 





neuen Provinzen ©. 29. Feb. 68 (GS. 
169) u. 11. Feb. 69 (GS. 355). 

w) Auch in England findet feit 1865 
neben der Eintragung der Schufdtitel 
(consols) in das »great book«, welches 
die Bank für den Staat führt, die Aus- 
gabe von SInhaberpapieren flat. — In 
Frankreich, wo bie gleihe Eintragung. 
von der Finanzverwaltung bejorgt wird 
u. bei allen Hanptftenereinnahmeftellen 
zugelafien ift, wurden ſchon früher Schuld⸗ 
verfhreibungen (titres) in Form von 
Auszügen aus dem »grand livre« aus- 
geſtellt. 

M Anm. 53 zu 8 817. 

2) &. 20. Zuli 83 (GS. 120), 12. 
April 86 (GS. 124), B. 25. April 84 
(88. 269) u. ©. 4. März 85 (GS. 55) 

8 4 u. 5; Ausf. Inſtr. 22. Juni 84 
— 153), I. Mad. 6. März, I. b- 
2. Dez. 85 (MB. 54 u. 242), III. 
3. Mai 86 (MB. 153); Ausf. Se. 
29. April 86 (MB. 87, IMDB. 138). 
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wenn genligende Nachfrage zu gewärtigen fteht zu öffentlicher Zeichnung aus- 
gelegt. Dafjelbe gilt aud) von den zu vorübergehender Dedung der Ausgaben 
ausgegebenen Schatzanweiſungen (ſchwebende Schuld) 22). 

Die Staatsfhuldverfhreibungen dürfen zur Anlegung von Spar- 
Taffen= und Miündelgeldern verwendet werden (pupillarifche Sicherheit)??) und 
dienen neben den Reichsſchuldſcheinen ausfhlieglih zur Beftellung der Amts- 
Tautionen*). Uebrigens unterliegen fie den allgemeinen Vorſchriften über 
Inhaberpapiere. Dies gilt insbefondere von der Außer- und Wiederinkurs⸗ 
jegung, von der Umfchreibung unbrauchbar geiwordener und der Kraftlos⸗ 
erflärung (Mortifilation)??) verlorener oder vernichteter Papiere 29). 


Eine befondere Art der Staatefhuld bilden die Hinterlegungs- 
gelder (Depofitalgelder), welde in den geſetzlichen Hinterlegungsfällen bei 
den Regierungs-Haupt-Kaſſen eingezahlt werden und in das Cigenthum des 
Staates übergehen. Sie werden mit 21; Prozent verzinft und nad) Maf- 
gabe der DBeftände zu den dur Anleihen zu Ddedenden Ausgaben ver- 
wendet ?”), 

b) In beireff der Verzinſung beftehen zwei reichögefetliche Ein— 
ſchränkungen: 

1. Papiergeld darf nur vom Reiche ausgegeben werden; für die Einzel- 
ftaaten ift jede unverzinslihe Schuld ausgefhloffen 3); 

2. Prümien- d. h. folde Anleihen, bei denen der Zins ganz oder theil- 
weife als Gewinn verloft wird, find nur auf Grund eines Neichöge- 
feßes und nur zum Zwecke der Anleihe eines Bundesftaates oder des 
Reiches zuläffig ?°). 

Die Erhebung der Zinfen erfolgt gegen Zinsfcheine (Koupons), die 
mit den Schuldfcheinen für einige Jahre ausgegeben und nad) Ablauf der- 
felben gegen Einlieferung eines anderen Scheines (Talon) erneuert werden). 
Diefe Erneuerung findet alle 4, bei den Tonfolidirten Schulden alle 10 Jahre 
ſtatt. Die Kraftloserflärung verlorener oder vernichteter Koupons ift aus⸗ 


2) 8 126 6.7 d. W. 

2, 8. 12. De. 38 (GS. 39 ©. 5) 
Hr 5 u. VormO. 5. Juli 75 (GS. 431) 

2) Reichsbeamte $ 22, Staatsbeamte 
3 63 Abf. 2 d. W. 

©) Die oleihfalle angewendete Benen- 
zung „Amortifation“ bleibt beſſer für das 

erfahren der allmüligen Tilgung der 
Schuld vorbehalten. 

%) Bol. 8 317 Abſ. 4 d. W. — Die 
Kraftloserfärung erfolgt auf Grund eines 
gerichtlichen Aufgebotes, für deſſen Verfahren 
die allgemeinen Grundſätze (CPrO. 8 137 
bis 150 u. AusfG. 24. März 79 GS. 


281 $ 20), für deflen Borausfegungen u. 
Wirkungen dagegen noch die früheren Vor⸗ 
Ihriften (B. 16. Juni 19 GS. 157 u. 
3. Mai 28 ES. 61) maßgebend find. 

7, Hinterl.O. 14. März 79 (GS. 249) 
8 1—10, 94—96 u. V. 21. Mai 79 
(SS. 383). — ©. 8 218. W. 

3 8 168 Abſ. 7 9. W. 

2) RS. 8 u. AusfBel. 19. Juni 1871 
(RGB. 210 u. 255). — Bon der preufis 
fhen Prämienanleihe des Jahres 1855 
waren 1887 noch 14 Mil. M. im Ver⸗ 
fehre. 

a) G. 18. März 69 (ES. 4%). 
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geſchloſſen?). Die Zinfen find bei allen öffentlichen Kafjen einlösbar und 
verjähren in 4 Jahren nad) der Fälligkeit ??). 

c) Die Tilgung ift entweder ziwangöweife im voraus durch Gefet 
feftgeftellt, oder wird frei nach der jedesmaligen Finanzlage bemeſſen. Er- 
fterenfall3 wird der ZTilgungsbetrag in Prozenten der jeweiligen Schuld (in 
der Regel , —2 Broz.) oder in einem feften, nad) der urfprüngliden Schuld 
berechneten und gleihmäßig mit dem Zins bis zur Tilgung der Schuld fort- 
gezahlten Prozentfaze beftimmt. Dem hierdurch entftehenden Tilgungsfonds 
(Tilgeftamm, sinking fund) fließen die erfparten Zinfen in immer fteigendem 
Maße zu, fo daß der Tilgungsprozeß mit zunehmender Gefchwindigfeit 
verläuft ?9). 

Preußen betrat einen Mittelweg, indem es den Zilgungsbetrag auf 
1 Proz. der urfprüngliden Schuld feitfette, dabei aber eine Herabſetzung 
der Tilgungsbeträge von 10 zu 10 Jahren eintreten ließ. Diefe Tilgungs- 
art, bei der die Schuldfcheine angelauft und nur, wenn fie nicht unter dem 
Nennwerthe zu erlangen waren, auögeloft wurden, ift zwar für die früheren 
Schulden noch jet maßgebend), doch ift durch die Konjolidation?®), 
welche die früher in 115 Titel zerfplitterte Staatsſchuld auf eine einheitliche 
Form zurüdgeführt hat, die Umwandlung der gefammten Staatsſchuld in 
eine Rentenſchuld?s) mit freier Tilgung eingeleitet. Die Schulden der neuen 
Provinzen und die Schuldſcheine aller nit in den Umtauſch willigenden 
Gläubiger blieben zunächſt ausgeſchloſſen; da aber nunmehr alle Tilgungs- 
mittel auf diefe Schulden verwendet wurden, auch alle fpäteren Anleihen mit 
den Fonfolidirten vereinigt find, jo ift die vollftändige Durchführung der 
Maßregel gleichwohl in nicht allzuweite Ferne gerüdt. Die Tilgung der 
neuen Schuld wird, da eine Kündigung nur im Wege des Geſetzes erfolgen 
fann, durch Ankauf bewirkt und erfolgt aus den Ueberſchüſſen des Staate- 
haushaltes, joweit der Etat nicht andermweit über diefelben verfügt?) Die 


M) 3. 16. Juni 19 (GS. 157) 8 13 
1. KO. 18. Sept. 22 (GG. 213). ©. 
Anm. 26. 

=) Konfolidirte Schulden G. 19. Dez. 
69 (GS. 1197) 8 3; ältere preuß. Schul» 
den ©. 17. Im . (GS. 9) XVII; 
Schulden der Teen Prov. ©. 29. Feb. 68 
(GS. 169) $ 4 

3) Das S yftem fand in England in 
Walpole (1716) u. fpäter in Pitt feinen 
Förderer. Im Anfang diefes Sahrhunderts 
folgten Frankreich u. Defterreih. In den 
dreißiger Jahren wurde baffelbe bereits 


wieder verlaſſen. 

>) ©. 17. Jan. 20 (6&. 9) 8 V bis 
VD u. 24. Se 50 (88. 57) 8 7, 8; 
nur die vormals hannoverjchen Schulden 


unterliegen noch der regelmäßigen Ans» 


loſung ©. 11. Feb. 69 (GS. 355) $ 1. 

5 Mit dem Ausdruck Konfolidation 
(Konfolidirung) wird außerdem die Ver⸗ 
wandelung einer ſchwebenden oder einer 
Pupiergeldfhuld in eine bleibende Schuld 
bezeichnet. 

©, Mittelfi der zuerft in England und 
Frankreich angewendeten Rentenihuld 
wird nicht die Rückzahlung eines Kapitals, 
ſondern die Gewährung eines feſten Zinſes 
zugeſichert. Dieſe Form bezeichnet beſſer 
das Verhältniß der Unkündbarkeit, läßt die 
Differenz zwiſchen Kurs u. Nennwerth ver⸗ 
ſchwinden u. gewührt dem Schuldenweſen 
des Staates ein überſichtlicheres u. einheit⸗ 
licheres Gepräge. 

”) G. 19. Dez. 69 (GS. 1197), erg. 
G. 5. April 84 (SS. 117) u. 4. März 
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Finanzverwaltung ift dadurch der Nothwendigkeit überhoben, ältere Anleihen 
zu tilgen, während gleichzeitig ein vermehrter Finanzbedarf zur Aufnahme 
neuer Anleihen nöthigt, die mit Koſten, oft auch mit läftigeren Bedingungen 
verbunden fein würden. Daneben ift durch die einheitliche Geftaltung ber 
Staatsſchuld die Verwaltung vereinfacht und der Verkehr mit Staatspapieren 
erleichtert. Letzteren ift damit aud) im Auslande ein erweitertes Abſatzgebiet 
eröffnet. 
A. Bermaltungsorgane. 
8 129. 

Die Verwaltung führt die Hauptverwaltung der Staatsfähulden. 
In Bezug auf Ausgabe, Berzinfung und Einziehung der Schulddokumente 
ift fie jelbftftändig und allein verantwortlich, übrigens ift fie dem Miniſter 
untergeordnet. Sie befteht aus einem Direftor und mindeftens drei Mit- 
gliedern. Unter ihr ftehen die Staatsfulden-Tilgungs-Kaffe und die Kon- 
trolle der Staatspapiere??), — Die Aufficht über die Hauptverwaltung führt 
die Staatsfhulden-Kommiffion, die aus dem Ober-Rechnungskammer⸗ 
Präfidenten und je drei auf drei Jahre gewählten Mitgliedern des Herren- 
und des Abgeordnnetenhaufes befteht?)). — Die Mitglieder der Hauptver⸗ 
waltung und der Präfident der Ober-Rechnungs-Kammer werden in öffentlicher 
Sigung des Ober-Verwaltungsgerichts, die von den Häufern des Landtages 
gewählten Kommiffionsmitglieder in öffentliher Situng der letzteren eidlich 
verpflichtet 9). 


V. Regalien und Gebühren. 


1. Ueberſicht. 
8 130. 

Die Regalien (jura regalia) bildeten die Geſammtheit der den Landes⸗ 
herrn als ſolchen zuſtehenden Rechte. Sie wurden ſpäter in höhere und 
niedere geſchieden. Erſtere betrafen die eigentlichen Hoheitsrechte; unter nie— 
deren verſtand man die nutzbaren Rechte (Finanzregale), und dieſe wurden 
dann vorzugsweiſe Regalien genannt!). 


85 (GS. 55). Durch letzteres find die | thums, welches der Staat an Land⸗ u. 


anfänglich ausgegebenen 4, prozentigen 
Schuldverſchreibungen vom 1. Oft. 1885 
ab in Aprozentige umgewandelt (fonvertirt). 

*) G. 24. Seh. 508 1-6, 16 u. 17 
nebft ©. 13. Geb. 84 (GES. 64). Die 
Berwaltung ift vorgefetste Behörde für bie 
Renierungen. 

a, Daf. $ 10-13, 15—17. 

®), Daſ. 89 u. 13 u. ©. 29. Ian. 
79 (GS. 10). 

ı) So bezeihnet das Landrecht bie 
Regalien als Nutungsredhte des Eigen⸗ 


Heerftraßen, Strömen, Meeresufern u. 
Häfen befittt oder weldhes ihm aus feinem 
Rechte auf Herrenlofe u. verwirkte Güter 
u. auf Abzugsgelder erwähft u. von dem⸗ 
felben auf Kommunen u. Private über- 
tragen werden kann (II 14 8 24—43). 
Im einzelnen behandelt e8 dann in Tit. 15 
die erwähnten Eigenthumsbeziehungen, denen 
das Fifchereis, Zolle, Poft- u. Mithlen- 
regal zugezählt wird, in Tit. 16 die Re⸗ 
galien an erb» u. herrenlofen Gütern, 
einfhließlih des Jagd» u. Bergwerks⸗ 
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Der Ausdrud findet fich bereits in der Konftitution Kaiſer Friedrichs I. 
(1158), welche nad) Unterwerfung Mailands die kaijerlihen Gerechtſame den 
lombardiſchen Bafallen gegenüber feftftellte. Bei Abfhwädung der kaiſerlichen 
Gewalt gingen fie zunächft auf die Kurfürften?), fpäter auch auf die übrigen 
Territorialherren über. Sie bildeten deren finanzielles Kefervatredht, über 
welches diefe felbftftändig verfügen fonnten, während die Erhebung von Steuern 
an die Bewilligung der Stände gebunden war. 

Die neuere Entwidelung unfere® Staatslebend mit ihren auf Befreiung 
des DVerfehres und Gewerbes gerichteten Beſtrebungen hat die Bedeutung ber 
Regalien faft vollftändig verwiſcht. Das Verkehrsweſen wird vom Staate 
nit mehr als Finanzquelle, fondern um feiner felbft willen gepflegt; bie Ver⸗ 
waltung des Poft- und Münzwejens, der Straßen, Ströme und Häfen ift 
damit aus dem Kreife der Regalien in das Gebiet der Wohlftandspflege über- 
getreten und hat nur infoweit eine nebenſächliche finanzielle Bedeutung bewahrt, 
ald der Staat für die vorzugsweife Benugung der von ihm erhaltenen An- 
ftalten eine Entfhädigung in Geftalt von Gebühren erhebt (Nr. 4). Nachdem 
ferner der Privaterwerb des Staates jedes Vorrechtes entkleidet war?), mußten 
Jagd, Fiſcherei, Forſten und Bergwerke gleichfall8 den Charakter der Rega⸗ 
lität verlieren. Gleiches gilt von den mit Ausſchluß privater Konkurrenz 
vom Staate betriebenen Handelsgeſchäften (Monopolen).. Nur als Erhebungs- 
formen für gewiſſe Steuern erhielten einzelne derfelben ſich eine Zeit lang 
fort?). Andere Regalien endlich hörten entiveder ganz auf, wie das Abzugs- 
regal?), oder fie wurden zu Verbrauchsſteuern umgewandelt, wie das Zoll 
und das Salzregal‘). Als Finanzobjelte find die Negalien damit, wo ſie 
nicht gänzlich verfhwanden, wie in England und Frankreich, auf vereinzelte 
Ueberbleibfel zufammengefhrumpft.. In Preußen befteht zur Zeit nur das 
Anfallereht auf herrenlofe Gegenftände (Nr. 2) und das Lotterieregal 
(Nr. 3). 

2. Anfallsredht. 
8 131. 

Das Anfallsreht umfaßt den Anfprud) des Staates auf herrenlofe 

Saden (bona vacantia), foweit er fich dieſelben ausdrücklich vorbehalten 





hat”). Dazu gehören erblofe Berlaffenfhaften?) und Grundftüde, die noch 


regal u. in Tit. 17 als Nutung ber 
Gerichtsbarkeit das Konfislations- u. das 
Abzugsregal. 

2) In der goldenen Bulle (1356) werden 
demgemäß das Münz-, Zolls, Bergwerls-, 
Salz, Judenſchutz⸗ u. Abzugsredt aufs 


geführt. 

98 12198. 

9 Breußen hatte vordem das Spiel- 
larten- u. Salzmonopol. — Größere Be- 


deutung hat das in andern Ländern aus- 
gebildete Tabalsmonopol S 163 d. W. 

81188. 

6, 8 168 u. 165. 

) LR. II 16 SI u 2. — Das franz. 
Recht weift dem Staate alle herrenlofen 
Gegenftände zu cod. civ. Art. 539 u. 718. 

5) R. II 1684, 16-29 u.19 8481; 
cod. civ. Art. 768—773. 
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£einen Eigenthümer hatten oder von demfelben verlafien find”). Das Heim- 
fallsrecht an Lehen ift dagegen mit Aufhebung des ftaatlihen Obereigenthums 
bi8 auf die Thron- und die außerhalb des Staates belegenen Lehen fort- 
gefallen 19). 

In Oftpreußen befteht von der Ordendzeit her das Bernfteinregal, 
das als Reit des früheren Bergregals anzufehen ift und vom Staate durch 
Verpachtung genutzt wird!) In Weitpreußen und Pommern beſchränkt fi) 
der Anſpruch des Fiskus auf den im Meere oder am Strande gefundenen 
Bernftein??). 

3. £otterieregal. 
8 132, 

Die Staatslotterie wurde als Finanzquelle gegründet. In Preußen 
geihah dies in der Noth des fiebenjährigen Krieges. Trotz mannigfacher 
Angriffe ift fie ſeitdem beibehalten, wobei neben finanziellen Rüdfichten auch 
die Annahme beftimmend war, daß das Lotteriefpiel an ſich nit zu hindern, 
aber nur bei unmittelbarer ftaatliher Leitung gehörig zu überwachen fei. 
Uebrigend hat die Einrihtung im Laufe der Zeit mehrfahe Milderungen 
erfahren. Anfänglich) beftand ein Lotto neben der Klafienlotterie1). Zu 
Beginn des Jahrhunderts erfolgte eine Neuregelung); das Lotto wurde 
ungeftaltet 5) und bald darauf ganz abgefhafft; die Klaffenlotterie wurde 
beibehalten, erlitt aber verfchiedene Einſchränkungen 16). Demgemäß erfolgt 
nunmehr die Ziehung nad) einem beftimmten Plane in der Were, daß jedes- 
mal nur ein Theil der Gewinne gezogen wird und die Mehrzahl derfelben 
für die letzte Ziehung aufgefpart bleibt. Der Staat bezieht 121, Proz. von 
jedem Gewinne. Die Verwaltung führt die dem Finanzminifter unterftellte 
General-Potterie-Direktion!?). 

Zum Schute der Staatslotterie dient das gleichzeitig im Intereſſe der 
öffentlihen Ordnung erlaffene Verbot der unerlaubten Ausjpielungen und 
des Spielend in auswärtigen Lotterien??), fowie das Berbot der Prämien- 
anleihen 19). 


) 8R. II 1683 u 7-1415. 

» G. 2. März 50 (GS. 77) 8 21. 

1) ©. 22. Feb. 67 (GS. 272). 

2), KR. II. 15 8 80. — Weftpr. ProvR. 
19. April 44 (GS. 103) 8 73, 74 u. ©. 
4. Aug. 65 (GS. 873) Art. III. 

8, Mean unterfheidet die Zahlen- u. 
die Klaſſenlotterie. Die erftere (Xotto) 
ftammt aus Genua und wirkt bei Heinen 
Einjäten u. hohen Gewinnausfidhten be= 
ſonders nachtheilig. Die Klaffenlotterie 
entftand in Holland. 

19 Lott.⸗Ed. 28. Mai 10 (GS. 1806/10 
©. 712), Einf. i. Hohenzollern ©. 7. Mai 
53 (GS. 180). — Aufhebung der Lotterien 


in Hannover, Dsnabrüd, Frankfurt a. M. 
AE. 5. Zuli 67 (GS. 1056.) — Reichs⸗ 
ftempelabgabe von Lotterieloſen 8 156 
N. 30. 

5 LotEd. 8 2. / 

10) KO. 21. Juli 41 (SS. 131). 

7) LotEd. 8 6 u. 12. — Die Lotterie 
liefert — nad) einer im Jahre 1886 er- 
folgten Vermehrung der Loſe — einen Er⸗ 
trag von 8 Mil. M. (Etat 1887/8). 

8 257 d. W. — Aud der Haufir- 
handel mit Lotterielofen ift ausgeſchloſſen 
GewO. 8 56 u. 56a?., 

», 8 128b? d. W. 
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4. Gebühren. 
8 133. 

Gebühren find Bergütungen für befondere im Cinzelintereffe erfolgende 
ftaatliche Leitungen. Es kann fi) dabei um Amtshandlungen des Staates 
oder um Benutung ftaatliher Anftalten handeln. Ueberall wird indeß die 
Erfüllung eines allgemeinen Berwaltungszwedes vorausgejegt und hierdurch 
unterfcheidet fih die Gebühr von dem nur Finanzzwede verfolgenden Regale. 
Dem Gegenftande nad) erftreden fich die Gebühren auf nahezu alle Berwaltungs- 
gebiete und werden ebenfowohl für den ftaatlihen Schuß geleiftet, mie die 
Gerichts- und Berwaltungskoften, als auf den Gebieten der Rultur- und 
Wohlſtandspflege, wie die Wege-, Hafen-, Poft-, Telegraphen- und? Münz- 
gebühren, die Stolgebühren und das Schulgeld. Die fpezielle Geftaltung 
des Gebührenweſens fällt in dieſe Einzelgebiete; hier kommen nur ihre allge 
meinen Grundlagen in Betradit. 

Die Gebühren fünnen nur auf Grund eines Geſetzes erhoben werden ??). 
Die feftgeftellte Gebühr Heißt Tare; ihre Gefammtheit bildet den Tarif. Die 
Hebung der Gebühren für Beamte als Theil des Gehaltes (Sporteln) tritt 
mehr und mehr gegen die Einziehung derfelben zur Staatskaſſe zurüd. Die 
Gebühr darf die entſprechende Aufwendung des Staates nit überfchreiten, 
braucht fie aber nicht zu deden, kann vielmehr in dem Maße gegen diefelbe 
zurücbleiben, als durch letztere zugleich allgemeine Zmede gefördert werden. 
Auch in betreff der Gebühren bricht fih der Gedanke mehr und mehr Bahn, 
daß der Staat feine Aufgaben um ihrer felbft und nit um des finanziellen 
Erfolges willen zu erfüllen habe. “Derfelbe Prozeß, der die BVerlehrsan- 
ftalten aus dem reife der Regalien ausſcheiden Tieß, hat Hier zu einer 
ftetigen SHerabfegung der Gebühren geführt?!) Abgefehen von einzelnen 
befonder8 mit der Gebühr verbundenen Zwecken — wie Verminderung der 
Prozeffe durch die Höhe der Gerichtsgebühren — hat nur die Rüdficht auf 
die Finanzlage diefen Entwidelungsgang zeitweilig aufzuhalten vermocht. 

An die Gebühren fehliegen fi die Einnahmen an, welde dem Staate 
aus Strafen und Einziehungen (Ronfiskationen) erwadfen ??). 


VI. Steuern. 


1. Atenern im allgemeinen. 
8 134. 
a) Grundlagen der VBeftenerung. Steuern find Zwangsbeiträge 
zu den allgemeinen Staatsbedürfnifien, welche der Staat fraft feiner Finanz- 


=) BU. Art. 107. | ermäßigt das Briefporto $ 380 Anm. 23. 
2) 8 130 d. W. — Aufgehoben find | — Berheißene Aufhebung des Volksſchul⸗ 
die Verwaltungsgebühren 8 61 Anm. 93, | geldes 8 305 Anm. 28. 
einzelne Stolgebühren $ 301 Anm. 45 u. =) 8 173 Abf. 3 Rr. 3 u. 70 W. 
die Bergamtsgebühren 8 322 Anm. 11; 
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hoheit den Staatsangehörigen nah beftimmten Maßſtabe auferlegt. Dieſe 
allgemeine Beſtimmung jcheidet die Steuern von den Gebühren, die für 
fpezielle Gegenleiftungen entrichtet werden. 

Die Steuer muß unter Ausfhluß aller Befreiungen allgemein und der 
Leiftungsfähigfeit entſprechend gleihmäßig vertheilt werden. Jede Steuer 
beruft auf dem Ertrage eines Gegenftandes, des Steuerobjektes. In Be- 
ziehung auf eine beftimmte zu befteuernde Perfon, das Steuerfubjelt, werden 
diefe Erträge zum Einfommen. Man unterfcheidet demgemäß Ertrags- und 
Einltommenfteuern, je nahdem von dem Objekte oder Subjelte ausge—⸗ 
gangen wird. Die Einfommenfteuer faßt fomit alle in einer Perfon ver- 
einigten Ertragsfteuern einheitlich zufammen. Da fie hierbei die Berück— 
fihtigung der von dem einzelnen Ertrage unabhängigen perfünlichen Ber- 
hältniffe (Schulden, Arbeitskraft, Krankheit u. |. w.) möglich madt, fo würde 
fie an ſich geeignet fein, alle einzelnen Steuern zu erfegen. Hier tritt indeß 
die große Berfchiedenartigkeit der einzelnen Einkommenszweige hindernd in 
den Weg. Das Einkommen fegt fih aus dem Ertrage des Grund und 
Bodens, des Kapitald und der Arbeitskraft zufammen. Grund- und Rapital- 
einkommen ift durch Beſitz gefichert (fundirt) und gewährt dadurd) eine weit 
nadhhaltigere fteuerliche Leiftungsfähigfeit, al8 das Arbeitseinlommen. Ein 
fernerer Unterſchied waltet zwiſchen Grund- und Sapitaleintommen ob. 
Erfteres ift feitliegend und jederzeit erkennbar und bietet dadurd) der Beran- 
lagung fihere Handhaben, während das bewegliche und ſchwer zu überfehende 
Rapitaleintommen fi) der Beſteuerung leicht zu entziehen vermag. Dieſe Ber- 
fhhiedenheiten werden um fo fühlbarer, je ftärker die Steuerkraft angefpannt 
wird, und fo erklärt e8 fi, daß überall, wo allgemeine Einfommenfteuern 
eingeführt wurden, die beftehenden Ertrags- und die indirelten Steuern fid) 
neben denfelben erhalten und weiter entwideln konnten?). 

Die indirelten Steuern treffen gleihfall® das Einkommen, fie er- 
reihen daſſelbe aber nicht im Wege der Schätung, wie die direkten, fondern 
im Anſchluß an gewiſſe wirthichaftlihe Vorgänge, aus denen ein Merkmal 
für die Steuerfähigfeit entnommen wird. Je fehiwieriger es bei Vermehrung 
der Steuern wurde, das zu befteuernde Einlommen im Wege unmittelbarer 
Schätzung vollftändig und gleihmäßig zu erfaflen, um fo wichtiger mußte 
eine Beſteuernng werden, die ſolche Schägung entbehrlih madte. Der Ein- 
fluß, den die indirelte Steuer mittelft der Zölle auf den Handeld- und ge- 
werblichen Verkehr ausübt, hat dieſe Bedeutung noch gefteigert. Andererfeits 
wird der indiveten Steuer zum Vorwurf gemadt, daß fie den Verkehr be- 
ſchränke, die nothmendigften Lebensmittel vertheuere und ſich der Steuerfähig- 


) Frankreich, weldes alle Steuern | Steuerfyftem die indirelten Steuern fogar 
durch eine einzige zu erſetzten verjuchte | vorzugsweije entwidelt Anm. 2 u. Anm. 6 
(1790), kehrte bald wieder zu feinen hie | zu $ 150. 
forifhen Steuern zurüd u. hat in feinem 
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feit der zu Befteuernden nicht genügend anpafle. Diefe Vorwürfe treffen nicht 
oder Doch nur bedingt zu: fein Land darf dem Grundfate der Verkehrsfreiheit 
das Interefje feiner Induftrie dauernd zum Opfer bringen; die notäwendigften 
Lebensmittel brauchen der Beſteuerung nicht oder doch nur mit der nöthigen 
Beſchränkung unterworfen zu werden; die Bertheilung der direkten Steuern 
weiſt aber gleichfalls in ihrer thatſächlichen Geftaltung jo zahlreiche Unregel- 
mäßigfeiten auf, daß auch in diefer Beziehung ein Vorzug derjelben kaum be- 
hauptet werden Tann. ‘Dabei fehlt der direften Beiteuerung die ausgleichende 
Wirkung, welche bei der indirekten den Steuerdrud in ſtets beweglicher, den 
örtlichen Verhältniſſen und Handelskonjunkturen ſich anpafjender Weife auf 
Produzenten, Händler und Konſumenten vertheilt und diefe fogar im Aus- 
lande zu erfaflen vermag. Die direfte Steuer trifft endlich den Pflichtigen 
weit empfindlicher, weil fie zur vorgejchriebenen Zeit erhoben und nöthigen- 
falls zwangsweiſe beigetrieben wird, während die indirefte fi in Betrag 
und Fälligkeit dem Preife und Verbrauche der befteuerten Waare anfchliekt: 
die indirekte Steuer zahlt der Pflichtige, wenn er kann und will, die Direfte 
dagegen, wenn er fol und muß. 

Wegen diefer Borzüge haben die übrigen Großftaaten, in&befondere 
England und Frankreich den weit überwiegenden Theil ihres Stantsbedarfes 
von jeher durch Zölle und Verbrauchsſteuern gedeckt?). Deutſchland und 
Preußen verfolgten den umgefehrten Weg?); insbeſondere wurden die direkten 
Steuern den immer mehr anmwachjenden kommunalen Laften faſt ausſchließlich 
zu Grunde gelegt. Erſt die neuefte Zeit hat Wandlung geſchaffen und eine 
Ausdehnung des indirekten Steuerſyſtems angebahnt, welche nicht nur die 
hervorgetretenen Mehrbedürfniffe gededt, fondern aud eine Ermäßigung der 
drüdenden direkten und kommunalen Steuerlaft möglid) gemacht hat. 

Eine abjolute Gleihmäßigkeit der Steuervertheilung fteht hiernach nicht 
zu erreichen. Die Steuerpolitit muß fi darauf beſchränken, ſich diefem Ziele 
thunlichft zu nähern und dabei die Befteuerung fo wenig drüdend als möglich 
zu maden. Auch bier hat die neuere Seit den volkswirthſchaftlichen 
und fozialen Gefihtspunft gegen den finanziellen mehr in den Vorder⸗ 
grund gerüdt. Die Steuer darf niemals den unentbehrlichen Lebensunterhalt 
entziehen. Die Steuerfähigfeit wächſt infolge defien in dem Maße, in dem 
ein Einfommen diejes Eriftenzminimum überfteigt. Dies hat in der indirelten 


2) Die befchränktere direkte Befteuerung 
yat in England u. Frankreih neben den 
reiheren natürlihen Hilfsquellen die Tra- 
gung der großen Steuerfaft ſehr weſentlich 
erleichtert. 

9) Während Breußen in den letten 
Suhrzehnten feine direften Steuern mehr- 
fach erhöhte, wurden an inbirelten die 
Mahl⸗ u. Schlachtftener ($ 147 Anm. 71), 


die Weinfteuer ($ 150 Aum. 3), die Zei⸗ 
tungsftener ($S 153 Anm. 27) u. das 
Chauffeegeld ($ 370 Anm. 5) ganz beſei⸗ 
tigt u. die Salzſteuer ($ 165 Anm. 45) 
u. Stempelfteuer ($ 154 Anm. 31) we⸗ 
fentlih ermäßigt. — SHerabfegung der in⸗ 
birckte Gemeindefteuern 8 77 Nr. Af 
d. W. 
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Beftenerung zu geringerer Heranziehung der nothivendigen Lebensbebürfniffe, 
in der Direften zur Freilaffung der unterften und zur Erleidhterung der zu= 
nächſt folgenden Stufen geführt. Der Steuerfag, d. i. der Prozentſatz der 
Steuer im Berhältnig zum Einkommen darf demgemäß bis zu einem gewiſſen 
Grade fteigen (Progreffivftener)*). 

Der Höhe der Steuer wird indeß nod eine engere Grenze gezogen. 
Sie darf nit, oder doch nur äußerftenfall® und vorübergehend bis dahin 
angefpannt werden, daß fie die wirthfchaftliche Weiterentiwidelung, insbefondere 
die Kapitalbildung ausſchließt. Aufgabe der Verwaltung ift e8 vielmehr, mit 
den ihr durch die Beftenerung zufließenden Mitteln auf diefe Weiterentivide- 
(ung belebend einzuwirten und fo die Steuerkraft immer von neuem anzu= 
regen und zu fördern. Die wiedererzeugende Kraft der Anlagefchulden’) 
wohnt in dieſem Sinne auch der Befteuerung bei. 

Mit einer gewiflen Vorliebe hat die neuere Gefetgebung fid dem Syften 
der Steuerfontingentirung zugewendet. Man feheidet die direkten Steuern 
in Duotitäts- und Repartitions- oder Tontingentirte Steuern. Bei erfteren 
fteht der Steuerfuß feft, der Steuerbetrag (da8 Steuerfol) muß danach er- 
mittelt werden; bei der Repartitionsſteuer ift dagegen dieſer Steuerbetrag 
(das Kontingent) feft beftimmt und wird auf die einzelnen Steuerobjefte nad) 
Maßgabe der durch Schätung gefundenen Werthe vertheilt®)., Die Kon- 
tingentirung ſchließt damit jede einfeitig fisfalifhe Einſchätzung aus. Gleich— 
zeitig kann mittelft derfelben die Beſteuerung beweglich geftaltet werden, indem 
fie nad Einheiten (Monaten, Simpeln) feitgeftellt wird, deren eine oder 
mehrere dem jeweiligen Finanzbedürfniß entfprechend gehoben werden fönnen. 


8 135. 


b) Geſchichte des Steuerweſens. In den Steuern findet der 
Bedarf eined Staates nur infoweit feine Dedung, als dieſer nicht durch andere 
Einnahmen zu befhaffen if. Die Steuern konnten deshalb erft entftehen, als 
die übrigen Einnahmen nicht mehr ausreichten. Ihre ältefte Form bildeten 
in Deutſchland die Beden, freiwillig von den Landftänden übernonmmene 
Beiträge, die als Vermögensfteuern”?) auf dem Grundbefige lafteten. Daneben 
entwicelten ſich einzelne Zölle, zuerft mit dem Charakter des Schutgeldes 


9 Diefem Grundfate entſpricht in 
Breußen die Klafienfteuer ($ 147 d. W.) 
u. die Eifenbahnabgabe ($ 146). 

28 126 Abf. 1 d. W.; vgl. 8 118 
Abi. 2 


bei den Steuern der Selbftverwaltungs- 
fürper (S 76 Abf. 4) Anwendung. 

7) Die Bermögensfteuer ift — wenn 
bie Zwangsanleihe nicht dazu gezählt wird 
— ihrem Wefen nad) von der Einkommen 


% Die Kontingentirung ſtammt ans | fteuer nicht verſchieden. Nur die Art der 


Frankreich, wo die direfte Steuer auf die 
Departements vertheilt u. diefen zur Unter» 
vertheilung überlaffen wird. In Preußen 
findet fie bei der Grundftener (8 140) u 


Ermittelung des Steuerwerthes bedingt 
einen Unterfhied. Als VBermögensfteuer 
ift die (indirekte) Erbſchaftsabgabe ($ 155) 
anzufehen. 
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Geleitszoll)*). Erſt ald nad dem dreifigjährigen Kriege die Leiftungsfähig- 
feit des Grundbeſitzes erfchöpft fchien, wurde in der verfchiedene inbirelte 
Steuern zufammenfaffenden Accife die Befteuerung des beweglichen Kapitals 
verſucht. Dieſe wurde die gewöhnliche Steuerform für die Städte, während 
lich auf dem Lande die aus den Beben berborgegangene Grundfteuer unter 
verfihiedenen Bezeichnungen  (Kontribution, Schoß, Servis) ziemlich unver- 
ändert forterhielt. 

Den vermehrten Anfprüden, welche im 18. Jahrhundert die Entiwide- 
ung der ftehenden Heere und die Verſchwendung der Höfe mit fid) bradten, 
vermodten diefe einfachen Steuern nicht mehr zu genügen. Es galt Mittel 
zu finden, die eine ausgiebigere und nadhhaltigere Ausnugung der vorhandenen 
Steuerkraft zuließen. Diefem Streben fam die erwachte Wiſſenſchaft zuhülfe. 
Die Volkswirthſchaft Iehrte die Bedingungen der Gütererzeugung?), die Phi- 
(ofophie den Zweck und die Aufgaben des Staates näher erfennen??), und 
unter diefen Einflüffen verdichteten die bislang ziemlich planlos aufgelegten 
Steuern fih zum Steuerfyfteme. 

In Preußen, wo fi gleihfall® Grundfteuer, Grenzzölle und Accife?!) 
entividelt Hatten, führte zu Anfang des Jahrhunderts die verfchiedenartige 
Geftaltung in den einzelnen Tandestheilen und das vermehrte Finanzbedürfnig 
zu einer umfaflenden Negelung!?). Die gleichzeitige Verheißung, daß als 
Erſatz für das verſchwundene Steuerbewilligungsrecht1?) eine Nattonalreprä- 
fentation eingeführt und alle Eremtionen abgeſchafft werden follten, ging zwar 
erft in neuefter Zeit in Erfüllung!*), inzwiſchen wurde jedoch eine einheitliche 
Drdnung des Steuerweſens herbeigeführt und dabei den Anforderungen der 
Verkehrs- und Gewerbefreiheit erweiterte Rechnung getragen. Nachdem bie 
Ausdehnung der Konfumtionsfteuer von Brot, Fleifh, Bier und Brantwein 
auf das Land fi) als nicht durchführbar erwiefen und deshalb hier und in 
den Heinen Städten einer Perſonenſteuer (Ropfftener) Plat gemacht hatte?d), 
gaben die neuen Erwerbungen der Jahre 1814/55 in Verbindung mit ber 


8, Bollregal 8 130 d. W. 

9) Den Anftoß gaben die PBhnfio- 
traten in Quesnays befanntem Wort: 
pauvre paysan, pauvre royaume; 
pauvre royaume, pauvre roi. Wührend 
fie nur die Grundfteuer anerfannten ($ 312 
Nr. 2), ſtellte Ad. Smith bereits ein 
Syftem auf, das in den 4 belannten 
Sötzen gipfelt: allgemeine Beitragspflicht 
im Verhältniß des Einlommens; beftimmte 
nicht willkürliche Steuer; Erhebung in der 
am wenigften unbequemen u. Toftipieligen 
Weife; Bemeflung nad dem Vortheile, den 
der einzelne an der Verwaltung hat. 

) Unter den großen Philofophen des 
18. Sahrhunderts bezeichnet Montes» 


quieu (esprit des lois XIII) die Steuer 
als den einen Theil des Vermögens, den 
der Befteuerte hingiebt, um den andern 
fiherer u. beſſer zu genießen. 

1) Die Accife wurde 1684 eingeführt 
u. 1766 nad franzöfiichem Vorbild als 
Regie eingerichtet. Ihre drüdende Form 
veranlaßte die Wiederauffebung (1787). 

, FinEd. 27. Ott. 10 (GS. 25). — 
Im Anſchluß ergingen befondere Geſetze 
für Accife und Zölle, für Gewerbeftener, 
Stempelfteuer u. für die (1814 wieder 
befeitigte) Lurusfteuer. 

8 31 Abf. 2 d. W. 

11) 8 136 Ab. 1. 

» Fine. 7. Sept. 11 (GS. 253). 
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fortgefett durch den Krieg hervorgerufenen Finanznoth Anlaß zu einer erneuten 
Regelung des Abgabenweiend. Die indireften Steuern wurden nad) Be— 
feitigung der Binnenzölle!6) fowohl in betreff der Grenzzölle!”) als der Ber- 
brauchsfteuern??) neu geordnet, dann aber den engeren Grenzen des GStants- 
verbandes entrüdt und zunädft auf den Zollverein, fpäter auf das Neid 
übertragen. Nur die 1822 für fich geregelte Stempelfteuer verblieb im weſent⸗ 
lichen dem preußifchen Staate!?). Die direkten Steuern erhielten 1820 eine 
neue Drdnung, weldhe noch jet deren Grundlage bilbet?0). 


8 136, 


c) Gemeinfame Vorfchriften in betreff Der Steuern. Nach der 
Berfaffung dürfen Steuern nur auf Grund von Etats oder befonderen Ge— 
Tegen erhoben werden; die beftehenden find indeß fortzuerheben, bis ein Geſetz 
fie ändert”). Der fernere Grundfag, daß Bevorzugungen nicht eingeführt 
und die beftehenden abgeſchafft werden follen??), ift demnächft mit der Grund- 
fteuerregulirung zur Durdführung gelangt. 

In betreff der Verjährung müfjen bei direkten Steuern Anfprüche auf 
Befreiung oder Ermäßigung innerhalb dreier Monate und Nachforderungen 
feitend des Fiskus vor Ablauf des Etatsjahres geltend gemadt werden. 
Indirefte Steuern können nur binnen Yahresfrift zurüd- oder nadhgefordert 
werden. Die Erbfhaftöfteuern verjähren in 10, die Stempelgefälle ſowie alle 
Rückſtände der bereit8 zur Hebung geftellten direkten und indirelten Steuern 
in 4 Iahren??). Sind die Rüdftände mit Uebertretungen verbunden, jo ver- 
jähren fie mit diefen theil® in 5, theils ſchon in 3 Yahren?*). 

Das gewöhnliche Rechtsmittel gegenüber der Befteuerung heißt Rekla- 
mation, in höherer Inftanz Rekurs. Der Rechtsweg ift mur zuge- 
lafjen, wenn: 

1. die Befreiung auf Grund von Privilegium, Vertrag oder Verjährung oder 


8. 11. Yuni 16 (GE. 193). 
®. 26. Mai 18 (65. 65). 
©. u. ©. 8. Feb. 19 (GS. 97 u. 


8 153 u. 154 d. W. 
8 137—149 d. W. 

A), BU. Art. 100 u. 109. 

2, Daf. Art. 1015 ©. 24. Feb. 50 
(85. 62). 

2) ©. 18. Juni 40 (65. 140), für 
die Staatsftenern mit diefen, für die 
Kommunal- u. ähnlichen Abgaben ($ 14 
des ©.) durh ©. 12. April 82 (GS. 
297) in die neuen Provinzen eingeführt. 
Das Kalenderjahr ift auf das Etatsjahr 
(8 118 Ab. 5 d. W.) verlegt ©. 12. Juli 
76 (GS. 288) 8 1 u. die Beſchwerdefriſt 


1, 
18) 
102). 
”) 
©) 


verkürzt für die Klaſſenſteuer 8 148 d. W., 
Eintommenfteuer 8 149 u. im Geb. der 
Berw.Org. für Provinzialabgaben Anm. 40 
zu $ 81, Kreisabgaben Ann. 12 zu $ 80 
u. Amtsabgaben Anm. 12 zu $ 223; 
Zuläffigfeit der Verwaltungsklage Anm. 17 
zu 8 172. Erbſchaftsſteuer ©. 30. Mat 
73 (66. 329) $ 47; GStempelgefälle ©. 
31. März 38 (GS. 249) $ 28 u. 6. Jult 
45 (GS. 483) 8 4°. 

2) G. 22. Mai 52 (GS. 250) Art. V 
u. V. 25. Juni 67 (GS. 921) Art. XI. 
Einf®. z. StGB. (KGB. 70 ©. 1%) 
Art. 7. Wegen der Erbſchafts⸗ u. Spiel- 
fartenfteuern, Grenzzölle, Branntwein-, 
Brau- u. Tabaksſteuern f. die $ 155, 157 
u. 160—163 d. W. aufgeführten Geſetze. 
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2. die Ueberlaftung in der Beftimmung des Antheils bei Bertheilung einer 
Laft auf mehrere Pflichtige behauptet 25), 

3. wenn die Eigenfchaft einer Abgabe als Steuer, oder 

4. die Verpflichtung zur Entrichtung eines Werth- oder Bertragsftempels 


beftritten, 


5. wenn die Tilgung oder Verjährung einer Steuer behauptet wird. 
In den Fällen zu 4 und 5 muß der Anfprud binnen 6 Monaten geltend 


gemacht werden ?®). 


Ale Steuern unterliegen der Beitreibung im Berwaltungsiwege. 


Sie gefhieht durch Vollſtreckungsbeamte (Erekutoren). 


Das Berfahren ift 


mit Rüdfiht auf die neue Prozeßgeſetzgebung neu geregelt?”). Subhaftationen 
zur Dedung von Steuerftrafen find nur zuläffig, wenn der Grundbeſitzer im 
Auslande wohnt und anderes Vermögen im Lande nicht vorhanden ift?®). 


Im Konkurſe Hat der Fiskus für Steuerforderungen an befchlag- 


nahmten Sachen die Rechte des Fauftpfandgläubigers. 


Uebrigens nimmt er 


in der Reihe der Gläubiger die zweite Stelle ein??). 

Bei Zumiderhandlungen gegen die Vorfchriften über die Erhebung 
öffentliher Abgaben und Gefälle ift, foweit es fi nur um Geldftrafen oder 
Einziehung handelt, ein Berwaltungs-Verfahren vorbehaltlich des Rechtsweges 


zugelafjen ?°). 


>, R. II. 14 8 78—80 u. 2-9, 8. 
26. Dez. 08 (GS. 17 ©. 282) 8 36, 37, 
41 u. (Geb. des franz. Rechts) Reſſ.Regl. 
20. Zuli 18 (KA. II 619) 8 15. Son⸗ 
derrechte (jura singularia), wie die Ge⸗ 
meindefteuerborrehte der Beamten find 
nit ſolche Privilegien Erk. O.V. 2. Juni 
80 (VI 119). 

©. 24. Mai 61 (SS. 241) $ 9 
bis 14; im Geb. der Verw.Org. ift der 
Rechtsweg für Kommunalabgaben fort- 
gefallen Anm. 17 zu 8 172. 

7, &. 24. März 79 (GS. 281) 8 14, 
V. 7. Set. 79 (GS. 591) u. Ausf. 
Anw. 15. Sept. 79, geänd. (Art. 25) 
€. 15. Aug. 85. Dem Berfahren unter- 
liegen direlte u. indirefte Staats⸗, Kirchen» 
u. Gemeindeabgaben, Gebühren, Strafen 
u. Koften $S 1 daſ. . 81 der V. f. d. 
öſtl. Prov. 30. Juli 53 (GS. 909), f. 
Neuvorpommern 1. Feb. 58 (GS. 85), 
f. Weftfolen 30. Juni 45 (GS. 444), 
f. d. Rheinprov. 24. Nov. 43 (GES. 351), 
f. d. neuen Provinzen 22. Sept. 67 (ES. 
1553). Beſchlagnahme der Staatsſchuld⸗ 
buchforderungen G. 20. Juli 83 (GS. 
120) 8 7, des Arbeits- und Dienftlohns 


BG. 21. Inuni 69 (BGB. 242) 8 42% 

3, Bel. 8. Oft. 26 (GS. 106) u. 
14. Oft. 29 (GS. 27). — Berfahren 
8 198 Abf. 3 d. W. 

2), KonkO. 8 411 u. 542. — Gleiche 
Rechte haben die Provinzial-, Kreis⸗, Amts⸗ 
u. Gemeindeverbände. 

D) StPrO. $ 459-469; Einf®. da⸗ 
u 8 63 — GebſtG. 21. Mai 61 (GS. 
317) 8 17 Abf. 4. — Gewerbefteuer ©. 
3. Juli 76 (GS. 247) 8 27—30 u. 
Anw. 30. Aug. 76 MB. 77 ©. 15); 
GewO. 8 149 Abi. — Klafſ.⸗ u. 
EinkſtG. 1. Mai 51 oe. 193) 8 12d 
u. 33. — Grenzzölle 8 23. Jan. 38 
(GS. 78) 8 28-61; 29. gi 67 
(GS. 1270) ‚nebft ©. v. em (8S. 
1268) $ 4, 5; 3016. 1. Juli 69 (BGB. 
317) $ 165. — Zuderft. ©. 9. Juli 87 
(RGEB. 308) 8 59. — Stempel ©. 7. März 
22 (SS. 57) 8 80, 31, KO. 13. April 
33 (GS. 33), 8 21 der 2. 19. Juli u. 
7. Aug. 67 (GS. 1191 u. 1277) u. 
(Aufhebung der Befugniß der Gerichte 
zur Feſtſetzung von Stempelftrafen im 
Berwaltungswege) &. 24. April 78 (SS. 
230) 8 106. 


Finanzen; Direlte Steuern. 88 137, 138. 177 


2. Rirekte Ateuern. 
a) Direlte Steuern überhaupt. 
8 137. 
aa) das heutige Direfte Stenerfyften!) umfaßt: 
1. Die Grund- und Gebäubdeftener (b); 
2. Die Gewerbeftener, einfhlieglih der Eifenbahn- und Berg- 
werfsabgabe (c); 

3. Die Klaſſen- und Eintommenfteuer (d). 

Alle diefe Steuern find durch Einführung in die neuen Provinzen?) zu 
allgemeinen Staatsfteuern geworden‘). Durch die Reichsgeſetzgebung 
werden biefelben nur infoweit berührt, als diefe jede Doppelbefteuerung 
befeitigt und dieferhalb den Grundfag feftgeftellt hat, daß das Einfommen 
aus Grundbefis, Gewerbebetrieb, Gehalt und Benfion nur von dem Staate 
befteuert werden darf, in dem es bezogen wird, während alles fonftige Ein- 
fommen ſtets da heranzuziehen ift, wo der Steuerpflichtige feinen Wohnfig. 
bez. Aufenthalt Hat?). 

$ 138. 

bb) Die Verwaltung der direften Steuern wird in der Central- 
inftanz von der zweiten Abtheilung des Finanz Minifteriums, in der Provin= 
zialinftanz von den Finanzabtheilungen der Regierungen mwahrgenommen?). 
In der Lofalinftanz erſcheinen Veranlagung und Hebung von einander getrennt. 
Die Beranlagung gefchieht durch die Kreis: und Gemeindebehörden unter 
ausgedehnter Mitwirtung von Kommiffionen, die aus Steuerpflichtigen oder 
Vertretern der Selbftverwaltungsförper zufammengefegt find‘). Die Hebung 
erfolgt in den öftlihen Provinzen abgefehen von der unmittelbar an die 
Kreiskaſſen einzuliefernden Einkommenſteuer durch die Gemeinden gegen eine 
Entfhädigung von 3—4 Proz. der Steuer. Nur zur Hebung der Grund- 
fteuer find dieſelben ohne Vergütung verpfliätet”). In den weſtlichen 





⸗ Die Orunblage bildet ©. 30. Mai 
0 (85 

*) Säl. Solhein B. 28. April 67 (GS. 
543) nebft 3. 7. April 77 (GS. 129), 
27. Juni 81 (GS. 305), 18. Oft. 82 
(85. 375), 7. Mai 83 (85. 105), 
25. Mai 85 (SS. 170) u. 25. April 8 
(8S. 133); Yauenburg ©. 23. Juni 7 
(5. 169) 8 9; Hannover B. 28. April 
67 (GS. 533), erg. ($ 7b) V. 18. Mai 
85 (GS. 172), Yadegebiet ©. 23. März 
73 (GS. 107) 8 5; Kurheſſen V. 28. April 
67 (SS. 538); Naffau, Heſſ.⸗Homburg 
u. großh. Heil. Theile V. 11. Mat 67 
(85. 593), vormals bairifhe B. 24. Juni 
67 (GS. 842); Kreis Meifenheim 2. 
4. Jimi 67 (GS. 761). — In Hohen» 
zollern gelten nur die Geſetze betr. die 

Grf. Hue de Brais, Handbud. 6. Aufl. 


Gewerbefteuer im Umherziehen u. d. Klaffen- 
feuer; übrigens find maßgebend ©. 
22. Seh. 67 (GS. 269), V. 14. Oft. 69 
(08. 1117) u. ©. 25. März 75 (GE. 
181). 

3) Der Ertrag der direften Steuern 
ſtellt 8 (Stat 1887/8) auf 142 Mill. M. 

BG. 13. Mai 70 (BGB. 119); 
Einf. i. Süddeutſchland Anm. 12 zu S 6, 
in Elſ.⸗Lothringen ©. 14. Jan. 72 (©2. 
f. E.L. 61). 

5) 847 u. 57 d. W., Berlin Anm. 48 
zu S 57. 

%) Zagegelber u. Reifeloften B. 20. Dez. 
6 (SS. 17 ©. 5). 

) Srundfi®. 8. Seh. 67 (GS. 185) 
8 40—49, Gebüudeft®. 21. Mai 61 (SS. 
317) 8 14, Berfahren bei beiden Steuern 
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Provinzen werden fänmtlihe Steuern durch königliche Steuerempfänger 
(Steuerfaffen) erhoben?) und dieſe Einrichtung, obwohl umftändlicher und koft- 
fpieliger, hat au in die neuen Provinzen Eingang gefunden’). “Die 
Hebung geſchieht monatlich, kann aber aud) im 2ten oder 3ten Monat für 
2 bez. 3 Monate vom Finanzminifter angeordnet werden!?). 

Eine befondere Organifation bildet die Katafterverwaltung, melde 
die Veränderungen in die Grund- und Gebäubdefteuerbücher nadhzutragen hat 
(Fortfehreibung). In beftimmten, in der Kegel mit den Kreifen zufammen- 
fallenden Bezirken find Satafterämter mit Kataſter-Kontroleuren eingerichtet. 
Cie ftehen unter den Regierungen und dem Finanzminifter. Bei erfteren ift 
demgemäß je ein Satafterinfpeftor, bei letterem ein eneralinfpeftor des 
Katafters angeftellt!}). 


b) Grund- und Gebäudeftener. 
$ 139. 
aa) Einleitung. Die Grundfteuer bildet eine Ertragsfteuer von 
dem nutbaren Grund und Boden. Die genauere Crmittelung diefed Er: 
trage® fordert die fpezielle Vermeffung und Abſchätzung (Bonitirung) aller 
einzelnen Flächen und erſcheint vermöge ihre8 Umfanges und der damit ver- 
bundenen Koften nur für einen längeren Zeitraum ausführbar!?). Die Grund- 
fteuer erlangt damit eine gewiffe Feftigkeit??), und durch diefe haben die 


Anw. 31. März 77 (MB. 212). — Ge 
werbeft®. 30. Mai 20 (GS. 147) 8 34 

u. 36. — Klafienft®. 2. San. 74 (GS. 9), 
6. 16. Suli 80 (GS. 287) 8 6 u. v. 
26. Mürz 83 (GG. 37) 8 5. 

RD. 6. Feb. 41 (GS. 29); An. 
f. Steuerempfänger 8. Aug. 77; Prüfung 
Bel. 11. Juni 82. 

9 ©. 11. Feb. 70 (GS. 85) 8 11. 

10) G. 25. Mai 73 (6S. 213) Art. IV. 

1) S. Anm. 24 u. 30. — Annahme 
von Katafterfupernumerarien Anm. 23 zu 
Ss 63. Prüfung der Katafterbeamten 
Boridr. 5. Nov. 825 Tagegelder u. 
Neifeloften Anm. 108 zu 8 730. — 
Tortihreibungsgebühren i. d. öftl. u. neuen 
Prov. Belt. 31. März 77 (MB. 271). — 
Tarif f. Grund» u. Gebäudefteuerauszüge 
i. d. weftl. Prov. ER. 23. April 73 (MB. 
353); die Ertheilung im Geb. des rhein. 
Rechts ift nicht durch ein rechtliches Inter⸗ 
eife bedingt, erfolgt aber auch hier durch 
die Katafterämter, denen die früher den 
Gemeinden obgelegene Aufbewahrung der 
Kopien der Katafterbofumente übertragen 
it ©. 20. Mai 85 (GS. 139) Art. II. 
— Die General-Dir. des rheiniſch⸗weſtf. 
Katafters (DB. 12. Dez. 64 GS. 683 $ 2) 


ift aufgehoben AD. 7. Juni u. CR. 
16. Aug. 71 (MB. 314). 

7, In England beruht die Beftenerung 
des Grumd u. Bodens (land tax) auf 
einer oberflächlichen Schätung des durch 
den Pachtwerth angezeigten Grundein⸗ 
fommens. Diefe Grundeinlommenfteuer 
folgt hier lediglich den für die allgemeine 
income tax (Anm. 70) gegebenen Regeln. 
Den Gegenſatz bildet die auf Special⸗ 
Vermeſſung u. Abfhätung ber Grundftüde 
beruhende eigentliche Grundſteuer (Grund- 


‚ertragsfteuer). — Die Ergebniffe der Er- 


mittelung werden im Katafter (capitum 
registrum) zufammengefaßt, wie e8 zuerft 
in Oeſterreich aufgeftelt (censimento 
Milanese 1708—60) u. fpäter von Franf- 
reih nacdgeahmt wurde (1807). Bon 
hier ging das Syftem mit den der Fremd⸗ 
herrihaft unterworfen gewejenen Landes» 
theilen auf Preußen über, wo es demnächſt 
(Anm. 15) zu allgemeiner Geltung ge 
langte. 

3, Die Grundfteuer verliert dadurch im 
Laufe der Zeit die Natur der Steuer und 
wird, indem fie den Preis des einzelnen 
Grundftüde mitbeftimmt, zur Neallaft. 
In diefem Sinne wurde in England die 
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älteren preußifhen Grundfteuern fi troß ihrer Ungleihmäßigfeit bis in Die 
neuere Zeit hinein behaupten fünnen. Cine allgemeine Neuregelung ift, nad)- 
dem ſchon vorher in den beiden weftlihden Provinzen die Umlegung der befon- 
ders Ddrüdenden, während der Fremdherrfchaft aufgelegten Steuern bewirkt 
war!#), erft in neuerer Zeit erfolgt??). 

In ihrer weiteren Bedeutung umfaßt die Grundftener aud) die mit 
Gebäuden bejetten Flächen, und die Gebäudefteuer war früher von der 
übrigen Grundfteuer nicht gefchieden. Die in dem Gebäude hervortretende 
unlösbare Berbindung des Baufapital3 mit dem Grundfapitale bietet indeß 
durch die große Veränderlichkeit des Werthes und durch die Nutbarfeit des 
Grundftüdes als Wohnung fo wefentlide Abweichungen, daß bei entwidelte- 
rem Steuerwefen eine gefonderte Behandlung der Gebäudeſteuer unerläßlich 
geworden ift. So find in Preußen alle mit Gebäuden bejetsten Flächen nebft 
zugehörigen Hofräumen und Hausgärten der eigentlihen Grundfteuer entzogen 
und der Gebäudefteuer unterworfen 1°). 


S 140. 

bb) Die Regelung der Grundftener i. e. S. (Grundſteuer von den 
Liegenfchaften) 17) erfolgte unter Feitftellung einer Summe von 39 600 000 M., 
die nad) Maßgabe des Keinertrages auf die einzelnen fteuerpflichtigen Grund- 
ftüde vertheilt wurde (Kontingentirung) 18). — Befrgiung genießen alle Grund- 
ftüde, die dem Reiche, dem Staate oder den Standesherren gehören oder zu 
Öffentlichen Zwecken dienen!?). — Den Reinertrag der Grundftüde bildet der 
bei Annahme einer gemeingewöhnlien Kultur und Bewirthſchaftung durch— 
fhnittlich zu erzielende Rohertrag nad Abzug der Gemwinnungs- und Be- 
wirthihaftungstoften und der Zinfen des Gebäude- und Inventarienkapitafs. 
Zu letzterem gehört das forftliche Betriebs-, nicht aber das auf Meliorations⸗ 


ültere Grundſteuer 1798 für ablösbar er» 
Härt u. in Preußen 1861 für Aufhebung 
der Grundfteuerbefreiungen eine Entſchädi⸗ 
gung gewährt. 

9 &. 21. San. 39 (GS. 30). Die 
durch 3. 14. Oft. 44 (SS. 596) ange- 
ordnete Reviſion des Kataſters wurde mit 
Rückſicht auf die neue Grundſteuerregulirung 
ae ri günig gemadt G. 26. Sept. 

86). 

15) Diet Gef. 21. Mai 61 beir.: 

a) die Entihädigung für aufgehobene 
Grundſteuerbefreiungen (GS. 327), 

b) die Örundfieuer von den Liegenſchaften 
(Anm. 17), 

c) die Gebäudeftener (Anm. 25). 

Die neue Grund» u. Gebäudeſt. wird 
i. d. älteren Provinzen feit 1865, in den 
neueren feit. 1875 (Anm. 2) gehoben. 


is) GrundſtG. (folg. Anm.) 8 1. 

7) GrundſteuerG. 21. Mai 61 
(SS. 253). Nah Einführung i. db. 
neuen Prov. (Anm. 2) erging für biefe 
d. AusfS. 11. Feb. 70 (SS. 85). — 
Lauenburg V. 8. Ott. 77 (GS. 229). 
— In Hohenzollern fand bislang nur 
eine Landesvermeflung filr apedingen ftatt 

. 11. April 59 (6S. 190 

— GrundſtG. 83, 7 u. 8; G. 8. Feb. 
67 (GS. 185) 8 1—31 u. 11. Feb. 70 
8 2. — Beſondere Vorſchrift f. d. weſtl. 
Prov., wo die Vertheilung im Anſchluß 
an den vorhandenen Kataſter (Anm. 14) 
erfolgte, Grundft&. 8 9 u. V. 12. Dez. 
64 (SS. 683) $ 1 u. 6. 

2, GrundſtG. S 4 u. 5, ©. 12. März 
77 (GS. 19) Art. I u. RE. 25. Mai 73 
(RGB. 113) 8 1. 
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oder Schutanlagen verwendete Kapital. Der wirthihaftlihe Zufammenhang 
mit andern Grundftüden oder gewerblichen Anlagen wird eben fo wenig in 
Anſchlag gebracht, als das BVBorhandenfein von Realrechten oder Reallaften. 
Die Ermittelung des Reinertrages bei Veranlagung der Grundſteuer erfolgte 
freisweife durch Kommiffionen Eingefelfener unter Leitung ftaatlih ernannter 
Kommifjarien?). Die Koften trug der Staat??). 

Mit Abſchluß der Veranlagung, die bei der Grundfteuer ſich zwiſchen 
9 und 10 Proz. des Reinertrages berechnete, ift die Steuer in den Einzel- 
beträgen wie in der Geſammtſumme dauernd feftgeftellt. Die Ergebniffe find 
in gemeindeweife angelegten Flurbüchern und Mutterrollen zufanmen- 
geftellt. In erfteren finden fi die Grundftüde nad ihrer Lage, in letteren 
nad ihren Eigenthümern aufgeführt??). 

Veränderungen der Grundfteuer (Ab- und Zugänge) finden nad Ab- 
fhluß der Beranlagung nur ftatt, wenn Steuerobjefte durch Eintritt der 
Steuerfreiheit, Heranziehung zur Gebäudeftener, Wegfall des Ertrages oder 
Untergang ausfallen oder in umpgefehrtem Falle neu Hinzutreten??). Die 
Aenderungen und die vorfommenden Beſitzwechſel bilden den Gegenftand der 
Fortſchreibung?9. 

8 141. 

ec) Bon der Gebäudeftener?) find diejenigen Gebäude befreit, die 
fih im Belite der königlichen Familie befinden, zu Reichs- oder Stantsgütern 
‚gehören, oder zu öffentlihen und Wohlthätigfeite-, zu landwirthſchaftlichen oder 
gewiffen gewerblichen Sweden dienen?) — Die Steuer ift eine Quotitäts⸗ 
ftener umd beträgt bei Wohngebäuden 4, bei anderen Gebäuden 2 Proz. des 
jährlichen Nutzungswerthes?). Der Nutungswerth wird ermittelt: 

1. in Städten und folden Ortfchaften, in. denen entjpredende Vermie— 
thungen vorkommen, nad) dem mittleren Durchſchnittsmiethswerthe der 
legten 10 Jahre, 

2. Übrigens durch Klaffifizierung der Gebäude nad) ihrer Größe, Bauart 


2) GrundſtG. 8 6 nebft Anweifung. 

2) ©. 7. Yan. 67 (65. 26). Su d. 
neuen Prov. wurde Y, v. d. Grundbes 
figern erftattet ©. 11. Feb. 70 8 10. 

2) &. 8. Feb. 678 6—10 u. V. 12. Dez. 
64 8 15. 

2, GrundſtG. 8 10. 

2) 9.8. Feb. 67 8 32—39 — Anw. I. 
u. II. v. 31. März 77 f. d. öftl. u. neuen 
Prov. — Gebührentarif (ausſchließl. Rhein» 
prov. u. Hohenzollern) I. für Kartenaus- 
züge u. Kopien, II. für Vermeſſungs⸗ 
arbeiten 10. März 86. — Fortichreibung 
bei landwirthſch. Auseinanderfegungen ©. 
26. Juni 75 (GS. 325). — Erhaltung 


der Mebereinftimmung der Katafter mit den 
Grundbüchern Vf. 5. u. 28. Juni 77 (IMDB. 
103 u. 161) u. 2. Yuli 85 (daf. 233). 

3) Gebäudeſteuer G. 21. Mai 61 
(65.317); Einf. f. d. neuen Prov. Anm. 2. 

8) Daf. 8 3 u. RG. 25. Mai 73 (RGB. 
113) $1. — Die landwirthſchaftlichen u. 
gewerblichen Gebäude werden als ſchon 
durch die Grund⸗ u. Gewerbeftener befteuert 
angefehen. 

2) GebſtG. 8 4, 5. — Der Prozentiat 
ift weſentlich geringer bemeſſen als bei der 
Grundſteuer, weil von dem Nukungswerthe 
die Reparatur-, Abnutzungs⸗ u. ähnlichen 
Koften nicht abgezogen werben. 
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und Beihaffenheit in Verbindung mit den Geſaumtverhältniſſen der 
zugehörigen ländlichen Befitungen und nutzbaren Grundftüde?®). 

Die Einſchätzung erfolgt unter Auffiht des Finanzminiſters und der 
Regierungen dur Beranlagungs-Kommiffionen, die von den Kreis- 
tagen gewählt werden und unter dem Vorſitze ftaatlicher Augführunge- Kom: 
miffarien zufammentreten??). 

Steuererhöhungen: infolge von Neubauten oder Berbefferungen finden 
erſt nad) Ablauf der beiden auf das Jahr ihres Eintrittes folgenden Jahre 
ftatt. Uebrigens müfjen alle die Steuer beeinflufjenden Veränderungen von 
dem Cigenthümer angezeigt werden. Diefe Ab- und Zugänge bilden den 
Gegenftand der Fortfchreibung””). 

Die Veranlagung wird alle 15 Jahre revidirt!). Das Ergebniß der 
eriten dieſer Revifionen fteht feit dem Jahre 1880 in Kraft. 

c) Gewerbefteuer. 
$ 142. 

aa) Ueberſicht. Die Gewerbeſteuer erfaßt zwei begrifflich verfchiedene, 
thatfählihh aber unlösbar mit einander verbundene Elemente, denn fie trifft 
neben dem zu weiterer Produktion werbend angelegten Kapitale auch die ge— 
werbliche Arbeit (ArbeitSverdienft, Unternehmergewinn), die dieſes Kapital 
erft beleben und fruchtbringend machen muß. Sie bildet defhalb, obwohl an 
ſich Ertragsfteuer, doch bereit3 den Uebergang zur Einfommenftener, da die 
perfönliche Arbeit von dem Steuerfubjefte nicht getrennt werden kann. 

In Breußen erfolgte früher die Steuerentrihtung dur Löſung eines 
Gewerbefcheines3?). Diefe Form erſchien mit der demnächſt eingeführten Ge- 
werbefreiheit nicht vereinbar und wurde in betreff des fteehenden Gewerbes 
verlaffen. Die Gewerbeſteuer erjcheint feitdem bei dieſem nicht mehr als 
Bedingung, fondern als Folge des Gewerbebetriebes (bb). Beibehalten 
wurde die Gemwerbefcheinpfliht nur beim Gewerbe im Umbherziehen, 
defien Befteuerung dadurd eine abweichende Geftalt annahm (cc). Eine be- 
jondere Regelung erfuhr endlich die Beſteuerung der Bergwerfe (dd) und der 
Eifenbahnen (ee)®?). 8 143 


bb) Die Stener vom ftehenden Gewerbe?“) wird von jedent ein- 
zelnen Gewerbebetriebe (Laden, Komtoir, Firma) erhoben, ohne Rückſicht auf 


3) Daf. $ 6-8. — Die erftere Be- 
fteuerung eriheint als Gebäudezins⸗, die 
Ietsteve als Gebäudeklaſſenſteuer. Beide find 
Gebäudeſteuern u. laften als ſolche auf dem 
Hauseigenthümer. Die in Frankreid, ent- 
ftondene MietHsfteuer (contribution 
des portes et fen&tres) bildet Dagegen eine 
Eintommensbefteuerung des Miethers, für 
defien Gefammteinfommen man in ber 
gezahlten Miethe ein Merkmal zu erkennen 
glaubt. In Deutichland findet fie fi nur 


als Gemeindefteuer, 8 77 Nr. 4f d. W. 
2), GebſtG. $ 9—13; vgl. Anm. 6. 
2). Daſ. $ 15—19; Anw. III v. 31. 

März 77 f. d. oft. u. neuen Provinzen. 
a, GebſtG. $ 2 
2) Ed. 2. Nov. "0 (85. 79); |. Anm. 

12 zu $ 135. 

3, Eine Gewerbefteier bildet daneben 
die Abgabe der Privatnotenbanten an 
das Neid, 8 319 d. W. 

3), Gewerbeftß. 30. Mai 20 (GS. 
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die Zahl der Theilnehmer?d). Sie ift ſonach wefentlih Ertragsfteuerr. Das 
Gefeg führt die fteuerpflichtigen Gewerbe einzeln auf, hebt aber andererfeits 
mehrere Gewerbebetriebe als befreit hervor, fo die Bergwerkess), die Eifen- 
bahnen’), die Brennereien?®) und die Reichsbankanſtalten?9). 

Der Veranlagung liegt eine dreifache Eintheilung zu Grunde Nach 
den Gewerbearten werden Gewerbeſteuer-Klaſſen, nad) den Orten des Be- 
triebe8 Gewerbeſteuer⸗Abtheilungen und nad) dem Umfange des leßteren Ge- 
werbefteuer-Säte unterſchieden. Die Scheidung der Gewerbe in Klafjen 
benimmt der Steuer die Einheitlichkeit, doch ift diefer Mißſtand im Laufe der 
Zeit dur Verminderung der Klaffen gemildert. Ueberhaupt werden die 
Mängel der Steuer weniger empfunden, da die Steuerfäte mäßig bemefien 


find und die Vertheilung meift durch die Steuerpflichtigen felbft erfolgt. 
| Die einzelnen im Geſetze durch Buchſtaben bezeichneten Gewerbefteuer- 


klaſſen find: 
1. der Großhandel, Klaſſe A 1; 


2. der Mittelhandel, Kaffe A2 und 


3. der Kleinhandel, Klaffe B*). 


Zum Handel (Nr. 1—3) gehören Leih-, Verſicherungs-, Yabrif- und 
Ahedereigefhäfte‘?), Hammer- und Hüttenwerke*?), Apotheker und Pfand- 
leihert?), Privat-Verficherungsgefelfchaften und andere gewerbliche Privat⸗ 
vereine**), LXeihbibliothefen, andere Leih- und Badeanftalten; ferner der 
neben dem Ausſchank betriebene Spirituofen-Kleinhandel®d), die Ab- 
dederei*‘) und die früher in befonderen Klaffen veranlagten Gewerbe 
der Müllereit”),, Bäckerei, Schlächterei und Brauerei 2); 

4. die Gaſt- und Schankwirthſchaft und das Zimmervermiethen, Klaffe C*P); 


147). Nach Einf. i. d. neuen Prov. (Anm. 2) 
u. Erlaß zahlreiher Abänderungen — ©. 
19. Juli 61 (GS. 697) nebft Anw. 12. 
Aug. 61 (MB. 207). ©. 20. März 72 
(SS. 285) u. 5. Juni 74 (65. 219) — 
erſcheint eine Kodifizirung dieſer verwidel- 
ten Gefeßgebung dringend erforberlid. — 
Beranl. Anw. 20. Mai 76. 

5) nit, $ 4, 18 u. ©. 19. Suli 61 
5 2 Abf. 4 

6) KO. 9, Yan. 23 (GS. 16); befon- 
dere Bergwerkſteuer $ 145 d. W. — Der 
allgemeinen Gewerbefteuer unterliegen da⸗ 
gegen Hütten» u. Hammerwerke ©. 20. Oft. 
62 (85. 351) $ 5 u. KO. 17. Dez. 33 
(85. 34 ©. 5). 

m) G. 3. Non. 38 (GS. 505) 8 38; 
beſondere Eifenbahnaög 8 146 d. W. 

®) 10. San. 24 (8X. VIII. 48). 
Der für bie Befreiung angeführte Grund, 
daß die Brennereien durch die Maifchfteuer 
betroffen würden, ift nicht zutreffend, da 


gleiches bei den en bezüglich der 
Braufteuer der Fall 

2, ©. 14. März 7 (RR. 177) 8 21. 

9) G. 19. Juli 61 8 1, 2 u. Anw. 
12. Aug. 61 (MB. 207) 8 1, 6. — Zus 
läffige Freilaffung der unterften Stufen 
©. 5. Juni 74 $ 2 Abf. 1 nebft EP. 
2. Dez. 78 u. 24. Dez. 79. 

1) Swf®. $ 2-6 u. 11. 

=) RD. 17. De. 33 (GS. 34 ©. 5) 
u. ©. 22. Ott. 62 (66. 351) $ 5. — 
Bergwerke 8 145 d. W. 

2), KO. 11. Juni 26 (GS. 61). 

RD. 8 Mai 28 (SS. 64) u. EP. 
24. Dez. 84. 

© G. 6183 u 15; I genten find 
frei ©. 5. zu 71482 

©) 1. Mai 58 (6 a55) g a 
n. 17. Dei. 72 (GS. 717) 8 3. 

7), &.20.März7281u.Gwft®.8 14,15. 

8) G. 5. Am 7481. 

= Guft®. 82, 9, 10 u. G. 61 8 16. 











Finanzen; Direkte Steuern. 8 144. 183 


5. das Handwerk, Klaſſe H°®); 
6. das Transportgewerbe der Schiffer, Fuhrleute und Pferdeverleiher, 
Klaffe K°. 

In Rlaffe K beftehen für alle Orte gleiche nad) der Pferdezahl, Trag- 
fähigkeit oder Dampffraft bemefjene Säte??). In betreff der übrigen Klaſſen 
find dagegen die Gemeinden, in denen der Betrieb ftattfindet, in vier (für 
Kaffe A1 in zwei) Gewerbefteuer-Abtheilungen gefdhieden?®), innerhalb 
deren für jede Klafje bejtimmte Mittel- und niedrigite Steuerfäße feftgeftellt 
find). Die Gewerbetreibenden einer Gemeinde, in der Aten Abtheilung eines 
Kreifes, (in Klaſſe A1 mit Ausnahme Berlins eines Regierungsbezirk), bilden 
je eine Steuergemeinfchaft?). Der von jeder Klafle innerhalb der Abtheilung 
und Steuergemeinfhaft aufzubringende Gewerbefteuerbetrag wird durch Ber- 
vielfahung des Mittelfaged mit der Zahl der Gewerbetreibenden gefunden, 
auf letztere aber in der Weife vertheilt, daß die geringeren unter dem Mittel- 
fage veranlagt und die dadurch hHerbeigeführten Ausfälle durch entjpredhend 
höhere Leiftungen der größeren Gewerbetreibenden gededt merdend6), Die 
Bertheilung in den Klaffen A 1, A 2 und C geſchieht durd gewählte Ab- 
geordnete unter Leitung eined Beamten”), in den Rlaffen B und H durch die 
Kommunal» oder Kreisbehörde unter Zuziehung einzelner Gewerbetreibenden®®). 

Beginn und Ende des Gewerbes ift der Gemeindebehörde anzuzeigen’). 





Gmb. 82 u. 12; KO. 3. Mai 29 
(85. 46); ©. 61 $18 u. 212 nebft ©. 


20. März 72 82 u. C. V. 26. Juni 84. 
si) GwſtG. 8 2, 16, 17. 
61479 Daſ. Beilage B N. 122 Ku ©. 
1 
=) Enno. Beil. B Nr. 1—7; ©. 1861 
85u. 6 nebſt 88 30. 2. Ag. 75 Ko 063). | 









Gewerbeflaffe 


Großhandel Al. . 
Mittelhandel A2. . 
Kleinhandel B. . . 
Baft-u. Schankwirth⸗ 
daft C. . . . 
Handwerk H. 


5 GwſtG. 826 ı. 


27, ©. 61 84. 
6) GwſtG. Beil. B 8, 9. — Steigungs- 
füte KO. 24. Nov. 43 (GS. 350) u. ©. 
20. März 72 8 3. 
 Gwfl®. 8 28 u.29, ©. 5. Juni 74 


83 u. in betr. der Al. AL: 
Wahl der Kommilfion Anw. 30. Sept. 61 


6. 6189; 


Für die ueuen Prov. f. die Geſetze Anm. 1. 

si) Kür Al: G. 6188; für A2: dal. 
s 10; für B: daf. $S 12 u. ©. 74 8 2: 
für C: G. 61 $ 14; fir H: GwſtG. 

. 12 H 1. RO. 22. Juni 33 
(GE. 218). Die Mittel- u. niedrig» 
ften Süße ftellen fi) hiernach (monatlich 
in in Dart) wi wie An 


| (MB.252) ; Tagegelder u.Reifeloften Anm.6. 


8, Gwſt. G. 830 u. ©.61 813, 2 
20) GwſtG. 8 19, 39 u. ©. 3. Juli 
76 (folg. Anm.) $ 17, 22. — Mit diefer 


fallt die nad der GewO. ($ 350 Anm. 


23) der Gemeindebehörde zu machende 
Anzeige zufammen. 
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8 144. 

cc) Die Entrihtung der Steuer vom Gewerbebetriebe im Umher⸗ 
ziehen, die anderweit nicht genügend gefichert fein würde, erfolgt noch gegen- 
wärtig durch Löfung eines Gewerbefheines®). Die Gewerbeſcheinpflicht 
fallt in der Regel mit der im polizeilichen Intereffe für diefen Gewerbebetrieh 
vorgefähriebenen Wandergewerbeſcheinpflichtẽ) zufammen. Der Gewerbejchein 
iſt deßhalb meift mit dem Wandergewerbefcheine verbunden‘). Die im voraus 
für das Kalenderjahr zu entrichtende Jahresſteuer beträgt regelmäßig 48 Marf, 
kann aber bei ausgedehnterem Betriebe einzelner Gewerbe bis zu 144 Mark 
erhöht und bei geringerem Betriebe bi8 zu 6 Mark ermäßigt werden?) 


S 145. 
dd) Die Bergwerksabgaben entwickelten fih aus dem Bergregal). 
Die Berleihung defjelben erfolgte gegen eine Gebühr (Rezeßgeld) und unter 
Borbehalt eines Gewinnantheild (Bergzehnt) und einer Aufſichtsabgabe (Qua⸗ 
tember). Mit der Freigebung des Bergbaued nahmen diefe Nutungen bei 
wejentliher Herabſetzung den Charakter der Steuern an. 

Tür da8 rehtsrheinifhe Gebiet wurde die Abgabe auf 2 Proz. 
des Werthes der abgefetten Produkte (je 1 Proz. als Aufſichts- und als 
Bergwerksſteuer) ermäßigt). Die MWerthermittelung erfolgt durd die Berg— 
behörden; Eiſenerzbergwerke find freiss). Bei anderen Erzbergwerken findet 
ein verhältnigmäßiger Erſatz der Poch-, Waſch-, Hütten und Zubereitungs- 
toften ftatt; übrigens erfolgt die Veranlagung als Rohproduktenſteuer nad) 
dem Bruttoertrage. Die hierdurch herbeigeführte ungleihmäßige Beſteuerung 
der unter ungleihen Bedingungen arbeitenden Werfe findet nur in der Vor—⸗ 
gefhichte der Abgabe ihre Erklärung. 

Im lintsrheinifhen Gebiete war bereitS durch die franzöfifche Ge— 
. fegebung 1810 das Bergregal in eine Steuer verwandelt, welche demnächſt 
ähnlich wie im übrigen Staatögebiete geregelt worden ift‘”). 

8 146. 

ee) Die Eifenbahnabgabe wird nad dem Reinertrage bemeſſen, wie 

er nad) den Ergebniſſen des Kalenderjahres unter Abzug der Betriebe- und 





© ©. 3. Juli 76 (GS. 247) 8 1 bis 
26, Anw. 3. Sept. 76 (MB. 77 ©. 18) 
u. 22. Aug. 83 (MB. 225). 

eo) 8 351 d. W. 

2,86 Abi. 5 des G. — Eine Aus 
nahme bilden rohe, nicht felbftgewonnene 
Erzeugnifje der Land» u. Forftwirthichaft, 
welche gewerbefhein- aber nicht wander- 
gewerbejcheinpflichtig find 8 11 des Gef. 
u. $ 591 der GewO. 

RR Daf. $ 9 u. Beridtigung GS. 1876 
272. 
6 8 130 d. W. 


©: 12. Mai 51 (SS. 261), erg. 
G. 22. Mai 61 (GS. 225), 20. Oft. 62 
(SS 351) u. 17. Juni 63 GS. 462). 
Inſtr. 29. Jan. 66 (MB. 31). Einf. i. 
Schlesw.⸗Holſt. G. 12. März 69 (GS. 
453) Art. IX, Hannover G. 8. Mai 67 
(GS. 601) Art. XXI, Kurheſſen, Frank⸗ 
furt a. M. u. die bair. Theile V. 1. Juni 
67 (GS. 770) Art. XVII, i. die naſſau⸗ 
ſchen, großh. u. Lange heſſ. Theile V. 

v. demſ. T. (GS. 802). 

"o ®. 6281. 

@) Daf. $ 6. 
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Bermwaltungstoften, ſowie der Beiträge zum Nefervefonds und zur Verzinfung 
und Tilgung der Anleihen feitgeftellt wird. Die Sätze werden fteigend bei 
einem Neinertrage bi8 4 Proz. mit Yo, außerdem je von dem Mehrertrage 
über 4 bis 5 Proz. mit Yo, über 5 bis 6 Proz. mit ?/,0 und über 6 Proz. 
mit 2,0 erhoben 88). Diefer Hohe, durchſchnittlich 10 Proz. des Ertrages 
darftellende Steuerbetrag findet in der bevorzugten, biefen Unternehmungen 
eingeräumten Stellung feine Begründung. 

Der Ertrag, der anfänglich zum allmähligen Ankauf der Privatbahnen 
verwendet werden follte, fließt jegt zur Staatsfaffe®?). 


d) Klafjen- und Einfommenfteuer”®), 
8 147. | 

aa) Gemeinfame Beftimmungen. Die Cntividelung welche dieſe 
Steuer in Preußen genommen, ftellt fih als ftetiges Fortſchreiten zu einer 
mehr und mehr fpezialifirten Abftufung dar. In diefem Sinne wurde die 
1811 eingeführte Kopfiteuer 1820 zur Klaffenfteuer, 1851 zur Klaffen- und 
Einfommenftener und 1873 thatfählih zur bloßen Einfommenftener umge: 
wandelt. Gleichzeitig hat die Steuer ihr räumliches Gebiet erweitert. Die 
Kopfitener war als Ergänzung für die in den Städten erhobenen Konfum- 
ttonsabgaben auf das platte Yand beſchränkt. Als Ietttere 1820 in die Mahl- 
und Schlachtſteuer verwandelt wurden, trat die Klaffenfteuer zu derjelben in 
ein ähnliches Verhältniß. Die Mahl: und Schlachtſteuer ift fodann durch 
die Klaffen- und Einfommenfteuer auf ein immer engeres Gebiet eingefchräntt 
und ſchließlich ganz von derfelben verdrängt worden!) 

Klaſſen- und Einkommenftener, deren erftere bei einem Einkommen bis 
zu 3000 M., letztere bei einem höheren Einkommen eintritt, find durd) das⸗ 
felbe Gefeß geregelt”). Steuerſubjekt ift für beide die phyſiſche Perſon in 
der durch die Haushaltung gegebenen Einheit??), Bei der Klafjenftener foll- 
ten urſprünglich die Pflictigen nicht nach ihrem Einkommen, fondern nad) 
den allgemeinen Merkmalen ihrer äußeren LXebensftellung eingefchätt werden. 
Diefe Abſicht erwies ſich als undurdhführbar, zumal feitdem die Klafjenfteuer 


8 G. für inländifhe Altiengefellfchaften 
30. Mai 53 (SS. 449) u. für fonftige 


Einfommen; Amtseinkommen) nah be- 
fonderen Regeln behandelt wird. Gie 


Eifenbahnen 16. März 67 (GS. 465). — 
Einf. i. d. neuen Prov. B. 22. Sept. 67 
(GS. 1639). 

©, &. 21. Mai 59 (GS. 243). 

7°, Baterland der allgemeinen Ein- 
fommenfteuer ift England. Die berühmte 
income tax Robert Peels (1842) trifft 
nit das Gejammteinfommen der Perfon, 
fondern das Einkommen in feinen Quellen, 
weldes in 5 Gattungen (Grumdeigenthum 
und Grundgerechtigkeit; Pächtergewinn; 
Zinsgewinn; Gewerbe- u. allgemeines 


bildet eine Iofalifirte Einkommenſteuer, die 
als folde in der Kommunalbeſteuerung 
eine hervorragende Bedeutung gewonnen 
hat Anm. 32 zu 8 77. 

1) &. 25. Mai 73 (65. 222. = 

2) Klaſſen- u. Einfommft®. 1. 
Mai 51 (GS. 193), erg. ©. 25. Mai 
73 (GS. 213), 16. Juni 75 (GS. 234) 
u. 26. März 83 (GS. 37); Einf. i. d. 
neuen Prov. Anm. 2. 

>), 8 u €6.8$8 u. 16. 


186 Finanzen; Direlte Steueru. $ 148. 


auch in die größeren Städte Eingang gefunden hatte. Letztere ift deßhalb 
zur Einfommenfteuer geworden, und wird glei diefer alljährlih unter 
fpezieller Ermittelung des aus den einzelnen Einfommenszweigen fließenden 
Einkommens feftgeftellt %). Der Unterfchied zwiſchen Klaffen- und Einkom⸗ 
menfteuer liegt hiernach nur no in der Art der Beranlagung (bb u. cc) 
und in der größeren Berüdfichtigung, welche in der Klaſſen- (theilweife noch 
in den unterften Stufen der Einfommen-) Steuer den perfünliden Verhält⸗ 
niffen der Steuerpflictigen zu theil wird. Die foziale Idee hat hier mefent- 
lich eingewirft. Im einzelnen kommt in Betradt: 

1. Die Befreiungen von der Klaffenftener find ausgedehnter, Berfonen 
mit geringerem Einfommen als 900 M. ganz frei”); 

2. der Fuß der Klaſſenſteuer ift progreffiv, der der Einkommenſteuer gleid- 
mäßig prozentual; 

3. die Einkommenfteuer beträgt annähernd 3 Proz. des Einfommens, die 
Klaffenfteuer bleibt unter diefem Sage; 

4. die Berückſichtigung nachtheiliger wirthichaftliher Verhältniffe (Krank: 
heit, Kinderlaft u. f. m.) ift nur bei Klaſſenſteuerpflichtigen und den 
Einfommenfteuerpfliätigen der fünf unterften Etufen geftattet?®); 

5. die dem Staate aus dem Meehrertrage der Zölle und Tabakſteuer zu- 
fliegenden Einnahmen?”) find zum Erlaſſe der beiden unterften Klaffen- 
fteuerftufen, dreier Monatsraten der Klafjenftenerftufen 3 bis 12, 
zweier Monatsraten der erften und einer Monatsrate der ziveiten Ein- 
fommenftenerftufe verivendet worden '8). 


8148. 
bb) Die KHlaffenfienerveranlagung erfolgt alljährlich durch Ein- 
ſchätzungs-Kommiſſionen, die aus den Gemeindevorftänden als Borfigenden 
und aus mehreren von der Gemeinde gewählten Mitgliedern zufammengefegt 
find. Die Feſtſtellung der Steuer bewirkt die Regierung nad) Vorrevifion 
durch die Landräthe?9). Gegen die Einſchätzung ift binnen 2 Monaten die 


2) Klaffenfteuer: 8. u. EG. (Faffung 
des ©. 1873) 8 7, Einkommenfleuer: 
daf. 8 19 u. für beide Steuern $ 27 bis 
30 nebft Inſtr. 3. Ian. 77 (MB. 44). 
Wegen der Doppelbefteuerung, die fih aus 
der nocdhmaligen Heranziehung des bereits 
von der Grund» u. Gewerbefteuer getroffe- 
nen Einkommens ergiebt vgl. 8 134 Abf. 2 
d. W. — Diefelbe Befteuerungsart findet 
fi) in den meiften norddeutihen Staaten; 
nur Anhalt u. Braunfchweig befiten gleich 
den ſüddeutſchen Staaten feine allgemeine 
Einfommenfteuer, fondern ein aus den 
verſchiedenen Ertragsfteuern zuſammenge⸗ 
ſetztes Steuerſyſtem. 

2) Klaſſenſteuer K. u. EG. (Faſſung 


des ©. 1873) 8 5 u. G. 188338 11I. — 
Einkommenſteuer $ 16—18 u. ©. 1873 
Art. I. 

, 8. u. EG. (Faſſung des G. 1873) 
8 7u.20; ©. 1875 Art. I; ©. 1883 8 2. 

816998. 

0, &. 16. Juli 80 (GS. 287) u. 26. 
März 83 (GS. 37) 81,6 u. 7. 

Ru. EG. ( Faſſung d. ©. 73) 8 10 
u. 12; VeranlInſtr. 29. Mai 73 (MB. 
189) u. 26. März 83 (MB. 125). — 
Berbindung mehrerer Gemeinden zu einem 
Einfhätungsbezirte ©. 75 Art. II u. im 
Geb. der Berwörg. Zuft& 8 156. — 
Teftfegung in Berlin ©. 25. Mai 73 
(85. 222) 8 6. 
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Reklamation an die Regierung, gegen deren Entfcheidung binnen 4 Wochen 
der Rekurs an den Finanz Minifter zuläſſig. Die Rellamationsentfcheidungen 
erfolgen nad) eingeholtem Gutachten einer von der Sreißvertretung gewählten 
Kommiffion. Tritt die Regierung dieſem Gutachten nicht bei, fo entſcheidet 
die Bezirks-⸗Kommiſſion für die Einkommenſteuer ($ 149) 80), 

Bei außerordentlihen Berluften kann die Regierung aud) im Laufe des 
Jahres einen verhältnigmäßigen Erlaß bemilligen®!). 

8 149. 

cc) Die Einfommenftenerveranlagung erfolgt alljährlich unter Vorſitz 
eines Staats-Kommiſſars dur eine Einſchätzungs-Kommiſſion, deren Mit- 
glieder von der Kreisvertretung zu Y; aus ihrer Mitte und zu ?; aus den 
Einfommenfteuerpflichtigen gewählt werden. Gegen die Einfhätung fteht 
dem Beſteuerten binnen 2 Monaten die Remonftration bei der Einfhätungs- 
Kommiffion und gegen die Remonftrations- Entfheidung binnen 4 Wochen 
die Reklamation zu. Der Borfigende kann gegen die Beſchlüſſe der Ein- 
ſchätzungs⸗-Kommiſſion die Berufung einlegen®?). Weber Reklamationen und 
Berufungen entſcheidet endgültig die Bezirks-Kommiſſion. Diefe wird für jeden 
Regierungsbezirk, bez. für die Stadt Berlin unter Vorſitz eines Staats- 
Kommiſſars aus Mitgliedern gebildet, die zu 2 aus Einfommenftener- 
und zu Y; aus Klaffenfteuerpflitigen von der Provinzialvertretung auf 
3 Jahre gewählt werden®?). 

Außerdem fünnen Ermäßigungen im Laufe des Jahres nur beansprucht 
werden, wenn das veranſchlagte Gefammt- Einkommen fi nachweislich durd) 
Berluft einzelner Einnahmequellen um mehr als den vierten Theil vermindert ®*). 

3. Indirekte Steuern. 
a) Indirekte Steuern überhaupt. 
8 150. 

aa) Ueberſicht. Die Merkmale, nach denen die indirekte Steuer ſich 
beftimmt!), find der Verkehr und der Verbrauch. Für den Verkehr hat ſich 
feit Anfang des Iahrhunderts im Stempel eine allgemeine Erhebungsform 
ausgebildet (b). Die Verbrauchsgegenſtände verſchwinden dagegen mit dem 
Berbraude und find damit jeder ferneren Kontrolle entrüdt. Für dieſe 
mußte jonad) eine andere Form gefunden werden, die ohne allzugroße Be- 
läftigung und ohne unverhältnigmäßige Erhebungsfoften ausreichende Kon⸗ 


8. u EG. (Faffung des ©. 73) 
8 14 u. ©. 75 Art. IV.; Inſtr. üb. Er⸗ 
bebung, Ab» u. Zugänge, Reklamationen 
u. Rekurſe 12. Dez. 73 (MB. 74 ©. 26) 
n. 26. Mürz 83 (MB. 125). 

N) K. u. EG. (Faffung des ©. 75 
Art. ID) $ 13b. 

=) Daf. 8 21—23, 31, 32, 34 u. ©. 


12. März 77 (SS. 19) Art. III. — Tages 
gelder u. Reiſekoſten Anm. 6. 

8 u EG. (Faſſung des ©. 73) 
8 24 u. 25, 8 26, 31—34 u. (Berlin) 
LBS. 8 46. — Tagegelder u. Reifeloften 
Anm. 6. 

Re u EG. 836 u. ©. 77 Art. IV. 

1) 8 134 Abf. 3 d. W. 
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trollmittel bot. Die Erhebung war deßhalb auf einen Zeitpunft zu verlegen, 
in welchen die beim Verbrauche fehr vielfältig verteilten fteuerbaren Gegen- 
ftände ſich noch ungetheilt in größeren Mengen bei einander fanden. Im 
Verkehre mit dem Auslande bot ſich dieſer Zeitpunkt bei Weberfchreitung der 
Grenze. So entwidelten fid) aus dem Zollregal?) die Grenzzölle, die fid 
allgemein bis auf den heutigen Tag erhalten haben (c). Aehnliche Abgaben 
entftanden zwar aud) im innern Berfehre als Thorftener (Accife, Oftroi); diefe 
waren aber ihrer Natur nad auf die größeren Städte beſchränkt und ſelbſt 
in diefen für den Verkehr fo läftig, daß fie meift wieder befeitigt find. Die 
Steuererhebung von den im Inlande erzeugten Verbrauchsgegenſtänden ſchloß 
fi) deshalb an die Herftellung an, die der Staat fi entweder ausſchließlich 
felbft vorbehielt (Monopol) oder im Privatverfehre überwachte und bejtenerte 
(Fabrikationsftener). In Deutfchland find im Intereffe der gewerblichen Frei- 
heit alle Monopole beſeitigt; es kommen fomit neben Stempeln und Grenz- 
zöllen al8 innere Berbraudsfteuern nur Fubrifationsfteuern in Be— 
tracht (d). 

Die Scheidung der Grenzzölle von den inneren Verbrauchsftenern ift 
zunächſt eine nur äußerliche, durch die Art der Erhebung bedingte. Ihre 
Objekte find, ſoweit deren Herftellung überhaupt im Inlande ftattfindet, ein 
und diefelben, und beide Abgaben zerfallen nach diefen in Genußmittel- 
und Zebensmittelftenern. Die Genußmitteljtenern find weſentlich Luxus— 
fteuern. Sie fließen fi der Wohlhabenheit der Befteuerten an und find 
demgemäß einer ftarfen, nur durch die Rückſicht auf den finanziellen Erfolg 
bedingten Anfpannung fähig, Ihre wichtigſten Gegenftände find im Auslands- 
verfehre die Kolonialmaaren, int innern Verkehre die Getränke Bier und 
Branntwein?), der Tabak und der Nübenzudert). Die Lebensmitteljteuern 
treffen dagegen ohne ſolche Abftufung auch die minder wohlhabenden Klaſſen. 
Durd die indirefte Exrhebungsform wird ihr Drud zwar weſentlich abge: 
ſchwächt, doch ſprechen übrigens diefelben volkswirthſchaftlichen und fozial- 
politifhen Gründe gegen diefelben, wie gegen die Beftenerung der Fapitallofen 
Arbeit?). In Deutſchland find fie bis auf die Salzſteuer ſämmtlich abge- 
ſchafft und auch diefe hat bedeutende Ermäßigungen erfahren‘). 


28130. W. 

>) 8 161 u. 162 d. W. — Eine dritte 
Getränkeſteuer bildete die durch ©. 15. 
April 65 (GS. 265) wieder befeitigte 
MWeinfteuer. 

9 8163 u. 164 d. W. 

5, 8 134 Abf. 5 u. 147 Abſ. 2 d. W. 

9 8 165. — Die wieder eingeführten 
Getreides u. Viehzölle ($ 159 Nr. 1) find 
ihrem Weſen nad Schußzölle. — In ent- 
ſchiedenem Gegenfate ftehen Englands u. 
Frankreichs Steuerfufteme zu einander. 


England hat fowohl die Monopole als 
die Lebensmittelftenern befeitigt, die ins 
direfte Befteuerung auf nur wenige Ges 
nußmittel beihränt u. auch bezüglid 
diefer alle Iofalen Steuern ausgeſchloſſen. 
— In Sranfreih haben ſich dagegen 
die indirekten Steuern befonders Tippig 
entfaltet. Die Iofalen u. auf die Lebens⸗ 
mittel gelegten Steuern (octrois), die 
ſchon während der evolution wieder 
eingeführt waren, bilden die Hauptquelle 
der Gemeindewirthſchaft u. find feitdem 
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bb) Webergang auf das Neil. Die Grenzzölle ftehen mit der 
Handeld- und Gewerbepolitit im engen Zufammenhange”) und können ihrer 
Natur nad) nur für ein größeres, abgerundetes Gebiet erhoben werden. Die 
einzelnen deutſchen Staaten erjchienen Hierzu nicht geeignet. Die Erhebung 
der Zölle und der mit ihnen in Verbindung ftehenden Verbrauchsſteuern 
wurde deßhalb über die engeren Grenzen der Einzelftanten hinausgeführt, um 
im Zollverein ein erweitertes und zweckentſprechenderes Gebiet zu erhalten?). 
Das deutſche Rei, für weldhes außerdem das Intereſſe der Beſchaffung 
eigener Einnahmen Hinzutrat, gab diefem Verhältniß eine feftere und dauernde 
©eftaltung?). Hamburg und Bremen blieben vom Zollverbande und den 
zugehörigen VBerbrauchsftenern ausgeſchloſſen, werden demfelben jedoch im 
Jahre 1888 unter Belaffung eines beſchränkten Freihafengebietes beitreten 10). 
Ausgenommen find ferner Baiern, Würtemberg, Baden und Hohenzollern in 
betreff der Brau⸗ und der Branntweinfteuer und Elfaß-Lothringen in betreff 
der Brauſteuer, doch fteht der Fortfall des Vorbehalt in betreff der Brannt- 
mweinftener unmittelbar bevor!)). Die indirefte Befteuerung ift damit in der 
Hauptſache auf das Reich übergegangen. Nur die Stempeljteuer verblieb den 
Einzelftaaten, doch gelangten aud) von Ddiefer nad) einander die Wechſel⸗, 
Börfen- und Spielfartenfteuern an das Neid). 

ALS Reich sſteuern kommen demnach die Wedhfel-, Börfen- und Spiel- 
fartenftempelfteuern, die Grenzzölle und die vom Branntwein, Bier, Tabak, 
Rübenzucker und Salz erhobenen Verbrauchsſteuern in Betracht. Die Ord> 
nung diefer Steuern ift Sache der Reichsgeſetzgebung. Ihre Erträge fließen 
in die Neichstaffe, ihre Erhebung und Verwaltung erfolgt jedoch durch die 
Einzelftaaten und ift damit für das Reich und die Einzelftanten eine gemein» 


aud für den Staat in immer weiterem 
Umfange nugbar gemadt. Daneben be- 
fteht das hohe enregistrement (Anm. 24) 
u. das Monopol auf Tabad (Anm. 24 
zu 8 163), Schießpulver u. Schwefel 
hölzer. — Die in beiden Ländern ſehr 
hohen indirekten Steuern find fomit in 
England möglichſt intenfiv, in Frankreich 
möglidft ertenfiv angelegt. 
8 1580. ®. 
85 


9 Bollvertr. 8. Yuli 67 (BGB. 81) 
u. RBerf. Art. 70 u. 33—40; der Ber- 
trag, auf welden Art. 41 der RBerf. 
binweift, ift dadurch, joweit er nicht durch 
andere Beitimmungen des RBerf. aufge- 
hoben wird, zu einem Beftanbtheile der⸗ 
jelben geworden. — Im Zollverbande ftehen 
außerdem das nicht zum Reiche gehörige 
Großherz. Luremburg Btr. 11. Juni 72 


(RGB. 330) 8 14 u. die öſterreichiſche 
Gemeinde Jungholz. 

1) NBerf. Art. 34; Hamburg ©. 16. 
Feb. 82 (RGB. 39) 8 1, Beitrag des 
Reiches zu den Herftellungstoften $ 2—4 
u. (Bremen) ©. 31. März 85 (RGB. 79. 
— Altona u. die Unterelbe wurden dem 
Zollgebiete bereits 1880/1 angeſchloſſen; 
zollamtlihes Verfahren daſelbſt Regul. 20. 
Dez. 81 (EB. 464). 

m RVerf. Art. 35; Zahlung von Aver⸗ 
fen S 169 Abf. 3 d. W.; Uebergangs- 
abgaben 8 161 Abi. 4 u. 162 Abf. 2 
— Dem bairiſchen Zollverwaltungsgebiete 
find die von Baiern umfchloffenen thürin⸗ 
giſchen Gebiete Oftheim u. Königsberg 
zugelegt. — Wegen Anfchluffes der Staaten 
an die Branntweinfteuergemeinfchaft 8 161 
Abſ. 4 d. W. 
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fame. Dabei findet eine gegenfeitige Ueberwachung durch Reichs-Kommiſſare 
und Stationsfontrolleure ftatt, welche den Provinzials und bez. Lokalbehörden 
beigeordnet find). In Hamburg befteht ein zollvereinsländifches Hauptzollamt. 


8 152. 

cc) Der Verwaltung der indirekten Steuern in Preußen haben die 
Fürftenthümer Lippe und Waldeck nebft einigen oldenburgifhen!?) und hanfe- 
atifchen Gebietstheilen ſich angeſchloſſen. Außerdem find die ſächſiſch-thüringiſchen 
Staaten mit den anftoßenden preußifhen Gebieten zum Thüringifden 
Zoll- und Handel8-Bereine zufanmengetreten, innerhalb deſſen diefe 
Abgaben gemeinfam unter einem von Preußen ernannten General-Zoll-Infpeftor 
verivaltet werden 14). 

Die indirefte Steuerverwaltung ift von den übrigen Verwaltungszweigen 
völlig gefondert. Die Centralverwaltung wird von der 3ten Abtheilung des 
Finanz Miniftertum® und die Provinzialverwaltung von den Provinzial- 
Steuer-Direftionen wahrgenommen!) Die Einrihtung der letteren ift 
bureaufratifch 16); an ihrer Spite ftehen Provinzialfteuerdirektoren!”). Ihre 
Iofalen VBermaltungsorgane bilden die Hauptzoll- und Hauptftererämter und 
unter diefer die Steuerämter und Salzſteuerämter 1fter und 2ter Klafie!?). 
Diefen Behörden ift auch die amtliche Vermeſſung der Schiffe übertragen??). 
Unter der Brovinzialfteuerdireftion der Aheinprovinz ftehen außerdem die 
Hypothefenämter 29). 

Die Grenz- und Stenerauffihtsbeamten haben das Recht zur 
Bornahme von Haus- und Körperdurchfuhungen?!) und zum Waffengebrauche??). 


2) NBerf. Art. 36; Rang Anm. 78 
zu 8 70 d. W.; Tagegelder u. Reiſe⸗ 
foften ER. 31. März 76 (MB. 117). — 
Berfahren bei ner Abführung ER.31. März 
76 (MB. 117). — Der Ertrag der itı- 
direkten Steuern ftellt fi) (Etat 1887/88) 

für das Neid) auf 420, für Preußen auf 
28 Mil. M. — v. Auffeß, die Zölle u. 
an Atenern des deutſchen Neiches 
3. Aufl. Leipz. 86. 

3, Bel. 5. Juni 79 (GS. 567). 

19 Btr. 8. Juli 67 (BGB. 81) Art. 16. 

1) Diefe wurden feit 1823 allmälig 
eingeführt, während urſprünglich das ges 
ſammte Steuerwefen den Regierungen 
übertragen war ReggInſtr. 23. Okt. 17 
(65. 248) $ 31. Den Geihäftshezirk 
bilden die Provinzen; doch ift der Mr. 
Schmalkalden nebft den Aemtern Hohn 
ftein u. Elbingerode zu Sachſen, der Kr. 
Rinteln (ebenfo wie die Lippifchen Fürften- 
thümer u. Walde) zu Weftfalen u. der 
Kr. Wetzlar zu Heflen gelegt. Die Site 
der Provinzialfteuer» Direktionen find bis 


auf Berlin, Altona u. Köln die der Ober- 
Präfidenten (Ueberfiht zu 8 55). 

Bol. KO. 3. Ok. 24 (KR. VIO 
1005) u. Geſch. Anw. 31. Dez. 25 (baf. 
IX 821) IC Abſ. 2. Annahme von 
Supernumerarien Anm. 23 zu $ 63, von 
Sy arbeiten ER. 16. Sept. 74 (MB, 


7) Rang. Anm. 75 zu 8 70. 

5, Bereinszollg. 1. Safi 69 (BGB. 317) 
8 18, 128, 131 u. 133. — Verzeichniß 
CB. 1887 ©. 138. 

, 8 368 Anm. 52. 

2, 8 214 Anm. 5. 

2) VZollG. 8 19, 126, 127, 129 u. 
132. — Uniformirung Anm. 95 zu $ 71. 
— Unabkömmlichkeit bei Einberufung zum 
Militär 889 d. W. — Tagegelder Anm. 
108 zu 8 73. 

2) ©. 28. Juni 34 (GS. 83). Das 
©., deflen 8 1—7 u. 13 in Schl.Holſtein 
eingeführt wurden (V. 29, Juli 67 GS. 
1265 8 1 u. 21) u. bie entfpredend im 
BZollvereinsgebiete maßgebenden Grundfäte 
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b) Stempelfteuer. 
8 153. 

aa) Einleitung. Der Stempel bildet eine billige, praftifhe und darum 
beliebte Steuererhebungsform. Seine Hauptanwendung findet er bei den von 
BVerfehrsgefhäften erhobenen Steuern und dieſe werden deßhalb felbft als 
Stempelftenern bezeichnet??). Daneben werden aud) einzelne Verbrauchsſteuern 
und Gebühren in diefer Form erhoben). 

Neben der allgemeinen Stempelfteuer (bb) wurden beſonders geregelt der 
Erbfchaftsftempel (cc), der Wechfel- und Börfenftempel (dd) und der Spiel- 
fartenftempel (ee), die beiden letteren als Reichsſteuern. Zeitungs und 
Ralenderftempelfteuern find befeitigt°). 

Die Berwaltung des Stempelwefens erfolgt überall durd) die in $ 147 
aufgeführten Behörden. Bei den Provinzial-Steuer-Direftionen find zur be— 
fonderen Auffiht Stempelfisfale angeftellt, welde zur Vornahme von 
Bifitationen und zur Emfihtnahme aller amtlichen Verhandlungen berechtigt 
find?®). Außerdem haben alle Staatd- und Kommunal-Behörden und -Be- 
amten die Stempelverwendung ſowohl felbft zu beachten als Uebertretungen 
dritter zur Anzeige zu bringen”). 

8 154. 

bb) Die allgemeine Stempelftener wird noch durch die ältere Gefet- 
gebung beftimmt?®). Entfprechende Vorfähriften find mit Ausfchluß von Hohen- 
zollern??) und dem Jadegebiete in die neuen Provinzen eingeführt?). 


(8. 23. San. 33 GS. 34 $ 27) find 
nod anwendbar VZollG. 8 19. 

3) Das enregistrement ift fran- 
zöfifhen Urfprungs (1790), wurde fpüäter 
in Italien (1861) u. Oefterreih (1876) 
eingeführt u. befteht aud in Elſ.⸗Loth⸗ 
ringen, Aheinpfalz u. Rheinheflen. Die 
civilrechtliche Vorſchrift, wonach gewiſſe 
Rechtsgeſchäfte zur Erlangung eines ſichern 
Datums der öffentlichen Eintragung be⸗ 
dürfen (Code civ. Art. 1328), ift duch 
Ausdehnung diefer Eintragung über ihren 
Zwed u. Belaftung derfelben mit einer 
hohen Abgabe zu einer ergiebigen Finanz⸗ 
quelle geworden. Die Abgabe ericheint 
jonad nicht als Gebühr, fondern als Steuer. 
— Aufhebung in ber Rheinprovinz 
Stempel®. (Anm. 28) $ 1 u. ©. 23. April 
24 (GS. 80). 

2)8 157 d. W.; ebendahin gehören 
die ftatiftifiche Gebühr 8 159 Abf. 3 u. 
das Brief u. Telegraphenporto 8 380, 
381. — In Baden, Württemberg, Heflen 
u. dem rechtsrheiniſchen Baiern finden fid) 
Steuern u. Gebühren im Stempel zu⸗ 
jammengefaßt. 


3, ©. 7. Mai 74 (RGB. 65) 8 30. 

2) Stemyeld. (Anm. 28) 8 34. — 
Revifion der Altiengeſellſchaften ©. 25. 
Mai 57 (8S. 517). — Bol. die Anm. 
30, 54, 59, 60 u. 65 aufgeführten Gejeße. 

7) Stempel®. 8 30—32, KO. 13. April 
33 (GS. 33) Nr. 2, 4, v. 28. Oft. 36 
(GS. 308), 23. Dez. 42 (GS. 43 ©. 21) 
u. ©. 24. April 78 (GS. 230) 8 106 
Abf. 2. — Dal. die Anm. 30, 54, 59, 
60 u. 65 aufgeführten Gefete. 

3, Stempel®. 22. März 22 (GES. 
57). Doaffelbe erſetzt das ältere St®. v. 
1810 (Anm. 12 zu 8 135). Die zahl- 
reihen Ergänzungen machen eine Kodi⸗ 
fizirung dringend erforderih. — Kome 
mentare v. Ganpp u. v. Hoyer (4. Aufl. 
Berl. 86). 

2, &, 22. Juni 75 (66. 235). 

0, Schl.⸗Holſtein V. 7. Aug. 67 (SS. 
1277), erg. ©. 6. Juni 84 (GS. 279). 
— Hannover V. 19. Juli 67 (GS. 1191), 
erg. ©. 24. Feb. 69 (CS. 366) u. 6. Juni 
84. — Heſſ.⸗Naſſaun diefelde B. 19. Juli 
67, erg. ©. 5. März 68 (GS. 185) u. 
6. Sun. 84; Einführung i. d. großh. u. 


192 Finanzen; Indirelte Steuern. 8 154. 


Einige Stempeljäße wurden fpäter ermäßigt, andere wie die von Geſuchen, 
Beſcheiden, Protofollen, Ouittungen, Geburts-, Tauf-, Trau⸗ und Todten- 
feinen ganz befeitigt??). 

Stempelfrei find Verhandlungen, die einen Werth unter 150 M. dar- 
ftellen oder die Erfüllung allgemeiner Staats- (Militär-, Steuer- u. f. mw.) 
Pflichten betreffen, Landeskultur-32) und Enteignungsfahen??), Verhandlungen 
bei der polizeilichen Beauffichtigung der Feuerverſicherungen?“) und der Bauten, 
Baufonfenfe??) und polizeiliche Strafverfügungen?d),. Befreiung genießen 
ferner der preußifche Fisfus?”), der Neichsfisfus®), die Kirchen, Unterrichts-, 
Waiſen⸗-, Armen-, Straf: und Beflerungsanftalten und milden Stiftungen®?), 
die Gemeinden in Armenfahen??), die gemeinnützigen Baugefellfchaften??), die 
Erwerbs- und Wirthſchaftsgenoſſenſchaften“?). 

Die Entridtung des Stempel erfolgt unter Anwendung oder Kaſſi⸗ 
rung von Stempelpapier oder Stempelmarten®?). Die unterlafjene 
Berwendung ift neben Nahbringung des Stempel8 mit einer auf das Vier⸗ 
fache deflelben bemefjenen Geldftrafe bedroht). Bei den Gerichten wird in 
Vormundſchafts- fowie in den nach der Konkurs-, Eivil- und Straf-Prozeß⸗ 
Ordnung behandelten Sachen ein Stempel neben der Gebühr nicht erhoben®); 
übrigens wird er mit ben Gerichtsfoften gemeinſam verreiinet‘‘). 


landgräfl. Heff. Theile (auf. Meifenheim, ) StG. 8 3i, Dell. 27. Juni 11 
wo dieſelben Grundfüte gelten wie im (GS. 313) $ 12 u.3 48. 28. Juli 80 
RB. Koblenz V. 3. Juni 67 (65.776), | (EB.UB. 625). 


AE. 14. Aug. 67 (GS. 1346) u. (mit 
Ausſchl. der Ergänzung) in Frankfurt 2. 
16. Aug. 67 (daf.), erg. ©. 27. Juni 75 
(85. 407). 
2). 26. März 73 (SS. 131) u. 
10. März; 79 (GS. 145) 8 9. 
2) StG. 8 32—-h; Dei» u. Borfluths- 
— KO. 24. März 39 (RX. XXIII. 
I 
43 (GS. 41) 8 51 u. 23. Yan. 46 (66. 
26) 8 3. — Berhandlungen der Ausein- 
anderfegungsbehörden B. 20. Juni 17 
(GS. 161) $ 213, der Rentenbanken ©. 
2. März 50 (GS. 112) 8 54, der Landes- 
kulturrentenbanken ©. 13. Mai 79 (GS. 
867) 8 49, 
) KO. 4 Mai 33 (GS. 49) u. ©. 
11. Juni 74 (6&. 221) 8 43. 
G. 8. Mai 37 (GS. 102) 8 14; 
80. 830. Mai 41 (GS. 122). 
*) StMB. 18. Sept. 38 (IMDB. 39 
S. 242). 
% 6. 28. ai 83 (GS. 65) 8 6. 
7) StG. 8 3 
® RG. 25. Dei 73 (R62. 113) 8 1. 


Ent u. Bewäflerungen G. 28. Feb. . 


®) RD. 18. Aug. 41 (GS. 288). 

1) G. 2. Mürz 67 (GS. 385). 

2 G. 4. Juli 68 (BGB. 415) 8 69. 

8) StG. 8 12—15, 35 - 37, 39, 40. 
— Stempelmarken ©. 2. Sept. 62 
(GS. 295); Anfertigung u. Verlauf der 
Stempelmaterialien ©. 18. Feb. 77 (GS. 
11) u. ER. 10. März 77 (MB. 98); 
Strafe der Fälſchung u. Hinterziehung 
StGB. 8 275, 276, 360% 5 u. 364 u. 
Uebereint. mit Defterreid u. Liechten⸗ 
ftein Bel. 27. Mai u. 18. Juni 65 (GS. 
1019 u. 1020). 

“St. 8 21, 22 u. 4. — Haft 
barfeit bei mehrfeitigen Berträgen Erf. 
OT. 11. Juli 77 (MB. 78 ©. 59). — 
Die Berwandlung in Haft ift 1 amogetötoffen 
KO. 24. Mai 44 (GS. 238). — Ber 
fahren u. Verjährung $ 136 Abſ. 6 d. 
W.; Stempelftrafen geg. Beamte Anm. 27. 

s RG. 18. Juni 78 (RGEB. 141) 
8 2. — &.21. Juli 75 (GS. 548) At. 
483 u. 10. März 79 (65. 145) 8 10. 

% G. 10. Mai 51 (GS. 622) 8 16. 
— 6. 10. März 79 8 4—8. 
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Der Betrag des Stempeld bemißt fi nach dem Gegenftande oder nad 
dem Werthet?) der Verhandlung (Berhandlungs- oder Werthftempel). — 
Seine nähere Beftimmung enthält der dem Geſetze beigefügte alphabetifche 
Tarif. Der Verhandlungsftenpel bewegt fi) zwiſchen 0,50 und 6 M. und 
betrifft amtliche Attefte in Privatſachen, Päſſe, Vollmachten, Ausfertigungen“S), 
Ehe⸗ und Erbfolgeverträge, Teftamente und Kautionsinftrumente??), Auftions-, 
Notariats- und Relognitionsprotofolle?), Verträge und Bergleihed!). Der 
Werthſtempel beträgt bei Kauf- und Lieferungsverträgen über inländifche Grund- 
Rüde 1 Proz, über Mobilien 1; Proz.??); bei Pacht- und Miethsverträgen 
% Pro; .; bei Fideilommißftiftungen 3 Proz.??). 

$ 155. 

cc) Die Erbichaftsftener wird bei Erwerbung einer Erbſchaft entrichtet. 
Da diefe von fchriftlicher Beurkundung nicht abhängig ift, kann die Erbfehafts- 
fteuer auch nicht in der Form eines Stempels erhoben werden. Sie bildet 
ſonach feine Stempelfteuer, fondern nur eine derfelben verwandte Abgabe. 
Die neuere Geſetzgebung hat fie deßhalb auch aus der früheren engen Ber- 
bindung mit der allgemeinen Stempelgefeßgebung gelöft und gejondert behandelt. 
Dem gleichen Stempel hat fie fhriftlihe Schenkungen unter Lebenden unter- 
worfendt). Die Steuer, von welder Erbſchaften unter 150 M., ſowie die- 
jenigen der Descendenten, Ascendenten, Ehegatten und die Dienftboten (diefer 
im Betrage big 900 M.), des Reichs- und des preufifchen Fiskus, der Kirchen, 
Armenverbände, Straf», Beſſerungs-, Unterrits- und Wohlthätigkeitsanftalten 
ganz befreit find, beträgt übrigens je nad) dem Grade den VBerwandtichaft 
1—8 Proz. der Erbſchafts). Die Verwaltung erfolgt unter den Provinzial- 
Stener-Direltionen durch Erbfhaftsiteuerämter‘) Diefe erhalten von 
den Standesämtern Auszüge aus den Sterberegiftern und von den Gerichten 
Abſchriften der eröffueten Teftamente. Außerdem muß ihnen jeder fteuer- 
pflichtige Exrbesanfall binnen 3 Monaten angezeigt und demnächſt näher 
defarirt werden’). Auf diefen Grundlagen ermitteln fie den reinen Werth 
der Erbſchaftsmaſſe und ftellen danach die Steuer feft?®). 


9) Berehnung St®. 8 4—7. 84 (MB. 159). — Mebertragungen zwi⸗ 
®, Tarif u. KO.18. Nov. 28 (SS. 16). | fhen Ascendenten u. Descendenten ©. 


*) &. %6. März 73, os, 131) 81. 
Tarif u. ©. 1873 
m Tarif u. KO. 16. an, 40 (GS. 


18). — Pehrverträge KO. 3. Of. 45. 


(88. 680). — Bunktationen KO. 19. 
Juni 34 (SS. 81). 

Tarif, har 13. Nov. 28 (SS. 29 
&. 21) u. ©. 6. Juni 84 (GS. 279); 
bie dem Keihenempel unteriporfenen 
Kieferungsverträge ($ 156 Abf. 2 Nr. 2 
d. W.) unterliegen keinem Landesitempel, 
verb. 8 1 Abſ. 2 des G.; Werkverdin⸗ 
gungsverträge 8 2 daſ., Ausf.⸗Vf. 28. Juni 

Grf. Hue de Orais, Handbuch. 6. Aufl. 


22. Juli 61 (GS. 754). — Stempel bei 
Grundbuchverhandlungen 8 217 d. W. 

3 Tarif u. KO. 18. Suli 45 (GES. 
506), erg. ©. 30. Mai 73 (GS. 329) 8 2. 

5) Erbfhaftsfteuerd. 30. Mai 
73 (GS. 329); Einf. i. Hohenzollern ©. 
22. Suni 75 (GS. 235) Art. 1.8 3. 

5 Tarif zum ©. u. RO. 25. März 
13 (XGB. 113) 8 1. 

“8 30 d. Bei. 

5) Daſ. 8 29—37. — Strafen 8 41 
bis 45. 

8 Daſ. 8 5—26 v. 3. 

13 
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$ 156. 

dd) Die Werhfelftempelftener ift Reichsſteuer. Sie ftuft fih nad 
dem Werthe ab und beträgt bi8 zu 1000 M. für jede angefangenen 200 M. 
je 10 Pf., und für jede weiterhin angefangenen 1000 M. je 50 Pf. mehr, 
im allgemeinen alfo !; vom Tauſend. Die Entrihtung muß ftatt finden, 
bevor ein Wechfel aus den Händen, bez. weiter gegeben wird und erfolgt durch 
Bermendung von Stempelblankets oder Auflleben von Stempelmarfen?”). 

Auf gleiche Weife gelangt die f.g. Börfenftener zur Hebung‘). Sie 
ift die jüngfte aller Abgaben und bezwedt die Beftenerung der erjt mit der 
neueren Berfehrsentwidelung entftandenen und feither fteuerfrei gelaſſenen be= 
weglihen Anlagewerthe. Ihre Gegenftände find folgende: 

1. Altien, Renten und Shuldverfäreibungen. Die Steuer beträgt 
bei erfteren 5, bei letzteren 1 und 2 vom Taufend. Die Steuerpfliät 
tritt mit der Ausgabe und bei ausländifchen Werthen daneben mit der 
Inverkehrſetzung der bereits ausgegebenen Papiere ein‘!). 

2. Der Abflug von Kauf- und Anſchaffungsgeſchäften unterliegt, 
wenn ed fih um Werthe in ausländischer Währung oder Werthpapieren 
handelt, einem Stempel von Y,, vom Taufend, wenn er über börfenmäßig 
gehandelte Waaren und auf Grund von Börfengebräudhen erfolgt, einem 
folhen von 2, vom Tauſend. Gefihäfte über im Inlande von einem 
der Bertragsfchließer erzeugte oder hergeftellte Waaren find frei. Ueber 
die fteuerpflichtigen Gefchäfte muß eine Schlußnote doppelt ausgeftellt und 
von beiden Bertragjchliegern nad der Zeitfolge numerirt und fünf Jahre 
hindurch aufbewahrt werden (Schlußnotenzwang) 82). 

3. Lotterielooſe find mit Ausnahme der Ausfpielungen zu milden Sweden 
mit 5 Proz. beſteuert 88). 


9) Wechſelſtempelſteuer ©. 10. | San. 87 GB. 23) u. B, Bell. üb. Er- 








Suni 69 (BGB. 193), Einf. in Süd⸗ 
deutihland Anm. 12 zu 8 6, in Elſ.⸗ 
Lothringen ©. 14. Juli 71 (GB. f. E.⸗L. 
175). — Underweite Faſſung der $ 2 
u. 3. ©. 4. Juni 79 (RB. 151). — 
Ausf. Bel. 23. Juni 71 (RGB. 267) 
Nr. III IV, v. 16. Juli u. 22. Nov. 81 
(RGB. 245 u. 271), 1. Feb. 82 (CB. 
26, IMDB. 27), 6. Feb. 34 (EB. 27) u. 
15. Mürz 86 (RGB. 60). — Hoyer, 
Reichsſtempelgeſetze (Berl. 82). 

© G. 1. Juli 81 (NGB. 185), era. ©. 
29. Mai 85 (RGEB. 171) u. auf Grumd 
des Art. II. des letzteren in der jetzt 
gültigen Faffung neu veröffentlidt 
Bel. 3. Juni 85 (RGB. 179); Bel. 15. 
Sept. 85 (EB. Beil. zu Nr. 37) betr. 
A Ausführungsvorfhriften (CB. 417 u. 
Neufafjung der Nr. 12a Abf. 2 Bel. 22. 


hebung u. Berrehnung (EB. 440) nebft 
Be. 29. De. 85 (EB. 86 ©. 1) n. 
10. Mai 86 (EB. 130). — Kom. v. 
Neumann 3. Aufl. (Berlin 85), die Bes 
zeihnung als Reichsſtempelabgabengeſetz 
ift nit ganz zutreffend, da zu diefen Ab⸗ 
gaben auch Wechſel⸗ u. Spielfartenftempel 
gehören. — Hebung u. Verwaltung ber 
Steuer 8 30—43 d. ©., insbe. Zulaffung 
des Rechtswegs 8 32, Befreiungen 8 43; 
Derwendung des Ertrages der Steuer 
8 169 Abſ. 5 d. W. a. E. — 

NM Daſ. $ 2-5; Tarif Nr. 1—3 u. 
BB. 17. u. 19. Dez. 86 (EB. 411). 
AVorſchr. Nr. I. 

2, Daf. 8 6-20; Tar. Nr. 4; ABor- 

Str. III 


fhr. Nr. II. 
2), Das. 8 21—29; Tar. Nr. 5 u. BB. 
19. Nov. 86 (EB. 411), Worſchr. Nr. 
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8 157. 

ee) Die Spiellartenftener it ihrem Weſen nad) Verbrauchsſteuer in 
Stempelform. As folde ift fie auf das Keich übernommen, wodurd erft 
der freie Verkehr mit Spiellarten innerhalb deffelben möglich geworden iſt. 
Sie beträgt 30 Pf., bei mehr als 36 Blättern 50 Bf. für das Spiel und 
wird entrichtet, fobald die Karten aus dem Auslande eingeführt‘*), oder in 
inländiſchen Fabriken hergeftellt werden. Anlage, Einrichtung und Betrieb 
der letzteren unterliegen deßhalb der Kontrolle der Steuerbehörden. Der 
Handel mit Spielfarten ift frei, darf aber im Umherziehen nicht betrieben 
werden; auch können die Vorräthe der Händler jederzeit von den Steuerbeamten 
eingefehen werden. Ungeftempelte Karten unterliegen der Einziehung ®5). 


c) Grenzzölle. 
8 158. 

aa) Einleitung. Grenzzölle werden bei Ein-, Aus- oder Durchfuhr 
der Waaren über die Tandesgrenze erhoben). Für das ein einheitliches 
Zollgebiet bildende deutſche Rei”) kommen nur die Einfuhrzölle in Betracht; 
die Aus- und Durchfuhrzölle, welche auch anderwärts nur geringere Bedeutung 
haben, find ganz befeitigt‘®). 

In den Zöllen tritt neben dem finanziellen ein handelspolitiſches Element 
hervor. Beide Elemente find ihrem Weſen nad völlig von einander verfchieden 
und aud durch die Bezeihnung als Schut- und Finanzzölle getrennt. 
Gleichwohl treten beide in den einzelnen Zöllen meift zufammen auf; nur 


wenige der letteren ftellen fi) als reine Finanz oder Schutzölle dar‘). 
In handelspolitifher Beziehung ftehen auf diefem Gebiete das 
Schubzoll- und das Freihandelfyftem einander gegenüber. 
Das Schugzollfyftem Iehnt fi infofern an das frühere Merkantil- 


IV, erg. Bel. 9. Feb. 86 (CB. 32); 
Stempelpflihtigfeit der Ausfpielungen bei 
Sahrmärkten u. Bollsfeften Bel. 5. Dez. 
83 (CB. 347). 

en) Der von ben eingeführten Karten 
gezahlte Zoll (60 M. für 100 kg) enthält 
zugleich einen Sömbiot Zolltarif 15. Juli 
—3 (XGEB. 207) Nr. 3 

5 RS. 3. Juli 18 (RGEB. 133); 
Ausf. Bel. 6. Juli u. 26. Oft. 78 (CB. 
403, MB. 205 u. 270); das angeſchloſſene 
Neg. üb. den Betrieb der Spiellarten- 
fabrifen ift ergänzt Bel. 15. April u. 
7. Aug. 79 (CB. 286 u. 516) u. 16. 
März 86 (CB. 59). Verbot des Haufir- 
handele GewO. 8 56%. — Litteratur wie 
Anm. 59. — Im Reihe deftanden 1884/5 
61 Fabriken. 

° Die Ein- u. Ausfuhr Tann außer» 
dem aus politifhen oder polizeilihen Rück⸗ 


fihten (Pferde u. Waffenausfuhr im 
Kriegsfalle, Einführung anftedlender Gegen- 
ftände bei Seuchengefahr) beſchränkt oder 
verboten werden VZoll⸗G. (Anm. 91) $ 2. 
Diefe Maßregeln gehören in die betreffen- 
den Berwaltungsgebiete. 

A) RBerf. Art. 33, vgl. Anm. 9. 

8), Die Zollfreiheit ift bei der Durch⸗ 
fuhr als Grundjaß, bei der Auofuhr 
als Regel anerfannt VZollG., S 1 
u. 6. Ausfuhrabgaben werden ſeit der. 
hebung des Lumpenzolles (G. 7. Juli 73 
GS. 241 $1II) nicht mehr erhoben. 

or Finanzzölle find die Eingangsabgaben 
von folden Waaren, die im Inlande weder 
jeldft, nod in Surrogaten gefertigt werden. 
Finanzzölle waren ferner die Durchgangs⸗ 
abgaben, Schutzzolle dagegen die Ausgangs⸗ 
abgaben. 
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foftem?®) an, als e8 den Staat gegen das Eindringen fremder Waaren zu 
fügen ſucht. In Mitteln und Wirkungen find dagegen beide weſentlich von 
einander verſchieden. Das Schutzzollſyſtem fieht von jeder Ausſchließung, von 
jedem Verbote fremder Wanreneinfuhr (Prohibitivfyften‘!)) ab und beſchränkt 
fih darauf, der inländifchen vor der auswärtigen Produktion durch befchränkte 
Beftenerung der legteren einen mäßigen Borfprung zu gewähren. Das Syſtem 
hat unverfennbar den Induſtrien in den einzelnen Staaten die wejentlichiten 
Dienfte geleiftet und ihr Emporkommen einer mädhtigeren auswärtigen Kon⸗ 
furrenz gegenüber vielfach erſt möglich gemacht. Soweit und fo lange deßhalb 
durch Angebot des Auslandes der Preis einer Waare unter die mittleren in⸗ 
ländifchen Herftellungskoften herabgedrüdt wird, ift ein Schutzzoll für diefelben 
unerläßlih. Dies gilt von der Land- und Forftwirthfchaft wie von der In- 
duftrie; die Intereſſen beider fallen in diefen den Gefammtmwohlftand der Nation 
bedingenden Fragen in der Hauptfache zujammen. 

Während das Schuszollfyften von dem felbftftändigen Wirthfchaftsinterefje 
des einzelnen Staates bejtimmt wird und einen auf dieſes gegründeten (auto- 
nomen) Zolltarif verlangt, ftellt fi) der Freihandel auf einen internationalen 
und fosmopolitifhen Standpunft. In Anlehnung an die Lehren des Ad. Smith ’?) 
glaubt er durch die völlig freie Konfurrenz, durch den ungehinderten wirth- 
fchaftlihen Austaufh der Nationen unter einander Produktion und Wohlftand 
am ficherften zu fördern. Fände der Grundſatz bei allen Staaten gleihmäßige 
Annahme, fo würden dieſelben einigermaßen gleichberechtigt gegenüberftehen. 
So lange aber noch fait alle Verkehrsſtaaten ihr Gebiet mit Schußzollfchranfen 
umgeben haben, würde der einzelne Staat, der in diefem Sinne vorgehen 
wollte, die eigenen wirthfchaftlichen Intereffen denen der übrigen Staaten zum 
Opfer bringen und fi einer Waffe begeben (Kampfzölle), die die übrigen 
fortgefetst gegen ihn anwenden können. Durch die Treihundelspolitif eines 
einzelnen Staates ift deßhalb ebenfowenig die allgemeine Verkehrsfreiheit her- 
zuftellen, al8 die Abrüftung deflelben den allgemeinen Frieden begründen würde. 
Daneben fommt die Ungleichheit der Bedingungen in Betracht, unter denen 
die einzelnen Produftionszweige in den verfchiedenen Staaten betrieben werden. 
Ein Staat vermag demgemäß feine Waare zu geringeren Preijen anzubieten 
als ein anderer. Die fortgefete Erleichterung des Verkehres und die Ver— 
minderung der Transportfoften fördern diefen Konkurrenzkampf, dem jede 
Produktion des minder begünftigten Staates auf dem betreffenden Gebiete 
endlich erliegen müßte, wenn hier nicht durch Schußzölle ein Ausgleich geſchaffen 
würde. Die Freihändler wenden dagegen ein, daß die allgemeine Konkurrenz 
billige Preife und damit den allgemeinen Wohlftand fürdere. Billige Preife 
haben indeß nur relativen Werth und bleiben immer noch für denjenigen zu 


) 8312 Nr. 1d. ®. | ”) 8 312 Nr. 3 d. ®. 


7) 8 361 Abſ. 2 d. W. 
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hoch, der nicht in den Stand geſetzt wird, diefelben zu bezahlen. Das erfte 
Erfordernig bleibt deßhalb, die Bevölferung durch Förderung ihrer Erwerbs⸗ 
thätigfeit zahlungsfähig zu erhalten. Erſt unter diefer Vorausfegung vermag 
fie von der ihr durch die Einfuhr gebotenen Kaufgelegenheit überhaupt Gebraud 
zu maden, und höhere Preife und die durch fie bedingten höheren Löhne find 
in diefem Sinne nicht nur als Anzeichen und Folge, fondern aud) als Urfache 
der größeren Wohlhabenheit eines Landes anzufehen. 

Die volljtändige Durchführung der Treihandelsidee würde hiernach nur 
unter Preisgebung der wichtigften Erwerböinterefjen möglich werden. Anderer- 
feit8 fordert die Verkehrs- und Erwerböfreiheit, daß der Zollſchutz nicht weiter 
ausgedehnt werde, als zur Erreichung des Zweckes unbedingt erforderlich ift, 
daß insbeſondere nicht durch Fernhaltung der nöthigen Rohſtoffe der eignen 
Produktion aus diefem Zolle eine Beſchränkung erwachſe. Die Einhaltung 
diefer Grenzlinie gehört zu den ſchwierigſten Aufgaben der gefammten Ver- 
waltung, da fie die ftetige Berüdfihtigung der mannigfaltigen und wechjelnden 
Konjunkturen aller Erwerbszweige vorausfegt und daneben auch diejenigen 
Beftrebungen zu befümpfen bat, die unter dem Dedmantel des Schutzolles 
einfeitige Geſchäftsintereſſen zu verfolgen beftrebt find. 

In Deutſchland hatte der Zollverein die Grundſätze eines gemäßigten 
Schutzzollſyſtems von Preußen übernommen. Da er aber zu jeder zollpolitifchen 
Maßnahme die Uebereinftimmung aller Vereinsglieder forderte, war die fad)- 
gemäße Ausbildung eines autonomen Zolltarif8 von vornherein ausgeſchloſſen. 
Bor allem war bei dem Mangel eines einheitlichen Gefammtorganes jede kräftige 
nationale Wirthſchaftspolitik unmöglich geworden; den Anftoß zu Tarifänderungen 
gaben nicht die eigenen wirthfchaftlichen Verhältniffe, fondern die Berührungen 
mit fremden Staaten, wie fie in den 1853 mit Defterreih, und noch um⸗ 
faffender 1865 mit Frankreich und Oeſterreich abgefchloffenen Einzelverträgen 
zum Ausdrude famen. Deutfchland konnte die Zugeftändniffe diefer Staaten 
nur durch Abminderung feiner Eingangszölle erfaufen, und indem es unter 
Berziätleiftung auf abweichende Zölle gegen andere Staaten (Differentialzölle) 
diefe ermäßigten Säge verallgemeinerte und demnächſt noch vermehrte”?), entzog 
es damit der heimifchen Induftrie einen großen Theil des bisher ihr gewährten 
Schutzes. Eines ſolchen vermodten die deutichen Staaten nicht zu entbehren. 
Ihren meift günftiger geftellten Nachbarn zeigten fie fi um fo weniger ge- 
wachſen, als die Preisunterfihiede an verfchiedenen Orten durch billige und 
bequeme Transportiwege mehr und mehr ſchwanden. Nicht nur England war 
ihm, begünftigt durch feine natürliche Lage, feine gewaltige Kapitalfonzentration, 
fein ausgedehntes Abfatgebiet und feinen durch längere Uebung erlangten 
technischen Vorfprung auf faft allen Gebieten überlegen, aud) andere Staaten 


%) Tarif 1. Mai 65 (GS. 209). — | ©. 17. Mai 70 (R6B. 123) u. 7. Juli 
73 (R6B. 241). 
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wie Frankreich, Belgien, Oeſterreich hatten auf einzelnen Gebieten Deutfchland 
meit überflügelt. Andererſeits verengte ſich das Abfatgebiet mehr und mehr. 
Die vereinigten Staaten von Nordamerika, die früher ein ſolches gewährt 
Batten, traten, nachdem ihre eigene Induftrie genügend erftarkt war, felbjt mit- 
bewerbend auf dem Weltmarkte auf. Dabei wurde in faft allen Verkehrsſtaaten 
die frühere Schutzpolitik beibehalten, theilmeife ſogar verftärkt’*). 

Die Wirkungen blieben nicht aus. Als nad dem übermäßigen Auf- 
ſchwunge zu Anfang des legten Jahrzehnts ein allgemeiner Rückgang der ge- 
fchäftlihen Tchätigfeit eintrat, fah Deutfchland fi dem Eindringen der weit 
über den Bedarf erzeugten fremden Waaren ziemlich wehrlos gegenüber. 
Der drohende gänzliche Verfall wichtiger Induftriezweige machte eine Umkehr 
in der Handelspolitik unerläßlih: es kam zu einer allgemeinen Reviſion 
des Zolltarifs (1879), die unter weiterer Ausbildung des indireften Stener- 
ſyſtems 5) zugleich den Verhältniffen der inländifhen Produktion wieder ein- 
gehendere Berüdfichtigung zutheil werden ließ und fpäter, insbeſondere in der 
1885 eingetretenen Erhöhung der land- und forſtwirthſchaftlichen und einiger 
induſtrieller Zölle weiter vervollſtändigt worden iſt?6). 

Die finanzielle Bedeutung der Zölle tritt gegen die volkswirth— 
ſchaftliche weſentlich zurück. Sie bietet feine Befonderheiten, da finanziell 
die Zölle nur eine durch die Entrichtung an der Grenze eigenartig gejtaltete 
Erhebungsform für Verbrauchsſteuern bilden, mit denen fie übrigens ihrem 
Weſen nad zufammenfallen. 

8 159. 


bb) Der Zolltarif, der die zollpflichtigen Waaren in alphabetifher 


Reihenfolge einzeln aufführt, 


y) Nur m England fiegte die Frei- 
hanbdelsidee nad längerem Kampfe. Den 
Beginn des letsteren bezeichnet der Streit 
um die Getreidezölle, feinen Abſchluß der 
neue Zolltarif (1853) u. der franzöfiſche 
Sandelsvertrag (1860). — Frantreid 
* hat dagegen fein flarres Schutzzollſyſtem 
bis in die neuere Zeit feftgehalten, u. erft 
in den Handelsverträgen (mit England 
1860, mit dem Zollverein 1865) gemüßig- 
tere Bahnen betreten. — Defterreid 
ſchloß fi feit dem Vertrage mit dem Zoll- 
vereine (1853) defien gemäßigtem Schut- 
zolligftem an. — In Rußland u. Ame— 
rika herrſcht dagegen nad wie vor bie 
ftrengfte Shubgollpotii, 

5, 8 134 Abſ. 4 d. W. 

*, Bolltarif ©. "5 Juli 79 (RGB. 
207), erg. durch ©. 6. Juni 80 (RGB. 
120), 19. Juni 81 (daf. 119), 21. Juni 


bildet den materiellen Theil der Zollgeſetz⸗ 
gebung?‘), Alle Mengen unter 50, 


Poftfendungen bis zu 250 Gramm, 


81 (daf. 121), 23. Juni 82 (baf. 59), 
13. Mai 84 (daf. 49), 22. Mat 85 (def. 
93) u. auf Grund des 8 5 des leßteren 
in jeßt gültiger Faffung neu ver- 
Öffentlidt RBG.85 ©. 112 u. (Be 
richtigung des $ 3) ©. 253. Die fpezielle 
Anwendung regelt das amtlihe Waaren- 
verzeichniß VZollG. (Anm. 91) 8 12 u. 
BRBEHL. 11. Juni 85 (CB. 269). — 
Die mit Stalien u. Spanien vereinbarten 
Sole üßigungen (Anm. 99) können ge= 

©. 10. Sept. 83 (RGB. 303) $ 3 
—— werden, was nach 8 1 daf. 
in betr. des Dlivenöls u. gewiſſer Süd⸗ 
früchte inzwifchen geſchehen ift. — Gewichts⸗ 
beftimmung üb. die Tara ZTarG. 8 2 u. 
Bel. 17. Mai 82 (CB. 228), erg. Bel. 
2. u. 5. März, 28. Mai, 24. Juni u. 
(Mineralölfäfler) 25. Sept. 85 (EB. 56, 
209, 264, 265 u. Beil. zu Nr. 39), Bel. 
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Erzeugniffe der im Orenzverfehre betriebenen Land» und Forſtwirthſchaft, 
gebrauchte Belleidungsgegenftände, Haus-, Fabrif- und Handwerksgeräthe, bei 
Zuzügen und Reifen, als Transportmittel benutte Wagen und Thiere, Fäfler, 
GSäde u. ſ. w., Mufter und Proben, Baumaterialien zu Seefdiffen, Kunft- 
ſachen und Alterthümer bleiben zollfrei ?”). Andererſeits können die Zölle für 
Waaren aus folhen Staaten, welche deutſche Schiffe und Waaren ungünftiger 
behandeln al8 diejenigen anderer Staaten, bis zu 50 Broz. über den Tarif 
erhöht merden ’®). 


Die einzelnen Zollſätze find fir Gegenftände, die der Bearbeitung 
unterliegen, im Intereſſe der heimiſchen Induftrie in der Weiſe abgeftuft, daf 
Robftoffe, foweit fie Überhaupt zollpflichtig find, am niedrigften, Halbfabrifate 
höher und Ganzfabrifate am höchften befteuert find. Die Zölle find in der 
Regel für 100 kg bemeffen und ſcheiden fi nad Zweck und Bedeutung der 
Gegenftände wie folgt: 

1. Im Intereffe der Land- und Forſtwirthſchaft find die gegen Ende 
der fechziger Jahre befeitigten Zölle großentheil® mwiederhergeftellt. Der 
Getreidezoll, der den heimiſchen Aderbau gegen die Maffeneinfuhr 
aus den billiger produzirenden füdofteuropäifchen, amerifanifhen und 
oſtindiſchen Ländern fügen will, beträgt für Weizen und Roggen 3, 
für Gerfte und Hafer 1,50, für Buchweizen, Mais, Hülfenfrücte, 
getrodnete Rüben und Cichorien 1, für Oelfrüchte 2 MN), Mühlen- 
fabrifate zahlen 7,50 M.EN. 

Die Zöle auf Vieh und thierifhe Produfte (Pferd 20, 
Ochs 30, Kuh und Stier 9, Iungvieh und Schwein 6 M. für das 
Stück; Fleiſch 20, Butter und Käfe 20, Schmalz 10, anderes Thierfett 
2 M. für 100 kg) find gleichfalls hauptſächlich gegen die amerifanifche 
Einfuhr gerichtet 81). 

Die Holzzucht iſt durch Zölle auf Borke und Gerberlohe (0,50 M.) 
und auf Bau- und Nutzholz (nach dem Grade der Zurichtung 0,20 M., 
0,40 M. od. 1 M.) gefhütt. Erftere wird vorzugsmeife aus Defter- 
rei), letsteres daneben aud aus Schweden und Rußland eingeführt. 
Brennholz ift gleich den Kohlen frei®?). 

Im Falle der Wiederausfuhr von Getreide und Holz iſt deren 
zollfreie Niederlage in Tranfitlägern geftattet; auch wird bei Aus— 


8. De. 86 (EB. 403); $ 44 u. 8 71 M Zoll⸗Tarif Nr. 9. 
geändert Bel. 13. Ian. u. 18. März 86 ©) Daf. Nr. 25, 92. 
(CB. 9 u. 60). — Kom. v. Appelt (2. m) Zoll⸗T. Nr. '39, 37, 25 f. g. o., 
Aufl. Mitten. 80). ' 26 h. 1. Denaturirung von Talg für ne 
7) Z3TG. 84 u. 5, erg. ©. 18. April | werblide Zwede BB. 18. Yuni 85 (CB. 
86 (RGB. 123). 273). 
”°) Daf. 8 6. Die Maßregel bildet eine 2), ZollT. Nr. 13 u. 34. 
Anwendung des Retorſionsrechts. 
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fuhr von Mühlen- und Delfabrifaten der Zoll für das einge- 
führte Rohmaterial in entſprechendem Umfange vergütet®?). 

Auf dem Gebiete des Bergbaues und der Montaninbduftrie 
ftehen die Eifenzölle voran, die infolge des franzöfiihen Handels- 
vertrages aufgehoben waren und zur Wiederbelebung der durch in=- und 
ausländifche Ueberproduktion ftarf bedrüdten und gegen England nicht 
konkurrenzfähigen Eifeninduftrie wieder eingeführt find. Der Zoll von 
Roheiſen (1 M.) fteigt bei ſchmiedbarem Eifen, Eifenbleh und Draht 
bi8 zu 5, bei groben Eifenwaaren bis zu 15, bei feinen bis zu 60 M. 
Diet und Zink find, weil fie überwiegend ausgeführt werden, Kupfer 
und Zinn, weil fie ein wichtiges Material für die heimifche Induſtrie 
darftellen, ebenjo wie alle Erze und edlen Metalle frei®t). 

Für die Tertilinduftrie kommen Leinen, Baummolle, Wolle und 
Seide in Betracht. Ihre Rohſtoffe find zollfrei. As Halbfabrifate 
erideinen die Garne, als Ganzfabrifate die Stoffe. Dementſprechend 
find nad) der TFeinheit der Waaren und im Intereſſe der Gewerbe der 
Spinnerei und Weberei die Zollſätze abgeftuft. Der höchſte Zoll wird 
für Seidengaze mit 1000 M. bezahlt. Auch auf diefem Gebiete hatte 
die Konkurrenz Englands, Oeſterreichs und Belgiens und in betreff der 
GSeidenwaaren Frankreichs die deutſche Induftrie erheblich gefchädigt, 
was ſich namentlich bei der früher durch die Hohen franzöfiichen Zölle 
gefhütten oberelfaffiihen Induftrie geltend madhte®?). 

Bon fonftigen Induftriezweigen ift die Fabrikation von Thon— 
wauren, von Glas, Papier, Leder, Kautfchuf und von Waaren daraus, 
von Surzivaaren, Seife, Fichten und Delen dur Zölle gefchütt?®). 
Gleiches gilt von der Anfertigung von Zündhölzern in Berüdfihtigung 
der diefer Induftrie aus ficherheitspolizeilichen Gründen auferlegten Ein- 
Ihränktungen®”). 

Als Finanzzölle kommen die Zölle von Material- und Spezerei- 
maaren in DBetradt. Den höchſten Ertrag Tiefern die Zölle von 
Wein (24, in Flafhen 48, Schaummein 80 M.) und Kaffee (40, 
gebrannter 50 M.). Daran Ichließen fi) Thee (LOO M.), Reis (4 M.), 
Südfrüchte (12, 24 und 30 M.), Gewürze (50 M.) und Petroleum 
(6 M.)s8). 





8 3TarG. 8 7. — Tranfitläger f. 
Getreide Reg. 13. Mai 80 (EB. 285) 
u. BB. 2. Zuli 85 (CB. 380) Nr. 3 
u. v. 18. Feb. 86 SB. 47); Zollerleich⸗ 
terungen f. die von ausländiihem Ges 
treide hergeftellten Mühlenfabrifate Reg. 
27. Juni 82 (EB. 290) u. Aenderung bes 
88 Bel. 13. Ian. 85 (CB. 11), f. Aus- 
fuhr von Delfabrilaten Reg. 4. San. 87. 


— Erleichterte Abfertigung Y Floßholzes 
Belt. 24. Mai 80 (EB. 394 
&) ZollT. Nr. 6,3, 7,19, Fe 42 1.43. 
3, Daf. Nr. 2, 28, 30, 4. 
8 Daf. Nr. 38, 10, 27, 21, 17, 20. 
31, 23, 26a — f; vgl. Anm. 76. 
5) Dat. Nr. Bd; Anm. 24 zu 8 350. 
8), Dal. Nr. 25e, m, w 8, h, ia. 
29; vgl. Anm. 76. — GSteuerfreie Ab- 
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Auch die Zölle von Branntwein, Bier, Tabaf, Zuder und Salz 
find in dem der inländifehen Verbrauchsſteuer entfpredenden Umfange, 
Tinanzzölle. Abgefehen vom landwärts eingehenden Salze ift der Zoll 
etwas höher als die Verbrauchsſteuer, und ftellt infomweit einen Schuß- 

zoll dar??). 

Zum Zwecke der Statiftif des Waarenverfehres mit dem Auslande 
müffen alle ein-, aus⸗ und durdigeführten Waaren nad) Gattung, Menge, 
Herfunfts- und Beitimmungsort fhriftlih angemeldet werden. Befreit find 
zolffreie Waaren in Sendungen bis zu 250 Gramm und die oben erwähnten 
von der Verzollung ausgeſchloſſenen Gegenftände. Dabei wird eine ſtatiſtiſche 
Gebühr für die Reichskaſſe in Reichsſtempelmarken erhoben, welde 5 Bf. 
für je 5 Stüd Vieh, je 500kg verpadter oder 1000 kg unverpadter Waaren, 
und 10 Pf. für je 10000kg an Maffengütern in Wagen- oder Sciffe- 
fadungen beträgt. Gebührenfrei find zollpflichtige oder nur durchgeführte 
Waaren und Poftfendungen?®). 

8 160. 

ec) Die Zoll⸗Ordnung, der formelle Theil der Zollgeſetzgebung iſt 
darauf gerichtet, den Eingang der Zölle unter möglichſt geringer Beläftigung 
des Berfehres zu fihern?!). Dies fordert eine entfprechende Leichtigkeit und 
Einfachheit des Verfahrens. Dazu treten mehrere fpezielle Bergünftigungen. 
Gegenftände, die zur Verarbeitung mit der Beitimmung der MWiederaus- oder 
Wiedereinfuhr Über die Grenze ein- oder ausgehen (Veredelungsverkehr), 
fönnen vom Eingangszolle befreit werden??). Beſonders wichtig ift der Zoll» 
fredit, der dem Zollpfliätigen den Vorſchuß erfparen foll, den er bis zum 
Abſatz der eingeführten Waare zu leiften haben würde. Er kann durd) 
Stundung des Zollbetrages oder unter einftweiliger Sicherftellung der Waaren 
durch Hinausfhiebung der Verzollung gewährt werden. Die Sicherjtellung 
erfolgt durch Waarenverfhluß oder durd) Aufbewahrung in zollfreien 


laſſung des Petroleums für andere ge= 
werbliche Zwecke als die Leuchtöl⸗ u. Leucht⸗ 
gasfabrikation Bel. 2. Dez. 85 (CB. 527). 

©) Bat. $ 161—165 d. W. 

RS. 20. Juli 79 (RGB. 261); 
Bel. 20 u. Dienftvorfhr. 21. Nov. 79 
(EB. 676 u. 687), erg. Bel. 12. April 
n. 2. Mai 83 (EB. 91 u. 146) u. 7. Yan. 
84 (CB. 2); ftatift. Waarenverzeihniß u. 
Berzeihniß der Maſſengüter Bel. 9. Juli 
85 (CB. 289 u. Beridtigung S. 404). 

2, Diefe Borfchriften bilden den Haupt- 
indalt des Bereinszoll®. 1. Juli 69 
(BGB. 317) nebft ER. 23. Dez. 69 
(MB. 70 ©. 63) u. Begleitſchein⸗Regul. 
20. Dez. 69, erg. Bel. 25. Mai 86 (CB. 
147). Das ©. betrifft den Verkehr über- 


haupt ($ 16—35 u. 93), den Berfehr auf 
Landftraßen, Flüffen u. Kanälen ($s36—58), 
auf Eifenbaynen (S 59—73 Regul. 20. 
Dez. 69 nebft Bel. 6. Aug. 87 (CB. 323) 
u. Vorſchr. 12. März 87 (EB. 69), zur 
See ($ 74—%), den Verkehr der Poſten 
($ 91 u. CB. 1886 ©. 401, 1887 ©. 
318) u. ber Reiſenden ($ 92). — Das 
G. ift, obwohl nit ausprüdiih auf das 
Reich ausgedehnt, doch als Reichsgeſetz zu 
erachten. 

=) B36. 8 111—118. Waarenſen⸗ 
dungen aus dem AInlande durch das Aus- 
land nad dem Inlande 8 111 n. Regul. 
25. März 78 (EB. 211). — Zollerläffe 
feitens der Landesbehörden BB. 19. Nov. 
86 (EB. 401). 
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- Niederlagen), die, wenn es fih um bloße Durchführung durch das Zoll- 
gebiet handelt, Iranfitläger genannt werden), Rückzölle beißen hierbei 
die im Falle bereits ftattgehabter Zahlung wiedererftatteten Zölle). 
Andererfeits beftehen neben den erforderlichen Strafvorfchriften?%) befon- 
dere Kontrollen zur Unterdrüdung des Schleihhandels (Schmuggels), nament- 
lich im Grenzbezirkeꝰ“). Die Verbindung zweier Staaten zu gegenfeitiger 
Unterftügung bei Ueberwachung des Schleihhandeld Heißt Zollfartelt?®), 


d) Berbraudsfteuern. 
8 161. 

aa) Branntweinfſteuer. Der Branntwein ift als Genußmittel, fowie 
durch die fittlichen und phyſiſchen Gefahren, die mit dem übermäßigen Genuffe 
deffelben verbunden find, für eine hohe Befteuerung vorzugsweiſe geeignet. 
Gleichwohl war im deutſchen Reiche diefe Steuerguelle nur unvollftändig aus- 
genußt worden!). Die Verwendung des Branntweins zu technifchen Zwecken, 
insbefondere zur Herſtellung von Eſſig und Chemikalien fiel zwar Dabei 
weniger entjcheidend ins Gewicht, feitdem im dem Holzgeifte ein. Mittel zur 
Ungenießbarmadjung (Denaturirung) des Branntweind gefunden war. — Die 
Branntweinfabrifation?) hatte fih aber gleichzeitig zu einem bedeutjamen 


© BZG. 8 94— 110; Niederlage⸗Requl. 
u. BB. 15. Mai 84 (EB. 169), BB. 
17. Feb. 87 (GB. 58.) 

2) Getreide" u. Holzläger Anm. 83. 

8) Dieſen entiprechen bei den Verbrauchs⸗ 
fieuern die Steuervergütungen, bie, 
wenn fie dei geleifteten Steuerbetrag über- 
fteigen, zu nefnhrprämnien werden. 

B36. 8 134—164. 


m Daj. $ 16, 119—124. — Side- 
rung der Grenze gegen Hamburg u. 
Bremen ©. 1. Zuli 69 (RGB. 370) u. 
28. Juni 79 (RGB. 159); vgl. Anm. 10. 

) Die Zollfartelle bilden ebenjo wie 
die gegenfeitigen Erleichterungen im Zoll⸗ 
u. Grenzverkehre Gegenftand der Handels- 
verträge ($ 361 Anm. 7). Die bejondern 
Konventionaltarife, durch welche eigene, 
vom allgemeinen Tarif abweichende Zolls 
füge u. Zollbefreiungen vereinbart waren, 
hatten zwar, weil fie der Entwidelung 
eines autonomen Zolltarifs Hindernd im 
Wege ftanden (8 158 Abf. 7 d. W.), mit 
dem Jahre 1879 aufgehört. In die 
neueren Handelsverträge mit Defterreidh, 
der Echweiz, Stalien, Spanien u. Serbien, 
in welden gegenfeitig die Rechte der meift« 
begünftigten Staaten zugeftanden werden, 
haben fie indeß wieder Eingang gefunden; 
beftimmte Waaren werden demgemäß auf 


Grund von Urfprungszeugniffen zu er- 
mäßigten Sätzen zugelafien Bel. 25. Okt. 
83 (EB. 295), vgl. Übrigens Anm. 76. 
Ausftelung von Urfprungszeugniffen für 
Rumänien ©. 3. Sept. 85 (MB. 208). 
— Schraut, Syſtem der Handeldverträge 
u. der Meiftbegünftigung (Leipz. 84). 

1) Wührend die Steuer in England 
10 M., in Rußland 8 M., in Norde 
amerifa über 6 M. und in Frankreich 
5 M. auf den Kopf der Bevölferung be= 
trug, belief fie fih in Deutfhland feither 
nur auf etwa M 

2), Zur Fabrikation (Brennerei) 
werden Zucker oder Stärkemehl enthaltende 
Pflanzenftoffe, meift Getreide, Kartoffeln 
od. Melafie (Anm. 36c.) verwendet. Der 
zerfleinerte, gelodhte u. mit gefchrotenem 
Malz u. Waffer vermengte Stoff bildet 
die Maiſche. Diefe wird nad eingetre= 
tener Zuckerbildung durd Zuſatz von Hefe 
oder anderen Gährmitteln zur Gährung 
gebradt u. liefert durch Abdampfung 
Deſtillation) in einem geſchloſſenen Keſſel 
(Blaſe) den Branntwein oder Spiritus. 
Der Gehalt, den derſelbe neben Waſſer⸗ 
theilen an Alkohol beſitzt, wird nach dem 
von Tralles konſtruirten Alloholo- 
meter beſtimmt. Dieſer ſinkt wegen des 
geringeren ſpezifiſchen Gewichts "des Als 
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Nebengemwerbe der Landwirthichaft herausgebildet, das bei Verwendung der 
Kartoffeln zum Brennen eine ergiebige Ausnugung des im Often unferes 
Baterlandes vorherrfhenden Sandbodens vielfach erft möglich gemadt und 
durch Verwerthung der Rüdftände der Brennereien (Schlempe) als Viehfutter 
Viehzucht und Aderbau in dieſen weniger begünftigten Landestheilen erheblich 
gefördert Hatte. 

War ſchon damit eine fchonende Berückſichtigung des Brennereigewerbes 
bei der Befteuerung geboten, jo trat noch der weitere Umftand hinzu, daß 
das Gewerbe feinen Auffhwung zum großen Theile der Art diefer Beſteuerung 
zu verdanken gehabt hatte. Die Steuer war in Preußen feit 1820 Material: 
fteuer ?) und wurde nad dem zum Einmaiſchen beftimmten Raume bemeffen 
(Maiſchbottichſteuer). Im diefer Norm war die Steuer ſowohl auf die 
neuen Provinzen, als auf die übrigen zum Branntweinfteuergebiete gehörigen 
Staaten übertragen worden). Während die Beibehaltung diefer Steuerart 
im Intereffe der Landwirthſchaft lag, würde doc, jede weſentliche Steigerung 
derfelben ihre Ungleihmäßigfeiten nod) vermehrt haben. So war die Reform 
der Branntweinbeftenerung unterblieben, obgleich die mehr und mehr wachſen⸗ 
den Bedürfniffe des Reiches eine Erhöhung diefer Steuer immer dringender 
forderten. 

Das neuefte Branntweinfteuergefet hat diefe Schwierigfeiten durch 
Einführung einer VBerbraudsabgabe neben der zeitgemäß verbeflerten 
Maiſchbottichſteuer zu überwinden gefuhtd). “Die erftere ift beim Uebergange 
des Branntweind in den Berfehr von demjenigen zu entrichten, der den 
Branntwein zur freien Verfügung erhält; Branntwein, der ausgeführt oder 
zu gewerblichen, wiſſenſchaftlichen, SHeil- oder wirthichaftlihen Sweden ver: 
wendet wird, bleibt frei. Die Abgabe wird nad) einem doppelten Satze er- 
hoben. Sie beträgt von einem beftimmten Theile des in den Inlandsverkehr 
tretenden Branntweins, welcher ale 3 Jahre nah) dem Maßſtabe von 
5,4 Liter für den Kopf der Bevölkerung neu feftgeftellt und nad; der feit- 


kohol in die zu meffende u. auf 12,5 Grab 
Reaum. temperirte Flüffigfeit um fo tiefer 
ein, je mehr Alkohol diefelbe enthält. Das 
Maß des Einfinfens wird durch Grade 
(0 bis 100) bezeihnet. — Die Brannt- 
weininduſtrie hat ſich erft feit Beginn des 
Sahrhumderts entwidel. Im Reichsſteuer⸗ 
gebiete (S 151 Abf. 1 d. W.) waren am 
31. März 1886 (abgejehen von Elſ.⸗Lo⸗ 
thringen mit feinen zahlreichen kleinen 
Fabrikationsſtätten) 10098 Brennereien in 
Betrieb. 

9 Man umterfheidet die Fabrikat» von 
der Material- oder Rohproduktenfteuer. 
Erftere wird von dem fertigen Produkte, 
leßtere von: dem verwendeten Materiale 


por der Kabrilation oder in einem be» 
ſtimmten Stadium berfelben erhoben. Die 
Materialſteuer erleichtert die Erhebung u. 
Ueberwachung, trifft aber ihr Objekt nicht 
gleihmäßig, da aus demfelben Quantum 
Rohmaterial nad feinem Gehalte oder der 
Entwidelung ber Betriebseinrihtungen eine 
verfchiedene Ausbente gewonnen werden 
kann. 

9 Anm. 7. — Branntweinſteuergebiet 
8 151 Abſ. 1d. W. 

5) Branntweinftener G. 24. Juni 
87 (RSB. 253). — Der Ertrag der 
Steuer ift auf 143 Mil. M. veranfhlagt, 
während die feitherige Steuer nur 47 Mill. 
M. brachte. 
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herigen durchſchnittlichen Steuerleiftung auf die am 1. April 1887 vor- 
handen gewejenen, ſowie auf die neu Hinzutretenden, landwirthſchaftlichen 
Brennereien vertheilt wird, 50 Pf., im übrigen aber 70 Pf. für das Liter®). 
Damit follte den bejtehenden und den neu binzutretenden, nicht gewerblichen 
Betrieben ein angemeffener Schu gegen einen durch Ueberproduftion verur- 
ſachten Preisdrud gewährt werden, ohne damit die weitere Entwidelung des 
Brennereigewerbes und die Ausfuhr des Branntweins einzufhränfen. — Die 
landwirthſchaftlichen d. 5. diejenigen Brennereien, die Melaſſe, Rüben oder 
Rübenſaft verarbeiten oder bei Verwendung von Getreide oder Kartoffeln die 
gewonnenen Rüdftände und bezw. den Dünger in der eigenen Wirthſchaft 
verwerthen, genießen daneben noch einen weiteren Vortheil, der fie für die 
ftärfere Belaftung und die vorausfihtliche Verminderung des Verbrauches 
entfehädigen fol. Sie entrichten neben der Verbrauchsabgabe die Maiſch⸗ 
ftener in der feitherigen Höhe von 1,31 M. für jedes Heltoliter Maiſchraum 
und für jede Einmaifhung unter abgeftufter Ermäßigung für Heinere Brenne- 
reien, während von den gemerbliden Brennereien dafür ein Zuſchlag zur 
Verbrauchsabgabe im Betrage von 20 Pf. vom Liter reinen Alkohols erhoben 
wird. Bei der übrigens wenig verbreiteten Verwendung nicht mehliger Stoffe 
(Obft, Treber) wird noch wie früher die Steuer nad dem Rohmateriale 
bemeſſen). 

In Baiern, Würtemberg und Baden wurde die Branntweinſteuer ſeit—⸗ 
her noch als Landesſteuer erhoben®); auch Hohenzollern hat noch eine eigene 
Gefetgebung?). Die Ausdehnung des neuen Branntweinſteuergeſetzes auf 
diefe Gebiete fteht indeß bevor!®), fo daß auch diefes Reſervatrecht ver- 
ſchwinden wird. 

Der inländifche Brennereibetrieb ift dur Eingangszoll (180 M. für 
100 kg Branntwein)!!) und durch Ausfuhrvergätung für die entrichtete 
Maiſchſteuer gefehütt!?). 


6) Daſ. 8 1-3; Schutz⸗ u. Straf 
beſtimmungen $ 5—38. Der Reinertrag 
der Verbrauchsabgaben wird auf die eitt- 
zelnen betheiligten Staaten nad) den Maß 
ftabe der Matrikularbeiträge vertheilt 8 39. 
— Bom 1. Oft. 1889 ab darf der ver- 
braudsabgabenpflihtige und nit aus 
Getreide hergeftellte Branntwein erft in den 
Verkehr gebradht werden, nachdem er von 
dem gefundheitsihäblichen Fufel befreit wor» 
den ift (Reinigungszwang) S4 u. 25. 

7) Das für das nichtpreußifhe Brannt⸗ 
weinfteuergebiet erlaflene, bezw. in daſſelbe 
eingeführte BG. 8. Juli 68 (BGB. 384) 
ift entfpredend ergänzt umd auf das ganze 
Branntweinftenergebiet ausgedehnt worden. 
BranntwſtG. 1887 8 40—43. — Rück⸗ 
vergätung daf. $SALV u. ©. 19. Zuli 


79 (RGB. 259) nebft Regul. 23. De. 
79 (CB. 781), erg. BB. 19. u. 26. 
Juni 80 (CB. 499), 7. Juli 81 (CB. 
282), 20. Yan. 83 (CB. 28), 19. März 
u. 26. Nov. 85 (CB. 139 u. 533). 

8, RVerf. Art. 35. — Uebergangsabgabe 
Branntwflß. 8 45 u. Bel. 29. Dez. 83 
(RGB. 84 ©. 3). 

) BG. 4. Mai 68 (BGB. 151) u. 
15. Nov. 74 (RGB. 133). — Daneben 
wird eine Wirthſchaftsabgabe von Wein⸗ 
u. Branntwein-Schanf u. Kleinhanbel er- 
hoben ©. 21. Mai 56 (GS. 457) u. 
27. März 75 (GS. 189). 

 Branntwfiß. 8 47—49; Beitritt 
Badens B. 9. Sept. 87 (RGB. 485). 

1) BranntwſtG. 8 44. 

2) G. 1868 (Anm. 7) 8 5. 
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bb) Brauftener. Das Bier ift ein gefunderes Getränk als der 
Branntwein, und vermag bei iweitergehender Verbreitung den Genuß des 
legteren zu beſchränken. Wenn durch diefe Rüdficht der Höhe der Bierfteuer 
eine Grenze gezogen wird, fo bildet andererfeitd das Bier ein geeigneteres 
Steuerobjeft als der Branntwein, weil es weder als Rohprodukt für die 
Induftrie, noch als Förderungsmittel der Landwirthihaft in Betracht kommt. 
Seine Fabrikation bat fi unabhängig von der letzteren felbitftändig ent- 
widelt1?), und einen Umfang gewonnen, ber diefelbe zu einer ergiebigen 
Steuerquelle geeignet madt 4). 

Die Steuer wird als Materialfteuer erhoben. Die Mängel einer ſolchen 
treten auch hier hervor, obwohl bei der einfacheren Geftaltung der Fabrikation 
in geringerem Grade. Mit Ausfchluß von Batern, Würtemberg, Baden und 
Elfaß-Lothringen, mo die Bierftener als Landesſteuer erhoben und im Verkehre 
mit dem übrigen Deutſchland eine Uebergangsabgabe gezahlt wird !?), ift diefelbe 
für das Reich einheitlich geregelt!‘ Die Steuer beträgt von Malz 
und Reid 2, von Stärke 3 und von Zuder, Syrup und anderen Mal;- 
furrogaten 4 M. für jede 50 kg; fie kann aber auch auf einen Abfindungs- 
betrag feitgeftellt werden (Firation). Der ohne Brauanlage zum eigenen 
Bedarfe bereitete Haustrunf bleibt frei!). Die Verſteuerung erfolgt in der 
Kegel vor dem Einmaifchen, ausnahmsweife vor dem Vermahlen ded Malzes 
und bedingt eine fteuerliche Kontrolle der zur Brauerei und zur Aufbe- 
wahrung der Braumaterialien dienenden Räume 18). Die Strafbeftinnungen 


entſprechen den für die Grenzzölle gegebenen??). 
M. für 100 kg)) und Ausfuhrver- 


betrieb ift durch Eingangszoll (4 
gätung ?) geſchützt. 


8), Hierauf beruht es, daß die Brauerei 
abweidend von der Brennerei zur Ges 
ver hehener herangezogen wird $ 143 
d 


) Die Bierbereitung (Brauerei) 
erfolgt, indem Malz (geleimtes Getreide, 
meift Gerfte) gefhroten u. mit Waffer ein- 
gerührt wird (Einmaifhung), fodann (in 
der Regel unter Zufat von Hopfen) ges 
kocht u. ſchließlich zu Gährung gebradt 
wird. Die Art der Gährung iſt vorzugs⸗ 
weiſe für die verſchiedenen Biergattungen 
beſtimmend. — Bon 100 kg Malz werden 
etwa 5 hl Bier gewonnen. — Die Zahl 
der Brauereien betrug (1885/6) im 
Neichsfteuergebiete 10365, der Bierver⸗ 
braud 88 Lit. für den Kopf der Be- 
pölferung. 

= Verf. A ; f. Elfaß- Lothringen 
RO. 25. Im 15 (RER. 161) 8 4. — 


Der inländifhe Brauerei- 


rbergangenbgabe Bel. 29. De. 83 (RGB. 

©. 3). — Die ſüddeutſchen Bierfteuern 
eb ungeführ boppelt fo hoc als die nord⸗ 
deutſche u. auch in der Form der Erhebung 
von berfelben verſchieden. — Eine unter 
Annäherung am die baieriſche Geſetzgebung 
in den Jahren 1879 bis 1881 beabſichtigte 
Erhöhung der Brauſteuer iſt nicht zuſtande 
gekommen. 

%) BrauſtenerG. 31. Mai 72 
(RGB. 153 u. Berichtigung Bell. 3. Nr. 
16). — Aenderung des $ 44 ©. 23. Dez. 
76 (RGB. 237). — Kom. v. Appelt 
(Leipz. 76). 

181-5. Gel. 

e Daf. 8 I—26. 

0) Daf. 8 27—42. 

2), Tarif (Anm. 76 zu $ 159) I. Pla 

A) BrauftG. 8 6; verb. Anm. 
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cc) Tabacksfteuer. Seit Entdedung Amerikas Hat nit nur der 
Gebraud des Tabacks allgemeine Verbreitung gefunden, auch der Anbau und 
die Verarbeitung dieſes Produktes hat fih in ausgebehnter Weife ent- 
widelt??), Als Genußmittel vermag der Taback  unbeftritten eine hobe 
Steuer zu tragen; Die Anlegung derfelben bietet aber erheblide Schwierig- 
. Teiten und dieſe fteigern fi in dem Maße, als der Ertrag höher geſchraubt 
werden foll und neben der Einfuhr die eigene Tabadsinduftrie eines Landes 
vorgeſchritten ift. 

In den Tabad bauenden Sändern®) finden fi drei Beftenerungs- 
arten vor: die Rohproduftfteuer, die Fabrikatſteuer und das Monopol. 

Die Rohproduftfteuer wird als Flächen-, Gewicht- oder Werth- 
fteter erhoben. Die nah dem Duabdratraume der Anbauflähe bemeijene 
Flächenſteuer ift die einfacdhfte, aber auch unvollkommenſte diefer Steuerarten, 
da fie weder Ouantität noch Dualität des Produktes berückſichtigt. Bet ber 
Gewichtſteuer bleibt zwar nur die Qualität unbeadhtet; fie bedingt aber fehr 
Läftige Kontrollen und zwingt den Tabadsbauer, die Steuer bi8 zur Ber- 
werthung des Produktes bar vorzufhießen. Der Werthiteuer endlich fteht 
die Schwierigkeit einer zureihenden Werthbeftimmung entgegen. 

Bei der Fabrifatfteuer finden Stempelmarken Anwendung, bie bei 
Berpadung des Fabrifates angebracht werben müfjen?). Auch fie ift mit 
MWerthbeftimmung und höchſt läftigen Kontrollmaßregeln verbunden. 

Unter diefen Umftänden bat fih das Tabacksmonopol trog aller vom 
Standpunkte der Theorie und des Handelsinterefied gegen Monopole zu Felde 
geführten Gründe in den meiften Rändern Europas behauptet). Daſſelbe 


giebt Fabrikation und Handel ausfhlieglih in die Hand des Staates, ber 


=), Die Tabadsinduftrie umfaßt 
den Anbau, die Fabrikation u. den Handel. 
— Im deutſchen Reihe wurde (1885/6) 
der Anbau von 175192 ‚Perfonen auf 
19529 ha, aljo weſentlich im Heinen be- 
trieben. Bon diefer Bodenfläche entfielen 
6720 ha auf Baden, 5043 auf Preußen 
(Udermarf, Göttingen), 3799 auf Baiern 
(Pfalz) u. 2404 auf Elf. Lothringen. — 
Die Fabrikation ift, weil fie ohne Ka⸗ 
pital u. Arbeitstheilung möglich ift, gleid- 
falls vorwiegend Kleininduftrie (Hausbe- 
trieb). Bei derfelben werben bie getrock⸗ 
neten n. fortirten Blätter mit falziger 
Brühe eingemadt (faucirt) u. in eine 
gewiſſe Gährung gebracht (fermentirt). 
Hierauf erhalten fie, nachdem fie wieder 
netrocnet find, die beftimmte Form als 
Gigarren, Raud;- od. Schnupftabad. — 
Der Handel wird nur im großen be— 


trieben. Hauptmarft iſt Bremen, dem⸗ 
nächſt Hamburg. 

3), In England ift der Tabacksbau feit 
Karl II. unbedingt verboten; die Steuer 
tann bier ausſchließlich durch Grenzzölle 
erhoben werben. 

2, Eine derartige Stempelabgabe wird 
in den vereinigten Staaten u. im 
Rußland (Tabadsaccife) neben einer be= 
fonderen ©ewerbefteuer von der Tabads- 
induftrie erhoben. 

3), Mit Ausnahme Englands u. Ruß⸗ 
fonds (Anm. 22 u. 23) u. Deutjchlands 
beherriht das Monopol alle Länder 
Europas (43,7 Proz. feiner Bevölkerung). 
— In Frankreich befteht es feit Lud⸗ 
wig XIV. Steuerfuß u. Steuerertrag 
find beſtändig geſtiegen. — In Defter- 
reich war es 1670 (in Ungaru erſt 1851) 
eingeführt u. bis 1784 verpachtet. 
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damit in die Lage kommt, durch entſprechenden Preisauffchlag eine beliebige 
Steuer aufzulegen. Diefer Auffhlag kann ohne Schwierigfeit mit dem 
Werthe des Fabrikates gefteigert werden (Progreffivfteuer) und fo bildet das 
Monopol die einzige Steuerform, die eine gehörige Abftufung und dadurch 
eine hohe DBelaftung des Tabads möglih macht. Wo das Monopol fich 
auf den Handel mit dem im Inlande erzeugten Tabad befchränft und die 
Einfuhr gegen entſprechende Berzollung frei läßt, wird dafjelbe als Roh— 
tabadsmonopol bezeichnet. Die Mängel des Syſtems beftehen in dem 
Erforderniß eines großen Beamtenapparates und in der Notwendigkeit, 
bei Neueinführung defjelben die Tabadsinduftriellen entfprechend abzufinden. 

In Preußen, wo unter riedrih dem Großen mit der Negie vor- 
übergehend da8 Monopol beftanden Hatte?®), war 1819 die Flächenſteuer 
eingeführt. Sie wurde 1868 auf das Gebiet des norddeutfchen Bundes 
ausgedehnt, ift dann aber einer für das Reich eingeführten Gewichts— 
fteuer gewichen?). Diefe wird mit 45 M. für 100 kg der zur Fabri- 
kation bereiteten Blätter erhoben??). Die bepflanzten Flächen müſſen in 
vorgefhriebener Weife behandelt?) und der Steuerbehörde angezeigt werden, 
worauf dieſe die Feſtſtellung der zu verftenernden Mengen durd vorläufige 
Abſchätzung vor der Ernte und durch Verwiegung nach derfelben bewirkt 9). 
Bei Entrichtung der fo ermittelten Steuer treten mehrfache Vergünftigungen 
ein, fo die Verwahrung des Tabacks in fteuerfreien Niederlagen, die Ueber⸗ 
tragung der Steuer auf den Käufer und die Sreditirung derfelben®?). 
Uebrigens ift die Flächenfteuer mit 4,5 Pf. für den qm als Ausnahme für 
Heine Tabadsfelder unter 4 Ar beibehalten, da für diefe der zur Gewichts⸗ 
ermittelung erforderliche Apparat zu umftändlich fein würde?) Die Straf- 
beſtimmungen find ähnlich wie bei den Grenzzöllen geregelt°®). 

Der Eingangszoll für 100 kg beträgt bei Rohtabad 85 M., bei 
Eigarren 270 M., bei andern Tabadsfabrilaten 180 M. Hierdurd), ſowie 
durch eine entjprechende Ausfuhrvergütung wird der inlandiſchen Tabackskultur 
und Fabrikation ein Zollſchutz gewährt). 


®), Anm. 11 zu $ 135. 
7) Tabadsftener-G. 16. Auli 79 
(RGB. 245), era. ($ 12, 16 u. 19) ©. 


Abf. 2) Bel. 9. Feb. 86 (EB. 32). 
2) Tab.ft.G. $ 23—26; Verwendung 


5. April 85 (NGB. 83); AusfVel. 25. 
März mes Dienftoorihr. 29. Mai 80 
(CB. 153 u. 327), erg. Bel. 27. Dez. 83 
(EB. 84 ©. Pr x 30. März 86 (EB. 71). 

*) Tab.ſt. G 

>) Daſ. 8 oe) u 4. 

2) Da. 8 u— G. 1885 $ 1. 

m) Tab.ſt. G. 8 16—21 u. G. 1885 
8 2, 3; Steuerfreie Niederlagen Regul. 
29. Mai 80 (EB. 386), Steuer» Krediti- 
rung 16. Suni 80 (EB. 468), erg. (S1 


von Surrogaten BBeſchl. 27. Nov. 79 
(CB. 758), 12. März 80 (EB. 209) u. 
28. San. 86 (EB. 32). 

9) Tab.f.G. 8 32—47. 

329 Daſ. 8 1, 30, 31 u. gleigtantenb 
Tarif (Anm. 76 zu 8 159) Nr. 25 y. — 
Tarafübe BB. 20. März 84 (CB. 106) . 
u. 31. März 85 (CB. 157); Ausfuhrper- 
gütung Regul. 28. Mai 81 (CB. 191), 
BB. 22. Nov. 83 (CB. 333) u. 31. März 
85 (EB. 157). 
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dd) Zuderftener. Dem aus DOftindien flammenden und feit der 
Entdedung Amerifas über alle Tropenländer verbreiteten Zuderrohr ift im 
Laufe des Jahrhunderts durch die Zuderrübe eine erhebliche Konkurrenz er- 
wachſen. Die Rübenzuderinduftrie bezeichnet einen Sieg menſchlicher Er- 
findung über die Macht des Klimas. Mit derjelben hat der Zucker aufgehört 
Kolonialmaare zu fein. Die Entdedung wurde 1747 duch Markgraf in 
Berlin gemacht, aber erft durch feinen Schüler Achard praftifch verwerthet. 
Ueber die Schwierigkeiten, mit denen die junge Induſtrie zu kämpfen Hatte, 
half die napoleonifche Kontinentalfperre (1806—11) mit ihrer gewaltigen 
Preisfteigerung für alle Kolonialivaaren erfolgreich hinweg und feitden hat 
fi diefelbe in Deutſchland, gefördert durch die während der lebten Jahr- 


zehnte in der Fabrikation 88)36) gemachten techniſchen Fortſchritte, ftetig weiter 


5, Im Betriebsjahre 1885/86 wurden 
in 399 Fabriten (312 in Preußen) 
7 Mil. t Rüben verarbeitet. Die Rultur- 
flähe, welde zunächſt auf die Provinz 
Sadfen, das ſüdweſtliche Hannover, die 
Herzogthümer Anhalt u. Braunſchweig 
u. demnädft auf das Odergebiet ent» 
fallt, umfaßte 138869 ha. — Der Ber- 
brauch belief fid 1841 nur auf 21, kg 
auf den Kopf der Bevölkerung; gegen- 
wärtig beträgt er 7 kg. 

3% Die Zuderfabrilation erfolgt 
in vier Stadien (Gewinnung des Rüben⸗ 
fafts, Läuterung deſſelben, Darftellung 
des AZuders und Raffinirung deffelben). 

a. Der Rübenfaft wurde früher nur 
durch Ausprefien der zu Brei zerriebenen 
Rüben gewonnen. Seit 1860 geſchieht 
dieſes einfadher u. vollftändiger durch Aus⸗ 
laugung der in kleine Streifen (Schnitzel) 
zertheilten Rüben (Diffuſion). Die vom 
Zuckerſafte befreiten Rückſtände dienen in 
beiden Fällen als Viehfutter. 

b. Zur Befreiung des Saftes von den 
die Kryſtallbildung hindernden Salzen n. 
mineraliſchen Stoffen (Käuterung, Schei⸗ 
dung) wird Kalk zugeſetzt, mit dem dieſe 
Stoffe ſich verbinden u. mittelſt Filtrirens 
durch Knochenkohle u. Anwendung von 
Kohlen⸗ oder Phosphorſäure gemeinſam 
entfernen laſſen. 

c. Mit dem Erkalten des durch Ein- 
fohen verdidten Saftes erfolgt bie 
Kryftallbildung. Der zurüdbleibende 
Saft (Syrup) geftattet die mehrmalige 
Wiederholung diejes Verfahrens, wodurd 
ein zweites, drittes u. viertes Produkt ge= 
wonnen wird. Der eine Kroftallifirung 


nit mehr zulafjende Syrup heißt Melaſſe 
u. wird als Biehfutter, neuerdings auch 
zur Spiritusbereitung verwendet. In 
jüngfter Zeit ift das Osmofe-, dus 
Elutions- u. das Strontianverfahren auf 
weitere Gewinnung des in ber Meelafie 
unkryſtalliſirt verbliebenen Zuckers gerichtet 
worden. 

d. Die Reinigung bes fo gewonnenen 
NRohzuders von dem ihm anhaftenden, 
den Geihmad und die Farbe beeinträch⸗ 
tigenden Unreinigfeiten (Raffinirung) 
gefhieht durch nochmaliges Einfochen u. 
Läutern u. zwar in der Pegel in befon- 
deren Fabriken. Das Ausbringen des 
Rohzuders zur NRaffinade (Hendement) 
ſchwankt zwiſchen 60 u. 96 Proz. 

Wichtig für den Handel wie für bie 
Befteuerung ift die Beſtimmung des 
Zudergehaltes. Das aus Holland 
ſtammende Berfahren der Feſtſtellung 
nad) Typen (Muftern, Proben) ift unzu⸗ 
reihend, da Farbe u. Geftalt fi fünft- 
fih herftellen laſſen. Man Hat deßhalb 
die Polarifation angewendet, die auf dem 
Geſetze beruht, daß der durd ein Kalk⸗ 
fpathiryftall gegangene (polarifirte) Licht⸗ 
ftragl, wenn er durch eine Zuderauflöfung 
geführt wird, eine nad der Menge der 
in berjelben enthaltenen Zuckertheile ver⸗ 
ſchiedene Richtung annimmt. In dieſem 
mittelſt eines Inſtrumentes (des Sacchari⸗ 
meters) ausgeführten optiſchen Verfahren 
laſſen ſich indeſſen größere Zuckermengen 
nur dann beſtimmen, wenn ſie dieſelbe 
Zuckerart unvermiſcht enthalten. Die 
Verſuche zur Behebung dieſes Mangels 
ſind noch nicht abgeſchloſſen. 
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entwidelt. Sie bat den Volkswohlſtand erhöht, den Betrieb der Landwirth— 
haft gefördert und eine neue, fehr ergiebige Steuerquelle geſchaffen. 

Der Rübenzuder blieb, fo lange die Produktion ſich in beſchränkten 
Grenzen bemegte, fteuerfrei. Als fi) aber ein Ausfall in den Zolleinnahmen 
für Rohrzucker fühlbar machte, wurde eine Beſteuerung eingeführt, zunächſt in 
Form einer befcheidenen Kontrollabgabe von , Sgr. für den Centner der 
zur Fabrikation verwendeten rohen Rüben (1840). Die Steuer, die alddanıı 
durch DBereinbarung unter den Zollvereinsſtaaten gleihmäßig geregelt wurde 
(1846) und fpäter auf das Neid überging?”), ift bei dem Wachen der In- 
duftrie beftändig erhöht worden). Gleihwohl war im Ertrage derfelben 
während der letzten Jahre ein ftetiger Rückgang eingetreten, weil mit der 
fortfhreitenden Technik der Zudergewinnung und der Rübenkultur das der 
Beftenerung zu Grunde Liegende Ausbeuteverhältnig alsbald überholt wurde 
und die Ausfuhrvergütung damit den Charakter einer mit fteigenden Opfern 
für das Reich verbundenen Ausfuhrprämie annahm. Mean Hatte diefem Mip- 
ftande durch Erhöhung des Steuerfatzes unter gleichzeitiger Herabſetzung der 
Ausfuhrvergätung abzuhelfen gefucht, ohne damit einen dauernden Erfolg zu 
erzielen. Die fortgefetste Anwendung diefer Maßregel würde auch den Betrieb 
der unter minder günftigen Bedingungen arbeitenden Fabriken unmöglich 
gemacht und damit die Induftrie erheblich eingefchränkt und gefhädigt haben. 
Andererfeit8 erſchien der volljtändige Erſatz der Material- durch eine Ver⸗ 
brauchſteuer ausgefchloffen, weil die Nübenzudererzeugung unter der SHerr- 
Ihaft der erfteren ihren Aufſchwung genommen hatte und in ihrer Geftaltung 
mit derfelben auf das Innigſte verwachſen war. 

Das mit dem 1. Auguft 1888 in Kraft tretende neuefte Zuderfteuer- 
gefeg Hat unter diefen Umftänden einen ähnlichen Weg eingefchlagen, wie 
ihn die Branntweinftenergefeggebung bejchritten hatte ($ 161 Abſ. 3), indem 
fie mit der abgeänderten Materialfteuer eine Verbrauchsabgabe in Verbindung 
bradite?). Die Materialftener wird mit 80 Pf. für 100 kg ber zur Zuder- 
bereitung beftimmten Rüben von dem Fabrikinhaber, die Verbrauchsabgabe 
dagegen mit 12 M. für 100 kg des zum inländifchen VBerbraude beftimmten 
Zuckers beim Kintritte deſſelben in den freien Verkehr von demjenigen er- 
hoben, der ihn zur freien Verfügung erhält‘). 

Der Eingangszoll ift entjprehend der Höheren inländifchen Beſteuerung 
bet allem Zuder auf 30 M. für 100 kg erhöht, Melaffe und Syrup zahlen 


7) NBerf. Art. 35; Eiuf. in Elf.» | Herftellung der letzteren durchſchnittlich 
Sotpringen 8. 17%. Juli 71 (RGB. mo Doppelzentner Rüben erforderlid) 
325) $ 3. eien. 

®, Zuletzt (1886) war fie auf 1,70 M. a) G. 9. Juli 87 (RGB. 308). 
für 100 kg Rüben bemefien. Die bei ©, Daſ. 8 2—4. — Gteuerkontrolle 
der Ausfuhr gewährte Steuervergütung | über die Buderfabrifen $ 11—33, über 
betrug 17,25 M. für 100 kg Robzuder | den Zuder $ 34—39. — Strafbeſtim⸗ 
und beruhte auf der Annahme, daß zur | mungen $ 40—61. 


Grf. Hue de Grais, Handbuch. 6. Aufl. 14 
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15 M.*)). Außerdem wird die Zuckerinduſtrie durch eine Ausfuhrvergätung 
gefhütt, welche bei Rohzuder 8,50 M., bei raffinirtem Zucker 10,65 und 
10 M. für den Doppelzentner beträgt*?). 


8 165. 

ee) Salzſteuer. Das Salz bildet fein Genuß-, jondern ein Lebens- 
mitte. AS ſolches erſcheint es für eine höhere Befteuerung um fo weniger 
geeignet, als jein Verbrauch fi) nit nad der Wohlhabenheit abſtuft, aud) 
das Salz zu landiwirtäfchaftlihen und techniſchen Zwecken Verwendung findet. 
Daß das Salz gleichwohl faft überall in hohem Maße befteuert wurde, er- 
Härt fih aus feiner Geſchichte. Yon dem Bergregal wurde ein befonderes 
Salzregal abgezweigt*?) und als Finanzquelle ftarf ausgebeutet. Der monopol- 
artige Betrieb der Salzwerfe bot hierzu einen bequemen Weg. So blieb 
auch, nachdem das Regal bereit den Charakter der Verbrauchsſteuer ange- 
nommen hatte, dad Monopol als zwedmäßigfte Erhebungsform für Diefelbe 
beftehen. Erſt nachdem man in unferem Iahrhundert Bedeutung und Wefen 
biefer Steuer näher ergründet hatte, wurde die Abgabe weſentlich herabgefetst, 
vielfach auch dad Monopol in eine Produktftener umgewandelt **). 

Preußen hat lange am Monopol feftgehalten. Der 1820 einheitlich ge: 
regelte Salzpreis war indeß 1842 ermäßigt und für Viehſalz nod) weiter 
herabgejeßt. Zur Verhütung von Defraudationen beftand für einzelne Grenz- 
bezirfe ein Salzzwang (Salztonfkription), nad) welchem auf jeden Kopf eine 
beftimmte Menge Salz entnommen werden mußte. 

Im Jahre 1867 wurde dann auf Grund einer Mebereinfunft unter den 
BZollvereinsftaaten das Salzmonopol dur eine Salzfteuer erfegt*?), die 
jest als Neichsftener erhoben wirdt),. Alles Salz mit Ausnahme des zur 
Ausfuhr, zu Iandwirthfchaftlihen ober gewerbliden Zweden beftimmten unter- 
liegt einer Steuer von 12 M. für 100 kg). Salzwerke und Salzfabrifen 
müſſen im Yale der Neueröffnung oder Betriebsveränderung der Steuer- 
behörde angezeigt werben und ftehen unter Kontrolle derfelben“®). 
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a) Daf. 8 1. 

2), Daſ. 8 6-10. — Das Ausbeute 
verhältnig (Aum. 38), weldes im Durch⸗ 
ſchnitt der Jahre 185 fi auf 10 zu 1 
geftellt hatte, war damit für die Inbuftrie 
um etwas günftiger angenommen. Gleich⸗ 
wohl war mit der Beſchränkung der Ma⸗ 
terialfteuer die Prämie, die den unter 
günftigeren Bedingungen arbeitenden Fa⸗ 
brifen feither wufobı bedeutend verringert. 

©, 8130 d. 

“, Op —5 — iſt ſeit 1825 jede 
Salzabgabe aufgehoben. Frankreich 
führte für das in der Revolution be- 
feitigte Monopol eine Produftionsfteuer 
ein (1806). Auch Rußland befittt eine 


folhe, während Defterreid u. Stalien 
das Monopol beibehalten haben. 

5) Uebereink. 8. Mai u. BG. 12. Okt. 
67 (BGB. 49 u. 41); Einf. in einige 
dent Zollgebiet angefchloffene Theile V 
1. Ott. 68 (GS. 957). 

8) NBerf. Art. 35. 

7) &. 1867 8 2 u. 20. — Die Un- 
brauhbarmadung zum menſchlichen Ges 
nuffe beißt Denaturirung BB. 18. 
Okt. 76 (EB. 602) u. 4. Zuli 85 (CB. 
385); SHerftellung v. Wermuthpulver zu 
diefem Zwede BB. 25. März 78 (CB. 
223); Unzuläffigfeit der Karbolfäure BB. 
29. Mai 84 (CB. 178). 

8) G. 18678 3—10; Strafen 11—18. 
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Der Eingangszoll ift für das feewärts eingehende Salz der inlän- 
diſchen Steuer gleich, Übrigens aber (für 100 kg) um 0,80 M. höher ge- 
ftelt*?) Diefer Differentialzoll beruht auf der Konkurrenz Frankreichs, welches 
von ausländiſchem Salze eine um den gleichen Betrag höhere Abgabe erhebt. 

Uebrigens hat die Eröffnung der reihen GSteinfalzlager bei Staßfurt 
und Erfurt, fowie die vermehrte Salzgewinnung im Necargebiete die inlän- 
diihe, meift in den Händen des Staates befindliche Produktion fo gefteigert, 
daß der ganze Konfum durch diefelbe gedeckt werden kann 50), 


VII. Finanzen des Reiches. 


1. Reichsſchatzamt. 
8 166. 

Das Finanzweſen des Reiches hat in dem Reichsſchatzamte feine oberfte 
Berwaltungsbehörde erhalten!), welche als Drgan des Reichskanzlers?) das 
Etats⸗, Kaffen- und Rechnungsweſen, das Reichsvermögen, die Reichsſchulden 
einſchließlich des Neichöpapiergeldes und Münzweſens und die Zoll- und 
Steuerfadhen zu verwalten hat. 

Bon demjelben reffortiren außer den nachbenannten Finanzbehörden die 
Reichszollbevollmächtigten?) und die Reihsrayon-Kommiffiont). 


2. Reidhs-Haushalt, Aaffen- und Rechnungsweſen. 
$ 167. 

Ueber den Reichs⸗Haushalt, der alle Einnahmen und Ausgaben umfaßt, 
wird für das Etatsjahr vor deifen Beginne ein Voranſchlag (Etat, Budget) 
durch Geſetz feftgeftellt?). Das Etatsjahr läuft vom 1. April bis 31. März). 

Die Centrallafjengefhäfte beforgt die Reichs-Haupt-Kaſſe, melde 
eine Gefchäftsabtheilung der Reichsbank-Hauptkaſſe bildet”). 

Ueber die Verwendung aller Einnahmen ift dur den Reichskanzler dem 
Bundesrathe und Reichstage zur Entlaftung alljährlih Rechnung zu legen®). 
Die Borpräfung und die Kontrolle der etatsmäßigen Verwaltung erfolgt durch 


u) Del. S, 1 u. Tarif (Anm. 76 zu 
$ 159) Nr 

50) Im Sale 1885/6 wurden im Zoll 
gebiete in 85 Probuftionsftätten 854301 t 
gewonnen u. 725745 t (15,7 kg pro Kopf) 
verbraudt; davon 372239 t zu fteuerfreien 
Zweden. 

1) Erl. 14. zei 79 (RGB. 196). 

2, 820 


8 151. 
8110 Abi. 1. 
8 Fiber Art. 69-71. — Beden⸗ 


tung bes Etats 8 118 d. W., des Etats⸗ 
geſetes Anm. 4 zu 8 8. Ä 
6, ©. 29. Feb. 76 (RGB. an Elſ.⸗ 
en ® 18 März 78 (GS. f. 
€ 


7) Bel. Juni 71 (RSB. 126) u. 
29. De. "5 „ce: 821); ſ. Anm. 10 zu 
5 126. — Geſch.A. 30. Dez. 75 (Aus- 
zug MB. 76 ©. 64). — Sorehmung mit 
den Landestaffen, zwei ER. 2. Juni 78 
(MB. 144 u. 146). 

5 RVerf. Art. 72. 

14* 
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die preußiiche Ober-Rechnungs- Kanımer?), die hierbei um einige Mitglieder 
verftärft wird und unter der Benennung „Rechnungshof des deutſchen 
Reiches“ eine befondere unabhängige Neich8behörde bildet 19). 


3. Reichsvermögen und Reichsſchulden. 
8 168. 

Dur) Uebertragung des Eigenthums und der dingliden Rechte an allen 
unmittelbar zum dienſtlichen Gebraude einer Reichsverwaltung dienenden 
Gegenftänden ift das Reich zum felbititändigen Vermögensfubjelte geworden ?!). 
Der damit von den einzelnen Staatsfisfen gefchiedene Neihsfisfus Hat 
in betreff der Steuerbefreiungen und des Gerichtsftandes gleihe Rechte mit 
jenen!2), Außerdem genießt er Befreiung von ‘Porto!?) und Gerichtskoſten 9). 

Gegenftand des Reihsvermögens find die Reichsbankanſtalten 9), 
die Neichsdrudereitd), die Keichseifenbahnen!?) und verſchiedene bei dem 
Reiche gebildete Fonds, vor allem der Reichskriegsſchatz und der Reichs⸗ 
invalidenfondse. 

Der Reichskriegsſchatz befteht aus 120 Mil. M., welde der fran- 
zöſiſchen Kriegsentihädigung entnommen wurden und in baarem gemünzten 
Gelde für Zwede der Mobilmahung niedergelegt find. Er foll die umver- 
züglihe Durchführung der legteren ſichern und darf deßhalb weder zinsbar 
belegt noch anderweit benugt werden, muß aud) bei ftattgehabter Verwendung 
ftetS wieder entjprechend ergänzt werden 8). 

Der gleichfalls der franzöfifchen SKriegsentfhädigung mit 551 Mil. M. 
entnommene Neihsinvalidenfonds bezwedt die Sicherſtellung der infolge 
des Krieges 1870/11 an Militärperfonen und deren Hinterbliebene gefetzlich zu 


9 8 1209. 

w G. 4. Juli 68 (BGB. 433), 8 3 
geänd. ©. 11. Feb. 75 (ROGLB. 61). — 
Die Uebertranung ift alljährlich erneuert, 
zuletzt durch ©. 8. Feb. 86 (RGB. 27). 
— Inſtr. f. d. Rechnungshof 5. März 75 
(CB. 157), 8 4 geänd. Bek. 7. April 77 
(CB. 182). 

u) G. 25. Mai 73 (RGB. 113); Einf. 
in Sijrtoth. ©. 8. Dez. 73 (GB. f. ER. 


). 

2, &. 1873 8 1, 5, 6PrO. 8 20; 
8 1212. ®. 

= ©. 5. Juni 69 (BGB. 141) 8 2. 

1) &. 18. Juni 78 (RGB. 141) $ 98. 

8 319 d. W. 

10) &. 15. Mat 79 (RGB. 139) u. 
Anm. 8 zu 8 376. 

") Die Eifenbahnen in Eif.-Lothringen 
traten duch den Frankfurter Frieden (Zus 
jaßartifel 10. Mai 71 RGB. 234) in 


das Eigenthum des Reiches, welches dem⸗ 
nüchſt aud die Verwaltung der Wilhelm- 
Luremburger Bahn übernahm ($ 6 daf. 
u. ©. 15. Juli 72 ROB. 329). Die 
Verwaltung führt unter dem Reichsamte 
für die Reichseiſenbahnen zu Berlin (AE. 
27. Mai 78 RGB. 79 ©. 193) die 
General-Direktion zu Straßburg. 

 &. 11. Nov. 71 (RXGB. 403). — 
Berwaltung V. 22. Ian. 74 (ROB. 9). 
— Der Reihshriegsfhat hängt mit der 
Wehrverfaſſung ($ 94 d. W.) zufammen 
u. ift dur die in den Kriegsjahren 1866 
u. 1870 mit dem preußifden Kriegsſchatze 
gemadten günftigen Erfahrungen hervor⸗ 
gerufen. Er dient gleich diefem nur der 
erften Ausrüftung, während der ältere, in 
Preußen ohne Beihränfung des Betrages 
angejammelte Staatsſchatz der Kriegführung 
überhaupt galt (Anm. 12 zu 8 127 u. 9 
zu $ 121). 
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zahlenden Penfionen und Berforgungen!?). Die Beftände werden zinsbar 
belegt ?°) und von der ähnlich der Reichsſchuldenverwaltung zufanmengefetten 
Verwaltung ded R.-Inv.-Fonds vermaltet?)). Ueber die nad) Erfüllung des 
Zwedes entbehrli werdenden Beftände kann nur durch Reichsgeſetz verfügt 
werden ??). Die genannte Behörde verwaltet zugleich den Reichstagegebäube- 
Fonds?) und den Feſtungsbau-Fonds 2). 

Dem Vermögen fteht die Reihsfhuld gegenüber?d), die in eine ver- 
zinsliche und in eine unverzinsliche zerfällt. Die Verwaltung beider führt die 
preußiſche Hanptverwaltung der Staatsfchulden ©) unter der Benennung „Reichs- 
ſchuldenverwaltung“ und unter fortlaufender Aufficht der aus je drei Mitgliedern 
des Bundesrathes und Reichstages und dem Vorfigenden des Rechnungshofes 
sufammengefetten Reichsfchulden-Rommilfion ?”). 

Die Aufnahme von Anleihen erfolgt glei) der Uebernahme von Ga- 
vantieen zulaften des Reiches im Wege der Reichsgeſetzgebung?s). Die Schuld- 
urfunden lauten auf den Inhaber; die Schulden werden nad) beftimmten Sate 
verzinft und nad) jedesmaliger Feſtſetzung im Etat getilgt??). Verlorene oder 
vernichtete Schuldurfunden werden nad) erlaffenem Aufgebot für ungültig er- 
Härt?%). In betreff ihrer Verwendung bei Anlegung von Mündelgeldern und 
Beftellung von Amtsfantionen gelten diefelben Grundfäte wie für die preußiſchen 
Staatsſchuldſcheine?). — Zur Deckung vorübergehender Bedürfniſſe, wie fie 
ſich bei den unzureichenden Betriebsfonds des Reiches fortgeſetzt geltend gemacht 
haben, werden Reich sſchatzan weiſungen ausgegeben: verzinsliche Schuld⸗ 
verſchreibungen mit höchſtens einjähriger Umlaufszeit??). 

Die unverzinsliche Neihsfchuld 3°) erſcheint in den Reichskaſſenſcheinen. 
Die Grundſätze über Ausgabe von fundirtem und unfundirtem Popiergelde 
find Gegenſtand der Reichsgeſetzgebung?“). Die Reichskaſſenſcheine find deß— 


) G. 23. Mai 73 (RGB. 117) 8 1. | u. 30. April TA (KEB. 40) 86, 7. 


— Erweiterte Bejtimmung (©. 11. Mai 77 
(RGB. 495) 8 1, v. 2. Juni 78 (RB. 
99) u. 30. März 79 (R6GB. 119) $ 2 


2. 8. 

©) &. 1873 8 2—10 u. 1879 8 1. 

2) &. 1873 8 11—14 u. Geh. 
11. Suni 74 (R6B. 10%). 

2) &. 1873 8 15. 

G. 8. Zuli 73 (XGB. 217) 81 

u. 11. Mai 77 (KEB. 495) 8 2. 

29 & 110 Abf. 3 d. W. 

n Stantstihulden überhaupt 8 126 

RB. — Die Reihsfhuld betrug 
(1 März 1886) 642, Mill. M. (440 
vierprozentige Schuldverfchreibungen, 65 
Schabtanweifungen u. 137, Reichskaſſen⸗ 
ſcheine). 

3%, 8 129 d. 

G. 19. Si 68 (BGB. 339) 


3), NBerf. Art. 73; vgl. 8 14, Anm. 
4 in 8 3 u. Prämienanleihen $ 128b 2 
d. W. 

=, &. 9. Nov. 67 (BGB. 157) S 2 
u. 3—5, lettere i. db. Fafjung des ©. 
6. April 70 (ROB. 65). 

2) Borausfeßungen u. Wirkungen ©. 
1867 8 6 u. 12. Mai 73 (R6B. 91); 
Einf. in Elf.-Lothringen ©. 8. Feb. 75 
(RGB. 69) Nr. 4. — Aufgebotsverfahren 

CPrO. 8 838-850. 

) 8 128a d. W. 

2) ©. 9. Nov. 6758 un. 27. San. 
75 „MOB. 18) 8 8 

en der unverzingfichen Schuld 
8 126 Abſ. 6 d. W. 

) NBerf. dit 43 — Fundirtes Pas 
piergeld bilden die auf 100 M. u. darüber 
lautenden Reihsbantnoten S 319 
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halb mit dem dem Reichs⸗-Kriegsſchatze (f. oben) entſprechenden Betrage von 
120 Mil. M. in Abſchnitten von 5, 20 und 50 M. zur Ausgabe gelangt. 
Sie müffen bei allen Kaſſen des Reiches und der Einzelftaaten in Zahlung 
genommen und von der Reichs-Hauptkaſſe auf Erfordern jederzeit bar eingelöft 
werden. Im Privatverfehre findet ein Zwang zur Annahme nicht ftatt”®). 
Das mannigfaltige Papiergeld der Einzelitaaten, mit dem Deutſchland früher 
zum Schaden des Berfehres überſchwemmt war, ift eingezogen; für die Folge 
ift die Papiergeldausgabe ſeitens derfelben nur auf Grund eines Reichsgeſetzes 
zuläffig®®). 
4 Reidys-Einnahmen und Ausgaben”). 
8 169. 

Der Bedarf des Reiches findet zunächſt durch die Einnahmen aus den 
ihm überwiefenen Verwaltungen (Gebühren) und Steuern feine Dedung. 

Nur einzelne diefer Berwaltungen liefern Ueberſchüſſe, fo die Reichs— 
bank, die Keichseifenbahnen und das Poſt- und Telegraphenweien. Baiern 
und Mürtermberg, welche letsteres jelbjt verwalten, haben an den daraus deut 
Reiche zufließenden Einnahmen feinen Theil?®). 

An Steuern fließen dem Reiche die meiften indireften Abgaben zu?) 
Die hierbei ausgefchloffenen Staaten?) haben dafür befondere Beiträge 
(Averfen) zu leiſten““). — Eine Reichsabgabe bildet ferner der von den 


Abſ. 5 d. W. — Der Ausprud „Papier 
geld” trifft nicht ganz zu, da eine allge- 
meine ame nicht befteht. 

. 80. April 74 REB. 40) 81 


3. R.⸗Heer 364, Ma⸗ 

rine 8 . . 402 „ ” 
4. Allg. Penſionsfonds ZA un 
5. R. ⸗Inv. ⸗Fonds 27 " ” 


Ir — Behandlung falfcher u. un⸗ 646 Mil. M. 
Sraudbarer Kafjeniheine ER. 2. Juli 76 | IB, Einmalige Aube 
a N Le 
ift der des Metallgeldes Anm. 78 u. 7 ‚Ausnche OD] MAL M- 
zu 8 362, erſtreckt ſich aber zugleih auf me I . Mill. M 
das zur Anfertigung verwendete beſondere 1. Zölle u. Verbraude- ' 

Papier ©. 26. Mat 85 (RGB. 165). Heuern 392,%..Stem- 

") ©. 1874 5 2—4 u. 8. — Die zum velabgaben 8 . . 420 MI.M 

Zwede ber Einlöfung über den Normal- 8 j 


betrag von 120 Mil. M. ausgegebenen 
Reichskaſſenſcheine (Anm. 25) müſſen bis 
1890 eingelöft fein. 

M Einnahmen u. Ausgaben des 
Reiches (Etat 1887/38 RGB. 1887 ©. 
125, 197 u. 212): 

I A. Sortlaufende Ausgaben: 

1. Ausw. A. 7'%,, Kanz- 

ler, Reichſstag, R.-R. 
des Innen u. R.⸗ 
Eifenbahnamt 8%, 
R.⸗Juſtiz⸗Verw. 2 . 
2. R.⸗Schatzamt nebft 
- allg. Fonds, Ned)» 
numgesof 154, R⸗ 
ſchuld 21. . .15 „u 


18 Mill. M. 


2. Verwaltungen: Poſt 

u. Telegraphen 29'/., 

R.-Eifenbahnen 16'/,, 

R.»Druderei, Banken 

u. verſch. Verw. 11!% 57! "„ u" 
3. R.Inv. "Fonds . . 27 "ne" 
4. Zinjen u. außerord. 

Zufhüfle . . .» 230% u» m 
5. Matritularbeiträge . 86  „ m 


Summe 921 Mill. M. 
8, NBerf. Art. 52 Abf. 4. 
2) Daf. Art. 33—40, vgl. 8 151 d. ®. 
813 Abſ. 2 Nr. I1 u.2 d. W. 
a) RVerf. Art. 38 Abſ. 3 u. 4; ©. 
25. Juni 73 (ROB. 161) 8 4. 
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Privatbanken für das Recht der Notenausgabe an das Reich zu zahlende 
Betrag‘2). 

Die durch Steuern nicht gededten Bedürfniffe des Reiches werden durch 
Matrilularbeiträge der Einzelftanten nah Maßgabe ihrer Bevölkerung 
aufgebradjt. Die Feſtſetzung erfolgt durch den Etat, ihre Ausfchreibung durch 
den Reichskanzler“). Der Vertheilungsmaßftab ift fein angemeffener, gleichwohl 
der allein mögliche, folange es an einer gleihmäßigen Einſchätzung im Reiche 
fehlt, Die eine geeignetere Grundlage abgeben könnte. 

Der Betrag der Matrilularbeiträge ift veränderlih. Bei der ftetigen 
Zunahme des Bedarfes ift er beftändig geftiegen, während andererſeits die 
Vermehrung der dem Reiche zugeiwviefenen Steuern die DBerminderung oder 
Befeitigung diefer Beträge nad) fid) gezogen haben würde, Das Beftreben, 
das Reich auf diefen Wege finanziell felbjtftändig zu ftellen, ſchien der Ver⸗ 
wirklichung näher gebracht zu fein, als das Syftem der indirekten Befteuerung 
weitere Ausbildung fand und zunächſt zu einer Erhöhung der Eingangszölle 
und der Tabadsfteuer führte). Entgegengefettte Strömungen haben indeR 
die dadurch herbeigeführten Mehreinnahmen dem Reiche nicht voll zufließen 
laffen; nur die fefte Summe von 130 Millionen Darf wird ihm aus den 
Erträgen beider Steuerarten Überwiefen. Der Mehrbetrag wird den Bundes- 
ftanten nad dem Maßſtabe der von ihnen zu leiftenden Matrifularbeiträge 
zugetheilt45) und daffelbe gilt von dem Ertrage der fpäter eingeführten Börfen- 
fteuer und Branntwein-Verbrauchsabgabe“6). Der Grundfag der Uebertragung 
diefer Steuern auf das eich erleidet infoweit eine Beſchränkung. 


2) 8 319 Abf. 4 d. W. 

9) RVerf. Art. 70. 

29 8 158 Abſ. 8 u. 8 163 Abſ. 6 d. W. 

% G. 15. Juli 79 (RGB. 207) 88 
ſ. g. Frankenſteinſcher Antrag). — Ver⸗ 


wendung in Preußen $ 147 Abſ. 2 Nr. 5 
u. Anm. 5 zu 8 80 d. W. 

2), R.⸗Stempelg. m. 60 zu 5 156 
db. W.) S 44 u. Anm. 6 zu 8 161 








Sechſtes Kapitel. 
Juſtiz. 


J. Einleitung. 


1. Ueberſicht. 
8 170. 

Gegenſtand der Juſtizthätigkeit bildet das Strafrecht (Kriminalrecht) 
und das bürgerliche Recht (Civilrecht, Privatrecht). Beide werden in 
materielles und formelles Recht geſchieden. Die Gerichtsbarkeit (richterliche 
Gewalt) zerfällt ferner in die ſtreitige und nicht ſtreitige, je nachdem ſie 
Streitfragen zwiſchen zwei Parteien zu entſcheiden hat oder ſich über anderweite 
Geſchäfte erſtreckt. | 

Die Rechtspflege, in der nur Die ftreitige Gerichtsbarkeit zur Er- 
ſcheinung kommt, bildet den eigentlihen Kern der Juſtizthätigkeit. Sie weilt 
eine eigenthümliche Geftaltung auf, und fcheidet ſich durch ftrengere Formen 
von der Verwaltung (Nr. 3). Der Begriff der Juſtiz iſt jedod ein noch 
weiterer und fohließt zugleich eine verwaltende Thätigkeit ein, die fich theils 
auf die Ordnung der eignen Angelegenheiten erftredt (Iuftizverwaltung), theils 
auf dem Gebiete der freiwilligen Gerichtsbarkeit Liegt. 

Das materielle Redt ift in betreff des Strafrechts ganz, in betreff des 
bürgerlichen Rechts aber erft theilmeife einheitlich geordnet (IT). 

Das formelle Recht umfaßt die Organifation und das Verfahren. Die 
Drganifation betrifft die Verfaſſung der Gerichte und die Organe ber 
Juftizverwaltung. Sie ift für Privat: und für Strafrecht, für ftreilige und 
freiwillige Gericht&barkeit ein und diefelbe und im ganzen Reiche übereinftimmend 
geordnet. (IID). Letzteres gilt au vom Berfahren (Prozeß), welches in 
Civilprozeß, Strafprozeß und Konkurs zerfällt (IV). 

Die freiwillige Gerichtsbarkeit umfaßt eine Reihe von Handlungen, 
die zur Begründung gewiſſer privatredtliher Verhältnifje dienen (V). Die 
Scheidung zwiſchen formellem und materiellem Rechte erjcheint hier Weniger 
fireng durchgeführt, wie bei der ftreitigen Gerichtsbarkeit. 
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2. Geſchichte. 
8 171. 

Die Gerichtsbarkeit?) ftand im älteren deutſchen Reiche dem Kaiſer 
zu, der ihre Ausübung den Grafen, fpäter den Landesherren übertrug. Da- 
neben blieb eine konkurrirende Gerichtsbarkeit des Kaiſers und Reiches beftehen, 
die in den Hofgerihten an dem jeweiligen Site des Kaiſers (judex curiae) 
und in einzelnen Neichögerichten zur Geltung fam. Aus den Hofgeridhten 
entwidelte fich feit 1501 der Reichshofrath zu Wien, auf den Reichögerichten 
feit 1495 das Reichskammergericht zu Speier, fpäter zu Wetlar. Erfteres 
trug mehr den Charakter eined perfönlihen Gerichts des Kaiſers und entfchied 
namentlich über Aberkennung von Fürftenthümern und Grafſchaften; Tetteres 
bildete der Hauptſache nach die zweite Inſtanz gegen Urtheile der Landesgerichte. 
Geine Zuftändigfeit wurde indeß ſchon vor Auflöfung des Reiches durchbrochen, 
indem die Kurfürſten, fpäter auch die Übrigen größeren Yandesherren ſich durch 
f. g. privilegia de non appellando von derfelben frei zu maden wußten. 
Die Weiterentividelung der Juſtiz war damit in die Territorien verlegt. 

Für Preußen murde mit diefem Privilegium (1746) der erfte Anftoß 
zu einer umfaffenden Juftizreform gegeben, die der Unklarheit und Unficherheit 
der Rechtsbeſtimmungen und dem fchleppenden Prozeßgange Abhilfe ſchaffen 
follte. Sie begann unter Friedrich dem Großen und endete gegen Ablauf 
des Jahrhunderts mit der Kodififation des gefammten Rechtes. Das allgemeine 
Landrecht (1794) umfaßte neben dem Privatrecht aud das Straf-, Staatd- 
und Kirchenrecht. Die Gerihts-Ordnung regelte den Civilprozeß (1793), die 
Kriminal-Ordnung den Strafprogeß (1805). Daneben wurde eine Hypothefen- 
und eine Depofital-Ordnung erlaffen (1783). 

Diefe Gefetgebung hat unbefchadet einzelner Abänderungen bis in die 
neuefte Zeit die Grundlage unſeres Rechtslebens gebildet. Die wichtigite 
Aenderung trat mit der VBerfaffung ein. Die Privatgerihtsbarfeit und der 
privilegirte Gerichtäftand wurden aufgehoben und in Straffadhen ein. mündliches 
und Öffentliches Verfahren mit Geſchworenen eingeführt?). Die richterliche 
Gewalt jollte fortan unter Wegfall aller Ausnahmegerihte nır im Namen 
des Königs durch unabhängige Richter ausgeübt werben?). Faſt gleichzeitig 
erfolgte die Umgeftaltung des materiellen Strafrechts®). 

Im neuen deutfhen Reiche ift das gefammte bürgerlide Recht, das 


1) Die Gerichtsbarkeit ſchied ih ur⸗ 
fprüngih in Rechtsſprechung (Urtheils- 
findung) und Gerichtsherrlichkeit. Letztere 
ſchloß das Recht in fi, den Urtheils- 
ſpruch herbeizuführen und zu vollziehen. 
Sie war lediglich Aufgabe der vom Kaifer 
ernannten Richter (Grafen), während die 
Urtheilsfindung den aus der Gemeinde 
entnommenen Schöffen zufiel. Mit dem 


Aufhören der Gau⸗ und Schöffengerichte 
nad Einführung der fremden Rechte fielen 
beide Funktionen in der Hand des Richters 
zufammen. 

2) V. 2. un. 3. Ian. 49 (SS. 1 
n. 14. 

3) BU. Art. 86 u. 87 (Aenderung Anm. 
35 zu 8 181), Art. 7; vgl. 8 1792. W. 

) StGB. 14. April 51 (GS. 93). 
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Strafrecht und das gerichtliche Verfahren zum Gegenftande der Neichsgefet- 
gebung geworden?). Dieje begann mit Einführung eines gemeinſamen Straf-, 
Handels- und Wechſelrechts 8) unter Einfeßung eines Reichsoberhandelsgerichts) 
und mit Gewährung gegenfeitiger Rechtshülfe unter den Einzelftaaten®). Dem⸗ 
nächſt jchaffte fie eine gleichmäßige Gerichtsorganifation und ein einheitliches 
Berfahren im Civilprozeß, Strafprozeß und Konkurfe?), Für das bürgerliche 
Recht, von dem außer dem Handels- und Wechſelrechte bislang nur einzelne 
Gegenftände reichsgeſetzlich geordnet find, ift eine einheitlihe Negelung an- 
gebahnt, aber noch nicht zum Abſchluſſe gebracht 10). Der Landesgeſetzgebung 
verblieb hiernach neben der Ausführung der Reichsgeſetze die geſammte Juſtiz⸗ 
verwaltung und die freiwillige Gerichtsbarkeit, die nur in betreff der Organe 
den dur das Reich geſchaffenen Einrichtungen fi) angepaßt hat!1). Trotz 
diefer Lücken ift bereit8 eine fo umfaffende Rechtseinheit in Deutfchland her- 
geftellt, daß auch auf diefem Gebiete das Werk unferer nationalen Einigung 
einen gewichtigen Erfolg zu verzeichnen hat. 


3. Gebiet der Rechtspflege. 
8 172, 

Die Trennung der Juſtiz von der Berwaltung erfolgte in Preußen 
bereit3 mit der Reorganifation der Behörden im Jahre 180812), Der Grund- 
fat ift auch in der Reichsgeſetzgebung dahin feftgeftellt, daß den Gerichten alle 
bürgerlichen Nechtsftreitigkeiten und Strafſachen zugewiefen find, für melde 
nit entweder die Zuftändigfeit der Verwaltungsbehörden oder Bermwaltungs- 
gerichte begründet ift. Die genaue Grenzbeftimmung zwifchen beiden Gebieten 
ift jedod) den Einzelſtaaten verblieben, welche ihren Gerichten jede andere Art 
der Gerichtsbarkeit, ſowie Geſchäfte der Suftizerivaltung übertragen können??). 
Die Abgrenzung bildet den Ausgangspunkt aller ftaatlichen Thätigkeit und er= 
folgt deßhalb ausjchlieglich im Wege der Gefeßgebung!). Den Gerichten find 
im allgemeinen die privat- und ftrafreditlichen, den Verwaltungsbehörden die 


ſtaatsrechtlichen Fragen zugewiefen!?). 


*) RVerf. Art. 413, erg. ©. 20. De. 

2 (RO. 379); Einf. in EI]. 1othringen 
8. Feb. 75 (RGB. 69) N 
9 Anm. 1 3u 8 173 u. 27 zu "m. 
12. Juni 69 wu». 201). 

5) Se Art. 3 u. ©. 21. Juni 69 
(BGB. 305). 
ww )neäberes 8 179, 193, 199 u. 205 


* Desgl. 8174. 

m, Desgl. 8 178 u. 208. Außerdem 
ift das Verfahren vor den Sondergerichten 
($ 185 d. W.) der Landesgefetgebung 
verblieben 8 193 Abf. 3 u. $ 199. 

2), Das Vorbild war das franzöfifche 


N 


Die Gerichte haben dabei ihre Ent- 


Dekret 24. Aug. 1790, mit welchem ber 
Grundfaß zuerft in die Rheinprovinz 
Eingang fand. Die Trennung ift deß⸗ 
halb bier auch am vollftändigften durch⸗ 
geführt; die Gerichte find daſelbſt von der 
freiwilligen Gerichtsbarkeit faft ganz ent⸗ 
bunden und auf die eigentliche Rechts⸗ 
pflege beſchränkt Reſſort⸗Regl. 20. Juli 
18 (KA. II. 619). 

3, GerVerfG. 27. Ian. 77 (RGB. 41) 
Ss 13; Einf®. (daf. 77) 8 4. 

19 BU. Art. 96. 

5) Allg. GerichtsO. Einl. 8 1; EN. 
Einl. $ 79 u. 80. Die KO. 4. Dez. 31 
(GS. 255) über die Grenzen zwiſchen 
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ſcheidungen allein nach Recht und Gefe zu fällen, während die Verwaltungs⸗ 
behörde innerhalb ber gefetlihen VBorfchriften aud dur Zweckmäßigkeits⸗ 
rüdfichten geleitet wird. rftere finden im Gefege ihren Zweck, letztere ihre 
Schranke. Diefe Grundfäge find indeß aus praltifhen Gründen und im 
Anſchluß an die beftehenden Organifationen mehrfach verlaffen. Auch die 
Rechtspflege bedingt eine Verwaltung (Iuftizverwaltung), und neben derjelben 
ift den Gerichten die vorwiegend aus VBerwaltungshandlungen beftehende frei- 
willige Gerichtsbarkeit übertragen. Andererfeits find die VBermaltungsbehörden 
mehrfah mit Entfheidung der in der Verwaltung umterlaufenden privatrecht⸗ 
lichen Streitfragen betraut (Adminiftrativjuftiz). Die neuere Gefetgebung 
ſuchte auch in den letzteren Fällen den Privatredhten einen ausgebehnteren 
Rechtsſchutz zuzuwenden und hat der Verwaltung über einzelne Gegenftände das 
Entſcheidungsrecht nur vorläufig, vorbehaltlich des Rechtsweges eingeräumt 16), 
andere unter Ausdehnung des Rechtsweges ihr ganz entzogen!”). Die Ber- 
waltungsgerichtsbarkeit hat endlich auch in den den Verwaltungsbehörden 
verbliebenen Saden für gewifle die Privatrecdhte berührende Angelegenheiten 
ein an gerichtliche Formen und Borausfegungen gebundenes Berfahren ge= 
ſchaffen 18) und zugleich durch Befeitigung des Rechtsweges in einzelnen Fällen, 
wo derfelbe in das Gebiet des äffentlihen Rechts hinein ausgedehnt war, eine 
angemefjenere Abgrenzung zwiſchen Yuftiz und Verwaltung berbeigeführt!?). 

Streitigkeiten über Zuläffigfeit des Rechtsweges Kompetenzkonflikte) 
fönnen nur von den Gentral- oder Provinzialbehörden erhoben werden. Durch 
die Erhebung wird das Verfahren unterbroden. Der befondere Gerichtshof 
zur Entſcheidung der Kompetenzkonflitte befteht aus 11 Mitgliedern, von denen 
6 dem Oberlandesgerichte zu Berlin angehören, die Übrigen zum Nichteramte 
oder zum höheren Bermwaltungsdienfte befähigt fein müſſen ?0). 


londesherrliden u. fiskaliſchen Rechtsver⸗ 
hältniffen entzieht den Gerichten alle 
Streitigkeiten, bei benen der Staat als 
folder (nit als Erwerbsgeſellſchaft) be⸗ 
theiligt ericheint. 

’ Dahin gehören Enteignungen (8 366), 
Gefinde⸗ u. Mietgsftreitigkeiten (8 260) u. 
Strafverfügungen bei lebertretungen (8237) 
oder Stenerfontraventionen ($ 136 Abf. 7). 

7, G. 24. Mai 61 (6S. 241), nad 
Maßgabe ber B. 16. Sept. 67 (SS. 
1515) Art. I, II u. V in die neuen 
Provinzen u. nah Maßgabe des ©. 
25. eb. 78 (SS. 97) 8 3 in Lauen⸗ 
burg eingeführt. Der Rechtsweg ift da«- 
nad ausgedehnt: 

a) auf vermögensrechtliche Anfprüche der 
Beamten ($ 1—8), 

b) auf gewiffe Fälle der Befreiung von 
Staats- u. Gemeindeſtenern ($ 9 


u. 10 des Geſ., vgl. 136 Abf. 3 


d. W.), 

c) desgl. von Kichen-, Pfarr⸗ u. Schul⸗ 
abgaben (8 15, 16 des ©. u. KO. 
19. Juni 36 GS. 198). 

Am Geb. der Verw.Org. wird jedoch 
fiber die Beitragspfliht zu Kreis⸗, Ge⸗ 
meinde-, Schul, Synagogen u. ähnlichen 
Abgaben ſowohl bei Klagen gegen Bes 
fhlüffe in betreff der Beranlafjung, als 
hei Streitigkeiten der Pflichtigen unter 
einander im Benwaltungsitreitverfahren 
entihieden Zuft®. 8 160. 

Rechtsweg gegen den Fiskus Anm. 2 
zu 8 121, gegen Polizeiverfügungen 8 231 
d. W 


e, 8 59 d. W. 

1), Anm. 17 u. $ 231 Abſ. 5. 

2 GerVerfG. 27. Ian. 77 (RGL. 
41) 8 17 u. EinfG. (daf. 77) 8 17. — 
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II. Das materielle Recht. 


1. Rus Strafrecht. 

| 8 173. 
a) Daß Strafreät war der erfte Gegenftand, deſſen dic Keichögefek- 
gebung fich auf dem Gebiete der Juſtiz bemächtigte. Vorbild war das preußifche 
Strafgefeß, doh hat das Reichs-Strafgeſetzbuch) den Gedanken einer 
fortfchreitend milder werdenden Auffafjung in noch ftärferem Maße zum Aus- 
druck gebradt, mehrfach wohl über die zuläffige Grenze hinaus. ‘Dagegen 
zeichnet fi das deutſche Strafgefeß durch feine Inappe und Klare Ausdruds- 
weife, wie durd) feine überfichtliche Anordnung vor anderen Geſetzen vortheilhaft 
aus. Schwierigkeiten bietet nur die Abgrenzung gegen das LTandesftrafrecht, 
welches durch dad Reichsſtrafgeſetz nicht befeitigt, jondern nur in denjenigen 
Gebieten erſetzt wird, die Gegenftand des letzteren bilden. Hiernach find alle 
befonderen Strafvorfäriften der Landesgeſetze, namentlih die auf Preſſe, 
Bereine, Poſt, Steuern, Zölle, Feld- und Forftpolizei, Forſtdiebſtahl, Jagd 
und Fifcherei bezüglihen in Kraft geblieben. Auch neue landesgefegliche Straf⸗ 
beſtimmungen können auf dieſen Gebieten erlaſſen werden, doch dürfen nur 
Gefängniß bis zu 2 Jahren, Haft, Geldſtrafe, Einziehung (Konfiskation) und 


Entziehung öffentlicher Aemter darin angedroht werden?). 
Die ſtrafbaren Handlungen (Delikte) zerfallen nad) der Höhe der 


angedrohten Strafen in drei Gattungen. 


Sie heißen Berbreden, menn 


Todes- oder Zuchthausftrafe oder eine Feltungshaft von mehr ald 5 Jahren 


3. 1. Aug. 79 (GS. 573). — Einf®. 
(3. CivPrO.) 30. San. 77 (ROB. 244) 
8 151. — Berfolgung der Beamten wegen 
Ueberſchreitung der Amtsbefugniſſe Ss 64 

d. W. — Kompetenzfonflifte im Berwal- 
tingsftreitberfahren Anm. 79 zu 8 59. 

y Reichs-Straf⸗Geſetzbuch; Einf.- 
G. 31. Mai 70 (BGB. 195). — Einf. 
in Süddeutſchland Anm. 12 zu 8 6, ins- 
bei. in Baiern ©. 22. April 71 (BG. 
87) 8 7, i. Elſ.⸗Lothringen ©. 30. April 
71 (881. f. ER. 255). Das Straf- 
geſetzbuch ift mit den inzwiſchen er» 
nangenen Aenderungen (G. 10. Dez. 71 
RGB. 442 u. 26. Feb. 76 RGB. 25) 
durch Bel. 26. Feb. 76 neu neröffent- 
ht REB. 76 ©. 39. Fernere Aen— 
derungen: 

a) Die Strafen des Bankerutts (8 

281 bis 283 u. EinfG. S 2 Abi. 3) 
find durch die KonkO. erfett, S 205 
A]. 5 d. W. 

b) Der Mißbranch der Waarenbezeich⸗ 

nung ($ 287) wird jet nad $ 14 


In Marten qubzgeſeres beſtraft 8 360 

bf 

c) Die Strafbarerffärung des Wuchers 
hat die Einführung der 88 303 a—d 
u. die Aenderung des $ 36018 hers 
beigeführt RG. 24. Mai 80 (RGPB. 
109) Art. 1 u. 2, 8 317 Abſ. 2 


d. W. 

d) Die Strafbeſtimmungen für den 
Berlehr mit verfälſchten u. 
verdborbenen Lebensmitteln 
($ 3677) find erweitert Anm. 56 zu 

271. 


e) Der verbrecheriſche u. gemeingefähr⸗ 
liche Gebrauch von Sprengſtoffen 
iſt mit ſtrenger Strafe bedroht, die 
ſich insbeſondere auch gegen die Vor⸗ 
bereitungshandlungen richtet G.9. Juni 
84 (XGB. 61) 8 5—8 u. 10—13. 

Kommentare von Hahn 3. Aufl. 

(Brest. 76), Oppenhoff 10. Aufl. (Berl. 
2) u. (Meiner) v. Daude 2. Aufl. (Berl. 
3 . 


). 
2), Einf®. 8 2 u. 5. 
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in Frage ſteht, Vergehen, wenn geringere Feſtungshaft oder Gefängniß oder 
Geldſtrafe über 150 M. angedroht wird, Uebertretungen, wenn die Strafe 
nur in Haft oder geringerer Geldbuße beſteht?). Auf die innerhalb des 
Reiches begangenen ftrafbaren Handlungen finden die Strafgejege regelmäßig 
Anwendung; für die im Auslande begangenen fommen fie nur ausnahmsweiſe 
in Betradht?). 

As Strafen find folgende zugeluffen: 

1. Die Todesſtrafe, die durh Enthauptung in umſchloſſenem Raume 
vollſtreckt wirdd), ift auf Fälle des Mordes, des gegen Kaifer oder 
Landesherrn gerichteten Mordverfuches und der unter Anwendung von 
Sprengmitteln mit voranszufehendem Erfolge bewirkten Tödtung ein- 
gefchräntt®). 

2. Die Sreiheitsftrafen beftehen in Zuchthaus, Gefängniß, Feltung und 
Haft. Die Zuhthausftrafe ift mit Zwangsarbeit verbunden, wird 
lebenslänglic) oder auf 1 bi8 15 Jahre verhängt und zieht die dauernde 
Unfähigkeit zum Milttärdienfte und zur Bekleidung Öffentlicher Aenter 
nad ſich. Die ihr dem Wefen nad) zunächſtſtehende Gefängnißftrafe 
kann mit angemefjener Beſchäftigung verbunden werden. Ihre Dauer 
beträgt 1 Zug bis 5 Jahre. Mit den geringften Beſchränkungen in 
bezug auf die perjönliche Freiheit ift die Feſtungshaft (custodia 
honesta) verbunden, mit einer Dauer von 1 Tag bis zu 15 Jahren. 
Die Haft beiteht in einfacher Freiheitsentziehung. Sie wird bis zu 
höchſtens 6 Wochen, und nur bei Uebertretnngen und einzelnen Vergehen 
angewendet ?). 

3. Geldftrafen find im Falle der Unbeibringlichkeit in Freiheitsſtrafen 
umzuwandeln, wobei ein Tag dem Betrage bis zu 15 M. entfpridt?). 

4. Auf Berweis kann in befonders leichten Fällen gegen jugendliche 
Perfonen erkannt werden?). 

5. Auf Berluft der bürgerliden Ehrenredte kann neben der Todes-, 
Zudthaus- oder unter Umftänden einer mindeftend dreimonatlichen Ge- 
fängnißftrafe auf 1 bis 10 Jahre erkannt werden. Die Wirkung tritt 
mit Ablauf der Freiheitsſtrafe ein und erftredt ſich auf alle öffentlichen 
Rechte. Die Beftrafung kann ſich indeß aud) auf die Unfähigkeit 
zur Befleidung öffentlider Aemter beſchränken 10). 


) StGB. $ 1 N) StGB. 8 14—26, 31, 60 u. 77. — 
9 Daſ. 8 328. — Ausnahmen in Vollſtreckung 8 238, Bıwangsbeihäftigung 
betr. der Militärperfonen $ 98 d. W., der | m. poligeilich Nachhaß (Detention) 8 239 
Reichs⸗ u. Landtagsmitglieder 8 17 ‚af. Abi. 1d. 83 Vollſtreckung der Feſtungs⸗ 


5 u. 8 40 Abſ. 4 d. W. haft Regl. 2 guů 73 (IMB. 302). 
 St6B.513.— Voliſtreckung StPrO. ) SER. 8 27—30 u. 78. 
8 485 u. 486. 9 Daſ. $ 574, 


9 StGB. $ 80, 211 u. $ 5%. 3 | ) Daf. $ 32-37. 
des Aum. le aufgeführten Geſetzes. Ä 
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6. Die Polizeiauffiht und die Ausweifung der Keihsausländer aus 
dem Reichsgebiete ift gleichfalls als Nebenftrafe zuläfftg"). 

7. Der Einziehung (Konfistation) unterliegen alle bei Verbrechen, Ver⸗ 
gehen und gewiſſen Uebertretungen gebrauchten oder für fie beftimmten, 
oder durch diefelben hervorgebrachten Gegenftände, jofern fie dem Thäter 
oder einem Theilnehmer gehören ??). 

Der Verſuch ift nur bei Verbrechen und bei einzelnen Vergehen ftraf- 
bar und wird milder beftraft, als die vollendete That!) — Als Theil- 
nahme gilt die Mitthäterfhaft, die Anftiftung und Beihülfe; legtere wird 
gleichfalls milder und bei Uebertretungen überhaupt nicht beftraft!*). — Ganz 
ausgefchloffen bleibt die Strafe bei vorhandener Unzurechnungsfähigkeit, 
Nöthigung, Notäwehr, Notbftand, Unkenntniß der die Strafbarkeit bedingenden 
Umftände und bei jugendlichem Alter vor vollendetem 12ten Jahre. Im 
Alter bis zum 18ten Jahre ift die Beftrafung milder und von der Boraus- 
fegung abhängig, daß der Angefchuldigte die zur Erkenntniß der Strafbarfeit 
erforderlihe Einfiht beſaß 16). — Antragsdelikte find ſolche Handlungen, 
deren Beltrafung vom Antrage der Betheiligten abhängig if. Der Antrag 
muß binnen 3 Monaten geftellt werden!) — Verbrechen und Vergehen ver- 
jähren in 3 bis 30 Jahren, Uebertretungen in 3 Monaten, die Vollftredung 
rechtskräftig erfannter Strafen in 2 bis 30 Yahren!”. — Im Falle des 
Zufammentreffend ftrafbarer Handlungen fommt bei Verlegung 
mehrerer Strafgefete durch diefelbe Handlung (ideale Konkurrenz) das Geſetz, 
welches die ſchwerſte Strafe androht, zur Anwendung. Werden durch mehrere 
felbftftändige Handlungen ein oder mehrere Strafgefege verlegt (reale Kon⸗ 
furrenz), fo erleidet die ſchwerſte der verwirkten Strafen eine entfpredhende 
Erhöhung 3). 

Die einzelnen Delikte und deren Beftrafung bilden den zweiten 
(befonderen) Theil des Strafgeſetzbuches9). Verbrechen und Vergehen finden 
fi) gemeinfam aufgeführt. An die gegen die Staaten und deren Beherrſcher 
gerichteten (politifchen) Verbrechen und Bergehen??) ſchließen fich die gegen die 
öffentliche Ordnung und das Sittengefeß verftoßenden und die auf Religion 
bezüglichen an?!). Hierauf folgen die gegen die Berfon, insbefondere deren 


N) StGB. 5 38, 39. — 8 240 d. W. 


2) StGB. $ 40—42, Anwendungen 
8 152, 295, 2962, 360, 367 u. 3698. 


4, Daf. 47—50. 
FL s 51—59. — Bol. 8 239 


d. 

* StGB. 8 61765. — Form des 
Antrages StPO. 81 

StGB. 8 88 

19) Daſ. 8 73—79 u. (Geſammtſtrafe, 
w. die Einzelſtrafen von verjchiedenen 


Bunbesftaaten ichgeiee ud) 13* II. 
Juni 85 (EB. 270, 3MB. 310). 

w) Diefe eyellen Strafbeſtimmungen 
werden bei den einzelnen Verwaltungs⸗ 
zweigen padgewieſen. 

bſchn. 1—6 ($ 80- 122). — 
Auſruhr, Hoch⸗ u. Landesverrath $ 243 


8 Abſchn. 7—13 ($ 123—184); ins⸗ 
befonbere Hausfriedensbruh 8 128, 124, 
Meineid 8 153—163, Sittenverbredien u 
Bergehen Anm. 15 zu $ 258. — Ber 
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Ehre, Leben und Gefundheit??) und gegen das Eigenthum gerichteten Hand- 
Iungen??). Daran fehließen fich die gemeingefährlichen und im Amte begangenen 
Berbreden und Bergehen?). Den Schluß bilden die Uebertretungen, die in- 
deß nur zum geringeren Theile im Reichs⸗-Strafgeſetzbuche behandelt, übrigens 
der Landesgefeßgebung und der Regelung durch Polizei-Verordnung überlaffen 
nb 25), 
Ind) 2. Ans hürgerliche Recht. 
8 174. 

a) Die vorbehaltene Regelung des bürgerlihen Rechts durch die 
Reichsgeſetzgebung fteht zur Zeit noch aus. Die letztere hat fi) bislang 
nur auf einzelne Gegenftände beſchränkt, die zumeift auf dem Gebiete des 
Handels, Gewerbes und Verkehres liegen. Auch die gemeinfame preufgifche 
Laudesgeſetzgebnug hat einige Gebiete des bürgerlichen Rechts beſchritten; 
in der Hauptfadhe wird daflelbe jedoch noch durd die Partitulargefeggebung 
beftimmt, wie fie in den drei Nechtögebieten des allgemeinen Landrechts, des 
gemeinen und des franzöfifhen Rechts ſich entiwidelt hat ?6). 

Dem Intereffe de8 Handels, Gewerbes und Verfehres diente vor 
allem die Einführung des Handelsgeſetzbuches und der Wedhfel- 
ordnung ald Reichsgeſetz?). Daran fchließen fi) befondere Reichsgeſetze 
über Schuldhaft und Zinsſatz (Wucher), über Altien- und Kommanditgefell- 
haften auf Aktien und über Erwerbs- und Wirthfchaftsgenofjenfchaften®), 
über das Urheberrecht an Schrift: und künftlerifhen Werfen und Photo- 
graphien??) und an Modellen und Muftern?®) und über den Schadenserfak 
bei Zödtung und Körperverlegung im Betriebe der Eifenbahnen, Bergwerfe 
und Fabrifen?!), Durch allgemeines Landesgeſetz ift Die Enteignung geregelt??). 

. Weniger frudtbar tritt die allgemeine Gefeßgebung auf dem Gebiete 
des Perfonenrehtes auf. Durch Reichsgeſetz wurden den Konfeſſionen 
gleiche bürgerliche Rechte zuerfannt??) und nad) Aufhebung der polizeilichen 


legung der Wehrpfliht Anm. 2 zu 8 87. 

— Miinzverbrecien u. Bergehen Aum. 78 
u. 79 zu $ 362. 

2) Ahfän. 14—18 ($ 185— 241); ins» 
bei. Beleidigung $ 185—200, Zweilampf 
(Duell) 8 201—210, Mord u. Todſchlag 
B, ulm 222, Körperverleßung 8 223 bie 


= Abſchn. 19—26 ($ 242-305); ins⸗ 
bei. Diebftahl u. Unterfhlagung 8 242 bis 
248, Raub u. Erprefiung 8 249—256, 
Hehlerei 8 257—262, Betrug 8 263 bis 
265, Urhmdenfähfhung 8 267 —280, 
Sahbefhädigung 8 8303—305. 

=) Do 27 ($ 306-330) u. 28 

35 


($ 331— 359). 
3) Abſchn 29 ($ 360-370). Es ber 


treffen den öffentlihen Schut der Sicher- 
heit u. Ordnung 8 360—365, den der 
perfünlihen Sicherheit u. Freiheit 8 366, 
367, den des Bermögens 8 368 —370. 
— il $ 173 Abi. 1 a. € u. $ 229 
d. 


2) 5 175—177 d 

7) &. 5. Juni o Soes. 379); vgl. 
8 359 u. 317 Abſ. 1d. W. 

3) 8 317 Abſ. 2 u. 2,8 — 321 
d. W. 


28 

ag 356 Abſ. 2. 
2) 8 366. 

8) 8 289 Anm. 6. 
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Chebefchränkungen?®) die Erforderniſſe der Eheſchließung feitgeftellt?”). Auf 
gleihem Wege ift der Beginn der Großjährigfeit auf das 21fte Jahr feit- 
gejettt?%), während durch gemeinfames Landesgeſetz die Geſchäftsfähigkeit 
Minderjähriger?) und das Vormundidaftewefen??) geordnet wurden. 


8 175. 

b) Unter den preußiſchen Nehtsbüchern??) behauptet heute nur noch das 
allgemeine Landrecht umfafjendere Geltung, obwohl auch dieſes bereits 
zahlreiche und eingehende Veränderungen erfahren hat“). Bor allem gilt 
dies von den im Landrechte enthaltenen ſtaatsrechtlichen Beftimmungen. — 
Das Syftem dieſes Geſetzbuches ift ein demſelben eigenthümliches. Es geht 
nit von dem objektiven Rechte, fondern von der Perſon (dem Rechtsſubjekte) 
aus. Der erfte Theil betrifft nad) den einleitenden Beftimmungent!) die 
einzelne Perſon in ihrem wichtigſten und unbedingteften Vermögensredhte, dem 
Eigentdume*?), während der zweite Theil ftufenweife die Verbindung der ein- 
zelnen Perfonen zu einer erweiterten Perfönlichkeit behandelt, wie fie in der 
Familie*?), in den SKorporationen und Ständen“) und endlih im Staate 
felbft *°) hervortritt. 

Das Landrecht verdanfte feine Entftehung der ausgeprägten Abneigung 
gegen ein in fremder Sprache gefchriebenes Recht, gegen das Kaftenthun der 
Kichter und Advolaten und gegen die überhand nehmenden Streitfragen und 





Prozefle. Die Abfiht, das Recht dem Volke näher zu bringen, hat es in— 


39 ©. 4. Mai 68 (BGB. 149); Einf. 
i. Süddeutſchland außer Baiern Anm. 12 


zu S 6. 
5, 8 210 Anm. 22. 
RS. 17. Feb. 75 (RGB. 71). 
7, &. 12. Juli 75 (GS. 518); Einf. 
in Zauenburg ©. 25. Feb. 78 (GS. 97) 
2 


® 8 211 d. W. 

”, 8 171 Abſ. 2 d. W. 

%, Die bis 1803 erfolgten Aenderungen 
find als Anhang bearbeitet u. den ent- 
Iprehenden Stellen des TR. eingereiht 
Batent 1. April 1803. — Kommentare 
v. Koh 8. Aufl. (Berl. 83) u. v. Reh⸗ 
bein u. Neinefe 2. Aufl. (Berl. 82). 

a) Titel 1—7 u. zwar Rectsfubjelt 
u. Objekt (1 u. 2), Handlungen, Willens» 
erflärungen u. Verträge (3—6), Beſitz (7). 

2), Die Titel 8—23 behandeln das 
Eigentyum überhaupt (8), feine Erwer⸗ 
bung (9—13), Erhaltung u. Verfolgung 
(14, 15), Beendigung (16) u. feine ver» 
ihiedene Geftaltung als gemeinjhaftliches 
(17) n. getheiltes Eigenthum (dingliche 
Rechte, 18—23). — Die im Syſteme des 


römiſchen Rechts als felbftitändige Theile 
aufgeführten Gebiete des Obligationen 
und Erbredts erjheinen Hier nur als Aus⸗ 
flüffe des Eigenthums. 

= Tit. 1-5. — Der das Gefinde 
betreffende Tit. 5 ift durch die Geſinde⸗O. 
(8 260 d. W.) erjett. 

) Tit. 6—12. — Die Borjchriften 
über Bauern-, Bürger⸗ u. Wbelftand 
(Tit. 7—9) find mit dem Aufhören der 
politiſchen Bedeutung der Stände u. ins 
folge der neueren Kommunalgejeßgebung 
ziemlich bedeutungslos geworden, während 
das beim Bürgerftande eingefchaltete Han⸗ 
bels- u. Wechfelreht durch die Reichsge⸗ 
ſetzgebung ($ 174 d. W.) befeitigt iſt. 
Tit. 10 Handelt vom Beumten-, Zit. 11 
vom geiftlihen Stande u. Zit. 12 vom 
Unterridte. 

8 Tit. 13—%0. — Der Staat wird 
allgemein (it. 13), in feinen Vermögens⸗ 
rehten (Tit. 14—16 vgl. Anm. 1 zu 8 
130) u. in feinen Schutverhältnifien 
(Tit. 17—20) betradtet. Dieſer letztere 
Abſchnitt, welcher die Gerichtsbarkeit (Tit- 
17), Vormundſchaft (Tit. 18), Armenpflege 
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deſſen nur unvollkommen erreicht. Es feheiterte an dem Verſuche, alle mög- 
Iihen ragen im voraus zu Löfen, an feiner übergroßen Volftändigfeit. Die 
leitenden Grundſätze werden infolge deffen derartig durch Folgerungen und 
Einzelheiten überwuchert, daß fie oft nur ſchwer zu erkennen find und die 
eigentliche Abſicht der Gemeinverftändlichkeit weit weniger erreicht ift, als in 
dem fürzer und überjichtliher gefaßten franzöſiſchen Geſetzbuche. 

Die Geltung erftredt ſich über den bei der Einführung (1794) bor- 
handen gewefenen Yänderbeftand und die bi8 1815 neu- und wiederermorbenen 
Landestheile“6). Ausgeſchloſſen blieben indeß das Gebiet des franzöfifchen 
Rechts, der Bezirk Ehrenbreititein und Neuvorpommern mit Rügen?”). Andes 
rerfeit8 war in Hannover das Landredt fir Oftfriesland und für das Eichs- 
felb eingeführt worden‘). Wo das Landrecht an Stelle der fremdherrlichen 
Geſetzgebung getreten ift, behauptet e8, da diefe alle Provinzialredhte befeitigt 
hatte, ausfhlieglihe Geltung. Uebrigens wollte es nur in die Stelle des 
gemeinen Rechts treten, und kommt gleich diefem dem Provinzialrechte gegen- 
über nur als ergänzendes (fubfidiarifches) Recht in Betradt*?). 

Aus diefem Grunde follten die Provinzialrechte im Wege der Kodi⸗ 
fitation zufanmmengeftellt werden, eine Abficht, die indeß nur für Oft- und 
Weftpreußen zur Ausführung gelangte"). Weberall ift dagegen ſowohl durch 
die gerichtliche Praxis, welche ftatt des vielfach unfichern Provinzialrehtd gern 
auf die feften Normen des Landrechts zurüdgriff, als durch die fpätere Gejet- 
gebung, welche die provinziellen Abweichungen befeitigte oder abſchwächte, die 
Bedeutung des Provinzialvehts weſentlich zurücdgedrängt. 


8 176. 


c) Das gemeine dentſche Recht, welches fih aus der Aufnahme 
des römifhen Rechts und defien Abänderung durd) das kanoniſche und das 


(Zit. 19) u. das Strafreht (Tit. 20) um⸗ 
füßte, ift durch die neuere Geſetzgebung 
befeitigt. 

®), Bubl. Bat. 5. Feb. 1794 u. 1. April 
1803. — Einf. i. die getrennt gewejenen 
u. wieder vereinigten Prov. Pat. 9. Sept. 
14 (GS. 89); i. d. Kulm- u. Michelau⸗ 
hen Kreis u. i. d. Großh. Pofen Pa- 
tente 9. Nov. 16 (6S. 217 u. 225); i. 
d. vorm. fühl. Kandestheile Pat. 15. No. 
16 (GS. 233); ti. d. Herz. Weftfalen 
Bat. 21. Juni 25 (GS. 153); in zwi⸗ 
Ihentiegenhe Enklaven ®. 25. Mai 18 
(GS. 45); i. die bei Grenzregulirungen 
abgeireienen Gebiete KO. 29. Mürz 37 
(85 
7,8 176 u. 1779.88. 

8) ED ergünzender Geſetze ©. 
1. März 69 (65. 377). 
2), Einl. 3. ER. : 21 u. Publ. Pat. 
Grf. Sue de Grais, Handbud. 6, Aufl. 


1794 8 HI. — Die das Ehe- u. Fa- 
milienredt enthaltenden Titel 1— 3 des 
2. Theiles find zu gunften der wefentlich 
abweichenden Provinzialrechte fuspenbirt 
für die Kur-⸗ u. Neumark Publ. Patent 
8 VII. u. f. d. Herz. Weftfalen Publ. Pat. 
21. Juni 25 8 4 (in betreff des Ehe⸗ 
güterreüte en durch ©. 16. April 


0 @S. 160 4. Aug. 1801 
u 

) Oſtpreuß. Prod. R. 5 Dir; 1802. 
(Nov. corp. const. XI. 407 u. 871), 
Aenderung des 8 13 Zuf. 213; ©. 10. 
Rn 64 (GS. 149). — Weftpr. Prov. 

19. April 44 (GS. 103); Einf. in 
Doris ©. 16. Feb. 57 (GS. 87); Auf- 
hebung in Pofen ©. 5. Jun 63 (GS. 
374), rung des S 44, ©. 11. Feb. 
50 (85. 
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deutfche Hecht gebildet Hatte, blieb auch nad Erſcheinen des Landrechts in 
feiner urfprünglichen, nicht Kodificirten Form beftehen für 

1. Neuvorpommern und Rügen, 

2. den oftrheinifchen Theil des Reg.Bez. Koblenz ausfchließlid der Herr- 
ihaft Wildenburg (vormaligen Bezirk des Juſtizſenats Chrenbreit- 
ftein®!) und 

3. Hohenzollern. 

Diefes beſchränkte Gebiet erfuhr eine bedeutende Erweiterung mit dem 
Hinzutritte der neuen Provinzen, in denen faft ausnahmslos?) das ge- 
meine Recht in Anwendung ftand. Seine Geltung ift gleichfalls eine fubjtdiäre 
nad dem Satze: „Stadtrecht bricht Landrecht, Landrecht bricht gemein Recht“. 

' 8 177. 

d) Das franzöſiſche bürgerliche Geſetzbuch (code civil) bildet 
einen Theil der im code Napoleon zufammengefaßten franzöfifchen Gefek- 
gebung, weldje während der Fremdherrſchaft jowohl in dem zu Frankreich 
gezogenen linken Aheinufer, al8 int Gebiete des vormaligen Großherzogthums 
Berg eingeführt und nad Vereinigung diefer Yandestheile mit Preußen bei- 
behalten wurde. Sie galt demgemäß in der gefammten Rheinprovinz mit 
Ausflug des oben ($ 176 Nr. 2) bezeichneten gemeinrechtlichen Gebietes 
und der Kreife Rees, Efien (Stadt und Land), Duisburg (Stadt) und Mühl: 
heim a. d. Ruhr, in denen das Landrecht gilt. Während die übrigen Theile 
diefer Gefetgebung durch die neueſten Reichsgeſetze befeitigt find5?), fteht das 
bürgerliche Recht nod) in Kraft. Auf dem linken Rheinufer ift feine Geltung 
eine ausſchließliche, da es in allen von demfelben geregelten Gegenftänden 
neben dem gemeinen Nechte auch die Provinzialrechte befeitigt hatte). Auf 
dem rechten Aheinufer, wo der Code nur furze Zeit (1810—14) in Geltung 
ftand, hat fi dagegen das Provinzialreht zum Theil noch erhalten. 


III Juſtiz-Organiſation. 


1. Iuftiz-Bermaltunn. 
8 178. 

Das Keihsjuftizamt hat die Suftizangelegenheiten des Reiches wahr: 
zunehmen, in&befondere die Neichögefege vorzubereiten und die Verwaltung 
in betreff des Reichsgerichts zu führen. 

Das Juſtiz-Miniſterinm bildet die oberfte Juſtizverwaltungsbehörde 


>) Alle hier geltenden Vorfcriften find | de commerce, de procedure civile u. 
auch im Kreife areifenbeim eingeführt. | d’instruction 'criminelle. 
B. 20. Sept. 67 (GS. 1534). ) Franz. ©. 20. März 1804 (30. ven- 
=) Ausnahme f. 8 175 Abi. 3 d.W. | tose an XII) Art. VII. 
>) Es find diefes die Codes penal, 





Auftiz» Organifation. 8 178. 997 
für Preußen!). Die Vorftände der Gerichte und Staatsanwaltfchaften find 
Organe defjelben. Seine Entſcheidung ift auf Beſchwerden über Disciplin, 
Geſchäftsbetrieb und Verſchleppungen befhränft; eine Einwirkung auf die 
Rechtſprechung fteht ihm nicht zu). Unter dem Yuftizminifter fteht die für 
die ganze Monarchie eingefegte Juſtiz⸗Prüfungskommiſſion ?). 

Zu den Gegenftänden der Juſtizverwaltung gehört die Aufficht 
über das Juſtizperſonal“), die Verwaltung der Juſtiz⸗Grundſtücke und Lolale?), 
insbeſondere der gerichtlichen Gefängnifje®), die gerichtlichen Kaflen?) und bie 
Rehnungslegung?). Der Gefhäftsgang ift im weſentlichen der der Ber- 
waltungsbehörden?). Im Gefchäftsverfehre mit dem benachbarten Auslande 
beftehen einige auf Gegenfeitigfeit beruhende Erleichterungen 10o). Die amt- 
lichen Beröffentlidungen im Gebiete der Juſtizverwaltung erfolgen feit 


1839 in dem Juſtiz-Miniſterial⸗-Blatte. 


ſchen Jahrbüchern enthalten. 


1)y V. 27. Olt. 10 (GS. 3). Neue 
Prov. vier V. 3. Okt. 65 (GS. 603 - 6) 
u. V. 28. San. 67 (GS. 140). — Ueber⸗ 
tragung einzelner Geſchäfte des Juſt.⸗Min. 
auf die Srovinzialbehörben Df. 26. Mürz 
7% RB 1 09). 
. 24. April 78 (GS. 230) 8 77, 
3 u Ss 


* G. 6. Mai 69 DS. 656) 8 2. 

8 186—191 d. 

>) Zuſtändigkeit Vf. I April 74 (MB. 
101). — Suftigbauverwaltung AD. 20. 
April u. Df. 14. Zuli 74 (IMB. 214) 
u. (einmalige u. außerorbentlihe Aus⸗ 
gaben) Pf. 26. Juni 86 (IMDB. 182). 

6) Verwaltung der Geridtsgefüng- 
niffe Bf. 14. Aug. 79 (IMDB. 242) u. 
Regl. 16. März 81 (IMDB. Beil. zu Nr. 
11), |. Anm. 63. — Berpflegungstoften- 
tarif 15. Nov. 75 (IMB. 237) u. Bf. 
22. März 83 (IMB. 81) — Waffen⸗ 
gebrauh der Gefüngnißbeamten Belt. 
11. März u. ER. 26. April 39 (IMB. 
114 u. 157). — Unter Zuftizverwaltung 
ftehen die für Unterfuchungsgefangene u. 
zur Bollftredung von Haft» u. Gefüngniß- 
trafen beftimmten Anftalten; einige der» 
jelben u. die rheinifchen Arrefl- u. Kor⸗ 
reftionshäufer find jedoh dem Min. des 
Innern unterſtellt. — Zu den Geridts- 
gefängnifien gehören d. Straf®. zu Plößen- 
jee mit der Hülfseanft. zu Rummelsburg, 
das Unterfudungs®. zu Moabit, das 
Straf®. zu Glückſtadt, das GerichtsG. zu 
Hannover u. das. Straf» u. GerichtsG. 
zu Frankfurt aD. — Die Zahl der Ge- 


Die früheren find in den Kamptz⸗ 


fangenen, die fi während der letzten 5 
Sahre weſentlich vermindert hat, belief ſich 
(31. März 86) auf 482669. — Gefüng- 
niffe ber hant 8 238 d. W. 

) 8 192 Abi. 3. 

8, Anw. 24. Yuni 80 (befonders ber» 
ausgegeben, Pf. 15. Mai 80 IMB. 156 
u. Beridtig. 1881 ©. 2); Verwaltung 
der Etatsfonds Vf. 4. u. Inſtr. 3. März 
85 (IMDB. 98 u. Beil., S. 122, 226 
u. 229), geändert (Nro. 36 u. 40) Bf. 
30. Nov. 85 (IMDB. 377) u. (Nr. 15b, 
17b u. 63) 10. Juni 87 (IMB. 161); 
Bureaubebürfnißfonds Vf. 5. Juni 83 
(IMDB. 154); Behandlung der Einnahmen 
u. Ausgaben Anw. 30. Aug. 79 u. Bf. 
5. Nov. 81 (IMDB. 267); Prüfung der 
Beläge Bf. 22. Suni 85 (IMDB. 223). 
— Rechnungsreviſoren Inſtr. 20. Suni 85 
(IMB. 221 u. Anl) u. Vf. 11. Sept. 
86 (IMDB. 248). 

86198. — Kanzlei Regl. 23. 
März 85 (IMDB. 120 u. Beil.). 

m), Bf. betr. die im Auslande zu erledi- 
genden Erjuhungsichreiben 20. Mai 87 
(IMB. 139). — DOefterreih Bf. 9. Aug. 
56 (AMB. 210); Gerichtsbehörden Bel. 
12. Mai 34 (IMB. 114); Gerichtsbezirt 
Warſchau Bertr. 1879 (GS. 138) u. 1884 
(SS. 72), Ausf. Bf. 16. Dez. 79 (IMB. 
474) u. 9. Feb. 83 (IMDB. 32), Gerichte. 
verfaffung u. Giniprngehnerfahren i in Ruß« 
land Df. 22. Feb. 83 (CB. 143 u. 181 
u. 1884 ©. 56, IMB. 46 u. 198 m. 
1884 ©. 59); Schweiz Bf. 20. Ian. u. 
12. Juli 79 (IMDB. 20 u. 232). 
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2, Gerichte. 
S 179. 


a) Meberficht. Die Berfaflung der ordentlihden Gerichte ift dur 
Reichsgeſetz geregelt1!), ihre Einrichtung jedod bis auf das Neichögericht den 
Einzelftaaten belafjen. Neben denfelben find beſondere Gerichte. nur in 
beftimmten Fällen zugelaffen!?). Die reihögefeglihe Regelung betrifft nur 
die ftreitige Gerichtsbarkeit; in Preußen ift jedod) aud) die freiwillige den 
neueingeführten ordentlichen Gerichten in demfelben Umfange übertragen, in 
dem fie den früheren Gerichten zuftand 18). 

Die ridterlihde Gewalt wird durch unabhängige, nur dem Geſetze 
unterworfene Staatsgerichte geübt, unter Ausſchluß jeder Kabinetsjuſtiz, jeder 
privaten oder geiftlichen Gerichtsbarkeit und aller Ausnahmegerichte 14). 

Die Gerichte haben fich gegenfeitig Rechtshülfe zu gewähren. Ihre 
Berhandlungen find mit Ausnahme der Berathungen und Abftimmungen in 
ber Regel öffentlich. Die Aufrehterhaltung der Ordnung (Situngspolizei) 
und die Leitung der Berathung und Abftimmung liegt dem Vorfitenden ob. 
Die Gerihtsfprade ift die deutſche. Während der vom 15. Juli bis 
15. September währenden Gerichtsferien werden nur Straf und gemille 
eifige Sachen erledigt. Diefe Vorfhriften finden aud auf die nicht zur 
ordentlichen ftreitigen Gerichtsbarkeit gehörenden Angelegenheiten entjprechende 
Anwendung '?). 

Die ordentliden Gerichte find das Reichsgericht, die Oberlandes⸗ 
gerichte, Landgerichte und Amtsgerichte. 

Die Zuſtändigkeit vertheilt ſich auf dieſe Gerichte wie folgt: 

1. In bürgerlichen Rechtsſtreitigkeiten bildet die erſte Inſtanz das 
Amtsgericht, im wichtigeren Sachen das Landgericht 16); Berufungen 
und Beſchwerden gehen erſterenfalls an das Landgericht, letzterenfalls 
an das Oberlandesgeridt!?). 

2. In Straffadhen findet eine Dreitheilung ftatt. Kleinere Steaffälle 
werden vor den bei den Amtsgerichten gebildeten Schöffengerichten, 
DBerufungen gegen deren Entfheidung und wichtigere Säle vor den 


1) Gerihts-Berfaffungs-G. 27. s HBG. 8157-2045 AG. 8 87—91. 


San. 77 (RGB. 41). — Einf.⸗G. (daf. 
77). — Preuß. Ausführungs-G. 24. 
April 12 (65. 230), erg. Anm. 51. 

2, 8 185 d. W. 

») 020, „s 13; Einf.-&. 8 8-4; 
AusfG. S 1 

4, GVBG. ve 15, 16. — Diefe Grund⸗ 
ſätze waren in Deutfchland bereit8 mit ge⸗ 
ringen Ausnahmen enettannt. Für Preußen 
ſ. 8171 Abſ. 3 d. 


— Für die Gerichtsſprache in nicht ſtrei⸗ 
tigen Sachen gelten die allgemeinen Vor⸗ 
ſchriften ($ 61 Abſ. 3 d. W.). — Amts» 
tracht der Richter, Gerichtsſchreiber, 
Staats⸗ u. Rechtsanwälte in d. öffent⸗ 
lichen Sitzungen AG. 8 89 u. AE. 12. Juli 
79 (IMB. 172). 

6) GBG. 823 u. 70. 

7) Daf. 8 71 u. 1231 u 4 — Reviſion 
8 180 u. 196 d. W. 
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bei den Landgerichten gebildeten Straffammern, ſchwere Fälle vor den 
ebendafelbft gebildeten Schwurgerichten verhandelt?) 

3. In Sadıen der freiwilligen Gerihtsbarkfeit bilden die Amts- 
gerichte die erfte und die Landgerichte die zweite Inftanz, während als 
dritte — wo ſolche überhaupt zugelafien ift — das Oberlandesgericht 
zu Berlin für ganz Preußen beftellt ift!9). 

Alle diefe Gerichte mit Ausnahme der Amtsgerichte find Kollegialgerichte. 
Bei jedem derfelben befteht eine Staatsanwaltfdaft?”. 

Die Richter find möglihft auf die eigentliche Rechtſprechung befchränft 
und von dem nur gejchäftlichen Dienfte befreit. Zu ſchärferer Durchführung 
dieſes Grundfages (der ſ. g. Paffivität der Gerichte) ift nad) dem franzöfi- 
ſchen Borbilde der grefhiers und huissiers das Inſtitut der Geridts- 
fhreiber und Gerichtsvollzieher eingeführt, denen die Kinleitung und 
die Ausführung der Entfheidung zufällt?). Das Hinterlegungswefen ift den 
Gerichten abgenommen und auf die Berwaltungsbehörden übertragen ??). 

Neben den Richtern ift das Laienelement in ausgedehnten Unfange 
zu den Gefchäften der Rechtſprechung herangezogen. Dies tritt in der Ein- 
richtung der Handelsridhter, der Schiedsmänner und Schöffen hervor, melde 
neben der beibehaltenen Einrichtung der Geſchworenen neu eingeführt wurden ??). 


8 180. 

b) Das Neichögericht hat feinen Sit in Leipzig). Seine Mit- 
glieder (Präfident, Senatspräfidenten und Räthe) werden auf Vorſchlag des 
Bundesrathed vom Kaiſer ernannt. Die Zuziehung von Hülfsrichtern ift 
unzuläffig?). Bei dem Reichsgerichte find mehrere Civil- und Strafſenate 
gebildet, welche bei abweichender Anficht zu vereinigten Civil- und GStraf- 
fenaten zufammentreten?‘). Das Plenum entfheidet nur über innere Ange- 
legenheiten?). Die Aufgabe des Xeichögerichts befteht in Wahrung der 
Rechtseinheit und der gleichmäßigen Auslegung der Reichsgeſetze. Der Um- 
fang diefer Aufgabe ift mit Ausdehnung der Reichseinrichtungen beftändig 
gewachfen. Schon dem zuerft ins Leben gerufenen Reichs⸗Oberhandelsgerichte 
waren im Laufe der Zeit mehrfach Gegenftände übertragen worden, die mit 
dem Handelsrechte nicht mehr zufammenhingen. Die Erbſchaft dieſes nun- 


2) GBG. 8 27, 73-76 n. 80. — =, GBG. 8 125—131 u. 134. — Zu- 
Revifions- u. Beichwerdeinftanz 8 180, | flellungsheamte Vorſchr. 11. Mai 83 (CB. 
181 u. 202 d. ®. 159). — Einziehung u. Verrechnung der 


19) Amtogerihte Anm. 51, Landgerichte Koften Dienftanw. 21. Suni 79 (EB. 473) 
AusfG. S 40-43, Oberlandesgerichte u. Bel. 14. Juli 87 (EB. 309). 


s 51—57. ©) es 8 132, 133, 137 (neugefaßt 
2), 8 184 d. W. durch G. 17. Mär 86 RGB. 61) u. 
2) 81898 W. 138—140. 

8 218. 7) Da. $ 128, 129, 131; Gefchäfts- 
2, 8 182, 183 u. 1%. gang 8 141 u. GeſchO. 8. April 80 (CB. 


29 RO. 11. April 77 &GB. 415). 190), erg. Bek. 25. Juli 86 (GB. 300). 
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mehr aufgehobenen Gerihtsr ift dem Reichsgerichte zugefallen?s). Außerdem 
entſcheidet dafjelbe über Reviſionen und Beſchwerden gegen Entfcheidungen 
der Oberlandesgerichte in Civilfahen??) und gegen Urtheile der Schwur—⸗ 
gerihte und — foweit e8 fih um Verlegung der Reichögefege handelt — 
der Straflammern in Straffadhen?®). In Staaten mit mehreren Oberlandes- 
gerichten kann ein Theil diefer Zuftändigkeiten einem oberften Landesgerichte 
übertragen werden®!), eine Befugniß, von der indeß nur Baiern Gebraud) 
gemacht hat. Andererfeitd können auch andere, nad) den bisherigen Prozeß⸗ 
gejegen von den oberften Tandesgerichten zu entfcheidende Sachen dem Reichs⸗ 
gerichte zugewiefen werben ??). Preußen bat von dieſer Befugniß in einigen 
Fällen Gebrauch gemadt??). Endlich entfcheidet das Reichsgericht in erfter 
und letzter Inftanz über Hod)- und Landesverrath gegen Kaiſer und Reich). 


8 181. 

c) Die Oberlandesgerichte, deren Bezirke und Site in Preußen 
durd) Geſetz beftimmt werden?) find gleichfalls mit einem Präfidenten und 
mehreren Senatspräfidenten und Räthen beſetzt und zerfallen in Eivil- und 
Straffenate. Sie bilden die Beſchwerde- und Berufungsinftanz für die Yand- 
gerichte und — foweit es ſich nit um Verlegung von Reichögefegen han⸗ 
belt — auch die Reviſionsinſtanz für die Straffammern. Als Nachfolger 
der Appellationsgeridhte bearbeiten fie die Lehns- und Fidellommiß- und die 


nicht ftreitigen Angelegenheiten der Standesheren®®). 


3, Einf$. $ 14 u. RG. 16. Juni 79 
(RGB. 157). 

©, EVBG. $ 135; $ 196 Nr. 2 d. W. 

% GB. 8 136; 8 202 M.2 d. W. 

u) co. 88 u. 10; verb. ©. 11. April 


7781 

2) EG. 8 15—17. Einrichtung von 
Hülfsſenaten zu dieſem Zwecke V. 27. 
Sept. 79 (RGB. 299). 

3), 3.26. Sept. 7I(RGB.287). Ueber⸗ 
tragung aus anderen deutihen Staaten 
Asp. 7 1879 ©. 288-298 u. 1881 ©. 
3 

si) 686. 8 1361. 

*) AG. 8 47, ©. 4 März 78 (SS. 
109) $S 1 u. 3. — Die Bezirke ent- 
ſprechen ben Provinzen (in HefiNaffau den 
Reg.-Bezirken), doc find zugelegt zu Sach⸗ 
jen der Kreis Ilfeld u. die Fürftenth. Schw. 
Sondershaufen u. Anhalt (Bertr. 7. u. 
9. Ott. 78 GS. 79 ©. 173 u. 182), zu 
Hannover der Kr. Rinteln u. die Fürften« 
thümer Lippe (Bertr. 4. San. 78 ES. 
219) u. Pyrmont, zu Weftfalen der land⸗ 
rechtliche Theil der ARheinprov. ($ 177 d. 
W.), zum RB. Kaffel der Kr. Bieden- 


fopf u. das Fürftenth. Walde, zum R.B. 
Wiesbaden der gemeinrechtlihe Theil der 
Rheinprov. ($ 176 d. W.) u. Hohenzollern, 
zur Rheinprov. d. Fürſtenth. Birkenfeld 
(Bertr. 20. Aug. 78 ©S. 79 ©. 165). 
— Die Sitze befinden ſich zu Königsberg, 
Diarienwerder, Berlin (8 181 Abi. 2 d. 
W.), Stettin, Pofen, Breslau, Naum⸗ 
burg, Kiel, Celle Hamm, Caffel, Frank⸗ 
furt a. M. u. Köln. — In betreff der 
Kreife Schleufingen, Schmallalden, welde 
zum Landgeriht Meiningen (Bertr. 17. 
Ott. 738 GS. 79 ©. 189) u. des Kreifes 
Ziegenrück, welder zum Landger. Rudol⸗ 
ftadt gehört (Bertr. 17. Oft. 78 daf. 196), 
ift Preußen bei dem OLG. zu Sena be- 
theiligt, Vertr. 23. April 78 (daf. 203). 
Die Art. 86 u. 87 d. BU. find mit 
er hierauf geändert ©. 19. Feb. 79 
8 


). 

9 GBG. 8 119—124; AG. 8 48—50 
u. 57. — Beſondere Zuſtandigten des 
OLG. Berlin in Strafſachen EG. 89 
u. AG. 8 50, in Sachen der freiw. Ge⸗ 
richtsbarkeit $ 179 Nr. 3 d. W. 
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Das ORG. zu Berlin Heißt Rammergeriht?”). Bei dieſem iſt der Ge- 
heime Suftizrath gebildet, vor welchem die Mitglieder der Königlichen 
und der Hohenzollernfhen Familie ihren perfünlicden Gerihtsftand haben?®). 
Die Reviſions- und oberfte Beſchwerdeinſtanz bildet das Keichögericht??). 


8 182. 

d) Die Landgerichte, deren Site und Bezirke in Preußen gleichfalls 
durch Geſetz beitimmt werden‘), find mit einen Präfidenten und mehreren 
Direftoren und Mitgliedern befegt. Bei demfelben find Civil- und Straf: 
kammern eingerichtet und Unterfuhungsrichter für je ein Gefchäftsjahr be- 
ftellt*), Die Eivillammern bilden die erfte Inftanz in allen Sadıen, 
die nicht vor die Anıtögerichte gehören und die zweite Inftanz für Entfchei- 
dungen der legteren*?). 

Zur Entfcheidung von Handelsftreitigfeiten Tünnen nach Bebürfnig bei 
den Landgerigten Kammern für Handelsfaden gebildet werden, melde 
aus einem Mitgliede des Landgerichts als Borfigendem und zwei Handels- 
richten beftehen. Letztere werden auf Vorſchlag der Vertretung des Handels- 
ftandes ehrenamtlich auf 3 Jahre ernannt‘). 

Die Straflammern entfiheiden in erfter Inſtanz über die nicht vor 
die Schöffengerichte gehörenden Vergehen und über einzelne Berbredien, in 
zweiter Über Berufungen gegen Urtheile der Schöffengerihte*). Bei großer 
Entfernung des Landgerichtsſitzes kann bei einem Amtsgerichte für ein oder 
mehrere Amtsgerichtsbezirke eine (abgezweigte) Straflammer gebildet werden®°). 

Ueber die fonftigen Verbrechen entſcheiden die Schmwurgerichte). Diefe 
treten bei den Landgerichten periodifch zufammen und beftehen aus 3 richter⸗ 
Iihen Mitgliedern und 12 nur zur Entſcheidung der Schuldfrage berufenen 





*) AE. 1. Sept. 79 (SS. 587); vor. 
Ann. 
®, AG. 8 18 u. ©. 26. April 51 (SS. 
181) Art. IH. — EG. (5. CPrO.) 30. 
San. 77 (RGB. 244) 8 5; AG. 24. 
März 79 (GS. 181) 8 9; EG. (z. St- 
PrO.) 1. Fehr. 77 (RGB. 346) $ 4; EG. 
(. D.) 10. eb. 77 (RGB. 39V) 


ee E6.$ 3 u. B. 26. Sept. 79 (RGB. 

©, 56 8 37 u. ©. 4. März 78 (GS. 
109) $S2—4 u. Anlage, erg. ©. 12. Feb. 
84 (GS. 63) u. 7. April 85 (SS. 107) 
8 3. — Betheiligung Preußens bei den 
Landgerichten Meiningen u. Rudolſtadt 
u. Zutheilung der Fürſtenthümer Schw.- 
Sondershaufen, Pyrmont, Waldeck ı. 
Birkenfeld zu den Landgerichten Erfurt, 
Hannover, Kaſſel u. Saarbrüden, Anm. 
35. — Bei Bildung der Landgerichts- 


bezirfe wurde von einer Normaleimvohner- 
zahl non 250000 ausgegangen. 

N) GBG. 8 58-69; AO. 8 37, 38. 

2) GBG. 870, 71; AS. 8 39—43. 

2 GBG. $ 100-118; AG. 8 46. 
Berzeihniß der Kammern, zwei Berf. 26. 
Juli 79 (IMDB. 210 u. 211), S5 Abi. 2 
erg. Pf. 15. Juni 85 (IMB. 185); Df. 
20. Sept. u. 1. Oft. 81 (daf. 187 u. 242). 

9 GBG. 8 72- 77. 

8) Daſ. 8 78, Bf. 25. Juli 79 (IMB. 
207) u. 21. DH. 82 (IMB. 321). 

= GBG. 880 u. EG. 8 6. Unterfchied 
zwiſchen Verbrechen u. Vergehen 8 173 

d. W. — In Preußen waren von 1848 
his 1853 für alle politiihen u. Preß- 
vergehen die Schwurgerichte zuftändig. 
Hiervon ift im GVG. ebenfo abgefehen, 
wie von ber jeit 1853 beftandenen Ver⸗ 
weifung des Hoch⸗ u. Landesverrathes vor 
einen bejonderen Staatsgeridhtshof. 
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Gefhworenen. — Das Amt der Gejchworenen ift Ehrenamt; die Berufung 
zu denifelben erfolgt nad gleichen Grundfägen, wie zum Schöffenamte*?). 


8 183. 

e) Den Amtdgerichten, deren Site und Bezirke durch königl. Ver⸗ 
ordnung beftimmt find, feit dem 1. Dftober 1882 aber nur durch Geſetz 
geändert werden können“s), ftehen Einzelrichter vor. Soweit fie mit mehreren 
Richtern befett find, werden die Gefchäfte örtlich oder fachlich unter dieſe 
vertheilt. Die Amtögerichte find zuftändig für Vermögensanſprüche bis zu 
300 M. und für alle Progefie, die fi auf Mieths⸗, Gefinde- oder Arbeite- 
verhältniß, auf das Verhältniß Reifender zu Wirthen, Fuhrleuten, Schiffen 
und Handwerkern, auf Viehmängel, Wildfhäden und Echwängerungen be- 
ziehen. Sie bearbeiten ferner das Aufgebotsverfahren??) und die Konkurſe 
und leiten die Zwangsvollſtreckungen, auch wenn die Erfenntniffe von höheren 
Gerichten ergangen find). Im nicht ftreitigen Angelegenheiten fallen ihnen 
die Berwaltung der Grundbuch-, Vormundſchafts- und Stiftungsfadhen, die 
Führung der Handels-, Genofjenfhafts-, Mufter- und Schiffsregifter, die im 
Handels- und Genoffenfhaftsgefege außerdem vorgefehenen Handlungen und 
mit den durch die rheinifche Gefetgebung bedingten Mafgaben das Berlaffen- 
ſchaftsweſen und die Vollziehung, Beurkundung und Betätigung der Rechts⸗ 
handlungen zu°!). 

Für Straffadhen werden unter Vorſitz des Amtsrichterd und unter Be- 
rufung zweier Schöffen für jede einzelne Situng Schöffengerichte ge- 
bildet. In ihnen find abweidhend von den gefondert tagenden und auf Be: 
antwortung der Schuldfrage beſchränkten Schwurgeridhten die Laien mit dem 
Richter zu einem Kollegium vereinigt und zu voller Entſcheidung berufen. 
Die Schöffengerichte find zuftändig für Webertretungen und die mit hödhftens 
3 Monaten Gefängniß oder 600 M. Geldbuße bedrohten Vergehen, ferner 
für einfache Beleidigungen und leichte Fälle des Diebftahls, Betruges, der 
Unterfhlagung, Hehlerei und Sahbefhädigung??). Das Amt der Schöffen 





*) &VG. 879, 81-99; AG. 8 44, 45. 

*) AG. $ 21. — Site 2. 26. Juli 78 
(85. 275), erg. durd V. 10. Nov. 79 
(GS. 627), 26. April, 1. Juli u. 21. 
Sept. 82 (GS. 223, 332 u. 347) u. ©. 
7. April 85 (GS. 107) 8 1; Bezirte 2. 
5. Yuli 79 (GS. 393), erg. durch 2.1. 
Dt. u. 10. Nov. 79 (GS. 615 u. 627), 
26. Feb. 80 (SS. 84), 9. Nov. 81 (SS. 
341), 21. Suni, 21. u. 22. Sept. 82 
(GS. 325, 347, 348 u. 1883 S. 76); ©. 
7. April 85 (GS. 107 u. 174), 10. März 
u. 7. April 86 (GS. 41 u. 113), 18. März, 
©. 9. April u. V. 4. Sept., ©. 12. April 
u. B. 26. Aug. 87 (GS. 17, 113 u. 450, 


114 u. 335) u. KO. f. Heſſſaſſau 7. Juni 
85 (GS. 193) 8 118. — Abhaltung von 
Gerichtstagen AG. $ 22. 
GVG. 3 22-24; AG. 8 28, 24. 
8 207 Abf. 1 u. 198 Abſ. 1 d. W. 
) AS. 8 25—32 u. 69 ($ 28 u. 69 
find unter Ueberweiſung landgerichtlicher 
Auftändigfeiten an die Amtsgerichte im 
Geb. des rhein. Rechts neu gefaßt ©. 
16. Mai 87 GS. 135); verb. $ 14 u. 15. 
2) GBG. 8 26-30, verb. $ 75. — 
An den Schöffengeridten ift eim Theil 
der altgermanifhen Gaugerichtsverfaffung 
(Anm. 1 zu 8 171) wieder ins Leben ge 
rufen. 
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iſt Ehrenamt. Ausgeſchloſſen ſind Perſonen, die infolge von Beſtrafung 
oder Konkurs hierzu unfähig, wegen Gebrechen ungeeignet oder noch nicht 
30 Jahre alt find, ferner ſolche, die noch nit 2 Jahre in der Gemeinde 
wohnen oder Armenunterftügung empfangen, endlich Dienftboten, Religions» 
lehrer, Volksſchullehrer, Militärperſonen, richterlihe, Staatdanwalts-, ge- 
rihtlihe und polizeiliche Vollſtreckungs- und gewiſſe höhere Beamte. Zur 
Ablehnung des Amtes berechtigt die Mitgliedſchaft in einer deutſchen gejeß- 
gebenden Berfammlung, die Erfüllung der Pflicht als Geſchworener oder 
Schöffe im letzten Gefchäftsjahre, die Stellung als Arzt oder Apotheker ohne 
Gehülfen, die Vollendung des 6öften Lebensjahre? und die Unfähigkeit zur 
Tragung des erforderlichen Aufwandes?), — Die zu Schöffen geeigneten 
Perſonen werden alljährlih in Liften für die Gemeinden (Ürliften) und Amts- 
gerichtSbezivte zufammengeftelt. Ein Ausfhuß, der aus dem Amtsrichter, 
einem Bermwaltungsbeamten und 7 von der Sreis- (Amts- oder Gemeinde-) 
Vertretung gewählten Vertrauensmännern zufammengefegt ift, entfcheidet end- 
gültig über die erhobenen Einfprüde und die für das Gefchäftsjahr zu be- 
zufenden Schöffen und PVertreter (Haupt- und Hülfsſchöffen). Die Schöffen 
werden in der durch Auslofung beftimmten Reihenfolge zu den Sigungen 
herangezogen *). 
8 184. | 

f) Bei jedem Gerichte befteht eine von demjelben unabhängige Staats 
anwaltichaft. Sie bildet eine einheitliche Behörde ohne kollegialiſche Ver- 
faffung und wird beim Reichsgerichte durd) den Ober-Reichsanwalt und 
Reichsanwälte, bei den Oberlandeögeridhten dur den Ober- Staatsanwalt 
und Staatsanwälte, bei den Landgerichten durch den erften Staatsanwalt 
und Staatsanwälte und bei den Schöffengerichten dur Amtsanwälte ver: 
fehen®®). Die Beamten des Polizei- und Sicherheitsdienftes haben als Hülfs- 
beamte der Staatsanwaltfchaft den Anordnungen derfelben Folge zu leiften®®). 

Die Zuftändigkeit in ftreitigen Sachen bejtimmt fid) nad) den Prozek- 
ordnungen. Im Givilprogeffe liegen der Staatsanwaltſchaft nur wenige 
Geſchäfte 065%). Der Schwerpunft ihrer Thätigfeit Tiegt in dem auf der 
Grundlage der öffentlihen Klage aufgebauten Strafprozefje, in weldhem der 
Staatsanwaltſchaft die Rolle des Anklägers zufällto8). Zugleich fteht ihr Die 
Strafvollftredung zu’). Im nicht ftreitigen Sachen ift die frühere Zuftän- 


s GBG. $ 31-35; AG. 8 33. — 
Strafe unwahrer Entfhuldigung StGB. 
138. 


) GBG. 8 36-57; AB. 8 34—36. 
Aufſtellung der Urliſten CR. 18. April 
79 (MB. 105) u. 18. San. 82 (MB. 26). 

5 GBG. $ 142-152; AG. 8 58 bis 
61, 66 u. 67. GeſchO. f. d. Setretariate 
2. Aug. 79 (IMDB. Anl. III zu Nr. 32) 
8 17 geänd. Bf. 20. Mai 87 (MB. 135). 


— Amtsanwälte 8 62—65 ı. Amts 
anwaltsdß. 28. Aug. 79 (IMB. 260), 
Art. 8 u. 9 aufgeh. Pf. 23. Mai 85 
(IMB. 175) 8 17. 

2) GBG. 8 153; vgl. 8 233 d. W. 

7) In Eheſachen CPrO. 8 569 u. in 
Entmündigungsſachen daſ. 8 595. 

201 d. W. 


9 StrPrO. 8 483. — Die Staats⸗ 
anwaltſchaften führen im Reiche auf Grund 
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digfeit beftehen geblieben‘). Der Staatsanwaltſchaft liegt hiernach die 
Herbeiführung der Bormundfchaften, die infolge eines unter ihrer Mitwirkung 
ftattgehabten gerichtlichen Verfahrens nöthig werden), und die Ueberwachung 
der Erfüllung der durd das Handelsgeſetzbuch den Kaufleuten auferlegten 
Berpflihtungen‘?) ob. Im den neuen Provinzen hat fie die Verwaltung des 
Gefängnißweſens 68). 
8 185. 

8) Beſondere Gerichte neben den ordentlichen find nur für wenige 
beftimmte Sachen zugelaflen und auch lettere kann die Yandesgefetgebung den 
ordentlichen Gerichten übertragen). In Preußen beftehen neben dem bereits 


erwähnten Kompetenzgerichtshofe und dem geheimen Yuftizrath) nur: 


1. Die Militärgerichte 9); 


2. die Dieciplinargerichte für Nidter”), Beamte‘), Geiftlihe®) und 


Studirende 79); 


3. die Aufträgalgerichte der Standesheren?!); 
4. die auf Staatöverträgen beruhenden und in ihrer Einrichtung fi eng 
an die ordentlichen Gerichte anfchliegenden Rheinſchifffahrts- und Eib- 


zollgerichte??); 


5. die Gerichte in Ablöfungs- und landwirthſchaftlichen Auseinanderjegungg- 
ſachen (General-Rommiffionen und Ober-Landes-Rulturgericht?°)); 


6. die Gemwerbegerichte?*). 


wechſelſeitiger Mittheilung Strafregifter 
üb. die in ihrem Bezirke Geborenen V. 
16. Juni u. AusfPf. 12. Suli u. 10. 
Nov. 82 (EB. 309, 447 u. 1883 ©. 244, 
MB. 211, 279 u. 1883 ©. 45, IMB. 
200 1.1883 ©. 7). — Mittheilungen der 
Staatsamwaltihaft an andere Behörden 
über Unterfuhungen u. Beftrafungen Vf. 
25. Aug. 79 (MB. 221, IMDB. 251) 
Nr. 2-24, erg. Pf. 28. März 84 (IMV. 
65), ferner (Nr. 3) 22. März 80 (MB. 
112, IMB. 58) u. (Nr. 7) 12. Juli 81 
(MB, 178, IMDB. 159), (Munz⸗Verbrechen 
u. Vergehen) 29. April 86 (IMDB. 106). 

© AG. 8 58. 

3 Borm.d. 5. Suli 75 (GS. 431) 


a EG. 24. Juni 61 (GS. 449) Art. 7 
u. ©. 24. März 79 (GS. 281) 8 28. 

8), 3. 25. Juni 67 (ES. 921) Akt. 
XII 

 GHBO.8 14.16; EG. 83, 5 u. 6 
(die durch GVG. 8 143 zugelaſſeneu Ge⸗ 
meindegerichte finden ſich nur in Würtem⸗ 
berg u. Baden). 

8) 8 172 Abſ. 2 u. 8 181 Abſ. 2 d. W. 

) GBG. 8 16; EG. 87; 8 99 d. W. 


88 
828 
gr 


.D. 
wit. 5 u. 8 66 da]. 


I. 3 
—D 87. ©. 9 36 Abſ. 5 Nr. 5 
9 


Ey SBE. 8141; ©. 8. u. 9. März, 3. 
1. Sept. 79 (GS. 129, 132 u. 609). — 
Du die Kheinfhifffahrtsafte 17. Ott. 

68 (GS. 69 ©. 798) Art. 33, 34 u. 40 
hatte Holland, dur die Eibſchiffa. 23. 
Juni 21 (GS. 22 ©, 9) Art. 26 u. Add. 
Alte 13. April 44 (GS. 458) 8 46—51 
Qeſterreich (auch nad Aufhebung der 
Elbzölle ©. 11. Juni 70 BGB. 416) 
Anſpruch auf ſolche Gerichte — Die 
auf Deutichland beichränkten, die Weſer 
u. den Nedar betreffenden Gerichte find 
fortgefallen. 

7) 8 333 d. ®. 

7%) Sie flammen aus Franfreih u. 
finden fid) abgefehen von Eif.» Lothringen 
auch in der Aheinprovinz ©. 7. Aug. 46 
(85. 408), AG. (zur EivPrO.) 24. 
März 79 (85. 281) 8 10. Sie be 
ftehen in Aachen, Barmen, Düfjeldorf, Ele 
berfeld, Gladbach, Köln, Krefeld, Lennep, 
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Unberüdrt find die nur in Angelegenheiten der nicht ftreitigen Gerichts- 
barkeit zuftändigen Dorfgerichte in den öftlihen Provinzen, insbejondere in 
Schleſien und die Orts und Feldgerichte in Heſſen⸗Naſſau geblieben”‘). 


3. Inſtizperſonen. 
8 186. 

a) Ueberſicht. Die Juftizbeamten!) foheiden fich in die felbftftändig 
geftellten Richter und in die nit rihterlihen Beamten. Der Auffiät 
des Juſtizminiſters und der Vorftände der Gerichte und der Staatsanwalt- 
haft find zwar alle Juftizbeamten unterworfen?), doch bleibt die aus Diefer 
Auffiht fliegende Befugniß zur Ertheilung von Rügen und Berhängung von 
DOrdrrungsftrafen?), ebenfo wie die eigentliche Disciplinarbeftrafung*) auf Die 
nicht rihterlihen Beamten bejchränft, während für die Richter befondere Vor⸗ 
fhhriften beftehen. Zu den nicht richterlihen Beamten zählen die Staatsan- 
wälte und niederen Gerichtsbeamten, zu den Juſtizperſonen außerdem die 
Schiedsmänner, Rechtsanwälte und Notare. 


8 187. 

b) Die Richter werden auf Lebenszeit vom Könige ernannt?). 

Die Befähigung zum Nichteramte wird durch Ablegung zweier Prüs 
fungen dargelegt. Der erften geht ein dreijähriges Rechtsſtudium auf einer 
Univerfität — davon mindeftens drei Halbjahre auf einer deutſchen —, der 
zweiten eine mindeftend vierjährige praftifche Beſchäftigung bei den Gerichten, 
Staats: und Rechtsanwälten voraus. Der Ablegung ber erften Prüfung 
folgt die Ernennung zum Referendar, der der zweiten die zum Gerichts⸗ 
aſſeſſor). Die in einem Bundesftaate beftandenen können in jedem andern 
zur Vorbereitung, bez. zum Richteramte zugelaflen werden”). Zu leßterem 
ift aud jeder ordentliche Lehrer des Rechts an einer deutſchen Univerfität 
befähigt). 

Die Richter Haben Anfprud) auf Rang?) und Gehalt, auf lebteren 
nach feiten, dem Dienftalter entfpredenden Grundſätzen 10). Damit foll die 


Mühlheim a. RH., Remſcheid u. Solingen. 8 66 d. W., insbe. Anm. 55. 


— ge Einführung im übrigen Preußen 
9. Feb. 49 GS. 110) hatte keinen 

har, 

5), Anm. 52 (8 Ar Me 8 
nebft Anm. 4 ($ 214) d 

1) Tagegelder u. efhoien ® . 24. 
Dez. 73 (GS. 74 ©. 2), erg. 2. 8. Mai 
76 (GS. 119) u. auf den OLGBE. 
Köln ausgedehnt 8. 11. Feb. 80 (SS. 
53). — Rrlaubung Df. 28. Mai 85 
IMDB. 175). 
2, AG. 8 77-79, 82 u. 83; GVBG. 
152, 


9) AG. 80, 81. 


2) GVBG. 86 1. 10; AG. 87 u. 2. 
%) GVBG. 8 2; ©. 6. Mai 69 (SS. 
668) ergänzt ©. 1. Juni 74 (GS. 212) 
AG. $ 1 u. 2; Regul. 1. Mai 83 (MB. 
135, IMB. 131). — Prafunge- ⸗Kom⸗ 
miſfion 8 178 Abi. 2 d. 
) 686.83 u. 5. 

5) Daſ. 8 4. 
87028. — Bei den Amts⸗ u 
Landgerichten führen fie den —* 

„Amts⸗ u. „Landrichter“ AG. 88 
GVG. 87 u. 9; AG. 8 9—1lu. 
8. 16. April 79 (GS. 318). 
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Unabhängigkeit der Richter ficher geftellt werden. Gleichem Zwecke dient die 
Vorſchrift, daß Richter unfreiwillig nur dur Richterſpruch unter den gefeg- 
then Borausfegungen und Formen ihres Amtes enthoben, oder an eine 
andere Stelle, oder in den Ruheſtand verjett werden dürfen!) Das Dieci- 
plinarverfahren gegen Richter, die ihre Amtspflichten verlegen oder ſich des 
dur den Beruf erforderten Anfehend und Vertrauens unwürdig zeigen, ift 
demgemäß abweichend von den allgemeinen Disciplinarvorfäriften geregelt!2). 


8 188. 

c) Die Staatdanwälte!?) gehören zu den nicht richterlichen Juſtiz⸗ 
beamten, müſſen aber zum Richteramte befähigt ſein. Die dieſerhalb und 
für die Ernennung und das Rangverhältniß in betreff der Richter gegebenen 
Vorſchriften finden demgemäß auch auf die Staatsanwälte Anwendung !t). 


8 189. 

9) Zu den niederen Gerichtsbeamten 15) gehören die mit der neuen 
Gerichtsorganifation eingeführten Gerichtsſchreiber und Gerichtsvollzieher und 
die Gerichtsdiener$). 

In dem Gerichtsſchreiber findet fi der gefammte Subalterndienft 
bei einem Gerichte (Gerichtsfchreiberei) vereinigt. Der Gerihtsfchreiber führt 
das Protokoll in den Geritsfigungen, hat Anmeldungen, Geſuche, Wechjel- 
protefte, Inventuren und Siegelungen aufzunehmen und Beglaubigungen und 
Ausfertigungen zu ertheilen!?). Die Anftelung der Gerichtsfchreiber und Ge: 
richtsfchreibergehülfen erfolgt nad) vorgeſchriebener Vorbereitung und Prüfung 
gegen Gehalt!?), Das erforderlide Schreibwerf müflen fie auf Verlangen 
gegen Entſchädigung felbft befchaffen!?). 


Die Gerichtsvollzieher find mit Vornahme der Zuſtellungen, La⸗ 


1) 6VG. 88; AG. 3-5 u. ©. 26. 
Mürz 56 (SS. 201) 8 1. — Entipredjende 
Vorſchriften enthielt die VU. Art. 87. Das 
in letzterer enthaltene Verbot der Ueber⸗ 
tragung anderer beſoldeter Staatsämter 
(Art. 88) iſt HN aufgehoben ©. 30. 
April 56 (GS 

©. 7. —* —8 (GS. 218), erg. 
©. 26. Mürz 56 (GES. 201); Einf. i. d. 
neuen Prov. gemäß der B. 23. Sept. 67 
(GS. 1613); Anpaſſung an die neue Ges 
rihtsorganifation u. Einf. i. Lauenburg 
©. 9. April 79 (GS. 345). 
13) Bol. 8 184 d. W. 
19 GBG. 8 147—152; AG. 8 60, 61, 
67 


1) Zuftändigfeit bei der Anftellung Bf. 
2. März 85 (IMDB. 96). 

10) aaa 23. Feb. 85 IME. 65 
u. 


I u. Anl. A 


N GVBG. 8 154; AG. 8 68-72 
(8 69 geändert Anm. 51 zu 8 183); 
GeſchäftsO. f. d— Gerichteföreibereiet 
Amts» u. Landgeridte Bf. 3. Aug. 79 
(IMB. 230) u. Anl. I u. II; der OLan⸗ 
beögerichte Df. 8. Sept. 79 (IME. 324) 
.u. B. — Wenig entiprechend 
der übrigens erftrebten deutſchen Aus⸗ 
drucksweiſe iſt ihnen der Amtstitel „Se⸗ 
kretär“ und „Aſſiſtent“ beigelegt Vf. 12. 
Deʒ I (IMB. 471). 

» G. 3. Mir 79 (GS. 99) u. 
Ger.Schr.D. 10. Feb. 86 (IMDB. 37). 
Die Anftellung als Dolmetſcher ift auf 
Gerichtsſchreiber u. Gerichtsſchreibergehülfen 
beſchränkt DolmO. 24. April 86 (IMB. 
98 


* 

19 8 8 des Se, Bf. 4. u. 29. Sept. 
79 (IMB. 308 u. 891), 19. San. 84 
(IMB. 18) u 2. San. 85 (IMDB. 5). 
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dungen und Vollſtreckungen betraut?®), und zur Aufnahme von Wechſelproteſten 
und Vornahme von freiwilligen Verfteigerungen, Siegelungen und Inventuren 
zuftändig?!). Sie dürfen Gebühren erheben??). 

Ä $ 190. 

e) Schieddmänner zu vergleihöweifer Entſcheidung der Rechtsſtreitig⸗ 
feiten waren jeit 1827 in ganz Altpreußen mit Ausnahme der Rheinprovinz 
eingeführt. Nachdem die neue Juſtizgeſetzgebung das gerichtliche Einfchreiten 
wegen der durch Privatklage zu verfolgenden Beleidigungen von dem zuvorigen 
erfolglofen Sühneverfud) vor einer Vergleihsbehörde abhängig gemacht hatte??), 
ift die Einrihtung auf den ganzen Staat ausgedehnt worden). Zugleich ift 
den Schied8männern außer dem Falle der Beleidigung und Körperverlegung ?°) 
auch die gütlihe Schlichtung bürgerlicher Rechtsftreitigkeiten über vermögens- 
rechtliche Anfprüdhe übertragen, foweit folde von den Parteien beantragt 
wird. Alle demgemäß aufgenommenen Bergleihe haben die Wirkung der 
gerichtlichen 2°). Die Verhandlungen find fportel- und ſtempelfrei?). Die 
Parteien finden damit Gelegenheit, die Weitläufigkeiten und Koſten des 
Prozeßverfahrens zu erfparen. 

Für die einzelnen Gemeinden werden Schied8männer und Stellvertreter 
auf drei Jahre gewählt. Größere Gemeinden werden in Bezirke getheilt, 
Heinere zu foldhen vereinigt. Die Wahl fteht in letzterem alle der Kreis⸗, 
übrigens der Gemeindevertretung zu. Die Gewählten werden beftätigt und 
vereidigt. Sie haben die Rechte der Beamten und ftehen unter Aufſicht des 
Land⸗ und Oberlandes-Gerichtspräfidenten und des Juſtizminiſters. Das 
Amt ift Ehrenamt. Zur Wählbarkeit gehört ein Alter von 30 Jahren, 
Wohnſitz im Bezirke, Beſitz der bürgerlichen Ehrenrechte und des Verfügungd- 
rechts über das Vermögen. Staats» und befoldete Beamte der Kommunal⸗ 
und Kirchenverwaltung bedürfen der Genehmigung. Zur Ablehnung berechtigt 
das Alter von 60 Jahren, anhaltende Krankheit, lange oder häufige Ab- 
wejenheit, Verwaltung eines unmittelbaren Staatsamtes oder die des Schieds⸗ 
mannsamted während der letzten 3 Jahre und fonftige Billigfeitsgründe. 
Unbefugte Ablehnung kann für 3 bis 6 Jahre mit Verluft des Gemeinde- 


2) EPLO. 8 152 u. 674; StPO. 8 37. 
— Bol. Anm. 25 zu $ 180 u. Anm. 53 
u 8 192. 

2) GBG. 8155 u. 156; AG. 8 73—76. 
— GexVollzO. 23. Feb. 85 (IMDB. 56), 
847 erjeßt durch Vf. 13. Feb. 86 (IMB. 
36); GeihAnw. 24 Zuli 79 (IML. 
206) u. Anl., $ 35 ergänzt Bf. 16. Juni 
83 (IMB. 191) u. 8 121—137 neugefaft 
Df. 23. Feb. 85 (IMDB. 68); Vornahme 
freiwilliger Derfleigerungen nt 29. Sept. 
3 (MB. 247, IMDB. 212). 

2, GebO. 24. gIuni 3 (RGB. 166), 


erg. ©. 29. Juni 81 (RGB. 178) Art. 3; 
pr. AS. 10. März 79 (GS. 145) $ 32 
bis 41. Bf. 6. März 85 (IMDB. 99). 

2, StPrO. 8 420. 

2) Schiedsmanns⸗O. 29. März 79 
(SS. 321). — Kom. v. Florſchütz 10. Aufl. 
(Berl. 86). 

= SchO. 8 33—39. 

©), Daſ. $ 12-32 u. 47. 

7, Daf. $ 40-46. — Stempelver- 
wendung bei an fi ee 
Berhandlungen Bf. 17. Nov. 85 (IMB. 
368). 
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rechts und mit um bis !/, ſtärkerer Heranziehung zu den Gemeindelaſten 


geftraft werden?®). 8 191. 


f) Die Nehtdantwälte??) find die berufenen Vertreter und Bertheidiger 
der Parteien vor Gericht. Ihre Thätigkeit erſtreckt ſich ſonach neben der 
Prozeßvertretung (Anwaltfchaft, Profuratur) auch auf die Rechtsvertheidigung 
(Advokatur). 

Außerhalb der Anwaltsprozeſſeꝰo) find die bei einem Gerichte zuge- 
laſſenen Rechtsanwälte im ganzen Reiche zuftändig®"). Uebrigens ift die 
Zulaffung durch die Fähigkeit zum Richteramte bedingt und nur unter be- 
ftimmten gefeglichen Vorausfegungen zu verfagen??),, Mit diefen Einfchrän- 
tungen befteht freie Advokatur. 

Das Berhältnif des Rechtsanwalts zum Auftraggeber ift an ſich Gegen- 
ftand des Privatrechts, bringt dabei aber für erfteren mehrere bejondere Ob- 
Vtegenheiten mit fi. Neben der Erfüllung diefer und der durch den Beruf 
an fi) geforderten Pflichten muß der Rechtsanwalt fih aud) innerhalb und 
außerhalb feine® Berufes der durch denfelben bedingten Achtung würdig 
zeigen?®). Zumwiderhandlungen werden in einem bejfonderen ehrengeridtlichen 
Berfahren verfolgt und mit Warnung, Verweis, Geldbuße oder Ausſchließung 
von der Rechtsanwaltſchaft beftraft’®). 

Die innerhalb eines Oberlandesgerichtsbezirkes zugelaffenen Rechtsanwälte 
bilden die Anwaltsfammer. Diefe wählt einen Vorſtand von 9 bis 15 
Mitgliedern, welchem die Verwaltung der gemeinfamen Angelegenheiten, die 
Aufjicht über die Anwälte, insbefondere die Handhabung der ehrengeridhtlichen 
Strafgewalt und die Entſcheidung von Streitigfeiten der Anwälte unter 
einander und mit ihren Auftraggebern obliegt®°). 

Die Gebühren der Rechtsanwälte find durch Reichsgeſetz nad ähn- 
fihen Grundſätzen geregelt, wie die Gerichtskoſten?s). Abweichende Verab⸗ 
redungen find dadurch nicht ausgefchlofien?”)., Die Regelung, die zunächſt 
nur für die nad) der Konkurs-, Civil- und Straf-Prozeß- Ordnung zu ver⸗ 
handelnden Sachen erfolgt war, ift auf alle übrigen Fälle ftreitiger Gerichts: 
barfeit und — foweit es fid) um allgemeine Grundfäge handelt — aud) auf 
die fonftige Berufsthätigkeit der Rechtsanwälte ausgedehnt ?®?). 

3, Daf. 8 1-11; ER. 27. Aug. 79 3) Daf. 8 28-40 u. SGB. $ 31, 


(ME. 209, IMB. 304), 8 4 gend. | Abf. 2, 300, 352, 355, 358 u. 359. 
Bf. 8. April 82 (MB. 63, IME. 87. | 9) RAD. $ 62-97, 115 u. 116. — 


©, RechtsanwO. 1. Juli 78 (RGB. 
177). — Rom. v. Sydow 2. Aufl. (Berl. 84). 

” 8 194 Abf. b. W. 

a) NAD. 8 26 u. 27. 

=) Dal. 8 1-25, 104, 107—110, 
112—114, 8. 25. Juni 79 (66. 387) 
u. Ausf®f. 28. Juni 79 (IMDB. 151). 
5 Sulaffung beim RGerichte RAD. $ 


Beftrafung der Ungebühr i. d. Gerichts⸗ 
fitungen durch das Geridt GVG. 8 180 
bis 183. 

N RD. 8 41—61, 102, 105, 106 
u. 

3 GO. 7. Sul 79 (R6B. 176). 
— Rom. vie A 

m GebO. 

2) AG. 2. eh 80 (GS. 43). 
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A. Geridtskoften. 
8 192. 

Die Gerichtskoſten (Sporteln) bilden eine Gebühr??), die für die Be— 
nutzung der ftaatlichen Rechtspflege erhoben wird. Sie fallen im Civilprozeſſe 
der unterliegenden Partei zur Laft‘?) und dienen fomit zugleih ald Schutz⸗ 
mittel gegen mißbräuchliche Benutzung der Gerichte durch ungegründete oder 
ungenügend vorbereitete Anträge. 

Die Koften in allen nad der Konkurs-, Civil- und Straf-Pro- 
zeßordnung vor den ordentliden Gerichten verhandelten Saden 
find reichsgeſetzlich feſtgeſtellt. Die Klagen über Vertheuerung der Rechtspflege, 
insbefondere über die Höhe der Nebenkoſten (Schreib-, Zuftellungs- und Voll⸗ 
ftredungsgebühren), die ſich namentlich bei Heineren Gegenftänden unverhältnig- 
mäßig hoch ftellten, haben bereit$ eine Ermäßigung herbeigeführt‘). “Die 
Koften werden nad feiten Pauſchſätzen beftimmt, die, foweit eine Werthſchätzung 
des Gegenftandes in Frage kommt, nad) diefer abgeftuft find‘). Die Pauſch⸗ 
füge umfaflen alle Abgaben von Prozeſſen, insbejondere auch die Stempel*®), 
Außer denfelben kommen nur baare Auslagen in Anſatz“), zu melden ins- 
befondere die Gebühren der Zeugen und Sachverftändigen“) und die Gebühren, 
Tagegelder und Reiſekoſten der Yuftizbeamten*‘) gehören. Befreit von allen 
Gerichtskoſten find der Reichs- und der preußifche Staatsfisfus und vor den 
Landesgerichten aud) alle öffentlihen Armen-, Kranken und Befjerungsanftalten, 
die Waifenhäufer, die Gemeinden in Armenfaden, die Volksſchulen, die anderen 
Unterrihtsanftalten, Kirchen und Pfarren, infofern fie feine Ueberſchüſſe ab- 
werfen und nicht lediglich das Intereſſe der Nutnießer in Frage fteht, die 
gemeinnützigen Anftalten nad Beftimmung des Minifters*”), insbefondere die 
gemeinnügigen Baugeſellſchaften“s). — Befreit find ferner alle diejenigen, 
welche die Koften neben dem eigenen und der Familie Unterhalt nicht aufzu- 


®, 81332. 173). Sie findet auf alle vor befondere 


”, EivPrO. 8 87—100. 

a) Gericht skoſten G. 18. Juni 78 
(RGEB. 141); Ermäßigung ©. 29. Juni 
831 (RGB. 178) Art. 1. — Pr.Aus- 
führungs®. 10. März 79 (GS. 145) 
8 1-31 u. ©. 21. März 82 (GS. 129) 

8 1—8. 

=, GKG. 87. — Eivilfahen $ 8—49 
(mit den Aenderungen des G. 1881), 
AS. $ 17, 18, Straffahen GKG. 8 59 
bis 78 (mit ben Aenderungen des ©. 
1881); ; Konkursſachen vol; ; eu 58 desgl. 

2, Daf. 2 AG. $ 2 

4, HRG. 8 79, 80; s. 1881 Art. 2 
$ 80a u. 80b; AO. 8 2 

©) Gebührend. 30. mi 18 (RGB. 


Gerichte gehörigen oder durd die Proz. 
Ordnungen nicht betroffenen geridtlichen 
Angelegenheiten Anwendung A®. 8 42. 
Anm. 1, 22 u. a1 Abi. 5; Bf. 

27. er © (IMB. 3 

9 G 8 98. — W esügrenfeeieit 
vor ven Geihegeiäte V. 24. De. 83 
(RGEB. 84 S. 1), vor den Randesgerichten 
preuß. ©. 10. Mai 51 (GS. 622) 8 4; 
auf Hannover, Franffurt a. M. u. den 
DRG. Bezirk Köln ausgedehnt G. 21. März 
82 (66. 129) $ 5. Hiernach find aud 
Milttürperfonen rädfihtlih der Teftamente 
bei Mobilmachungen u. der Todeserklaͤrun⸗ 
gen im Kriege frei. 

9) ©. 2. März 67 (GS. 385). 
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bringen vermögen (Armenreht)*). Ausländern fteht diefe Wohlthat nur 
im alle der Gegenfeitigfeit zu 5). 

Die Koften werden durd) Erhebung eines Borfchuffes ficher geftellt®?). 
Anſatz und Zahlungspflicht find näher geregelt??). Die Einziehung erfolgt 
durch die bei allen Amtsgerichten beftehenden Gerihtsfaffen, die gleich den 
Gefängnißkaſſen Spezialfaffen und Organe der für die OberlandesgerichtSbezirfe 
errichteten Juſtizhauptkaſſen bilden 59). 

Die Grundfäte des Gerichtsfoftengefeßes find demnächſt auf die übrigen 
Fälle ftreitiger Gerichtsbarkeit allgemein‘), auf die freiwillige aber 
nur infoweit ausgedehnt, als es ſich um die Zuftändigfeit und Feſtſetzung der 
Koften und um die dieferhalb erforderliche Berechnung des Werthes und der 
baaren Auslagen handelt’). Uebrigens Liegen den Koſten der freimilligen 
Gerichtsbarkeit nod) die feitherigen Gefege mit der Maßgabe zu Grunde, 
daß im Landesgerichtöbezirke Köln die an-Stelle der Gerichtsgebühren erhobene 
Jurisdiktionsſteuer fortgefallen iſt s). Im einzelnen gelten demnach folgende 


Beftimmungen: 


1. Die Koften in Vormundſchaftsſachen find einheitlich geregelt’); 
2. daſſelbe gilt von den auf die Handels-, Genoſſenſchafts- und Schiffs⸗ 
regiſter bezüglichen Angelegenheiten, den durch das Handelsgeſetzbuch und 
Genoſſenſchaftsgeſetz den Gerichten zugemiefenen Gegenftänden und von 
Erledigung der Erfuchen (Neguifitionen) 9). 
3. Für Grundbud) und Hypothelenfachen beftehen befondere Koftentarife>?). 
4. In allen anderen Angelegenheiten finden die älteren preußiſchen Be⸗ 


ſtimmungen weitere Anwendung"), 


@) SPD. 8 106—118; StPrO. 8419 
Abi. 3; webe. ohrigeitiche Vorbeſcheini⸗ 
gung CPO. 8 109, C. 26. Mai 87 (ML, 
118, IMDB. 187, 

0) Italien Bel. 1. Ol. 79 (RGB. 
312), Oeſterreich⸗ Ungarn Uebereint. 9. Mai 
8 (RGB. 87 S. 120); Belgien 18. Oft. 
78 (RSB. 79 ©. 316); Yuremburg 12. 
Sumi 79 (RGB. 319); Frankreich 20. Feb. 

I (REB. 81 ©. 8 

N SRG. 8 81- era 90 u. 38. 

2), Daſ. 8 4—6, 86-94: AG. 8 28 
bis 30; Df. 28. Feb, 85 (MB, 90). 

5) Inſte 1. Dez. 84 (IMB. 272 nebſt 
Beil. u. ©. 276), geänd. Bf. 2. Jan. 87 
(IMDB. 15), Uebergangsbeit. Bf. 3. März 
8 (IMDB. 94 u. Beil.); außerordentliche 
Keviftonen Df. 21. Juni 85 (IMB. 222); 
die zwangsweiſe Beitreibung erfolgt nad) 
den Anm. 63 zu 8 198 aufgeführten 
Vorſchriften durch die Gerichtsvollzieher 
(5 189 Abſ. 3 d. W.). — Einziehung 
beim Reichsgerichte Anm. 25 zu 8 180. 


— Die Bundesſtaaten haben ſich bei der 
Einziehung Beiſtand zu leiſten GKG. 
8 99; Anw. 23. April 80 (EB. 278), 
Einziehungsbehörden CB. 1885 Beil. 
Nr. 13. 

AS. 81-3. — Zwangsvollſtreckung 
in das unbeweglihe Vermögen Anm. 72 
zu 8 198. 

5 AG. 8 4-8, 21 u. 27. 

e Daſ. 8 31 u. 232, 

5, Anm. 27 zu 8 211. 

” AG. 8 18-18, 19 u. 20. 

2) Anm. 2b u. c (zu 8 214), Hans 
nober Anm. 3 daf., OLGBez. Köln Anm. 

daf. 

©, G. 10. Mai 51 (6S. 622), ins⸗ 
bef. Tarif $ 15—24 ($ 24 geändert AG. 
821) u. ZufatG. 9. Mat 54 (GS. 273) 
Art. 15 u. 16; Koften bei Nachlaßreguli⸗ 
rungen ©. 1. Mai 65 (SS. 509) ($ 7 
aufge. AG. 8 21). — Einf. diefer Bor» 
ſchriften i. SchlHolſtein u. — 
nach Maßg. der drei V. 30. Aug. 67 
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IV. Prozeß. 
l. Einilprozeß. 
a) Einleitung. 
8 193. 


Das Rechtsverfahren ift ein Zweig des öffentlichen Lebens und kann bei 
vorgefhrittenem Verkehre der einheitlihen Regelung in einem größeren Ge- 
biete nicht entbehren. Gleichwohl beftanden in Deutfchland eine Reihe von 
Prozeßordnungen, die zum Theil auf ganz verfchtedenen Grundfägen beruhten. 

Für Preußen Hatten fi in der Allgemeinen Gerichts-O. und in dem 
rheiniſch-franzöſiſchen Verfahren zwei völlig entgegengefegte Syiteme entwidelt. 
Die Ger.-D. hatte getreu dem Geifte der Fridericianifchen Yuftizreorganifation 
ein Inftruftionsverfaßren eingeführt, in dem der Ricäter von Amts wegen das 
zwifchen den Parteien beftehende Rechtsverhältniß auf jede Weiſe erforfchen 
jollte!). Dies Verfahren erwies fich als nicht durchführbar; fpätere Gefete 
(1833 und 1846) kehrten defhalb zur Verhandlungs- und Eventualmarime 
des gemeinen deutſchen Prozeſſes zurüd?) und ſuchten gleichzeitig durch Hinzu- 
fügung einer Schlußverhandlung Annäherung an den Grundfag der Mündlid- 
fit. Im Weſen blieb indeß in dem voraufgehenden Schriftenmechfel die 
hriftlide Grundlage beftehen. In diefer Umgeftaltung wurde das Verfahren 
jpäter (1849 und 1867) auf die Gebiete des gemeinen Rechtes übertragen. 
Nur die Provinz Hannover blieb ausgeſchloſſen. In diefer wurde die dortige 
Prozeß⸗O. beibehalten, welche ebenfo wie der im rheiniſchen Kechtsgebiete maß- 
gebend gebliebene Code de procedure civile den Grundfag der Mündlichkeit 
zum vollften Ausdrud gebracht hatte. 

Die neue Civil-Prozeß-O. hat alle verfchiedenen deutfchen Prozeß- 
vorfchriften durch neue Beſtimmungen erfegt und das Streitverfahren vor den 
ordentlichen Gerichten für das ganze Reich einheitlich geregelt?). 


(GS. 1369, 1385 u. 1399) u. des ©. 
7. März 70 (85. 193); Art. XI H 
Ab). 3 aufgeh. ©. 21. März 32 GS. 129 
8 4). Subhaftationskoften im Geb. der 
AGerO. ©. 15. März 69 (GS. 421) 
8 114 u. Tarf. Im OLGBezʒ. Köln 
fommt nod die Tare f. Friedensgerichte 
23. Mat 59 (GS. 309) zur Anwendung. 

) 8 171 Abſ. 2 d. ©. 

2) Nach der Berhbandlungsmarime 
iſt der Richter in feiner Entſcheidung 
lediglich an die Vorträge der Parteien 
gebunden; nad der Eventualmarime 


Grf. Hue de Grais, Handbuch. 6. Aufl. 


haben letztere alle Angriffs-, Vertheidi⸗ 
gungs⸗ u. Beweismittel bei Strafe des 
Ausihluffes auf einmal vorzubringen, 
aud wenn davon erft fpäter u. unter 
Umftänden (eventuell) Gebrauch gemacht 
werden joll. 

9) CivPrO. 30. Januar 77 (RXGB. 
83); Einf. (daf. 244). — Preuß. Ausf- 
G. 24. März; 79 (GS. 281). — Ueber: 
gangsbeft. ©. 31. März 79 (GS. 332) 
8 1—34 u. 448. — Som. v. Wil- 
mowsfi u. Levy, 4. Aufl. (Berl. 85); 
größere u. Handausgabe. 
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b) Grundlagen des Berfahren®. 
8 194. 

Die Zuftändigfeit wird ſachlich durch die Gerihtsverfafjung*), örtlich 
durch den Gerichtäftand (Forum) beftimmt. Diefer richtet ſich nach dem Orte, 
an dem die Parteien wohnen, die ftreitige Sache belegen oder die fragliche 
Handlung vorgenommen ift?). In vermögensredtlihen Sachen können die 
Parteien fi) über ein an fich zuftändiges Gericht erfter Inftanz vereinbaren 
(Prorogation)d). — Richter, die in der Sache befangen erſcheinen, find laut 
Geſetz oder nad Ablehnung ſeitens der Parteien von der Entſcheidung aus- 
gefähloffen?). 

AS Parteien dürfen alle Perfonen infoweit auftreten, al8 fie ſich durch 
Berträge verpflichten können. Großjährige Hausfinder und Ehefrauen find als 
ſolche nicht beſchränkt (Prozeßfähigkeit)8). In Streitfadhen vor den ordentlichen 
- Gerichten mit Ausflug der Amtsgerichte ift die Vertretung durd) einen 
bei dem Gerichte zugelaffenen Vertreter geboten (Anwaltsprozefje)). In den 
übrigen Fällen können alle prozeßfähigen Perfonen als Bevollmächtigte oder 
Beiftände auftreten!Y). Die Vollmachten müſſen ſchriftlich ausgeftellt und 
auf Verlangen der Gegenpartei beglaubigt ſein. Spezialvollmachten werden 
nicht erfördert 11). 

Im Verfahren iſt der Grundſatz der Mündlichkeit zum vollſten Siege 
gelangt. Beſtimmend war dabei die Erwägung, daß, wenn das ſchriftliche 
Verfahren größere Sicherheit und Ueberſichtlichkeit gewährt hatte, dafür im 
mündlichen Prozeſſe nicht nur eine weſentliche Abkürzung erreicht, ſondern vor 
allem die Sache über die Form, das materielle über das formelle Recht er⸗ 
hoben werden Tonnte. Die Mündlichkeit fordert die Unmittelbarfeit der Ver⸗ 
handlung vor dem erfennenden Richter. Die mündliche Verhandlung wird zum 
Hauptafte, in dem der ganze Rechtsſtreit fi) abfpielt. Die Schriftfäte 
(Klage und Klagebeantwortung), die im preußifchen Prozeffe die eigentlichen 
Grundlagen des Verfahrens bildeten, dienen nur nod) zur Vorbereitung. Ihr 
Inhalt ift für den Richter nur infomeit maßgebend, als er in der mänblidhen 


8179 Abi. 5 Nr. 1d. W. — Werths 
beſzmmung des Streitgegenſtandes CPO. 


5 Daſ. 8 a u. EG. 89. 

9 CPO. 8 38—40. 

7) Daſ. 8 ar 

9) Daſ. 8 50-73. — Die 850, 55 u. 
AS. 8 3 handeln von dem gefetstichen u. 
dem amtlich beftellten Vertreter (Litis⸗ 
furator), CPO. S 56—60 von der Streit« 
genofienfhaft, 8 61—73 von der Bethei- 
ligung dritter am Nechtöftreite (Inter 
bention). 


9) Das. $ 74, 1216 u. 230; verb. 8 128 
u. 132. 

10) Daf. 8 75 u. 86. — Unfähige u. 
geihäftsmäßige Vertreter u. Beiftände 
(Winkelkonſulenten) können in der mund⸗ 
lichen panblung zurückgewieſen werben 


1) Dal. 8 76-85; Vertretung des 

Fietu⸗ G. März 85 (GS. 65) u. 

2 Ir u. 24. März 85 (IMDB. 119 
) 


72) 
fear 
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Verhandlung wiederholt wird. Die Eventualmarime, durch welche im ſchrift⸗ 
lichen Verfahren der vollſtändige Abſchluß jedes Schriftſatzes erzielt werden 
ſollte, wurde damit entbehrlich und iſt fortgefallen. Angriffs- und Vertheidigungs⸗ 
mittel, Beweismittel und Beweiseinreden können bis zum Schluſſe der letzten 
mündlichen Verhandlung und demnächſt auch in der Berufungsinſtanz vorgebracht 
werden. Die Verhandlungsmarime iſt beibehalten, erhält jedoch durch die 
richterliche Prozeßleitung die erforderliche Begrenzung 19). 

Um ferner den Richter möglichſt auf die Rechtſprechung zu beſchränken, 
ſind demſelben alle Geſchäfte abgenommen, die mit gleichem Erfolge von unter⸗ 
geordneten Perſonen oder von den Parteien ſelbſt ausgeführt werden können. 
Die Zuſtellungen ſind in die Hand der Parteien gelegt (Privatbetrieb), die 
indeß außerhalb der Anwaltsprozeſſe die Vermittlung der Gerichtsſchreiber in 
Anſpruch nehmen können. Die Zuſtellung wird durch die Gerichtsvollzieher 
entweder direkt oder durch die Poſt bewirkt. Zwiſchen Anwälten kann fie un⸗ 
mittelbar gefchehen!?). Der Regel nad erfolgt die Terminsanfegung 
durch den Richter, die Ladung durd die Parteien). 

Friſten können auf Gefe, richterlicher Beftimmung oder Vereinbarung 
beruhen. Sie werden unter Einrechnung des Anfangstages berechnet und 
laufen mit dem Schlußtage, foweit diefer fein Sonn- oder allgemeiner Feier⸗ 
tag ift, ab. Ihr Lauf ruht während der Gerichtsferien 18). Dies gilt nicht 
von den im Gefete als foldhen bezeichneten Nothfriften (Fatalien), die außer- 
dem jeder Einwirkung der Parteien entzogen ſind 16). Gegen Berfäumung 
von Prozeßhandlungen und Friften findet unter Umftänden Wiedereinfegung 
in den vorigen Stand (Reftitution) ftatt!). Ein Stillftand in dem 
einmal eingeleiteten Prozeſſe kann infolge geſetzlicher Vorſchrift eintreten, oder 
durch richterliche Beftimmung oder Vereinbarung der Parteien herbeigeführt 
werden (Unterbrechung, Ausfegung oder Ruhen des Verfahrens)18). 


c) Berfahren in erfter Inftanz. 
8 195. 

Das erftinftanzliche Verfahren findet entiweder vor dem (follegialen) Land- 
gerihte oder vor dem Einzelrichter (Amtsgerichte) ftatt!?). Im Verfahren 
vor den Landgerichten ift die Klage, die von einem beim Prozeßgerichte 
zugelaffenen Rechtsanwalte unterzeichnet fein muß, dem Gerichtsſchreiber 
einzureihen und nad Beitimmung des Termins dur den Präfidenten 


#2, Daſ. 8 119—151, 251, 255 u. 491.  Dai. 8 198-207. 

3, Daſ. 8 152—190. — Berfahren bei 10 Daf. 8 201 u. 202. Beifpiele in 
Zuftellung durch Niederfegung der Schrift- | $ 304, 477, 514, 549, 835 u. 870. 
ſtücke bei dem Polizei» oder Gemeindevor⸗ m Daſ. $ 208— 216. 
ftehern ER. 14. April 80 (MB. 129,  Daf. $ 217—229. — Unterbrechung 
IMB. 95). — PoſtO. ($ 380 Anm. 22 | durd Kompetenzlonflit 8 172 Abi. 2 
d. W.) 8 22 u. 35. d. W. 

19 Daſ. 8 191—197. 8 179 Abſ. 5 Nr. 1d. W. 


16* 


244° Juſtiz; Civilprozeß. $ 195. 

dem Berklagten zuzuftellen. Die zwiſchen Zuftellung und Termin liegende 
Einlafjungsfrift beträgt mindeftens 1 Monat, in Markt und Meßſachen 
24 Stunden?) Die Klage beftimmt die Grundlage des Rechtsftreites; durch 
ihre Erhebung wird die Streitfache rechtshängig?!). Innerhalb der erften zwei 
Drittel der Einlafjungsfrift hat der Beklagte dem Kläger die Klagebeantwortung 
zuftellen zu laſſen 22). 

In der mündliden Verhandlung?) entfcheidet das Gericht auf 
Grund der Parteivorträge?*) nach freier Ueberzeugung und zwar zunädjft über 
etiva vorgebrachte prozeßhindernde (präjudizielle) Einreden 25), fodann zur Haupt⸗ 
ſache?s). Der Entjcheidung geht — foweit die behaupteten Thatſachen nicht 
zugeftanden oder offenkundig find?) — die Beweisaufnahme voraus. Gie 
erfolgt auf Grund der zugleich mit den Behauptungen anzugebenden Beweid- 
mittel?®) durch Beweisantretung feitens der Partei oder durch Beweisbeſchluß 
feitend des Gerichts. Sie findet regelmäßig vor dem Prozeßgerichte ftatt und 
bilbet keinen felbftftändigen Abfchnitt, fondern nur einen Theil, einen Zwiſchen⸗ 
fall für das eigentlihe, von der Klage bis zum Urtheil ununterbrodden fort> 
laufende Berfahren??). Die Ergebniffe des Beweiſes unterliegen der freien 
Würdigung des Richters, der dabei durch Beweisregelu nur wenig ein- 
geſchränkt wird). 

Die Urtheile find Zwifchen- oder Endurtheile. Letztere entfcheiden den 
Streit entweder unbedingt oder bedingt in Hinblid auf einen abzuleiftenden 
Eid. Sie entfheiden ihn ganz, oder — wenn nur Theile des Streitgegen- 
ftandes fpruchreif find — theilweife (Theilurtheile). Die Zwifchenurtheile be⸗ 
ſchränken fih auf Entſcheidung einzelner felbftftändiger Angriffg- und Ber- 
theidigungsmittel oder eines Zwiſchenſtreites. Das Urtheil wird im Termine 
oder in einem fofort und nicht über eine Woche hinaus anzufegenden Termine 
verkündet und Daneben den Parteien auf deren Betreiben zugeftellt?!). Verſäumt 
eine Partei den Verhandlungstermin, fo ergeht ein Berfäumniß- (Kontume- 
zial-) Urtheil, in dem der nicht erfchienene Kläger abgewiefen und in betreff 
des nicht erſchienenen Beklagten das Zugeftändniß der klägeriſchen thatfächlichen 


2, CPO. 8 230-234. 3, CPO. 8 255, 256 u. 266. — Be- 
2) Daf. 8 235—243 u. 254. weismittel find Augenſchein ($ 336, 
2) Daf. 8 244, 245. 337); Zeugen u. Sachverſtändige (8 260 


2) Bol. 8 194 Abf. 308. 

>) BO. 8 251—253, "269, 270. 

3) Daf. 8 247-249. 

>), Das. $ 259. Zuläffigkeit des Sühne- 


u. 338— 379, Vereidigungsverfahren 8 440 
bis 446, Gebühren Anm. 45 zu 8 192, 
Bernehmung öffentlicher Beamten Anm. 15 
zu 8 200); Urkunden ($ 380-409, EG 


verſuches 8 268, eines vorbereitenden Ver⸗ 
fahrens in Rechnungs⸗ u. ähnlichen Sa⸗ 
hen S 250 u. 313—319. 

2) Daf. 8 261—265. — Gleihe Be- 
deutung haben die geſetzlich vermutheten 
nen (geſetzliche Präfumtion) EG. 


8 162, 17) u. Eid (S 410—446). 

2) Daf. 8 257, 258, 320 - 335 ı. 
(Sicherung des Beweifes) 8 447 —455. 

2) Daf. 8 259 u. 260. — Die Ber 
weisregeln betreffen namentlich die Beweiſe 
durch Urkunden u. Eid (Anm. 28 

m, Daſ. 8 272—294. 
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Anführung angenommen wird?). Gegen das Verſäumnißurtheil kann die 
Partei binnen 2 Wochen Einſpruch erheben >). 

Auf das Berfahren vor den Amtsgeridten kommen vorftehende 
Beſtimmungen mit denjenigen Abweichungen zur Anwendung, welche das Ver⸗ 
Hältniß des Einzelrihters, der Wegfall des Anwaltzwanges). und die geringere 
Bedeutung des Streitgegenftandes mit fi) bringen®d). Die Klageform ift er- 
meitert; die Klage Tann ſchriftlich oder zu Protokoll des Gerichtsſchreibers an- 
gebradit, in die Ladungsurfunde aufgenommen oder bei gleichzeitigem Erſcheinen 
der Parteien an einem ordentlichen Gerichtstage mündlich vorgetragen werden?®); 
die Einlafjungsfrift tft auf 3 Tage, außerhalb des Gerichtsbezirles auf 1 Woche 
herabgefegt?). Endlich findet gegenüber dem Warteibetriebe eine eriveiterte 
gerichtliche Einwirkung ftatt, ſowohl bei den Zuftellungen*®) als in der münd- 
Iihen Berhandlung??). 

d) Redtsmittel. 
8 196. 

Die Rechtsmittel dienen zur Anfechtung richterlicher Entfcheidungen vor 
einem höheren Richter und find bei dieſem anzubringen. Nicht zu den eigent- 
lichen Rechtsmitteln gehören demnach die Wiedereinfegungsanträge gegen Frift- 
verſäumniß “o), der Einfprud gegen Verfäumnißurtheile‘!) und die aus ver- 
jhiedenen Gründen behufs Wiederaufnahme eines rechtskräftig gefchloffenen 
Berfahrens zugelafjenen Nichtigkeits- und Reftitutionsklagen??), da über 
alle diefe Streitfragen der erfte Richter entfcheidet. Als Rechtsmittel kommen 
ſomit nur folgende in Betradt: 

1. Gegen erftinftanzliche Urtheile ift binnen Monatsfriſt die Berufung 
(Appellation) zuläjfig, welche Iediglih eine Wiederholung des NRechts- 
ftreites vor einem anderen Nichter bezmedt??). 

2. Im Intereſſe der Rechtseinheit ift in gleicher Friſt gegen Endurtheile 
der Oberlandesgerichte die Reviſion an das Reichsgericht zugelafien. 
Borausfegung ift, daß die Verlegung eines ein größeres Gebiet um- 
faflenden Geſetzes behauptet wird und in Vermögensſachen der Werth 
den Betrag von 1500 M. überfteigt“*). 

3. Die Beſchwerde an das nächſt höhere Gericht findet gegen beftimmte, 
eine vorgängige mündliche Verhandlung nicht erfordernde Entſcheidungen 


2) Daf. 8 295—300. ®) BO. $ 541-554. 


8, Daſ. $ 301-311. 8), Daf. $ 47 2506. — 2, > nangenzug 
29 Daſ. 8 75, 79, 84, 86, 120, 152. | 8 179 Ab. 5. Nr. 

3) Daſ. $ 456—471. *) CRD. E07 888. EG. S 6 
) Daſ. 12% 460 u. 461. u. V. 28. Sant. 1879 (REP. 299), 
MM) Daf. 8 ausihl. des 8 3 v. Reichsſstage genehmigt 
®, Daf. 8 18: vgl. 5 194 Abſ. A d. W. Bel. 11. April 80 (RGB. 102) u. erg. 
=) EBD. 5 464. G. 15. März 81 (RGB. 38) u. 24. Juni 
98 194 Ab. 5 d. 86 (REB. 207). — EG. 8 8. 


“) 8 195 Abf. 3 d. 8. 
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ſtatt, durch welche ein das Verfahren betreffendes Geſuch zurückgewieſen 
wird. Sie bewegt ſich in einfachen Formen und iſt abgeſehen von dem 
Falle der „ſofortigen Beſchwerde“ an Feine Friſt gebunden). 


e) Beſondere Arten des Verfahrens. 
| 8 197. 

Ein außerordentlihes fummarifches Verfahren ift in der CivprO. nit 
vorgefehen, da das ordentliche Verfahren fi vermöge feiner Elaſticität den 
verfchtedenartigen Streitfahen genügend anpaßt. In Rüdfiht auf die Noth- 
wendigkeit einer befehleunigten Rechtshülfe oder auf die eigenthlimliche Geftaltung 
des zur Entſcheidung ftehenden Rechtsverhältniſſes ift nur in folgenden Yällen 
ein beſonderes Verfahren zugelafjen: 

1. Im Urkunden- und Wedfelprozeffe können durch Urkunden nadj- 
weisbare Forderungen auf Geld, auf andere vertretbare Sachen oder 
auf Werthpapiere verfolgt werden. Dem Beklagten ift Dabei vorbehaltlich) 
befonderer Geltendmachung anderweiter Einwendungen nur ein befehränftes 
Vertheidigungsrecht eingeräumt. Der Kläger erlangt hiermit eine be- 
ſchleunigte vorläufige Rechtshülfe. Für Wechfelklagen ift außerdem die 
Zuftändigkeit des Gerichtd des Zahlungsortes und eine Fürgere Ein- 
laſſungsfriſt vorgefchrieben“®). 

2. Torderungen von Geld, anderen vertretbaren Sachen oder Werthpapieren, 
denen Gegenleiftungen nicht gegenüberftehen, können im Mahnverfahren 
vor den Amtsgerichten geltend gemacht werden. Daſſelbe gipfelt in einem 
Zahlungsbefehle, den der Richter für vollftredbar erklärt, wenn nicht 
innerhalb zweier Wochen Widerfprud) erhoben wird““). Der Vollſtreckungs⸗ 
befehl hat die Bedeutung eines Verſäumnißurtheiles 3). 

3. In Ehefaden ift das Landgericht zuftändig und wegen des öffentlichen 
Intereſſes eine Mitwirfung der Staatsanwaltfchaft zugelaffen. Der 
Klage auf dauernde oder zeitweilige Trennung (Chefheidung) und auf 

- Herftellung des ehelichen LXebend muß ein Sühneverſuch vor dem Amts⸗ 

gerichte vorausgehen. Außerdem kann eine Ehe von Amts wegen durd) 
die Nichtigfeitöflage oder auf Antrag durch die Ungültigkeitsklage an= 
gefodhten werden *?). 


=) EBD. 5 530540. Beiſpiele in | Hanges mit dem materiellen Rechte bleiben 
846 68, 97, 9 118, 126, 229, 352, 374. | die Beftimmungen des letzteren 


®) Dei. 8 55 —567. — Ueber ben a) über d. Verfahren bei Scheibungen 
auf ähnlichen Beraueehungen beruhenden auf Grund gegenfeitiger Eimwilligung 
ah. ehs 8 198 Abſ. 5 d. W. EG. 8 165; 8R. II 1 8 716; 
CPO. 8 —643. Code civ. Art. 233, 275—294 ı. 

» Daſ. 8 * vgl. 8 195 Abſ. 3 305 u. ©. de proc. civ. At. 881; 

. W. b) über Verfahren u. Vorausſetzungen 
® CPO. 8 568—592, 774 u. AG. bei böslicher Berlaffung 86. 8 
8 — Oeffentlichkeit GaBeri®. 8 171. 166-8; AG. 8 5 u 6; &R. III 


— Umberührt wegen ihres Zufammens 8 680, 684, 685 u. 709 u. f. Hans 
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4. Im Entmündigungsverfahren kann Geiſteskranken oder Verſchwen⸗ 


dern auf Antrag der Betheiligten durch Beſchluß des Amtsgerichtes die 
Verfügungsfähigkeit entzogen werden 9). 


. Das Aufgebotsverfahren befteht in einer öffentlichen gerichtlichen 


Aufforderung zur Anmeldung von Anfprüden und Rechten mit der 
Wirkung, daß ihre Unterlaffung einen Rechtsnachtheil zur Folge Hat. 
Organ für die Bekanntmachung ift der Neichsanzeiger?!). Zuftändig ift 
ift das Amtögeriht??). VBorausfegungen und Wirkungen beftimmt, ab- 
gefehen von den reichögefetlich behandelten Wechſeln, kaufmännifchen 
Anmeifungen und Konoffementen®®), die Landesgejeßgebung®‘), welche 
die CivProzO. in gewiſſen Grenzen ausfchließen oder erfegen darf??). 


. ‚Innerhalb der für den Abſchluß von Vergleichen gezogenen Grenzen 


fönnen die Parteien ſich durch Bereinbarung einem ſchiedsrichter— 
lihen Berfahren unterwerfen (Schiebövertrag). Die Entfcheidung 
erfolgt durch einen oder mehrere erwählte Schiedsrichter auf Grund der 
Ermittelung des Sachverhaltes. Der Schiedsſpruch hat die Wirkung 
eines rechtskräftigen gerichtlichen Uxtheiles 5). 


f) Zwangspvollftredung. 
8 198. 


Die regelmäßige Borausfegung der Zwangsvollſtreckung (Exekution) bildet 
ein Urtheil, das vechtsfräftig geworden”) oder für vorläufig vollftredbar erklärt 
iſtos) und mit der Bollftredungsklaufel verfehen fein muß??). Die Vollftredung 


nover ©. 1. März 69 (GS. 357) 
8 32, 34; 
c) die einftweilige Regelung des ehe⸗ 
lihen u. des Eiternverhältnifies EG. 
Ss 164; A8. 8 7; 
d) bie ehelichen Gutertrennungsklagen 
des franzöſ. Rechts EG. 8 155; AG. 
1; Code civ. Art. 1443. 
®) EBD. s 593—627 nebft dem mit 
bezug auf Art. 513-515 des C. civ. 
erlaffenen $ 10 des EG. — Deffentlich- 
feit GerVerfG. 8 172. — Begutadtung 
krankhafter Gemüthszuftände C. 28. April 
u. 31. Mai . 120). 


8 

=) € 837 — 842; Wechſel⸗O. 
(RGB. 1869 ©. 382) Art. 73 u. Hand.» 
GB. (daf. 404) Art. 301 u. 302. 

Die CPO. findet demgemäß ihre 
Ergänzungen in den $ 20-27 des AG., 
welche ihrerjeits die Ergänzung zahlreicher 
Einzelgejege bilden. S. über Stants- 
ſchuldſcheine S 128 Anm. 26; Renten- 
briefe 8 331 Anm. 41; Landeskultur- 


rentenbriefe 8 335 Anm. 16; andere 
Snhaberpapiere $ 317 Anm. 54; Hypo⸗ 
thefen- u. Grundbuchurkunden S 217 
Anm. 25; hinterlegte Gelder u. Kofibar- 
feiten 8 218; üb. die Todeserflärung 
Berfhollener AS. 8 22 u. 24, ER. II 18 
8 821—855, II 1 8 692, 665—667 u. 
©. 24. Feb. 51 (GS. 23); üb. d. Auf⸗ 
gebot der Fundſachen 8 261 d. W., der 
Nachlaßgläubiger Anm. 62. Das Inein⸗ 
andergreifen beſonderer u. allgemeiner, 
landesgeſetzlicher u. reichsgeſetzlicher Vor⸗ 
ſchriften läͤßt die Geſetzgebung ſehr ver⸗ 
wickelt erſcheinen, was dem Intereſſe der 
ne abei Zetheiligten wenig entſpricht. 

) EG 

) BD. S BBL-878, — Mit dem 
Schiedsmannsverfahren (8 190 d. W.) hat 
dieſes Verfahren nichts gemein. 

FM Daf. 8 644—647. 

8, Daſ. $ 648—659. 

®) au 8 662—670. — Bollftredung 
aus Urtheilen ausländiiher Gerichte 8 660 
u. öl, aus fonftigen Schulbtiteln 8 702 
bie 
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erfolgt unter Leitung der Amtsgerichte 60) durch die Gerichtsvollzieherẽ'!h. 
Beim Tode des Schuldners wird fie in den Nachlaß fortgefett. Die Ein- 
wendungen des Benefizialerben beftimmt das bürgerliche Recht‘?). 

Die Zwangsvollſtreckung in beweglide Sachen (Mobiliar-Erefution) 
erfolgt durch Pfändung; mit diefer erlangt der Gläubiger ein Pfandrecht °). 
Reit die Pfändung zur Sicherftellung des Gläubigers nicht aus, fo ift der 
Schuldner zur Borlegung eines Vermögensverzeichniſſes (Inventars) und zur 
Bekräftigung defjelben durch den Offenbarungseid (Manifeftationgeid) ver- 
pflichtet. Im Weigerungsfalle kann er hierzu durd) Haft angehalten werden ®*). 
Die Schuldhaft ift dagegen aufgehoben‘). Körperliche Sachen werden durch 
Inbefignahme gepfändet und bis zur Höhe der ſchuldigen Forderung im Wege 
öffentlicher Verfteigerung verwerthet. Ausgefchloffen find die zum Lebensunter- 
halte, Gewerbebetriebe und Berufe unentbehrlihen Gegenftändes%). — In 
Forderungen und andere Vermögensrechte gefchieht die Vollftredung, 
indem das Amtsgericht dem Drittfhuldner die Zahlung an den Schuldner 
unterfagt. Forderungen aus Wechſeln und anderen übertragbaren Papieren 
werden durch Inbefignahme der Ietteren gepfändet. Bei Pfändung der Yor- 
derungen auf Saden find diefe abzunehmen und gleich gepfändeten körperlichen 
Saden zu verwerthen. Nicht zu pfänden find die zum Lebensunterhalte und 
im Intereſſe des Berufes unentbehrlichen Bezüge"). Gleiches gilt vom 
Arbeits- oder Dienftlohne®®). — Reicht ein abgepfändeter und Hinterlegter 
Geldbetrag zur Befriedigung der betheiligten Gläubiger nicht aus, fo findet 
ein Bertheilungsverfahren vor dem Amtögerichte ftatt 9). 

Die Zmangsvollftredung in das unbeweglide Vermögen ift 
gleichfalls den Amtsgerichten übertragen, übrigens wegen ihres Zuſammenhanges 
mit dem Eigenthums- und Hypothefenredhte der landesgefetlihen Regelung 
belafjen 9), die für Preußen im Bereiche der Grundbud-Ordnung”?)) einheitlich 
erfolgt if. Diefe Gefetgebung beſtimmt fowohl den Begriff des unbeiveglichen 


9) CPO. 8 684—690 u. 698— 701. 
 Daj. 8 674—677. Ausführung 
8 671—673, 678—683, Einftellung od. 
Beſchränkung 8 691, 69, Koften 8 697. 
62, Daf. 8 693—69%. Das Aufgebot 


ift aufgehoben EG. $ 131; Einf. i. Süd⸗ 
deutihl. Anm. 12 zu S 6 d. W. 

6) CPO. 8 712- 728. — Betriebs⸗ 
mittel der Eiſenbahnen Anm. 36 zu 
8377, der Poſten ©. 28. Okt. 71 (RGEB. 


der Nachlaßgläubiger, welches der Bene⸗ 
fizialerbe beantragen kann (erbſchaftliches 
Liquidationsverfahren), iſt im Gebiete des 
LR. (19 8 455) auf Grund des EG. 
8 11 neu geregelt ©. 28. März 79 
(GS. 293). 

8 PO. $ 708—710. — Zwangs- 
volfftredung in Geldforderungen AG. 
s 15 u. V. 7. Seht. 79 (GS. 59) u. 

1). 


©) ©. 29. Mai 68 (BGB. 237), 82 


347) 8 18 u. 20. 

67) Daf. 8 729-754 u. AG. $ 16, 17. 
Pfündung der Staatsihuldbuchforderungen 
©. 20. Zuli 83 (GS. 120) 8 7, des 
Dienfteintommens der ZYuftizbeamten Df. 
29. Juni 86 (IMDB. 192). 

) CPO. 8 7491 u. G. 21. Juni 69 
(BGB. 242); Einf. i. Süddeutſchl. Anm. 
12 zu 86. ©. Anm. 45 zu 8 238. 

a) CPO. 8 758—768. 

7, Daſ. $ 755757. 

8 214 Abſ. 2 d. W. 
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Bermögens, ald das Berfahren, weldhes in Eintragung in das Grundbud, in 
Zwangsverſteigerung (Subhaftation) oder in Zwangsverwaltung (Sequeftration) 
beftehen Tann. Hierbei ift der für den Realkredit wichtige Grundſatz zur 
Geltung gebracht, daß die vor dem betreibenden Gläubiger eingetragenen For⸗ 
derungen von dem Derfahren unberührt bleiben’). — Auch die Zwangs— 
beitreibung im Verwaltungswege gefchieht, wennn fie gegen das unbewegliche 
Vermögen gerichtet ift, unter Vermittlung des Amtsgerichtes”). 

Die Zwangsvollftredung auf Herausgabe beftimmter Saden 
erfolgt bei beweglichen Gegenftänden durch Abnahme, nöthigenfall® unter Auf- 
erlegung des Offenbarungseides, bei unbeweglichen durch Außerbefitfetsung. 
Handlungen find auf Koften des Schuldners durch einen Dritten zu bewirken, 
oder joweit dieſes nicht möglich ebenfo wie Unterlaffungen dur Geldftrafe 
bi8 zu 1500 M. oder Haft zu erzwingen *). 

Eine vorläufige Siherungsmaßregel der Zmangsvollftredung bildet 
der dingliche oder perfünliche Arreft, falls es fi um Geldforderungen handelt ?5) 
und die einftweilige Verfügung, menn eine Individualleiftung oder Die 
Regelung eines ftreitigen Rechtszuſtandes in Frage fteht 9). 


2. Strafprozeß. 
a) Einleitung. 
8 199. 

Wie im Civilprozeſſe machte aud) im Strafprogeffe das Bedürfniß fid) 
geltend, die verſchiedenartigen Prozeßvorſchriften in Deutſchland einheitlich 
zufammenzufaffen, zumal das materielle Strafrecht bereit3 eine einheitliche 
Geftalt angenommen hatte!). Die Anklageform und die Grundfüge der 
Mündlichkeit und Deffentlichkeit unter Zuziehung des Latenelementes zu dem 
Amte der Rechtſprechung waren fehon vorher in faft ganz Deutichland ein- 
geführt?) und die auf diefen Grundſätzen beruhende neue Reichs-Straf— 
Prozeß-O.?), welche die landesrechtlichen Vorſchriften für das Strafver- 





72) &. 13. Juli 83 (66. 131); das 
Gef. findet aud auf Auseinanderfegungen 
außerhalb der Zwangsvollftredung Anwen- 
dung $ 180—187. — Koften ©. 18. Juli 
1883 (GS. 189). — Komm. v. Krech, 
Fiſcher (Berl. 1883). — Im Geb. des 
rhein. Rechts rhein. SubhO. 1. Ang. 
22 (SS. 105), erg. in betr. der Entſchei⸗ 
dung über Einwendungen KO. 9. April 36 
(85. 171) u. 11. Dg. 41 (GS. 42 ©. 
15), in betr. der Anwendung auf das Berg- 
werkseigenthum Bergg. 24. Juni 65 (GS. 
705) $ 53 u. 248; ©. 4. März 79 (GS. 
102); Dertheilung von ISmmobiliarpreifen 
(fg. Ordres od. Klaffifilationsverfahren) ©. 
18. April 87 (GS. 117); Koften ©. 
3. Mai 58 (GS. 221), 


73, 8. 7. Sept. 79 (GS. 591) 8 54. 

7), PO. 8 769—779. 

75) Daf. 8 796— 813 ($ 809 erg. durch 
G. 30. April 86 (RB. 180). 

%, Daf. $ 814—822 u. EG. $ 164. 

1) 8 173». W. 

2) Nur in beiten Mecklenburg u. Lippe 

galt noch der gemeinredhtlihe Inquiſitions⸗ 
prozeß u. nur in Lübeck u. Altenburg fehlte 
die Heranziehung des Laienelementes. 
9 StrafPrO. 1. Feb. 77 (ROB. 
253); EG. (daf. 346). — Uebergangs⸗ 
beit. ©. 31. März 79 (GS. 332) 8 35 
bis 48. — Kom. v. Löwe 4. Aufl. (Berl. 
84) u. Daude (Berl. 86). 
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fahren vor den ordentlichen Gerichten erfegie*), hat deßhalb geringere 
Aenderungen mit ſich gebracht, al8 die CivProzO. ALS die wichtigften find 
die Einführung der Schöffengerichte?), die Zulaffung der Privat- und Neben- 
Hage®) und die Einſchränkung der Rechtsmittel hervorzuheben”). 


b) Örundlagen des Berfahrens. 
8 200. 

Die Zuftändigfeit wird fadhli durch die Gerichtöverfaffung®), örtlich 
durch den Geridtsftand (Forum) beftimmt. ‘Der Gerihtsftand der begangenen 
That ift mit dem des Wohnſitzes bezw. gewöhnlichen Aufenthaltes des Be- 
Thuldigten gleichberedtigt, während der Gerichtsftand der Ergreifung nur als 
Ausnahme Anwendung findet”). In der Sache befangene Richter find ge- 
feglihh oder nad) Ablehnung ſeitens der Parteien ausgejchloffen 9. 

Die geritlihen Entfheidungen, welde in die das Hauptverfahren 
abſchließenden Urtheile und in Beichlüffe oder Verfügungen zerfallen, werden 
den anweſenden DBetheiligten verkündet, den abmefenden zugeftellt!!). Die 
Friſten werden nad gleichen Grundſätzen berechnet, wie im Civil- Prozeffe, 
jedoch durch die Gerichtsferien nicht unterbrochen 12). Bei Verfäumung in- 
folge unabwendbarer Anläffe kann Wiedereinfegung beanſprucht werden??). 

Zur Feftftellung des Thatbeftandes dienen die Unterfuhungshand- 
lungen. — Zeugen find in der Regel einzeln und eidlih zu vernehmen, 
Landesherren und Mitglieder der Iandeöherrlihen und der hohenzollernſchen 
Familie nur in ihrer Wohnung, Minifter und Mitglieder des Bundesrathes 
oder einer gefesgebenden Verfammlung nur am Orte ihres Sites oder Auf- 
enthalte. Bon der allgemeinen Zeugenpfliht find Verlobte, Ehegatten und 
nahe Verwandte, fowie in Rüdfiht auf ihren Beruf Geiftlihe, Bertheidiger, 
Rechtsanwälte, Aerzte und Beamte ausgenommen. Das Erfceinen der Zeugen 
und die Zeugnißablegung fann durch Geld- und Haftftrafen erzwungen wer⸗ 
den!), Die vom Richter nach Bedarf zuzuziehenden Sachverſtändigen 
erfheinen als deſſen Gehülfen!?), Für gewiſſe Fälle ift richterliche Jnaugen— 
ſcheinnahme vorgefhrieben!. — Andere Maßnahmen bilden die Be- 


)C6.83 u 6. 


8 183 Abf. 2 d. W. 

9 8 201 Mj. 1d. W 

) 8 202 d. W. | 

SPD. 8 1 u 6. — ©. 8 179 
Abi. 5 Nr. 29 W. — Zuftändigkeit in 
aufammenhängenben Stroffahden StPO. 

9) Daf. $ 7-9; verb. $ 10—21. 

, Daf. $ 22 32, 

m) Daf. $ 33—41. — Die Zuftellung 
erfolgt nah den Grundfühen der CPO. 
($ 194 Abf. 4 d. W.). Vereinfachte Zus 
ftellung Bf. 16. Juli 9, (IMDB. 194) 
u. 18. Mürz 82 (IMDB. 53). 


2) StPO. 5 Wr 43; GerVerfG. 8 2021. 

> StPO. 8 A 

19 Daſ.8 an. — Gebühren 8 70; 
j. Anm. 43 us 1% 2.8. — Zeugen 
vernehmung der Beamten Anm. 15. 

, Daſ. $ 72—85. — Gebühren 8 84; 
f. Anm. 45 zus 120.8. — Berneh- 
mung öffentlicher Beamten ale ae 
oder wnterkänkige SMEr!. 6. April 
83 80), Bf. des Juſt. “Min. 17. 
Mai Fr (IMB. 155) * C. 28. Juli 86 
(MB. 181, IMDB. 137). 

10) StPO. 8 86—93. — Berfahren bei 
—— 8 87 u. Regul. 13. Feb. 


75 (IMS. 75 
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ſchlagnahme und Durchſuchung, die Berhaftung und vorläufige 
Feſtnahme1). — Zur weiteren Aufflärung erfolgt die Bernehmung des 
Angeſchuldigten 18), dem die Vertheidigung in ausgedehnteſter Weife und in 
jeder Lage des Verfahrens geftattet iſt 19). 


c) Berfahren in erfter Inftanz. 
| 8 201. 

Das Berfahren fett eine Klage voraus, welde für die Grenzen des- 
felben beftimmend if. Die öffentlihe Klage wird von der Staatsanwalt- 
ſchaft erhoben und vorbereitet mit der Maßgabe, daß bei Gefahr im Berzuge 
die erforderlichen Unterfuhungshandlungen vom Amtsrichter vorgenommen 
werben können, und daß gegen ablehnende Beſcheide der Staatsanwaltſchaft 
die gerichtliche Entſcheidung vom Berletsten beantragt werden darf?) Neben 
der öffentlihen findet eine Privatflage ftatt, die aber nicht jedermann 
(Popularklage), ſondern nur dem Berletten zufteht und nur für die auf An- 
trag ftrafbaren Beleidigungen und Körperverlegungen zugelafien iſt?)). Der 
zur Privatflage Berechtigte kann fi) dem Staatsanwalte, wenn diefer Klage 
erhebt, im Wege der Nebenklage anfchließen. - Gleiche Befugniß haben die— 
jenigen Perfonen, welde durch Antrag auf geriätlihe Entſcheidung die 
Klogeerhebung wegen einer gegen ihre Perfon oder gegen ihr Vermögen ge= 
richteten Handlung herbeigeführt haben oder zur Forderung einer Buße be= 
rechtigt find 22) 

Im Strafprozeffe ift unbeſchadet der Anklageform der Richter nicht wie 
im Civilprozeffe an die Vorträge der Parteien gebunden, fondern zu jelbft- 
ftändiger Erforfhung der Wahrheit verpflichtet. Diefem Zwecke dient ind- 
befondere die gerichtliche Vorunterfuhung, welde die Frage Har ftellen 
jol, ob der Angeſchuldigte weiter zu verfolgen fei. Sie findet in Reichs⸗ 
und Schwurgerichtsſachen ftets, in Straflammerfadhen aber nur auf Antrag 
der Parteien ftutt. Bei den Schöffengericäten tritt fie überhaupt nicht ein??). 
Im Falle der weiteren Verfolgung wird das Hauptverfahren eröffnet; der 
Angeflagte wird zum Angeſchuldigten?). Die Hauptverhandlung erfolgt 
nad) der erforderlichen Vorbereitung?) in unmittelbarer Gegenwart der mit- 


m SO. 8 94—132. — Die Aus: 
führung erfolgt in der Regel durch die 
Polizei, |. $ 234—236 d. W. 

w SPD. 8 133—186. 

2, Dat. 8 137—150. 

2) Da. $ 151—175. — Antragspelitte 
Ss 173 Abf. 4 d. W. 

21) CPO. 8 414—434. — Berb. StGB. 
& 185—187 u. 223 nebft 8 195 u. 190. 
— Borheriger Sühneverfuh 8 10 d. W. 

2) StPO. 8 4385 —46. — Berb. 
SGB. 8 188 u. 231. 


2, StPO. 8 176—19. — In ber 
dabei dem Staatsanwalte wie dem Beſchul⸗ 
digten eingeräumten Befugniß zu ſelbſt⸗ 
thätiger Mitwirkung betritt die StPO. 
einen Mittehveg zwijchen dem aud in, ber 
Borunterfuhung von dem Grundſatze der 
Deffentlihfet u. Mündlichkeit geleiteten 
engliihen Prozeſſe u. dem mit geheimer u. 
ſchriftlicher Vorunterſuchung verbundenen 
franzöſiſchen Verfahren. 

29 Daf. 8 196—211 u. 155. 

3) Daſ. 8 212—224. 
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wirkenden Parteien und Gerichtöperfonen, des Staatsanwalts und eines Ge- 
richtsſchreibers und fett der Kegel nad) auch die des Angeklagten voraus ?®). 
Der Bernehmung des leteren ſchließt fi) die Beweisaufnahme an, bei 
welcher Zeugen und Sadjverftändige unmittelbar zu vernehmen und Urkunden 
zu verlefen find?) Hieran reihen fi die Schlußvorträge des Stants- 
anwalt8 und des Angeflagten, wobei diefem das Iette Wort gebührt ??). Das 
Urtheil wird nad freier, aus der Verhandlung gefchöpfter Ueberzeugung 
gefällt. Es Tautet auf Verurtheilung, Freiſprechung oder — wenn es bei 
Antragsdeliften an dem Antrage fehlt — auf Einftellung des Verfahrens. 
Das Urtheil nebit Gründen ift am Schluffe der Verhandlung oder fpäteftens 
eine Woche darauf dur Verleſung der Urtheilsformel und Eröffnung der 
Urtheildgründe zu verkünden?9). Die Entfheidungen erfolgen nad Stimmen- 
mebrheit; nur die dem Angeklagten nadhtheiligen, die Schuldfrage betreffenden 
erfordern eine Zmeidrittelmehrheit 39). 

Die Hauptverhandlung vor den Schwurgerichten?) beginnt mit 
Bildung der Geſchworenenbank und Beeidigung der Geſchworenen??). 
Den Barteivorträgen geht die Frageftellung des Gerihtd an die Ge— 
ſchworenen voran, welche deren Entjcheidung auf die mit „Sa“ oder „Nein“ 
zu beantwortende Schuldfrage beſchränkt?s). Die Entfcheidung (Spruch) er- 
folgt nach einer Belehrung ſeitens des Gerichtsvorfigenden in abgejonderter 
Berathung. Die Schuldigſprechung fordert gleichfalls Zweidrittelmehrheit?). 
Auf Gruudlage des Spruches fällt das Gericht fein Urtheil ꝰ). 

Gegen Abwefende Tann eine Hauptverhandlung nur wegen folder 
Handlungen ftattfinden, die mit Einziehung oder Geldftrafe bedroht find ?®). 
In allen anderen Fällen ift nur ein Verfahren zur Sicherung der Beweiſe 
zuläffig; aud Tann an Stelle der Verhaftung das inländifche Vermögen be- 
ſchlagnahmt werben ?”). 

d) Rechtsmittel. 
| 8 202. 

Rechtsmittel?) können von dem Staatsanwalte, wie von dem Ange- 
fhuldigten oder deſſen gefetlihem Vertreter oder dem Chemanne eingelegt 
werden??). Gleiches gilt von der in beftimmten Fällen grober Rechtsverletzung 
zugelafienen Wiederaufnahme eines durch rechtskräftiges Urtheil 


*) SPD. S 225—236. 2) SO. 8 276289. 
7) Daſ. 8 237—256. 2) Daf. $ 290—299. 
=, Daf. $ 257, 258. 2) Daf. $ 300—313. 


2, Daſ. 8 259—268 u. 275. — Be % Daſ. 8 314—317. 
ſchluß der Unzuftändigfeit 8 269 u. 270. 3°, Daf. $ 318—326. 
— Protokoll üb. die Hauptverhandlung 5) Daſ. $ 327—837. 
8 271—274 u. Bf. 2. Nov. 85 (IMDB. ng. Begriff 8 186 b d. 2. — Inſtanzen⸗ 
359). 8 179 bl. 5 
2, GerVerfG. 8 198; „Eid. 8 262. u. StPO. 8 — 
$ 182 Abf. 4 d 
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gefhlofjenen Verfahrens‘). Als eigentlihe Rechtsmittel kommen fol- 
gende in Betracht: 

1. Die Berufung (Appellation). Diefe bezwecdt eine Wiederholung der 
Berhandlung in ihrem ganzen Umfange. Site erfcheint mit dem Grund- 
fage der Mündlichkeit und freien Beweiswürdigung nicht wohl vereinbar 
und ift deßhalb nur gegen Urtheile der Schöffengerichte zugelaffen. Die 
Einlegungsfrift beträgt eine Wochet!). 

2. Die Revifion befhränft ſich auf die Frage der Gefegverlegung und 
läßt die thatfächliche Würdigung, welche der Straffall beim erften Richter 
gefunden hat, unangetaftet. Sie findet gegen Urtheile der Landgerichte 
(Straflammern) und Schwurgeridte ftatt. Die Frift für die Einlegung 
beträgt gleichfalls eine Wochet?). 

3. Die Befhmwerde richtet fih nur gegen Beichlüffe und Berfiigungen. 
Sie geht an das nächſt höhere Gericht und ift abgefehen von den 
Fällen der „fofortigen Beſchwerde“ an feine Frift gebunden*?). 


e) Befondere Arten des Berfahrens. 
8 203. 
Neben den ordentlichen kommen in folgenden Fällen befondere Arten des 
Verfahrens zur Anwendung: 

1. durch amtsrichterlichen Strafbefehl können für Uebertretungen 
und mit höchſtens 3 Monaten oder 600 M. Strafe bedrohte Vergehen“) 
Strafen bi8 150 M. oder 6 Wochen nebit etwa verwirkter Einziehung 
feftgefegt werden (Mandatverfahren). Im Falle des Einſpruches ent⸗ 
ſcheidet das Schöffengerit im gewöhnlichen Verfahren‘). 

2. Letzteres gilt auch beim Einfpruche gegen polizeilihe Strafverfü- 
gungen“), 

3. Bei Zuwiderhandlungen in betreff öffentlider Abgaben 
und Gefälle ift unbefchadet des Antrages auf gerichtliche Entſchei⸗ 
dung ein adminiftratives Strafverfahren zugelafjen, auch die Verwal- 
tung&behörde zur eigenen Verfolgung im gerichtlihen Verfahren er- 


mädtigt*”). 
4. Für Forſt- und Feldrügeſachen ift ein abweichendes Verfahren zu⸗ 
gelafjen 2), 
2, StPO. 8 899—413. Ss 5. — Poliz. Strafverfügungen 8 237 
4), Daſ. $ 354373. d. W. 
Daſ. 8 374—398. N StPO. 8 459—469 u. EG. 8 68. 


8) Daſ. 8 —— Fülle der fo» | — ©. in betreff der Steuern $ 136, ins⸗ 
fortigen Beſchwerde 52 ‚ 46, 122, 209, | bef. Anm. 30 d. W., in betr. der Poft- 
270, 412, 463 u. gefülle 8 380, anebel, Anm. 20. 

> GearBerf®. 8 ri u 2, ®, EG. 8 3 Abf. 3; Verfahren bei 

° StPO. 8 447— a u. (Formulare) | Feld» u. Sorffrevein en ‚Gorfbiebfäflen 
Df. 4. Nov. 84 (MB. 260). 8 340 Abi. 4 u. 

* StPO. 8 — E6.8 63 u. 
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5. Gegen ausgetretene Wehrpflichtige iſt als Ausnahme des oben 
(S 201) erwähnten Grundſatzes ein Ungehorſamsverfahren zuge⸗ 
laſſen9). 

6. Ein beſonderes Verfahren findet endlich bei ſelbſtſtändig erfolgender 
Einziehung einzelner Gegenſtändeso), ſowie bei Vermögens— 
beſchlagnahmen ſtatt. 


f) Strafvollſtreckung und Koſten. 
8 204. 

Die Vollſtreckung erfolgt nach beſchrittener Rechtskraft durch die Staats⸗ 
anwaltſchaft ausſchließlich der Amtsanwälte. Das Begnadigungsrecht ſteht 
dem Landesherrn, in bezug auf erſtinſtanzliche Entſcheidungen des Reichsgerichts 
dem Kaiſer zus2). 

Die Koſten ſind im Falle der Verurtheilung vom Angeklagten, im Falle 
der Freiſprechung von der Staatskaſſe bez. vom Privatkläger zu tragen. Bei 
Anzeigen, die wider beſſeres Wiſſen oder fahrläſſiger Weiſe gemacht find, 
köunen ſie auch dem Anzeigenden auferlegt werden. Bei Antragsdelikten fallen 
die durch Zurücknahme erwachſenden Koſten dem Antragſteller zur Xaft??). — 
Transport- und Haftkoſten kommen als baare Auslagen in Anfag*). 


3 Ronkurs. 
8 205. 

a) Einleitung. Zweck des Konkurfes ift die ausfchließliche und ge- 
meinſchaftliche Befriedigung einer Mehrheit von Gläubigern aus dem Ber: 
mögen eines zahlungsunfähig gewordenen Schuldners. 

Auch Hier Hat das Intereſſe des Verkehrs eine einheitliche Regelung 
im Reihe herbeigeführt!), Die Nechtsficherheit hat dadurch erheblich ge- 
wonnen, zumal dabei nad) Vorgang der preußifchen Konkurs-Drdnung (1855) 
die zahlreichen und verwidelten Vorrechte befeitigt wurden, die im gemeinen 
deutſchen Prozeſſe das Berfahren erfchwerten und verzögerten. 

Geſchichtlich Hatte fih der Konkurs, der vorzugsweiſe bei Kaufleuten 
eintritt, zunächft nur für dieſe ausgebildet. So erfheint er als Yalliment 


©, SPD. 8 470-476; vgl. StGB. ” & 18. Juni 73 (RGB. 141) 
8 140—143 u. 3603; Bf. '21. März 80 | S 7978; ©. 24. Yuni 78 (XGB. 166) 
MB. 104). 8 137. — Feſtſetzung u. Einziehung der 

2) StPO. 8 477— 479; vgl. SGB. Transportloften in Hannover u. Heſſ.⸗ 
8 42 u. NachdrucksG. 11. Ami TO(RSL. | Naffau Reg. 6. Mai 71 (MB. Ba), 
339) 8 21, 22 u. 25. Fa gärtig Bf. 10. De. 81 (MB. 82 

"), —* 8 480; vgl. StGB. 8 98 35). 

u. “, KonkursO. 10. Feb. 77 (ROB. 

2 StB. $ 481—495 u. Bf. 14. Aug. | 351); Einf®. (def. 3“) = — Preuß. Ausf®. 
79 (IMDB. 237). — Bol. 8 173 Abf.3 | 6. Mir 79 (GS. 109). — Kom. v. 
d. W. Wilmowsli 3. Aufl. (Berl. 85). 

3 Daf. 8 496—506. 
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in den Staaten des Mittelalters, und zwar zuerft in Italien. Die Beſchrän⸗ 
tung Hat indeß ihre Bedeutung verloren, feitdem der Kaufmannsftand aus 
feiner früheren Abgefchloffenheit herausgetreten ift. In der neueren Gefeß- 
gebung ift fie deßhalb großentheil® befeitigt?). Auch die nod) in dem preußi- 
ſchen Geſetze feftgehaltene Scheidung zwiſchen kaufmänniſchem und allgemeinem 
Konkurſe ift von der deutſchen Konkurs-Ordnung verlafien. 

Im Syfteme fteht der Konkurs dem Prozeſſe am nädjften, insbeſondere 
der Zwangsvollſtreckung. Er ift deßhalb als ein generelles Exekutionsver⸗ 
fahren bezeichnet worden. Andererſeits erſcheint in demfelben mit dem for- 
mellen Rechte, auf welches der Prozeß ſich beſchränken kann, auch das mate- 
riele Recht eng verbunden. Terner fehlt dem Konkurfe die Eigenſchaft eines 
eigentlichen Nechtsftreites, in dem Parteien einander gegenüberftehen. Beide 
Umftände verleihen ihm ein eigene® Gepräge und weifen ihm feinen Plat 
zwifchen dem Prozefie und der freiwilligen Gerichtsbarkeit an. 

Die Konfurs- Ordnung enthält neben dem Konkursrechte (b) und dem 
Konkursverfahren (c) befondere Strafbeftimmungen, mittelft derer ſowohl 
der betrügerifche und der einfache (leichtfinnige) Bankerutt, als jede abfichtliche 
Berfürzung der Gläubiger bedroht ift?). 


8 206. 

b) Durch das Konkursrecht werden die Anſprüche der Konkursgläubiger 
an die Konkursmaſſe näher beftimmt. Die leßtere umfaßt das gefammte 
zur Zeit der Konkurseröffnung dem Gemeinfhuldner (Kridar) gehörende 
Bermögen, foweit daſſelbe der Zwangsvollſtreckung unterliegt. Auch der 
Nießbrauch, welcher dem Schuldner während des Berfahrend am Vermögen 
feiner Angehörigen zufteht, fällt infoweit der Konkursmaſſe zu, als er nicht 
zu feinem und feiner Angehörigen Unterhalt erforderih iſt)y. Konfurs- 
gläubiger find alle, die zur Zeit der Konkurseröffnung einen begründeten 
perfönlihen Bermögensanfprud) gegen den Cemeinfchuldner haben. Das 
gleiche Interefje derjelben bedingt eine Gemeinſchaft, die in dem gemeinfamen 
Anſpruche auf gleichmäßige Befriedigung herbortritt?). Mit der Konkurs— 
eröffnung geht das Verfügungs- und Verwaltungsreht von dem Gemein- 
ſchuldner auf einen Konkursverwalter über‘). Gleichzeitig erleidet erfterer 
in Ausübung feiner bürgerlihen und politifchen echte mehrfahe Ein- 
ſchränkungen). 


2, Nordamerika 1867, England 1869, 9 Konto. 8 209—214 u. EG. 8 33. 
Dünemarf 1872. — In Franfreih hat ) KontO. 8 1. 
ſich dieſe Beſchränkung — welche den Kon⸗ 5 Daſ. 8 2, 4, 10—12. 
fur8 in den code de commerce ver- 6) Daſ. 8 5-9. — Wirkung der Er- 
weifen ließ — bis Heute erhalten. — Deutih- | öffnung auf Verjährung u. Miteigenthum 
land, welches ſchon feither dem Konkurfe | 8 13 u. 14. 
feine Stelle im allgememen Prozefie an⸗ 7) Er verliert das Wahlrecht zum Reichs⸗ 
gewiefen hatte, ift dagegen vor diefer be» | tage ($ 17 d. W.), das Bürgerredht (8 79), 
Ihränkteren Auffaffung bewahrt geblieben. | die Fähigkeit zum Schöffen, Geſchworenen 
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Die vor der Konfurseröffnung eingegangenen Rechtsgeſchäfte 
oder vorgenommenen Redhtshandlungen des Gemeinfhuldners?) unter- 
liegen der Anfech tung, wenn dadurch einzelne Vermögensſtücke unrechtmäßig 
der Maſſe entzogen ſindꝰ). Nach gleichen Grundſätzen iſt die Anfechtung 
außerhalb des Konkurſes geregelt 10). Gegenſtände, die ſich im Ver— 
mögen des Gemeinſchuldners befinden, ohne dieſem zu gehören, unterliegen 
der Ausſonderung und Herausgabe an die Berechtigten!). Bon hervor⸗ 
ragender Bedeutung find dabei die Anfprüde der Ehefrau, denen gegenüber 
die Gläubigerſchaft neben dem Anfechtungsrechte durch die weitere Vorſchrift 
gefhütt ift, daß erjtere die von ihr während der Ehe erworbenen Gegenftände 
nur in Anſpruch nehmen kann, wenn fie nachweiſt, daß fie nicht mit Mitteln 
des Gemeinſchuldners erworben find 2). 

Aus der fo umgrenzten Konkursmaſſe findet die Abfonderung derjenigen 
Gläubiger ftatt, die einen Anſpruch auf beftimmte einzelne Vermögensſtücke 
geltend machen können!?). Dazu gehören vor allem .die Realgläubiger in 
betreff der Immobiliarmafje!*) und die Fauftpfandgläubiger in betreff der 
Fauftpfänder!°),. Hiernach dürfen die zur Aufrechnung (Kompenfation) be= 
fugten Gläubiger ihre Forderungen außerhalb des Konkursverfahrens geltend 
machen 16). Sodann folgen als Maffegläubiger diejenigen, deren Anfprüce 
erft nad) der Konkfurseröffnung in bezug auf die Konkursmaſſe entftanden und 
deßhalb vorweg aus derfelben zu befriedigen find!). Den Schluß bilden die 
auf das Konkursverfahren felbft angewiefenen Konfursgläubiger, die ihre 
Befriedigung nad) einander in 6 Klaffen und innerhalb derfelben gleichmäßig 
nad) Verhaltniß der Beträge erhalten 18). 


8 207. 

c) Das Konkursverfahren ruht in der Hand beftimmter Organe. 
Zuftändig ift das Amtsgericht, bei dem der Gemeinfhuldner feinen Gerichts⸗ 
ftand hat!?). Daſſelbe ernennt den Konkursverwalter?”), während als Organe 
der zu weſentlich felbftitändiger Geltung gebrachten Gläubigerfdhaft der 
Gläubigerausſchuß?) und die Gläubigerverfammlung hervortreten ??). 





u. Handelsrichter (8 182, 183), zum Hans 
delsmäkler (S 363), Handelskammer⸗ oder 
yunungsmitglicde ($ 361 u. 352) u. zum 
Bormunde ($ 211). 

.$ 121; ; AG. 81. 


©. 21. Jui 79 OR. 277). 
1) KontO. S 3 
2, Daſ. 8 37; 5 6. 8 4 u. 17. 
> KonlO. * 3, 39—45; EG. 8 17; 
AG. 8 6 u 
1) Konto. R 39. — Die gemeinfame 
Abſonderung aller Realgläubiger ift durd) 
den Fortbeftand der generellen ſtillſchwei⸗ 


genden Hypotheken des gemeinen Rechts 
nothwendig geboren AG. 8 2 u 
5, KontO. $ 40. — Die nad eminem 
u. franzöfifhem Rechte zugelaflene Oypothek 
an Mobilien (ohne Beſitz) ift damit beſei⸗ 
85 


tigt EG. $ 14—16; AG. 
1) Konto. 5 4649. 
7) Daf. $ 50-583. 


5 Daſ. 8 54—63; AG. 8 8—11. 
1, KonkO. 8 64—69. 
©, Daf. 8 70—78. 
2) Daf. 8 79—84. 
2) Daf. 8 85—91. — Stellung des 
Gemeinſchuldners 8 92, 93. 
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Die Eröffnung des Verfahrens erfolgt im Falle der Unfähigkeit zur. 
Zahlung fälliger Beträge auf Antrag des Gemeinſchuldners oder eines 
Gläubiger durch Beſchluß des Gerichts?s). Der Konkurs beginnt mit der 
Ermittelung und Feltftelung der Theilungsmaffe*) und der Schulden- 
maffe?) (Aktiv- und Paſſivmaſſe) und erreicht feine Endfhaft durch Ver⸗ 
theilung, Zwangsvergleich oder Einftellung des Verfahrens. Die Vertheilung 
wird in Prozentfägen der Forderungen ausgedrüdt und erfolgt, fobald aus- 
reihende baare Maſſe vorhanden ift, oder die Verwerthung derfelben beendet 
oder etwa zurüdbehaltene Beträge derjelben frei geworden find (Abſchlags-, 
Schluß⸗ oder Nadtragsvertheilung) ?°). 

Schneller und einfacher führt der vergleichsweiſe Abſchluß des Verfahrens 
zum Ziele, durch weldjen gleichzeitig die beſſere Ausnutzung ſchwer verkäuf- 
licher Gegenftände und der Ermwerbsthätigkeit und Gejchäftsverbindungen des 
Gemeinſchuldners ermöglicht und das Eintreten Dritter für denfelben ange- 
bahnt wird. Das Geſetz läßt defhalb unter Genehmigung des Gerichts aud) 
einen Zwangsvergleih (Afford) zu, fobald die Mehrzahl der Gläubiger 
und die Dreiviertelmehrheit der Forderungen folden beſchließt?). — Die 
Einftellung des Konkurſes erfolgt, wenn alle Betheiligten zuftimmen oder 
die Maſſe ſich als zu unbedeutend heransftellt?®). 

Dejondere Beftimmungen gelten für das Konkursverfahren über: 

1. Handelsgeſellſchaften und Genoſſenſchaften?9), 

2. einen nit oder mit der Wohlthat des Inventar angetretenen 
Nachlaß ?0), 

3. das inländiſche Vermögen eines Ausländers *9). 


V. Freiwillige Gerichtsbarleit. 


1. Einleitung. 
8 208. 

Zur Verhütung von Rechtsſtreitigkeiten ſind gewiſſe Rechtsgeſchäfte und 
die Rechtsangelegenheiten gewiſſer Perſonen einer theils nothwendigen, theils 
in das Ermeſſen der Parteien geſtellten amtlichen Mitwirkung unterworfen. 
Obwohl dieſe Geſchäfte nur theilweiſe den Gerichten übertragen ſind, auch die 


2), KonkO. S 94- 1060; AG. 8 12—15. | tragene Genoſſenſchaften KonlO. 
2) KonkO. 8 107—125; AG. 8 16. 8 195—197 u. ©. 4. Juli 68 (RGB. 415) 
5), KontO. 8 126—136. 8 34 ff.; offene Handelsgefellihaften, Kom⸗ 


*) Daf. 8 137—159. manditgejellihaften u. Kommanditgeſell⸗ 
7) Dal. $ 160-187. Ihaften auf Aktien KontO. 198—201 u. 
2, Daſ. $ 188—192. HandGB. (RGEB. 1869 S. 404) Art. 
2, Daf. $ 193—201 u. 214, insbei. | 122 


ff 
Altiengefellihaften 8 193 u. 194 u. 2, KonkO. 8 202—206. 
Handels GB. (Faſſung d. ©. 18. Juli 84 2), Daſ. 8 207 u. 208. 
RGB. 123) Art. 240 u. 242; einge» 
Grf. Hue de Grais, Handbuch. 6. Aufl. 17 
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‚neuere Geſetzgebung die Gerichte möglichſt auf die eigentliche Rechtſprechung 
zu beſchränken ſucht!), wird doch diefe Thätigkeit als freiwillige oder nicht 
ftreitige Gerichtsbarkeit bezeichnet. Der Grund für die amtliche Mitwirkung 
Itegt entweder in der Wichtigkeit und Schwierigkeit der Rechtshandlungen 
felbft, oder in der Unfähigkeit der handelnden Perfonen. Die freiwillige 
Gerichtsbarkeit umfaßt demgemäß die Vollziehung, Beurkundung und Be⸗ 
ftätigung der Rechtshandlungen (Nr. 2), insbefondere die Beurkundung des 
Perfonenftandes (Nr. 3), ferner das Vormundſchaftsweſen (Nr. 4), die 
Stiftungs-, Familienfideilommiß- und Lehnsſachen (Nr. 5), das Verlaſſen⸗ 
ſchaftsweſen (Nr. 6), das Grundbuch- und Hypothefenwefen (Nr. 7) und das 
Hinterlegungswefen (Nr. 8). Eine befondere für die freiwillige Geridhts- 
barfeit beftehende Einrichtung bildet das Notariat (Nr. 9). 

Durch die Reichsgeſetzgebung wird abgefehen von der Beglaubigung 
öffentlicher Urkunden und der Beurkundung des Perfonenftandes die frei- 
willige Gericätöbarfeit nur injoweit berührt, als: 

1. ihre Geſchäfte meift auf die durch die neue Yuftizorganifation gefchaffe- 
nen Organe, in&befondere auf die Amtsgerichte übergingen?), und 

2. einzelne Grundfäge des neuen Verfahrens auf die freiwillige Gerichts- 
barkeit für anwendbar erklärt find. Dies gilt von den Vorfchriften 
über Zuftellungen?), über den Urkunden, Zeugen» und Eadjverftändigen- 
beweis und über das Berfahren bei Eidesabnahmen?). 


2. Rollziehung, Reurkundung und Keſtätigung der Rechtshandlungen. 
g 209. 

Die Beglaubigung der Urkunden ift Gegenftand der Reichsgeſetz- 
gebung?). Innerhalb des Reiches ift demgemäß jeder Legalifirungszwang für 
inländiſche, öffentliche Urkunden befeitigt; für ausländifche genügt die Legali- 
firung durch einen Konful oder Gefandten des Keiches®). 

Die Trage, welche Rechtsgeſchäfte von Gerichten oder anderen öffent- 
lichen Organen beglaubigt, beftätigt oder vollzogen werden können ober 
müſſen, beftimmt fi nach der Landesgeſetzgebung“). Zuftändig find in allen 


1) 8 194 Abi. 4 d. W. 


2) Anm. 19 zu 8 179. — Nüheres 
8 —* 211—213 u. 216; verb. 8 185 


9 AG. (3. EBD.) 24. März 79 (SS. 
a 8 1. — Bol. Anm. 13 zu 8 194 


* AG. 8 4 u. ©. 10. März 79 (SS. 
1) 8 42. — Bol. Anm. 28 zu 8 195 


* Wf. Art. 412, 
9) ©. 1. Mai 78 (RGB. 89) u. CPrO. 
8 403. Anerkennung der Urkunden öffent- 


iher Behörden u. Beamten im Berlehre 
mit Defterreich Bertr. 25. Feb. 80, Bel. 
2. Feb. u. 3. Aug. 81 (XEB. 4, 8 u. 
256); Ausdehnung auf Bosnien u. Her⸗ 
zegowina Bertr. 13. Juni u. Bel. 3 
Aug. 81 (XGB. 253, 255). 

7) Die BVorfchriften der Gerd. (II 1) 

des LR. find durd ©. 23. April 21 
(68. 43) weg. Aufhebung der Verlaut⸗ 
barung der Immobiliarderträge u. 11. Zuli 
45 (GS. 495) ih. d. Form einiger Rechts⸗ 
geſchäfte mehrfach geändert. 
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Fällen die Amtsgerichte). In diefes Gebiet fällt die Aufnahme von Ber- 
trägen und Zeftamenten?), von Taren!?), von Erklärungen über den Austritt 
aus der Kirhe‘?), ferner die Ertheilung von Atteſten und Ausfertigungen ®), 
die Führung der Genoſſenſchaftsregiſter 12), der Muſter⸗, Handels- und Schiffs⸗ 
zegifter 1?) und die Wiederinfursfegung von Inhaberpapieren 14). 


3. Beurkundung drs Aerfonenflandes. 
8 210. 

Während früher die Beurkundung des Perfonenftandes regelmäßig im 
Anſchluſſe an die feitens der Religionsparteien damit verbundenen Handlungen 
vor ſich ging, Hat in neuefter Zeit die felbftftändige und ſtaatsrechtliche Be⸗ 
deutung, welche derjelben beimohnt, zu ihrer Webertragung auf bürgerliche 
Behörden geführt. Diefe erfolgte in Preußen unter Einwirkung der kirchlichen 
Wirren zugleich mit der Einführung der obligatorifhen Civilehe 16). Das 
preußifche Geſetz Hat nad kurzer Geltung einem Reichsgeſetze Platz ge- 
macht, welches zugleich eine einheitliche Geftaltung des materiellen Che- 
ſchließungsrechts bradte, Übrigens auf gleicher Grundlage beruht, wie 
jenes 19). 

Die Beurkundung der Geburten, Heirathen und Sterbefälle erfolgt aus- 
ſchließlich durch Standesbeamte mittelft Eintragung in die vorgefchriebenen 
Geburts, Heiraths⸗ und Sterberggifter. Die Eintragung geſchieht Toftenfrei. 
Die Beamten werden vom Staate für beftimmte Bezirke beſtellt. In Be- 
zirken, die den Bereich einer Gemeinde nicht überſchreiten, werden die Standes- 
amtsgefhäfte regelmäßig durch den Vorfteher oder einen von der Gemeinde- 
behörde mit ftaatlicher Genehmigung angeftellten Beamten verjehen. Geiſtliche 
find nicht zu beftellen, Gemeindebeamte dagegen zur Uebernahme des Amtes 


*) ©. 24. April 78 (86. 230) 8 26° 
u. im Gebiet des rhein. Rechts, wo viefe 
Geſchäfte faſt ausſchließlich durch die No⸗ 
tare erfolgen, $ 28. — Dorfgerichte Anm. 
52 zu 8 78 d. W. 

gr. 112 8 66ff. u GerO. II 4. — 
Verfahren bei gerichtlichen Theilungen u. 
dem (freiwilligen) gerichtlichen Verkauf von 
Immobilien im Geb. des rhein. Rechts 
G. 22. Mai 87 (GS. 136). 

1) GerO. II 6. — Vereinfachung des 
Verfahrens bei Abſchätzung der Grundſtücke 
von geringerem Werthe G. 15. Juni 40 
(86. 131) u. 4. Dei 57 (85. 445). 


11) 8 289 Abf. 2 
2) Erwerbs u. Bifeagenofen 
ſchaften 8 321 d. ; Baffergenofien- 


ſchaften 8 336 Abf. r u. Waldgenoſſen⸗ 
ſchaften 8.339 Abf. 6. 

FR 360, 362 Abf. 3 u. 368 Abf. 1 
d. W. 


198 817 Abſ. 4 d. 

», &. 9. März 74 oe. 95). 

e RS. 6. Feb. 75 (RGB. 23) u. V. 
14. Seh. 75 (GS. 93). — Einführung 
in bie deutfchen Schutgebiete Anm. 23 zu 
RO. 8 82 d. W. — Zuſtändige Behörden 
8 84, ©. 24. April 73 (GS. 230) 8 107, 
Bel. 1. Dez. 75 (MB. 275) u. 1. Juli 79 
(MB. 146). — Formulare Bf. 22. Jnni 
75 (EB. 886), ER. 27. Juli 75 (MB. 
194) u. NN der Regifteranszüge) 
3. San. 85 1). — Mittheilung 
der Zodtenliften an sie Erbſchaftsſteuer⸗ 
ämter ©. 30. Mai 73 (GS. 329) 8 29, 
ER. 22. Juni 75 (MB. 143) u. des 
Materials tiber die Bevegung ber Be⸗ 
völferung an das ſtatiſtiſche Bureau ER. 
13. März 75 (ML. 65). — Kommentare 
v. Wohlers 3. Aufl. (Berl. 86) u. Hin⸗ 
ſchius 2. Aufl. (Berl. 79). 


17* 
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verpflichtet). Die Koften tragen regelmäßig die Gemeinden, denen auch 
etwaige Gebühren und Strafen zufließen!?). Die Aufficht führt die Gemeinde- 
auffihtsbehörde, im Gebiete der Berwaltungs-Organifation. der Landrath als 
Borfigender des Kreisausfchuffes!?); die Anmeifung zur Vornahme einer ab- 
gelehnten Amtshandlung, die Berichtigung der Regifter und die Aufbewahrung 
der jährlich einzureichenden Abſchriften (Nebenregijter) erfolgt indeß durch die 
Gerichte ?9). 

Geburten find innerhalb einer Woche, die Vornamen der Geborenen 
binnen zwei Monaten anzuzeigen. Verpflichtet zur Anzeige ift der Vater, die 
Hebeanme, der Arzt, jede andere zugegen geweſene Perfon und die Mutter??). 
— Ehefhließungen, die im ganzen Reihe an diefelben Erforderniffe ge- 
knüpft find 2%), können rechtsgültig nur nad) vorherigem, durch zweiwöchentlichen 
Aushang zu bewirkenden, Aufgebote durch eine in Gegenwart zweier Zeugen 
vor dem Standesbenmten abgegebene Erklärung geſchloſſen werden?s). Bor 
diefem Zeitpunfte find religiöfe Chefeierlichkeiten unzuläffig*). — Sterbe- 
fälle find fpäteftens am folgenden Wochentage vom TFamilienhaupte oder 


vom Eigenthümer ded Sterbehaufes dem Standesbeamten anzırzeigen. 


7 RG. $1—6 u. preuß. ©. (Anm. 15) 
s 3 Abf. 5; f. Anm. 25 zu 8 56. — 
Führung der Standesregifter NG. 8 12 
bis 16; Beurkundung auf See $ 61 bis 
64, für Militärperfonen außerhalb des 
Neiches oder auf in Dienft geftellten Ma⸗ 
rinefahrzeugen S 71, 2. 4. Non. 75 
(RGEB. 313) u. 20. Ian. 79 (RGEB. 5), 
für die Landesherren u. deren Familie 
RG. 8 72. 

w RG. 8 7—10, 70 nebſt Tarif u. 
im Geb. der Serwoitungs -Drganifation 
Su 8 154 Abſ. 3. 

Fr u. 69; ZuſtG. $ 154 
—* 2 gl. 8 78 abſ d. W.). 

NS. 8 11, 65, 66, 14 u. Bel. 
1. Sult 79 (ME, 146, m. 154). 

a) RG. 8 17—27 u. 68. 

2) Daf. 8 28-39 u. 77. — Die 
Dispenfation von Ehehinderniffen 
.($ 40 daf.) erfolgt, wenn es ſich um bie 
Wartezeit der Wittwen handelt, durch das 
Amtsgeridt V. 1. San. 77 (SS. 4) u. 
AE. 7. Sept. 79 (IMDB. 356). fonft durch 
‚den Yuftizminifter B. 24. Feb. 75 (GS. 
97). — Die polizeiliden Chebe- 
ſchränkungen waren jchou früher be- 
feitigt' ©. 4. Mai 68 (BGB. 149), Einf. 
in Süddeutſchland auf. Baiern Anm. 12 
zu 8 6 d. W.; gleiches gilt von den Ehe- 
verboten des ER. (II 1 8 30—33) wegen 
Ungleichheit des Standes ©. 22. Feb. 69 


Eine 


(GS. 365). — Ausländer (einihließiid 
der Bewohner des rechtsrheiniſchen Baierns) 
müſſen ſich durch eine Eheerlaubniß aus⸗ 
weiſen RG. 8 38, preuß. G. 13. März 
54 (GS. 123) u. ähnlich in den neuen 
Provinzen. Von dem Nachweiſe ſind indeß 
befreit die Bewohner von Frankreich, Groß⸗ 
britannien, Italien, der Schweiz, Holland, 
Belgien, Schweden⸗Norwegen. Rußland, 
Defterreid (außer Salzburg, Tirol, Vor⸗ 
arlberg u. Krain) u. d. v. Staaten v. 
Nordamerila. — Preußen erhalten bei 
Eheſchließung im Auslande eine 
Beiheinigung des Negierungspräfidenten 
(der Regierung), daß es in Preußen einer 
obrigkeitlihen Erlaubniß nit bedarf R. 
10. San. 53 u. 7. San. 66 (MB. 104). 
Die Ausführung kann den Landräthen 
übertragen werden R Mai 61; 
in SHeflen-Naffau find fie neben dem 
Deo Präl. zuftändig R. 2. Feb. 69 (MB. 


). 

2), RG. 8 A1—55. — Dispenfation 
vom Aufgebote ©. 8. San. 76 (GS. 
3). — eheieung „Neijeangehöriger 
im Auslande RO. $ 8 4. Mai 
70 (BGB. 599); * in — 
Anm. 12 zu 86 d. W.; Geltung in Elſ.⸗ 
Sotgeingen ®. 8. Feb. 75 (RB. 69) 


2) RO. 8 67. 
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vorherige Beerdigung iſt nur mit Genehmigung. der Drt8polizeibehörbe 
geftattet?5). 

Mit dem Perfonenftande fteht die Führung beftimmter Zunamen im 
Zuſammenhange. Namensänderungen fordern ſtaatliche Genehmigung ?6). 


A. Vormundſchaftaweſen. 
8 211. 

Die im römiſchen Rechte als Privatrechtsverhältniß auftretende Vormund⸗ 
ſchaft Hatte in Deutſchland durch Hinzutritt der ſtaatlichen, in der Regel von 
den Gerichten wahrgenommenen Aufſicht eine weſentliche Aenderung erfahren. 
Im Landrecht erſcheint dieſe gemeinrechtliche Obervormundſchaft ſo ausgedehnt, 
daß der Vormund zum bloßen Bevollmächtigten des Gerichts herabgeſunken 
und letzteres mit zahlreichen, wenig für daſſelbe geeigneten Geſchäften belaftet 
war. Diefe Mängel riefen Reformbeftrebungen hervor, die in einem einheitlich 
den ganzen Staat umfafjenden Gefete ihren Abſchluß gefunden Haben, In 
diefem wird der Vormund wieder felbftitändiger geftellt, während in den 
Tamilten- und Waiſenräthen die neuen Elemente der Familie und Gemeinde 
in die vormundſchaftliche Verwaltung hereingezogen find ??). 

Als Bormundfhaftsgeriht ift daS Amtsgericht des Wohnſitzes zu- 
ftändig?®). Uebrigens wird die Vormundſchaft über Minderjährige, über 
Großjährige und die Pflegfchaft unterfchieden. 

a) Eine Bormundfhaft über Minderjährige ift einzuleiten, wenn 
diefe nicht unter väterliher Gewalt ftehen?”). Die Benormundungsfälle find 
von den nächſten Verwandten und vom Standesbeamten dem Gerichte anzu⸗ 
zeigen, welches aus der Zahl der vom Bater, von der Mutter oder der durd) 
das Geſetz hierzu berufenen Perfonen, fonft nad Anhörung des Waiſenrathes 
einen Dormund beftellt und verpflichtet. Zur Ablehnung bereditigt nur meib- 
liches Gefchleht, Ueberſchreitung des 60. Xebensjahres, Führung von mehr als 
einer Vormundſchaft oder Pflegichaft, Krankheit, Wohnfig außerhalb des Gerichts⸗ 
bezirkes, Erforderniß einer Rautionsleiftung und das Borhandenfein von fünf 
oder mehr eigenen ehelichen, minderjährigen Kindern?). Dem Gegenvor- 


3), 16. 8 56—60 u. 68. 86). — Koften ©. 21. Yuli 75 (GES. 


© RD. 15. April 22 (85. 108); 
Zuftändigleit des Reg.⸗Präſ. (der Reg.) 
AE. 12. Zuli 67 (GS. 1310); Verfahren 
CH. 9. Aug. 67 (MB. 246). — Strafe 
umbefugter Namensführung StGB. 8 

08, 


7, Bormundfhaftso. 5. Juli 75 
(85. 481); Eimf. in Lauenburg ©. 25. 
Feb. 78 (SS. 97) S 44. — Kommen 
tare v. Kurlbaum 27. Aufl. (Berl. 86) 
u. Bhiller 2. Aufl. (Berl. 85); Vormund⸗ 
ſchaftsrecht von Dernburg 3. Aufl. (Berl. 


548), 10. Mai 51 (GS. 622) 87 u. 
AusfG. 10. März 79 (GS. 145) 8 11 
u. 21; Einf. in Lauenburg ©. 1878 
8 45 u. Ausf®. 8 12, in den vorm. 
wi ‚Ger. ‚Degirfen abhn u. Frankfurt a. M. 
daſ. 81 

*) Bord. 8 7-10; G. 24. April 
78 (GS. 230) $ 

Somd. F 11-15; Milttärperfonen 

Ss 95 Abi. 3 

©) Som. 8 685. 
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munde, der bei vorhandener Vermögensverwaltung in der Regel zu beſtellen 
iſt, fällt dabei eine kontrollirende Mitwirkung zu®?). 

Die Führung der Bormundfhaft umfaßt die Sorge für die Perjon 
umd die VBermögensangelegenheiten des Mündels einfchlieglich der Vertretung 
defielben. Der VBormund, der in beftimmten Fällen an die Genehmigung des 
Gegenvormundes und des Gerichtes gebunden ift, haftet gleich diefem für Die 
Sorgfalt, die ein ordentlicher Hausvater auf feine eigenen Angelegenheiten 
verwendet 32). 

Bei Beauffihtigung der VBormünder??) ftehen den Gerichten in den 
MWaifenräthen Hülfsorgane zur Seite, welche bei der perſönlichen Fürforge 
für die Mündel in ähnlicher Weife mitzuwirken haben, wie die Gegenvor- 
münder bei der Vermögensvermwaltung. Als Waijenräthe werden für ein oder 
mehrere Gemeinden ein oder mehrere Gemeindemitglieder- beftellt. Das Amt 
ift ein unentgeltliches Ehrenamt). — Ferner hat das Gericht vor einer bon 
ihm zu treffenden Anordnung auf Antrag des Vormundes oder Gegenvor- 
mundes oder eines Verwandten drei nähere Verivandte oder Verſchwägerte zu 
hören??). Unter gleicher Vorausfegung kann aus höchſtens 6 männlichen 
Verwandten oder Verſchwägerten unter Borfig des Richters ein ftändiger 
Tamilienrath gebildet werden, dem alsdann alle Rechte und Pflichten des 
Bormundfchaftsgerichtes zufallen?®). 

Die Vormundſchaft wird beendet mit der Grofjährigfeit oder Groß- 
jährigkeitserflärung des Mündels oder mit deſſen Wiedereintritt in die väterliche 
Gewalt. Sie hört ferner auf, wenn der Vormund fticbt, wegen Unfähigfeit 
oder aus fonftigen Gründen entlaffen oder wegen Pflichtwidrigkeit entſetzt 
wird”), 

b) Ueber Großjährige wird eine Vormundſchaft eingeleitet, wenn diefe 
für geiftesfrant oder Verfchwender erklärt, oder durch Taubheit, Stummheit, 
Blindheit oder längere Abwefenheit an Beforgung ihrer‘ Rechtsangelegenheiten 
gehindert find. Der Bater ift in diefen Fällen gefeßliher VBormund?®), 

c) Eine Pflegſchaft (Kuratel) wird beftellt, wo die Vertretung einer 
Perfon nur für ein einzelnes Geſchäft oder für einen begrenzten Kreis von 


3 VormO. 826; vgl. 8 31—35 u. 41. 


3), VormnO. 8 51, 56—60. 
2) Daf. 8 27—50, insbei. Anſpruch 


3) Daf. 8 62—54 u. ©. 18. März 78 


auf Vergütung S 33 u. 34; Vermögens» 
verzeihnig S 35; Fälle, welche Geneh- 
migung erfordern $ 41 u. 42; Anlage 
der Rapitalien 8 39; Hinterlegung der⸗ 
jelben $ 60, HinterlO. 14. März 79 (SS. 
249) 8 47—52 u. ©. 20. Juli 83 (GS. 
120) 8 24; Grbesauseinanderjeungen 
8 43; Beräußerung von Grundftüden 
844; Unzuläffigleit der Ehe zwiſchen Vor⸗ 
mund u. Mündel während der Vormund- 
ihaft RG. 6. Feb. 75 (RGB. 23) 8 37. 


(85. 152) 8 9. 

*) VormO. 8 5b. 

* Daſ. 8 71-80. — Der im franz. 
Recht allgemein vorgeſchriebene Familien⸗ 
rath ſoll damit auf diejenigen Fülle be⸗ 
ſchränkt werden, in denen eine gedeihliche 
Wirkſamkeit zu erwarten ſteht. 

7), Daſ. 8 61—70; verb. 8 97—99. 

*) Daf. $ 81-85. — Entmündigimge- 
verfahren 8 197 Nr. 4 d. W. 
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Angelegenheiten erforderlich wird. Dieſe Fälle treten ein, wenn die väterliche 
Gewalt oder Vormundſchaft aus thatſächlichen oder rechtlichen Gründen, ins⸗ 
befondere wegen iwiderftreitender Interefjen nicht ausgeübt werden kann. Gleiches 
gilt, wenn das Intereſſe einer Leibesfrucht oder eines unbelannten Erben 
wahrgenommen werden muß °?). 


5. Atiftungs-, Samilienfideikommig- und Lehnsfachen. 
8 212. 

Das zu einem beftinmten Zmede gewidmete Vermögen wird Stiftung 
genannt. Iſt daſſelbe einer beftehenden Korporation (Gemeinde, Kirche) zu⸗ 
gewendet, fo fteht es in deren Eigenthume, anderenfalls bildet es felbit eine 
jmiftifhe Perſon““). Die Verwaltung der Stiftung gebührt den vom Stifter 
beftimmten Organen und in Ermangelung folder dem Staate kraft feines 
Rechtes zur Obervormundfchaft. Leber den Umfang diefes Auffihtsrechtes fehlt 
es ebenjo an geſetzlichen VBorfchriften, wie über die Frage, ob dafjelbe von den 
Gerichten oder Berwaltungsbehörden auszuüben fe. Grundfäglih ift die 
Wahrnehmung des öffentlichen Interefjed der Verwaltung, dasjenige der Fa— 
milten den Gerichten vorbehalten“). ALS Gericht ift das Amtsgericht mit 
der Maßgabe zuftändig, daß der Yuftizminifter mit Rüdfiht auf den Zweck 
der Stiftung oder die Abfiht des Stifter8 auch das Land- oder das Ober⸗ 
Iandesgeriht beauftragen fann“?). 

Werden die Bortheile der Stiftung einer beftimmten Familie zugemendet, 
fo entfteht die Familienftiftung‘) oder das Familien-Fideilommiß. 
Beide unterfcheiden fi dadurch von einander, daß, während die Familien⸗ 
ftiftung eine juriftifche Perſon bildet, als deren Gläubiger der Genußbereditigte 
erfcheint, das Familien-Fideilommig im Eigenthume dieſes Berechtigten fteht 
und nur in betreff der Veräußerung, Verpfändung und Vererbung einer ding- 
lichen Beſchränkung zu gunften der Nachfolger unterworfen ift. Die Familien⸗ 
Fideikommiſſe, deren Zwed in der Sicherung und Erhöhung des Familienglanzes 
befteht, finden fich in Deutfchland feit dem 17. Jahrhundert. Das Landredht 
betrachtet fie mit ungünftigem Auge, indem es fie gegen die bisherige gemein- 
rechtliche Praxis bezüglich der Bermögensgegenftände enger begrenzt und auf 
landwirthſchaftlich benutzte Grundftüde und Rapitalien von gewiffen Werthe 
einſchränkt“). Die Berfaffung (Art. 40) Hatte fie ganz unterfagt, doch ift 
ihre Errichtung feitdem wieder zugelaffen*). ine weſentliche Vorausſetzung 


2) VormO. 8 86-91. 4) StMB. 23. Dez. 44 u. KO. 3. Ian. 
©) Das LR. gedenft der Stiftungen “5 MD. 33, IMDB. 26). 
nur nebenbei in der Lehre von den Kör- 2) G. 24. April 78 (85. 230) 8 29 
perichaften (II. 6 8 73—80 u. 193—195). | u. 94. 
Die juriftifche Perföntigteit der Familien» So. II. 48 21—46. 
ſtiftungen findet fi in KO. 23. Mai 45 ) Daf. 8 47-61. 
(IMB. 178) anerlannt. — > Seröräntung #) ©. 25. Juni 52 (GS. 319); Nad)- 
in betreff der Zuwendungen 8 247 Abf. | weis der Ahnen KO. 4. Sept. 30 (GS. 
2 d. W. 129); Stempel KO. 18. Juli 46 (SS. 
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für Ddiefelben bildet eine beftimmte Exbfolgeordnung unter den Berechtigten 
(Agnaten), und nach diefer werden Seniorate, Majorate, Minorate und Pri- 
mogenituren unterfhieden‘‘). Dur Familienſchlüſſe können Fideikommiſſe 
jederzeit aufgehoben oder abgeändert werden”). Zuftändig in Fideilommiß- 
ſachen find regelmäßig die Oberlandesgerichte. Die Beſchwerdeinſtanz bildet 
der Suftizminifter*®). 

Diefelbe Zuftändigkeit gilt in Lehnsfahen“?), insbefondere für Die bei 
Auflöfung des Lehnsverbandes (Allodififation) geführten Verhandlungen 50), 
Nur ausnahmsweiſe bildet das Landgericht den Lehnshof?!). 


6. Verlaſſenſchaftsweſen. 
8 213. 

Gegenftand des DVerlaffenfhaftsmefens find die Erbfdhaftsauseinander- 
fegungen, welche im Gebiete des Land- und des gemeinen Rechtes in einem 
Berfahren und Erfenntniffe zufammengefaßt werden??),. ben dahin gehört 
die Ausftelung der Erbbefdheinigungen‘?), die Vornahme der Siegelungen 
und Inventuren in Sterbefällent). Zuftändig find überall die Amtsgerichte”). 


T. Grundbuch- und Bypothekenmefen. 
8 214. 

a) Einleitung. Die auf ftrenger Durchführung der Orundfäge der 
Publizität, Spezialität und Legalität!) beruhende altpreußiſche Hypothefen- 
Ordnung (1783) vermochte, fo vortrefflich fie für ihre Zeit gewefen, doch den 
veränderten Zeitbedürfniffen nicht mehr zu genügen. Seit ihrem Erlaſſe hatten 
Zertheilung und Umfat der Grundftüde außerordentlich zugenommen, während 
gleichzeitig die vermehrte Gelegenheit zu bequemer und lohnender Kapitalanlage 


506) u. ©. 30. Mat 73 (GS. 329) $ 2, 
— GSonftige Redtsverhältniffe LR. II. 4 
8 64—133 

9) Dal. R 134—226. 

7) Ed. 9. Oft. 07 (GS. 1806/10 ©. 
170) 8 9 u. ©. 15. Feb. 40 (GS. 20). 

©. 24. April 78 (GS. 230) $ 49 

u. 5. März 55 (GS. 175); Neuvorpom⸗ 
mern ©. 26. Mai 73 (GS. 229) 8 26; 
Schl.⸗Holſtein V. 26. Juni 67 (SS. 
1073) 8 25 IV; RB. Kafiel B. 26. Juni 
67 (GS. 1085) 8 14 IV. u. ©. 29. Mai 
73 (GS. 273) 8 21 Abf. 5. 

83. 2. San. 49 (GS. 1) $ 25%; 
Fommern © 11. Juli 45 (GS. 474) 


5 8 330 d. W. 

m) G. 24. April 78 (SS. 230) 8 41, 
3. Mai 76 (SS. 112) 8 3 u. 28. März 
77 (GS. 11) 8 19. 

=) GerO. I. 46 u. ©. 13. Suli 83 


bücher einfehen. 


(GS. 131), insbeſ. $ 180—184. — Im 
Gebiete des rhein. Rechts Cod. civ. Art. 
815— 842, Verfahren ©. 18. April 55 
(GS. 521). 

8 G. 12. März 69 (GS. 473). 

5) GerO.1I.5u. 2R. J. 8 461—464. 
— Im Geb. des rhein. Rechts Code de 
proc. civ. Art. 307—952. 

8 G. 24. April 78 (GS. 230) 8 261, 
im Geb. des rhein. Rechts 8 282. 

1) Bermöge der Publicität kann jeder, 
der ein Intereſſe nachweiſt, die Hypotheken⸗ 
Die Specialität for 
dert die Verpfändung beftimmter Ber- 
mögensftäde und fchließt die das Gefammt- 
vermögen umfafjenden Generalhypothefen 
aus. Die Legalität endlich nöthigt den 
Richter, die Geſetzmäßigkeit des der Ein- 
tragung zu Grunde liegenden Rechtsgeſchäfts 
nah Form u. Inhalt zu prüfen. 
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den Geldmarkt mehr und mehr von dem fehwerfälligen und koftfpieligen Hypo⸗ 
thefenverfehr ablenfte. 

Dem gegenüber galt e8, dem finkenden Realkredit wieder Aufhülfe zu 
verfchaffen. Das Berfahren mußte von allen läftigen Förmlichkeiten befreit 
werden, die unbeſchadet der durch die Hypothek gebotenen Sicherheit entbehrt 
werden konnten. Daneben mußten aud) die Verſchiedenheiten der Gefetgebung 
befeitigt werden, die dem Verkehrsgebiete der Hypotheken ohne Noth Schranken 
zogen. Dies find die Ziele der Grundbuchgefeggebung, die eine völlige 
Neuordnung des materiellen und formellen Hypothekenrechtes herbeigeführt hat?). 
Zunädjft für den Bereich des Landrechtes erlaffen, ift fie nah Maßgabe be- 
fonderer Geſetze auf faft alle Gebiete des gemeinen Rechtes ausgedehnt?). 
Nur in den vormald naffaufhen und großherzoglich heſſiſchen Theilen blieben 
die älteren Borfähriften in Kraft?). Gleiches gilt neben dem Herzogth. Lauen- 
burg und Frankfurt aM. vom Gebiete des rheinifchen Rechtes’). — Die Ver: 


2, Die 
umfaßt: 
a) das materielle Recht in dem G. üb. 
d. Eigenthbumserwerb u. bie 
dingliche Belaftung der Grund— 
ftüde, Bergmwerfe u. felbftftän- 
digen Geredtigleiten 5. Mai 

72 (GS. 433); 

b) das formelle Recht in der Grund- 
buchO. 5. Mai 72 (65. 446) 
nebft Koftentarif (daf. 503); 

c) die Stempelabgaben im ©. 5. Mai 
72 (GS. 509). 

Kom. dv. Turnau 3. Aufl. (Paderb. 85). 

— Das G. zu a wurde im Schußgebiete 

der Neu⸗Guinea⸗Kompagnie eingeführt B. 

20. Zuli 87 (XGB. 379). 

3, Nenporpommern G. 26. Mai 73 
(GS. 229); gemeinrechtlihes Geb. der 
Rheinprov. ($ 176 Nr. 2 d. W.) ©. 30. 
Mai 73 (GS. 287) u. 3. Feb. 79 (GES. 
17); Hohenzollern ©. 31. Mai 73) GS. 
301), 22. Suni 75 (GS. 235) Art. II 
a. 10. März 79 (GS. 145) $ 4-8; 
Schl.⸗Holſtein auf. Lauenburg ©. 27. 


Grundbudgefeßgebung 


Mai 73 (GS. 241) u. 31. Ian. 79 


(GS. 12); Hannover G. 28. Mai 73 
(SS. 253) u. Tarif, 29. San. 79 (GS. 
11), 10. März 79 (GS. 145) S4—8 u. 
24. März 79 (GS. 281) 8 13, Jadegeb. 
©. 23. März 73 (6S. 111), 24. März 
79, $ 13, 3. Feb. 79 (GS. 17) u. Bel. 
19. Mai 74 (GS. 142); OLGBE. Kaſſel 
ausfhl. des Amtsger. Bez. Vöhl ©. 29. 
Mai 73 (GS. 273) u. 28. Mai 85 
(GS. 175). 


N) Die f. g. Stockbücher werden dur 
die Feldgerichte ($ 78 Nr. 3) geführt. 

5, Das rheinifhe Recht (Code civ. 
Art. 2092— 2203) fordert die zehnjährige 
Erneuerung der Hypothekeneinſchreibung u. 
fennt ftillfchweigende u. generelle Hypo⸗ 
thefen zu gunften der Ehefrauen u. Mündel; 
vgl. indeß Anm. 15 zu 8 206 d. W. — 
Behufs allmähliger Weberleitung in das 
Grundbuchſyſtem hat jedoch das ©. 20, 
Mai 85 (GS. 139), erg. ©. 24. Mai 
87 (GS. 161) nebft Pf. 12. Juni 85 
(IMDB. 186) für Grundeigenthumsüber- 
tragungen die notarielle Form vorgejährie- 
ben (8 1—3) u. die Wirkſamkeit aller 
Privilegien u. Hypotheken von der Ein⸗ 
fhreibung auf die einzeln, nah dem 
Grundfteuerkatafter zu bezeichnenden Grunds 
ftüde abhängig gemadt (8 4—12). — 
Smmobiliar-Verficherungsgelder haften den 
Beſitzern von Privilegien u. Hypotheken 
ebenfo wie die Immobilien jelbft ©. 17. 
Mai 84 (GS. 271), 8 55 geändert ©. 
18. April 87 (SS. 117) 8 37. — Ein- 
tragungen bei Grunpdftüdsumlegung ©. 
2A. Mai 85 (GS. 156) 8 17—19. — 
Die Hypothekenbücher enthalten feine 
Grundſtücks⸗, fondern nur Berfonalfolien. 
Die Führung erfolgt durch befondere, dem 
Provinzialftenerdireftor umterftellte Hypo⸗ 
thefenbewahrer (Hypothekenämter); Bezirke 
©. 11. März 50 (GS. 284) u. 28. Dez. 
68 (GS. 69 S. 193); Inſeriptions⸗ u. 
Transſeriptionsgebühren KO. 15. Mai 
A 169) u. ©. 238. Mär; 75 (GS. 
168). 
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pfändung der Seeſchiffe erfolgt unter Eintragung in die über diefe geführten 
Schiffsregifter®). 

8 215. 


b) Das materielle Recht betrifft den Erwerb des Grundeigenthumes, 
die dinglichen Rechte an Grundflüden und die darauf Haftenden Forderimgen. 

Die Erwerbung des Örundeigenthumes, früher von Kintragung 
und Uebergabe abhängig, ift nur noch durch erftere bedingt. Damit ift die 
römiſche Traditionstheorie verlaffen und die Doppelnatur diefer Erwerbsart 
befeitigt. Die Eintragung (Befigtitelberihtigung) muß im Falle freiwilliger 
Veräußerung vor dem Grundbuchrichter gleichzeitig mündlih von dem ein- 
getragenen Eigenthümer bewilligt und von dem neuen Erwerber beantragt 
werden (Auflaffung). Dieſe Erklärung bildet für fih den Rechtsgrund für 
den Eigenthumsübergang; e8 bedarf daher feines weiteren urkundlichen Nach⸗ 
weifes über das demfelben zu Grunde liegende Rechtsgeſchäft (Kauf, Tauſch 
oder Schenkung). Das Legalitätsprincip ift ſonach verlaſſen)). Der ein- 
getragene Eigenthlimer gilt rechtlich als ſolcher und ift insbeſondere gegen die 
Berjährung geſchützt. Nur derjenige, weldher weiß, daß eine Eintragung falſch 
fei, kann Rechte aus derfelben nicht ableiten®). 

Dinglihe Rechte an Grundftüden, die auf privatrechtlichem Titel 
beruden (Nießbrauch und Reallaften), erlangen nur dur Eintragung Wirk- 
famfeit gegen dritte. Ausgenommen hiervon find Vorkaufsrechte, Grund- 
gerechtigfeiten (Realfervituten), Pacht und Miethe, die im Bergrecht begründeten 
Schürfungsrehte und Ablöfungsrenten?). Die Rangordnung der Eingetragenen 
beftimmt fi) nad) der Zeitfolge der Eintragungen?) 

Forderungsrechte, welde auf Grundftüäden haften, werden 
gleihfall8 nur durch Eintragung erworben. Lebtere erfolgt auf Antrag des 
Eigenthümers oder einer zuftändigen Behörde, oder kraft eined Erkenntniſſes 
und muß den Öläubiger, das verpfändete Grundftüd und die Schuldfunme 
beftimmt bezeichnen. Enthält die Eintragung daneben den Schuldgrund, fo 
heißt fie Hypothek; andernfalls wird fie Grundfhuld genannt!) Die 
Grundſchuld erfcheint ſonach als das von der perfünlichen Verpflichtung des 
Schuldners losgelöfte und auf das Grundftüd gelegte Schuldverhältniß und 


EG. z. HandEB. 24. Juni 61 


6 Juli 88 (SS. 131) 8 2-12. — Vor⸗ 
(GS. 449) Art. 59; Neuborpommern 


merkung (Proteftation) zur Erhaltung des 


EG. (Anm. 3) $ 48, 49; Schl.Holſtein 
EG. (Anm. 3) $ 48-523; Hannover ©. 
27. Juni 79 (6S. 9). — Sciffsregifter 
8 368 Abi. 1 d. W. 

7) EigenthG. (Ann. 2a) SI u 2; 
Eintragung aus Erlenntniffen 8 3, aus 
Enteignungen, Swangsverfleigerungen, Ge⸗ 
meinheitstheilungen u. Zuſammenlegungen 
8 5 u. ©. 26. Juni 75 (GS. 325), als 
Mittel der Zwangsvollſtreckkung ©. 13. 


Rechtes auf Eintragung oder Auflafjung 
EigthG. S 8, 9 u. 70, verb. 8 16, 22 
u. ©. 24. März 79 (68. 281) 8 18. — 
Eintragung auf Grund einfhveifiger Ders 
fügung CPrO. 8 EN u. AG. 24. März 
79 (88. 281) $ 1 

5) EG. 54 * 7, Sou 11, verb. 8 15. 

N Daſ.8 16. 

 Dai. — 34—36. 

u) Daſ. 8 18—26. 
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bildet, während die römischrechtliche Hypothek nur als accefjorifches Rechts⸗ 
verhältnig erſcheint, eine völlig ſelbſtſtändige Realobligation. Der Schuldgrund 
fiegt wie beim Wechſel nur in der Schuldform. Die Schuld wird ähnlich 
der Erwerbung des Grundeigenthums durch die Eintragung begründet; einer 
befonderen Schuldurkunde bedarf e8 nit. Die widhtigfte Folge diefes Ver⸗ 
hältnifjes ift, daß der EigentHümer an feinen eigenen Grundftäden Grund» 
ſchulden haben und folde mit dem Vorzugsrechte vor fpäter eingetragenen 
Forderungen weiter begeben fann!?). Uebrigens find Grundfehuld und Hypo⸗ 
thef völlig gleichberechtigt. Dem Eigenthümer fteht die Wahl der einen oder 
anderen Schuldform frei. Auch kann eine Hypothek unter Zuflimmung der 
Betheiligten einſchließlich der nachitehenden Gläubiger jeder Zeit in eine 
Grundſchuld umgewandelt werden!?). — Für das eingetragene Kapital nebft 
Binfen und Koften haftet das verpfändete Grundſtück mit allen Theilen, 
Zubehörftüden, Früchten und Berfiherungsgeldern!). — Der Anfprud wird 
durch die dingliche Klage, und wenn er vollftredbar geworden, durch geridt- 
lie Zwangsverwaltung (Sequeftration) oder Zwangsverſteigerung (Sub- 
haftation) geltend gemadt!?). — Die Abtretung (Ceffion) und Berpfän- 
dung bedarf Feiner Eintragung. Grundſchulden können ohne Namensangabe 
(blanto) abgetreten werden?!) — Die Aufhebung eines Hupothefen- oder 
Grundſchuldrechts wird nur durch Löſchung bewirkt, welche auf Antrag des 
Eigenthümers oder der zuftändigen Behörde erfolgt!”). 

Auf da8 Bergwerkseigenthum finden diefe Grundfäge mit einigen 
Maßgaben ebenfalls Anwendung 18). 

8 216. 

c) Das formelle Recht (die Grundbuch⸗O.) umfaßt die Form 
der Grundbücher und Urkunden, die Behörden, das Verfahren und die 
Koſten. 

Die Grundbücher, deren Einſicht jedem Betheiligten offen ſteht, ſind 
für die Gemeinde- oder Grundſteuererhebungsbezirke angelegt. In dieſelben 
werden nad) den Grundſteuerregiſtern (Kataſtern) alle ſelbſtſtändigen Grund⸗ 
ſtücke auf Grundbuchblättern (Folien) eingetragen). In der Regel erhält 
jedes Grundftüd bez. jeder Gutskomplex ein eigenes Blatt, welches Titel und 
drei WAbtheilungen (Rubriken) enthält (Formular I). Der Titel weift das 
Grundſtück und die etwaigen Abfchreibungen nad, während die Abtheilungen 


2) EG. 8 27, 28 u. 63—67. 1) Daſ. 8 68 u. 69. 
3) Daf. $ 29. 2) GrundbO. (Anm. 2b) 8 1—5 u. 19. 
9 Daf. $ 30—33. — SHerftellung der Uebereinftimmung mit 


) Daſ. 8 37—51, 715. $ 198 Abf. 3 | dem Katafter Anm. 24 zu 8 140 d. W. 

. W. — Wiederherſtellung zerſtörter od. vers 

10) EG. 8 52-56. — Pfändung einer | Iorener Grundbücher GrundbO. 8 132 
Grund⸗ oder rung (8. 14. März 82 GS. ey Anlegung 
G. 244. März 79 (GS. 281) 8 16. neuer, GrundbO. 8 133—140 

N EG. 8 57—62. 
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entfprechend der im materiellen Rechte getroffenen Eintheilung für Angabe 
des Eigenthümers, der dinglichen Rechte und der Hypotheken- und Grund⸗ 
ſchulden beftimmt find). Wo ein ftarf zertheilter und oft wechſelnder Grund⸗ 
befit vorwaltet, kann der Richter das Formular II anwenden, in dem jeder 
Befiger einen feine gefammten Grundftüde umfaffenden Artikel erhält?). Ein 
Sormular III ift für Bergwerke mit unbeweglichen Gewerkeantheilen (Kuren) 
beftimmt??). Ueber die Hypotheken- und Grundfääulden werden Hypotheken⸗ 
und bez. Grundfhuldbriefe ausgefertig. Mit erfteren werden die Schuld- 
urkunden verbunden; beide find zur Erleichterung des Verkehrs möglichft 
einfach geftaltet??). 

Zuftändige Behörde ift der Amtsrichter mit dem Gerichtsſchreiber?). 

Das Verfahren?) tritt in der Regel nur auf Antrag ein. Die An- 
träge können mündlich oder ſchriftlich erfolgen und bedürfen letterenfalls, 
wenn fie Eintragungen oder Löſchungen bezweden, gericätlicher oder notarieller 
Beglaubigung), — Die Koften enthält ein befonderer Tarif?”). 


8 217. 

d) An Stempelabgaben wird entfpredhend dem Stempel vom Kauf: 
und Darlehnsgefhäft??) bei Auflaffungen 1 Proz. des MWerthes?®), bei Ein- 
tragungen As Proz. erhoben?). Die Löſchungen find frei). 


8. Binterlegungsmefen. 
S 218. 

Die Berfchiedenartigfeit in der Einrichtung des Hinterlegungs- (Depo- 
fiten=) weſens, die am ftärkften zwifchen der im landrechtlichen Gebiete 
gültigen DepofitalO. v. 1783 und der jede Mitwirkung der Gerichte aus- 
fließenden rheinifhen Berfaffung ſich geltend machte, ift nad) Eintritt der 
neuen Gerichtsorganiſation einer einheitlichen Drdnung gewichen?). Den 
Gerichten, denen die eigentlihen Depofitalgefchäfte abgenommen wurden, 
verblieb nur: 

1. die nur vorläufige Verwahrung von Geld, Koftbarkeiten und Werth- 
papieren, die nicht auf Namen lauten; 


) GrundbO. 8 6—183. 8 108 der Hinterleg.O. Anm. 32) u. ©. 
2) Daf. $ 6, 14—16. 24. März 79 (GS. 281) 8 20 u. 21. 
a) Dai. $ 6, 17 u. 18. #, GrundbO. 8 30—33; Stempel- 
=) Dal. $ 119—131. freiheit G. 26. März 73 (GS. 131) 8 26 
2? ©. 24. April 78 (GS. 230) 831, | u. 10. März 79 (GE. 145) 8 9. 

2 u. GrundbO. 8 26—29. — Die bes 7, GrundbO. 


enderen Grundbuhämter (daf. 8 20—25) 
find aufgehoben. 

5) Verfahren überhaupt GrundbO. 8 30 
bis 47; Eintragung des Eigenthums (Ab- 
ſchreibungen) 8 48—72, der Belaſtungen 

8 73—91, der Cöfhungen 8 92—102 u. 
ag insbej. auf Grund eines Auf- 
gebotes 8 103—113 ($ 108 aufgeh. durch 


8 141 u. Tarif; vgl. 
$ 192 Abi. 4 Nr. 3 d. W. 
2) 8 154 Abi. 4 d. W. 
=) G. üb. die Stempelabgaben (Anm. 
2c) 8 1—7, 12, 14 u. 16. 
Daſ. 


a) ©. 26. Mäy 73 (GS. 131) 8 27. 
© ®) Sinterfegungso, 14. März 79 
S. 249). 
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2. die Hinterlegung anderer Gegenftände, insbefondere der Werthpapiere 
auf Namen und der lettwilligen Verfügungen ?®). 

Uebrigens find für die eigentliche Hinterlegung der zu 1 bezeichneten 
Gegenftände unter Auffiht des Finanzminiſters die Regierungen zu Öinter- 
legungsftellen beftimmt. Die Bezirke wurden den Gerichtöbezirken entſprechend 
abgegrenzt). — Das Berfahren ift für die Hinterlegung von Geld und für 
diejenige von Werthpapieren und Koftbarkeiten verſchieden. Während erfteres 
zur Bermeidung nutlofer Rapitalanfommlung in das Eigenthun des Staates 
übergeht und von diefem mit 21, Proz. verzinft wird), werden letstere 
unverändert verwahrt). Mit Ablauf von 10 Jahren Hört, wenn nicht 
ein neuer Antrag erfolgt, die Berzinfung auf?”); nad) weiteren 20 Jahren 
kann das Geld gerichtlich aufgeboten werden?8). Bei unverzinslichen Geld- 
beträgen, Werthpapieren und Koftbarfeiten tritt das Aufgebot erſt nad) 
30 Jahren ein??). 

9. Ans Notariat. 
8 219. 

Die Notare haben den Beruf, Urkunden mit öffentlihem Glauben zu 
fertigen. Urfprünglich waren fie vom Reiche beftelltt). Später hat ſich die 
Einrihtung in den einzelnen Landestheilen verfchteden entwidelt. In Preußen 
beftanden infolge deſſen felbft innerhalb der Gerichtöbezirke vielfach von ein- 
ander abweichende Vorſchriften; in einzelnen Tandestheilen fehlte das Notariat 
ganz. Zur Abhülfe diefes Mangels ift im Anſchluß un die neue Gerichts- 
organifation eine Neuregelung erfolgt*!), welche das Notariat in drei wefent- 
lich gleichartige Gruppen zufammengefaßt hat: 

1. Für den Ob.L. Ger. Bez. Köln fommt die rheiniſche Notariats-D.*?) 
mit einer Maßgabe??) fortdauernd zur Anwendung. 

2. Im Ob.L. Ger. Bez. Celle gilt die hanno verſche Notariats-O., 
welche mehrfach ergänzt und auf den Kreis Rinteln ausgedehnt iſt?). 


=) 50. 8 70-91; Ausf®f. 9. Juli 
79 (Sm. 173), eig. Mn. 27b u. c) 
Df. 28. Mai 86 (IMDB. 140). 
HD. 8 1-6. — Anw. 26. Aug. 
79 (IMB. 326). — Begite Beft. (Nr. 2) 
31. Juli 79 (IMB. 217). — Hmterl. 
Stelle f. Berlin ift die Mil.- u. Baus 
Kommilfion HD. 8 e, hr Belt. (Nr. 1) 
31. Zuli 79 (IMDB. 
D. 8 — Ginsſatz) V 
Br. Mai 79 (GS. 383). — Einzahlung 
8 11—21; Auszahlung $ 22 —35. — 
Die Hinterlegungsgelder bilden ginen hei 
der Staatsfhuld 8 128 Abi. 4 d. W. 
*) HO. 8 36—52. 
Daſ. $ 53-57. 
*) Daſ. 8 58—62. 


Daſ. 8 63—69. 

©, ReichsNotariatsO. v. 1512. 

u) ©. 8. März 80 (GS. 177). 

=, Rhein. NotO. 25. April 22 (GS. 
109), erg. durch KO. 7. Mai 40 (SS. 
118) u. ©. 22. Mai 87 (GS. 136), 
jowie in betr. der Tard. durch V. 27. Juli 
55 (GS. 553), ©. 3. Mai 58 (GS. 221) 
u. 11. Suli 76 (GS. 162). 

Anm. 55. 

4), Hann. NotO. 18. Sept. 53 (GS. 
80 ©. 188). Aufgehoben find S 2 GBe⸗ 
fähigung), $ 3 (Nebenämter), 8 4 (Dienft- 
eid), 8 5 (Siegel), 8 52—58 (Kautionen), 
Abſchn. VIII u. IX (Gebühren, Auffiht 
ſicht u. Disciplin). 

%, ©. 8. März 80 8 6—9. 
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3. Auf alle übrigen Theile ift das zunächſt für das landrechtliche Gebiet 
erlafiene altpreußifche Notariatsgefeß*) ausgedehnt”). 

Die Notare find Staatsbeamte und zählen zu den nichtrichterlichen 
Suftizbeamten*?). Sie ftehen unter Aufficht des Juſtizminiſters, der Ober- 
landesgerichts⸗ und Landgerichts- Präfidenten“?), und unterliegen den Dis- 
ciplinargefegend). Zur Anftellung wird die Befähigung zum Richteramte 
erfordert). Die Zuftändigfeit der Notare umfaßt die Aufnahme aller 
Alte der freimilligen Gerichtöbarfeit, die nicht den Gerichten oder bejonderen 
Behörden vorbehalten ſindꝰ2). Im rheiniſchen Nechtsgebiete, wo wegen der 
beſchränkteren Thätigkeit der Gerichte auf diefem Gebiete der Wirkungsfreis 
der Notare ein ausgedehnterer ift, find dieſelben auf ihr eigentliches Amt 
beſchränkt8), während übrigens in der Regel die Rechtsanwaltſchaft damit 
verbunden if. Don der im allgemeinen vorgeſchriebenen Zuziehung zweier 
Zeugen oder eines zweiten Notars) find die Notare bei Beglaubigung 
von Unterfchriften und Aufnahme von Proteften entbunden. Bei erfterer be- 
darf es aud Feiner Protofollaufnahme?d). Die Notare find bezüglich ihrer 





Mühewaltung auf Gebühren angewieſen 66). 


8) &. 11. Suli 45 (65. 487), 8 34 
aufgeh. ®. 28. Aug. 76 (GS. 389) 


2) G. Mir; 081,2 u. 4. 
8) 8 186 u. 63 d. W. — SIEB. 


8 31 Abſ. 2, 300 u. 359. 

9) G. 9. April 79 (GS. 345) 8 23 
u. 8. Mä in 80 87. 

5) S . Mai 51 (GS. 218) Abſchn. 
2 un. 3, v. 9. April 79 8 21, 22; Strafs 


arten 6 30. April 47 (GES. 196) $ 12; 
Einf. in Hannover B. 23. Sept. 67 
(GS. 1613) Art. V 8 73 u. ©. 8. März 
80 5 8 — Rhein. NotO. Art. 47, 52 

u..0 21. Zuli 52 (GS. 465) 8 66, 67 
1. 

3 G. 6. Mai 69 es: 656) 8 1. — 
Bol. 8 187 Abf. 2 d 


2) ati der Notariatsurkun⸗ 
den CPrO. 8 705. — Aufnahme von 
—2 Wehield. (BGB. 1869 
—— 2) Art. 87 u. G. 8. März 80 
* 


2) Rhein. NotO. Art. 5. 

5 Preuß. NotG. 8 7, Hann. NotO. 
$ 25, Rhein. NotO. Art. 21. 

“6. 8 . März 80 8 5; Gehüße 99. 
— — d. Hann. Noto. 8 26. 

©. 16. Mai 51 nebſt den darin in 
bezug Genomimenen Borihriften des Ge⸗ 
richtskoſtentarifs v. demſ. Tage (GS. 1880 
S. 205 u. 209 u. Bericht gung S. 8); 
G. 8. März 80 8 9—11. — Rhei 
Rechtsgeb. |. Anm. 42. 





Siebentes Kapitel, 
Polizei.) 


— — 


J. Begriff und Arten. 


g 220. 

Der Begriff der Polizei hat ſich hiſtoriſch entwickelt. Urſprünglich um⸗ 
faßte ſie die geſammte innere Staatsthätigkeit; ſpäter wurden die Kameralien 
(Finanzen und Volkswirthſchaft) ausgeſondert?). Immerhin umſchloß fie noch 
neben dem Schutze, den der Staat zu gewähren bat, die geſammte auf 
Förderung der Erwerbsthätigfeit gerichtete ftaatliche Wirffamkeit. Seit Beginn 
des Jahrhunderts erjcheint auch Ietstere von der Polizei getrennt. Die früher 
der Sicherheitspolizei gegenübergeftellte Wohlfahrtspolizet hat damit ihre Be⸗ 
deutung verloren?). 

In diefer eingefchränkteren Bedeutung erſtreckt fid) die Aufgabe der Polizei 
gegenwärtig nur auf Abwehr der durch Naturereigniffe oder Rechtsverletzungen 
herbeigeführten Gefahren für Leben, Gefundheit oder Vermögen, die fie theils 
vorbeugend (präventiv), theil® befeitigend (repreſſiv) zur Ausführung 
bringt?). 

Inzwiſchen Hatte die Trennung der Yuftiz von der Verwaltung eine 
weitere Einſchränkung der polizeilichen Thätigkeit herbeigeführt, indem die 
Juſtiz die repreffive Abwehr der durch Rechtsverletzungen herbeigeführten Ge- 
fahren mit der Maßgabe ausfchlieglih übernahm, daß ihr dabei die Polizei 
vorbereitend und helfend zur Seite trat. Diefe Thätigfeit bildet den Gegen- 
ftand der Kriminalpolizei (Nr. III). Erfcheint die Polizei Hierin nur als Ge- 
hülfin der Juſtiz, fo verblieb ihr eine felbftftändige Wirkſamkeit ſowohl in 
der Abwehr ſchädlicher Naturereigniffe (Unfallspolizei), die fie nad wie vor 


‘) d. Mohl Polizeiwiffenihaft (3. Aufl. 
Tübing. 66). — Förftemann PBrincipien 
d. preuß. Polizeirehts (Berl. 69). 

2) Anm. 2 zu 8 117. 

) Die frühere Wohlfahrtspolizei ift da- 
mit in das Gebiet der Wohlftandspflege 
(Kap. 9) übergetreten. 

) Das ER. (II 17 $ 10) beftimmt: 
„Die nöthigen Anftalten zur Erhaltung 
der öffentlichen Ruhe, Sicherheit u. Ord⸗ 


nung u. zur Abwendung der dem Publiko, 
oder einzelnen Mitgliedern deſſelben bevor⸗ 
ftehenden Gefahr zu treffen, ift das Amt 
der Polizei.” — Diefe für die einzelnen 
Gebiete durch G. 11. März 50 (SS. 
265) 8 6 nüher bezeichnete Aufgabe ift 
auf Nachtheile oder Beläftigungen nicht 
auszudehnen Erf. OB. 27. April 82 (XI 
344); Ausnahme 8 350 Nr. Il. 
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präventiv und repreffiv auszuüben bat, als in der nur präventiven Abwehr 
der aus Rechtsverletzungen drohenden Gefahren. Diefe Gefahren können 
äußere oder innere fein, fie können die allgemeine Sicherheit oder die öffentliche 
Ordnung und Sitte bedrohen und hiernad) fcheidet fi) die im weiteren Sinne 
aud) die Unfallspolizei umfaſſende Sicherheitöpolizei (Nr. IV) von der Ordnungs⸗ 
und GSittenpolizei (Nr. V). 

Fällt aud) den Zweden nad) die gefammte polizeiliche Thätigkeit in eins 
diefer Gebiete, fo bildet doch die Polizei Feine in fi) abgefchloffene felbit- 
ftändige Funktion der inneren Verwaltung, durchdringt vielmehr deren ganzes 
Gebiet, fo daß faſt in jedem Theile derfelben neben der pflegenden auch die 
ſchützende und ftrafende Hand des Staates hervortritt. Die Eintheilung in 
Kriminalpolizei, Sicherheitd- und Unfallspolizei und Ordnungs- und Gitten- 
polizet wird deßhalb nur auf die allgemeine Polizei angewendet, wogegen die 
auf den einzelnen VBerwaltungsgebieten bervortretende und nad ihnen benannte 
polizeilide Thätigkeit nur im Zufammenhange mit diefen betrachtet werden 
kann. Es gilt diefe8 von den Gebieten des Gefundheitd-, Bau- und 
Armenweſens, die wegen ihres vorwiegend polizeilichen Charakters im An- 
ſchluſſe an die Polizei zur Darftellung gelangen (Nr. VI-VIII), es gilt 
auch von den einzelnen Gebieten der Wohlftandspflege, in denen ebenfalls eine 
polizeiliche Thätigfeit in größerem oder geringerem Umfange hervortritt?). 


LI. | Bolizei-Berwaltung. 


1 Bolizei-Behörden, 
8 221. 

a) Centralinftanz ift der Minifter des Innern!). Seine Zuftändigfeit 
erftect fi) indeß nur auf die allgemeine Polizei, während unter dem Kultus- 
minifter die Gefunbheitspolizei, unter dem Minifter der öffentlichen Arbeiten 
die Baus, Eiſenbahn- und Bergpolizei, unter dem Handeldminifter die Hafen 
und Schifffahrts- und der größte Theil der Gewerbepolizei und unter dem 
Landwirthſchaftsminiſter die Landwirthſchafts-, Forft-, Jagd-, Fifherei- und 
Biehfeuchenpolizei ftehen?). 

8 222. 

b) Die Landespolizei bildet den Gegenfaß zur Ortöpolizei. Sie ums 

faßt ihrem Begriffe nad) die Abwehr der den Staat oder die Geſellſchaft als 


°) BVerfiherungspolizei 0° 314, 315; 
Bergpolizei 8 324 Abſ. 2  Wafferpoligei 


polizei 8 364; eafiante, Hafen« u. 
Strompolizei '$ 367 Abſ. 2; Wege- 





$ 336— 338; Feld» u. Forftpofigei 8 340, 
341; Biehfeuden- (Veterinär) Polizei 
8 344; Sagdpolizei 8 346; Fiichereipolizei 
8 348: Gewerbepolizei 8 350, 851, 353; 
Marktpolizei 8 363; Maß⸗ u. Gewidts- 


(Chauffee- u. Straßen«) Pole an 373; 
NN 8 377 Abi. 2 


2) Anm. 5 zu $ 220. 
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joldhe bedrohenden Gefahren, und fällt in diefem Sinne mit der höheren 
(politifhden oder Staats-) Polizei zufammen. Thatfächlich werden in- 
dep als landespolizeiliche alle diejenigen Funktionen angefehen, die ihrer höheren 
Bedeutung oder ihrer größeren Schwierigfeit wegen von einer unteren Behörde 
nicht wahrgenommen werden können. Landespolizeibehörde ift der Regierungs- 
Präftdent (die Regierung)?). Seine Zuftändigfeit erſtreckt ſich auf nahezu alle 
Gebiete der Volizei- Verwaltung. Nur einzelne befondere Zeige, wie die 
- Berg und Eifenbahnpolizei, werden von befonderen Behörden vermaltet*). 
Dem Ober-Präfidenten find abgefehen von einzelnen befonders beſtimmten 
Gegenftänden?) nur die ſich Über mehrere Regierungsbezirke erftredenden An- 
gelegenheiten und die bei außerordentlichen Ereigniffen und bei Gefahr im 
Berzuge erforderlichen Anordnungen vorbehalten®). 


8 223. 

c) Mannigfaltiger hat fi die Ortspolizei (Lokalpolizei) geftaltet, die 
ſich gleichfalls über faft alle Gebiete der Polizei-Verwaltung erftredt”). Sie 
wird zwar überall im Namen des Königs geübt, doch find ihre Organe ver- 
ſchieden ſowohl fir Stadt und Land, als für die einzelnen Provinzen. 

In den Städten wird die Polizei regelmäßig von den Bürgermeiftern 
verwaltet?), do kann fie im bedeutenderen Städten befonderen Föniglichen 
Behörden übertragen werden. In diefem Falle zahlt der Staat die perfönlichen, 
die Stadt die fählihen Koften?). Die Behörden heißen Polizei-Präfidien oder 
Polizeis Direktionen; doch führen aud die Vorfteher der letteren zum Theil 


) Regdnftr. 23. Oft. 17 (GS. 248) 
8 224 u. 2BG. S 17. Mm Pofen u. 
Shleswig » Holftein find vorläufig nod 
die Regierungen zuftändig 8 57 d. W. 
— Erlaß v. PolVerord. 8 230 d. W. 
— Unmittelbare Verwaltung der Strom-, 
Hafen⸗ u. Schifffahrtspoltzei 8 367 Abf. 2. 

8 324 Abf. 2 m. 8 377 Abf. 2 
d. W. 

5, Inſtr. 31. Des. 25 (GS. 26 ©. 1) 
8 114b-e, 

® Daf. $ 23 u. $ 112. 

7) Ausgenommen find neben ber Berg», 
der Eifenbahn- u. der Strom-, Hafen- 
n. Schifffahrtspolizei (Anm. 3 u. 4) bie 
Sifchereipolizei $ 348 (Anm. 85) u. die 
dem Landrathe vorbehaltenen Gebiete, 
Anm. 22. 

8, Heltere Prov.: ©. üb. d. Poli» 
jeiperw. 11. März 50 (66. 266) 81, 
Städte⸗O. f. d. öftl. Prov. (Anm. 79 zu 
8 7928.) 8 62, f. Weftfalen (Anm. 
104 dvesal.) 8 62 u. f. d. Rheinprov. 
- (baf.) 857; neuere Prov.: V. 20. Sept. 
67 (GS. 1529) 8 1, StädteO. f. Schl.⸗ 

Grf. Hue de Grais, Handbuch. 6. Aufl. 


Holſtein (Anm. 106 zu 8 79 d. W.) 8 89; 
f. Hefl.-Naffau u. Hohenzollern find die 
in Anm. 19 angeführten Geſetze u. f. 
Hannover, wo die Magiftrate zuftändig 
find, StädteO. (Anm. 110 zu 879 d. W.) 
8 71, 78 u. 79 maßgebend. — Die Auf- 
fiht führt in allen Treisangehörigen 
Städten der Landrath ®. 15. April 15 
(85. 85) 8 36 u. KrO. (Anm. 12) 8 77, 
bob gehen im Geb. ber BVerwaltungs- 
Organifation die Rechtsmittel in Städten 
mit mehr als 10000 Einwohnern an den 
Bezirksausſchuß (8 231 Abf. 4), während 
in Hannover alle felbfiftändigen Stäbte 
(Anm. 81 zu 8 60 d. W.) der Aufficht 
des Landraths entzogen find LVG. 8 155 
al 3 u. KrO. 6. Mai 84 (GS. 181) 
52 


n ®. ib. d. Polß. 82 u. 3, verb. 
PL.B. OTr. 8. April 61 (IMDB. 116). 
Schl.⸗Holſtein StädteO. 8 89; Frankfurt 
a. M., wo der Polizei⸗Präſident zugleich 
Landrath des gleichnamigen Landkreiſes 
iſt u. in demſelben die Ortspolizei ver⸗ 
waltet V. 29. Juni 67 (GS. 917) u. 

18 
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den Titel ald Polizei-Bräfident!). Dem Polizei: Präfidium zu Berlin find 
neben den ortöpolizeilichen auch landespolizeiliche Befugniſſe beigelegt!!). 

In betreff der Landgemeinden hatte fi in den öftlihen Provinzen 
die mit dem Befite eines Gutes verbundene Polizeigewalt (gutSherrliche 
Polizei) mit einigen Unterbrechungen bis in die neufte Zeit behauptet. In 
den Provinzen Oft- und Weftpreußen, Brandenburg, Bommern, Schlefien und 
Sadfen find nunmehr unter Aufhebung derfelben befondere Amtsbezirke ge- 
bildet, innerhalb deren die Ortspolizei von Amtövorftehern möglichſt als 
Ehrenamt, nöthigenfalls aber unter kommiſſariſcher Anftellung von Berufs- 
beamten verwaltet wird 12). Aehnlich, nur mit ausgeprägterem Beamtencharakter 
beftehen in Poſen Diftriktstommiffarten!?), in Weftfalen Amtmänner!t), in der 
Rheinprovinz Landbürgermeifter 5) und in Schleswig-Holftein Kicchjpiels- und 
Hardesvögte!). Für Hannover fol zwar die Einführung der Amtsvorſteher 
durch kön. Verordnung auf Antrag des Provinziallandtages gleichfalls erfolgen 
können; inzwiſchen ift Die Ortöpolizei den Landräthen übertragen!”). Damit 
erweitert fi) naturgemäß die Tchätigkeit der Gemeindevorfteher auf dieſem 
Gebiete, denen auch bereits im Geſetze mehrere ortSpolizeilihe "Funktionen 
übertviefen find). Noch weiter ift diefe Zuſtändigkeit in Heſſen-Naſſau, 


Hohenzollern und im Kreife Eiderftedt (Prov. Schl.-Holſtein) ausgedehnt, in- 


KO. 7. Juni 85 (GS. 198) 8 30—32. 
— Die ähnliden, nur im der Art der 
Koftenvertheilung abweichenden Beſtim⸗ 
mungen in ben übrigen neuen Landes⸗ 
theilen find aufreht erhalten V. 1867 
(Anm. 8) 82 u 3. 

0, BolPräfidien zu Berlin (Anm. 11); 
nebft der diefem unterftellten Bol.Dir. 
Charlottenburg, ferner Königsberg, Bres- 
lau u. Frankfurt a. M. (Anm. 9); Poli- 
eidireftionen zu Danzig, Stettin, Pofen, 
Gotsvam, Magdeburg, Hannover zugleich 
für Stadt Linden u. Vorſtadt Glockſee, 
Köln, Aachen, Wiesbaden, Kaflel, Celle, 
Göttingen, Koblenz, Marburg, Hanau u. 
Fulda. Die jehs letztgenannten werben 
als Nebenamt von dem Landrath vers 
waltet. — Vgl. 8 227, insbeſ. Anm. 32. 

) Regl. 18. Sept. 22 (KU. VII 
491) u. RO. 16. Mai 30 (daf. XIV 
an Erf. DB. 14. Mär; 82 (VIII 

2) KreisO. 13. Dez. 72 (neue Faſſung 
GS. 81 ©. 180) $ 46—63, 65—68; 
ferner Zuſt G. 8 5 u. 6, wonad die ſtaat⸗ 
liche Auffiht von dem Landrathe als Vor- 
ſitzendem des Kreisausſchuſſes u. in höherer 
u. letzter Inflanz von dem Reg. Prüf. ge 
führt wird (Ann. 62 zu 8 78 d. W.); 
ER. u. AusfInftr. 18. Juni 73 (MB. 


150 u. 153) Art. 2 u. 4. — Amts 
unloften KO. S 69-73, ER. 10. Juni 
73 (MB. 137) u. 3. März 81 (MB. 75). 
— Amtsausſchüſſe KrO. 8 51— 55a, ER. 
18. Dez. 73 (MB. 74 ©. 13). — Amts 
vorfteher find mittelbare Staatsbeamte; 
das Prädikat „Königlich“ fteht ihnen nit 
zu R. 15. Juni 74 (MB. 159); EN. 
17. De. 78 (MB. 79 ©. 1). — Die 
Zahl der Amtsbezirke in den obengenannten 
Provinzen belief fih (1875) auf 5658 mit 
durchſchnittlich je 1600 Einwohnern u. je 
6 Gemeinden od. Gutsbezirken; 340 der⸗ 
jelben umfaßten eigene Gemeinden ot. 
Gutsbezirke. 

u) RD. 10. Dez. 36 (KA. XX 943). 

19 Weſtf. LGemd. 19. März 56 (GE. 
265) S 4 u. 69—74 u. KrO. 31. Juli 
86 (85. 217) 8 27—29 u. 992. 

15) Rhein. GemO. 23. Juli 45 (GES. 
523) 8 108 u. KrO. 30. Mai 87 (GES. 
209) 8 28. 

io, V. 22. Sept. 67 (GS. 1587) 8 4. 
ze nung ©. 5. De. 72 GWochBl. 


N LO. 6. Mai 84 (GS. 181) 8 24, 
25 u. 28-30. 

 Daf. $ 345-8, vgl. LGemG. 28. 
April 59 (Hann. GS. I 393) $ 69, 70. 
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dem Hier die Ortspolizei unter unmittelbarer Auffiht der unteren Staats⸗ 
veriwaltungsbehörden von den Drganen der Gemeindeverwaltung felbft gehand- 
habt wird 19). Diefe Einrichtung ſetzt ein entwideltes Gemeindeleben und 
einigermaßen befähigte Gemeindeorgane voraus, verdient aber, wo dieſe vor⸗ 
handen find, ſchon um deswillen den Vorzug, weil fie der Ortspolizeibehörde 
ihre Stelle im eigenen Orte zumweift, wo fie unausgefeßt beobachten und un- 
mittelbar eingreifen Tann. Sie vermeidet daneben die Einſchiebung von 
Zwifchenbehörden zwiſchen Landrat und‘ Gemeindebehörde und macht damit 
die Verwaltung einfadher und billiger. Sie verhindert aber vor allem bie 
Einführung fubalterner Elemente in die lokale Verwaltung, die anderenfalls 
nicht überall zu umgehen iſt *). 
8 224. 

d) Eine eigentliche Kreispolizei hat fich erft in meuefter Zeit gebildet. 
Der Landrath war urſprünglich nur Kommiſſar der Regierung?!) und hat erft 
allmälig jelbftftändige polizeiliche Funktionen erhalten. Die bedeutendften bilden 
die Aufficht über die OrtSpolizeibehörden und das Recht zum Erlaß von Polizei⸗ 
verordnungen und polizeilichen Zwangsmaßregeln??). Erſt damit ift der Land- 
rath zur eigentlichen Polizeibehörde geworden. 


2. Polizeibeamte. 
g 226. 

a) Ueberſicht. Neben den allgemeinen Beſtimmungen über Beamte 2?) 
- beftehen über die Befugniffe und Organiſation der unmittelbar ausführenden 
(Eretutiv-) Beamten mehrfadhe bejondere Vorſchriften. Sie haben das 
Recht zur Feſtnahme von Perfonen, zur Beſchlagnahme, zur Durchſuchung ?%) 
und im Falle der Noth zum Waffengebraudhe?). Neben den allgemeinen 
Polizeibeamten giebt es ſolche für einzelne ſpezielle Verwaltungszwecke?s). In 
der Organiſation werden die ſtaatlich angeſtellten und beſoldeten Gendarmen 
und Schutzmänner von den Gemeinde⸗Polizeibeamten unterſchieden. 


m, Kurh. GemO. 23. Oft. 34 (k. GS. 
181) 8 61; nafl. GemG. 26. Juli 54 


(88. 193) 8 27—29. — Sigm. Gem®. 
6. Juni 40 (Hodey.&S. V 241) 8 38. 
) Nähere euefieung S. 15—21 

der Anm. 6 zu $ 54 d. W. angeführten 

Schrift. 

2) 3. 30. April 15 (GS. 85) 8 33. 
=) MO. (Anm. 12) 8 77. 8WG. 8 

142 n. 132. — Befondere Zuſtändigkeit 

in ber Chanffeepolizei $ 373 Anm. 25, 

Biehfendhenpolizei $ 344 Anm. 27, Yagp- 

polizei S 346 Anm. 58. Uebrigens hat 


; | 857). 


ber Landrath in den der Ortspolizeibehörde 
zugewiejenen Geſchäftskreis regelmäßig nicht 
einzugreifen Erf. OB. 20. März 84 (X 
Sannoner Anm. 17. 

7 s 62—75 d. W. üb. Staats u. 

77 Ne. 1 üb. Gemeindehramte 

2) 8 233—236 d. W. 

3), GendInſtr. (Anm. 27) 8 28 u. V. 
1867 (Anm. 28) 8 18; Anwendbarleit 
auf die übrigen Srehuiobeamten KO. 

4. Seh. 54 (MB. 6 

® Sorffäukfenmte $ s 125 Abf. 2 d. 
W.; Fiſchereibeamte 8 348 (Anm. 85); 
dgl. auh Anm. 33. 
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8 226. 

b) Die Gendarmerie war bereitö 1812 gebildet, erhielt aber erft 1820 
ihre Heutige Geftaltung?”), in welcher fie auch auf die neuen Provinzen über- 
tragen wurde?s). Sie ift in Rüdfiht auf Oekonomie, Disciplin, Gerichtsſtand 
und innere Berfafjung militärifch organifirt, fteht unter einem Milttärchef und- 
wird den Armeelorps entjpredhend in Brigaden eingetheilt. Jede Brigade 
beiteht aus einem Brigadier und einer Anzahl von Offizieren, Oberwacht⸗ 
meiftern, berittenen und Fuß-Gendarmen. Im ihren Dienftobliegenheiten 
ftehen die Gendarmen dagegen unter den Civilbehörden, denen fie zugewieſen 
find, insbefondere unter den Landräthen. Den Ortspolizeibehörden find fie 
nicht unterftellt, haben jedod ihren Aufforderungen zu entſprechen?9). Die 
unmittelbare militärifhe Auffit über die Gendarmen wird durch die Gen- 
darmerieoffiziere und Oberwachtmeifter geführt. Letztere werden jedoch allmälig 
zu Rreiswachtmeiftern umgeftaltet, welche in ciwildienftlicher Beziehung den Land⸗ 
räthen unterftellt find und diefen die einheitliche Leitung und Verwendung der 
Gendarmen ermöglichen follen. 

Die Öendarmen werden aus den geeigneten Unteroffizieren mit mindeftens 
Hjähriger Dienftzeit entnommen und nad) fehsmonatlicher Probedienftleiftung 
angeftellt. Der Dienft in der Gendarmerie wird bezüglich der Civilverforgungs- 
anfprüdhe dem Militärdienfte zugezählt 0). 


8 227. 

c) Die Einrichtung der Schugmannfchaft entipricht mit Ausfchluß der 
militäriſchen Organifation überall der der Gendarmerie. Sie wurde 1848 
in Berlin, fpäterhin auch in den übrigen Städten mit Töniglicher Polizei- 
verwaltung eingeführt. Die Einſtellung von Unteroffizieren mit Yjähriger 
Dienftzeit ift zuläffig, infofern geeignete verforgungsberedtigte Bewerber nicht 
vorhanden find?) Die fpezielle Aufficht führt unter dem BVolizeichef, in 
Berlin der Bolizei-Oberft mit Polizei Hauptleuten, Lieutenants und Wacht⸗ 


7) V. 30. Dez. 20 (De. 21 ©. 1) 
u. Dienftänftr. v. dem. T. (daf. S. 10). 
— Der Gerihtsftend ift der des ftehen- 
den Heeres $ 11 der 8. u. 8 99 d. W. 
Das R.MilStEB. (Anm. 8 zu $ 98) 
findet nah 8 2 feines Einf®. auf Gen- 
darmen Feine Anwendung; das frühere 
preuß. MStGB. 3. April 45 (GS. 278) 
18 48% 3 u. 188 gilt deshalb fort. — 
Disciplinarunterfuhung KO. 22. Aug. 29 
(KA. XIII 560) u. ER. 12. Zuni 50 
(MB. 179). — Reiſekoſten u. Tagegelder 
B. 1. April 74 (GS. 131), geändert 
8 1) 8. 14 Ol. 81 (65. 339) u. 
($ 3) V. 1. Nov. 76 (GS. 459). — 
Umzugstoften ®. 27. San. 79 (GS. 22) 
1.19. De. 83 (SS. 347). — Penſioni⸗ 


rung ©. 27. Mär; 72 (GS. 268) 8 A. 
— Unabkömmlichkeit bei Einziehung zum 
Militär 8 89 Mr. 20. W. 

2) Hohenzollern Ei 30. Dez. 50 (GE. 
51 ©. 703). — set "Solfein. Hannover 
1 Heſſen⸗Naſſau V. 23, Mai 67 (SS. 


7). 
= KO. 18. De. 72 (GS. 81 ©. 180) 
8 65 Abf. 2 
®) vveſch. März 82 (CB. 123) 

8 1; vgl. 8 63 Abi. 3 d. W. 

s) RD. 23. Juni 48, 22. März 52 
(MB. 55 ©. 119) u. 20. Juli 75 (MB. 
201) u. €. 31. Juli 85 (MB. 231). — 
Waffengebraud AE. 4. Feb. 54 (MB:69). 
— Uniform Anm, 96 zu 8 70 d. W. 


R 
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meiftern, in den übrigen Städten der Bolizei-Infpektor mit den Polizei-ftom- 
miffarien. Letztere find für beftimmmte Zweige der Polizei-Berwaltung (Kri- 
minal-, Fuhr⸗Kommiſſarien) oder Bezirke (Revier-ommiflarien) beftellt 32). 


8 228, 

d) Die Gemeindes Polizeibeamten find Polizei-Sergeanten oder Polizei- 
Diener??). Die Anftellung fett Civilverforgungsberedhtigung®®), eine 3 bis 
6 monatlihe Probezeit und Genehmigung des Regierungs-Präfidenten (der 
Regierung) voraus). Ihre Beauffihtigung erfolgt in mittleren Städten 
durch Polizei-Kommiſſarien, in größeren außerdem durch Bolizeiinfpeftoren. 


3. Anftändigkeit und Merfahren. 
8 229. 

a) Meberficht. Die Aufgaben der Polizei bieten mehrfache Bejonder- 
heiten. Vielfach dulden fie feinen Auffhub; das Eingreifen muß unmittelbar 
und fchleunig erfolgen. Ihre Wirkfamkeit ift ferner nicht gegen beftimmte, 
Sondern gegen mögliche oder doch nur wahrſcheinliche Ereigniffe und Handlungen 
gerichtet und muß dabei alle jpeziellen Verhältniffe des Lebens eingehend be- 
rüdfichtigen, die fih in ihrer wechfelnden Mannigfaltigkeit nicht im: voraus 
beftimmen laffen. Endlich bedarf die Polizei, um ihrer Aufgabe genügen zu 
können, der Autorität und muß in diefer gefehlt werden. 

Alle diefe Umftände haben dazu geführt, die Polizei mit einer Reihe be- 
ſonderer Befugniffe auszuftatten und dabei ihrem eigenen Ermeſſen einen aus- 
gedehnteren Spielraum zu gewähren. Sie kann in diefem Sinne folde 
polizeiliche Gebiete, die dem zeitlichen Wechſel oder der örtlichen Verſchiedenheit 
in höherem Grade unterworfen find, unter Androhung von Strafen durd) 
Bolizeiverordnung allgemein regeln (b), fie kann Daneben in gewiſſe Verhältniffe 
durch Polizeiverfügung beftimmend eingreifen und dieſe durch Zwangsmaßregelu 
durchfeßen (c)*). 

Die Befugniffe find regelmäßig mit Einfhränfungen der Perjon und des 
Eigenthumesd verbunden. So lange Geſetz und Verordnung nicht geſchieden 
waren, ſchien dies unbedenklich. Seitdem aber mit Beginn des Jahrhunderts 
der Grundfag der Unterordnung der Verwaltung unter das Gefet maßgebend 
geworden, ift man unausgeſetzt bemüht, Rechtskontrollen zu ſchaffen, Die gegen 


2) Das Aufrüden im Gehalte für die 
Polizei⸗Inſpektoren u. Kommifjarien erfolgt 
ebenfo wie für die bei den Ton. Polizei⸗ 
behörden außer Berlin augeftellten Polizei- 
räthe, Aflefforen u. Bureaubeamten durd 
hen ganzen Staat &. 28. Mürz 54 (MB. 

9) 


3) Uniformirung Anm. 96 zu $ 70 
d. W. — Gemeinde-Feld- u. Forfthüter 
8 340 d. ©. 


2) 8 4 des pVG. u. der 8. 1867 
(Anm. 8). 

8) Eine dritte Befugniß bildet die poli⸗ 
zeilihe Strafverfügung (8 237 d. W.). 
Sn der Pol. Berordnung erfcheint die 
Polizeibehörde als Gefetsgeber, in ber 
Strafverfügung als Richter u. nur in der 
Pol.» Verfügung als eigentlihe Verwal⸗ 
tungsbehörde. 
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eine eigenmächtige oder zu weit gehende Anmendung diefer Befugnifje fihern 
follen; die Frage, welche Einſchränkungen hierbei möglich find, ohne den Zweck 
der Polizei zu beeinträchtigen, bietet erhebliche Schwierigkeiten und ift zur Zeit 
noch nicht abgefchloffen. 

8 230. 

b) Der Erlaß von Polizei⸗Verordunngen erſcheint im Landrecht ale 
Majeſtätsrecht?s). Den Minifterien ftand diefe Befugniß zu; die Regierungen 
waren dagegen an höhere Genehmigung gebunden?) und die Ortspolizeibehör- 
den auf wenige Gegenftände der Feldpolizei beſchränkt?8). 

Ein allgemeines Polizeiverordnungsrecht ift erft fpäter eingeführt??). Für 
da8 Gebiet der VBerwaltungs-DOrganifation ift dafjelbe demnächſt er- 
weitert und unter Theilnahme der Selbftverwaltungstörper allen PBolizetbehörden 
beigelent wie folgt: 

Den Miniſtern für das Staatsgebiet oder Theile deſſelben auf den 
ihnen beſonders zugewieſenen und auf den Gebieten der Eiſenbahn⸗, 
Strom-, Schifffahrts- und Hafenpolizei, ſowie in betreff der Zuberei= 
tung und des Vertriebes von Giften und explodirenden Stoffen, mit 
Strafandroßung bis zu 100 M.*0); 

2. dem Ober- und dem Regierungs=-Präfidenten über alle im 
Intereffe der Provinz oder mehrerer Bezirke, bez. des Bezirkes und 
mehrerer reife zu regelnde Gegenftände, unter Zuftimmung des Pro— 
binztalrathes, bez. Bezirksausſchuſſes — in eiligen Fällen auch vor— 
bebaltlih derfelben auf höchftens 3 Monate —, mit Strafandrohung 
bi8 zu 60 Mt); 

3. dem Tandrathe für den Kreiß oder mehrere Ortöpolizeibezirfe, unter 
Zuſtimmung des Kreisausſchuſſes, mit Strafandrohung bis zu 30 M.2); 

4. der Drtspolizeibehörde, für den Ortspolizeibezirt oder eine oder 
mehrere Gemeinden, mit einem Strafmaße von 9 M., bei Zuftimmung 
des Kegierungs-Präfidenten und in Stadtkreifen von 30 M. In den 
Städten ift dabei die Zuftimmung des Gemeindevorftandes erforberlid) ; 
nur für die zum Gebiete der Sicherheitspolizei gehörigen Verordnungen 


N. I 13 8 6. Roſin, Polizeiverordnungsrecht (Bresl. 82). 
M, RegInſtr. 23. Okt. 17 (GS. 248) LBS. 8 136, Form u. Belannt- 





s Il u. StMB. 7. Ian. 45 (MB. 40). 
Ausgedehntere Befugniß nad) kan. Rechte 
vgl. R. 13. April 42 (MB. 209). 

2) Feld⸗PolO. 1. Nov. 47 (65. 376) 
8 2, 10, 25, 40, 73, *0 

®) PBG. 11. März 50 (GS. 265) 
8 5—17, Form ER. 6. Juni 50 (MB. 
176); neue Prov. V. 20. Sept. 67 


(GS. 1529) 8 5—17, Form ER. 16. 
non. 67 (MB. 364); Lauenburg ©. 


. Jan. 70 (WBl. 13) 8 5—17. — 


madung rg 140; Beginn der Wirkſamkeit 
141. — Verordnungen der Konfuln 
Anm. 42 zu 8 85 d. W. 

A, LBS. 8 137—139, Form u. Be 
fanntmadung 8 140, Beginn der Wirk- 
ſamkeit 8 141. — Verordnungen üb. Sciff- 
fahrts-, Hafen» u. Strompolizei 8 367 
ai 2, üb. Bergpofizei $ 324 Abſ. 2 


2) BO. 8 142 1.144 Abſ. 2; PSG. 
s5u 6. 
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genägt die Berathung mit demjelben. Auf dem Lande ift in allen Fällen 
die Zuftimmung des Amtsausſchuſſes erforberlih*). An Stelle des- 
jelben tritt in den nur aus einer Gemeinde beftehenden Amtsbezirken 
die Oemeindevertretung 4). 

Der Minifter fanın alle polizeilichen, der Regierungs-Präfident unter Zu- 
fiimmung des Bezirksausſchuſſes die Freis- und ort8polizeilihen Vorſchriften 
außer Kraft fegen*). Der Richter hat nur die Gefegmäßigkeit, nicht die 
Nothivendigkeit und Zweckmäßigkeit der Polizeiverordnung zu prüfen. Im 
Unvermögensfalle erfennt ex ftatt der Geldftrafe auf verhältnigmäßige Haft*®). 

In Pofen und SäHl.-Holftein kommen zur Zeit noch die früheren 
Vorſchriften zur Anwendung, wonad das Polizeiverordnungsreht nur den Re- 
gierungen und Ort8polizeibehörden beimohnt??). 

Die Zahl der Polizeivorferiften ift infolge diefed Verordnungsrechtes er- 
heblich gewachſen und die Ueberſicht über diefe vielgeftaltigen Beftimmungen 
eine fehr jhwierige geworden. Man hat dur Zufammenftellungen zu helfen 
gejucht, aber ohne dauernden und gründlichen Erfolg. Nur die eingefchränfte 
und zweckentſpechende Anwendung diefes wichtigen Rechtes vermag hiergegen 
einige Abhülfe zu ſchaffen. 

8 231. 

c) Weſentlich von den Polizeiverordnungen verſchieden find die Polizei⸗ 
verfügungen. Richten jene fi) gegen eine Mehrheit von Fällen und Ber- 
fonen, fo haben diefe einen beſtimmten Sal, meift aud) eine beftimmte Perſon 
im Auge. Jene werden deßhalb veröffentlicht (publizirt), diefe zugeftellt (in- 
finuirt). Der Hauptgegenfag liegt indeflen in der Verfchiedenheit ihrer Zwecke. 
Die Polizeiverordnung will ähnlich dem Strafgefeß eine Rechtsverletzung ge- 
fühnt fehen, die Polizeiverfügung ihr vorbeugen, indem fie eine beftimmte 
Handlung oder Unterlafjung herbeizuführen fucht. 

Zur Durchführung aller obrigkeitlihen Verfügungen ftehen den Polizei— 
behörden Zmwangsbefugniffe zu. Neben dem geſetzlichen Zwangsmittel 
der Androhung von Geld- und Haftitrafe können fie eine zu erzivingende 
Handlung auf Koften des Inanſpruchgenommenen dur dritte bewirken 
laflen?”). Im Gebiete der Verwaltungs- Organifation ſteht das Recht den 
nachftehend (Nr. 2) benannten Behörden für alle obrigfeitlihen Anordnungen 
wie folgt zu: 


3) RG. 8 148, 144, PBG. 8 5—7; | u. 29. — Die Prüfung der Rechtsgültig⸗ 
KO. (Anm. 12) 8 62. — Sicherheits» | feit fteht auch den PVerwaltungsgerichten 
polizei Anm. 1 zu 8 242. — Benehmen | zu; fie erftredt ſich fiber die Frage, ob der 
mit den Kommandanturen R. 2. Olt. 40 Gegenftand ber Polizeiverordnung fiber» 
(MB. 361) u. 21. Aug. 52 (MB. 218). | Haupt in das Gebiet der polizeilichen 

) KrO. 8 51? u. Erf. OF. 16. Juni audtigfeit (Anm. 4 zn $ ray füllt Erf. 
76 (MB. 203). 14. Suni 82 (IX 3 

5 8WG. 8 145; PBG. $8—10 u. 16. 5 PVBG. 8 20; neue Be, 8 18 der 

*) BB. 817, 18; StGB. 8 18, 28 | in Anm. 39 angeführten Vorſchriften. 
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1. Die Ausführung der zu erzwingenden Handlung ift möglihft durch einen 
dritten auf Koften des Inanſpruchgenommenen zu bewirken; 
2. Perſönliche Leiftungen oder Unterlafjungen find durch Androhung und 
bez. Feſtſetzung von Geld- oder verhältnigmäßiger Haftftrafe zu er⸗ 

. zwingen, bezüglich deren ber Gemeinde (Gut8-)vorfteher bis 5 M. oder 

1 Tag, die Ort&polizei- oder ftädtifche Gemeindebehörde in Landkreiſen 

bis 60 M. oder eine Woche, in Stabtkreifen glei dem Landrathe bis 

150 M. oder 2 Wochen, der Regierungspräfident bi8 300 M. oder 

4 Wochen gehen darf; 

3. Unmittelbarer Zwang ift nur äußerftenfalld anzuwenden. 

Gegen die Androhung eines Zwangsmitteld find dieſelben Rechtsmittel 
wie gegen die Anordnung felbft zuläſſig. Gegen die Feltfegung und Aus— 
führung findet nur Die Beſchwerde im Auffichtswege mit zweiwöchentlicher 
Frift ſtatt8). 

As Rechtsmittel gegen Verfügungen der Orts- und Kreißpolizei- 
behörden ift im Gebiete der Verwaltungd-Organifation wahlweiſe (eleftiv) 
ueben der Beſchwerde bei behaupteter rechtlicher Unzuläffigleit auch die 
VBerivaltungsflage zugelaffen, während gegen polizeilihe Berfügungen des 
Negierungs- Präfidenten die Befchwerde an den Ober-Präſidenten und gegen 
deſſen Beſcheid bei behaupteter rechtlicher Unzuläffigkeit die Klage bei dem 
Oberverwaltungsgerichte ftattfindet. Beſchwerde und Klage find bei der Be— 
hörde anzubringen, gegen deren Verfügung fie gerichtet find. In kreisange— 
börigen Städten mit mehr ald 10000 Einwohnern, fowie in den jelbitftändigen 
‚Städten der Provinz Hannover ift der Regierungs- Präfident, bez. Bezirks⸗ 
ausſchuß zuftändig *?). 

Diefe Entſcheidungen find endgültig; doch ift, wenn auf diefem Wege 
eine Polizeiverfügung als gefegwidrig oder unzuläffig aufgehoben wird, über 
die Vertretungsverbindlichfeit des Beamten nad) den allgemeinen Rechtsregeln 0) 
im Nechtöwege zu entjcheiden?!). Dem legteren unterliegen auch nad) wie 
vor alle durch die Verfügung berührten privatrechtlichen Verhältniſſe, insbe⸗ 


Abgeiehen von der neuen Verwaltungs⸗ 
organifation findet fi diefe Befugniß nur 
in betreff der Regierungen näher beftinmt 
(Anm. 33 zu 8 5720. W.), dod dürfen 
in der Praris aud die übrigen Polizei: 
behörden Geld- u. Gefüngnißftrafen an⸗ 
wenden R. 4. Zuli 50 (MB. 212). 

8) LVG. 8 132, 133. Die Haft wird 
nad StGB. 8 28 u. 29 berechnet. Mit 
Strafe bedrohte Handlungen unterliegen 
feinem Zwangsverfahren mittelft Geld» 
oder Haftitrafe Erf. OB. 9. April 79 (€. 
V 278 MB. 236), übrigens gehört die 
Verhinderung ftrafbarer Handlungen zu 
den Aufgaben der Polizei Erf. d. DB. 


24. Zuni 82 (E. IX 275). — Bermöge 
der Zwangsgewalt find die Polizeibehörden 
befugt, Zwangsgeftellungen Giſti⸗ 
rungen) vorzunehmen u. dieferhalb in bie 
Wohnungen einzubringen E. d. RGer. 
23. März 80 (MB. 234). 

©) LBS. 8 127—130, vol. 8 59 d. 
W.; Berlin LBS. 8 127c; Hohenzollern 
$ 130 Abf. 2; Hannover KrO. 6. Mai 84 
(08: 181) 8 281, verb. Anm. 80 zu $ 60 
d. W. 


8 648.3. 
s) G. 11. Mai 42 (GS. 192) 81,6; 
LBO. 8 131. 
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Tondere der etwaige Entfhädigungsanfprud) und die Trage, wem unter 
mehreren DBetheiligten eine geforderte Leiftung oblieged?). Dagegen finden 
die gewöhnlichen Rechtsmittel (vor. Abfat) jetzt auch in dem alle ftatt, daß 
die Befreiung von der auferlegten Verpflichtung auf Grund einer bejonderen 
geſetzlichen Vorſchrift oder eines fpeziellen Rechtstitels behauptet wird). 
Das geſchilderte Verfahren erſcheint ziemlich verwidelt und weitläufig, 
während gerade für Polizeifadhen eine einfache Geftaltung und raſche Erledi- 
gung unerläßlid iſt. Es belaftet ferner das Oberverwaltungsgericht mit der 
Entfheidung von thatfählihen und Zwedmäßigkeitöfragen, die dem Wefen und 
der Bedeutung diefes Gerichtshofes wenig entſprechen. Es kann endlich durch die 
wahlweife Zulafjung zweier verſchiedener Rechtsmittel zu einer völligen Rechts⸗ 
verwirrung führen, jobald mehrere durch eine polizeilihe Verfügung Betroffene 
verjchiedene Wege einfihlagen und entgegengefette Entfcheidungen herbeiführen. 


III. $riminalpolizei. 


1. Ueberſicht. 
8 232. 

Die frühere Geſetzgebung unterſchied Kriminal- und Polizeigerichtsbarkeit 
und wies erſterer die Unterſuchung und Beſtrafung der (vorſätzlichen oder 
ſchuldbaren) Verbrechen, letzterer die der Uebertretungen zu!). Thatſächlich 
war die Polizeigerichtsbarkeit in der Kegel mit der Polizeiverwaltung ver- 
bunden?). Hierin mußte eine Aenderung eintreten, als mit der Trennung 
der Yuftiz von der Verwaltung die Verfolgung aller Rechtsverlegungen zur 
Sache der Gerichte wurde‘). Dabei blieb indeß die zur Erforfhung und 
erften Verfolgung berufene Staatsanwaltihaft in Ermangelung eigener Lokal⸗ 
organe auf die Mitwirkung der örtlichen Polizeibehörden angewieſen (Nr. 2). 
— Ferner wurde den legteren das Recht der Strafverflügung übertragen, die 
indeß der gerichtlichen Entſcheidung nicht vorgreift (Nr. 3). — Der Boll- 
ftredung der Strafe und der Erfüllung des Strafzwedes dienen endlich ver- 
ſchiedene Anftalten und Einrichtungen, welche den Berwaltungsbehörden unter- 
ftellt und fomit als Gegenftände der Volizeiverwaltung zu behandeln find. 
Hierzu gehören die Gefängniß-, Straf-⸗, Arbeits- und Beflerungsanftalten, 
die Bolizeiauffiht und die Transporte (Nr. 4—7). 


2. Die Polizei als Hülfsorgan der Atantsanmaltfchaft. 
8 233. 
a) Einleitung. Die polizeiliche Thätigkeit auf diefem Gebiete (Krimi- 
nalpolizei) ift feine fjelbftftändige, fondern nur eine aushelfende, ergänzende. 
=, G. 1842 84. 1) ER. II 17 8 11 u 16. 
5) BG. 8 127 Abſ. 4 nebſt GerVerfsS. 9 Das ER. (II 17 8 115) ſcheint von 


37. Ian. 77 (RGB. 41) 8 13, wonurd | bejonderen Aewieeritren auszugehen. 
8 2 u. 3 des ©. 1842 beſeitigt find. 3) Bgl. 8 
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Die Polizei erjcheint dabei nur als Gehülfin der Staatsanwaltſchaft. Schon 
nad) preußiſchem Rechte hatte fie das Einfchreiten der leßteren vorzubereiten 
und zu unterftügen®). Das franzöfifche Recht hatte diefe Thätigkeit als ge- 
richtliche Polizei zu einem eigenen, der Autorität der Gerichte unterftellten 
Zweige der Polizeiverwaltung ausgebildet), und die neue Yuftizorganijation 
hat fid) diefem Vorgange in foweit angeſchloſſen, al fie den Beamten des 
Polizei- und Sicherheit3dienftes ausdrüdtih die Stellung von Organen der 
Staatsanwaltſchaft zuweiſt 6). KLettere find demgemäß, ſoweit fie ihr Amt 
nit als Ehrenamt verfehen, dem Staatsanwalt des Landgerichts und dem 
Oberſtaatsanwalt unterftellt, welche, jobald die vorgefettte Behörde vergeblic) 
um Abhülfe erfucht worden, zu Rügen und zu Ordnungsſtrafen bis 100 M. 
gegen bdiejelben befugt find”). Die Vorſchrift erfcheint nicht ohne Bedenken, 
da mit derjelben ein Dualismus in die Polizeiverwaltung hineingetragen 
wird, der ihrem Wefen und der nothwendigen einheitlichen Leitung wider⸗ 
ſpricht. Zugleich werden damit Organe der Selbftverwaltung ſolchen Staatd- 
behörden unterftellt, die ihnen fern ftehen und an fidh mit der Selbftverwaltung 
nichts zu thun haben. 

Die Polizei Hat demgemäß bei Verübung ftrafbarer Handlungen den 
örtlichen Befund feftzuftellen und die underänderte Erhaltung deſſelben zu 
fidern. Leichen von Perfonen, welche unbefannt oder eines nicht natürlichen 
Todes verftorben find, dürfen nur unter Genehmigung des Staatsanwalts 
oder Amtsrichters beerdigt werden®). Webrigens ift die Polizei zur Vornahme 
aller nothwendigen, feinen Aufſchub geftattenden Anordnungen ermächtigt”), 
dabei aber, infofern damit Beſchränkungen der verfaflungsmäßig gemähr- 
leifteten Freiheit der Perſon und des Eigentums verbunden find, an Er- 


8.3. Yan. 49 (GS. 14) 8 4. — 
Veb. Gewährung von Zeugen u. Sach⸗ 
verftändigengebühren entſcheidet inner⸗ 
halb der für die Gerichte maßgebenden 
Sätze (Anm. 45 zu 8 192) die Polizei⸗ 
behörde R. 15. Oft. 65 (MB. 282). — 
Der Polizeiverwaltung fallen die durch 
Feſtſtellung der ftrafbaren Handlungen ent- 
ftehenden Koften infoweit zur Laft, als 
fie nicht Theile der gerichtlichen Unterfuhung 
bilden oder auf Berlangen des Stants- 
anwalts erfolgen ER. 6. Mai 50 (MB. 
188), 10. Feb. 66 (MB. 23) u. (neue 
Provinzen) 11. Juni 69 (MB. 170). 

5) Code d’instruct. crim. Art. 2. 

6) GVG. 27. Yan. 77 (XGB. 41) 8 
153; Disciplinarg. 21. Suli 52 (SS. 
465) $ 57, 58, 63 nebft ©. 9. April 79 
(GS. 345), $ 16. — Zu diefen Beamten 
gehören in Städten mit kön. Polizeiver⸗ 
waltung die Kommiffarien; in anderen 
Städten die Bürgermeifter, Polizei⸗In⸗ 


fpeftoren u. Kommiffarien; auf dem Lande 
die Guts⸗ u. Gemeinde- u. die Amts⸗ 
vorfteher, die Hardes- u. Kirchſpielvögte 
in Schl.⸗Holſtein, die Amtmänner ın 
Weftfalen u. die Bürgermeifter in der 
Rheinprovinzg ER. 15. Sept. 79 (ML. 
265, IMDB. 349) u. 20. Dez. 79 (MB. 
80 ©. 28), die Aevierförfter, Hegemeifter, 
Förfter, Forftauffeher, Forſthülfsjäger u. 
auf Forftanftellungsberedtigung dienenden 
MWaldiwärter Vf. 23. Nov. 81 (MB. 82 
©. 34), 3. Jan. u. 23. Juli 83 (ME. 
24 u. 181), die Fiſchereiaufſeher Vf. 27. 
Teb. 85 (MB. 49, IMB. 78). 

7) &. 24. April 78 (GS. 230) 8 80, 
81; ER. - Oft. 79 (MB. 80 ©. 2). 


8) StPrO. 8 157. — Erledigung be 
zügliher Requifitionen des Unterſuchungs⸗ 
richters 8 187. 

») Daf. 8 161. 
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füllung beftimmter gefetliher Borausfegungen und Formen gebunden. Im 
einzelnen kommt die Freiheitsentziehung, die Durchſuchung und die Beſchlag— 
nabme in Betradit. 

8 234. 

b) SSreiheitdentziehung. Die perjönliche Freiheit ift verfaffungsmäßig 
gewährleiftet und ſtrafgeſetzlich geſchützt. Ihre Beſchränkung ift nur unter den 
durch das Geſetz beftimmten Bedingungen und Formen zugelafjen 1). 

Demgemäß find Berbaftungen nur auf Grund fchriftlihen Haftbefehls 
des Richters gegen Angeſchuldigte zuläffig, die der That und zugleich der 
Flucht oder einer unerlaubten Einwirkung auf Thatbeftand oder Beweismittel 
dringend verdächtig find. Bei Fluchtverdacht ift die Freilaffung gegen Sicher- 
heitleiftung geftattet!!). 

Unter gleichen Borausfegungen find die Staatsanwaltfchaften und die 
Polizei» und Sicherheitöbeamten auch ohne richterlihen Haftbefehl zu vor— 
läufiger Feſtnahme befugt, fobald Gefahr im Verzuge obwaltet. Wird 
ein Unbefannter oder der Flucht Verdächtiger auf frifher That betroffen, fo 
ift jedermann zur Feſtnahme bereditigt. 


dem Amtsrichter zuzuführen!?). 


Der Feltgenommene ift unverzüglich 


Segen zu Verhaftende, die flüchtig find oder fid) verborgen halten, können 
Richter und Staatsanwaltfchaft, gegen Entwichene auch die Bolizeibehörden 
Stedbriefe erlaffen, weldhe unter Bezeichnung der Perfon und der Anfchul- 
digung zur Verhaftung öffentlich auffordern 18). 

Die gegenfeitige Auslieferung der Berbreder iſt mehrfach durch BVer- 
träge mit auswärtigen Staaten fidhergeftellt!*). Sie fordert Genehmigung 


) BU. Art. 55 StGB. 8 234—241. 
— Borbild war die engliihe habeas- 
corpus-Alte (1697). i 

1 StPO. 8 112—126, 130 u. 132. 
— Die Verfolgung Flüchtiger kann von 
den Siherheitsbenmten eines Bundes» 
flaates auf das Gebiet eines anderen fort- 
gefeßt werden GVG. 27. San. 77 (ROB. 
41) 8 168. 

2) StPrO. 8 127—129 nebft €. 11. 
Zuli 81 (MB. 183). — Zuſtändigkeit 
der Gemeindevorfteher KrO. (neue Faſ⸗ 
fung GS. 81 ©. 180) 8 301. — Ber» 
baftung u. vorläufige Feftnahme durch 
Militärwaden AD. u. Inftr. 29. San. 
81 (MB. 60, IMB. 35). 

=, StPrO. 8 131. 

) Vertr. mit Frankreich 21. Juli 45, 
weiter anwendbar Vtr. 11. De. 71 
(REB. 72 ©. 7) Art. 18 Abf. 45 — 
Belgien 24. Dez. 74 (RGB. 75 ©. 73 
u. Beridtigung 1879 ©. 2); — d. Nies 
derfanden Btr. 17. Nov. 50 (GS. 509), 


20. Zuni u. Bel. v. 25. Oft. 67 (GS. 
1219 u. 1835), ER. 27. Aug. 79 (MB. 
273) n. 18. San. 80 (MB. 70); — Rus 
remburg 9. März 76 (RGEB. 223); — 
Großbrittannien 14. Mai 72 (RGB. 
229) u. Ausf. 6. Aug. 75 (MB. 190); 
— Schweden u. Norwegen 19. San. 78 
(RGEB. 110); — der Schweiz 24. Ian. 
74 (R6B. 113); — Italien 31. Oft. 
71 (ROB. 446) u. 25. Juli 73 (CB. 
271); — Spanien 2. Mai 73 (RGB. 
213); — den v. St. v. Amerifa 16. Juni 
52 (GS. 53 ©. 645), auf d. nordd. Bund 
ausgedehnt Btr. 22. Feb. 68 (BGB. 228) 
Art. 3; — Brafilien 17. Sept. 77 (RGB. 
78 ©. 293); — Uruguay 12. Seh. 80 
(RGB. 83 S. 287). — Mit Rußland 
hat Preußen die gegenfeitige Auslieferung 
bei Berbreden u. Bergehen gegen den 
Landesheren oder deſſen Familie, bei 
Mord, Morvverfuh u. Dynamit- Vers 
breden u. Vergehen durch Uebereint. 13. 
San. 85 (St. Anz. Nr. 20) vereinbart. 
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der Minifter ded Auswärtigen und der Juſtiz; dies gilt audh für die neuen 
Provinzen!) Die Koften trägt jeder ausliefernde Staat innerhalb feines 
Gebietes 16). Inländer unterliegen derfelben nicht !). 

Außer den Füllen der Verhaftung und vorläufigen Feitnahme find die 
Polizeibehörden befugt, Perfonen in polizeilihde Berwahrung zu nehmen, 
fobald deren eigener Schub oder die Öffentliche Sittlichkeit, Sicherheit und 
Ruhe es erforderlih madhen. Es muß jedoch fpäteftens im Laufe des folgen- 
den Tages die Tretlaffung oder das zur Ueberweiſung an die zuftändige Be- 
hörde Erforderliche veranlaßt werden?3). 


8 235. 

c) Durchſuchnng. Die Verfaffung bezeichnet die Wohnung ald unver- 
leglih, und im Etrafreht wird der Hausfriedensbruch mit Strafe bedroht. 
Das Eindringen in die Wohnung und ihre Durchſuchung ift nur in den ge- 
feglich beftimmten Fällen und Formen geftattet!). Es muß der Verdacht 
einer beftimmten ftrafbaren Handlung vorliegen und die Ergreifung des Ber: 
dädtigen oder die Auffindung von Beweismitteln bezwedt werden. Bei 
Nachtzeit find Durchſuchungen der Wohnung nur unter befonderen VBoraus- 
fegungen zuläſſig. Die Anordnung der Durchſuchung von Wohnungen und 
anderen Räumen, von Perfonen und der ihnen gehörigen Saden fteht dem 
Richter, bei Gefahr im Berzuge auch der Stantsanwaltfhaft und den zu 
deren Hülfsbeamten beftellten Polizei- und Sicherheitsbenmten zu. Bei den 
ohne Deifein des Richters vder StaatdanwaltS vorgenommenen Durd)- 
ſuchungen find möglichſt ein Gemeindebeamter oder zwei Gemeindemitglieder 
zuzuziehen?®). 

8 236. 

d) Beſchlagnahme. Verfaſſungsmäßig ift das Eigentum unverletzlich, 
insbefondere die Beſchlagnahme von Briefen und Papieren nur in den ge: 
feglih beftimmten Fällen und Formen geftattet??). Demgemäß dürfen im 
Etrafverfahren Gegenftände, die ald Beweismittel dienen können oder der 
Einziehung unterliegen, in Verwahrung genommen, bez. wenn fie fi im 
Gewahrſam einer Perfon befinden, beſchlagnahmt werden. Für die Anord- 
nung der Beichlagnahme gelten gleiche Voransfegungen, wie für Die ber 
Durchſuchung, doch kann die Beſchlagnahme von Briefen, Poftfendungen und 
ZTelegrammen, die an den Beſchuldigten gerichtet find, nicht durd die Polizei 


— Wegen Oefterreihs |. ER. 31. Dez. », G. 12. Geb. 50 (GS. 45) 8 6. — 
75 (MB. 76 ©. 50) u. in betr. des Ver» Bruangegeelung Anm. 47 zu 8 231. 
führens v. 29. Dez. 76 (MB. 77 ©. 40). 2), VU. Art. 6; StGB. 8 123, 124 u. 342. 
— Deber, deutfihe Auslieferungsverträge *) SED. s8 102—111 u. (außerh. 


(Berl. 83). des Seafoerfahtens) G. 12. Feb. 50 

A. Erl. 26. Juli 67 (GS. 1264) | (GES. 45) 8 7—9 u. 12. — Durchſu⸗ 

u. an 24. Nov. 81 (MB. 244). hungsredht der Steuerbeamten Anm. 21 
18. Suni 75 (MB. 269). zu 8 152 d. W. 


—3 89 2) BU. Art. 9, 33 u. 6. 
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angeordnet werden 2). Speziell ift die Beſchlagnahme auf dem Gebiete der 


reffe geregelt). 
Preſſe geregelt) 3. Polizeiliche Atrafuerfügung. 


8 237. 

Um die meift einfach liegenden geringeren Webertretungen?*) leichter, 
ſchneller und mohlfeiler erledigen zu fünnen, als es im gerichtlihen Straf- 
verfahren möglich fein würde, ift der Polizeibehörde die Befugniß zur Etraf- 
verfügung beigelegt. Wer die Polizeiverwaltung in einem beftimmten Bezirke 
auszuüben Hat??), kann wegen der in demfelben verübten Webertretungen 
Geld⸗ oder Haftftrafe bi8 zu 30 DM. bez. 3 Tagen oder Einziehung der etwa 
verwirkten Gegenftände verfügen. Die Verfügung tritt außer Kraft, wenn 
binnen einer Woche nad der Bekanntmachung auf geriätlihe Entſcheidung 
angetragen wird. Gegen Verfäumung biefer Frift wegen unabwendbarer Zu= 
fälle kann das Amtsgericht die Wiedereinfegung in den vorigen Stand ver- 
fügen?6). Ausgefchloffen bleibt die Strafverfügung bei Torftdiebftählen, 
fteuer- und bergpolizeiliden und allen Webertretungen aus dem Bereiche der 
Rheinſchifffahrts⸗, Elbzoll- und Gewerbegerichte?”), ferner gegen Militär- 
perjonen, foweit die Strafe fih nit auf Geldbuße und Einziehung be- 
ſchränkt?s). Die endgültig feſtgeſetzten Geldftrafen und Die eingezogenen 
Gegenftände fallen dem zur Tragung der ſächlichen Polizeikoſten Verpflichteten 
zu, der auch alle entftehenden uneinziehbaren Koften zu tragen hat?9). 

4. Gefängniffe und Strafanftalten. 
8238 _ 

Die Gefängniffe dienen zur Vollftredung der Haft und fürzeren Ge⸗ 

fängnißftrafen?®) und zur Unterbringung der in Unterſuchungshaft befindlichen, 


a), StPrO. 8 94—101. 
8 245 d. W. 

7) Dies find die mit Haft od. Gelb- 
buße bis zu 150 N. bedrohten Handlun⸗ 
gen (8 173 Abf. 2 d. W.). 

=) Zuftändig find hiernad) i in der Regel 
die Ortspolizeibehörden (8 223 d. W.), 
ausnahmeweife die Regierungs-Präfidenten 
(Regierungen), bez. die von dieſen beauf- 
tragten Behörden in Strompofizeifachen 
(R. 13. Jan. 68 MB. 27) u. die Land» 
räthe bei Chauffeepofizeilontraventionen 
($ 373 Anm. 25) u. Gefindedienftpflicht- 
verlegungen, fobald der Bolizeiverwalter 
betheiligt ift (S 260, Anm. 29). — Aehn⸗ 
5— ee der Seemannsämter 8 368 


Atß StPrO. 8 453- 458; EinfG. 1. 
— 77 (ROB. 346) 8 63. — Preuß. 
&. 23. April 83 (8©. 65) nebſt Anw. 
Juni u. Pf. v. 2. Juli 83 MB. 152 
. 175, IMB. 223 3.) 


2) G. 1883 82, Anw. 8 2; vgl. 8 324, 
185 Nr. 4 u.6 u. $ 136 Abf. 7 d. W. 
=) G. 1883 8 11, Anw. 8 22 u. Mil⸗ 
Seh. (Anm. 16 zu 8 999.8.) 83 


un 6 1883 $ 7; vgl. 8 223 Abf. 2 d. 
W. — Die Erträge der von den Amts⸗ 
vorftehern feftgefetsten Geldfirafen fließen 
den Amtskaſſen zu KO. 8 73. — Die 
in der Rheinprov. (Anm. 32) früher in 
einen bejonderen Fonds zur Verpflegung 
u. Unterhaltung verlaffener Kinder (KO. 
27. u. Vf. 31. Dez. 22) vereinnahmten 
Polizeiftrafgelder fließen jetst — foweit fie 
gerichtlich feitgefegt find — zur Staate- 
fafie G. 30. Juni 87 (GS. 287) $ 5 
Abf. 1; der vorhandene Fonds fteht zur 
Verfiigung 1 3° Broninpiafnerbandes daf. 
af. 2 u. . Juli 75 (85. 497) 


8 15. 
2), 8 173 A. 3 Nr. 2 d. W. 
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fowie der vorläufig feſt- und in polizeiliche Verwahrung genommenen Ber- 
fonen®!). Sie zerfallen in Gerihts- und Polizeigefängniffe??). Die Unter- 
haltung der erfteren erfolgt dur den Staat?®), die der letzteren durd) die 
zur Tragung der Polizeifoften verpflichteten Gemeinden %). 

Die Zuchthaus: und längeren reiheitöftrafen werden in den eigentlichen 
Strafanftalten vollftredt?). Sie ftehen unter Auffiht des Minifters des 
Innern?) und der Regierungs-Präfidenten (Regierungen)?”) und werden bon 


befonderen Strafanftaltöbeamten??) verwaltet. 


meinen eine gleichmäßige °). 


Die Einrichtung ift im allge- 


Abweichungen finden fih nur bei einigen 


größeren Gefängnißanftalten?) und bei den rheinifhen Arreft- und Korrel- 


a, Vollzug der Haft- u. Gefüngnißftrafe 
u. Unterfuhungshaft Bf. 19. Feb. 76 
(MB. 30, IMB. 38), S 4 geändert ER. 
21. Oft. 77 (MB. 287), vgl. Anm. 25. 
— Der Haftloftenfat ift allgemein auf 
80 Pf. täglich feſtgeſetzt C. 27. März 83 
(MB. 72, IMDB. 339). Unzuläffigkeit 
der Prügelftrafe als Zieriplinarmittel R. 
15. Mai 69 (MB. 130). 

2), In Hannover find beide noch theil⸗ 
weife vereinigt Ausfchr. 14. Mai 59 (hann. 
GS. IT). — Die in der Aheinprov. 
beftandene Berpflihtung der Gemeinden 
zur kung, der Kantongefüngniffe 
ift I nutuehoben ©. . 80. Juni 87 (GS. 


3) Befreiung der Gemeinden von ber 
Beitragsleiftung (©. 1. Aug. 55 GS. 
579, f. Schl.⸗Holſtein 3. 26. Juni 67 
GS. 1073 8 2) u. v. d. Bewachung (RO. 
11. Juli 29 GS. 93). Gerichtsgefäng- 
niffe Anm. 6 zu 8 178 d. W. 

2) &. 11. März 50 (86. 265) S3 u. 
1. Aug. 55 8 3. — Neue Prov. V. 20. 
Sept. 67 (GS. 1529) 8 3. 

*) Die Strafanftalten (Zuchthäufer) u. 
Strafgefängniffe find theils gemeinfam, 
theils nah Geſchlechtern u. Konfeflionen 
geſondert u. finden fih zu Wartenburg, 
Snfterburg, Rhein, Graudenz, Mewe, 
Berlin (Stadtuogtei mit Filialen u. Moa⸗ 
bit), Brandenburg, Sonnenburg, Ludau, 
Kottbus (Centralgefüngniß), Naugard mit 
Hülfsanftalt in Gollnow, Rawitſch, Krons 
thal (Strafgef.), Fordon (dgl.), Breslau 
mit Filialen, Brieg, Striegau (zugleich f. 
Unterfuhungsgefangene), Görlitz, Sauer, 
Sagan (Strafgef.), Ratibor, Halle, Lich⸗ 
tenburg, Delitih, Rendsburg, Celle, Künes 
burg, Lingen, Hameln (Bezirksgefängniß), 
Münfter (mit Filialgef. daf.), Herford (Ge⸗ 
fangen-Anft.), Hamm (zugleih Gefängniß), 
Caſſel, Wehlheiden (b. Caſſel), Ziegenhayn, 


Diez, Werden, Köln (Straf u. Korrektions⸗ 
anftalt), Trier (Strafgefüngniß) u. Sieg» 
burg (Hülfsanftalt). Die Zahl der Sträf- 
linge in bdiefen u. den in Anm. Al zu 
erwähnenden Anftalten belief fi (31. März 
86) auf 127919 Köpfe u. zeigte gegen- 
über der früheren ftarken Zunahme in den 
Iesten Sahren einen allmühligen Rück⸗ 
gang. Der tägliche Verpflegungsiag bes 
trägt 34 Bf. 

N 2. Nov. 36 (KA XX 979); 
nene Provinzen V. 25. Juni 67 (OS. 
921) Art. XIV. 

7) Reggoſt. 28. Olt. 17 (GS. 248) 
8 22 1. WWG. 8 17. 

®) Sautionen Ann. 14 zu 8 63; Rang 
der Str. A. Infpeltoren Anm. 90 zu 8 70. 
— eng ber Sk. A. Geiftlihen ER. 
2. Oft. 53 (MB. 2 

2), Anwendung —* Regl. f f. Rawitſch 
4. Nov. 35 auf die Strafanftalten i. d. 
älteren Provinzen mit Ausnahme der 
Aheinprov. ER. 25. Dez. 35 (KA. XIX 
1080) u. auf d. Strafonftalt zu Werben 
(RB. Düffeldorf) R. 22. Olt. 37 (KU. 
XXI 1045). — Form der Jahresberichte 
C. 5. April 86 (MB. 148). Haftkoften- 
fat wie Anm. 31. Wiedereinziehung ber 
Koften €. 15. Ian. 85 (MB. 14, IMDB. 
37). — Speifung u. Belleivung Ch. 29. 
Juli 74 (MB. 176). — Die (als Strafe 
durch RO. 6. Mai 48 GS. 123 auf 
gehobene) körperliche Züchtigung iſt als 
Disciplinarmittel noch zugelaſſen. — So⸗ 
weit dieſe Anſtalten auch für Unter⸗ 
ſuchungsgefangene dienen (Berlin, 
Schleſien, Rheinprov. Ann. 41), beftunmt 
fih die Behandlung der letzteren nad) €. 
14. Olt. 84 (MB. 241), Nr. 1 erg. €. 
26. Mai 85 (MB. 106). 

©) Dies find die Stabtvogtei zu Ber⸗ 
fin u. die Centralgefüngniffe zu Kottbus 
u. Hamm. 
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tionshäufern, die, obwohl zur Aufnahme aller Gefangenen mit Ausfchluß der 
Zuchthäusler beftimmt, doch der Aufficht der Verwaltungsbehörden unterftellt 
find). Alle Strafanftalten find von Stempel- und Gerichtskoſten, ſowie von 
Erbſchafts⸗ und Gebäudefteuer befreit*?). 

Eine einheitliche Regelung im Reiche, wie fie bezüglich der Freiheitäftrafen 
durchgeführt ift, hat die Strafvollſtreckung wegen der verfchiedenartigen Ein- 
richtung der Strafanftalten noch nicht erfahren. Die Reichsgeſetzgebung hat 
fih bislang auf einzelne gemeinfame Grundfäge befchränten müſſen. 

Der leitende Gedanke jeder Strafvollitredung ift die Beſſerung des 
Sträflings und die Iebhaftefte Erörterung hat hierbei feit lange die Frage der 
Einzelhaft hervorgerufen“s). Durch einen allgemeinen Grundfag fteht die- 
felbe nicht zu löfen, da fie nad) der Individualität des Sträflings eine ver- 
fchiedenartige Beurtheilung fordert und der verfommene Verbrecher in der 
Einzelhaft eine Verſchärfung erblidt, während fie für den auf der Bahn der 
Entfittlihung weniger vorgefchrittenen die mildere Form bildet und die Mög- 
lichkeit der Beſſerung in ſich ſchließt. Das Strafgefeg überläßt deßhalb ihre 
Anwendung dem Ermeſſen der Berwaltung; nur darf fie ohne Zuftimmung 
des Gefangenen nicht über drei Jahre ausgedehnt werden“). 

In Berbindung damit fteht die Beſchäftigung, welche die geiftige und 
förperlihe Friſche erhalten und einen redlihen Erwerb nad) der Entlafjung 
erleichtern fol. Für Zuchthäusler erfcheint fie als Zwangsarbeit; für die 
mit Gefängniß Beitraften ift fie nur zugelaflen*). Befondere Beachtung hat 


) Für diefe gilt die Hausd. 23. Okt. 
27; Unterfuhungsgefangene Anm. 39. — 
Zur Zeit beftehen Arreſt⸗ u. Korreltions⸗ 
häufer zu Aaden, Düfleldorf, Kempen, 
Eiberfeld, Kleve, Koblenz, Köln, Bonn, 
Soarbräiden, Simmern. 

7), Stempel®. 7. März 22 (GS. 57) 
8 31; neue Provinzen $ 4e der V. 19. 
Juli u. 7. Ang 67 (SS. 1191 u. 
1277). — Geridtstoften®. 10. Mai 51 
(85. 622) $ 42. — ErbſchStG. 30. 
Mai 73 (SS. 329) Tarif 28. — Ge 
bindeSiG. 21. Mai 61 (GS. 317) 
8 36 

=) Die Entfittlihung u. Berwilderung, 
welde das Zufammenleben in den Straf- 
anftalten zur Folge Hatte, bradte 1786 
im dem von einer Geſellſchaft zu Phila⸗ 
delphia begründeten penſylvaniſchen 
oder Zellenfyftem die Einzelhaft zur 
frengften Durchführung. Dabei wurde 
unter dem Einfluffe der herrichenden Selte 
der Duäler der Hauptwerth auf religiöfes 
Sufihgehen gelegt, die Beſchäftigung da⸗ 
gegen vernachläſſigt. Die Folge war 


vielfach eine körperliche und geiſtige Er⸗ 
ſchlaffung der Beſtraften und dieſe Erfah⸗ 
rung führte zu dem gemilderten Auburn⸗ 
ſchen Syſtem, nad welchem die Sträf- 
linge getrennt ſchlafen, aber nach Maßgabe 
der Arbeitsfähigleit in Klaſſen getheilt und 
gemeinſam unter ſtrenger Aufſicht und 
Fernhaltung jedes gegenſeitigen Verkehrs 
beſchüftigt werden. Einen weiteren Fort⸗ 
ſchritt bezeichnet das ſeit 1854 beſonders 
in England u. der Schweiz verbreitete 
iriſche oder Progreſſivſyſtem, wel—⸗ 
ches auch auf das deutſche Strafgeſetz ein⸗ 
gewirkt hat. Daſſelbe beginnt mit einer 
nad) der Individualität bemeſſenen, durch⸗ 
ſchnittlich neunmonatlichen Einzelhaft, läßt 
dann eine mit zunehmenden Vortheilen 
u. Erleichterungen verbundene gemein⸗ 
ſame Beſchäftigung folgen, um mit einer 
widerruflichen Beurlaubung unter polizei⸗ 
licher Aufficht iu enden. 

) StGB. 52 

5 Daf. g 15 m 16. — Vgl. 8 173 
Abi. 3 Nr. 29.8. — Beihäftigung mit 
Sanbiwerlerarbeiten ER. 13. San. 82 
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die Befhäftigung außerhalb der Anftalt gefunden, weil fie die Gefundheit 
vorzugsweiſe fördert, den Uebergang zur Freiheit erleichtert und eine beflere 
finanzielle und volfswirthfchaftlihe Ausnugung der Arbeitskräfte zuläßt. 
Andererfeit8 fordert diefe Beſchäftigung gewiſſe Rückſichten. Bei den mit Ge- 
fängniß Beftraften ift fie von deren Zuftimmung abhängig, während Zucht⸗ 
häusler nur getrennt von freien Arbeitern beſchäftigt werden dilrfen*®). 

Zur Erleichterung des Ueberganges in die Freiheit dient endlich die vor- 
läufige Entlafjung. Die zu längerer Zuchthaus: oder Gefängnißſtrafe 
Berurtbeilten können, wenn fie drei Viertel, mindeftens aber ein Jahr der 
Strafe verbüßt haben, bei guter Führung dur den Juſtizminiſter auf 
Widerruf entlaffen werden. Sie ftehen unter befonderer Ueberwachung der 
Ortspolizeit?). 

Zu religiög-fittliher Hebung der Gefangenen und entlaffenen Gefangenen, 
ſowie zur Bermittelung des Unterfommens und redlichen Ermwerbes für die 
legteren beftehen Gefängnißvereine, unter denen die rheiniſch-weſtfäliſche 
Gefängnißgeſellſchaft durch ihre 5Ojährige erfolgreiche Wirkſamkeit eine hervor- 
ragende Bedeutung in Anfprud) nimmt*®). 


5. Arbeits- und Befferuugsanftalten. Mnterbringung vermahrlofter Kinder. 
8239. . 

Landftreiher, Bettler, Arbeitsfchene, Trunkenbolde, Obdadlofe und 
Dirnen können mährend der Haftftrafe zu angemefienen Arbeiten innerhalb 
und außerhalb der Strafanftalt angehalten werden und nad Verbüßung 
derfelben, zum Zwecke der Beflerung bis zu 2 Jahren in ein Arbeitshaus 
untergebradit werden (forreftionelle Nachhaft, Detention). Die Zuläffigfeit 
ſpricht der Richter, die Feſtſetzung und Dauer der Regierungd- Präftdent 
(die Regierung) aus*). Die Koften ausfchließlich der dem Staate zur Lat 
fallenden Transportkoften tragen die Landarmenverbände (Provinzen). Auf 
diefe find defhalb die Arbeitshäufer und Befferungsanftalten über- 
gegangen?®). 


(MB. 18). — Arbeitsprämien unterliegen 
Teint Beſchlagnahme E. 6. Juli 85 (MB. 


*) G. 11. April 54 (GS. 143). — 
Entfhädigung der Auffihtsbeamten ©. 21. 
Juni 76 (GS. 257). 

M SGB. 8 23—26; Inſtr. 21. Ian. 
71 (ML. 47, IML. 35). Ueb. d. zeit 
weilige Haftentlaffung (Beurlaubung) be- 
fiimmt ER. 15. Juli 70 (MB. 197) u. 
29. Oft. 79 (MB. 80 ©. 17). 

*), ER. 1. Sept. 79 (MB. 274). 

® 2. 1119 83; StGB. 8 3613-8, 
362 u. €. 22. Oh. 85 (MB. 237). — 
Dal. 8 258 Abi. 2 u. 284 Abſ. 3 d. W. 


— Die Nahhaft ift nicht ein Theil der 
Strafe, fondern eine infolge derjelben an- 
geordnete Beſſerungsmaßregel Erl. 25. 
Ian. 85 (MB. 47). 

 G. 8. März 71 (GS. 130) 8 38. 
Die Befferungsanftalten (auch Kor⸗ 
reftions», Korrigenden-, Arbeits-Anftalten 
oder «-Bäufer benannt) find durch befondere 
Reglements geordnet und finden fi in 
Berbindung mit den Randarmenanftalten 
(8 287 Abſ. 5 d. W.) zu Tapiau (Oft 
preußen), Konitz, Landsberg, Lübben, 
Prenzlau, Strausberg, Neuſtettin, Uecker⸗ 
münde, Koſten, Schweidnitz, Toſt, Scha⸗ 
deleben b. Gr. Salze, Zeitz (zugleich Er⸗ 





Kriminalpolizei. 8 239, 289 

Eine befondere Bedeutung gewinnen die Maßregeln gegen Müßiggang 
und Liederlichfeit in ihrer Anwendung auf jugendlihe Perfonen, da diefe 
der befjernden, erziehenden Einwirkung noch zugänglicher, zugleich aber für 
die fchädlihen Einflüffe einer fchlechten Umgebung vorzugsweife empfänglic 
find. Daneben bildet dieſes Vorgehen eine nothwendige Ergänzung der 
Strafrechtspflege, die gegen jugendliche Webelthäter nicht oder nur bedingt 
zur Anwendung gelangt. Demgemäß kann gegen Angefchuldigte zwiſchen dem 
12. und 18. Jahre, die bei mangelnder Einfiht in die Strafbarkeit der be- 
gangenen Handlung freizufprechen find, vom Richter auf Unterbringung in 
eine Beflerungsanftalt bis längſtens zum 20. Xebensjahre erfannt werden, 
auch ftatt derjelben die Weberweifung an Privat Anftalten, Vereine oder 
Perfonen erfolgen®!). Ferner können die firafredtlih überhaupt nicht zu 
verfolgenden Kinder von 6 bis 12 Jahren. von obrigfeitswegen auf Beſchluß 
des Vormundſchaftsgerichts in gleicher Weiſe untergebradht werden, wenn die 
Beihaffenheit der von ihnen begangenen Handlung, die Perfönlichfeit der 
Eltern oder Erzieher und die übrigen Lebensverhältniffe der Kinder folches 
zur Verhütung weiterer fittliher Verwahrloſung erforderlich machen?) Die 
Ausführung ift Sache der Provinzialverbände, welde die Unterbringung in 
geeigneten Familien oder Anftalten zu vermitteln oder felbit ſolche Anftalten 
zu errichten Haben??). In Ermangelung eigenen Vermögens oder alimen- 
tationspflicätiger Verwandten fallen die Koften der Einlieferung und erften 
Ausftattung den Ortsarmenverbänden, die übrigen Koften den genannten 
Verbänden und dem Staate je zur Hälfte zur Laftt). Auch abgefehen von 
Begehung ftrafbarer Handlungen hat das Vormundſchaftsgericht für Kinder, 
die von ihren Eltern mißhandelt, verleitet oder nicht verforgt werden, einzu- 
treten und fie nach Umftänden anderweit unterzubringen??). 


2) StGB. 8 55 u. ©. 13. März 78 


ziehungs-Anft. f. jugendliche Verbrecher 
(GS. 132), 8 10 geändert ©. 23. Juni 


Anm 53), Himmelsthür bei Hildesheim, 


Wunſtorf mit Filiale zu Derrel, Benning- 
haufen u. Breitenau (Heſſen). Nicht mit 
Sandarmenanftalten vereinigt find die 
Beilerungsanftalten zu Rummelsburg (für 
Berlin), Glückſtadt mit Unteranftalt zu 
Bodelholm, Moringen (Werkhaus), Hada⸗ 
mar u. Brauweiler. Städtiſche Arbeits- 
häuſer beiten Greifswald u. Stralfund. 
— Ale diefe Anftalten genießen Steuer» 
u. Sportelfreiheit gleih den Strafanftalten 
(Anm. 42). — Die Prügelftrafe als Dis- 
ciplinarmittel ift unzuläffig ER. 12. April 
73 (MB. 124); vgl. Anm. 31. 

N) SGB. $ 56 u. A. DO. 23. Juni 
82 (MB. 209). In Pofen, Schl.⸗Hol⸗ 
ftein u. Berlin herrſcht die Familien⸗, 
übrigens die Anftaltserziehung vor. Vgl. 
Anm. 53. 

Grf. Hue de Grais, Handbuch. 6. Aufl. 


84 (SS. 306); AusfBerf. 14. Juni 78 
(MB. 120) u. (Mitwirkung der Geift- 
lihen) 8. Febr. 79 (MB. 55). 

3), Erziehungs» u. Beflerungshäufer be= 
fiehen als Staatsanftalten zn Conrads- 
hammer bei Oliva (f. d. Provinzen Oft- 
u. Weftpreußen, Bommern u. Poſen), zu 
Wabern, zu St. Martin bei Boppard u. 
zu Steinfeld bei Aaden; als Provinzial» 
anftalten zu Tempelburg, Lublinig u. 
Zeit. Die übrigen find Privatunterneh- 
mungen. Die Gejammtzahl der Unter- 
gebrachten betrug (31. März 86) 11101. 

5) G. 1878 87 (erg. ©. 27. März 
81 GS. 275), 8 8, 9, 12 u. 15. 

5 Daſ. $ 16 u. MM. 112 8 90, 91, 
266 u. (Roften) Pf. 2. Nov. 73 (MB. 
74 ©. 19). Für verwahrlofte noch nicht 
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6. Polizeiaufſicht, Anfenthaltshefchränkung und Ausmeifung. 
8 240. 

Neben der Strafe kann das Gericht in beitimmten Fällen auf die Zu— 
läffigfeit der Polizeiaufficht erkennen. Die Feſtſetzung erfolgt unter Berüd- 
fihtigung der Art des Verbrechens und der Führung während der Strafzeit 
durch den Regierungs-Präfidenten (die Regierung) für einen Zeitraum von 
6 Monaten bi8 zu 5 Jahren und hat die Wirkung, daß Hausſuchungen jeder- 
zeit ftattfinden dürfen und dem Berurtheilten von der höheren Landespolizei⸗ 
behörde der Aufenthalt an beftimmten Orten unterfagt werden fanıı’®). Cine 
Aufenthaltsbefhränfung ift ferner zuläffig gegen Angehörige des Jeſuiten⸗ 
ordend und die wegen unbefugter Ausübung von Kirchenämtern oder wegen 
fozialdemofratifcher Agitation verurtheilten Reichsangehörigen *7). — In den 
älteren Provinzen kann außerdem den wegen ſicherheits- oder ſittlichkeitswidriger 
Handlungen Beftraften der Aufenthalt an beitimmten Orten verfagt werden®®). 

Gegen Ausländer Tann in vorgenannten Fällen an Stelle der Polizei- 
auffiht oder Aufenthaltsbefhräntung die Ausweifung aus dem Reichs— 
gebiete verfügt werden’), Außerdem ift diefelbe gegen folde Ausländer 
zuläffig, die wegen gewerbsmäßigen Glückſpieles, Landftreihens, Bettelns, 
Arbeitsfchen, Unzucht oder Obdachloſigkeit verurtheilt find 6%). — Daneben be- 
fteht für die YBundesftaaten das Recht der Randesvermeifung®), die jedoch 
auf Reichsangehörige nad) dem Grundfage der Treizligigfeit Feine Anwendung 
findet. Eine Ausnahme befteht nur in betreff folder Perfonen, die in einem 


beftrafte Kinder beflanden (1883) in 


Te Aufenthalt dgl. 26. Sept. 83 
Preußen 179 Rettungshäufer. — Zurück⸗ 36). 


führung entlaufener minderjähriger Kinder 
R. 26. De. 52 (MB. 53 ©. 13). 

* StGB. $ 38, 39 u. 3611. Inſtr. 
12. April 71 (MB 112) u. (bei Berurs 
theilung in einem andern Bundesſtaate) 
BBeſchluß 16. Juni 72 (MB. 193). — 
Auffihtsführung durch die Gemeinde- 
vorſteher KO. 13. De. 72 (65. 81 
©. 180) $ 302 u. f. Hannover 6. Mai 
84 (GS. 181) $ 348. — Unzuläſſigkeit 
der Ertheilung von Wandergewerbeſcheinen 
GewO. 8 572. — Belondere Auffiht 
—A worlaufige entlaſſene Sträflinge 8 238 
nr 8 as 2, 291 Nr. 1 u. 248 

8) ® ‘3 Dez. 42 (GS. 43 ©. 5) 
8 22 nebft BG. 1. Nov. 67 (BGB. 56) 
* 3, AusfR. 14. De. 60 (MB. 61 

©. 11). Dies Recht befteht fort Erf. 
DB. 25. Jan. u. gleihlautend v. 24. Feb. 
83 (MB. 59, Entid. IX 415), betrifft 


aber nicht den nur vorübergehenden (bes | 


Fe StGB. 8 39%, Iomie 8 299 Abi. 2, 
$ 291 Mr. 1 u. $ 248 Abl. 3 0. ©. 
(Die Ausweifung wegen unbefugter Aus⸗ 
übung von Kirchenämtern ift unter Ab- 
erfennung der Neichsangehörigfeit auch 
gegen Reichsangehörige zuläffig). — Strafe 
unbefugter Rückkehr StGB. 8 3612. — 
Die Transportloften trägt jeder Bundes» 
ftaat innerhalb feines Gebietes ER. 2. 
Zul 73 (MB. 221). — Ausweifung 
nad Oeſterreich C. 9. De. 76 (MB. 
77 40), 19. März 80° (MB. 114) 
u. 8. Jan. 85 (MB. 14), aus u. nad) 
der Schweiz Anm. 12 zu 8 108.8. — 
Ausweilung Verarmter 8 286, insbeſ. 
Anm. 19 d. W. 

m StGB. 8 284, 3613-8 u. 8 362. 

a, Zuſtändigkeit der unteren Polizeis 
behörden Bf. 31. Im. 823 (MB. 50); 
Unzuläffigkeit der Berwaltungsflage für 
NReihsausländer LBG. 8 130 Ab. 3. 
Strafe wie Anm. 59. 
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Bundesftante nad) den Landesgefegen Aufenthaltsbeſchränkungen unteriuorfen 
werden können oder innerhelb der letzten 12 Monate wegen wieberholten Bettelns 
oder Landſtreichens beftraft worden find 2). 


T. Transporte, 
8 241. 

Der Transport ift eine Haft, die durch ben mit dem Transportanden 
vorzunehmenden Ortswechſel ihre eigenthüimliche Geftalt gewinnt. Das Ver- 
fahren ift gleichmäßig geregelt®®), wogegen die Verpflichtung zur Tragung 
der Transportkoſten fi je nad dem Zwecke des Transportes verſchieden 
beftimmt*). Auch die zu treffenden Sicherungsmaßregeln find nad) den ob- 
waltenden Umständen verſchieden. Während in wicdhtigeren Fällen, insbeſondere 
bei Verbrechern und Deferteuren der Gendarmerietransport Anwendung 
findet®®), werden einfache Transporte durch angenommene Civilperfonen beforgt. 
In minder gefährlichen Fällen erſetzt endlich die Ausftellung der Reiferoute 
(Zwangspaß) den Transport, in welcher dem Inhaber bei Strafe aufgegeben 
wird, ſich ohne Aufenthalt auf vorgefchriebenem Wege nad) dem Beftimmungs- 
orte zu begeben. 69), 


IV. Sicherheits⸗Polizei. 


1. Aeberſicht. 
8 242. 

Die Sicherheitspolizei bezivedlt den Schuß des Gemeinwefens, der Perſon 
und des Eigenthumes im Gegenſatze zu dem Schute der Ordnung und der 
wirthſchaftlichen Thätigkeit)y. Sie umfaßt in diefer weiteren Bedeutung aud) 
die eigenartig geftaltete?) Unfallspolizei (Nr. 7); im übrigen hat fie die Rechts⸗ 
verlegungen zu befämpfen, die Staat und Geſellſchaft oder Die einzelnen In⸗ 
dividuen gefährden. Someit es ſich hierbei um Bekämpfung der öffentlichen 


@) &. 1. Nov. 67 (BGB. 56) 8 3. | ftalten 8 239. — Auslandstransporte 


8, GenTransportInſtr. 16. Sept. 16 
(RA. XI 509), ergänzt ER. 23. Juli 
3 ©. 152) u. 3. Ott. 


transporte E. 28. Feb. 86 (MB. 46). 
) Die Verpflichtung der Gemeinden 
(LR. UI 7 8 378) ift in betxeff des Trans 
ports Aufgegriffener zum Site der Orts⸗ 
obrigkeit aufrecht erhalten R. 9. Nov. 75 
(MB. 203), desgl. in betr. der Einliefe- 
rung Foyn gi tiger Bf. 16. Nov. 81 
(MB. 82 ©. 8). — Polizeitransporte in 
Staffaden Anm. 4. —  Geridtlider 
Zransport im Strafprozeß 8 204 Abi. 2 
d. W. — Transport in die Arbeitsans 


verordnungsrechte 


Anm. 14 (Auslieferungsverträge) u. 59. 

* V. 830. Dez. 20 (85. 21 ©. 1 
8 1257, 

8 CR. 23. Mai 40 (MB. 165) u. 
9. Sept. 58 (MB. 193). — Hann. Bel. 
23. Mai 59 (dann. GS. I 613). — 
Nothwendige Neifeunterftügungen der 
Awangspaßinhaber gehören zu den Trans» 
ports, nicht zu den Armenpflegeloften ER. 
18. Ang. 63 (MB. 197). 

1) Fön. Bei. 24. April 12 (SS. 48) 
Abi. 5. Der Begriff hat, obwohl er 
fein feftftehender ift, doch im Polizei⸗ 
praktiſche Bedeutung 


erlangt. 
28 249». W. 
19* 
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Gefahren handelt, fällt fie mit der höheren oder politiſchen Polizei zufammen?). 
Ihr liegt hiernach zunächft die Abwehr der unmittelbaren Angriffe ob, die in Geftalt 
bon Aufruhr, Hoch» oder Yandesverrath gegen den Staat gerichtet find (Nr. 2). 
Sodann fol fie den Gefahren vorbeugen, weldhe aus der Freiheit des Reiſe— 
verfehres, der Preſſe und des PVereinslebend dem Gemeinwefen erwachſen 
fönnen (Nr. 3, 4 und 5). Diefe Freiheiten find verfaflungsmäßig gewähr- 
feiftet und die bezügliche Gefetgebung, die mit Ausnahme des Vereinsweſens 
vom Reiche ausgegangen ift, beitrebt fi}, die erforderlihen Einſchränkungen 
auf das geringftmögliche Maß herabzufegen. Für gewöhnliche Verhältniſſe 
haben dieſe Vorſchriften ausgereiht. Außerordentlihen Angriffen gegenüber 
haben fie fi) dagegen nicht gewachfen gezeigt. Die Gefetgebung hat fid) deß⸗ 
halb bereits im jog. Kulturkampfe mit der katholiſchen Kirche zu weitergehenden 
Einfhränfungen genöthigt gefehent). In noch höherem Maße ift dies fpäter 
gegenüber den gemeingefährlidien Beftrebungen der Sozialdemokratie der Fall 
geweſen (Nr. 6). 
2. Tumult und Aufruhr. Belagerungsinftand. 
2 8 243. 

Nächſt der äußeren ift die innere Sicherheit die erfte Lebensbedingung 
jedes Staatsweſens. Die Abwehr der gegen. diefe gerichteten Angriffe bildet 
die wichtigfte Aufgabe der gefammten inneren Verwaltung. Die Gefetgebung 
hat nad) Vorgang der franzöfifchen?) dieferhalb Strafbeftimmungen erlaffen, 
und das Verfahren bei Aufftänden geregelt. 

Jede gegen die Perfon des Herrſchers, gegen die Verfaſſung und das 
Gebiet des Reiches oder eines deutſchen Staates gerichtete verrätherifche Hand» 
lung wird als Hochverrath und jede Förderung einer feindlichen Macht zum 
Nachtheile des Reiches als Landesverrath beftraft®). Außerdem ift die öffent- 
liche Aufreizung, der Aufruhr und die Zufammenrottung”), die heimliche oder 
verbotiwidrige Anſammlung von Waffen und die Führung (in Stöden oder 
Röhren) verborgener Waffen mit Strafe bedroht?). 

In betreff des Verfahrens der Polizeibehörden bei Aufläufen find die 
älteren Vorſchriften noch anwendbarꝰ). Die Polizeibehörde hat danach un- 
verzüglih mit den ihr zu Gebote ftehenden Mitteln einzufchreiten und, mo 
diefe nicht ausreichen, die bewaffnete Macht in Anfpruch zu nehmen. Letztere 
darf nur auf Grund folder Anforderung und nur in den geſetzlich beftimmten 


5 8 222 d. W. — Beftrafung der ge⸗ 9 StGB. 8 80—93; SPD. 8 480. 
meingefährlihen Verbrehen u. Vergehen | — Verb. StGB. $ 3 3601. 
(StGB. 8 306—330), insbejondere der N) Daf. $ 110 u. 111; — 8 115.116; 
verbrecheriſchen Verwendung von Spreng | — 8 124, 125 u. 127. 
ſtoffen Omm. 1 e zu 8 173). 5) Daf. $ 360° u. 3679. 
38 d. W. 9) V. 30. Dez. 1798 8 1-8 u. 17. 
5) on ©. üb. attroupements dv. | Aug. 35 (GS. 170) 8 8-10. 
21. Ott. 1789 u. code penal I 4. F 
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Fällen und Formen einfchreiten!?). Der verfammelten Menge gegenüber ift 
eine dreimalige Aufforderung zum Auseinandergehen vorgefährieben!!), Im 
Nothfalle darf das Militär von der Waffe Gebraud machen?) . 

Für Beihädigungen bei Aufläufen find alle Theilnehmer ſolidariſch, dem⸗ 
nächſt aber die Gemeinden haftbar !®). 

Für den Fall eines Krieged oder Aufruhres kann bei dringender Gefahr 
für die öffentliche Sicherheit unter Außerkraftſetzung einzelner bürgerlicher 
Rechte, insbeſondere der Preß- und Vereinsfreiheit der Belagerungszuftand 
erklärt werden, um damit eine ſtrenge einheitliche Leitung der Vollzugsgewalt 
herbeizuführen. Die Erklärung erfolgt durch das Staatsminiſterium, in drin⸗ 
genden Fällen, insbeſondere bei Kriegsgefahr durch den oberſten Militärbefehls⸗ 
haber des gefährdeten Diftriktes. Auf letteren geht damit die gefammte voll- 
ziehende Gewalt über. Sicherheitswidrige Handlungen find mit verfchärfter 
‚Strafe bedroht und werden in einem abgelürzten Verfahren von Kriegsgerichten 
abgeurtheilt. Auch ohne Belagerungszuftand können die gedachten bürgerlichen 
Rechte außer Kraft gejeßt werden (fog. Kleiner Belagerungszuftand). In dem 
einen wie in dem anderen alle ift dem tanbtage über die Maßregel Redhen- 
ſchaft zu geben). 
| Tür das Reichsgebiet mit Ausflug Baierns kann der Kater nad) gleichen 
Srundfägen den Belagerungszuftand erflären?®). 


3% Paßweſen und Fremdenmeldung. 
8 24. | 
Die frühere Nechtlofigkeit der Fremden Hatte feit Beginn des vorigen 
Jahrhunders in der Periode des Polizeiftantes dem Grundfage Play gemadit, 
daß jede Reife an obrigfeitlihe Erlaubniß gebunden und ohne ſolche ſtrafbar 
ſei. Dieſe Erlaubniß nahm den Charakter ber Legitimation an, und wurde 
zur Grundlage des Paßweſens. ALS der wachſende Verkehr die volle Durch⸗ 
führung des Grundjages unmöglid) machte, wurde die Paßpflicht auf-beftimmte 
Reifen (Auslandsreifen) oder Klaſſen Reifender (Handiwerfögefellen, Poſtreiſende) 
eingeſchränkt 1s). Die Reichsgeſetzgebung endlid hat die Paßführung aus der 
obligatorifhen zur fakultativen gemadt. Eine Paßpflicht kann nur ausnahms- 
weife oder vorübergehend bei Gefährdung der- ftaatlichen Sicherheit und öffent- 
lihen Ordnung eingeführt werden. Gleichzeitig murde die Paßertheilung nad) 
einheitlichen und vereinfachten Grundfägen geregelt!7). — Den legteren Zwed 


2) BU. Art. 36.  NBeaf. Art. 68 u. EinfG. (. 
1) StGB. 8 116. StGB.) 31. Mai 70 (RGB. 195) Art. 4, 
2) G. U. Mürz 37 (GS. 60). (Baiern Btr. 283. Nov. 70 RGEB. 71 
=») 3 17. Aug. 58 1m G. S. 9 MM. III 8 5 u. V). 

11. Mär; 50 (GS. 199). , So das feither gültig geweſene Paß- 
19 BU. Art. 111 u. ©. 4 Juni Bl ©. 22. Juni 17 (GS. 152). 

(GS. 451); Einf. i. d. neuen Prov. 2. ") PaßG. 12. Oft. 67 (BGB. 33); 

25. Suni 67 (GS. 921) Art. IH. — Ci in Süddeutihland Anm. 12 zu $ 6 


Bol. Anm. 54. . d. W.; Ausf. ER. 30. Dez. 67 (MB. 
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verfolgte bereit die unter den deutſchen Staaten vereinbarte Einrichtung der 
Paffarten, die nod) gegenwärtig als Legitimationsmittel neben den Päſſen zu- 
gelaſſen find 12). Das Paßgeſetz hat die Verpflichtung, daß jedermann fid) auf 
amtliches Erfordern über feine Perfon auszuweiſen hat, ausdrücklich aufrecht 
erhalten. Die Borfchrift hat indeß bei ihrer Unbeftimmitheit keine große 
praktiſche Bedeutung gewonnen und insbeſondere der überhandnehmenden Land⸗ 
ſtreicherei keinen Einhalt gethan. Solches wird nur durch Wiedereinführung 
der Paßpflicht für das arbeitſuchende Publikum möglich werden, wozu durch 
Einführung der Arbeitsbücher für Arbeiter unter 21 Iahren!?) ein wenigſtens 
vorläufiger Schritt gethan ift. 

Weder die Paffreiheit, noch die Freizügigkeit hat die Vorſchriften über 
Fremdenmeldungen befeitigt?%), die entiweder ald Meldungen Xeifender und 
Führung von Fremdenblihern feitend der Gaftwirthe oder als Meldungen der 
An-, Ab- und Umzüge in einer Gemeinde durch Polizeiverordnungen näher 
geregelt find. Aufenthaltsbeſchränkungen dürfen mit dieſen Meldungen nicht 
verbunden. werden ?!), 

4. Die Preſſe. 
8 245, 

Preſſe ift die Vervielfältigung des Gedankens dur den Drud. Dieſe 
erfolgt einmalig in dem Bude und im der Brochüre, oder wiederfehrend in 
der periodifchen und Tagespreſſe. Die Prefle hat glei nad) Erfindung der 
Buchdruderkunft die Aufmerkſamkeit der Gefegeber auf ſich gelenkt. Zuerft 
wurde jede Veröffentlidung von einer Erlaubniß abhängig gemacht. Dies 
Syſtem der Cenfur, als deren Erfinder Papft Alerander VI. gilt, fand in 
Deutihland in den Neligionöftreitigfeiten des 16. Jahrhunderts feine weitere 
Ausbildung. In Preußen war die Cenſur bis zum Jahre 1848 herrfchend, 
wenn auch zeitweife in mildefter Form. Seitdem ift fie befeitigt und das 
Recht der freien Meinungsäußerung grundfäglich anerfannt. Den Ausfchrei- 
tungen der Preffe wird nicht mehr vorbeugend, fondern nur abwehrend durch 
das Strafgejeb entgegengemirkt?2). 

Die damit begründete Preffreibeit ift nach Uebergang des Gegenftandes 
auf das Reich noch erweitert??). Der Betrieb des Preßgemwerbes ift frei und 


68 ©. 4). Paßpflicht befteht zur Zeit | Entgegennahme durch die Gemeindevor⸗ 
für die aus Rußland kommenden Reiſen- fteher Kr. DO. 13. De. 72 (GES. 81 
den DB. 14. Juni 79 (RGB. 155) u. | ©. 180) $ 30%, f. Hannover 6. Mai 
29. Des. 80 (XGB. 81 ©. 1). 84 (GS. 181) $ 34. — Die bieferhalb 


i5) Bertr. 21. Olt. 50 (MB.51 6.7) 
u. ER. 20. Sept. 53 MB. 235). 

) 8 353 Mi. 2 d 

©) PaßG. 8 1 Veizo. 1. Nov. 
67 (BGB. 55) $ 1 

2, &. 81. Dez. 42 > (GE. 43 ©. 5) 
8 8 R. 18. Des. 37 (MB. 46 ©. 10) 
u. Ef. OV. 11. De. .80 (VII 382). — 


ausgeftellten Abzu gs attefe, find ſtempel⸗ 


frei R. 7. Mai 47 (MB. 172) u. ge 
bübrenfrei R. 12. Sept. 67 (MB. 309). 
2) BU. Art. 27 u. 28. 


>), RVerf. Art. 416 u. RPreßG. 7. 
Mai 74 (RGEB. 65), Ausſchluß in Elſ.⸗ 
Lothringen $ 31 daf. Kom. v. Schwarze 
(2. Aufl. Erlangen 85). 
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der Entziehung nicht unterworfen. Auf jeder Drudfchrift, ſoweit diefe nicht 
nur zu Zwecken des Gewerbes und Verkehres, des häuslichen und gefelligen 
Lebens dient, muß der Name des Druders und Verlegers (beim Selbftverlage 
der des Verfaſſers oder Herausgebers), bei periodifhen (in monatlichen oder 
fürzeren Friften erfcheinenden) Drudiäriften aud der des verantwortlichen 
Redakteurs angegeben fein. Die periodifche Preſſe ift zur Aufnahme that- 
ſächlicher Berichtigungen und gegen Einrüdungsgebühren auch amtlicher Be- 
kanntmachungen verpflichtet. Von jeder periodifhen Drudjchrift, foweit fie 
nicht ausſchließlich Zwecken der Wiffenfchaft, der Kunft, des Gewerbes oder der 
Induftrie dient, ift bei der Ausgabe ein Eremplar der Polizeibehörde unent- 
geltlich zu liefern. Letztere kann bei gewilfen Zumwiderhandlungen die Drudfchrift 
beihlagnahmen, hat aber in kurzen Friſten die gerichtliche Entfcheidung herbei- 
zuführen. Die Gerichte haben bei ftrafbarem Inhalt die Unbrauchbarmachung 
aller Exemplare, Platten und Formen auszufprechen %). 


Die nicht gewerbsmäßige Öffentliche Verbreitung von Drudichriften kann 
folden Perfonen verboten werden, denen ein Wandergemwerbefchein verfagt 
werden Darf; zur gewerbömäßigen ift ein von der DrtSpolizeibehörde auszu- 
ftellender Legitimationsſchein erforderlih °), Vom Feilbieten im Umherziehen 
(Kolportagebuchhandel) find alle in fittlicher oder religiöfer Beziehung Aergernif 
gebenden, oder mittelft Zufiherung von Prämien oder Gewinnen vertriebenen 
Schriften und Bildwerke ausgeſchloſſen; die Händler haben ein polizeilich ge- 
nehmigte® Verzeichniß der zugelaffenen Schriften und Bildwerke mit ſich zu 
führen?6). Durch Plakat oder Anfchlag dürfen abgefehen von amtlihen Be- 
fanntmadungen nur Ankündigungen des täglichen Verkehres veröffentlicht 
werden?”). Bud- und Steindruder, Buch- und Kunfthändler, Antiquare, 
Leihbibliothelare, Inhaber von Lefefabineten, Verkäufer von Drudicriften, 
Zeitungen und Bildern müſſen den Beginn ihres Gewerbebetriebed unter 
Angabe des Lofales, fowie jeden Wechfel des lettteren der Polizeibehörde an- 
zeigen ?®), 

Ausländische periodifche Drudjchriften können, wenn fie wegen ftrafbaren 


A), Daf. u. StGB. $ 41 u. 42; ein 
fahe Stimmzettel gelten nit als Druck⸗ 
ihriften ©. 12. März 84 (RGEB. 17). 
— Abgabe von Pflihteremplaren an die 
Bibliothefen $S 311 Anm. 16 d. W. 

3 RPrG. 8 5 u. GewO. $ 43; zur 
Bertheilung von Stimmzetteln u. Drud- 
ihriften zu Wahlzweden während ber 
Wahlen zu gefetgebenden Körperichaften 
bedarf es feiner Erlaubniß daf. Abi. 3 
u. 4. Zuftändigfeit im Geb. der Verw.⸗ 
Org. Zuſt. G. 8 116 (in Hannover KrO. 
6. Mai 84 85. 181 8 282), 8 118 u. 
162, übrigens Anw. 4. Sept. 69 (MB. 


200) D. — Strafe Gew.Dd. 8 1491 1.1485. 

% GewO. $ 56 Abi. 3, 4 u. EN. 
28. Yan. 84 (MB. 22); Zuftändigkeit 
im Geb. d. Berwaltungs-Organifation 2. 
8l. Der. 83 (GS. 84 ©. 7) $ 3, übri⸗ 
gens Anw. 1869 D. u. 29. Dez. 83 
(MB. 84 ©. 11) B I; Ausführung Bf. 
4. Dez. 85 (MB. 249). — Relurs GewO. 
8 63 Abf. 1; Strafe 8 14928. 

7) RPrG. $ 30, prauß. ©. 12. Mai 
51 (SS. 273) 89 un. Ef. OB. 10. Mai 
79 (V 413). 

2, GewO. 8 14 Abf. 2, 8 15 u. 
(Strafe) $ 1483. 
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Inhaltes zweimal binnen Jahresfriſt verurtheilt ſind, innerhalb 2 Monaten 
nach Rechtskraft des letzten Urtheiles für zwei Jahre vom Reichskanzler ver⸗ 
boten oder des Poſtdebites verluſtig erklärt werden??). 


5. Bereine und Lerſammlungen. 
8 246. 

a) Vereinds und Verſammlungsrecht. ‚Verein und Berfammlung 
decken fi nicht, ftehen aber vielfach miteinander in Berührung und find diefer- 
halb und wegen des gleichartigen polizeilichen Interefjes ftet8 gemeinfam von 
der Gefeßgebung behandelt. 

Während die frühere Geſetzgebung eine ſcharfe Ueberwachung der Vereine 
und Verſammlungen bezweckte und allgemein das Verbot derſelben zuließ ?0), 
findet ſich gegenwärtig die Vereins- und Verſammlungsfreiheit in Preußen 
grundfäglih anerfannt?!). Das Vereinsweſen bildet Gegenftand der Reichs— 
gejeßgebung??); ein Reichsgeſetz ift indeß bislang darüber nicht erlaſſen. 

Ale Preußen dürfen zu Vereinen zufammentreten, fofern deren Zwecke 
den Strafgefeen??) nicht zuwiderlaufen. Vereine, welche eine Einwirkung auf 
Öffentliche Angelegenheiten bezweden, müfjen Statuten und Mitgliederverzeich- 
nifje binnen 3 Jagen nad der Stiftung oder eingetretenen Aenderung der 
DOrtöpolizeibehörde zur Kenntnißnahme einreihen. Ausgenommen find die mit 
Korporationsrechten verfehenen kirchlichen und religiöfen Vereines®). Politiſche 
(den Staat und deffen Einrichtungen erörternde) Vereine dürfen außerdem 
weder Frauen, Schüler und Lehrlinge aufnehmen, noch mit gleidhartigen Ber- 
einen durch Ausſchüſſe, Eentralorgane u. dergl. in Verbindung treten?®).. 

Berfammlungen ohne Waffen und in gefchloffenen Räumen bedürfen 
feiner Genehmigung, find jedoch, fofern darin öffentliche Angelegenheiten er- 
Örtert oder berathen werden follen, 24 Stunden vorher der Ortöpolizeibehörde 
anzuzeigen, die darüber fofort eine Beſcheinigung zu ertheilen hat und fi 
darin durch einen oder zwei Abgeordnete vertreten laffen kann. Werden dieſe 
Vorſchriften nicht beachtet oder Anträge oder Vorſchläge erörtert, die eine 
Aufforderung oder Anreizung zu ftrafbaren Handlungen enthalten, fo kann die 
Berfammlung aufgelöft werden. Zu VBerfammlungen unter freiem Himmel und 
öffentlichen Aufzüge ift polizeiliche Erlaubniß erforderlich. Ausgenommen find 


>), RPrG. 8 14 u. Poſt G. 28. Oft. 
71 (XGB. 347) 8 3. 

2. II6 8 1—10. — Der Bun 
des⸗Beſchl. 5. Juli (Pat. 25. Sept.) 32 
(85. 116) verbot politifhe Vereine u. 
Bollsverfammlungen faft unbedingt. 

MM BU. Art. 29, 30 u. Vereins⸗G. 
11. März; 50 (8S. 277); Einf. i. d. 
neuen Prov. V. 25. Juni 67 (GS. 921) 
Art. II A, Lauenb. ©. 23. uni 76 
(GS. 169) 8 10. Kom. v. Lisco 2. Aufl. 


(Berl. 81). — Die ftrafprozeßredtlichen 
Grundfübe des Vereinsgeſetzes (Schlie- 
Bung der Vereine $ 8 u. 16) werden 
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1. Feb. 77 (ROGB. 346) 8 62. 

2) SGB. 8 128 u. 129. — Auf 
hebung des Verbotes der Arbeiterfonlition 
8 353 Abf. 2 d. W. 

3 VG. 8 2, Strafe 8 13. 
39 Daf. 8 8 u. 21, Strafe 8 16. 
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gewöhnliche Leichenbegängniſſe, herkömmliche Hochzeitszüge und in hergebrachter 
Art ſtattfindende Prozeſſionen, Wallfahrten und Bittgänge®). 


Auf das Heer finden dieſe Vorſchriften nur beſchränkte Anwendung?6). 


8 247. | 
- b) Bevorrechtete Vereine. Die Bereinsfreiheit erleidet eine Aus⸗ 
nahme, fobald der Zweck des Vereins eine Erlaubniß bedingt 97), oder be- 
fondere von ftaatlicher Genehmigung. abhängige Vorrechte in Anſpruch ge- 
nommen werden ?8). 

Das wichtigfte diefer Vorrechte entiteht mit Verleihung der Korpo— 
rationsredhte. Kin Berein bildet an fi) eine bloße Privatgeſellſchaft, in 
welcher die Theilnehmer nur perſönlich gebunden find, aber weder unterein- 
ander noch dritten gegenüber als Einheit erfcheinen. Durch die Korporations- 
rechte wird dagegen der Berein zur rechtlich anerkannten und gefhütten Ge— 
fammtheit (Körperſchaft, Korporation) und damit zu jeder vermögensrechtlichen 
Handlung befähigt??), Auch erlangt der Verein dadınd) das übrigens nur 
den Behörden vorbehaltene Recht, Petitionen unter einem Gefammtnamen vor- 
zubringen®‘). Andererfeits unterliegen Rorporationen bezüglich ihres Erwerbes 
einer Beichränfung, indem Schenkungen und legtwillige Zuwendungen, durch 
welde juriftifhe Perfonen ind Leben gerufen, oder ſolche mit einem die 
Summe von 3000 M. überfteigenden Betrage bedacht werden, zu ihrer 
Gültigkeit der Genehmigung des Königs bedürfent!), Damit fol der Vernad;- 
läſſigung Angehöriger durch zu weit gehende Freigebigfeit vorgebeugt werden. 

In betreff des Erwerbes der Korporationsrechte verweiſt die Verfaflung 
auf das Gefeg*?). Diefes fordert einen fortdauernden gemeinnügigen Zweck 
des Dereins??), Die Korporationsredhte find gewiſſen Gattungen von Ber- 


& Dal. s 1—7, 9—12,14,15,17— 21; 
Ueberwachung der Brozeffionen R. 26. Aug. 
74 (MB. 201). 

2 BU. Art. 33 u. 39. — RMilG. 
2. Mai 74 (RGEB. 45).8 49. 

F) Dahin gehören Eifenbahn-, Kredits, 
Berfiherungs- u. ähnliche Gejellichaften. 
Das Nühere gehört in die Einzelgebiete. 

8) Kriegervereine(Militärbegräbniß- 
u. Unterftüßungsvereine) bedürfen orts⸗ 
polizeifiher Genehmigung KO. 22. Feb. 
42 (MB. 98), nod) anwendbar Erf. OB. 
11. De. 78 (MB. 79 ©. 73). Spezielle 
Borfchriften beftehen über Uniformirung 
a. Führung von Fahnen. 

2, Mit den Korporationsrechten erlangt 
eine Gefammtheit von Perfonen (uni- 
versitas personarum) oder Sadıen 
(universitas rerum) bie Eigenfdaft der 
juriſtiſchen (moralifhen) Perfon u. damit 
die Fähigkeit, als Rechtsſubjekt aufzutreten 


u. Redtshandlungen vorzunehmen. Vor⸗ 
ausfegung ift in beiden Füllen der ges 
meiniame Zwed, der zu feiner Berwirk- 
lichung beftummter Organe bedarf. Als 
ſachliche Gefammtheiten erjcheinen die Stif⸗ 
tungen ($ 212 d. W.), als perfünliche 
die bier zu betrachtenden Körperſchaften 
(Rorporationen). In der Mitte zwifchen 
beiden ftehen die mit Korporationsrechten 
ausgeftatteten Anftalten. 
BU. Art. 32. 

a) ©. 23. Feb. 70 (GS. 118) u. R. 
10. Feb. 72 (MB. 74); Einf. i. Lauen⸗ 
burg ©. 25. Feb. 78 (GS. 97) 8 73, 
— Ausländifhe juriftifhe Perſonen bes 
dürfen zum Grunderwerbe der minifteriellen 
Genehmigung ©. 4. Mai 46 (GG. 234) 
u. AE. 14. Feb. 82 (GS. 18). 

=) BU. Art. 31. Religionsgejellihaften 
8 289 d. W. 

2. II 6, 8 25. Normalftatut für 


298 Sicherheits-Polizei. 8 248. 
einen durch das Gefe allgemein zugeftanden*); übrigens erfolgt ihre Ver⸗ 
leihung für den einzelnen Fall durch Iandesherrlihen Erlaß. 


6. Aaßregeln gegen die Sozialdemokratie. 
8 248. 

Die Sozialdemokratie erftrebt die praftifche Durchführung der Theorien 
des modernen Sozialismus und Kommunismus*),. Trug die erite Organi- 
fatton, welche die Hierauf gerichtete Bewegung durch Lafjalle in Deutſchland 
fand (1863), nod) ein einigermaßen reformatorifches und nationale® Gepräge, 
fo gewannen bald die radifaleren Elemente die Oberhand, die mittelft des 
internationalen Zufammeniwirfens der arbeitenden Klaffen aller Kulturftaaten 
die Ummälzung jeder beftehenden Staatd- und Geſellſchaftsordnung erftrebten. 

Diefen Zielen entſprachen die angewandten Mittel. Eine energijche 
Agitation fuchte unter der ärmeren Bevölkerung (den Enterbten) Unzufrieden- 
heit mit ihrer Lage und Haß gegen die befjer geftellten Klaffen zu erregen 
und das Gefühl für Keligion und Sittlichkeit, für Ehrfurcht, Baterlandsliebe 
und Recht zu erftiden. Sie erwies ſich außerordentlich wirffam. Zahl und 
Abſatz der fozialiftifhen Blätter nahmen ebenfo zu, wie die Stimmenzahl, 
über welche die Partei bei den Wahlen verfügte; dabei trat in wiederholten 
Ausichreitungen, insbefondere in den gegen die Perfon des Kaiſers gerichteten 
Attentaten die fittlihe Verwilderung in grellfter Weife hervor. 

Diefen fihtlih und ftetig wachlenden Gefahren gegenüber bedurfte es 
außerordentliher Mittel. Nah mehrfahen Kämpfen fam ein Ausnahmegejet 
zuftande, das ſich fpeziell gegen die fozialdemokratifchen, ſozialiſtiſchen oder 
fommuniftifchen Beftrebungen wendet, foweit fie auf den Umfturz der beftehen- 
den Staats- oder Geſellſchaftsordnung gerichtet find oder in einer den dffent- 
lichen Frieden, insbefondere die Eintracht der Bevölkerungsklaſſen gefährdenden 
Weiſe zu Tage treten*‘). Vereine, bei denen diefe Vorausfegungen zutreffen, 
find von der Landes-Polizeibehörde (ausländifhe vom Reichskanzler) zu ver- 
bieten??). Das Gleiche gilt von Drudfchriften, die ſchon vor dem Verbote 
polizeilich beſchlagnahmt werden können“s). Ueber Beſchwerden, die innerhalb 
einer Woche anzubringen find, entjcheidet in beiden Fällen eine Kommiſſion, 


Bereine u. Hofpitäler, die Korporationg« 

rechte in Anfpruh nehmen ER. 19. Juli 

u. 18. De. 76 (MB. 193 u. 274). — 

—— der Korporationen LR. 
6 8 26—202. 

#) Beifpiele find, ber preußifihe u. ber 
Reichsfiskus (8 121 u. 168 d. W.); die 
Gemeinden, Kreife u. — *— ($ 771, 
80 u. 81 d. W.); die Kirchen u. gewifie 
Religionsgefellihaften (S 289 Anm. 5); 
die Schulgemeinden ( 805, Anm. 33). 
— Bereine zu wirthfgaftliden 
Aweden j. $ 320 u. 321. 


% 8 312 Nr. 428. — Mehring, 
d. deutihe Sozialdemokratie (3. Aufl. 
Brem. 79), Zeher, d. rothe Internatio⸗ 
nale (Berl. 84 

6) RG. 21. Ott. 78 (RB. 351), 
gültig bis 30. Sept. 88 nah ©. 20. 
april 86 (RGOB. 77). — Kom. v. Brandt 
(Berl. 82). 

Mil ©. 1878 81—8 u. (Strafe) $ 17, 
18 


5) Sal 8 11—15 u. (Strafe) $ 19 
u. 21; Stimmzettel wie Anm. 24. 
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für welche der Kaifer den Vorſitzenden, der YBundesrath vier Mitglieder aus 
feiner Mitte und fünf aus den Mitgliedern des höchſten Gerichts des Keiches 
oder der Bundesſtaaten erwählt!?). Ferner find Berfammlungen, bei deren 
ſolche Beftrebungen hervortreten, polizeilich aufzulöfen oder zu verbieten"). 
Sammlungen, die zur Förderung derfelben veranftaltet werden, find in 
gleicher Weife zu verbieten?!), Die Strafen fir Uebertretung diefer Verbote 
fönnen gegen Agitatoren mit Aufenthaltsbefchränkungen, bei Ausländern mit 
Ausweifung verbunden?) und bei Gaft- und Schankwirthen, Buchdrudern 
und Buchhändfern auf Entziehung der Befugnig zum Gewerbebetriebe aus⸗ 
gedehnt werden), Für befonders gefährdete Bezirke und Ortſchaften dürfen 
endlich von den Gentral-Landes-Behörden mit Genehmigung des Bundesrathes 
für die Dauer von längften® einem Jahre weitere Befhränkungen in betreff 
der Verſammlungen, der Verbreitung von Drudiäriften, der Ausweifung und 
des Waffentragen® eingeführt werden °*). 

Das Geſetz ift ftreng durchgeführt und Hat den Ausfchreitungen der 
fozialdemokratifhen Bewegung erfolgreich vorgebeugt. Weitergehende Er- 
wartungen durften von vornherein nit an dafjelbe gefnüpft werden, da es 
ein Polizei und fein Sozial-Reformgefeß if. Die Zurüdführung der irre⸗ 
geleiteten Bevölkerung in richtige Bahnen lag ebenſo außerhalb des Bereiches 
feiner Wirffamfeit, wie die Wegräumung der Urfachen, welde die ganze Be- 
wegung hervorgerufen. Erſtere, die fog. innere Heilung, ijt nur durch all- 
mälige Einwirkung der Kirche und Schule und aller erhaltenden Elemente des 
Staatslebens zu erreihen. Die leßtere ift Aufgabe der Sozialreform, Die 
bereit8 zu einem leitenden Faktor für unfere neuere Gefeßgebung geworden ift??). 
Beiden hatte das Sozinliftengefeg nur die Wege zu ebnen. 


T. Ynfalls-Bolizei. 
| 8 249. 

a) Weberficht. Während in Beziehung auf. Neditöverlegungen die 
Bolizei nur vorbeugend zu felbftftändiger Thätigfeit gelangt, da fie bei deren 
abwehrender Bekämpfung lediglich als Gehülfin der Juftiz mitzuwirken hat°®), 
Mt ihre Thätigkeit in bezug auf Unfälle an diefe Schranfe nicht gebunden. 
Sie wirft hier präventiv wie repreſſiv und hat den Unfällen nicht allein vor- 
zubeugen, fondern auch, wenn fie eingetreten find, deren nachtheilige Einwir- 


”) Dal, H 26, 27; Geſch. Reg. 4. Non. ) Daf. 8 23, 24. 


78 (CB. 601). 5), 8 28, erg. ©. 31. Mai 80 (RGB. 
ie) ©. 1er 8 9, 10 u. (Strafe) | 117) 8 1. — Zur Zeit find diefe Be⸗ 
$ 17, 18, 21. ſchränkungen (der ſ. g. Heine Belagerungs- 


51) Dal. 8 16 u. (Strafe) $ 20, 21. | zuftand) für Berlin, Stettin, Frankfurt 
— Nur gegen beftimmte Sammlungen, | a. M., Offenbach, Hamburg, Altona u. 
nit allgemein kanu das Verbot erlaffen | Leipzig eingeführt. 
werden Erf. d. RGer. (Entid. in Strafi. 5 8 312 Abi. 5 d. W. 

II 297). * 8 220 d. W. 
2, G. 1878 8 22. 
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tungen durch Rettungs- und ähnliche Maßregeln zu befeitigen ober zur ver- 
ringern. Jedermann ift hierbei zu entjprechender Beiftandsleiftung verpflichtet 5”). 
Für gefahrvolle Lebensrettung wird als Auszeichnung die Rettungsmedaille 
verliehen?®), Fir Wiederbelebungsverfunche Scheintodter oder Verunglückter 
werden außerdem Prämien gewährt‘?). 

Auch die Unfallspolizei fommt Hier nur infoweit in Betendit, als fie nicht 
in fpezielle Bermaltungsgebiete fällt. Wo die Berfon in Leben.und Gefund- 
heit gefährdet erſcheint, wird fie zur Gefundheitspolizei®%), mo befondere 
Gründe des Unfalls in beftimmten Betrieben Tiegen, zur Bau⸗, Waſſer⸗, 
Gewerbe-, Scifffahrte- oder Eifenbahn- Polizei), In der Unfallöpolizet 
find deßhalb nur die allgemeinen Unfallsurſachen zu erörtern, und dieje laſſen 
fi zurüdführen auf Herab- oder Einfturz (b), auf Erplofionen (c), auf 
Teuer (d), oder auf Thiere (e)®2). 


8 250. 

b) Neben den in die Baupolizei gehörigen Vorſchriften über Errichtung 
und Erhaltung der Gebäude beugt das Strafgefeg der Beſchädigung 
Durch) Umftürzen und Herabfallen vor°?) und gebietet die gehörige 
Bedeckung oder Bewährung der Brunnen, Gruben und Abhänge). Diefe 
Vorſchrift ift in betreff der Sand-, Thon, Lehm⸗ und Kiesgruben und der 
Kalte und Steinbrüche durch Polizeiverordnungen weiter ausgeführt, durd) 
welche gleichzeitig die gehörige Abböſchung der Seitenwände vorgefhrieben wird. 


S 251. 

c) Zur Verhütung von Erplofionen verbietet das Strafgefeß das 
Schießen und Abbrennen von TFeuerwerföförpern an bewohnten oder von 
Menſchen befudten Orten, fowie in gefährlicher Nähe von Gebäuden und 
feuerfangenden Saden‘) und die Webertretung der Verordnungen, melde 
wegen Zubereitung, Aufbewahrung und Beförderung erplodirender Stoffe er- 
gangen find. Im Umherziehen dürfen weder erplofive Stoffe, noch leicht 


' mM SGB. 8 36010; bei Waldbrand 
Selbe u. Forſtpolizei⸗G. 1. April 80 (SS. 
30) $ 444; in Bergwerlen Berg®. 24. 
Fo 65 (6S. 705) 8 205, 207. 
8) Anm. 13 zu 839d. W. — Lebens- 
zettungöprümien R. 21. Mai 50 (MB. 
) 


ER. 20. Oft. A 2 ea V 147). 

o 8 264—269 

1), Baupalizei 8 Pr 232, Wafler- 
polizei $ 336 — 338; Bergwerkspoligei 
8 324; Gewerbepoligei. 8 850, 351, 353, 
354—357; Schifffahrtspolizei $ 867. 

@) Der Schub gegen Waflersgefahr, 
insbef. das Deichiwefen, dient vorzugsweiſe 
ber Landwirthſchaft u. füllt in das Ge⸗ 


biet der Landeskultur 8 336 u. 338. 
8 StGB. 8 3668. — AR.IS $ 74, 


SGB. $ 36 12; Feld⸗ u. Forſt⸗ 
pol.-G. 1. April 80 (86. 230) 8 29. 

5 SHGB. 8 3678 u. 3687. — Mili- 
türiſche Ben Anm. 16 zu 8 107. 

© 6 $ 3675. — Eine Polizei« 
Hero man. betr. den Verkehr mit erplo- 
fiven Stoffen — zu deren Erlaß im Geb. 
der Berw.örg. auch d. Minifter befugt 
it, 8 230 8. W. — erging (nad) den 
vom Bundesrathe unterm 13. Suli 79 
MB. 269 feftgeftellten u. 8. Dez. 84 
u. 5. Nov. 85 MB. 86 ©. 86 er 
günzten Grundfüßen) am 29. Aug. 79, 
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entzündliche Dele oder Spiritus aufgekauft oder feilgeboten werben”). Be— 
fondere Beitimmungen beftehen für den Verkehr mit Sprengftoffen nnd den 
verbrecheriſchen und gemeingefährlihen Gebrauch derfelben °°). 

Spezielle Sicherungsvorfchriften find daneben für Dampfkeſſel, Schieß⸗ 
pulver-, Zündftoff- und ähnlihe Fabriken gegeben °®). 


8 252. 

d) Die Polizei hat fowohl den Ausbruch des Feuers zu verhüten, als 
für Löſchung ausgebrochener Brände zu forgen. Der erftere, vorbeugende 
Theil der Fenerpolizei fällt, foweit er fi auf Gebäude bezieht, in das 
Gebiet der Baupolize. Daneben verbietet das Strafgefeß Die gefährliche 
Aufbewahrung leicht entzüindlicher Gegenftände?)) und die Annäherung mit 
Teuer oder Licht an diefelben”!). Gleihem Zwecke dient die polizeiliche Auf- 
fiht über das Feuerverſicherungsweſen?2). 

Weit umfangreicher ift die abwehrende Feuerpolizei”°), insbefondere das 
Feuerlöſchweſen, geftaltet. Bei Unglüdsfällen oder gemeiner Noth und 
Gefahr muß auf polizeiliche Aufforderung jedermann Hülfe leiften, foweit er 
dies ohne erhebliche eigene Gefahr zu thun vermag?”). Daneben bedingt aber 
das Teuerlöfhwefen eine über das ganze Land verbreitete Einrichtung, die 
neben der Bereithaltung des nöthigen Perfonal® aud) das Vorhandenfein der 
erforderlichen Geräthe bezwedt. Die Beſchaffung ift Pflicht der Gemeinden, 
bez. der einzelnen Gemeindemitglieder und bei Strafe geboten *. In Noth- 
fällen tritt das Militär aushelfend ein”). 

Im einzelnen wird die Verpflichtung durch Feuerlöſchordnungen geregelt, 
welche jowohl über die Feuerlöfchanftalten, als über das Löſch- und Rettungs- 
verfahren Beftimmung treffen”). Die Regelung ift je nad) Bedürfnig und 
Mitteln in den einzelnen Gemeinden verfchieden. Die größeren Städte haben 


erganzt Min.P.V. 8. De. 85 u. 19. | Moafchinenauspyus u. Wollabgängen in 


März 87 (i.d. Amtsbl.). — Petroleum 
u. flüchtige Miineralöle ER. 11. Mai 83 
(MB. 159). — Im Handel ift Petro- 
leum, das nad dem Abelichen Apparate 
ſchon bei Erwärmung auf weniger als 
21 Grad entflammbare Dämpfe entwickelt, 
befonders zu bezeichnen V. 24. Feb. 82 
(RGB. 40), Bel. 20. April u. 21. Juli 
(8 20) 196 u. 344) u. 19. Sept. 84 

) Fr 8 566,7 u. 146%. 

®) 8 350 Nr. II 2 Abi. 4 d. W. u. 
Anm. le zu $ 173. 

©) Bgl. 8 350 Mr. Ilu 2. d. W. 

) StGB. $ 3676; Lagerung folcher 
Gegenftände u. Errichtung v. Gebäuden 
in der Nähe von Eifenbahnen 8 377, 
insbej. Anm. 38 d. W.; Lagerung von 


Wollipinnereien R. 12. Juni 43 (MB. 
157) u. 21. Oft. 62 (MB. 307). 

7) StGB. $ 3685 u. 7. — In betr. der 
Waldungen 8 3686 u. ©. 1. April 80 
(65. 230) $ 4446. — Sn Feuer 
arbeitende Gewerbetreibende StGB. 8 3693. 

2) 8 315 d. W. 

7), Statiſtik der Brände ER. 21. Sept. 
so (MB. 231) u. 10. Juli 81 (MB. 
170 


). 
0%. I 7 8 3712013; SGB. 
8 3688, 

3), KO. 29. Aug. 18 (GS. 155). 
*) Die Regelung erfolgt dur Polizei« 
verordnung. Die ülteren geſetzlichen Vor⸗ 
ſchriften in Schlefien find aufgehoben ©. 
30. März 87 (GS. 95). 
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befondere, lediglich diefem Zwede dienende und für denfelben ausgebildete 
Feuerwehren, mit weſentlich vervolllommneten Löſch- und Rettungs- Apparaten. 
Ste haben fi) außerordentlich bewährt und wo fie eingeführt find, größere 
Feuersbrünfte faft vollftändig abgemendet. — Im mittleren Orten find zu 
gleichem Zwede freiwillige Feuerwehren gebildet, die theils aus freier Ber- 
einigung der Bürger hervorgehen, theils ſich an beſtehende Turner⸗, Krieger⸗ 
und ähnliche Vereine anlehnen?7). — Für kleinere Gemeinden beſchränkt ſich 
endlich die Feuerlöſcheinrichtung auf den Beſitz einer von den Gemeindeglie— 
dern felbft bedienten TFeuerfprige nebft dem erforderlichen Zubehör an Teuer- 
hafen, Leitern und Eimern. Ganz kleine Gemeinden find behufs diefer Be- 
ſchaffung zu Verbänden vereinigt ?®). 


S 253. 

e) Zur Verhütung von Unfällen durch Thiere bedroht das 
Strafgefeg das zu fehnelle Fahren und Reiten, fowie das mit Gefahr ver- 
bundene Einfahren und Zureiten auf öffentlichen Straßen und Pläten, ferner 
in Städten das Schlittenfahren ohne fefte Deichfel oder Geläute mit Strafe??). 
Gleiches gilt von dem Unterlaffen der erforderlichen Vorfihtsmaßregeln in 
bezug auf Thiere 80). Speziell ift das Heben der Hunde auf Menſchen ver- 
boten®!), In den größeren Städten wird außerdem der Beſchädigung durch 
Hunde mittelft des Maultorbzwanges vorgebeugt, aud) einer zu ſtarken Ver⸗ 
mehrung der Hunde durch Erhebung einer Kommunal- Hundefteuer entgegen- 
gewirkt), 


. V. Orduungs⸗ und Sitien= Polizei. 


1. Ueberſicht. 
8 254. 

Die Polizei hat die Ruhe und Ordnung aufrecht zu erhalten. Die Er- 
regung ungebührlichen Lärms und groben Unfugs ift ebenſo mit Strafe 
bedroht, wie die Uebertretung der die Erhaltung der Ruhe und Keinlichkeit 
auf Plätzen und Straßen bezwedenden Vorſchriften). Außerdem bedarf es 
der Fernhaltung aller Verlegungen der Religion und Sittlichkeit. 

Sn der Periode des BPolizeiftantes war diefer Zweig der polizeilichen 
Thätigkeit befonders entwickelt. Unmäßigkeitöftrafen und Luxusreglements 
zeugen von dem genaueften Eingehen auf die verfchiedenen Lebensverhältnifie. 


7) Sie bilden Orgame der Polizeibehör« | nenftände kann die Volizeibehörbe aus 
den Erk. OB. 16. Nov. 81: (VIII 403); netüecher Nühe der Straßen entfernen 
verb. €. 30. Mai 84 (MB. 161). Erf. OB. 18. Nov. 78 (MB. 79 S. 7). 

78, Zuftändigfeit im Geb. der Verw. si) StGB. $ 3668. 

Org. ZuſtG. $ 139, 140, 160. — Schle⸗ ©, 8 77 Nr. 4b. d. W. — Maf- 
fien ©. 1878 (Anm. 76) 8.2. regeln gegen die Tollwuth S 344 
7), StGB. 8 366?wA . .2. 
©) Daſ. $ 3665 u. 36711. — Bie⸗ 1) StGEB. $ 36011 u. 36610. 
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Die neuere Gefetgebung beobachtet eine größere Zurückhaltung. Sie gebt 
von dem Geſichtspunkte aus, daß die Förderung der Religiöſität und Gitt- 
lichkeit zunächſt der individuellen Entwicklung unter Einwirkung der Kirche 
und Schule zu belafien fei, und bat dengemäß neben der Abwehr der diefen 
Beitrebungen entgegentretenden Hinderniffe vorwiegend nur die öffentlichen 
Berlegungen der Religion und Sitte zum Gegenftand ihrer Thätigfeit gemacht. 
Diefe Grenzen find auch in neuefter Zeit nicht: überfchritten worden, obfchon 
mit der zunehmenden fittlihen Verwilderung eine ftrengere Handhabung der 
Ordnungs- und Sittenpolizei eingetreten if. 

Im einzelnen find die Maßregeln gerichtet gegen Entheiligung der eier- 
tage (Nr. 2), Mißbrauch und Uebermaß des Wirthshausbeſuches und der 
Luftbarkeiten (Nr. 3 und 4), Unfittlichlett (Nr. 5) und Thierquälerei (Nr. 6). 
Endlich wird im Intereſſe der öffentlichen Ordnung bei Regelung des DVer- 
hältniffes zwiſchen Herrfchaft und Gefinde, zwiſchen Miether und Vermiether 
(Nr. 7), fowie in betreff gefimdener Sachen (Nr. 8) die Mitwirkung der 
Polizei in Anfprud genommen. 


2. Sicherung der religiöfen Ordnunng. 
8 255, 

Das Strafgefe verbietet die Gottesläfterung, die Beihimpfung der 
chriſtlichen Kirchen und der mit Korporationsrechten verfehenen Religions- 
gefellichaften, Die Störung des Gottesdienftes, die Leichen- und Gräberfhändung 
und fidhert die yeiertagsheiligung?). Ueber die äußere SHeilighaltung der 
Sonn- und Fefttage werden die näheren Borfchriften durch Polizeiverord- 
nungen der Regierung gegeben, weldhe gewilfe Verrichtungen für den ganzen 
Veiertag, andere für die Stunden des Gottesdienſtes unterfagen und den 
doppelten Zwed verfolgen, äußere Störungen von dem Gottesdienfte und der 
Sonntagsfeier fern zu halten und die der Theilnahme daran fid) entgegens 
ftellenden Hinderniffe zu befeitigen?). Demgemäß dürfen Gewerbetreibende 
ihre Arbeiter nicht zur Arbeit an Sonn- und Fefttagen verpflichten‘). 


3. Aufſicht über Mirthshausbeſuch und Luftbarkeiten. 
8 256. 
Zrunfenbolde, die ihre Familien hülflos laſſen, können beftraft und in 
ein Arbeitshaus gebracht iwerden?). Uebrigens Hat die Polizei den Folgen 
dieſes Lafters durch Auffiht über Gaſt- und Schankwirthe entgegenzutreten. 


2) SIEB. 8 166—8, 304 u. 3661. der in allen Bunbesftaaten geltenden Vor⸗ 
9) Hierzu waren die Regierungen fhon | fohriften, Anlagen 3. d. Verhandl. des 
vor dem PolVwG. (8 230 d. W.) durd | Reichstags 1885/6 Nr. 71. 
KO. 7. Feb. 37 (GES. 19) ermädtigt. — 9 GewO. 8 105. 
Hannover: SabbathO. 25. Yan. 22 5 StGB. 8 8615 u. 362. 
(kann. GS. 1 65). — Zufammenftellung 
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Nächſt den beſchränkenden Vorſchriften in betreff der Konzeſſionirung ©) 
wird die Webertretung der PBolizeiftunde an dem Wirthe und, wenn dieſer 
die Säfte zum Fortgehen aufgefordert hat, an letteren beftraft”). In der 
Regel ift diefe Stunde auf 10 Uhr abends feftgeftellt. In größeren Orten 
ift fie allgemein oder für die geeigneten Wirthfchaften weiter hinausgerüdt. 

Durch Polizeiverordnung ift den Wirthen mehrfah die Verabreichung 
von Getränken an Trunfenbolde?) und an Schüler unterjagt. 

Auf die Enthaltfamkeit vom Branntweingenuffe fuchten früher die an 
verfchtedenen Orten entftandenen Mäßigkeitsvereine Hinzuwirken; neuerdings 
hat der deutfche Verein gegen den Mißbrauch geiftiger Getränke zu Bremen 
jeine Beftrebungen in umfaffender Weife gegen die Urſachen der Trunkſucht 
felbft gerichtet. 

Deffentlihe Tanzluftbarfeiten find von befonderer Erlaubniß ab- 
hängig, die nur in beſchränktem Umfange ertheilt wird). 


A, Berbotene Apiele und Sammlungen. 
8 257. 

Das Strafgeſetz verbietet gewerbsmäßige und öffentliche Glücks— 
fpiele, fowie die Geftattung folder an öffentlichen VBerfammlungsorten !). 
Berboten ift ferner das Spielen in außerpreußifhen Lotterien!!), der 
Berfauf von Lofen und die Veröffentlihung der Gewinnrefultate von den- 
felben in den in Preußen erfcheinenden Zeitungen. Die Beranftaltung öffent- 
licher Lotterien und Ausfpielungen ift an obrigfeitlihde Erlaubniß gefnüpft, 
welche für kleinere Volfbeluftigungen von der Ortspolizeibehörde, übrigens 
vom Oberpräfidenten, bei Ausdehnung über mehrere Provinzen vom Miniſter 
des Innern ertheilt wird 12). — Die öffentlichen Spielbanken find im ganzen 
Reiche aufgehoben !?), 

Die Abhaltung von öffentlihen Sammlungen (Kolleften) bedarf nad) 
Polizeiverordnungen der Genehmigung 1%). 











8 350 Nr. I 2 d. W. — Ber 
pflichtung der Gaſt⸗ und Schanklwirthe 
zur Bezeichnung des Raumgehaltes der 
— 8 361, Abſ. 5. 

N StGB. 8 365. 

& CR. 24. Dg. 41 (MB. 42 ©. 16). 

9 GewO. 8 33 c; ER. 26. Non. 59 
(MB. 339) u. Polizeiverordnungen. — 
Abgaben von Tanzluſtbarkeiten 8 287 
Abſ. 2 d. W. — Gecſchloſſene Gefell- 
ſchaften in geſchloſſenen Räumen bedürfen 
zu Tanz⸗ oder Theateraufführungen keiner 
Erlaubniß Erk. OB. 25. April 83 (IX 
406). — Vgl. übrigens wegen ber ehenter- 
aufführungen Anm. 35 zu $ 3 

m) StGB. 8 284, 285 u Bean, 

1) G. 29. Juli 85 (68. 317). 


2) SGB. 8 286; Erl. 2. Nov. 68 
(GS. 991) u. Pf. 14. Nov. 68 (MB. 
0 11. — 76 (MB. 113) u. 10. 
San. 84 (MB. 21). — Lotterie-(Prämien-) 
Seen 8 128 Abi. 5, Staatslotterie 
8 132 d. W. — Wetten auf Nenn 
Keen „Kestalifatoren) €. 30. Aug. 86 
(M 


01). 

A 2°. 1. Juli 68 (BGB. 367); Einf. 

in Süddeutſchl. Anm. 12 zu $ 6 d. 
9 Der Erlaß folder onmungen iſt 
Bu ſownohl Hr öffenttihe Kollekten 
8. April 53 (MB. 164) m. 
—— Anm. 25 zu 8 56, als für 
Haustolleften, die fih auf eine beftimmte 
Kaffe von Perſonen beſchränken Ef. OT. 
17. Ott. 76 (MB. 77 ©. 11); öffent 
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5. Aaßregeln gegen gefshlechtliche Ausfchmeifung. 
8 258, 

Das Strafgeſetz verbietet neben den Sitten-Berbrechen und Vergehen die 
Erregung öffentlichen Aergerniſſes durch unzüchtige Handlungen und die Ber- 
breitung oder Ausftellung unzüchtiger Schriften und Bilder!?). 

Terner find mit Haftftrafe und demnächftiger Einfperrung in ein Arbeits- 
haus Weibsperjonen bedroht, die unbeauffichtigt, gewerbsmäßig Unzudt trei- 
ben (Proftitution), oder im alle der Beauffihtigung den dieferhalb erlafienen 
Vorſchriften zumiderhandeln!‘). Diefe Aufficht ift nur über Frauenzimmer zu 
verhängen, deren Eigenſchaft als Proftituirte durch beftimmte Thatfadhen (Be- 
ftrafung wegen gewerbsmäßiger Unzucht oder fyphilitiiche Krankheit) erwieſen 
N. Sie erfolgt im Intereſſe der Gefundheit, Ordnung und Sitte, und 
befteht in periodifcher Unterfuhung des Gefundheitszuftandes, Verbot des Be- 
fuches beftimmter Gebäude und Orte, des Bewohnens beftimmter Häufer, des 
Umpbertreibens und jedes auffälligen Benehmens an öffentlihen Orten. Bor- 
delle find grundſätzlich für unzuläffig erklärt 18). 

Das außerehelihe Zufammenleben von Perfonen verfchiedenen Geſchlechtes 
(Konkubinat) ift geſetzlich nur infoweit verboten, als diefen die Eheſchließung 
wegen begangenen Ehebruches verboten ift. Daſſelbe foll indeß durch polizei- 
lihe Zwangsmaßregeln aud) da verhindert werden, wo es zu einem Öffentlichen 
Aergerniffe Anlaß giebt!?). 

6. Verbot der Chierguäleret. 
& 259. 

Mit Strafe wird bedroht, wer Öffentlich oder in Wergerniß erregender 
Weiſe Thiere boshaft quält oder roh mißhandelt?). Beſondere Bolizeiver- 
ordnnungen beftehen in betreff der an fich nicht zu verbietenden?!) Benutung 
der Hunde zum Ziehen und im Intereſſe des Schutzes der nützlichen Vögel, 
letstere zugleich, im Intereſſe der Landiwirthfchaft??). 

Zur Verhinderung der Thierquälerei beftehen Thierfchugvereine. 


17. Ott. 76 (MB. 77 ©. 11); öffentliche 
Aufforderungen zur Einzahlung freiwilliger 
Beiträge bedürfen dagegen feiner Genehmi⸗ 
gung R.25.Non.72 (MB.334). — Kirchen⸗ 
folleften bedürfen der Genehmigung der Höhe- 
ren Kirchenbehörde KO. 16. Feb. 56 (MB. 
116); außerhalb der Kirchengebäude ift für 
diefelben die Genehmigung der Staatsbe⸗ 
hörde (Minifter, Ober- od. Regierung Spräfi« 
dent) erforderlih ©. 3. Juni 76 (GS. 125) 
Art. 247 u. 3. 9. Sept. 76 (GS. 395). 

5, Doppelehe (Bigamie) StGB. $ 171, 
Ehebruch 8 172, verbotener Beiſchlaf 8 
173, 174, widernatitrliche Unzudt $ 175, 
Verführung u. Nothzucht $ 176—179 u. 
182, Kuppelei 8 180, 181, öffentliches 

Grf. Hue de Grais, Handbuch. 6. Aufl. 


Aergemis 8183, umpüchtige Schriften 8 184. 
ww Daſ. 8 g 3616 362. — Arbeits⸗ 
häuſer 8 239 Abſ. d. W. 

Bf 7. u 0, MB. 247). 

*) 4O. 31. 

KO. 4. A * daa XVIII 785), 
CR. 11. April 54 (MB. 71) n. Erk. 
OB. 16. März 831 (VOL 370). — Aus» 
länder find auszuweifen R. 5. Non. 52 
(MB. 293). — Vgl. GewO. 8 62 Abſ. 5 
u. 63 Abi. 2. 

2) StGB. 8 36013. Behandlung der 
Bivifektionen auf den Landesuniverfitäten 
C. 2. Feb. 85 (MB. 25). 

2, R. 30. Dez. 62 (MB. 63 ©. 13). 

2) 8 341 d. W. 
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7. Avlizei in Gefinde- and Mohnungsfachen. 
8 260. 

Das Verhältniß zwifchen Herrſchaft und Gefinde beruht auf einem durch 
die Gefinde-Ordnungen??) näher beftimmten Vertrage, mittelft defien der 
eine Theil fih auf fefte Zeit zu häuslichen oder wirthichaftlihen Dienften 
gegen beftimmten Lohn verpflichtet. Der Miethsvertrag wird in ber 
Regel dur Annahme des Miethgelded geſchloſſen. Er gilt in Ermangelung 
anderweiter Abrede bei ſtädtiſchem Gefinde für ein Vierteljahr, bei ländlichen 
für ein Jahr und verlängert fi um den gleichen Zeitraum, wenn nicht 
6 Wochen, bez. 3 Monat vor Ablauf defjelben gekündigt wird?). Das Ver- 
hältniß ift ein weſentlich privatrechtliches, über welches endgültig der Richter 
zu entſcheiden hat. Um aber den Störungen vorzubeugen, die bei Nichterfüllung 
bes Vertrages inzwifchen eintreten würden, tft der Polizei eine vorläufige Ent- 
ſcheidung eingeräumt). 

Zur Sicherung des Dienftvertrages find Gefindedienftbüder einge- 
fügrt6), für welche unter Aufgebung aller Abgaben eine gleichmäßige Form in der 
ganzen Monardjie vorgefährieben ift?). Die in einem Bundesftaate ausgeftellten 
Dienftbücher gelten im ganzen Reihe) Die VBerlekung der Dienft- 
pfliten feitens der Dienftboten und ländlichen Arbeiter ift in den älteren 


Provinzen mit Strafe bedroht. Gleiches gilt von der Erzwingung von Hand- 


3) (8 ergingen Gefindeordnungen 
für das Gebiet des LR. v. 8. Nov. 
10 (GS. 101) (Kom. v. Eggert, Brest. 
77; Boffeldt, d. preuß. Gefinderedt, 2. 
Aufl. Berlin 86); für die Rheinprov. 
19. Aug. 44 (SS. 410), durd 3. 21. 
‚Sept. 47 (GS. 356) auf den landredit- 
fihen Theil diefer Prov. ($ 177 d. W.) 
ausgedehnt; für Neuvorpommern 11. 
April 45 (GS. 391); für Schl.Hol⸗ 
ftein 25. Feb. 40 (fhl.-Holft. Sammlung 
35); in d. Prov. Hannover für bie 
Bez. Hannover, Hildesheim u. Liineburg 
15. Aug. 44 (Hann. GS. I 161); für 
Heffen-Naffau: kurh. GeſO. 15. Mat 
1797, 18. Mai 1801 u. 28. De. 16 
nebft V. 29. Nov. 23 (kurh. GS. 57) u. 
nafl. Ed. 15. Mat 19 (BB. 121). 

2)9 Heid. 8. Nov. 10 8 23, 41 u. 
111—116. Berlegung der auf den 2. 
April feitgeietsten Anziehzeit des Land- 
nefindes auf den 2. San. für Brandenburg 
(KO. 28. Yuli 422 ©S. 247), Schlefien 
(Lande. Aid. 2. Juni 27 KU. XI 
293 B II) u. Sachſen (KO. 20. Feb. 46 
GS. 150). Aufhebung der bejonderen 


Kiündigungsfriften u. Umzugstermine für 
Schäfer 8 342, Anm. 1. — Auflöfung 
des Miethsvertrages ohne Aufkündigung 
feitens der Herrſchaft Geld. S 117—135, 
des Gefindes 8 136—142, nad) Aufkün⸗ 
digung 8 143— 149. — Fürforge bei Er« 
franfungen 8 286 Abſ. 3, Krankenverſiche⸗ 
rung 8 354 Abſ. 2 d. W. — Diebftahl u. 
Unterfhlagung an geringwerthigen Sachen 
wird gegen Gefinde nur auf Antrag ver- 
folgt StGB. 8 247. 

3, GeſO. 8 47, 51, 160, 167 u. ER. 
17. April 12 (MB. 41 ©. 330), ferner 
8 33, 83 u. 172. — Die Entiheidung 
ftellt fi in betreff des Verfahrens u. der 
Rechtsmittel als polizeilihe Anordnung 
($ 231 d. W.) dar Erf. OB. 6. Dez. 76 
(I 398). 

©, ©. 29. Sept. 46 (GS. 467); bie 
Strafandrohung beruht auf Polizeiverord« 
nungen R. 5. San. 54 (MB. 13). — 
Hannover ©. 16. Feb. 53 (dan. GES. 
III 9), Ausſchr. 9. Oft. 44 (daf. II 13) 
u. 13. Juli 59 (daf. I 755). 

2) ©. 21. Feb. 72 (GS. 160). 

2) Bel. 10. März 73 (CB. 73). 
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Lungen oder Zugeftändniffen durch Arbeitseinftellung?)). Das erfte Verbot gilt 
au für Schleswig-Holftein?®) und Heflen-Nafjau®!). 

In betreff des Wohnungsmiethsnerhältniffes Hat die Polizeibehörbe 
die Räumungsfriften bei Ablauf der Miethszeit durch Polizeiverordnnung zu 
beftimmen??), Streitigkeiten bei Ausübung des Zurüdbehaltungsrechtes wegen 
rückſtändiger Miethe einftweilen zu regeln und etwaigen Gewaltthätigfeiten vor⸗ 
zubeugen®®). 

8. Polizei in beireff gefundener Aachen. 
8 261. 

Die landrechtlichen Vorſchriften?) Haben in der neuen Yuftizgefeßgebung 
eine durchgreifende Aenderung erfahren. Die Anzeigepflicht des Finders und 
fein Anreht auf den Fund — welches er bezüglich des Mehriwerthes über 
300 M. mit der Ortsarmenkaſſe zu theilen hat?®) — beftehen fort. Dagegen 
ift die Ablieferung an das Gericht aufgehoben und das öffentliche Aufgebot 
von dem Antrage eines Betheiligten abhängig gemacht. Durch das Aufgebot 
wird dem unbelannten Verlierer oder Eigenthlimer der Anſpruch auf Heraus» 
gabe des zur Zeit der Erhebung des Anfpruches vorhandenen Vortheiles vor- 
behalten, jedes weitere Recht aber ausgeſchloſſen 3°). 

Da die Mitwirkung der Polizeibehörde bei Fundſachen nur als eine von 
der gerichtlichen abgeleitete anzufehen ift, jo würde fie mit Wegfall der Ab- 
lieferungspflicht und des Aufgebotes von Amts wegen ebenfalls aufgehört haben. 
Gleichwohl ift der Polizei eine vermittelnde Thätigfeit zugemiefen, die ſich neben 
der Ermittelung des Verlierer auch auf die Verwahrung und Verwerthung 
der ihr vom Finder überlaffenen Fundftüde erftredt?”). 


VI. Geinndheitsweien. 


1. Ueberſicht. 
8 262. 

Die Geſundheit iſt die erſte und wichtigſte Vorausſetzung jeder geiſtigen 
und wirthſchaftlichen Entwickelung. Vielfach von Urſachen abhängig, die der 
einzelne nicht zu beherrſchen vermag, wird ſie damit zu einem Gegenſtande, 
dem der Staat ſeine Fürſorge zuzuwenden hat. 


=, G. 24. April 54 (GS. 214); die | 76). — Zur Aufrechterhaltung der Ruhe 
Zuftändigkeit des Landraths bei Vetheilie | od. Verhinderung einer Strafthat kann die 
gung des Ortspolizeiverwalters (S 1 Ab. 3) | Bolizeibehörde den Dliether bei Ausübung 
ft im Geb. der Berw. Org. fortgefallen | des ee alten Erk. 
8 223 Abſ. 3 d. W. DB. 26. März 81 (VII 375). 

©, ©. 6. Feb. 78 (GS. 86). 0.19 8 1I—73, @ 49—56 aufs 

a ©. 27. Juni 86 (GS. 173) u. f. | gehoben Anm. 36). 
d. vormals bair. —8 PolStGeſB. 10. 5, Daſ. 8 70—73 u. 44—48. 
Nov. el Hauptſtück 5) a. G6 CPrO.) 24. März 79 

. 30. Juni Fri (Se. 92) 8 2. (GS. 281) 8 

9) er I 21 $ 395; StGB. 8 289; 5) Regl. 21. pri 82 (MB. 88). 

R. 8. Feb. 39 (KR. XXI 666, ME. 
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Bis in den Anfang unferes Jahrhunderts hinein war diefe ftaatlidhe 
Thätigkeit Yebiglich gegen die Krankheitögefahr gerichtet. Sie beſchränkte ſich 
auf die Einrichtung des Heilweſens und auf den Kampf gegen Ausbrud und 
Berbreitung der Seuchen)). Erſt das Auftreten der Cholera (1830) Iehrte 
erkennen, daß der Schwerpunkt des Geſundheitsweſens in der Pflege der Be⸗ 
dingungen der Gefundheit liege. Seitdem und beſonders in neuefter Zeit find 
bedeutfame Fortfhritte in diefer Richtung gemacht?). Das Ziel ift aber noch 
längſt nicht erreicht und es müſſen, bevor dies gefchieht, zahlreiche Vorurtheile 
überwunden werden, die namentlich die örtliche Gefundheitspflege zur Zeit noch 
beherrſchen. 

Die Thätigkeit des Staates erfordert beſondere Organe (Nr. 2) und 
äußert ſich entweder vorbeugend in betreff der der Geſundheit drohenden Ge- 
fahren, oder als Kampf gegen die bereits eingetretene Krankheit. Die erſtere 
Thätigkeit iſt weſentlich polizeilicher Natur. Sie bildet den Gegenſtand der 
Geſundheitspolizei (Sanitätspolizei) (Nr. 3) und richtet ſich gegen die 
Gefahren, welche durch anſteckende Krankheiten, durch den Verkehr mit Giften 
und die Berührung mit Leichen oder durch ſchädliche Ausdünſtungen erwachſen 
(Nr. 3 a—c). Sie ſoll aber auch alle nachtheiligen Einwirkungen beſeitigen, 
welche durd; mangelhafte Wartung, Nahrung, Wohnung oder Beſchäftigung 
hervorgerufen werden fünnen. Die auf die beiden letzteren gerichteten Beſtre⸗ 
bungen fallen im wefentlihen in die Gebiete des Schulweſens, der Bau⸗ und 
Gewerbepolizei?), fo daß hier nur die Sorge für gefunde Lebensmittel und 
Gebrauhsgegenftände (Nr. 3 d) und für die Kinderpflege (Nr. 3 e) zu be- 
traten ift. 

Die Bekämpfung der Krankheiten bildet Gegenftand des Heilweſens 
(Medizinalweiens) (Nr. 4) und umfaßt die Fürforge des Staates für das 
Borhandenfein geeigneter Medizinalperfonen (Werzte, Apothelfer und Hebeammen) 
und Heilanſtalten. 


2. Bermaltung des Geſundheitsweſens. 
8 263. 

Die Medizinalpolizei bildet Gegenftand der Reichsgeſetzgebung“). Dem⸗ 
gemäß ift die Lebensmittelpolizei, das Impfwefen und die Ausübung der 
ärztlichen Praxis durch Reichsgeſetz geordnet?) und als techniſche Behörde ein 
Reihsgefundheitsamt eingefekt. 


1) Preuß. Deenainal- Ce. 27. Sept. | $ 304, 309 u. Gewerbepolizei 8 350, 351, 
1725 (Mylius V Abth. 4 Kay. 1 ©. | 358 dv. W. 
219). 9 RVerf. Art. 415. — Der Ausprud 
2) Hygiene ift die Lehre von der Er⸗ Medizinalpolizei ift nicht ganz zutreffend, 


haltung u. Förderung der Geſundheit. — | da aud bie Geſundheits⸗ od. Sanitäts⸗ 
Hyeg Denfeum zu Berlin C. 26. Feb. | polizei einbegriffen if. 
37 (MB. 77). 5) 8 264 Ab}. 5, 268 u. 270 d. W. 


5) —5 8 279, 282, Schulweſen 
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Uebrigen® erfolgt die Verwaltung durch die Randesbehörden. In der 
Gentralinftang gejhieht ihre Bearbeitung durch die vierte Abtheilung des 
Kultusminiſteriums 6); das Viehfeuchen- (Beterinär-)wefen fteht jet unter dem 
Landwirthſchaftsminiſter)). Die Provinzialbehörde bildet, abgefehen von der 
dem Oberpräfidenten vorbehaltenen Konzeffionirung der Apothefen®), der Ke- 
gierungspräftdent (die NRegierung)?). Diefem wie dem Minifter find in den 
Medizinalräthen techniſche Beamte zugetheilt. Nur begutachtende Organe bilden 
daneben für das gefammte Staatsgebiet die wiſſenſchaftliche Deputation für 
das Medizinalweſen 10) und flr die Provinzen die Medizinal-Rollegien!!),. In 
der Lokalinſtanz find neben den Kreis⸗ und Lofalbehörden Kreisphyfifer und 
Kreismundärzte angeftellt !?). 

Den Organen der Selbſtverwaltung ſteht auf dem Gebiete des 
Geſundheitsweſens inſofern eine Mitwirkung zu, als ein Theil der Heil⸗ und 
Pflegeanſtalten auf die Provinzen übergegangen ift!?). 


3. Gefundheitspolizei‘). 
8 264. 

a) Der Kampf gegen anfterfende Krankheiten (Seudjenpolizei) wurde 
früher, namentlih der orientaliihen Peſt gegenüber, durch vollitändige Ab- 
fperrung geführt. Diefes Mittel ift als undurchführbar längſt verlaffen. Nur 
im Schiffsverfehre befteht noch eine Quarantäne 18). 

Bezüglih der übrigen anftedenden Krankheiten (Epidemien) find 
allgemeine und fpezielle, die einzelnen Krankheiten betreffende Maßregeln an⸗ 
geordnet !P). 

Die allgemeinen Maßregeln umfaflen: 

1. die Bildung von Sanitätsfommiffionen in den Städten!?); 
2. die Verpflichtung zur Anzeige der Erkrantungsfälle!?); 


Snftr. 23. San. 1 7. 

1) Inſtr. 23. Okt. 17 (SS. 245). 
Renz Prov. B. 22, Sept. 67 (65. 1570), 
Lauenburg ©. 23. Juni 76 (GS. 169) 
85. Für Berlin ift das MedKoll. der 
Prod. Brandenburg zuftändig LVG. 8 41, 
Kür Hohenzollern das der Rheinpron. ©. 

7. Zan. 52 (66. 85) 8 

5 Prüfftegl. f. Sresufhfer 10. Mai 
75 (MB. 120), 8 1 u. 2 geändert ER. 
4. März 80 (MB. 107). — Zuziehung 
zu fanitätspolizeilihen Geſchüften R. 26. 
Sept. 42 (MB. 376). Ausftellung amt- 
licher Attefte R. 20. San. 53 (MB. 2). 
— Bergütungsfüte f. Med.Beamten ©. 
9 März 72 (65. 265); ergänzt (8 1) 


durch V. 4. Nov. 74 (GS. 354), ($ 2 
u. 5) durh 3. 17. Sept. 76 (GS. 411) 
u. (83) durd ©. 2. Feb. 81 (GS. 13). 

"28273 u. 274 d. W. 

19 Sander, Handb. d. öff. Geſundheits⸗ 
pflege, 2. Aufl. v. Graf (Leipz. 85), Flügge 
Lehrb. d. hygien. Unterſuchungsmethoden 
(daſ. 81). 

 Pegl. 3. Juli 63 (MB. 163). — 
Das letste Auftreten der Peſt in Rußland 
(1879) hat vorübergehende Einſchränkungen 
der Waareneinfuhr u. des Reiſeverkehrs 
veranlaßt (Anm. 17 zu 8 244). 

 Hegnl. 8. Aug. 35 (GS. 240). 
Strafen seht StGB.8 327. — Außerordent- 
liche Einſchrünkung des Gewerbebetriebes 
im munnbergiehen Omd. 3 56b Abf. 2. 

m) Reg. $ 1-8 u. 11. 

w Dal. 8 I. — Beieres Berfahren 

8 10—12 u. . 26. Sept. 42. (MB. 376). 


310 Polizei; Gefundheitswejen. 8 265. 
3. die Abftellung größerer Vereinigungen (öffentlicher Luſtbarkeiten, Märkte), 
nöthigenfalls die Schließung der Kirchen und Schulen *?); 
4. die möglichſte Abſchließung der Kranken und Verſtorbenen ?0); 
5. die gehörige Reinigung (Desinfektion) der Perfonen und Saden?!). 

Die fpeciellen Borfähriften für die einzelnen Krantheiten??) beziehen 
fih auf Cholera??); Typhus®); Ruhr; Poden; Mafern, Scharlah und 
Rötheln; kontagiöſe Augenentzündung ??); Syphilis?8); Krätze; Weichfelzopf; 
Kopfgrind; Krebs; Schwindſucht und Gicht. Durch Polizeiverordnungen wurde 
neuerdings die Diphtherie hinzugefügt?). 

Im Wege der Reichsgeſetzgebung iſt das Impfweſen geregelt?s). Alle 
Kinder müſſen vor Ablauf des auf das Geburtsjahr folgenden Lebensjahres, 
alle Schüler im 12. Lebensjahre geimpft werden, foweit fie nicht die natürlichen 
Blattern überftanden haben. Bleibt die Impfung erfolglos, fo ift fie im 
folgenden und bez. dritten Jahre nochmals zu wiederholen. Zur Impfung 
find nur Aerzte und Wundärzte befugt??). Die erforderliche Lymphe wird aus 
den den Oberpräfidenten unterftellten Schutpoden-Impfanftalten abgegeben ?9). 
Für die nicht durch Privatärzte Geimpften findet die Impfung unentgeltlid) 
durch Impfärzte ftatt, weldhe für beſtimmte Bezirke angeftellt find). Die 
Koften tragen in Preußen die Kreife?). 


8 265. 
b) Der Handel mit Giften ift von befonderer Genehmigung abhängig, 
die nur an zuverläffige, unbefholtene Perfonen ertheilt wird?). Im Um— 
herziehen dürfen Gifte und gifthaltige Waaren nicht aufgefauft oder feilgeboten 


, Meg. 8 13—15 u. Vorſchr. in betr. 7) C. 1. April 74 (MB. 109). 


der Säulen 14. Zuli 84 (MB. 198, 
CB. UV. 809) u. €. 6. Aug. 85 (MB. 
179); vgl. Anm. 23. 

©) Peg. 8 16—18 u. 22. 

2) Dal. 8 19—21. — Speielle An⸗ 
weifung enthält Anlage A. 

2) Daf. $ 24—91. — (Die Borfäriften 
wegen der Viehſeuchen find durch neuere 
Sefege befeitigt $ 344 d. W.). 

2) Reg. 8 24-34. — Erleichternde 
Vorſchriften nebſt Anleitung zum Ver⸗ 
halten ER. 25. Feb., 1. u. 4. Aug. 48 
(MB. 225 - 227). — Schließung ber 
Schulen ER. 19. De. 66 (MB. 67 ©. 
72). — „Bamnober B. 26. Zuni 32 (Han. 
GS. I 75). 

29 Meg. 8 35—40; Kennzeichen des 
Flecktyphus ex 21. San. 8 (MDB. 22). 

©) Rep. 8 62—64 u. ER. 11. Nov. 62 
(MB. * 

*) R 8 65— 73; Ueberwadung ber 
Profituisten 8 258 d. W. 


—* ans. Impf⸗G. 8. April 74 

2. 88 Abf. 1, ER. 13. Mai 76 

(De. 127); Suefüßprung, der Impfungen 
Dr 86 (MB. 51). 

Be 1.8 9 u. Inf, 28. Dep 76 
(MB. 77 S. 10). Die Anftalten beftehen 
zu Königsberg für Of- u. Weftpreußen, 
zu Berlin für Berlin (1887 in em Impf⸗ 
inftitut zur Erzeugung von Thierlymphe 
umgewandelt) u. Prov. Brandenburg, zu 
Halle für Sadien, zu Kiel für Schl.⸗ 
Holftein, übrigens an den Provinzials 
hauptorten (Anm. 12 zu 8 55). 

*) Daf. $ 6, 7; Impfuen u. Ra 
feine 8 7, 8, 10 u. 11 38.2. 

— (MB. 255) u. 5. Sept. 1 RB. 


2). 

2, G. 12. April 75 (GS. 191) nenß 
R. 19. April u. 8. Juni 75 (MB. 9 
u. 181). 

2) 8 350, Anm. 89. 
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werden). Der Kleinhandel mit gewiſſen Giften ift ausfchlieglich den Apothelen 
vorbehalten®d). Die unerlaubte Zubereitung oder Feilfaltung von Giften ift 
mit Strafe bedroht, desgleihen die Nichtbefolgung der bezüglich der Auf- 
bewahrung, Beförderung, Zubereitung und Teilhaltung erlaffenen Sicherungs⸗ 
vorſchriften?s). Ein befonderes Reichsgeſetz regelt die Verwendung gefund- 
heitsjhädlicher Farben. Zum Erlaſſe der legteren find die Miniſter befugt?”). 
Zur Herftellung, Aufbewahrung oder Berpadung der zum Berfaufe beftinmten 
Nahrungs» oder Genußmittel fowie zur Herftelung der Schönheits- (fosme- 
tifhen) Mittel, der zum Verkaufe beftimmten Spielmaaren, Tapeten, Möbel- 
ftoffe, Teppiche, Bekleidungsgegenftände, Kerzen, künftlicher Blumen und Früchte, 
Schreibmaterialien und Lichtſchirme dürfen biefelben nicht verwendet werden; 
bei Herftellung des Anftriches in Wohn- und Geſchäftsräumen find arfen- 
haltige Waſſer⸗ oder Leimfarben ausgeſchloſſen?s). Auf demfelben Wege ift 
beftimmt, daß Eß⸗, Trink- und Kochgeſchirre und fonftige zur Herftellung, Auf- 
bewahrung oder Berpadung dienende Geräthe, Gefäße und Umhüllungen nur 
bi8 zu einem beftimmten Maße bleis oder zinkhaltig ſeindürfen?9). 
$ 266. 

c) Der Transport von Leichen ift zur Verhütung von Anftedungen 
nur auf Grund von Leichenpäſſen geftattet, deren Ausftellung der Regel 
nad durd die Landräthe erfolgt‘). Mit mehreren deutfchen Staaten und 
mit Defterreich iſt die gegenfeitige Anerkennung diefer Päſſe vereinbart. 

Zur Berhütung des Lebendigbegrabens find Beerdigungen nur mit 
Borwifjen der Behörde geftattet*!), Dabei wird der Ablauf einer dreitägigen 
Frift nad dem Ableben oder die fpezielle Unterſuchung durch den Arzt oder 
die Ortsbehörde erfordert??). In einzelnen größeren Orten ift eine regelmäßige 
Todtenſchau polizeilich eingeführt?) Das öffentliche Ausftellen der Leichen 
und das Deffnen der Särge bei der Begräbnißfeter ift verboten“). Die 
Beerdigungen follen weder in Kirchen, noch an bewohnten Gegenden der 


29 GewO. 8 569. 

*) 8 272 Abſ. 3 d. W. 

8 SHGB. 8 3672u.6. — Polizeiver⸗ 
ordnungen regeln die Verſendung des Ar⸗ 
ſeniks R. 22. Juli 23 (Ka. VII 667) u 
26. März 24 (RX. VIII 249). — Ber» 
fauf von Fliegenpapier AR. 11. Feb. 81 
(MB. 23). — Ausihluß des Arſeniks u. 
Strychnins beim Bergiften der Feldmäuſe 
in Hannover Bel. 2. Juli 61 (dan. GS.I 
212) u. bei Viehwäſche u. Vertilgung von 
Ungeziefer un 1 Dil. sHolftein R. 3. Sept. 
67 (MB. 254). 

8230 Nr. 1d. W. 

*) G. 5. Juli 87 (RGEB. 277). 

2, G. 25. Juni 87 (RGB. 273). — 
Einridtung u. Betrieb der Bleifarben- u 


Bleizuderfabrifen Anm. 69 zu 8 353 d. W. 

”) 2. II 118 463 u. 464. — KO. 
9. Juni 33 (GS. 73) u. R. 19. Dez. 57 
(MB. 58 S. 2). — Bahntransport 
Betr. Regl. (Anm. 41 zu 8 377) 8 34. 

a) LR. II 118 475 u. 476. — SGB. 
8 3671u.2, — Erforderniß vorheriger Ein- 
tragung i. d. Standesregifter $ 210 d. W., 
ber Genehmigung des Staatsanwalte od. 
Amtsrichters bei unnatürlihen Todesfällen 
8 233 ab. 2. 

2, R. 2. März 27 (KU. XI 168). 

©) Reg 8. Kaſſel B. 15. Mai 24, Bf. 
13. Juli 8 (MB. 207) Nr. 11. 

aD. 4 Nov. 1801 u. 18. Ian. 

(KU. XV 832) u. BPolizeiverord- 

nungen. 
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Städte, noch ohne befondere Anzeige außerhalb der öffentlihen Begräbnißpfäte 
(Kirchhöfe) ftattfinden‘). Die leßteren find in der Regel Eigenthum der 
Kirchengeſellſchaften und von diefen zu unterhalten*‘). Ihre Benutzung darf 
indeß den Mitgliedern anderer aufgenommener Religionsgejellf'haften, die eigene 
Kirchhöfe nicht befigen, nicht verfagt werden‘). Die Anlegung neuer Kirch⸗ 
höfe erfordert Iandespolizeilihe Genehmigung“). Die außer Gebrauch geſetzten 
dürfen aus Rüdfichten der Sanitätspolizet und der Pietät erft nah 40 Jahren 
verfauft oder anderweit in Gebrauch genommen werden*?). 


8 267. 

d) Die Verhütung ſchädlicher Auzdänftungen fällt, foweit es ſich 
um Wohnungen handelt, in das Gebiet der Baupolizei?®) und, foweit die 
Keinhaltung der Straßen in Frage fteht, in das der Strafenpolizei’!). 
Nach Polizeivorfehriftend?) follen ſchmutzige, insbeſondere übelriechende oder der 
Berwefung unterliegende Gegenftände und Flüffigkeiten von den Straßen fern- 
gehalten, gleichzeitig aber Iegtere von dem gleichwohl fid) anfammelnden Schmutze 
regelmäßig gereinigt werden *8). Das Bebürfniß in beiden Beziehungen macht 
fih im weſentlichen nur an bewohnten Straßen geltend und fteigert fi mit 
der Größe und Bedeutung der Wohnpläge. In den Landgemeinden find vor 
allem die Abflüffe aus den Dungftätten auf die Straßen Gegenftand des 
Verbote geworden und ihre Abftellung liegt ebenfomohl im Intereſſe der Ge- 
ſundheit und des Verfehres, wie in dem des Wegebaues und der Landwirthſchaft. 

In den Städten treten Einfchränfungen in betrefi der Abfuhr des 
Düngers und der Räumung der Kloafen und Latrinen Hinzu, und bier hat 
die Frage, ob Ranalifation oder Abfuhr den Vorzug verdienen, in neufter 
Zeit Iebhafte Erdrterungen hervorgerufen, ohne zu einem Abfchluffe gelangt zu 








fein. Für erftere wird die fchnellere und vollitändigere Ableitung der unreinen 


8) 2. II 11 $ 184, 186, 187. — 
Rhein. Rehtsgeb. Franz. Dekr. 12. Juni 
1804 (Daniels IV 585) u. —— 
— Art. 15) KO. 27. Aug. 20 (KR. IV 


°) ER. IT 118183 u. 761; die Grund» 
fteuerfreiheit (G. 21. Mai 6i GS. 253 
8 4c) fteht ihnen aud in diefem Falle 
zu Er. OB. 9. Mai 79 (V 125). — 
weiguns im rhein. Regiegebiet rl Prüs 
jud. OT. 23. San. 55 (Entf. XXX 


s) ER. II11 8188, 189 u. f. Weſtfalen 
3. 15. März 47 (SE. 1 16). 

® ga. II 11 $ 764, 765 u. Erf. 27. 
April 86 (MB. 93), insbeſ. gegenüber der 
ev. Kirche der älteren Provinzen ©. 3. Suni 
76 (©S. 158) Art. 246 u. (f. d. lathol. 
Kirche) ©. 20. Juni 75 (GS. 241) 8 


505, v. 7. Juni 76 (GS. 149) S 26 u. 
B. 29. Sept. 76 (GS. 401) Art. I; 
Hannover Erl. 23. März 86 (MB. 57). 
— Die Entfernung von Ortidaften joll 
188,31 m (50 Ruden) betragen R. 18. 
März 59 (MB. 98). 

2, KO. 28. San. 30 (KU. XIV 183). 

, 8 280 (Anm. 27). 

5) Bol. 8 373 Abf. 5 d. W. 

a) StGB. 8 36610, 

8) Die Reinigung ift Sade der Ges 
meinden R. 15. Mai 29 (RU. XIH 341), 
innerhalb derſelben aber meift auf die an⸗ 
grenzenden Hausbefiter gelegt. Webrigene 
gehört die Befeitigung der gefundheits- 
widrigen Beichaffenheit eines Grundftüds 
zu den Pflichten des Eigenthümers Kr. 
DB. 10. Nov. 80 (VII 348). . 
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Flüffigleit ſowohl aus den Zuleitungsröhren, als aus dem die Kanäle um⸗ 
gebenden Erdreidhe geltend gemacht, während die Gegner des Syſtems auf die 
mit dem Kanalbau verbundenen Koften und Verfehrsftörungen, auf die dadurd) 
herbeigeführte Vergeudung von Dungftoffen und auf die Möglichkeit der Ab- 
fuhr mittelft feftverfchloffener Gefäße (Tonnenfyften) hinweifen. Eine Schwierig- 
feit ift der Kanalifation durch das Verbot der Einleitung unreinen Kanalwaſſers 
in die öffentlichen Flüſſe erwadhfen‘*),- und es wird, mo nicht abgelegene 
Riefelfelder wie in Berlin und Danzig verfügbar find, nur bei ausreichender 
Desinfizirung des Spülwaſſers möglich werden, der Kanalifirung weiteren 
Fortgang zu fihaffen. 
8 268. 

e) Die Lebeudmittelpolizei fol Schub gegen die Gefahren und Nad)- 
theile gewähren, welche durch Berfälfhung der Nahrungs- und Genußmittel, 
fowie einzelner Gegenftände des täglichen Gebrauches (Spielmaaren, Tapeten, 
Farben, Eß-, Trink» und Kochgeſchirre, Petroleum) entftehen®): 

1. die Polizeibeamten dürfen zur Unterfuhung Proben diefer Gegenftände 
aus ben Verkaufsräumen gegen Entgelt entnehmen, auch in den Berkaufs- 
räumen der wegen folder Fälſchungen beftraften Perfonen Reviſionen 
vornehmen); 

2. der Verkehr mit diefen Gegenftänden, insbefondere ihre Herftellung, 
Aufbewahrung und Feilfaltung Tann polizeilich geregelt werden; Diefes 
geſchieht durch kaiſerliche Verordnung, welde dem nächſten Reichstage 
vorzulegen ift und von diefem außer Kraft gefegt werden kann’). — Eine 
reichsgeſetzliche Regelung hat außer der Verwendung gefundheits- 
Thädliher Farben und blei= oder zinkthaltiger Gefäße und 
Umbüllungen®) auch der Verkehr mit Kunftbutter (Margarine) 
erfahren, unter der alle der Milchbutter ähnlichen Zubereitungen ver- 
ftanden werden, deren Fettgehalt nicht ausſchließlich der Milch entjtanımt. 
Zur Vermeidung von Täufchungen darf Kunftbutter nur unter Anbringung 
der Beeihnung „Margarine“ an den BVerfauföftellen, Gefäßen oder 
Umbüllungen gewerbsmäßig verfauft oder feilgehalten werden. Die 
Vermiſchung von Butter mit Kunftbutter oder anderen GSpeifefetten ift 
verboten). Der Branntwein wird einem Reinigungszwange unter- 
worfen werden‘). 


5) CR. 5. Juni u. 1. Sept. 77 (MB. | Unterfuhung des Weines E. 12. Aug. 84 
158 u. 257). (MB. 200 u. 1885 ©. 26). 

5 RG. 14. Mai 79 (RGB. 145), 7 Dal. 8 5—8. — V. ib. den Pe- 
Handhabung E. 14. Sept. 83 (MB. 236); troleumrert auf Anm. 66 zu 8 251. 
Milchkontrolle E. 28. Jan. 84 (MB. 8 8 265 d. W. 

23); Bierdruckapparate R. 29. Dez. ” G. u. Vet. 26. Zuli 87 (RGB. 
30 (MB. 81 ©. 21). — Kom. v. Meyer | 375 u. 383). 
u. Fintenbnrg 2. Aufl. Berl. 85). © 8 161 d. W. 

Daf. $1—4 u. 9. — Berfahren bei 
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3. die Strafbeitimmungen find erweitert und verfchärft, insbefondere ift 
die Fälſchung als ſolche auch da für ftrafbar erklärt, wo weder die Vor— 
ausfegungen des Betruges noch Gefährdungen der menſchlichen Geſundheit 
vorliegen®!). 

Der Fleifhlontrolle insbefondere dienen die Schlahthäufer und die 
mikroſkopiſchen Unterfuhungen des Schweinefleifhes auf Trichinen und 
Finnen Nah Erridtung öffentlider Schlachthäuſer kann durch Gemeinde- 
beſchluß angeordnet werden, daß in den Privathäufern der Stadt und — 
foweit es fi um den ftädtifchen Gewerbebetrieb der in der Stadt wohnenden 
Schlächter und Händler mit friſchem Tleifhe Handelt — auch im Umkreiſe 
derfelben nicht geſchlachtet werden darf, und daß ſowohl das geſchlachtete Vieh, 
als das von außerhalb eingebradhte Fleiſch durch Sadjverftändige unterfucht 
werben muß). — Die Triginenunterfuhung beruht auf Polizeiverord- 
nungen und wird durch amtlich angeftellte Fleiſchbeſchauer bewirkt‘), — Auf 
‚gleihem Wege ift das Aufblafen des Fleiſches verboten ®*). 


8 269. 

f) Die Kinderpflege muß, wenn es fih um die Inpflegenahme von 
Kindern unter 6 Jahren gegen Entgelt (Haltefindern) handelt, der Polizei an⸗ 
gemeldet werden, welche diefelbe im Hinblid auf gefundheitsmäßige Ernährung, 
Unterbringung und Pflege zu überwachen hat‘®). 

Der Beauffihtigung. und Entwidelung folder Kinder, deren Eltern zur 
Erfüllung der hierauf bezüglichen Pflichten außer Stande find, dient eine Reihe 
von Einrihtungen und Anftalten. Für elternlofe Kinder find die Waifen- 
häufer beftimmt, die meift von Gemeinden gegründet find ®), übrigens in- 
folge der im neuerer Zeit mehr und mehr angemwendeten Unterbringung der 
Waiſen in Familien an Bedeutung verlieren. Daneben finden Kinder im 
Säuglingsalter in den f. g. Krippen, ältere Kinder bis zum Beginn ber 
Säulpflit in den Kinderbewahranftalten‘”) (nicht eben zutreffend aud) 


e) Daf. $ 10—16, Iekterer erg. ©. | 6. März 83 (XGB. 31) u. Bel. 12. April 
29. Juni 87 (RGB. 276); daneben StGB. | 83 (CB. 92). — Trichinenverfiderung 
8 3677, vgl. 8 263, 324 u. 325. 8 314, Anm. 13. 





a, ©. 18. März 68 (GS. 277), 9 
März 81 (SS. 8 273) n. im Geb. der 
Verw.Org. ZuſtG. 8 131. — Gewerbl. 
Konzeifionsverfahren 8 3501,12. 

3) ER. 20. April 66 (ME, 77, 4. 
San. 75 (MB. 49) u. 21. uni. 78 
(MB. 152). Ungeftellte Fleiſchbeſchauer 
find Gewerbetreibende i. S. des 8 36 der 
GewO. Df. 6. Aprit 77 (MB. 166). — 
Berwendung trihinöfer u. finniger Schweine 
ER. 18. Ian. u. 16. Feb. 76 (MB. 26 
u. 45). — Gleihem Zwede dient das Vers 
bot der Einfuhr von Schweinen, Schweine- 
fleifhd, Sped u. Würften aus Amerifa V. 


&) Er. 13. Feb. 85 (MB. 54). 

& R. 18. Juli 74 (MB. 173). — 
Die Regelung ift durch Polizeiverordnungen 
erfolgt, aber erft in weiterem limfange 
möglid geworben, ſeitdem die GewO. auf 
den Gegenftand nicht weiter für anwendbar 
erflärt ift GewO. 8 6. 

8 Stantlihe Waifenhäufer befinden 
fih zu Königsberg in Pr., Kaſſel, Hanau 
u. Steele, provinzielle zu Stargard 1. 
Pom., Reichenbach u. Langendorf (Pr. 
Sagen). 

) Stempel. u. Gebühzenfreigeit KO. 
28. Feb. 42 (MB. 200.) 
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als Kleinkinderſchulen, MWartefhulen®) bezeichnet) und ſchulpflichtige Kinder 
während der fchulfreien Zeit in Knaben- und Mädchenhorten Aufnahme. 
Zur Unterbringung kränklicher Kinder der Bedürftigen find neuerdings beſon⸗ 
dere Kinderheilftätten in Sool- und Seebädern erridhtet, während ſchwächlichen, 
erholungsbedärftigen Kindern der.größeren Städte der Aufenthalt an gefunden 
Drten während der Sommerferien entweder in geeigneten Familien oder in 
größeren von Lehrern oder Lehrerinnen geleiteten Gruppen (Ferienkolonien) 
vermittelt worden ift. 
A. Heilmefen. 
8 270. 

a) Aerzte und Zahnärzte bedürfen der Approbation, weldde auf Grund 
einer Prüfung von dem Kultusminifter ertheilt wird und zur Führung des 
Arzt» oder eines gleihlautenden Titels, fowie zur Ausübung der Heilfunde im 
Umherziehen im ganzen Reiche bereitigt®®). Uebrigens ift diefe Ausübung 
nit mehr von der Approbation abhängig; Begriff und Strafbarkeit der 
Medizinalpfufcherei (Duadfalberei) find infoweit meggefallen. — Die Prüfung 
der Aerzte?) umfaßt auch die Geburtshülfe und Chirurgie. Die Scheidung 
der Wundärzte von den Aerzten ift entfprechend der neueren Anſchauung von 
der Einheit der Heilkunde feit 1852 verlaffen. — Eine Bereidigung der Aerzte 
findet nicht mehr ftatt?!). 

Die Aerzte find von der Verpflichtung zur Uebernahme der Gemeinde- 
ämter und des Schöffen- und Geſchworenendienſtes, ſowie zur Geftellung der 
zu ihrem Berufe nöthigen Pferde im SKriegsfalle befreit”?). Im alle der 
Zuziehung zu Duellen bleiben fie ftraflo8’3). Die ihnen kraft ihres Standes 
anvertrauten Geheimniffe müſſen fie bewahren und unterliegen bezüglich der- 
felben feinem SZeugnißzwange?%. Der frühere Zwang zur Hülfeleiftung it 


8) Eigentlihe Woartefchulen bedürfen 
der Genehmigung der Ortsichulbehörde 
Inf. 3l. Dez. 39 (MB. 40 S. 94) 
8 11. 

0, GewO. 8 29, 40 u. 568; Zurüd- 
nahme 8 53, 54 u. im Geb. der Verw. 
Org. ZuſtG. 8 1201, übrigens Anw. 4. 
Sept. 69 (MB. 200) E.; Strafe unbe⸗ 
fugter Bezeihnung GewO. 8 1473. — 
Einf. der Vorſchr. in Elſaß⸗Lothringen 
©. 15. Yuli 72 (RGB. 350). — Zu- 
laſſung der beiderfeitigen Medizinalperfonen 
um Grenzverlehre mit Belgien Btr. 7. 
Feb. 73 (RGB. 55), den Niederlanden 
11. Dez. 73 (RGB. 74 ©. 99), Lurem⸗ 
burg 4 Juni 83 (R6B. 84 ©. 19), 
Defterreih 30. Sept. 82 (RGB. 83 
©. 39) u. der Schweiz 29. Feb. 84 
(RGB. 45). — Als Auszeihnung wird 
den Aerzten der Titel „Sanitäts⸗- u. Ges 


heimer Sanitätsrath” verliehen, während 
der Titel „Medizinalrath” den Mebizinal« 
beamten (8 263 d. W.) vorbehalten ift. 
) Brüfung der Aerzte Bel. 2. Juni 
83 (EB. 191), Vorprüfung (daf. 198); 
erftere geänd. ($ 29) Bel. 25. Mai 85 
(EB. 75) u. (Ausdehnung auf die Schuß- 
podenimpfung) 25. April 87 (CB. 110); 
Dispenfationsgefuhe Bel. 15. April 84 
(CB. 123). Für Zahnärzte gelten noch 
die Vorſchr. 25. Sept. 69 (RGB. 635), 
erg. REB. 1871 ©. 472 u. 1872 ©. 
243 u. 351. — Entbindung v. d. ärzt⸗ 
Iihen Prüfung auf Grund wiſſenſchaftlicher 
Leiftungen Bel. 9. Dez. 69 (BGB. 687). 
7) CR. 29. De. 69 (MB. 70 ©. 74). 
2, 8 78, 79, 183, 182 u. 108 d. W. 
=) StGB. 8 209. | 
”) Daf. $ 300 u. CPrO. 5 3485, 
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aufgehoben?d). Die Bezahlung ift der Vereinbarung überlafjen und erfolgt in 
Ermangelung folder nad der Medizinaltare”). 

Zur Wahrnehmung der ärztlichen Berufs- und Standesintereffen und zur 
Erörterung aller Angelegenheiten der öffentlichen Geſundheitspflege ift für jede 
Provinz eine Aerztekammer errichtet, deren Mitglieder von den in der 
Provinz wohnhaften Aerzten auf 3 Jahre gewählt werden ?”). 

Zum Bereiten und Berfaufen von Arzeneimitteln (Dispenfiren) 
find die Aerzte nicht befugt?®); doch beftehen folgende Ausnahmen: 

1. An Orten, in deren Nähe fich Feine Apotheke befindet, ift denfelben das 
Halten einer Hausapotheke für die nothiwendigften Mittel in ihrer Praxis 
geftattet 79); 

2. Zahnärzte dürfen äußerliche Arzeneimittel in ihrer Praxis bereiten und 
feilhalten 9). 

3. Homdopathifchen Aerzten kann das Dispenfiren ihrer Arzeneimittel nad) 
Ablegung einer Prüfung erlaubt mwerden®!). 

Zur Unterftügung nothleidender Aerzte und ihrer Angehörigen beftehen 
verſchiedene Hülfsvereine??). 

$ 271. 

b) Das ärztliche Hülfsperſoual. Die Ausübung der f. g. Heinen 
“ Chirurgie dur Heildiener (Chirurgengehülfen) ift nad der Gew.-O. gleich- 
als frei. Dagegen kann denen, welche eine Prüfung beftehen, das Recht 
beigelegt werden, fi) als geprüfte Heildiener zu bezeichnen®?). Gleiches gilt 
von Hühneraugenoperateuren*), Militär-Tazarethgehälfen ftehen als 
ſolche den geprüften Heildienern gleich®®). 

Die Krankenpflege wird daneben durch die in den Kranfenhäufern aus« 
gebildeten Kranten-Wärter und Wärterinnen, durch Diakoniſſen und 
die (fatholifhen) barmherzigen Brüder und Schweftern ausgeübt?) 


75) GewO. 8 144 Ab). 2. 

’o, Daf. $ 80. — Tare 21. Juni 15 
(SS. 109); bei Konfultation i. d. Woh⸗ 
nung des Arztes kommen die Süße nur 
mit %, in Rechnung RO. 16. Feb. 24 
(RA. VIII 286). — Einf. d. pr. Tare 
in Naffau 8. 2. Yuli 67 GS. 1119); 
Medizinaltare f. Kurhefin 10. Zuli 30 
(def. GS. 29); f. Hannover 21. San. 
u. 6. Feb. 35 (han. &S. I 21 u. 34), 
ergänzt G. 20. April 44 (daf. 89). — 
au armer Kranker R. 10. Aug. 42 (MB. 


73). 

7) V. 25. Mai 87 (GS. 169). Die 
brandenburgifhe Aerztelammer zu Berlin 
umfaßt den Stabtfreis Berlin, die rheinifche 
Die. ern fgen Lande. 

”) 2. II 8 S 460; StGB. 8 3673. 


7) ApothO. (Anm. 83) $ 14 u. (Bes 
griff der uns ghorhete) R. 20 De. 61 
(MB. * 11). 

—* Feb. 12 (RX. V 201). 

a) — 20. Juni 43 (GS. 305). — 
Prüfung ER. 23. Sept. 44 (MB. 290). 
— Einf. i. d. neuen Prov. Erl. 13. April 
69 (MB. 89). 

2, Hufeland- tung KO. 21. Nov. 
30 (KA. XX 1036). 

3) ER. 27. * 69 (MB. 70 S. 74). 

eK. 20. Sul 70 (MB. 229). 

8 ER. 9. Mai 70 (MB. 158). 

8) Zulaſſung der mit der-Kranlenpflege 
befaßten Orden der Tatholifden Kirche ©. 
31. Mai 75 (GS. 217) 8 2, 3 n. 14. 
Inni 80 (ES. 285) Art. 6. 
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$ 272. 


c) Die Entwidelung der Apotheken hat mit der des Arztivejens gleichen 
Schritt gehalten. In Deutſchland, two dafjelbe am vollftändigften ausgebildet 
erfcheint, hat die Tandesgefetgebung die Apothelen von jeher als öffentliche, 
der ftaatlihen Genehmigung und Auffiht unterliegende Anftalten angefehen 
und zum Betriebe derfelben eine fachliche Bildung erfordert®). Die neuere 
deutſche Geſetzgebung greift nur infoweit in diefe Verhältniffe ein, als fie die 
Fachbildung für das Reich einheitlich geordnet hat®®). 

Der Betrieb des Apothefergewerbes hat eine doppelte Borausfegung: 

1. Die Approbation des Apotheferd. Sie erfolgt nad) beftandener 
Prüfung in der Arzeneikunde (Pharmazeutif)E). Die approbirten Apo- 
theler werden vereidigt?9). 

2. Die Konzeffion der Apothefe. Diefe erfolgt durch den Ober-Präfi- 
denten?!) und ift überall erforderlich, wo fein Nealprivilegium vorliegt ??). 
Dean unterfcheidet deßhalb Fonzeffionirte und privilegirte Apotheken, ein 
Unterſchied, der indeß dadurch ziemlich ausgeglichen ift, daß in der 
Praris beim Abgange eines Apothelers, der die Konzeffton feit mindeftens 
10 Jahren bejefjen Hat, diefe dem von ihm oder feinen Erben vor- 
gejchlagenen, befähigten Gefchäftsnacdhfolger ertheilt wird). Die An- 
lage neuer Apothelen erfolgt dagegen nur im Falle des Bedürfnifjes 
bei wefentlicher Vermehrung der Vollsmenge oder bedeutender Erhöhung 
ihres Wohlftandes%). 


@) In England if der Verlauf von 
Arzneimitteln frei; in Frankreich fünnen 


CB. 91, MB. 30), 25. De. 79 (CB. 
, ME. 1880 S. 59), 23. De. 82 


Apotheken von geprüften Apothelern un⸗ 
beſchränkt eingerichtet werden, doch unter- 
liegen fie der Aufliht. — Die erfte preu- 
ßiſche ApothelerO. wurde 1693 erlaſſen. 
Sie fand im Med.⸗Edikt (Anm. 1) Auf⸗ 
nahme u. wurde fpäter durch die noch 
gültige ApothO. 11. Oft. 1801 (Nov. 
corp. const. XI 555) erſetzt. — Die 
altpreußiihen Grundſätze find im Reg.» 
Bez. Kaſſel eingeführt R. 13. Juli 68 
(MB. 207) Nr. 8; für dannoner gilt 
dagegen die ApO. 19. De. 20 (han. GS. 
1821, 117). — Eine gemeinfame beutjche 
ApothD. ift erfirebt, aber noch nicht zuftande 
gebracht. 

8, GewO. 8 6, 29, 40 u. 41 Abſ. 2. 

 Daf. 8 29 u. — Prüfung ber 
Apotheker Bel. 5. en 75 (EB. 167 u. 
1884 ©. 155); Aendernng des $ 42 Bel. 
25. Dez. 79 (CB. 850, MB. 1880 ©. 
59), Zurüdnahme der Approbation wie 
Anm. 66. — Prüfung der Aphelrg 
hülfen er 13. Nov. 75 (EB. 7 
1876 ©. 27), Aenderung 4. Es, 79 


(x 458, MB. 1883 ©. 45) u. 13. Jan. 
83 (82. 12). Zulaffung von NH 
au Prüfung ER. 10. Dez. 80 (MB. 81 
4). — Die Beflimmungen ber GewO. 
* Gehülfen u. Lehrlinge (8 1050-133) 
finden auf Gehülfen u. Fine an 
en feine Anwendung da. 8 


aß nt. 29. De. 9 8 70 ©. 74). 

M, Anm. 25 zu 8 56 d. W. 

2) ApO. 1801 Tit. 1 N 1—6. — In 
den unter franzöfifcher, bergifcher u. weft» 
fäliſcher Herrichaft geftandenen Landestheilen 
giebt es diejelben nicht. 

©, Zu diefer älteren mit dem ER. 13. 
Aug. 42 (MB. 320) verlafjenen Praris 
ft die KO. 5. Oft. 46 (MB. 209) wieder 
zurückgekehrt; die 10jährige Frift wurde 
zur Verhütung mißbräuchlicher Ausnugung 
des Rechtes Hinzugefligt KO. 7 u. C. 21. 
Zuli 86 (MB. 161). — Umzufäffigtei 
der Berpadtung C. 21. Sept. 86 (MB. 
198). 


3. 24. Oft. 11 (CS. 359). 
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Infolge der Ausfhließlichkeit des Apothefergemerbes dürfen gewiſſe Heil- 
mittel, Droguen und chemiſche Präparate im Detailhandel nur in den Apothefen 
verfauft werden”). Andererfeitd müſſen in denfelben die Heilmittel nad) 
fpezieller Vorſchrift (Pharmakopöe) zubereitet, aufbewahrt und vorräthig gehalten 
werben?). Die Arzeneipreife werden durch Zaren feftgeftellt; Ermäßigungen 
auf Grund freier Vereinbarung find indeß zuläffig””). 

Die Apotheken ftehen unter Auffiht des Kreisphufilus und unterliegen 
der periodifchen Kevifion?”). Für Apothefer gelten in betreff der Bewahrung 
der im Gewerbe anvertrauten Geheimniffe und — foweit fie ohne Gehülfen 
arbeiten — aud in betreff des Gejhmworenen- oder Schöffendienftes gleiche 
Grundſätze wie für Aerzte??). 

8 273. 

d) Die gewerblihe Ausübung des Berufes der Hebeammen fett ein 
Prüfungszeugnig der nach den Landesgeſetzen zuftändigen Behörde voraus 10), 
Die VBorbildung wird auf Hebeammenlehrinftituten erworben, deren Ber- 
waltung auf die Provinzen übergegangen und durd) bejondere Statuten geregelt 





iſt ioi), 


Die ausgebildeten und mit Prüfungszeuguiſſen verſehenen Hebeammen 
werden vereidigt und ſtehen unter Aufſicht des Kreisphyſikus 1%). 


Um das 


5) Auf Grund der GewO. 8 6 Abf. 3 | verfehre wie Anm. 69. — Bei Neurege- 


erging DB. 4. San. 75 (RGEB. 5), erg. in 
betr. des Verkehrs mit fünftlihen Mineral⸗ 
waflern V. 9. Feb. 80 (RGB. 13), Honig- 
präparaten V. 3. San. 83 (RGB. 1). 
Strafe StGB. 8 3673. — Im Umher⸗ 
ziehen dürfen Arznei u. Geheimmmittel 
nicht angelauft. od. feilgeboten werden 
GewO. 8 569. — Anw. üb. Aufbevah- 
rung u. Verabfolgung von Giftiwaaren in 
Apotheken 10. Dez. 1800 (N. corp. const. 
X 3245) u. CR. 3. Juni 78 (MB. 117); 
vgl. Anm. 36 u. 38. — Schilder, welde 
den Irrthum hervorrufen, ein Droguen⸗ 
geihüft jei eine Apotheke, kann die Polis 
zeibehörde befeitigen Erf. OB. 9. Feb. 81 
(MB. 80). 

) ApO. 1801 Tit. III. — Die Phar- 
macopoea Germanica ift jett für das 
Neid vom Bundesrathe feftgeftellt, neue 
Ausgabe Bel. 8. Juli 82 (CB. 333) u. 
9. Da. 82 (MB. 267). 

m) GewO. 8 80. — Die Arzneitare 
wird wegen Aenderung in den Einlaufs- 
preifen ee neu iefgetelt. 

*8) ApO. 1 Sit. I 

o 8 270 y R, er Anm. 72, 74. 

ww GewO. 8 30, 40; Zurücknahme 
der Approbation 8 53 u. 54, gem. Erf. 
DB. 2, April 84 (IX 302 u. MB. 121); 
verb. ZuſtG. 8 1205; Zulaffung im Grenz» 


fung des Hebeammenwefens in Preußen 
ift die frühere Braris verlaffen, welde 
annahm, daß wie bei Aerzten u. Geburts- 
heifern (8 270 d. W.) die Approbation 
für das ganze Reich gelte und zur Füh- 
rung des Titels, niht au zur Ausübung 
des Berufes die Vorausſetzung bilde. In⸗ 
gleichen findet $ 80 der GewO., welder 
für Aerzte Toren zuläßt, auf Hebeammen 
nicht mehr Anwendung Df. 6. Aug. 83 
(ML. 211) u. 16. Mai 84 (MB. 124). 
Aufhebung der Taren f. Schl.Holſtein ©. 
23. April 75 (GS. 201). 

on G. 8. Juli 75 (65. 497) 812 u. 
13. — Aenderung des Reglements Provd. 
(neue Faſſung GS. 1881 ©. 233) 8 120. 
— Aufnahmebedingungen 8 3 der allgem. 
Df. (vor. Anm.). Hebeammenlehranftalten, 
meift mit Entbindungsanftalten verbunden, 
beftehen zu Königsberg (ſtaatlich), Gum⸗ 
binnen, Danzig, Frankfurt a. O., Lübben 
(v. d. Landesdeputation der Niederlaufit 
verwaltet), Stettin, Pofen, Breslau, Op- 
peln, Magdeburg, Wittenberg, Erfurt, 
Hannover, Celle, Osnabrück, Paderborn, 
Marburg (ftaatlid) u, Köln. — Eine 
broße ontöindungeanftalt befteht zu Cafiel 


(ftaatlich). 
99, 8 2, 4—6 ber. allgem. Vf. (Anm. 
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Land mit den erforderlichen Hebeammen zu verforgen, find für beftimmte Be- 
zirfe befondere Bezirks-Hebeammen angeſtellt. Diefe empfangen eine 
fefte Vergütung, gegen welche fie erforderlichenfalls zahlungsunfähigen Perſonen 
unentgeltliche Hülfe leiften müſſen 1053), Der Gewerbebetrieb der übrigen Hebe- 
ammen wird durch diefe Anftellungen nicht beeinträchtigt. 

Die Hebeammen-Unterftägungs=- Fonds zu Beihülfen und Prämien 
für Bezirfshebeammen find gleihfalls auf die Provinzen übergegangen 11). 
Die Abgaben, welche früher bei Trauungen und Taufen zu gunften diefer 
Fonds erhoben wurden, find aufgehoben. Die Unterftügung folder Hebeammen- 
bezirke, welche die Mittel zur Ausbildung, Befoldung oder Unterftügung einer 
Bezirfshebeamme nicht aufbringen können, erfolgt feitens der Kreife?%%). 


8 274. 

e) Die Heilanftalten dienen der Krankenpflege überhaupt oder ein- 
zelnen Sweden derfelben. 

Die allgemeinen Kranktenanftalten (Hofpitale) find urſprünglich 
aus Stiftungen hervorgegangen; fpäter erfcheinen fie als Lehrmittel an den 
Univerfitäten und zulegt al8 Ausflüffe der Ortsarmenpflege in den Gemeinde- 
oder Freisinftituten. Staatsinftitut ift die unmittelbar dem Kultusminifter 
unterftellte Charite zu Berlin!®), mit der eine Krankenwärterſchule ver- 
bunden ift. | 

Die Irrenanftalten beftehen erft feit den zwanziger Jahren des Jahr⸗ 
hunderte. Da die Heilbarfeit der Geiftesfranfheiten fi) nicht im voraus mit 
Sicherheit beftimmen läßt, hat man die frühere Unterſcheidung zwifchen Heil- 
und Bewahranftalten aufgegeben. Die Verwaltung ift gegenwärtig auf die 
Provinzen übergegangen und von diefen durch Neglements geordnet. SDaffelbe 
gilt von den Blinden- und Taubftummenanftalten, die beide zugleich 


Unterrichtszwecke verfolgen 10%). 


18), Daf. $ 7—11. — Hebeammen⸗ 
bezirke bilden nicht Korporationen u. haben 
fein Befteuerungsredt Erf. OB. 9. Mai 
85 (XII 168). 

10, ©, 28. Maui 75 (GS. 223). 

15 &O. 17. April 46 (GS. 166); 
Regul. 7. Sept. 30 (GS. 133). Nach 
$ 7 daf. kann die Chariteverwaltung wegen 
aufgewendeter Kur- u. Verpflegungskoſten 
die Gemeinden unmittelbar in Anfprud 
nehmen, ohne an die Formen u. Voraus- 
jegungen der Armenpflege gebunden zu fein 
Bel. 29. Juni 80 (MB. 168). Die allge 
meinen Berpflegungsfüte ($ 286 Anm. 17) 
find indeß maßgebend ER. 25. Aug. 77 
(MB. 192). — GStaatlid ift auch das 
Haupt-Hof-Hospital zu Kaffel. Unter pro⸗ 
vinzieller Verwaltung ftehen dagegen das 


Wilh. Augufta-Siehenhaus zu Pr. Eylau, 
die Hospitale zu Königsberg i. Pr. (Rübes 
nichts'ſches), Stettin (St. Petri) u. Trep⸗ 
tow a. T., die Pflegeanft. zu Geſeke u. die 
Landfrantenhäufer zu Bettenhaufen, Eſch⸗ 
wege, Fulda, Hanau, Hersfeld, Rinteln u. 
Schmalkalden. 

18, G. 8. Juli 75 (GS. 497) 8 44 u. 
ProvO. (neue Faſſung GS. 81 S. 233) 
8 128. Aenderung der Reglements 8 120 
daſ. — Prov. Hannover G. 7. März 68 
(GS. 223) 8 13. — RB. Caſſel Erl. 
16. Sept. 67 (GS. 1528) Nr. 2 u. ©. 
25. März 69 (SS. 525) 8 1%. — RBe;. 
Wiesbaden G. 11. März 72 (GG. 257) 
8 12%. — Zur Zeit beftehen: 

a) Srrenanftalten zu Allenburg (b. 

Wehlau), Kortau (b. Allenftein), 
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Gefundbäder und Brunnen kommen ald Staatd- und Privatanftalter 


vor. 


Erftere find den Finanzabtheilungen der Regierungen unterftellt., 


Die 


Badepolizei wird durch ftaatlich angeftellte Badekommiſſare verwaltet 107). 


Berfchteden davon find die öffentlichen Badeanftalten. 
fundheitlihe Bedeutung erfcheint noch nicht genügend gewürdigt. 


Ihre ges 
Die Ein- 


richtung derfelben gehört zu den Aufgaben der Selbftverwaltungstörper. 


Private Kranken-, 


Entbindungs- und Irren-Anftalten be- 


dürfen der Genehmigung, die indeß nur bei thatfächlich begründeter Unzuver- 
läffigfeit der Unternehmer oder bei gefundheitspolizenvidriger Einrichtung ver⸗ 


fagt werden barf!0®), 


Schweg, Neuftadt i. Weftpr., Ebers- 
walde, Sorau, Stralfund, Greifs« 
wald, Uedermünde, Rügenwalde, 
Owinsk, Brieg, Bunzlau, Kreuz. 
burg, Leubus, Plagwig, Rybnik, Alt 
Scherbitz (b. Schkeuditz), Nietleben 
(b. Halle), Schleswig, Göttingen, 
Hildesheim mit Filiale Einum, Osna⸗ 
brück, Lengerich (GBethesda), Mars⸗ 
berg, Hospiz Marienthal (b. Münfter), 
Eihelborn b. Benninghaufen (Pflege- 
anftalt), Marburg, Haina (Landes« 
hospital), Merrhaufen (dgl.), Eich» 
berg (Naſſau) mit Filiale zu Eber⸗ 
bad, Andernad, Bonn, Düren, 
Grafenberg (b. Düffeldorf), Düſſel⸗ 
dorf (Departemental» Srrenanftalt), 
Merzig, St. Thomas (flaatli) u. 
Sigmaringen (Fürft Karls Landes» 
ipital, V. 31. Aug. 74 GS. 308). 

b) Blindenanftalten zu Königsberg, 
Königsthal (b. Danzig), Steglitz (b. 
Berlin, ftaatlid), Stettin, Bromberg, 
Breslau, Barby, Kiel, Hannover, 
v. Vinkeſche Anftalten zu Paderborn 
u. Soeft, Düren. — Provinzial 
behörde für die Schulauffiht ift das 
Prov.⸗Schul⸗Kollegium AE. 27. Juli 
85 (65. 350 

c) TZaubftummenanftalten zu Kö⸗ 
nigsberg (Prov.⸗A. u. private oftpreuß. 
Zentral-X.), Angerburg, Röſſel, Ma⸗ 
rienburg, Schlochau, Danzig (ftädtifch), 
Elbing (dgl.), Berlin (ſtaatlich, Regl. 
4. April 78, MB. 51), Wriezen, 
Stettin, Cöslin, Bütow (Privat⸗A.), 
Demmin (dgl.), Poſen, Schneidemühf, 


Sie unterliegen der medizinalpolizetlichen Aufficht 19). 


Bromberg (Hülfsanftalt), Breslau, 
Liegnig, Ratibor, Erfurt, SHalber- 
ftadt, Ofterburg, Weißenfels, Halle 
(Privat⸗A.), Schleswig, Emden, 
Hildesheim, Osnabrück, Stade, Bü- 
ren, Langenhorft, Petershagen, Soeft, 
Homberg, Kamberg (Naffau), Sranf- 
furt a. M. (ſtädtiſch), Eſſen, Brühl, 
" Kempen, Neuwied, Trier, Eiberfelo 
(ſtädtiſch), Aachen (Privat⸗A.) u. Köln 
(dgl.). — Schulauffiht wie zu b. — 
Geſchichte u. Statiftil des Taub⸗ 
Ibummnenbitbungsiwejene EB. UP. 84 


PrufungsO. f. Taubftummenlehrer u. 
Anftaltsporfteher 11. Juni 81 (MB. 167). 
— Ausbildung taubftummer Lehrlinge 
8 3583 Anm. 75. 

7) Staatlihe Bade» u, Brunnen» 
anftalten beftehen zu Kranz u. Norders 
ney (Seebäder), Rehburg, Deynhaufen 
(unt. d. Ob.⸗Bergamt zu Dortmund), Hof- 
geismar, Nenndorf, Wilhelmsbad, Ems, 
Fachingen, Geilnau, Nieder » Selters, 
Slangenbab, Langenſchwalbach, Weil 
bach u. Bertrid. 

108) smD. $ 30, 40 u. im Geb. ber 
VerwO. erg. Zuft®. 8 115 u. 118, übri⸗ 
gens Anw. 4. Sept. 69 (MB. 200) D. 
Frift für den Beginn GewO. 8 49, 50; 
Zurüdnahme GewO. $ 58, 54 u. Zufte. 
8 1201, bez. Anw. Nr. 60-66. — Die 
Zahl hat fett Erlaß der GewO. wejentlid 
zugenommen. 

10) R. 30. Sept. 70 (MB. 265). — 
en Reol, 15. Juni 42 
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VII. Banwejen. 


1. Ueberſicht. 
8 275. 

Zur Erfüllung der auf dem Gebiete des Bauweſens ihm obliegenden 
Aufgaben bedarf der Staat befonderer Organe, der Baubehörden und Bau- 
beamten, und zur Vorbildung der letzteren eigener Unterrichtsanftalten. Diefe 
Einrihtungen in Berbindung mit den allgemeinen bei Staatöbauten zu 
beobadtenden Grundfägen bilden den Gegenftand der Stantsbauverwaltung 
(Nr. 2). 

Uebrigend äußert die ftantliche Thätigfeit in betreff des Bauweſens ſich 
verfähieden, je nachdem e8 fih um Hohbau, Wafferbau oder Straßen- 
und Eifenbahnbau Handelt. Die letteren Zweige des Bauweſens fallen 
int jpezielle Bermwaltungsgebiete!), jo daß Hier mur der Hochbau in Trage 
kommt. Die Wirkſamkeit des Staates bezüglich deſſelben ift eine mefentlich 
polizeiliche und wird als Baupolizei bezeichnet (Nr. 3). 


2, Staatsbannermaltung. 
8 276. 

a) Baubehörden. Die Eentralinftanz ift der Minifter der öffentlichen 
Arbeiten, in deſſen Geſchäftskreis das Bauweſen die dritte Abtheilung bildet. 
Unter ibm fteht neben den Prüfungs - Kommiffionen die Akademie des 
Bauweſens, welche wichtigere öffentlihe Bauten in künſtleriſcher und wiffen- 
Thaftlider Beziehung zu vertreten hat und in die beiden Abtheilungen für 
Hochbau und für Ingenteur- und Maſchinenweſen zerfällt?). 

Die Provinzialbehörde bildet der Kegierungs = Präfident (die Regierung), 
dem in den Baurät hen techniſche Beamte zugetheilt find?). 

Als Lofalbehörden find die allgemeinen Polizeibehörden und neben dieſen 
als tehnifhe Organe die Kreisbaubeamten wirkſam. Die Thätigfeit der 
lesteren beſchränkt fi) nach Mebergang des Wegebaues auf die Provinzen im 
wefentlihen auf den Hoch- und den Wafferbau. Tür beide Zweige find in 
der Regel befondere Baufreife abgegrenzt und befondere Beamte angeftellt. 
Die königlichen Kreisbanbeamten führen den Titel „Kreis-Bauinfpektor”*), 


1) Wafferbaun 8 336— 338 u. 867; 85572. — Organifation in 
ysegeban 8 372; Eifenbahnbau $ 376 Hannover E. 27. Sept. 69 (GS. 1178). 
. W. — Gemeinfame Borfriften über | — Belondere Organifation der Strom- 
bie Unfallverfiherung der bei Bauten be bauverwaltungen $ 367, insbeſ. 
nüftigten zerjonen hof. 8 356 Abf. 2 | Anm. 16 d. W. 
Abi. 3 1u. 9 CR. 27. April 80 (MB. 116); — 
9 AE. * Mai 0 (86. 261); Infte. | Rang u. Uniform $ 70 (Anm. 88 u. 95) 
27. Aug. SO (MB. 212). — Befugniß | d. W., Tagegelder u. Neifeloften Anm. 
zum Ermerbe unbewegliher Sachen Anmi.2 | 108 zu $ 73; Zuziehung in Fun en⸗ 
zu 8 121 d. W. u. Schulbauten "A. 20. San. 81 (MDB 


* Fi de Grais, Handbuch. 6. Aufl. 21 
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während den von den Kreis-Rorporationen angeftellten nur der Titel „Kreis⸗ 
baumeifter” beigelegt werden darf?). 

Amtliche Veröffentlihungs-Organe find die Zeitfchrift für Bauwefen 
und das neben derfelben fett 1881 erfäheinende Centralblatt der Bau— 
verwaltung. 

827. - 

b) Baubeamte. Die Anftellung im Staatsdienfte für das Bau⸗ und 
Maſchinenfach fett eine beftimmte Vorbildung und die Ablegung ziveier 
Prüfungen voraus. Auf Grund der erften, melde bei einem der drei ted- 
nifhen Prüfungs-Aemter zu Berlin, Hannover und Aachen abzulegen ift, 
erfolgt die Ernennung zum Regierungd-Bauführer (Regierungs-Maſchinen⸗ 
bauführer). Das Beftehen der zweiten vor dem tehnifhen Ober-Prü— 
fungs-Amte zu Berlin abzulegenden Prüfung berechtigt zur Führung des 
Titels: Negierungd-Baumeifter®). 

Die Vorbildung im Bauwefen wird durch die technifhen Hoch⸗, die 
Provinzialgewerbe- und die Kunſt- und Baugewerkſchulen vermittelt”). 


8 278. 

c) Verfahren. Den Staatsbaubeamten liegt neben der ftaatlidhen 
Auffiht über das gefammte Bauweſen au die unmittelbare Leitung der vom 
Stante auszuführenden Bauten ob. Die felbftjtändige Uebernahme von 
Nebenarbeiten gegen Vergütung ift unterfagt; nur wenn fie im öffentlichen 
Intereffe liegt, kann fie widerruflih von der vorgefegten Behörde erlaubt 
werden®). 

Für Staatsbauten find gleihmäßige Grundſätze aufgeftellt und die den 
Regierungen in dieſer Beziehung ertheilten Vorſchriften aud auf die übrigen 
Bermwaltungsbehörden ausgedehnt?). 

Im Interefje gefchäftliher Vereinfahung und größerer Selbitftändigfeit 
der mittleren und unteren Baubehörden ift Die Beranfdhlagung?!), Reviſion 


26), zu den Landesverwaltungsgeichäften 
der Kreisausihüffe Anm. 71 zu 8 59 
d. W., bei Genehmigung von Neubauten 
Df. 11. Des. 75 (MB. 285). 

5, ER. 4. Aug. 80 (MB. 272). 

6, Prufungsvorſchr. 6. Juli 86 (MB. 
162), Anw. f. d. praltiſche Ausbildung 
15. Nov. 86 (MB. 217), im Eifenbahn- 
dienfte 21. De. 86 (MB. 37 ©. 11). 
Mebergangsbeft. 21. Feb. 87 (MB. 70). — 
Im gegenfeitigen Berlehre mit Braun- 
Ki werben die Zeugniffe in betr. der 

erften Prüfung. anerlannt. — Tagegelder 
der Regierungsbaumeifter i. d. allgemeinen 
a. 'n der Bauverw. des Innern E. 21. 


Nov. u. 9. Dez. 86 (MB. 250 u. 252). 
) 8 357 0.8. — Dit der techniſchen 
Hochſchule zu Berlin ift eine Prüfungs 
ftation für Baumaterialien verbunden Regl. 
29. März 86 (EB. UP. 343); Auffichts- 

Kommiſſion $ 358 Anm. 3. 
CR. 18. gzepril u. 31. Aug. 86 


5) 

‚18. De. 24 (KU. IX 2) 
S. —  &npentarienzeihnungen ©. 
15. Sept. 83 (MB. 223). — Sicherungs⸗ 
vorfehrungen gegen Feuersgefahr €. 21. 
Aug. 84 (MB. 224). 

10) Sermele Behandlung ER. 21. Juni 
81 we 85). 
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und Abnahme durch Baubeamte auf Bauten mit einem 500 M. überfteigen- 
den Werthe beſchränkt, während die minifterielle Superrevifion nur für foldhe 
Anfchläge erfordert wird, die 30000 M. (bei Reparaturen 9000 M.) über: 
fteigen. Gleiches gilt in betreff derjenigen Privatbauten, für weldhe eine dieſen 
Deträgen entſprechende Staatsbeihülfe in Anſpruch genommen wird"). 

Berdingungen erfolgen regelmäßig im Wege der öffentlichen Aus- 
ſchreibung 2). 
Im Kaffen- und Rednungswejen!?) findet bei größeren Bauten 
die Bildung von Spezialbaufaffen ftatt!). Bei Unternehmungsbauten find 
entfprechende Abjchlagszahlungen zuläffig 1°). 

Techniſche Vorſchriften beftehen für die Bauten zu einzelnen befon- 
deren Zwecken 10), ferner über die Form der Mauerziegeln!?), über die Liefe- 
zung von Portland-Cement!?) und über Verwendung der Schwennmfteine 19). 


3. Banpolizei. 
8 279. 

a) Die durd die Bauorduungen dem Eigentümer auferlegten Ein- 
ſchränkungen find verfchieden, jenachdem es fih um große, mittlere oder 
Heinere Städte oder um Landgemeinden handelt. Sie weichen aber auch in 
den einzelnen Landestheilen nad der Bauweiſe von einander ab, wie fie durd) 
Klima, Material und Lebensgewohnheit verfihieden bedingt wird. In dieſem 
Sinne beftehen befondere Bauordnungen fowohl für die Provinzen oder Be⸗ 
zirke, als innerhalb bderfelben für die großen Städte und für Stadt und 
Land?o). Die für Städte gültigen Vorfchriften können auf die innerhalb derjelben 
Tiegenden und zum platten Lande gehörigen Gebäude ausgedehnt werden?)), 


0) RegInſtr. 23. Okt. 17 (GS. 248) 

52 2 — RD. 30. März 68 (MB. 162) 
20. April 74 (MB. 8), AE. 31. 

Mai u. CR. 20. Juni 80 (MB. 177). 
— Aufftellung der Revifionsnahweifungen 
ER. 20. Oft., 11. u. 25. Nov. 80 (ML. 
278 u. 1881 ©. 1 u. 12). — Vorberei⸗ 
tung, Ausführung u. Abrechnung der 
Staats-Hohbauten Df. 4. Aug. 85 (MB. 
161, MB. 338). 

=) RegInſtr. 8 13 u. ER. 20. Iumi 
830 Nr. 2; Berfahren u. Bedingungen 
Belt. 17. Juli 85 u. €. 11. Sept., 7. u. 
21. Nov. 85 (MB. 147, 240 u. 237) 
u. 23. San. 86 (MB. 23). 

ss, Inſtr. 8. Juni 71 (MB. 255), ER. 
29. März 73 (MB. 124), 25. Juli u. 
7. Aug. 75 (MB. 187 u. 201). 
. 4), Remuneration der Rendanten u 
26. Nov. 53 (MB. 54 ©. 82), CR. 
15. Dt 62 (MB. 308) u. 31. Aug. 73 
(MB. 276). 


, CR. 7. Aug. u. 9. Sept. 74 (MB. 
231 u. 232) u. 20. Juni 80 (MB. 177) 
Nr 


*, Kirhenbauten 8 295 Anm. 55, 
Schulbauten 8 306, Anm. 45. 

7) CR. 13. Dt. 70 (MB. 283). 

18, CR. 12. Nov. 78 (MB. 79 ©. 14). 

9, CH. 15. Nov. 73 (MB. 308). 

°) Allgem. Grundſätze Bf. 19. De. 
80. — Aufhebung der einer polizeilichen 
Regelung entgegenftehenden ülteren Vor⸗ 
ſchriften in Schleſien f. d. Städte Erl. 
2. März 57 (GS. 167) u. f. Landges 
meinden Erl. 23. Aug. 2 (Ge. 338), 
in Frankfurt a. M. ©. 17. Mai 84 
(85. 297). — Dispenfe von banpolis 
zeifihen Beflimmungen im Geb. der 
Verworg. ZuſtG. $ 145 u. 162. 

2a) 8. 17. Juli 46 (GS. 399) u. im 
Geb. der VerwOrg. ZuſtG. 8 148. 


21* 
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8 280. 

b) Die Genehmigung der Neu⸗ uud Umbauten (den Bau⸗Konſens) 
ertheilt die Ortspolizeibehörde??). Dies gilt auch von Staatsbauten ??), Wer 
ohne Genehmigung baut oder von derfelben abweicht, verwirkt Strafe und 
hat zu gewärtigen, daß der Bau, wenn er fchädlich, gefährlich oder verun- 
ftaftend ift, auf feine Koften abgeändert oder, foweit biefes nicht möglich ift, 
abgetragen wird). 

Mit dem Bauerlaubnißgefuhe find Lage und Einrichtung des Gebäudes 
durch die erforderlichen Zeichnungen (Lageplan, Grundriß und Aufriß, Facade⸗ 
zeichnung) erfichtlih zu maden. Bei der Genehmigung kommen die Rüd- 
fihten des Verkehres?5), der Feſtigkeit der Konftruftion, der Feuerficherheit?®), 
der Gefundheit??) und der Schönheit?3) in Betracht. 

Diefe Rüdfihten fordern ferner .eine ordnungsmäßige Anlegung der 
Straßen und Pläte??), und es können dieferhalb Straßen- und Baufludt- 
linien im voraus einzeln oder für größere Flächen (Bebauungspläne) mit der 
Wirkung aufgeftellt werden, daß über die dadurch bejtimmte Grenze weder 
Neubauten noch Um- und Ausbauten vorgenoinmen werden dürfen’). Eine 


2) 2. I 8 S 65—69, vgl. Anm, 4 
u. 20. — Gewerblihe Anlagen 5 350, 
Anm. 24. — Gegen Verſagung ober ein⸗ 
geſchränkte Ertheilung find die in Bezug 
auf Polizeiverfügungen gegebenen Rechts» 
mittel ($ 231 Abi. 4) zuläffig Erk. O2. 
26. Feb. 85 (Entid. XII 363). 

3), Nah ER. 12. Okt. 72 (MB. 258) 
bedurfte e8 nur der Anzeige; infolge des 
Er. OB. 5. Sept. 78 (V 324), welches 
die Zuftimmung der SOrtspolizeibehörbe 
vorausſetzt, ift jedoch im Geb. der VerwOrg. 
Baukonſens u. Bauabnahme für erforder- 
lich erachtet worben. 

2) StGB. 8 3683 u. 36715, — EM. 
188 71x 72 u Erk. OV. 22, April 
80 (VI 318). 

3, R. I 8 8 78—80 verbietet bie 
Berengung d. Straßen. — Einihräntungen 
im Intereffe der Nachbarn Nahbarredit) 
$ 118—191 fowie I 9 8 340—342 u. 
I 22 8 55-62. Nah 18 8189 u. 240 
daf. müffen neuerrichtete Gebäude von bes 
bauten Nahbargrundftüden 3, von unbe- 
bauten 11%, Fuß entfernt bleiben. Das 
gemeine Recht verlangt 2 duß Bek. 8. Jan. 
45 (han. GS. J 11) Nr. 

%) Entfernung der Wielde von ein⸗ 
ander (Auseinanderbau auf dem Lande) 
u. von andern Ienergefüprigen Anlagen 
(Eiſenbahnen 8 377 Abf. 2 d. W., ges 
werbliden Anlagen 8 850 Nr. " Pulvers 


magazinen KO. 5. Nov. 22 u. R. 18. 
Oft. 34 RAM. XVII 1109); SHerftellung 
der Bedahungen, Feuerungen u. Schorn⸗ 
fteine aus feuerſicherem Material nad 
Maßgabe der Polizetverordnungen Bel. 
10. Sept. 53 (GS. 754); Zugünglidfeit 
der Treppen u. Ausgänge. Beſondere 
Vorſchriften für Theater u. ähnliche Lokale 
ER. 18. Nov. u. 17. Dez. 81 (MB. 82 
©. 9 u. 16); Nadtrag 14. Inni 82 u. 
C. 9. De. 85 (MB. 252). 

7) Die Wohnungen müſſen trocken bes 
zogen werden u. für Luft u. Licht zu⸗ 
gänglih fein. — In der Regel follen 
Gebäude — abgeſehen von Gaſſen (Anm. 
29) — nicht Höher als die Straßenbreite 
fein und nicht mehr als vier bewohnte 
Geſchoſſe enthalten. 

2), Die Baufreiheit ift infoweit ein⸗ 
geſchränkt, als grobe Verunftaltungen ber 
Städte u. öffentlihen Plätze verboten find 
ER. 18 866, 71 u. 78, El. OV. 14. 
Juni 83 (IX 853). 

2) G. 2. Zuli 75 (GS. 561), Inſtr. 
28. Mai 76 (MB. 131); Einf. in Lauen- 
burg ©. 25. Feb. 78 (GS. 97) 8 88. 
Kom. v. Friedrichs (Berl. 81), — Die 
gewöhnfide Mindeftbreite beträgt bei 
Sauptftraßen 30 m, bei Nebenftraßen 
20 m u. bei Gafjen 12 m. 

8 1—11, 16, im Geb. der VerwOrg. 
Znft®. 8 146, 162 u. LBS. 8 121. — 
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Entſchädigungspflicht für die Gemeinde tritt erft ein, wenn das fo ausge- 
ſchloſſene Terrain zur Straße gezogen wird, von daraufftehenden Gebäuden 
freigelegt werden muß oder zu einen Bauplate gehört, der bereits anderweit 
an eine fertige Straße und an eine fetgeftellte Baufluchtlinie grenzt?%). 
Außerdem kann durch Ortsftatut feftgeftellt werden, daß, 

1. wenn Straßen noch nicht gemäß der baupolizeilihen Beftimmungen des 
Orts für den öffentlichen Verkehr und Anbau hergeftellt find, Wohn- 
gebäude, welche Ausgänge nach denfelben haben, nicht errichtet werden 
bürfen®?); 

2. die Freilegung, erfte Einrichtung, Entwäfferung und Beleuchtungsvor⸗ 
richtung neuer Straßen oder Straßentheile, fowie deren zeitweilige, 
jedoh höchſtens 5 jährige Unterhaltung von den Unternehmern der 
neuen Anlage oder von den angrenzenden Eigenthümern übernommen 
werden muß °®). 

Die Erridtung von Feuerftellen innerhalb einer Entfernung 
von 75 m. vor größeren Waldungen ift nur auf Grund eines die Ber- 
hütung von Feuersgefahr bezwedenden Verfahrens zuläffig *). 

Neue Anftiedelungen (Anbauten außerhalb einer im Zufammenhange 
gebauten Ortſchaft) fordern in den meiften Provinzen eine befondere orts⸗ 
polizeiliche Genehmigung, welche bei mangelnder Zugänglichkeit oder bei Ge- 
fährdung der benachbarten Felder, Gärten, Forften oder der Jagd und Fiſcherei 
verfagt werden Tann”). Die Anlegung einer Kolonie (Mehrzahl zufammen- 
hängender Anfiedelungen) jest außerdem vorherige Negelung der Gemeinde-, 
Kirchen- und Schulverhältniffe, und in Landkreifen die Genehmigung des Kreis⸗ 


ausfchuffes voraus 86). 


Auch der Bau von Schuppen, Denk- 
möälern, Mauern u. Zäunen unterliegt 
dem Perbote Erf. OB. 14. Suni 81 
(VII 321). 

3 Daf. 8 13 u. 14. 

2) Daſ. $ 12, 13 u. bez. Zuft®. 8 146. 

3 Daſ. 8 15 u. bez. Zuflß. 8 146. 
— Die Berpflihtung trifft aud) die Beſitzer 
von Fabrikgebäuden Erl. 9. März 87 
(MB. 82). — Der Bürgerfteig bildet 
einen Theil der öffentlihen Straße Erf. 
DB. 19. Aprif 82 (VIII 189), Tann 
jedoch unbeſchadet des öffentlihen Verkehrs⸗ 
interefjes von dem Hausbeſitzer benutt 
werden, ſoweit diefer das Steinpflafter zu 
unterhalten hat CR. IS 878, 81 u. 82. 
Eine allgemeine durch Bolizeiverordnung 
näher zu regelnde Unterhaltungspflicht für 
den Hausbefiter, wie das ObTrib. fie an⸗ 
genommen hatte (MB. 78 ©. 55), Tiegt 
nit vor; folhe Pflicht kann nur auf ein 


nachzuweiſendes Lokalrecht gegründet werden 
Erk. OV. 13. Feb. 84 (X 203). 

39 G. 1. April 80 (SS. 230) 8 47 bis 
52 (Friſt in 8 50 jett 2 Wochen LVG. 
8 51) Hohenzollern 8 90. 

5) Aeltere Provinzen außer Aheinprov. 
u. Hohenzollern ©. 25. Aug. 76 (GS. 
405) $ 13—17, 21 (Frift in 8 17 jekt 
2 Woden LBG. $ 51) u. ZuſtG. 8 147; 
Ausf. Inftr. 10. März 77 (MB. 103) 
8 14—18. Hannover ©. 4. Juni 87 
(GS. 324) 8 14—24. (Der auf die 
Laftenvertheilung bezüglihe Theil diejer 
Geſetze findet fih Anm. 23 zu 8 330 auf- 
geführt.) — Der Baulonfens bleibt da- 
neben erforderiih Erl. OB. 5. Mai 81 
(vH 314). — Ar. Herz. Lauenburg ©. 

4. Nov. 74 GWochenbl. 291) u. demnächſt 
Zuft®. 8 148. 

3 G. 1876 8 18—21 u. 24. 
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Beſonderen Beihränfungen unterliegen Neubauten innerhalb der 

Feltungsrayons?”). 
$ 281. 

c) Ueberwachung der Bauausführung, Bauabuahme Mit 
Strafe ift ſowohl die gefahrdrohende Verlegung der Regeln der Baufunft 
bedroft, als die Außeraditlaffung der erforderlichen Sicherheitsmaßregeln beim 
Bauen”). Ein Nachweis der Befähigung oder Vorbildung feitens der Bau— 
handiwerfer wird dagegen nicht mehr erfordert. Die Sicherheit der Baunus- 
führungen ift dadurch weſentlich verringert, insbefondere auf dem Lande, wo 
es ohnehin nicht felten an der genaueren techniſchen Ueberwachung fehlt. In 
den Städten find meift mehrere techniſche Nevifionen vorgefchrieben, nad) 
Vollendung des Rohbaues, nad) der des ganzen Baues, theilweife auch ſchon 
nad Legung der Fundamente. Das Beziehen der Wohnungen ift vielfach 
erft geftattet, nachdem eine beftimmte Frift nad) der letten Reviſion ver- 
ſtrichen ift. 

= 8 282. 


d) Einfhranfungen bezüglich vorhandener Bauten beftehen in- 
foweit, als alle Feuerftätten in baulihem und brandfidierem Yuftande erhalten, 
insbefondere Gebäude, welche den Einfturz drohen, auf polizeiliche Aufforderung 
ausgebeſſert oder niedergeriffen werben müſſen*ꝰ9). Im Falle der Unterlaffung 
kann abgejehen von der Strafe das Gebäude auf Koften des Eigenthümers 
hergeftellt, auf feine Gefahr verkauft, der Gemeinde zugefdjlagen oder ab- 
brodhen werden‘). Aud außerdem foll die Polizei Bauanlagen auf Straßen, 
welche den Verkehrenden Gefahr drohen, nicht dulden“). 

Zur Erhaltung der Kunſt- und Hiftorifden Denkmäler ift unter 
dem Kultusminifter ein befonderer Konfervator der Kunſtdenkmäler angeftellt*?). 
Die Wegnahme und Beihädigung öffentlicher Denkmäler ift unterfagt*?) und 
jede wefentliche Veränderung an öffentlichen Gebäuden und Denkmalen an 
Allerhöcdfte Genehmigung gefnüpft*). Gemeinden dürfen nah Vorſchrift 
der Städte- und Landgemeindeordnungen Saden, die einen hiſtoriſchen, 
wiffenihaftlihen oder Fünftlerifchen Werth haben, ohne Genehmigung weder 
veräußern noch verändern. Gleiches gilt von Stadtmauern, Thoren, Thürmen 
und Wällen®). 


5) 8 110 d. ®. a 18873. 

3 StGB. 330 u Fa vgl. GewO. 38 eu. u. Inſtr. 24. Jar. 44 (MB. 
8 120 Abſ. 3 u. 81 39). 

) StGB. 8 Pi H "ggrıs, u ER. IE 8 35; StGB. 8 304. 

”) 2.18 83664. — Das rheiniſche m KO. 4 Oft. 15 (6S. 206). 
Recht macht den Eigenthümer lediglich für 5 Anm. 57 zu 8 78 u. Anm. 90 zu 
ben entftehenden Zdaden verantwortlih | 5 79 d. W. 
code civ. Art. 1386 
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VIII Armeunweſen. 


1. Heberfidht. 
8 283. 

Armuth iſt die Noth, der Mangel der unentbehrlichen Lebensbedürfniſſe. 
Wo der einzelne fi) nicht mehr zu helfen vermag, muß der Staat ergänzend 
eintreten. Diefes fordert nit nur die Humanität, fondern auch die Politik; 
denn Noth Fennt Fein Gebot und wird dadurch häufig zur Duelle der Rechts- 
verlegungen. Die Hülfe des Staates ift eine doppelte. Er muß dem Eintreten 
der Armuth nad) Möglichkeit vorbeugen, zugleich aber, mo fie eingetreten ift 
dafür forgen, daß fie wieder befeitigt oder doch möglichſt unfchädlich gemacht 
werde, und daß Fein Hülfsbedürftiger ohne die erforderliche Unterftügung 
bleibe?). Die erftere Thätigkeit bildet den Gegenftand der Armenpolizei 
(Nr. 2), die leßtere den der Armenpflege (Nr. 3). Eine Verpflichtung zu 
unmittelbarer ſtaatlicher Hülfsleiſtung ift damit nicht gegeben. “Der Staat hat 
nur die Unterftügungspfliht im Wege der Geſetzgebung feftzuftellen und ihre 
Erfüllung im Wege der Aufficht zu übermadhen?). Unmittelbare Hülfe gewährt er ' 
nur bei außerordentlichen Nothftänden?). Kleinere einmalige Beihülfen bis zu 
60 M. können daneben in geeigneten Fällen, insbefondere an verſchämte Arme 
aus den zur Verfügung der Negierungs-Präfidenten (Regierungen) ftehenden 
Armen- und Wohlthätigkeitsfonds gewährt werben‘). 


2. Armenpolisei. 
8 284. 

Die Belämpfung der eingetretenen Armuth ift ſonach Sache der Armen- 
pflege. Der Polizei fällt daber nur eine vermittelnde, vorläufige Thätigfeit zu, 
welche in der Unterbringung Obdachloſer und in Herbeiführung der Unterftügung 
Hülfsbedürftiger in dringenden Fällen befteht?). 

Die Armenpolizei liegt deßhalb weniger auf dem Gebiete der abwehrenden, 
al8 auf dem der vorbeugenden Polizei und ift hier wie die polizeiliche Thätigkeit 
überhaupt eine verfchtedene, je nachdem die Urſache der Armuth eine unver- 
ſchuldete, durch Unglüdefälle herbeigeführte, oder eine verſchuldete, durch Ver⸗ 


) 8R. 1119 81. gebiete des Rheines infolge der Hochwaſſer 
2) RO. 22. De. 36 (66. 37 ©. 2) | ©. 21. Ian. 83 (GES. 3), desgl. der 


a. ©. 8. März 71 (GS. 130) 8 33. 

9, Fürforge für d. oberſchl. Typhus- 
waifen ©. 13. Suni 51 (GS. 462), Bes 
feitigung des Nothflandes in Oftpreußen 

23. Dez. 67 (GS. 1929), desgl. in 
Pommern u. Schl.⸗Holſtein infolge der 
Sturmfluth ©. 4. April 73 (GS. 185), 
in Oberfdlefien ©. 3. Feb. 80 (GS. 17) 
u. 23. Seb. 81 (GS. 25), im Stroms» 


Weichſel ©. 8. april > (SS. 105) u. 
14. Juli 86 (GS. 211). 

9 CR. 27. Juni 25 (KA. IX 445), 
——— Juli 68 (MB. 241) u. 26. April 85 
78). 


5) SR. II 19 8 15; 1. Feb. 72 
(MB. 46) Nr. 2 u. Et. —8 23. Juni 
76 (I. 337, ebenſo VII 129—136). 
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legung der Rechtsordnung veranlaßte if. Die Abwehr der Unglüdsfälle 
(Theuerungen, Geſchäftskriſen, Arbeitsftodungen, Epidemien) fällt in die Einzel- 
gebiete der Polizeiverwaltung, insbefondere in das der Gewerbe⸗- und ber 
Gefundheitöpofizei®); Hier ift dagegen die Bekämpfung der Rechtsverletzungen 
zu betrachten, welche die Gefahr der Verarmung in fid) tragen. 

Das Geſetz verbietet das zwed- und arbeitslofe Umbhertreiben (Land⸗ 
ftreiherei, VBagabundage), die in Perfon oder durch Angehörige ausgeübte 
Bettelei, die Dernadhjläffigung der Angehörigen infolge Spieles, Trunfes und 
Müßigganges, die Arbeitsfchen folher Perfonen, die aus öffentlihen Mitteln 
unterftügt werden und die verfäjuldete Obdadjlofigfeit. Die Uebertretung diefer 
Berbote ift mit Haft bedroht. Daneben kann gegen die Beftraften zum Zwecke 
ihrer Befferung die Unterbringung in ein ArbeitShaus oder die zwangsieife 
Berwendung zu gemeinnütigen Arbeiten und bei Ausländern die Ausweifung 
verfügt werden‘). Die Mafregel beſchränkt fi) auf arbeits- und befferunge- 
fähige Perfonen; für gewohnheitsmäßige Bettler und Bagabunden, die dieſen 
Borausfegungen nicht entfprechen und nicht felbft die öffentliche Fürſorge in 
Anſpruch nehmen, fehlt e8 zur Zeit noch an geeigneten Einrichtungen. 

Diefe Vorſchriften haben die fortgefegte Ausdehnung des Bagabunden- 
thumes nicht zu hindern vermocht. Namentlich im lettten Jahrzehnt hatte es 
bedenklich um fi gegriffen und nit nur die Zunahme der Verbrechen ge- 
fördert, fondern aud ihre Verfolgung weſentlich erſchwert. Die Erſcheinung 
läßt ih auf mehrfache Urfachen zurüdführen. Die Treigebung und fortgefette 
Erleichterung des Verkehres hat vermehrte Gelegenheit zum Verdienfte geboten, 
dabei aber den Sinn für ein ftetiged und geregeltes Leben gemindert. Gleich— 
zeitig hat die Einführung unbedingter Paßfreiheit die polizeiliche Beauffihtigung 
Diefes Verkehres weſentlich erfihwert?), Die Beſtrafung der Tandftreicherei ift 
infolge deſſen in verhältnigmäßig wenigen Fällen herbeizuführen. Gleiches 
gilt von der Bettelei, die, fo lange ſich willige Geber finden, polizeilich nit 
gehindert werden kann. Zur Befeitigung des letzteren Mißftandes find in 
neuerer Zeit Vereine gegen Bettelei gegründet, deren Mitglieder ſich zu 
gemeinfaner Ausübung einer begrenzten Wohlthätigfeit verbinden, jeder un- 
mittelbaren Berabreihung von Almofen aber enthalten”), Noch wirkjamer 
haben fi) die auf beftimmte Bezirke berechneten Naturalverpflegungsd- 
ftationen gezeigt, die an Stelle der planlos dem Bettler gewährten Geld⸗ 
unterftügung eine ftreng nad dem Umfange des Bedürfniffes bemefjene Unter- 
ftügung durch Obdaddgewährung oder Speifung fegen, aud wohl über größere 


6) 8 353 — 857 u. 264— 269 d. W. — | weiens hinaus 8 313— 319 d. W., insbeſ. 
Borbeugend wirken außerdem die Spar-, | Anm. 1 daf. 
Berfiherungs- u. Kreditlaffen der Ver⸗ 7, StGB. 8 3613—5 u. S u.8 362. — 
armung entgegen. Ihr Wirkungskreis | Arbeitshäufer 8 239 Abſ. 1 d. W. 
reicht indeffen über das Gebiet. des Armen- 8, 8 244 d. W. 

%) ER. 28. Dez. 79 (MB. 80 ©. 29. 
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Gebiete negartig ausgedehnt ſind 10). Weitergehende Ziele verfolgen die in 
mehreren Provinzen begründeten Arbeiterfolonien, die den durch Arbeitd- 
Lofigfeit dem Vagabundenthum verfallenden Perfonen die Rückkehr zu Arbeit 
und geregeltem Leben ermöglichen follen!!). Wird man von diefen Eiurich⸗ 
tungen aud nicht die vollftändige Ausrottung des Uebels erwarten dürfen, jo 
haben fie zu deſſen Einſchränkung unverkennbar fhon jetzt wefentlich beigetragen. 


3 Armenpflege. 
8 285. 

a) Geſchichte. Die Armenpflege lag in der erften Hälfte des Mittel- 
alter8 mefentlih in den Händen der Kirche. Mit Entiwidelung des Lehns⸗ 
weiend trat die Fürſorgepflicht des Lehnäheren für feine Vaſallen Hinzu. 
Nah Eintritt der Reformation und Zerfall des Lehnsverhältniffes wurde dieſe 
Hülfe unzureihend, befonders als die Noth des dreißigjährigen Krieges die 
Zahl der Bedürftigen ftarf verniehrte. Seitdem hat die Landesgeſetzgebung 
fi der Armenpflege zugewendet und die Verpflichtung der Gemeinden auf 
diefem ©ebiete beftimmter geregelt. Im den meiften deutſchen Staaten wurde 
dabei der Unterſtützungsanſpruch von der beſonderen Verleihung des Heimaths- 
rechtes feitens der Gemeinde abhängig und dadurd) zu einer Beſchränkung der 
Aufnahme Neuanziehender. Zur Vermeidung deſſen hat die preußifche Geſetz⸗ 
gebung den Anfprud an die thatfählihe Wohnfignahme geknüpft und damit 
einen befonderen, mit der Gemeindeangehörigfeit nicht aufammenfallenden Unter- 
ſtützungswohnſitz begründet. Nach Einführung der Freizügigkeit im Neiche!?) 


ift dieſes Syſtem aud in die Reichsgeſetzgebung übernommen!?). 


0) Die Zahl in Preußen betrug (1. Sept. 
85) 922, von denen 315 eine Arbeits- 
leiftung verlangten u. die größere Hälfte 
mit Arbeitsnachweis verbunden war. Ueber⸗ 
ſicht MB. 85 ©. 49. 

1) Anregung u. Vorbild bot die f. Weft- 
falen n. Lippe zu Wilhelmsdorf bei Biele- 
feld von dem Paſtor v. Bodelſchwingh 
gegründete u. geleitete Anftalt; ähnliche 
Arbeiterfolonien entftanden f. Oftpreußen 
zu Karlshof b. Raftenburg, f. Branden- 
burg zu Friedrichswille bei Reppen, f. 
Berlin zu Berlin, f. Pommern zu Meierei 
b. Schievelbein, f. Schlefien zu Wunſcha 
b. Rothenburg, f. Sahfen zu Seyda b. 
Zahna, f. Schl.Holſtein zu Ridling b. Kiel, 
f. Hannover u. Braunfhweig zu Käftorf 
b. Gifhorn, f. d. RB. Wiesbaden u. d. 
Großh. Heflen zu Neu-Ulrichftein b. Kirche 
hain u. f. d. Rheinprov. zu Lülerheim b. 
Weſel u. zu Elkenroth b. Altenkirchen (fa- 
tholifh), während in Weftpreußen u. Pofen 
Bereine behufs Gründung folder Anftalten 
beftehen. — Im übrigen Deutichland finden 


fi Arbeiterlolonien f. Oldenburg u. Bre⸗ 
men zu Dauelsberg b. Delmenhorft, f. Kgr. 
Sadjen zu Schnedengrün b. Plauen, f. 
Würtemberg zu Dornahof b. Altshaufen 
u. f. Baden zu Anlenbud im Schwarz- 
walde; Bereine beftehen f. Mecklenburg, f. 
Thüringen, f. Baiern u. f. Elſ.⸗Lothringen. 
2.8108. 


1) NG. üb. den Unterfüßungs- 
wohnfik 6. Juni 70 (RGB. 360); Einf. 
in Süpdhefien Verf. 15. Nov. 70 (BGB. 
627) Art. BOT, Baden u. Würtemberg 
G. 8. Nov. 71(RGB. 391). — In Baiern, 
wo die Armenpflege an das Heimathsrecht 
gefnüpft ift u. in Elfaß-Lothringen gilt 
noch die Landesgefeßgebung. — Preuß. 
Ausführungs®. 8. März 71 (GS. 130), 
Inſtr. 10. April 71 (MB. 132). — Einf. 
in Rauenburg ©. 24. Juni 71 (Woch.⸗Bl. 
183) u. 9. März 79 (SS. 134). — Kom. 
v. Eger 2. Aufl. (Brest. 87) u. v. Wohlers 
4. Aufl. (Berl. 86); Syſtem v. Rocholl 
(Berl. 73). 
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8 286. 

.b) Die Verpflichtung ruht demgemäß in erſter Linie auf den Orts- 
armenverbänden. Sie fallen in der Kegel mit den Gemeinden und felbit- 
ftändigen Gutsbezriken zufammen; doch können aud) mehrere derfelben zır 
Sefammtarmenverbänden vereinigt werden). Außerdem find in einzelnen 
Bezirken gewiffe Zweige der Armenpflege (Fürforge für Irre, bei Seuchen 
u. dgl) von den Kreid- und ähnlihen Verbänden übernommen’). 

Wo ein Ortsarmenverband zur Leiftung der Unterftügung nicht verpflichtet 
oder nicht vermögend ift, tritt der Tandarmenverband ein, der in der 
Regel mit dem Provinztalvderbande zufammenfällt 16). 

Die Verpflichtung der Ortsarmenverbände ift eine vorläufige oder 
endgültige. Erftere liegt dem Drtsarmenverbande ob, in deilen Bezirke die 
Hülfsbedürftigkeit hervortritt. Sie erfolgt vorbehaltlich des Koftenerfages 
durch den endgültig verpflichteten Verband. Nur bei Erkrankung von Dienft- 
boten, Gejellen und Lehrlingen fällt für die erften 6 Wochen diefer Erftattungs- 
anſpruch fort!). — Die endgültige Verpflichtung eines Ortsarmenverbandes 
ift durch den Unterftüägungsmwohnfig innerhalb deffelben bedingt, der durch 
Berehelihung, Abftammung oder ununterbrochenen zweijährigen Aufenthalt nad) 
zurüdgelegtem 24ften Lebensjahre erworben wird, und durch Erwerb eines 
anderweiten Unterftügungswohnfiges oder zweijährige Abweſenheit nach zurüd- 
gelegtem 24ſten Lebensjahre verloren geht!?). — Ausländer, zu denen in 
Armenpflegefahen auch die Batern und Elfaß-Lothringer gehören, werden in 
Kranfheitsfällen den Inländern gleich behandelt!”). — Diefe Regelung bedingt 


#26. 8 2—4 u. 6—8; AG. $ 2 
bis 25 u. im Geb. d. Verw. Org. ZuſtG. 
8 40 u. 441, — Gelammtarmenverbände 
finden fih in Schlefien, Neuvorpommern 
u. Hannover. Sie fallen in der Regel 
mit. Ne antpieleverbünden zufammen. 

8 3 


RS. 8 2, 5-8; AG. 8 26-31, 
34, 36—39 u. im Geb. der Verw. Org. 
ZUNG. 8 42, 442. — ProvO. 29. Juni 
75 (Neue Faſſung GS. 81 ©. 234) 
8 128. — Landarmenverbände für Oft 
preußen Regl. 26. Sept. 64 (GS. 621), 
MWeftpreußen Regl. 11. Sept. 67 (SS. 
1709), Brandenburg B. 25. Feb. u. 20. 
April 78 (SS. 94 u. 143), Pommern 
B. 27. Des. 76 u. 15. März 77 (SS. 
77 ©. 2 u. %), Poſen V. 29. Zuli 71 
(SS. 329), Schleſien B. 16. Aug. 71 
(GS. 345) u. 16. Feb. 78 (GS. 91), 
Sadien V. 2. Ok. 71 (GS. 473) u. 
16. März 78 (SS. 127), Schl.-Holſtein 
8. 1. Sept. 71 (GS. 377), Hannover 
3. 1. Aug. 71 (SS. 325), Weftfalen 2. 


RB. Wiesbaden B. 


die Schweiz 27. 


15. Sept. 71 (GS. 461), Rheinprov. 3. 
2. Ott. 71 (65. 477), AE. 12. April 73 
(8S. 251) u. 9. Yan. 82, f. den RB. 
Caſſel V. 29. Zuli 71 (SS. 323), f. d. 
4. Sept. 71 (GS. 
378) u. ProvO. 1885 (ES. 247) 8 101, 
f. Hohenzollern V. 16. Sept. 74 (GS. 311). 
N RG. 8 28, 29, 34 u.35. Für die 
Koftenerftattung unter preußifhen Armen⸗ 
verbänden beftehen fefte Säte NS. 8 30, 
AS. 8 35 u. Tarif 2. Suli 76 (MB. 
259). — Borredt der Eharite zu Berlin 
Anm. 105 zu $ 274 db. 
1, RO. 8 I—27 u. Fr 
19 Daf. $ 60; AG. 8 64. — Bertrüge 
üb. wechjelfeitige Unterflüßung u. Weber- 
nahme Auszuweifender beftehen gegen 
Defterreih, Bel. 2. Sept. 75 (CB. 475), 
April 76 (REB. 77 
S. 3) Art. 10, Italien 8. Aug. 73 (CB. 
281, MB. 74 ©. 70), Dünemarf 11. Dez. 
13 (CB. 74 ©. 31, MB. 74 ©. 71), 
erg. Bel. 25. Aug. 8i (EB. 407 u. 427, 
MB. 225), 14. De. 83 u. 7. Juli 84 








Polizei; Armenwejen. 8 286. 331 
eine Einſchränkung der Freizügigkeit?)). Die Gemeinden find demgemäß zur 
Ausmweifung Neuunziehender befugt, wenn dieſe fich entiveder eine eigene 
Wohnung oder ein Unterfommen nicht verſchaffen fünnen, oder nachweislich die 
Kräfte oder Mittel zum nothdürftigen Lebensunterhalt nicht befigen, folden 
auch von unterftägungspflichtigen Verwandten nicht erhalten. Auch nach dem 
Anzuge können Hülfsbedürftige, deren Unterflügung aus anderen Gründen als 
wegen einer nur vorübergehenden Arbeitunfähigkeit notwendig geworden ift, 
in die Gemeinde des Unterftügungsmohnfiges zurüdgemwiefen werden?!). . 

Streitigfeiten der Armenverbände wegen öffentlicher Unterftügung 
Hülfsbedürftiger unterliegen im Gebiete der Verwaltungs» Organifation dem 
Berwaltungsftreitverfahren vor den Bezirksausſchüſſen, übrigens einem befon- 
deren Verfahren vor den für die Provinzen (in Pofen für die Regierungs- 
Bezirke) beftehenden Deputationen für das Heimathweſen. Zuftändig ift die 
Spruchbehörde, weldhe dem in Anfprud) genommenen Armenverbande vorgejett 
ift. Die landeögefeglihen Vorſchriften find aud bei Anfprüdhen auswärtiger 
Verbände maßgebend?) Berufungen gehen an dad Bundesamt fir 
Heimathwefen zu Berlin, welches die letzte Berufungsinftanz in Streitig- 
feiten zwifchen Armenverbänden verfihiedener Staaten bildet, daneben aber von 
einzelnen Staaten, insbefondere von Preußen als letzte Inftanz für die im 
eigenen Gebiete vorkommenden Streitfadhen anerkannt ift??). — Streitende 
preußifche Armenverbände können übrigens flatt dieſes Verfahrens die fchieds- 
rihterlihe Entſcheidung des Kreisausfchuffes, bez. einer Kreislommiſſion in 
Anſpruch nehmen). 

Der Anſpruch auf Unterſtützung umfaßt Obdach, den unentbehrlichen 
Lebensunterhalt, Krankenpflege und angemeſſenes Begräbniß; Schulgeld fällt 
nicht darunter?). Er kann nur im Verwaltungswege geltend gemacht werden; 


(MB. 84 ©.5 u. 191), Belgien 7. Zuli 
77 (88. 411). — Gegen Baiern u. Elf.- 
Lothringen kommt nad) dem übrigens durch 
das Unterſtützungswohnſitzgeſ. befeitigten 
8 7 bes FreizG. 1. Nov. 67 (BGB. 55) 
noch ber ſ. g. Gothaer Bertr. 15. Juli 51 
(8S. 711) nebft Bertr. 11. Juli 53 
(SS. 877) u. Bel. 6. Sarı. 54 (GS. 32) 
zur Anwendung RVerf. Art. 3 Abſ. 4 u. 
Art. 4 Nr. 1. 

2, 8108. 

2) Frey. 1. Nov. 67 (RGB. 55) 
s 1 u. 4—7; Unterftüßungswohnfig®. 
(Anm. 13) 8 31, 32 u. 655—58. 

2) RG. 8 — u. Wollſtreckung) 
8 53—59, dazu 8 52 u. A®. 8 49, 57 
bis 59; „femer im Geb. ber BenvOrg. 
ZuſtG. 39 u. (erſtinſtanzliches Ver⸗ 
fahren) bie $ 59 Abi. 4 d. W. aufges 
führten Vorſchriften; in den übrigen Prov. 


fommen AG. 8 40—48, 50—56 u. (zu 
8 41) ©. 20. San. 79 (66. 5), GeſchO. 
f. d. Heim. Der. l. 72 (MB. 48), 
Roften (AG. G. 10. San. 74 
(SS. 10) u. —* 8. Feb. 74 (MB. 42) 
zur Anwendung. 

2) RG. 8 41—52, AG. 8 57-59 u. 
GeſchO. 6. Jan. 73 (EB. 4). — Letzte 
Snftanz ift das Bundesamt für Preußen, 
Heilen, Braunſchweig, Anhalt, ©. Wei- 
mar, Kob. Gotha, Altenburg, Keuß ij. Linie, 
Walde, beide Schwarzburg u. Lippe, 
Lübeck u. Bremen. — Die Enticheidungen 
werden bejonders Herausgegeben (18 Hefte 
bis 1886). 

2) AS. 8 60—62 u. im Geb. ber 
Verworg. — 8 431. 

3, AG. 8 1 u. Entſch. des Bundes. 

15. Oft. 72 (MB. 263). 


— 
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Beſchwerden gehen an die Heimathsdeputation, int Gebiete der Berw.-Orga- 
nifation an den Kreis- und bez. Bezirksausſchuß?6). Anderweitige DVerpflich- 
tungen zur Unterftägung Hülfsbebürftiger?”) werden dur die öffentliche 
Armenpflege nicht berührt. Der Anfprud) des Armenverbandes auf Erſatz 
feiner Leiftungen durch verpflichtete Dritte unterliegt dem Nechtöwege?®); doch 
kann die Verwaltungsbehörde auf Antrag des Armenverbandes Eheleute, eheliche 
Eltern und Kinder, bez. die unehelihe Mutter und deren finder auf Grund 
vorgängiger Entfcheidung nad) Mafgabe ihrer geſetzlichen Verpflichtung zur 
Gewährung der erforderlichen Laufenden Unterftügung anhalten??). 

Diefe Gefetgebung ift vielfach angefochten. Manche der feit Erlaß der⸗ 
felben hervorgetretenen Mißſtände werden indeß auf Rechnung der größeren 
Deiweglichkeit der Bevölkerung und der während des letzten Jahrzehntes hervor⸗ 
getretenen geſchäftlichen Schwankungen zu fegen fein. Eine Wiedereinführung 
des Heimathsrechtes würde ſich auch weder mit der Freizügigkeit, noch mit der 
einheitlichen Regelung der Frage im Reiche vereinigen laſſen. Als eine Folge 
des Geſetzes wird man dagegen jedenfall® die große, fich ſtets mehrende Zahl 
der von jedem örtlichen Armenverbande losgelöften Landarmen und die fchwierige 
Beitimmbarkeit des Unterſtützungswohnſitzes fegen dürfen, die ein Streben nad) 
Abwälzung der Armenlaft und zahlreiche langwierige Streitigkeiten fortgefett 
hervorruft. Dieſer Mißſtand würde fich befeitigen laffen, fobald der Verluſt 
des Unterftügungsmwohnfiges durch Abmefenheit wegfiele. Dem Verluſte würde 
dann ftet8 der Erwerb eines neuen Unterftüßungswohnfiges entſprechen. Die 
Landarmen würden verfihwinden und die Streitigkeiten nur zwifchen je zwei 
Ortsarmenverbänden ftattfinden. Würden dann die jet für Landarme ver- 
ausgabten Mittel zur Unterftätung der im Verhältniß zu ihrer Leiftungsfähigfeit 
durch die Armenpflege überlafteten Gemeinden verwendet?®), fo wäre damit eine 
gerechtere und zwedentjprechendere Vertheilung der Mittel ermöglicht, als fie 
gegenwärtig ftattfindet. Daneben würde das mühjame und zeitraubende Streit« 
verfahren durch Bereifung der erften Entfcheidung an die Kreisausfchüfie 
wesentlich vereinfacht werden können. 


Reformbedürftig erfcheint fodann die ländliche Armenpflege. Obwohl 


3) 2°. 5 63 u. im Geb. der VerwOrg. 
ZuſtG. 8 
7) Bepfäte find im Geb. des Land⸗ 
rechts: Verwandte aufs u. abfteigender 
Linie u. Deiannifter eh. II 2 8 63—66, 
25l— 3 8 14—28 nebft Det. 
21. Juli Fey se. 296); uneheliche Eltern, 
Kinder, Großeltern u. Entel LR. II 2 
gatten LR. II 1 S 185 
bis 187, im Komurſe 8 262, nad Schei⸗ 
dung 6 725, 759, 760. 798, '809 u. 823; 
die Herrſchaft gegen ertranktes Gefinde 
GO. 10. Nov. 10 (G&. 101) $ 86, 


94, 95; im Geb. bes rhein. Redts: 
Eltern, Descendenten, Schwiegereltern u. 
Schwiegerlinder C. civ. art. 203—211, 
762, 763, Ehegatten art. 212 u. 214. 
= RG. 8 61 u. 62, — Anfprüde 
der Armenverbünde gegen Arbeiterfranlen- 
kaſſen (S 354 Abſ. 2 d. W.) unterliegen dem 
ewalkungeftreit u. bez. Verwaltungs⸗ 
verfahren ©. 15. Juni 83 (RGEB. 73) 
8 58 u. 72. 
=) 16. 8 65, 67 u. im Geb, ber 
Berw.Org. ZunG' ge Fa verb. Anm. 27. 
2) Bol. AG. S 3 


— 
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dieſelbe vermöge ihrer unmittelbaren Einwirkung beſonders ſachgemäß und den 
einzelnen Fällen entſprechend geſtaltet werden kann, fehlt ihr doch in vielen 
Fällen die erforderliche Leiſtungsfähigkeit. Den Weg zur Abhülfe hat hier 
bereits die Praxis gewieſen, indem ſie außerordentliche Unterſtützungsfälle auf 
die ſtärkeren Schultern der Kreis- und ähnlichen Verbände abwälzt?!). Es 
wird nur darauf ankommen, dieſes Verhältniß noch feſter und allgemeiner aus⸗ 
zugeſtalten. 
8 287. 

c) Die Einrichtung der Armenpflege??) fällt in das Gebiet der Ge- 
meindeverivaltung und wird durch die neuere Gefetgebung wenig berührt. 

Die Koſten der Ortsarmenpflege werden, foweit nicht befondere Orts- 
armenkaſſen beftehen, den Gemeindelafjen entnommen. Diefen fließen neben 
etivaigen freiwilligen Beiträgen und Sammlungen die Einkünfte aus Stiftungen 
und Armenfonds, fowie die ihnen überwiefenen DOrdnungsftrafen zu3?). Eine 
befondere Armenfteuer befteht nur infomweit, als die Gemeinden befugt find, 
Abgaben von öffentlichen Luftbarkeiten für Armenzwede zu erheben‘). Un- 
vermögenden Ortdarmenverbänden merden Beihülfen von den Landarmen- 
verbänden gewährt. Die Landarmenkoften werden auf die einzelnen Sreife 
nad) Maßgabe der Staatsfteuern vertheiltS). 

Die Armenpflege erfolgt durch Gewährung unmittelbarer Unterftüßung oder 
durch Unterbringung in geeignete Anftalten. Ueberall muß fte unter Berüd- 
fihtigung der individuellen Berhältniffe des zu Unterftügenden erfolgen und 
fi) auf das unbedingt Nothwendige befchränfen, da jede ungeeignete oder zu 
reichliche Verſorgung entfittlichend einwirken würde. Die Naturalunterftügung 
verdient den Vorzug vor der Geldgewährung; auch empfiehlt ſich die Verab⸗ 
reihung in kürzeren Terminen. 

In größeren Gemeinden beftehen befondere Armendeputationen?‘) und 
örtlich abgegrenzte Armenbezirke mit Armenfommiffionen und Armenpflegern. 
Auch die Einrihtung der Armenanftalten ift nad Bedürfniß und Mitteln 
verſchieden?). In Heineren Gemeinden kommen fie überhaupt nicht vor, und 


9) 8 286 Abſ. 1 d. W. — Die Ne 
gelung würde der der Wegepfliht ($ 371 
Abſ. 2) entiprechen. 

2) Die Zahl der im Wege der öffentl. 
Armenpflege Unterftütten betrug (1885) 
für Preußen: 953339 od. 3,66 Proz. (in 
den Städten 5,77 Proz.) der Bevölkerung; 
1, der Unterftüßten wurde in Anftalten 
verfet m. Der Gefammtaufivand betrug 


2), 2. II 19 825, 26 u. 28. — An⸗ 
recht Fl Suntfosen 8 261 d. W. 

ar 9827; AO. 7a ul2 
u. 3; ie —— nicht öffentlicher 


Luftbarkeiten wird dadurch nicht ausge» 
iaiofien Erf. OP. 10. Set 85 

147). — Schl.⸗Holſtein R. 5. Mat 68 
(MB. 210); Hannover R. 14. San. 69 
(MB. 31); NRheinprov. Franz. 27. 
Nov. 1796, Dekr. 9. Nov. 1809 u. Sina. 
21. Aug. 22 (KA. VI 714). 


7) Rechtsderhältniſſe eh. I 19 8 32 
bis 89; fie beſitzen Korporationsrechte 8 42 
daf. u. 8 247 d. W.; Oberauffihtsrecht 
us Staates R. 14. Dez. 41 (MB. 42 

. 8). 
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die Verarmten werben reihenweife von den DVerpflichteten verforgt. Bei etwas 
entwidelteren Berhältniffen finden fi Armenhäufer, in denen indeß nur Obdach 
gewährt wird. Die Fürſorge für erkrankte Arme ift dafelbft noch ziemlich 
vernachläffigt und meift auf Vereinbarungen der Gemeinden mit Aerzten 
(Armenärzten) behufs unentgeltliher Behandlung der Kranken befchränft?®). 
Hier bietet fi den Kreis- und ähnlichen Verbänden die Aufgabe, durch 
Kranfenanftalten ergänzend einzugreifen. — Bollftändige Armenanftalten, in 
denen alle Bedürfniffe der Armenpflege Berüdfidtigung finden, befigen nur 
die größeren Städte. Gie find 

1. mit Erziehungd- und Unterrichtszweden verbunden!) oder 

2. auf Krankenpflege gerichtet (Hospitäler, jet meift Kranfenhäufer genannt, 

Entbindungsanftalten, KRettungsftationen)?0) oder 
3. Urmenhäufer, theilmeife mit Arbeitsanftalten verbunden. 


Letztere Verbindung findet ſich aud in den provinziellen Tandarmen- 
anftalten. In diefen pflegen, wenn auch unter räumlicher Trennung, zugleich 
die Korrigenden untergebracht zu werden?!), was der Arbeitsleiftung den 
Charakter der Strafe aufprägt. Da indeſſen die Unterftügung mittelſt Zu- 
weilung geeigneter Arbeiten nicht nur zuläffig*?), fondern in vielen Fällen 
nothiwendig erfiheint, jo muß jedenfalls der Beſchäftigung unterftütter Armer 
auch jeder Schein des Entehrenden benommen werden. 

Bon großer, oft nicht genügend gewürdigter Bedeutung ift da8 Verhältniß 
der Öffentlichen zur firhlihen und privaten Armenpflege. Die Mittel 
und Kräfte der beiden leßteren, die durch Vereine, Sammlungen und Stiftungen 
noch erheblich verftärkt werden, find ſchon an fi) geeignet, bei entſprechender 
Verwendung die. öffentliche Armenpflege wefentlich zu erleichtern, während der 
Mangel einheitlichen Vorgehens in der Regel zu einer Zerfplitterung und 
zwechwidrigen Vertheilung führen wird. Dabei vermag die Öffentlihe Armen- 
pflege die individuellen Verhältniffe nicht fo eingehend zu berüdfidhtigen und 
mit der Unterftügung nicht in gleihem Maße die moralifche und wirthſchaftliche 
Einwirkung zu verbinden, wie es für die Kirchliche und private Wohlthätigkeit 
mit ihren mannigfaltigen Bereinen“?) und Anftalten (Kleinfinderbewahranftalten, 


2) Anm. 76 zu 270. 

2) 8 269 Ab. 2 d. W. 
. © 8 274 u. Anm. 101 zu $ 273. 
. 1) ©, diefe Anftalten Anm. 50 zu 8 289. 
— Beſondere Landarmenanftalten finden 
fih daneben in Wittflod (auch Siechen⸗ 
anftalt) u. Trier. 

2) AG. $ 1 Abf. 2. 

3), In der Regel haben dieſe Vereine 
nur lokale Bedeutung. Eine umfaffenbe 
Drganifation befitt jeboh der vater-= 
ländifhe Frauenverein, ber neben 


der Fürforge für Verwundete und Kranke 
im Kriege (8 103 Abf. 3 d. W.) in ber 
Bekämpfung außerordentlicher Nothſtände 
und Pflege der Armen und Kranken aud 
eine wirkſame Friedensthätigleit entfaltet 
bat. Der preußifhe Verein bildet mit 
den Landespereinen von Baiern, Sachſen, 
Mürtemberg, Baden, Hefien, Medi. 
Schwerin u. S. Weimar einen Berband 
und theilt fich übrigens in zahlreiche Zweig⸗ 
pereine (1886: 606 mit 73446 Mit⸗ 
gliedern, die ſich ihrerjeits für die Provinzen 
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Bereinen für arme Wöchnerinnen, Bürgerrettungsvereinen, Volfsfüchen u. dgl.) 
möglich erſcheint. Letztere Fünnen fi) damit gegen die Armuthurfachen felbft 
rihten und können vorbeugend das Uebel an der Duelle befämpfen, wo die 
öffentliche Armenpflege nur abwehrend auftritt. 


Oſtpreußen, Weftpreußen, Brandenburg, | Übrigen Theil der Rheinprovinz zu größe- 
en Schleſien, Sachſen, Hannover | ren Berbünden zuſammengeſchloſſen haben. 

Weftfalen, fowie für die RegBezirke Handb. der deutichen Frauenvereine (Berl. 
Saffet, Wiesbaden, Düfjeldorf u. für ben | 81). 


Adıtes Kapitel. 
Kulfurpflege. 


J. Kirche und Religionsgeſellſchaften. 


1. Einleitung. 
g 288. 

Die chriſtliche Glaubensgemeinſchaft wird Kirche genannt. Sie beruht 
(als unſichtbare Kirche) auf der Uebereinſtimmung der religiöſen Ueberzeugung, 
fordert aber zugleich äußere Einrichtungen (ſichtbare Kirche), die an die ge— 
meinſame Andachtübung ſich anſchließen und in Verfaſſung und Recht ihren 
Ausdruck finden (Kirchenverfaſſung, Kirchenrecht))). 

Die Kirche trat zuerſt in Einzelgemeinden auf, an deren Spitze Aelteſte 
(Presbyteren) ſtanden. Dieſe ſonderten ſich allmälig von dem Volke (Laien) 
als ein auserwählter Stand (Klerus), der in ſeiner ſtreng gegliederten Ein— 
richtung zum Hauptbindeglied für die zerſtreuten Einzelgemeinden wurde. 
Die Aufſicht führten Biſchöfe, die in den Hauptorten als Metropoliten 
(Patriarchen) zu beſonderem Anſehen gelangten. Der Biſchof von Rom 
(Papſt) nahm, geſtützt auf die Bedeutung Roms als Welthauptſtadt und die 
angebliche Einſetzung durch Chriſti Auftrag an den Apoſtel Petrus, einen be- 
fonderen Rang für fih in Anfprud. Günftige Umftände ließen die fo ent- 
ftandene römiſch-katholiſche Kirche, die fich entſprechend der Verſchieden⸗ 
heit in Sitte und Denkart vollftändig von der morgenländifchen (griechifchen) 


1) Kirhenredt ift das die Kirche bes | griff der Geſellſchaft ab, u. unterfcheibet 
treffende Recht (jus ecclesiasticum). | al Religionsgejellihaften: 
Daneben fteht das von der Kirche aus- a) die zur Öffentlichen eier des Gottes⸗ 


gegangene Recht (jus canonicum), das bienftes verbumdenen Kirchen geſell⸗ 
fih mehrfad über nicht zur Kirche gehörige {haften (Abſchn. 1—11) u. 

Gegenftände verbreitet hat u. deshalb mit b) die zu anderen Neligionsübungen ver» 
jenem nicht überall deckt. — Bearbeitungen einigten geiftlihden Geſellſchaften 
von Richter 8. Aufl. (Leipz. bis 86), Thu⸗ (öfter, Stifter, Orden) Abſchn. 12 
dihum (daf. 72) u. Hinſchius (Berl. 5). bis 20. Berpl. $ 295 Anm. 46, 


. 297 Anm. 6 u. $ 299 d. ®. 
Das Tandredt, weiches in Theil 2, Die RL Mar 18 niterkeiet zwifchen 
zit. 11 ein vollftändiges Kirchenrecht ent. Religionge u. geiftl. Gefellihaften 
hält, leitet die Kirche ohne Rückſicht auf * j " 
ihre innere Nothwendigkeit aus dem Be⸗ 
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Kirche getrennt hatte, vafch und mächtig emporwachſen. Thatkräftige Kircdhen- 
. fürften förderten dieſes Wachsthum und machten gleichzeitig die Gewalt des 
Papſtthums innerhalb der Kirche zu einer nahezu unumfchränften. Mit 
folden Mitteln gerüftet trat fie in den großen Kampf mit dem deutfchen 
Kaiſerthum ein, der in der erften Hälfte des Mittelalter um die Welt- 
herrſchaft geführt wurde und mit dem Falle des Hohenftaufifchen Kaiferhaufes 
(1268) zu gunften der Kirche feinen Abſchluß fand. Der innere Verfall, der 
ſich derfelben alsbald bemädhtigte, ſchloß die weiteren Folgen ded Sieges aus 
und gab den Anftoß zur Reformation, die in der bis dahin einheitlich geftal- 
teten abendländifchen Kirche eine dauernde Spaltung bervorrief und dadurch 
die Machtitellung derfelben weiter erſchütterte. Die neben der Fatholifchen 
entitandene evangelifche Kirche, die fih demnächſt nach der Iutherifchen und 
reformirten Lehre in zwei Bekenntniſſe (Konfeffionen) fpaltete, hat fid) nad) 
längerem Ringen zu völliger Gleihberedhtigung in Deutſchland eniporgelämpft 
und damit den erften Grundftein zur Glaubens und Neligionsfreiheit gelegt 
(Nr. 2). 

Inzwiſchen Hatte fih in Europa ein vollftändiges Staatenfyften ent- 
widelt, und bei der Zerriffenheit der Kirche erhielt in den Einzelſtaaten die 
GStaatsgewalt von neuem das Uebergewicht. So entitand das Zerritorial- 
foftem, welches nad dem Sate „cujus regio, illius reglüio* die Kirche un- 
bedingt vom Staate abhängig machte und die kirchlichen und landesherrlichen 
Befugniffe völlig zufammenwarf. — Diefer Zuftand hat erſt im Laufe unferes 
Fahrhunderts ‚fein Ende erreidt. Der Staat hat der Kirche aus eigenem 
Antriebe eine felbitftändige Stellung eingeräumt, dadurch aber eine genauere 
Beftimmung des Berhältnifjes zwiſchen Kirche und Staat nothwendig gemacht 
(Nr. 3). Der Kirche als ſolcher find mehrere gemeinfame Rechtsverhältniſſe 
eigen (Nr. 4), doch findet fie ihre eigentliche Geftaltung gefondert für Die 
fatholifche und für die evangelifche Kirche (Nr. 5 u. 6). Gleiches gilt von 
den übrigen Religionsgeſellſchaften (Nr. 7). 


2, Glanbens- und Relinionsfreiheit. 
Ä 8 289. | 
In den Religionsfriedensfchlüffen hatte der Grundſatz der Glaubens- 
und Religionsfreiheit nur befchränkte Anerkennung gefunden?). Erſt im Laufe 
des 18. Jahrhunderts gelangte derfelbe zu umfafender Geltung. Preußen 


2, Der weftfäliiche Frieden (1648) Tieß | wejentlich fonfeffionelles Geprüge angenom- 
im Reihe nur Katholifen u. Proteftanten | men hatten, ließ der Friede diefes Recht 
(Lutheraner u. Neformirte) zu, denen er | mit der Einſchränkung beftehen, daß den 
im Berhältniß zum Neihe gleiche Rechte | Konfeffionen der Beſitzftand des Normal- 
gewährte. In den Territorien, welche duch | jahres (1624), der Vermögensbeſitz im 
das bis dahin von dem Landesherrn un« | Falle der Ausiwanderung, der Anfprud) auf 
bedingt ausgeübte Zulaffungsreht Refor- Hausandadt u. ein gleiches bürgerliches 
mationsrecht, jus reformandi) bereits ein | Necht gefichert werde. 


Grf. Hue de Grais, Handbud. 6. Aufl. 22 
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mit feiner aus verfchiedenen Konfeffionen zufammengefegten Bevölkerung) 
ging bierin voran. Schon das Landrecht hatte das Syftem ber Toleranz 
zum beftimmten Ausdrude gebracht“). Noch weiter ift fpäter die Verfaſſung 
gegangen, die neben ber Freiheit des Bekenntniſſes und der Religionsübung 
auch die der Bereinigung zu Religionsgefellichaften mit der Einfchränfung ge- 
währleiftet hat, daß Korporationsrechte von lettteren nur durch befondere Ge- 
fege eriworben werden fünnen?). Ferner wurde der Genuß der bürgerlichen 
und ftaatsbürgerlichen Rechte von dem religiöfen Belenntniffe mit der Maß— 
gabe unabhängig gemacht, daß den bürgerliden und ftaatSbürgerlichen 
Pflichten hierdurch Fein Abbruch gefchehen darf. Auch foll bei den mit der 
Religionsübung in Zuſammenhang ftehenden Einrichtungen (Feiertagen, 
Eidesleiftungen) Lediglich die chriſtliche Religion zu Grunde gelegt werden ®). 
Damit blieb eine engere Verbindung des Staated mit den riftlichen Kirchen 
gewahrt. 

Als eine Folge der Neligionsfreiheit ift e8 anzufehen, daß der in vor- 
gefchriebener Form vor dem Richter erklärte Austritt aus der Kirde 
oder aus einer mit Korporationsredhten verjehenen Religionsgeſellſchaft die 


Befreiung von den kirchlichen Verbandslaſten nach fich zieht?). 


9) Dem urjprünglih faft rein ebange- 
lichen Staate find feit Mitte des vorigen 
Sahrhunderts mehrere größere Tatholifche 
Landestgeile hinzugetreten. Seine Be- 
völferung fette fih zufammen (1885) aus 
9621624 (33,97 Proz.) Katholiken; 
18 243 587 (64,42 Broz.) Evangelifchen 
(15 385 141 Unirten, 2480 171 Luthe⸗ 
riiden u. 378275 Reformirten), Arm. 
54 zu 8 302; 83020 fonftigen Chriften 
(Baptiften, Ichingianer, Mennoniten, reis 
gemeindlern, Diffiventen); 366 543 (1,3 
Proz.) Juden; 3684 Belennern fonftiger 
u. unbeftimmter Religionen. Vorwiegend 
evangeliih find Oftpreußen, Brandenburg, 
Pommern, Sadjen, Hannover, Schl.⸗Hol⸗ 
ftein u. die RegBez. Breslau u. Liegnik. 
Borwiegend Tatholifh find dagegen Pofen, 
die Rbeinprovinz, Hohenzollern, ſowie die 
RegBez. Miünfter u. Oppeln. 

9 8R. II 118 1-9 u. Pat. 30. März 
47 (GS. 121). — Eheliche Kinder aus 
gemiſchten Ehen ſind, wenn die Eltern 
nicht über deren anderweite Erziehung einig 
find, in der Religion des Vaters zu unter⸗ 
richten LR. II2 8 74—78, 82, 84 u. 
Dell. 21. Nov. 1803 (Nov. O. Const. 
XI 1931), Ausdehnung auf die weftl. 
Prov. KO. 17. Aug. 25 (88. 221); un⸗ 
eheliche ER. II 2 8 642. 

>) BU. Art. 12 u. 13. — Die Staats- 


genehmigung (LR. II 11 $ 10) ift damit 
weggefallen; die Neligionsgefellichaften 
unterliegen nur den Beſchränkungen des 
Bereinsgefees (S 246 d. W.) u. find, 
wenn fie Korporationsredte erlangt haben, 
auch von diefen befreit V. 11. März 50 
(SS. 277) $S2 Abſ. 3. KRorporations» 
rechte (S 247 d. W.) befiken zur Zeit 
die katholiſche u. evangelifche Kirche ER. II 
11 $S 17, die v. d. Landeskirche ſich ge- 
trennt haͤltenden Lutheraner Gen. - Konz. 
23. Suli 45 (GS. 516) Nr. 3 u. Juſtr. 
7. Aug. 47 (MB. 317), die Herrenhuter 
u. böhmifhen Brüder Gen.Konz. 7. Mat 
1746 u. 18. Juli 1763, die Synagogen⸗ 
Gemeinden ©. 23. Juli 47 (GS. 263) 
Ss 37 u. die vom Stante aufgenommenen 
Stifter, Klöfter u. Orden LR. I 11 
8 940. — Berleihung an Mennoniten ©. 
12. Suni 74 (GS. 238), an Baptiften 
7. Sul 75 (65. 374). 

6) BU. Art. 12 u. 14. — Im Reide, 
wo zur Zeit bes Bundes der Grundſatz 
auf die drei chriſtlichen Konfeffionen be⸗ 
ihränft war (Bundes-Afte Art. 16), ift 
derfelbe gegenwärtig allgemein anerkannt 
G. 3. Zuli 69 (BGB. 292), Einf. in 
Süddeutſchl. Anm. 12 zu $S 6 d. W. 

7, &. 14. Mai 73 (GS. 207), Ausf. 
Bf. 13. Juni 73 (IMB. 183). 
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3. Verhältniß des Ataates zur Kirche, 
8 290. 

a) In der Anerkennung der Religionsfreiheit tritt der Staat nur negativ 
der Kirche gegenüber. Seine Beziehung zu derjelben erfcheint damit aber 
noch längſt nicht erſchöpft, fie äußert aud) ihre pofitive Wirkung. Der In- 
begriff der Hieraus fließenden Rechte wird im Gegenfaß zu der von den 
Drganen der Kirche felbjt ausgeübten Kirdhengewalt (Kirchenregiment, jus 
#acrorum oder in sacra) als Slirchenhoheit (jus circa sacra) bezeichnet. 
Während die Einwirkung der Kirche auf bürgerliche Rechtsverhältniſſe faft 
völlig befeitigt ift°), kann der Staat feinem eigenften Wefen nad) auf gewiſſe 
Rechte gegenüber der Kirche nicht verzichten. Die Kicchenhoheit bildet dem⸗ 
gemäß einen nothwendigen Beitandtheil der Staatshoheit. Sie umfaßt: 

1. Dos Aufnahmerecht (jus reformandi), jet nur die Verleihung der 
Korporationsrechte umfafjend ?), 

2. das Schutz- und Schirmredt (jus advocatiae), vermöge defjen der 
Staat fowohl den nöthigen ftrafredtlichen und polizeilichen Schu !), 
als die erforderliche Rechtshülfe bei vermögensrehtlihen Anfprücdhen?!) 
zu gewähren hat und 

3. das Oberauffihtsreht (jus supremae inspectionis), mittelft deffen 
er allen feine eigene Sphäre verlegenden und gefährdenden Uebergriffen 
entgegentritt. 

Diefe ftaatlihe Auffiht ift nicht allein den einzelnen Konfeſſionen gegen- 
über eine verfchiedene, fie hat ſich auch je nad) dem wechſelnden Verhältniß 
zwiſchen Staat und Kirche im Laufe der Zeiten mehrfach geändert!?). Die 
Beitimmung ihrer Grenzen bietet große Schwierigkeiten und tft zur Quelle 
endlofen Streites geworden. 

S 291. 

b) In Preußen war der Kirche durch die Berfaffung die felbitjtändige 
Ordnung und Verwaltung ihrer eigenen Angelegenheiten, der ungehinderte 
Verkehr mit ihren Oberen und die freie Befegung der kirchlichen Stellen 
gewährt!?), Im der feit und vollſtändig organifirten Fatholifchen Kirche konnte 


8, In diefem Sinne erfolgte: 

a) die Aufhebung der geiftlihen Ge⸗ 
rihtsbarfeit $ 179 Abf. 2 d. W. 

b) die Einführung der Eivilehe 8 210, 

c) die ‚Seleitigung ai firhlichen Shul- 
auffiht 8 304 Abf. 5. 

N 8 289, knabef, Ann. 2 u. 5 d. W. 
8 255 


1, Dazu gehört die Regelung ſtreitiger 
Baufaden Anm. 55 u. die Beitreibung 
d. Tirhliden Abgaben Anm. 56. 

2, Während im Mittelalter der Staat 


vielfah von der Kirche abhängig, erſchien, 
der abſolute Staat des 17. u. 18. Jahr⸗ 
hunderts dagegen tief in das inmere Leben 
berfelben hineimgriff, fucht die Gegenwart 
in der Scheidung der Kirchenhoheit dv. der 
Kirchengewalt die beiderfeitigen Gebiete fefter 
gegeneinander abzugrenzen. 

BU. Art. 15, 16 u. 18. — Das 
Erforderniß ftaatliher AZuftimmung zu 
kirchlichen Erlaſſen (jus placeti 2%. II 
11 8 117 u. 118) war damit befeitigt. 


22% 
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diefe Vorſchrift nicht allein ohne weiteres zur Durdführung gelangen, fie er= 
hielt auch durch milde Praris des Staates, ſowie durch geſchicktes und that- 
Fräftiges Vorgehen der Bifchöfe bald eine über ihre Abficht hinausgehende 
Anwendung. Die Auffiht des Staates und die Unterordnung der Kirche 
unter die Staatögefege wurde allmälig ganz in Trage geftelt. Dazu kam, 
daß mit Aufftellung des Unfehlbarkeitsdpogma*) der Papft ein unbedingtes 
Anordnungsrecht für fih in Anfprud nahm, da8 bei dem allumfaffenden 
Charakter des Fatholifchen LXehrbegriffes in das ſtaatliche Gebiet tief hinein- 
griff und vermöge der in dieſer Kirche geübten ftrengen Disciplin in weiten 
Kreifen ſich Geltung verfchaffte. Demgegenüber die vielfach verwifchte Grenz- 
linie zwiſchen Kirchenhoheit und Kirchengewalt wieder beftimmter zu ziehen, ift 
die Abficht der f. g. Maigeſetzgebung. Sie war zunächſt durch die Politif 
der katholiſchen Kirche hervorgerufen und weſentlich gegen diefe gerichtet, follte 
jedoch das ftantlihe Aufſichtsrecht allgemein, alfo aud) der evangelifchen Kirche 
gegenüber, feitftellen. Um dabei jeden aus den Beſtimmungen der Ver— 
faffung Herzuleitenden Einwand. abzufihneiden, wurden diefe aufgehoben?°). 
Diefe Geſetzgebung ftieß bei der katholiſchen Kirche auf den Heftigften Wider- 
ftand. Der alte Streit zwifchen Kirche und Staat flammte wieder auf und 
hat feitdem ſchwer und lähmend auf unferem ftaatlichen wie kirchlichen Leben 
gelaftet. Aus diefem Grunde ließ die Regierung, die den Widerftand der 
Kirche unterfhägt Hatte und ſich über die Wirkung ihrer Kampfesmittel 
getäuſcht ſah, demnächſt mehrfahe Milderungen eintreten, um insbefondere 
die Wiederaufnahme der unterbrocdenen Seelforge dadurch zu ermöglichen !®). 
Als Hierauf auch die Kirche ſich entgegenkommend zeigte!”), wurde ein großer 
Theil der Gefetgebung wiederum befeitigt 1%). Der heutige Rechtszuſtand hat 
ſich hiernach wie folgt geftaltet: 

1. Für die Uebertragung eines geiftliden Amtes in der hriftlichen 
Kirche wird die Eigenſchaft als Deutfcher, das Abgangszeugniß auf 
einem deutfhen Gymnaſium und ein bdreijähriges Studium auf einer 
deutſchen Univerfität vorausgefegt. Don diefen Erforderniffen Tann 
der Kultusminifter dispenfiren. Die Erridtung von Knabenkonvikten 
und Knabenſeminarien (mit Gymnaftalunterricht) ift unterfagt, Konvikte 
für Beſucher von Gymnaſien und Univerfitäten find dagegen zugelaffen. 
Daſſelbe gilt von Anftalten zu theologifch-praftifcher Ausbildung (Predi- 
ger⸗ und Priefterfeminarien)1?). Die Uebertragung ift unzuläffig, wenn 


1) Constitutio: Pastor aeternus 18. | Anzeigepfliht (Anm. 20) u. Wiederbeſetzung 


Juli 70. der infolge der Maigeſetze erledigten Bis⸗ 
5) &. 18. Juni 75 (GS. 259) betr. thitme r. 
Aufthebung der VU. Art. 15, 16 u. 18. is) G. 21. Di 86 (65. 147) u. 29. 
G. 14. Zuli 80 (GS. 285), 31. | April 87 (SS. 127). 


an 82 (GS. 307) u. 11. Juli 83 (SS. ”&. 11. Mai 73 (SS. 191) $1, 
109). 3—5, 14, v. 31. Mai 82 Art. 8, v. 
7) Dies geihah durch Crfüllung der | 21. Mai 86 Art. 1-5 u. v. 29. April 
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der Anzuftellende der gefetlichen Erforderniffe für das geiftliche Amt 
ermangelt oder auf Grund von Thatfachen, melde auf bürgerlichem 
oder ftaatSbürgerlichem Gebiete liegen, für die Stelle nicht geeignet ift. 
Die Uebertragung darf erft erfolgen, wenn der Anzuftellende dem Ober- 
Präfidenten benannt und von diefem nicht innerhalb 30 Tagen wegen 
Mangels diefer Vorausfegungen Einfprucd erhoben wird. Auf wider- 
ruflide Uebertragungen, auf die Anordnung von Hilfsleiftungen und 
Stellvertretungen und auf die Beſtellung von Pfarrveriwefern findet 
diefe BVorfhrift Feine Anwendung?). Die Errichtung widerruflicher 
Seelforgeämter erfordert Genehmigung, und gleiches gilt von dem Aus⸗ 
Thluffe oder der Beſchränkung der Klagbarfeit der aus dem Amtsver⸗ 
hältniffe entfpringenden vermögensrechtlichen Anſprüche?). Zumider- 
Handlungen, zu denen jedoh die Abhaltung von Meſſen und die 
Spendung der Sterbefaframente nit gehören??), find mit Strafe be- 
droht??). Zugleich tritt Die fommifjarifche Verwaltung des Vermögens 
der nicht oder nicht ordnungsmäßig befetten Stellen ein). Bei un- 
befugter Ausübung der Kirhenämter ift Aufenthaltsbefchränfung und 
äußerſtenfalls Entziehung der Reichs- und Staatsangehörigfeit zuläfftg”?). 
Außerdem wurden in Hinblid auf den Widerftand des Klerus gegen 
diefe Geſetze die ftaatlihen Leitungen für Bisthümer und katholiſche 
Geiſtliche verfchiedentlich eingeftellt; fie find jedoch überall wieder auf- 
genommen ?6). | 

. Dem Mißbraude der Kirhengewalt wird mehrfach entgegen- 
getreten. Die Geiftlihen find wegen ftaatsgefährdender Predigten 
und Beröffentlihungen mit Strafe bedroht?”), während die An⸗ 
wendung firhliher Straf» und Zudtmittel, weldhe das religiös- 


87 Art. 1. — Ausſchluß der im Auslande 
zu Prieftern geweihten Staatsangehörigen 
KO. 13. De. 45 (GS. 46 ©. 21). — 
Evangeliſche Predigerfeminarien zur Fort- 
fegung der Univerfitätsftudien beftehen zu 
Wittenberg, Hadersleben (für das Studium 
der däniſchen Sprade), zu Hannover, 
Klofter Loccum u. Herborn. 

2), G. 11. Mai 73 8 1, 15—17, 3. 
21. Mai 74 (85. 139) Art. 1 u. 11, 
v. 11. Suli 83 At. 1 u. 2 u v. 29 
April 87 Art. 2 Ss 1 u. 2. — Folgen 
gerihtliher Berurtheilung ©. 1873 8 21 
u. ©. 1887 Art. 2 8 4. 

2, G. 11. Mai 73 8 19 Abf. 1 u. 
8 20. — Der Pfarrbefekungsziwang ($ 18 
— Abſ. iſt aufgehoben G. 29. April 

Art. 
2) 6. — Roi 86 A. 15 u. v. 29. 
April 87 At. 285. 


23, ©. 11. Mai 73 8 22—24. — ©. 
12, Mai 73 (66. 198) 8 31, v. 21. 
Mai 74 Art. 2, v. 14. Suli 80 Art. 5 
u. vd. 11. Suli 83 Art. 3. 

2) G. 21. Mai 74 Art. 3-11, erg. 
(Befeitigung des Berufungsredts der Pa⸗ 
trone u. Gemeinden u. damit der ſ. g. 
Staatspfarrer) ©. 31. Mai 82 Art. 4 
— Berwaltung erledigter Tatholifcher Bis⸗ 
thümer ©. 20. Mai 74 (GS. 135) $ 1 
bis 3, erg. ©. 14. Juli 80 Art. 1, 2 
(die nad) Art. 7 eingetretene Unwirkſamkeit 
ift wieder bejeitigt ©. 21. Mai 86 Art. 
11) u. ©. 11. Juli 83 Art 2 Nr. 3. 
(Die $ 4-19 des G. 1874 find anfges 
hoben ©. 21. Mai 87 Art. 6.) 

3, RO. 4. Mat 74 (RGB. 43). 

% G. 22. April 75 (GES. 194), erg. 
G. 31. Mat 82 Art. 2. 

2) StGB. $ 130a (Ranzelparagraph). 
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kirchliche Gebiet überfchreiten, oder gegen Leib, Vermögen, Freiheit oder 
bürgerliche Ehre gerichtet find, verboten iſt?s). Die kirchliche Dis— 
ciplinargewalt über die mit geiftlihen oder richterlichen Funk— 
tionen betrauten Kicchendiener muß in einem beftimmten Berfahren 
ausgeübt werden; auch die Strafmittel find begrenzt; ftrengere Be— 
fteafungen find dem Ober-Präfidenten anzuzeigen, dem auch beftimmte 
Befugniffe bezüglich der Demeriten- (Beflferungs-) Anftalten übertragen 
find?9). Die in theilweifer Wiederherftellung des im deutfchen Reiche 
feit dem 16. Jahrhundert beftandenen recursus ab abusu zugelaffene 
Berufung an die Staatsbehörde und der befondere Gerichtshof für 
kirchliche Angelegenheiten find aufgehoben?‘). Dagegen kann der Staat 
die Unfähigkeitserklärung zur Bekleidung des Amtes in Betreff folder 
Kirchendiener herbeiführen, melde die ftantlihen Geſetze in einer mit 
der öffentlichen Ordnung unverträglichen Weife verlegen?). 


. Insbeſondere für die fatholifche Kirche iſt das theilmeife Verbot der 


Drden und die Einführung der ftaatliden Aufſicht über die 
Bermögensverwaltung berednet??). 


g 292. 


c) Die ſtaatlichen Organe in Kirhenfahen find der Miniſter der 


geiftlichen Angelegenheiten ??), die Ober- und Kegierungs-Präfidenten und die 


Kirhen- und Schulabtheilungen der Regierungen). 


Die Lofalbehörden han⸗ 


deln mit wenigen Ausnahmen?) nur im Auftrage diefer höheren Behörden. 


A. Gemeinfame Redtsuerhältniffe 36), 
8 293. 


a) Die Kirche kommt in einzelnen räumlich abgegrenzten Gemeinden 
¶ Parochieen) zur äußeren Erfheinung?”). 


*) G. 13. Mat 73 (GS. 205) $ 1, 
auf Berfagung kirchlicher Gnadenmittel 8) In 
unanwendbar ©. 21. Mai 86 Art. 12. 
(Die 8 2—6 des erfteren Gef. find aufs 
ie G. 29. April 87 Art. 4. 


Während die katholifhe Kirche 


bagegen aufgehoben LVG. 8 26 u. 27. 
Hannover führen die Land⸗ 
räthe gemeinfam mit den Superintenden- 
ten als Kirhen- Rommiffarien die Aufficht 
) über die Organe ber eangeiihen Kirchen⸗ 
12. Mai 73 (GS. 198) 82 





bis 5, 8 u. 9, ©. 21. Mai 86 Art. 6—8 

©. 29. April 87 Art. 3. 

2°, ©. 21. Mai 86 Art. 9 u. 10. 

a) G. 12. Mai 73 $S24—31, erg. ©. 
14. Juli 80 Urt. 1 u. v. 31. Mai 82 
Art. 2. 

2, 8 298 u. 299 d. W. 

”) 8 49 d. W. 

3 Kathol. Kirche 8 298 Anm. 13 u. 
14; evangelifhe S 300 Anm. 25. — In 
H annov er ift die Zuſtändigkeit der evan⸗ 
geliſchen Konfiftorialbehörden aufrecht er- 
halten; die Zatholifchen Konfiftorien find 


gemeinden Bel. 22. Oft. 64 (han. GS. 
I 449). 


B Die Grundlage bildet das Land⸗ 
rest Th. II Titel 11, f. Anm. 1. — 
Die Stellung der Kirche zum Staate hat 
ſich inzwifchen wefentlic verändert 8 291 


d. W. 

7) A. II 11 Abſchn. 5 (8 237—317). 
Die Kirchengemeinde hat im Geb. des LR. 
die vermögensrechtliche Vertretung auch 
bezüglich der durch Beiträge der Einge⸗ 
pfarrten zu erfüllenden Verpflichtungen 
Erf. d. RGer. 8. San. 87 (MB. 78). 
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in ihnen nur Glieder der allgemeinen kirchlichen Gemeinſchaft erblidt, bilden 
fie in der evangelifhen den eigentlichen Mittelpunkt des kirchlichen Lebens, 
und diefe Bedeutung findet fi in der neueften Gefetgebung, welche den ein- 
zelnen Gemeinden eine geordnete Vertretung gegeben Hat?®), weiter entwidelt. 
In beiden Kirchen befigen die Parochieen Korporationsrechte. Die eine Mehr- 
zahl von Parochieen umſchließenden Auffichtsbezirte heißen Diözefen. Die 
Neubildung wie die Veränderung der Parochieen beftimmt der Staat, erftere 
unter Zuziehung der geiftliden Oberen, letztere nach Anhörung der Bethei- 
Iigten?®). Die innerhalb der Parodie abgezweigten Nebentirchen heißen 
Tochter» oder Filialkicchen?), während die den Zwecken zweier Gemeinden 
von verſchiedener Ronfeffion dienenden Kirchen als Simultanfichen bezeichnet 
werden?!). Zur Parodie gehören alle Anhänger des gleichen Belenntniffes, 
die im Bezirke derjelben wohnen?) Die Aufhebung der Parochieen fordert 
gleichfalls ftantlihe Genehmigung. Sie erfolgt, wenn binnen 10 Jahren 
feine Mitglieder derfelben vorhanden geweſen oder Fein Gottesdienft gehalten 
worden if. Ihr Vermögen fällt in dieſem Falle an die anderen Kirchen 


- derfelben Konfeffion und Provinz °P). 


S 294, 

b) Das Patronat, welches die unmittelbare Beauffihtigung und die 
Sorge für Erhaltung und PVertheidigung einer Kirhe in fi ſchließt, ift in 
feinem Urfprunge auf die Grundherrlichkeit, auf Vertrag (in$befondere bei 
Schenkungen) oder auf die obrigfeitliche Gewalt zurüdzuführen. Aus legterer 
hatte fih nad) der Säkularifation (1803) der Begriff des landesherrlichen 
Patronatrehts entwidelt. Diefes ift verſchwunden; übrigens hat fi das 
Patronat, obwohl es eine Beſchränkung der kirchlichen Selbftftändigfeit und 
der Autonomie der Kirchengemeinden in fich ſchließt, bislang noch erhalten**). 


8) 8 298 u. 302 d. W. — Das ER. 
entHält nur allgemeine Grundſätze. — 
a Zah armenberufung ©. 23. San. 

®, 2. II 11 $ 238— 240; ültere Bros 
vinzen ©. 8. Juni 76 (SS. 125) At. 
236; SchlHolſtein u. KonſBez. Wiesbaden 

6. April 78 (GS. 145) Art. 316. — 
Das kanoniſche Recht jet mindeftens zehn 
Seuerftellen (mauri decem) voraus. 

”) 2. II 11 $ 245—251, 333, 348 
u. 728. — Trennung der Küftereien 8. 
2. Moi 11 (GS. 193). 

a) ey. II 118 309—317. 

2) Daf. 260-292, 303—305 u. 108 
bis 111. — Aufhebung der Eremtionen 
©. 3. Juni 76 (GS. 154). — Aufhebung 
des Tathol. u. evangel. Pfarrzwanges in 
der Oberlaufig KO. 4. Sept. 25 (GS. 


226), in der Niederlaufig KO. 15. Sept. 
26 (GS. 106). — Die über einen grö- 
Beren Bezirk! verftreuten Deitgliever einer 
Glaubensgemeinſchaft bilden bie diaspora. 
— Einzelne ſich zu benachbarten Parochien 
haltende Gemeinden heißen vagirende oder 
Gaftgemeinden TR. II 11 $ 293-302; 
Aufhebung in Schiefien, wo fie fi be- 
fonders zahlreich entiwidelt hatten ©. 16. 
Feb. 80 (GS. 51). 

2) 2. II 1 8 806-308; ©. 13. 
Mai 33 (SS. 51). 

aa. II 11 S 568-617; Kirchen⸗ 
gemO. f. d. öſtl. Prov. $ 6 u. 23 nebft 
Staat3®. (Anm. 496 zu $ 302 d. W.) 
Art. 8. Patronatrechte find beim Do- 
mänenverfaufe nit mit zu veräußern 
KO. 9. San. 12 (GS. 3) u. ruhen für 
Güter, die fih im Befite von Juden be- 
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8 295. 


c) Kirhenvermögen und Kirdhenlaften. Reiche Zuwendungen 
hatten die Kirche in den Beſitz eine anfehnlihen Vermögens gebracht. Erſt 
feit dem 13. Yahrhundert erfuhren diefelben dur die Amortifationsgefete 
einige Einſchränkungen, weil das weltliche Gut beim Uebergange in die „todte 
Hand“ der Kirche wegen der Unveräußerlichkeit dem Verfehre entzogen wurde). 
Tiefer griffen die fpäteren Einziehungen des Kirchengutes zu ftaatlichen Zwecken 
(Säkularifationen) ein, wie fie duch den Wegfall des kirchlichen Zweckes, 
häufiger aber durch die Finanznoth der Staaten veranlaßt wurden?‘ Zum 
Theil wurde mit der Einziehung ein beitimmter Verwendungszweck verbun- 
den?). Das Kirhenvermögen erfiheint im Landredt??) als Eigenthum 
der Kirchengemeinden??), welches von den Kirchenkollegien zu verwalten ift?®). 


Gleiches gilt von dem Pfarrvermögen, an dem indeß der Pfarrer den 


finden 3. 30. Aug. 16 (GS. 207). — 
Das durch BU. Art. 17 üb. das Kirchen- 
patronat u. die Bedingungen feiner Aufs 
hebung verheißene ©. ift nicht ergangen. 
a 9) sohentungen an Korporationen 8 247 
bj. 2 
w ©. 30 Oft. 10 (85. 32). 
7) Dahin gehören insbejondere: 
a) der hannoverſche Klofterfonds, 
welcher das von vormaligen Klöftern 
u. ähnlichen Stiftungen herrührende 
Vermögen umfaßt u. als fromme 
Stiftung juriftifhe Perfünlichkeit be⸗ 
fit. Er wird zu Zuſchüſſen für bie 
Univerfität Göttingen, für Kirchen, 
Schulen u. zu milden Zwecken ver- 
wendet u. zugleich mit einigen anderen 
Stiftungsfonds von der dem Rultus- 
minifter unterftellten kön. Klofter- 
faınmer verwaltet Bat. 8. Mai 18 
(dan. GS. I 45). 
db) Die Domftifter zu Brandenburg 
(Regul. 30. Nov. 26), Merjeburg u. 
Naumburg nebft dem Kollegiatftifte 
zu Zeig (AE. 18. Juni 79) find in 
der Mitte des 10. Jahrhunderts von 
Dtto 1. zur Erhaltung u. Förderung 
der chriſtlichen Kirhe gegründet u. 
aud nad der Reformation, mit wel- 
her ihre Beftimmung als geiftliche 
Korporation aufhörte, ſowie nad) dem 
RDephHauptſchluß (1803), welcher 
die Stifts- u. Kloftergüter der Ver⸗ 
fügung des Landesherrn zuwies, in 
ihrem forporativen Verbande erhalten 
geblieben. Ihre Einkünfte find theils 
zur Dotirung herborrageuder Staats» 
diener mit Prübenden, theils zu 


Kirden- u. Schulzweden verwendet 
worden. — Das LR. behandelt diefe 
Stifter als geiftlihe Geſellſchaften II 
11 Abſchn. 20 ($ 1218—1232). 

c) Nah Aufhebung der geiftl. Nitter- 
orden ift in ehrenvollen Andenken 
an den früheren Sohanniterorden 
zur Begründung u. Erhaltung von 
Krantenanftalten der preußiſche 
St. Zohanniterorden eingeridtet 
(Urt. 23. Mai 12 ©S. 109) u. 
als Balley Brandenburg neu orga⸗ 
nifirt (KO. 15. Ol. 52 GS. 53 


©. 1). 

) LR. II 11 Abſchn. 4 ( 160—286), 
wegen Verw. der Kirchengüter Abſchn. 9 
(6 618—771); ferner Zuſ. 191 des oſtpr. 
u. 8 31—46 des weſtpr. Provftedts 
(Anm. 50 zu 8 175 8. W.); f. d. Mark 

KO. 11. Juli 45 (GS. 485); f. Sätefien: 
—æ Ed. 14. Juli 1793. 
Staatsaufſicht in der —58 Kirche 
Ss 298 d. W., in der ev. Rirde f. d. äl⸗ 
teren Provinzen ©. 3. Juni 76 (GG. 
125) Art. 24—27 u. f. Schl.-Holftein u. 
d. KonſBez. Wiesbaden ©. 6. April 78 
(GS. 145) Art. 32—35. — Kirchen 
tolleften Anm. 14 zu 8 257. 

97) ex. II 11 h 160, 170, 183 u. 
19 

= Daf. 8 157 u. 217. — Ausdehnung 
des für geiftliche Bedürfniffe beftimmten 
naſſauiſchen evangeliſchen Centralkirchen⸗ 
fonds u. d. naſſ. ev. Pfarr⸗Wittwen⸗ u 
Waiſenkaſſe auf die vorm. heſſ. Theile des 
KonſBezirks Wiesbaden G. 28. März 83 
(86. 29). Für Jeſe safe erging Firhen®. 
9. Mai 87 (GS. 134). 
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Nießbrauch hat°!). Die Kirche ift in der Negel frei von Grund», Gebäuden, 
Stempel- und Erbſchaftsſteuer⸗?). Zum Kirchenvermögen gehören neben den 
Zehnten und fonftigen Grundabgaben?) auch die Kichhöfe) und kirch— 
lichen Gebäudes) Die Baufoften werden aus dem Vermögen oder aus 
den Beiträgen der Eingepfarrten und Patrone beſchafft. In betreff der Ver- 
theilung diejer und der fonftigen kirchlichen Laſten findet neben dem Land⸗ 
recht das Provinzialrecht ausgedehnte Anwendung ?®). 


8 296. 

d) Anftellung, Rechte und Pflichten der Geiftlichen und Kirchens 
Diener bejtimmen fi, foweit dabei nicht das kirchliche Hoheitsrecht des 
Stanate8 in Frage fommt?”), zunächſt nad) der Berfaffung der einzelnen 
Kirchen 8); daneben find denfelben einzelne Vorrechte gemeinfam beigelegt°?). 
Die Seiftlihen Fünnen zwar, nachdem der Kirche die Selbſtſtändigkeit beigelegt 


sex. II 11 Abſchn. 10 (8 772 bis 
856). Berpflihtung zu Reparaturen ER. 
17. März 42 (MB. 111). — Pfarraus- 
einanderfeßung in d. vorm. fühl. Landes⸗ 
theilen ©. 10. Mai 55 De: 267), in 
(SS. 208 Diöcefe Kulm B. 3. Sunt 42 

08). 

>, GrundſtG. 21. Mai-61 (GS. 253) 
8 4e; GebäudeſtG. 21. Maui 61 (GS. 
317) 8 3; Stempelfteuer Anm. 39 zu 
8 154 d. W., in d. neuen Brov. $ 4 d. 
3. 19. Juli u. 7. Aug. 67 (GS. 1191 
u. 1279); Erbiäaftsft®. 30. Mai 73 
(SS. 329) Tarif 2 a Gerichtskoſtenfreiheit 
8 192 Abſ. 2 d 

>), LR. II — — 11 ($ 857—938). 
— Schleſ. Zehntverfafiung ©. 10. April 
65 (GS. 172). — Ablöfung d. Abgaben 
8 331 Nr. 3 d. W. — Vertheilung b. 
Zerftücelungen 8 330 Abf. 2, bei Grün- 
dung von Kolonien 8 280 Abi. 5 d. W. 

si, 8 266 Abſ. 2 d. W. 

5), Ausführung der Kirchenbauten 
Neg. 10. Juni 62 (MB. 239), ER. 27. 
Nov. 70 (MB. 71 ©. 18), 30. Mai 72 
(MB. 326) u. (Zuziehung der Staats⸗ 
baubeamten) 20. San. 81 (MB. 26). Die 
Grundſätze über BVBerdingungen u. Aus⸗ 
führung der Staatshbauten finden aud) im 
Gebiete der Kirchen» u. Schulverwaltung 
Anwendung Bf. 31. Oft. u. 13. Nov. 86 
(CB. UB. 169 u. 170). Regelung der 
Streitigkeiten im Gebiete der Landeskirche 
©. 3. Sunt 76 (GS. 125) Art. 238, in 
Sdl.-Holftein u. dem KonſBez. Wiesbaden 

6. April 78 (SS. 145) Art. 318. 
> 2. II 11 8 699—771 u. 790; Zuf. 
197 u. 200 des oftpr. u. 8 383 des weitpr. 


PropRechts (Anm. 50 zu 8 175); Bran- 
denburg: Märk. B. 11. De. 1710 u. 
7. Seb. 1711 (Rabe I, 1 ©. 299), Nies 
derlaufig PLBOT. 6. Dez. 52 (Entid. 
Bd. 24 ©. 1); Pommern KirchenO. 1535 
u. 16905; Schleſien KO. 10. De. 39 
(MB. 40 S. 154), Oberlaufig 2. 11. 
April 46 (GS. 164); Magdeburg Kir⸗ 
hend. 9. Mai 1739, vorm. ſächſ. Landes⸗ 
theile 8. 11. Nov. 44 (GS. 698); Herz. 
Weſtfalen const. Clem. 28. Aug. 1715 
— Auf dem linken Rheinufer ift die dem 
franz. Recht entftammende Verpflichtung 
der bürgerliden Gemeinden (©. 14. März 
45 GS. 163) auf die Kirchengemeinden 
übergegangen ©. 14. März 80 (GS. 225). 
— Bertheilungsmaßftab in d. alt. Prov. 
C. 28. Nov. 83 (MB. 257), 30. Aug. 
84 (MB. 198) u. 5. Feb. 86 (MB. 18). 
— Die Beiträge unterliegen der Beitreis 
bung (RO. 19. Juni 36 GS. 198 Nr. 1 
u. 2 nebft Anm. 27 zu $ 136 d. W.) u. 
genießen ein Vorrecht im Konkurſe KonkO. 
8 543. — Zuläſſigkeit des Rechtswegs 
Moe die Beitragspfliht Anm. 17 zu 8 172 


829198. 

8) Katholifche Geiftlihe S 297 Abi. 2, 
evangelifhe $ 301 Abſ. 4d.%. — Mili- 
tärgeiftlide 8 101. — Strafanftaltsgeift- 
lihe Anm. 38 zu 8 238. 

2, Das FR. II 11 behandelt die ©eift- 
lihen in Abſchn. 2 (8 58—107). Der 
Abſchn. 3 (8 113— 155) Handelt vom Kir⸗ 
chenoberen, Abſchn. 6 ($ 318—549) nom 
Pfarrer u. Abihn. 7 (6 350—567) von 
weltlihen Kirchenbedienten. 
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ift, nit mehr als Staatsbeamte angejehen werden; immerhin trägt ihre 
Stellung den Charakter eines öffentlihen Amtes. Sie genießen öffentlihen 
Glauben in bezug auf die feither geführten Kirchenbücher 60) und find gegen 
Amtsbeleidigung gefhügt®!). Ihr Dienfteinlommen kann nur unter denjelben 
Beſchränkungen beſchlagnahmt werden, wie das der Staatsbeamten‘?) und ift 
von Grund» und Gebäubdeftener®®), fowie von Kreis- und Gemeindefteuern 
frei), Endlich find angeftellte Geiftlihe im Beurlaubtenftande und in der 
Erſatzreſerve vom Militärdienft mit der Waffe‘), von der Verpflichtung zur 
Uebernahme der Gemeindeämter‘‘) und vom Schöffen und Geſchworenen⸗ 
dienfte befreit‘”). 

5. Aie katholiſche Kirche. 
8 297. 

a) Die Verfaflung der Tatholifchen Kirche beruht auf der feftgegliederten 
Ordnung der Geiftlichfeit (Hierardjie), die durch Prieftermeihe und Cölibat 
von dem Laienſtande ftreng abgefhloffen wird. Die Geiftlichkeit bildet inner- 
halb der durd) die Kirchenhoheit gezogenen Grenzen!) den Träger der Kirdhen- 
gewalt. An der Spige ftebt der Papſt mit den ihn umgebenden Beamten 
(Kurie)?). Den Mittelpunkt der geiftlihen Thätigfeit bilden dagegen die 
Bifhöfe?) als Kirchenobere in den Diözefent), die jedoch, ſoweit fie nicht 
unmittelbar dem Papfte untergeordnet (erimirt) find, als Suffraganbifchöfe 
unter dem Erzbifchofe fiehen. Dem Könige haben fie Treue und Gehorfam 


zu ſchwören*). Zur Unterftügung der Bifchöfe find die Weihbifhöfe, zu ihrer 


©) Daf. 481-505; ©. 6. Feb. 75 
(RGEB. 23) 8 73. 

A, SGB. 8 196. — Die Konflikt 
erhebung bei gerichtlicher Verfolgung wegen 
Amtsverlegung ($ 64 d. W.) ift auf Geiſt⸗ 
liche nicht anwendbar Ef. OB. 4. Ok. 
81 (VIII 390). 

‚98712 8. — Gebühren verjühren 
in 2 Jahren nad Ablauf des Fälligkeits⸗ 
jahren G. 31. März 38 (GS. 249) 8 21, 

) GrundſtG. 21. Mai 61 (GS. 253) 
$ de u. GebäudeſtG. 21. Mai 61 (GES. 
317) 8 35, 

*) 8 77 Abſ. 5 d. W.; verb. Anm. 33 
zu 8 305. 

© G. 2. Mai 74 (RGB. 45) 8 65. 

© 8 78, 7928. 

m, 8 183 u 182 d. W. 

1) 8 290 u. 291 d. W. 

9 Die widtigften find die Kardinäle, 
deren Kollegium zur Bapftwahl berufen 
if. Zur Erledigung auswärtiger Geſchäfte 
werden Legaten, Nuntien u. Internuntien 
beftellt. 

) Ze nah dem Vorwalten des päpſt⸗ 


fihen oder biſchöflichen Einfluffes unter- 
fcheidet man das Papal- (Kurial-) u. das 
Episkopalſyſtem. Nah lebterem Hat 
der Papft nur gewiffe Vorrechte (Primat), 
bleibt aber übrigens der Gefammtheit der 
Biſchöfe (dem ökumeniſchen Konzile) unter- 
worfen. Zur völligen Losfagung vom 
Papſtthum ift das Episkopalſyſtem in der 
anglifanifhen Kirche gefommen.. — In 
Deutſchland Hat das Unfehlbarkeitspogma 
(Anm. 14 zu S 291 d. W.) die Alt- 
fatholifen zu einem ähnlichen Schritte 
geführt. Dieſe haben fi unter einem 
eigenen Bilhofe (im Bonn) konſtituirt 
(1873). Der Staat behandelt dieſen 
Gegenſatz als einen inneren und dogma- 
tiihen. Er fieht demgemäß die Altkatho⸗ 
liken als in der fatholifhen Kirchengemein⸗ 
ſchaft ftehend an, hat ihren Biſchof anerkannt 
und ihnen, wo fie innerhalb einer Kirchen 
gemeinde in erheblicher Zahl übertreten, 
einen Anfprud auf Benutzung des Kirchen» 
vermögens eingeräumt ©. 4. Juli 75 
(GS. 333). 
se. II 11 8 115—140. 
5 8. 13. Feb. 87 (GS. 11). 
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Bertretung in Verwaltungsſachen die Generalvifare beftimmt. Dem Biſchofe 
ftehen die Kapitel zur Geite, deren Mitglieder (Kapitulare) bei dem Stifte 
eine Pfründe (Kanonikat) befigen und mit gottesdienftlichen Verrichtungen bei der 
Hauptkirche betraut find‘). Die Einrichtung und Ausftattung der Bisthümer 
und Kapitel geſchah nad der Säfularifation durch Bullen”), die unbeſchadet 
der Hoheitsrechte landesherrlih genehmigt find. Die Wahl der Biſchöfe er- 
folgt unter Ausfchließung der dem Landesheren nicht genehmen Kandidaten 
(personae minus gratae) dur die Domtlapitel?). 

Unter den Bifchöfen ftehen die Pfarrer?), deren einzelne als Dechanten 
mit der Auffiht über die Übrigen betraut find. 


8 298. 

b) Die Vermögendverwaltung in den katholiſchen Kirchengemeinden 
war nad der PVerfaffung auf die Bifhöfe übergegangen. Dieje hatten in 
Widerſpruch mit den Vorſchriften des Landrechts 10) alle kirchlichen Beſitzthümer 
als allgemeines Vermögen der Kiche in Anſpruch genommen und die Kirdhen- 
vorftände zu bloßen Drganen des Biſchofes herabgedrüdt. Demgegenüber ift 


6, EN. II 11 Abſchn. 12—14 (8 939 
his 1056) u. Abſchn. 17 ($ 1073— 1159). 
— Rang⸗ u. Ascenfionsverhältnig KO. 
23. Mai 86 (GS. 201). — Die Kapitel, 
deren Urfprung auf das Zuſammenleben 
der Geiftlihen bei den größeren Kirchen 
zurüdzuführen if, heißen bei erzbiichöflichen 
Kirden: Hochſtifter, bei Stiftslirden: 
Kollegialftifter (Aachen). 

) Bullen find feierliche (mit dem großen 
Siegel vefehene) päpftliche Erlaſſe u. ftehen 
im Gegenjat zu den in Briefform abge» 
faßten Breven. 

8) Solche als Geſetze erlaffene (nicht als 
Verträge zuftande gefommene) Bullen 
beftehen: 

a) für die alten Provinzen: de salute 
animarum RO. 23. Aug. 21 (GS. 
113); 

b) f. Sannover: Impensa Romano- 
rum ®at. 20. Mai 24 (han. GS. 


I 87); 

c) f. die neben Württemberg, Baden u. 
Heſſ.⸗Darmſtadt auch die Provinzen 
Heſſ.⸗Naſſau u. Hohenzollern ums 
faffende oberrheinifhe Kirchenprov.: 
Provida solersque u. Ad domi- 
nici gregis custodiam kurh. ®. 
31. Aug. 29 (kurh. GS. 45), nafl. 
Er. 9. Okt. 27 (V. Samml. IV 465) 
u. Frankf. ©. 2. März 80 (Franff. 
GS. IV 181). — Zur Siderung 
des ftaatlihen Auffichtsrechts bei Er⸗ 


nennung der Geiftlihen u. Verwal⸗ 
tung des Kirchenvermögens haben die 
betheiligten Staaten übereinfiimmende 
Verordnungen unterm 830. San. 30 
u. 1. März 53 erlafjen. 

Bisthümer wurden danadı errichtet: 

a) i. d. alten Prov. d. Erzbisth. Köln 
mit den Bisthümern Trier, Münfter 
(zugleih f. d. Großh. Oldenburg Btr. 
10. Mai 37 &S. 125) u. Pader⸗ 
born; d. Erzbisth. Gneſen, welches 
mit dem Bisth. Pofen vereinigt u. 
üb. das Bisth. Kulm geftellt wurde 
u. die eremten Bisthümer Breslau 
u. Ermland. (Die Srafidaft Glaß 
u. der Diftrift Katfcher ftehen unter 
den Erzbiihöfen von Prag u. Olmüß; 
die indeß inländische Stellvertreter zu 
beftellen haben 2. II 11 8 138); 

b) in Hannover die Bisthümer Hildes- 
heim u. Osnabrüd, Ietteres zugleich 
für Schl.-Holftein; 

c) in der oberrhein. Kirdenprov. (Erz⸗ 
didcefe Freiburg), die Bisthümer 
Fulda u. Limburg u. für Hohen» 
zollern das für Witrtemberg beftellte 
Bisthum Rottenburg. 

9, Sterbeguartal der Erben in den weftl. 
Prov. rechts des Rheins V. 3. Juli 43 
(85. 289). 

, 8 295 d. W. (Anm. 49 u. 50). 
Achnlihe Grundſätze beftanden in den 
nichtlandrechtlichen Landestheilen. 
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diefe Verwaltung den Kirchengemeinden zurüdgegeben und nad) feiten Grund- 
fägen geordnet wordeu!!), Zu diefem Zwecke wählt die Gemeinde zwei 
Drgane, den Kirchenvorſtand, defien Vorſitz in der Kegel dem Pfarrer zufteht, 
für die laufende Verwaltung und die Gemeindevertretung zur Kontrolle der 
wichtigeren Berwaltungshandlungen!?). Die Auffiht gebührt den Kirchen- 
behörden; in einzelnen Fällen wird anftatt oder neben derfelben die ftaatliche 
Genehmigung erfordert!?). Die fefte Ordnung dieſes Gebieted und die Mit- 
wirkung der Gemeindemitglieder auf demfelben bezeichnet zweifellos einen Fort— 
fchritt; doch erjcheint den zum Theil höchſt einfachen Verhältniſſen gegenüber 
der Berwaltungsapparat zu ſchwerfällig. 

In ähnlicher Weife find die ftaatlihen Auffihtsrehte über Die 
Bermögendverwaltung der Diözefen geregelt; nur find diefelben etwas 
erweitert, um die hier fehlende Kontrolle der Gemeindevertretung zu erfegen!*). 


8 299. 


c) Die Orden und ordendähnlichen Kongregationen der katholischen 
Kirhe!?) Hatten mit der diefer durch die Verfaffung gewährten Selbftftändigfeit 
eine außerordentliche Ausdehnung gewonnen. Ihre auf unbedingtem Gehorſam 
und ftrenger Abgejchloffenheit beruhende Organifation, fowie ihre hauptſächlich 
auf Yugendbildung und Seeljorge gerichtete einflußreiche Thätigkeit machten fie 
im Kampfe der Eatholifchen Kirche mit dem Staate zu beſonders wirffamen 
und gefährlihen Werkzeugen der erfteren. Aus diefem Grunde wurden fie 
unter Ausſchluß der vorhandenen und fid) auf die Krankenpflege bejchränfen- 
den Niederlaffungen aufgehoben. Demnädft wurde indellen den beftehenden 
und ſich ausschließlich der Krankenpflege widmenden Genoſſenſchaften die Grün- 
dung neuer Niederlaffungen, die Pflege und Unterweifung noch nicht ſchul⸗ 
pflichtiger Kinder und die Leitung beftimmter gemeinnügiger Anftalten geftattet; 
endlich wurden diejenigen Orden wieder zugelaffen, die ſich der Aushülfe in 
der GSeelforge, der Hebung der Kriftlihen Nächſtenliebe, dem Unterricht und 
der Erziehung der weiblichen Jugend in höheren Anftalten widmen oder ein 
beſchauliches Leben führen. Alle Orden unterliegen der ftaatlihen Beauf- 


ſichtigung '°). 


1) G. 20. Juni 75 (68. Al). — 


Kom. vd. Schuppe (Köln 83). 

2) Daf. $1—46, 56 u. 57 u. ©. 21. 
Mai 86 (SS. 147) Art. 10 u. 14. 

», &. 20. Juni 75 $ 47—55, 58 u. 
B. 27. Fe 75 (88. 571). 

19 G. 7. Juni u. 3. 29. Sept. 76 
(GS. 149 u. 401). 

5 Das ER. (TI 11) behandelt die 
Orden in Abſchn. 12 (8 939— 1021), Abs 
ihn. 15 ($ 1057—1069) u. Abſchu. 18 
($ 1160-1209). — Die Klöfter mit 


Ausnahme der auf Augenderziehung u. 
Keranfenpflege gerichteten, fowie der in den 
ipäter errvorbenen Provinzen vorgefundenen 
waren durch Ed. 28. Ok. 10 (GS. 32) 
aufgehoben. 

16) G. 31. Mat 75 (6S. 217), eingef. 
in Lauenburg ©. 25. Feb. 78 (GS. 97) 
8 5t. Erweiterte Julaffung ©. 14. Juli 
80 (85. 285) Art.6 u. v. 21. Mai 86 
(GS. 147) Art. 13 nebft C. 27. San. 87 
re. 18) u. ©. 29. April 87 (GS. 127) 

tt. 5. 
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Der Jefuitenorden ift vom Gebiete des Reiches ausgefchloffen. Gegen 
ausländiſche Angehörige deſſelben kann Ausweifung, gegen inländifche Aufenthalts- 
beſchränkung verfügt werden?!?), Gleicher Vorſchrift unterliegen alle ihm ver- 
wandten Orden und ordensähnlichen Kongregationen 18). 


6. Aie euangelifche) Kirche. 
8 300. 

a) Meberficht. Im Syftem der evangelifchen Kirche wird die Presby- 
terial- und Episfopalverfaffung unterfchieden. Nach erfterer ruht die Kirchen— 
gewalt in der Hand der aus der Wahl der Gemeinden hervorgehenden Organe, : 
während fie nach leßterer von dem Landesherrn als oberftem Bifchofe ausgeübt 
wird. Inſofern diefer die Ausübung auf kollegiale Behörden (Konfiftorien) 
überträgt, wird die Episfopalverfaffung zur Konfiftorialverfallung. 

Die Presbyterialverfaffung nahm die apoftolifhe Gemeinde zum 
Borbilde Sie konnte fih nur da frei entwideln, wo die Reformation nicht 
dem Landesherrn ihre Einführung verdankte und die Gemeinden fi) deßhalb 
auf ſich felbft angeiwiefen fahen. Died war vorwiegend bei den Anhängern 
des reformirten Belenntniffes und vor allem in Frankreich und in der fchottifchen 
Kiche der Fall, deren Flüchtlinge dem Syfteme in der Pfalz, in Holland und 
. am Niederrhein Eingang verfchafften. 

Wo dagegen, wie e8 in den meiften deutfchen Staaten und befonders in 
Preußen der Fall war, die Reformation durch die Fürften eingeführt wurde, 
hat fih die evangeliſche Kirche nur in engfter Anlehnung an den Staat zu 
entwideln vermodht. ine getrennte Staatsaufficht fonnte fi) nicht ausbilden, 
da Kirchenhoheit und Kirchengewalt in der Hand des Landesherrn zufammen- 
fielen und die Verwaltung der kirchlichen Angelegenheiten im wefentlichen als 
Gegenftand der Staatöverwaltung angefehen wurde?)). 

Die dem Landesheren über Lutheraner und Keformirte zuftehende Ordnungs⸗ 
gewalt ift für die alten Provinzen unbeſchadet des Bekenntniſſes der Einzel- 
gemeinden in der Union zu einer Gejfammtordnung zufammengefaßt, melde 
der Ausgangspunkt für die preußifche Tandeskirche geworden if. Sie beruft 
auf der Annahme, daß die Unterfcheidungslehren beider Belenntniffe für die 
vollftändige Gemeinfhaft am Gottesdienfte, an den Saframenten und an der 
Ausübung der Gemeinderechte fein Hindernig abgeben ??). 


MRS. 4. Yuli 72 (NGB. 253), 
AusfBel. 5. Juli 72 (daf. 254) u. 20. 
Mai 73 (daf. 109); Einf. in Elf.-Lothrin- 


lafjung unter verfchiedenen anderen Namen 
zu erhalten gewußt. 
, Dazu zählen die Redemtoriften, La- 


gen ©. 8. Juli 72 (SB. f. ER. 506). 
— Der Ieinitenorden, der fih als ge- 
ſchickter u. fanatifher Vorkämpfer der 
Tathol. Kirche gegen alle anders Denken⸗ 
den vorzugsweife hervorgethan, war 1774 
vom Bapfte aufgehoben, Hatte fi aber 
dis zu feiner 1814 erfolgten Wiederzu⸗ 


zaristen, die Kongregation vom heil. Geifte 
u. der weiblide Orden vom heil. Herzen 
Jeſu Bel. 20. Mai 73 (EB. 159). 
m, Die Bezeihnung wurde durh KO. 
3. April 21 (KU. V 341) vorgefchrieben. 
2) In Brandenburg war feit Webertritt 
des Kurfürften Joachim II. zur evang. 
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Im Berhältnig der Kirche zum Staate trat mit der Berfaffung eine 
doppelte Aenderung ein. Der Kirche wurde die Verwaltung und Ordnung 
ihrer eigenen Angelegenheiten übertragen). Sodann erfhienen, wenngleich 
die ſtaatliche Kirchenhoheit mit der Kirchengewalt in der Perfon des Randesheren 
nad wie vor zufammentraf (landesherrliches Kirchenregiment), dod zur Mit- 
wirkung bei Ausübung diefer Befugniffe verfchiedene Organe in Staat und 
Kirche berufen. Die für den Staat in der Gefeßgebung erforderte Zuftimmung 
des Landtages fand auf die Kirche ebenjo wenig Anwendung, als die in der 
Berwaltung gebotene Gegenzeihnung des Minifters??); e8 wurden vielmehr 
eigene, vom Staate unabhängige Kirchenbehörden und kirchliche BVertretungs- 
törper gebildet. 

Nachdem im Gebiete der Landeskirche die Errichtung beider Organe durd- 
geführt worden, ift die gefammte kirchliche Verwaltung auf diefelben über- 
gegangen 4), fo daß dem Staate nur die Auffiht und Mitwirkung in den- 
jenigen Fällen verblieben ift, die das ftaatliche Gebiet berühren und als folche 
fpeziell bezeichnet find?d). Gleiches gilt von der Kirchengeſetzgebung; aud) 
diefe wird, foweit fie fih auf das kirchliche Gebiet beſchränkt, lediglich von den 
fichlihen Organen ausgeübt. Nur wo fie das ftaatlihe Gebiet berührt, be= 
darf e8 zu ihrer Gültigkeit ergänzender Staatsgeſetze. Diefer Fall tritt ein, 
fobald es fi um Feſtſtellung der Staatsauffiht oder der Beziehungen der 
Kiche zum Staate handelt, wie fie bei Vertretung der erfteren nad) außen, 
beim Patronat, bei der Vermögendvermaltung und bei der Befteuerung her⸗ 
vortreten. Mit den Stantögejegen dürfen Kicchengefete niemals in Widerſpruch 
treten?®), 

8 301. 

b) Kirchenbehörden. Für die neun älteren Provinzen bildet 
der evangelifde Oberkirchenrath die oberfte Kirchenbehörde. Er ift 
follegialifch eingerichtet und unmittelbar dem Könige untergeordnet?”). Er ver- 


Kirche (1539) der Landesherr alleiniger 
Träger der Kirdengavalt, die er durch 
befondere aus geiftlihen u. weltlichen rechts⸗ 
kundigen Mitgliedern zufammengejettte Bes 
hörden (Konfiftorien) ausübte. Erſte Bifi- 
totions- u. Ronfiftorial-O. 1573. — Auf 
demjelben Standpunkte fteht noch das ER. 
II 11 $ 14, 15, 20, 32, 33, 39—43, 
62, 73—83, 86—91. — Bol. 8 288 
Abſ. 3 d. W. 

a, RD. 27. Sept. 17 (KA. I Heft III 
©. 64), 30. April 30 (GS. 64) u. 28. 
Feb. 84 (KA. XVII 74). — Statiſtik 
der Landesfirhe ER. 11. Ian. 75 (MB. 
35). Vgl. Anm. 53 u. Anm. 3 zu $ 289. 

2) 829108. 

2), 8 37 Abf. 2 u. 39 Abf. 2 d. W. 


*) Die kirchliche Verfaſſung ftellt ſich 
damit als eine Verbindung des Konſiſto⸗ 
rial⸗ u. des Presbyterialſyſtems dar. 

3) G. 3. Juni 76 (GS. 125) Akt. 
21—28, V. 9. Sept. 76 (GS. 395) u. 
5. Sept. 77 (GS. 216), letztere in betr. 
des kurmärkiſchen u. des neumärkifchen 
Aemterkirchenfonds ergänzt ©. 16. März 
82 (GS. 122) u. V. 22. Aug. 83 (GES. 
293); ER. 10. Sept. 77 (MB. 244). — 
Gleihes geihah bei Umbildung der kirch⸗ 
lihen Behörden in d. Prov. Hannover 
Anm. 36, Schl.-Holftein Anm. 33 u. im 
Konf.bez. Wiesbaden Anm. 34. 

3, &. 1876 Art. 13, 15 u. 17. 

7) AE. u. Regl. 29. Juni 50 (SS. 
343) 8 2. 
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tritt die Landesfirhe in vermögensredhtliher Beziehung unter Mitwirkung 
des General-Synodalvorftandes und verwaltet ihre gefammten Angelegen- 
heiten ?®). 

Die unter demfelben für die einzelnen Provinzen??) beftehenden Konfi- 
ftorien find gleichfalls kollegialiſch eingerichtet?0), doch liegt dem zum Präfidium 
derfelben gehörenden General-Superintendenten die perfünliche Beauffichtigung 
der Geiftlichen obꝰi). Unter den Konfiftorien ftehen die Prüfungs-Kommiffionen 
für die Kandidaten des evaugelifhen Predigtamtes??). 

In den neuen Provinzen finden fi die dem Kultusminifter unter- 
ftellten Ronfiftorien für Schl.-Holſtein zu Kiel??), für den Reg.-Bez. Kaffel zu 
Kaſſel, für Frankfurt a. M. daſelbſt und für den übrigen Theil des Reg-Bez. 
Wiesbaden zu Wiesbaden), — Für Hannover beftehen nnter dem evangelifch- 
lutheriſchen Landeskonfiftorium*d) mehrere Provinzialfonfiftorien3$). 

Unter den Konfiftorien ftehen die Geiftlihen (Paftoren, Prediger). 
Einzelne derfelben führen als Superintendenten?”) die Aufficht Über die Geift- 
lichen eines beftimmten Bezirkes. Die Verhältniſſe der Geiftlihen bilden, 
foweit fie nit durch Staatsgeſetze feftgeftellt find °®), Gegenftand der kirchlichen 
Gefegebung??). Ihre Anftellung erfolgt nach zuvoriger Prüfung? und 
Bereidigung*!) durch die Konfiftorien*?), wober den Gemeinden ein begrenztes 


Daf. 8 1 u. 3; ©. 76 Art. 19, 


früher gleichzeitig von ihnen ausgeübten 
21 u. V. 5. Sept. 77 (GS. 215) Art. I 


Staatshoheitsrechte auf die Staatsbehörden 


u. D. übertragen G. 6. Mai u. B. 24. Juni 


=) Hohenzollern fteht umter dem Kon- 
fiftorium für die Rheinprov. ©. 7. Yan. 
52 (GS. 35) $ 1. 

2) Ihre Einridtung beruft auf Inftr. 
23. Okt. 17 (GS. 237) 8 1, 2, 10—15, 
ihr ausſchließlicher Charakter als Ders 
waltungsbehörde der ev. Kirche auf KO. 
31. De. 25 (8S.26 S. 5) B1—7 u. 
B. 27. Yuni 45 (65. 440). 

3), Inſtr. 14. Mai 29 (RR. XIII 279). 

2), Anm. 40 u. 42. 

3, B. 24. Sept. 67 (GS. 1669), auf 
Lauenburg ausgedehnt ©. 23. Juni 76 
(85. 169) $ 5. 

A) Kaſſel AE. 13. Juni 68 (GS. 583) 
u. 24. April 73 (GS. 184); Frankfurt 
©. 13. März 32 (GS. 211) nebſt 2. 
8. Feb. 20 u. ©. 5. Feb. 57; Wiesbaden 
B. 22. Sept. 67 (GS. 1569). 

5 3. 17. April 66 (dan. GS. I. 105). 

3) Konfiftorien beftehen zu Hannover, 
Stade u. Aurich AE. 13. April 85 (SS. 
118); das letztere bildet die Kirchenbehörde 
für die vefgrmirte Kirche der Provinz AE. 
20. Feb. u. 17. Nov. 84 (GS. 77). Mit 
diefer Umbildbung find die Konfiftorien zu 
reinen Kirchenbehörden geworden u. die 


85 (GS. 135 u. 274) u. f. d. reformirte 
Kirche ©. 1876 (Anm. 59) Art. 20—25 
u. V. 25. Juli 834 (GS. 319). 

7) In Shl.-Holftein heißen fie Pröbfte, 
in Naſſau Delane. 

*) 8 296 d. W. Bol. f. d. öſtl. Prov. 
G. 3. Juni 76 (GS. 125) Art. 237; 
f. Schl.-Holftein u. den KonſB. Wiesbaden 
©. 6. April 78 (GS. 145) Art. 316. 

51) Dienftalter KG. 17. April 86 (KGB. 


erh. II 11 $ 61, 62 u. 819; Publ. 
24. eb. 17 (KU. I Heft 1 ©. 131). — 
Prüfung u. Anſtellung der Geiſtlichen der 
neuen Prov. u. des nordd. Bundesgebietes 
im Geb. der pr. Landeskirche Vf. 20. Juni 
70 (MB. 181). — Hannover B. 4. Mai 
68 (GS. 473). — Seminarien Anm. 19 
zu 8 291. 

a) Neue Prov. B. 22. San. 67 (GS. 
132), insbef. Hannover ®. 1. Juli 68 
(SS. 703). 

2), KonſB. Kaffel B. 22. Yuli 74 (GES. 
271). — Die befondere Anzeige (8 291 
Nr. 108.8.) ift entbehrlich, weil die Mit- 
glieder der evangeliihen Kirchenbehörden 
vom Könige ernannt werden. 
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Wahlrecht zugeftanden ift*), Ihre amtlihen Verrichtungen find durch die 
Kirchengefege näher geregeltt*), insbefondere die Trauungen*). Die Disciplin 
handhaben die Komflftorien und der Oberfirchenrath*‘). Die Geiftlihen be— 
ziehen ein Dienfteinfommen während des Dienftes?T) und ein Ruhegehalt nad 
Beendigung defjelben*?). 
8 302. 

| c) Die Kirchengemeinde: und Synodalverfaffung betrifft nicht 

die Slaubenslehren, fondern ſchafft nur die äußere Ordnung und die erforder- 
hen Organe für die der Kirche zugefallene Selbftvermaltung. 

In diefem Sinne ift die VBerfaffung für die älteren Provinzen zum 
gemeinfamen Abſchluſſe gebradt??). Zur Vertretung der Kirchengemeinden und 
zur Förderung des fittlich veligiöfen Lebens find Gemeindelirdhenräthe 
(in den weftlihen Provinzen Presbyterien) gebildet, die unter Vorfig des 





=) KGemoO. f. d. öfll. Prov. (Anm. 
49b) 8 32, VE. 2. Dez. 74 (GS. 355) 
u. 8®. 15. März 86 (Kirchl. GB. 39); 
rhein.weftf. KO. (Anm. 49a) 8 53—65 
($ 59 geändert NE. 22. Juli 67 MB. 
298); Shl.-Holft. KO. (Anm. 56a) 8 46; 
naſſ. RO. (Anm. 56b) 8 48-55. — 
Han. G. 22. Dez. 70 (SS. 71 ©. 1); 
$ 53 ergänzt ©. 5. Juli 76 (GS. 277) 
u. 28. Juni 82 (GS. 329). 

) Rhein. weſtf. KO. S 66—116. 

5) Aeltere Provinzen: KirchenG. betr. 
d. TrauungsO. 27. Juli 80 u. betr. d. 
Verlegung kirchlicher Pflihten in Bezug 
auf Taufe, Konfirmation u. Trauung d. 
30. Juli nebft Inftr. 23. Aug. 80 (Kirchl. 
GBI. 109, 116 u. 119). — Hannover: 
G. 6. Juli 76 (GS. 278), Aufhebung 
der Gebühren ©. 16. Juni 75 (GS. 303). 

29. II 11 8 532, KO. 12. April 
22 (GS. 105) u. 27. April 30 (GS. 81). 
— Konide. Kaflel AE. 27. Sept. 73 
(SS. 454). — Mitwirkung des Staates 
Ss 291 Nr. 2 d. W. — Dienftvergehen 
der Kirdenbeamten RG. 16. Juli 86 
(Kirdl. GB. 81). 

7), Bfarrverbefferung in Hannover ©. 
4. Juli 76 (GS. 275). 

%) Aeltere Provinzen ©. 15. März u. 
B. 1. Juni 80 (GS. 216 u. 267), Inſtr. 
29. Ron. 80 (Kirchl. GBl. 153). — Eme⸗ 
ritirungsO. für Hannover 16. Zuli 
73 (GS. 386), Aenderung ©. 2. Feb. 76 
(GS. 82) u. 30. Juni 82 (GS. 330). 
— Önadenzeit ER. II 11 $ 833—851; 
Kirden®. f. Pofen 15. Nov. 78 (Kirchl. 
GBl. 170) u. KirchenO. f. Weftfalen u. 


Rheinpr. (Anm. 49a) 8 651 nebft KO. 
17. De. 39 (MB. 40 ©. 49). — Naſ⸗ 
fauifhe ev. Pfarr-Wittwen- u. Waiſenkaſſe 
Anm. 50 zu 8 295 d. W. 

®, In den älteren Provinzen ers 

gingen: 

a) fe Weftfalen u. Nheinprovinz die 
Kirdend. 5. März 35 (KA. XIX 
104), ergänzt AD. 22. Aug. 47 (MB. 
284) u. 31. Juni nebft R. 25. Aug. 
53 (MB. 229) u. 8. Dez. 66 (MB. 
67 ©. 32), ferner (zu 8 16) AE. 
4. Mai 68 (SS. 450), (zu $ 5912) 
KO. 22. Zuli 67 (MB. 298); verb. 
Anm. 47. 

b) f.d. 7 öftl. Prov. die Kirchengem. 
u. SynO. 10. Sept. 73 nebit 
Staats®. 25. Mai 74 (SS. 74 
©. 151 u. 147) u. Inſtr. 25. Ian. 
82 (Kirchl. GB. 1); — Einfügung 
der 3 Kreisiynoden der Grafſchaften 
Stolberg AE. 30. Dez. 74 (GES. 
75 ©. 2); — Rom. v. Richter 6. Aufl. 
(Berl. 82); 

c) für beide Landestheile (b. u. c.) die 
Gen.-Syn.»DO. 20. San. nebft 
Staats®. 3. Juni 76 (GS. 134 
u. 125), Trennung der Prov. Syn.⸗ 
Berbände Oft: u. Weftpreußen ©. 
21. Mai 87 (GS. 194), welches zu⸗ 
gleih die Gefege zu b ergänzt. 

Hohenzollern gehört aud zur Lan⸗ 

desfirche, ift aber, weil e8 nur 3 ev. Ge⸗ 
meinden in der Diaspora (Anm. 42 zu 
$ 293) befitzt, nicht von der Organifation 
betroffen. 
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Geiftlihen aus den etwaigen Übrigen Geiftlichen und 4—12 von der Gemeinde 
gewählten Mitgliedern (Aelteſten) beftehen. In Gemeinden von 500 (in den 
weitliden ‘Provinzen 200) und mehr Seelen wird daneben zur Befchlußnahme 
über wichtigere Ungelegenheiten eine Gemeindevertretung beftellt. In 
Heineren Gemeinden erfolgt diefe Beichlußnahme durch die Gemeindeverfamm- 
lung 0). — Die Gefammtheit der in einer Diözefe belegenen Gemeinden wird 
dur die Kreisſynode vertreten.‘ Diefe befteht aus dem Superintendenten 
als Vorſitzenden, allen ein Pfarramt verwaltenden Geiftlihen und doppelt fo 
viel (in den weſtlichen Provinzen ebenfoviel) aus den Gemeinden gewählten 
Mitgliedern. Sie wird in der Regel einmal jährlich berufen und inzwifchen 
durch den Kreisfynodalvorftand (in den weftl. Brov. Direktorium oder mode- 
ramen genannt) vertreten. In Städten, die wie Berlin mehrere Kreisſynoden 
umfafjen, können legtere zu gemeinfamer Berathung zufammentreten?!). — Die 
evangeliſche Kirche der Provinz wird durch die Provinzialfynode vertreten. 
Diefe beiteht aus Abgeordneten der Kreisfynoden, den bi8 zur Zahl von 1, 
derfelben vom Könige zu ernennenden Mitgliedern und einem Mitgliede der 
evang.=theologifhen Fakultät der Provinzial-Univerfität (für Bofen der Uni- 
verfität Breslau). In den weftliden Provinzen finden einige Abweichungen 
ftatt. Sie tritt in der Regel alle drei Jahre zufammen; inzwifdhen werden 
ihre Angelegenheiten durd ihren Vorſtand verfehen?®). — Die evangelifdhe 
Landesfirhe der neun älteren Provinzen wird durch die Generalfynode 
vertreten. Diefe befteht aus den Generalfuperintendenten, 150 von den Pro- 
vinztalfynoden und 6 von den evang.=theologiichen Fakultäten der Yandes-Uni- 
verfitäten zu wählenden und 30 Iandesherrlich zu ernennenden Mitgliedern. 
Die Berufung erfolgt für 6 Jahre. Die Generalfynode tritt in der Regel 
alle 6 Jahre zufammen und wird inzwilchen Durch den General-Synodalvorftand 
vertreten. Außerdem geht aus derfelben der Synodalrath hervor, der alljährlich 
einmal zur Berathung der Aufgaben und Angelegenheiten der Landeskirche mit 
dem Oberkirchenrathe zufammentritt5?). — Kirchengeſetze fordern die Zu- 


0 Kirh&em. u. SynO. $ 1-48 u. | ©. 6. März 82 65. 14). Koften 8. u 


StaatsG. Art. 1-5. — Rh.weſtf. KO. 
8 1—33, erg. AE. 8. Des. 66 (MB. 67 
©. 32) u. 4. Mai 68 (GS. 450). — 
Die Gemeindefichenräthe find öffentl. Be- 
hörden und als folde zur Wiederinfurs- 
ſetzung von Snhaberpapieren ($ 317 d. W.) 
befugt ER. 11. Sept. 80 (MB. 228, 
IMDB. 82 ©. 58). — Berwaltungsd. f. 
d. kirchliche Vermögen in d. öſtl. Prov. der 
preuß. anbesfirhe 15. De. 86 (Kirdl. 
GB. 87 S. 1). 


8 u. SO. 8 49—57 (8 50 wird 
duch $ 43 der GenSd. erfettt, $ 42 daf.) 
u. Staats G. 1876 Art. 2—9; (Art. 8 erg. 

Grf. Sue de Grais, Handbud. 6. Aufl. 


SD. 8 71-74 u. Staats G. Art. 12. 
Reg. f. Berlin 8. Juni 81 (Kirchl. GB. 
80) u. Aenderung v. 10° „el 8l). — 
Rhein.weftf. RO. 8 3 

2, K. u. SO. 704 80, 61 u. 
62 durd GenSynO. $ 44—46 erfekt, 
8 42 daf.) u. StantsG. 1876 Art. 10, 
11, 13 u. 16; Wahlkreiſe 8. 1. Juni 74 
(85. 213); Koften wie vor. Anm. — 
Kein. wei KO. 8 44—52b u. Staats G. 


u SnSmd. 8 1-40 (8 22 Abf. 1 
geänd. KG. 26. Mai Kirchl. GB. 74), 
Stante®. 1876 Art. 14—21 u. (Zuſtän⸗ 
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ftimmung der General bez., wenn ihr Geltungsbereich nicht über die Provinz 
hinausgeht, der Provinzial-Synode und die Genehmigung des Landesherrn. 
Ihre Veröffentlihung erfolgt durch das feit 1876 erſcheinende kirchliche Gejeg- 
und Verordnungsblatt). 

In den neuen PBrovinzen??) Liegt das Kirchenregiment gleichfalls in 
der Hand des Landesheren. Uebrigens find für Schleswig-Holftein und 
den Ronfiftorialbezirt Wiesbaden ähnliche Einrichtungen getroffen wie 
für die älteren Provinzen’), Die kirchliche Verwaltung ift aud) hier vor- 
behaltlich einer befonders beftimmten Staatsauffiht den Konfiftorien übertragen, 
denen dabei in Ermangelung einer oberjten Kirchenbehörde weitergehende Be- 
fugniffe zuftehen?”). — Die in der Provinz Hannover für die evangelifd- 
Iutherifche Kirche beftehenden Einrichtungen beruhen auf ähnlichen Grundlagen, 
tragen indeß einen etwas mehr paftoralen Charakter. Insbeſondere ift, ebenfo 
wie in den weftlichen Provinzen, in den Bezirksſynoden die Zahl der geiftlichen 
und weltlihen Mitglieder die gleiche). Für die reformirte Kirche diefer 
Provinz ift gleichfalls eine Gemeinde- und Synodalverfaffung erlaffen 5°). — 
Im KRonfiftorialbezirte Caſſel, wo dem Landesherrn ziemlich ausgedehnte 
Befugniffe der Kirche gegenüber zuftehen, ift eine Neuregelung unter Bildung 
von Presbyterien, Didzefanfynoden und einer Gefammtfynode erfolgt‘). Auch 
in Frankfurt aM. befteht noch die frühere Kirchenverfaflung. 


bigfeit beim Ausichreiben der Umlagen) 
Kirchengeſetze 2. Sept. 80 (Kirdl. GB. 
133 u. 134 


eu. SO. 8653, GenSynd. $ 6 
bis 10. — Anerkennung durd StaatsG. 
Ss 300 Abi. 6 d. W. 

5 Die evangelifhe Bevölkerung von 
Schl.⸗Holſtein ift bi8 auf 2 reformirte 
Gemeinden lutheriſch, in Hannover ift 
gleichfalls das lutheriſche Bekenntniß über- 
wiegend, während in Heſſen⸗-Naſſau Unirte, 
Lutheraner u. Neformirte ziemlid gleich» 
mäßig nebeneinander ftehen. 

5) a) Kirchengem. u. SynO. f. d. ev.⸗ 

Iutherifhe Kirde v. Schl.⸗Holſtein 
‚4. Nov. 76 (SS. 78 ©. 165), auf 
Lauenburg ausgedehnt Erl. u. 2. 
7. Nov. 77 (daf. 189); dazu Staats®. 
6. April 73 (GS. 145) Art. 1—12, 
23—28 u. 33 u. ©. 17. Mai 84 
(85. 298). — Die Kreisfynoden 
heißen Probſteiſynoden. 

b) 86m. u. SynO. f. d. ev. Ger 

meindeun im KonſBez. Wiesbaden 
4. Zuli 77 (GS. 78 ©. 192) nebft 
Stants®. 6. April 78 (GS. 145) 
Art. 13—283 u. 38. 


u. Bel. 9. Ott. 64 


7 Daf. Art. 29-37. — Zuſtändig⸗ 
feit ®. 19. Aug. 78 (65. 287), 9. Juni 
79 (GS. 365, Beridtig, S. 386) u. 
1. Nov. 86 (GS. 296). 

°) Han. Kirchenvorſtands⸗ u. SynO. 
(han. GS. I 413 
u. 441); verb. Anm. 33 zu 8 292 d. W. 
— Die für Hannover, inshei. fir Oſt⸗ 
friesfand maßgebenden Borfchriften gelten 
auch im Jadegebiete ©. 10. März 82 
(GS. 17) u. (Anſchluß v. Wilhelmshaven) 
Kirden®. 28. Oft. 85 (GS. 353). 

2), Kirchengem. u. SynO. 12. April 
82 nebft Staats. 6. Ang. 83 (GS. 
83 ©. 301 u. 295) u. (zufländige Be 
hörden) MinE®. 10. Sept. 85 (St. Anz. 
Nr. 213); vgl. Anm. 36. 

©, Heil. Berf. Url. 5. San. 31 8 134 
u. Presb.⸗ u. SynO. f. d. evangelifchen 
(die veformirte, Tutherifhe u. unirte) Kir 
hengemeinfhaften 16. De. 85 nebſt 
Stants®. 19. März 86 (GES. 86 ©. 1 
u. 79) u. (Zuftändigkeit) V. 10. San. 87 
(68.7). Düögefeneintpeilung AE. 22. Juli 
87 (85. 331). 
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T. ZDie übrigen Religionsgefellfchaften.*) 
8 303. 

Seit Einführung der Glaubens- und Religionsfreiheit und Aufhebung der 
aus der Verſchiedenheit des religiöfen Belenntniffes hergeleiteten Beſchränkung 
der bürgerlichen und ſtaatsbürgerlichen Nedhte®?) Hat die Stantögefebgebung 
bezüglih der übrigen Reiigionegeſellſchaften nur eine beſchrankte Thätigfeit 
entfaltet 9°). 

Befondere Vorſchriften gelten für die Juden, in betreff deren eine 
ſtaatliche Mitwirkung bei der Vereinigung zu Synagogengemeinden, bei der 
Wahl der Vorſtände und Kultusbeamten und bei der Vermögensverwaltung 
stattfindet). Neben dem Austritt aus dem Judenthum?d) iſt in ähnlicher 
Weiſe wegen religiöfer Bedenken der Austritt ans einer Synagogengemeinde 
geftattet, doch muß der Ausgetretene zu den bereits entitandenen Ausgaben 
noch eine Zeit lang beitragen®®. — Die getrermte jüdiſche Armenpflege iſt 
aufgehoben”) und die Eidesleiſtung geſetzlich geregeltẽ8). 


II. Unterricht. 


1. Einleitung. 
8 304. 

Durch den Unterricht ſoll der Erwerb der Bildung vermittelt werden. 
Der Staat hat die Bedingungen hierfür Herzuftellen, die der einzelne nicht zu 
erfüllen vermag. Er hat daneben felbft das unmittelbare Interefje, die Bildung 
feiner Angehörigen fo weit gefördert zu fehen, daß diefe ihren Aufgaben m 
Staatsleben genügen können. 


ei)y Vgl. Anm. 3 zu 8 289 d. W. 

©) 8 289 Abſ. 1 d. W. 

8) Serleifung,. der Rorporatinnsreite 
Anm. 5 zu 8 289 d. W. — Bon d 
Maigeſetzen ey * das wegen ber 
Straf- und Zudtmittel auf die nicht 
zur Kirche gehörenden Kefigtonsge let haften 
Anwendung $ 291 Nr. 2 d — An 
Stelle der. Sibesteihung Ir einzelnen 
Religion eg ielihaken die bloße Betheue⸗ 
rung geftattet CPrO. 8 446; Mennoniten 
3. 11. März 27 Gðe. tinipyenen 
KO. 19. Nov. 36 (RI. XXXIX 175). 

6) Xeltere Provinzen ©. 8 Juli 47 
(GS. 263) 8 35-58. Die Beſchrän⸗ 
tungen der Juden in der Zulaſſung zu 
öffentlichen, mit einer richterlichen, polizei- 
tihen oder exekutiven Gewalt verbundenen 
Aemtern u. zur Ausübung ftändifcher 
Rechte oder des PBatronats ($ 1—3) find 
fortgefallen 8 289 Abſ. 1 d. W. — 


Holſt. G. 14. Aa 63 So GB. 167) 
u. ſchlesw. V. 8. Feb. 54 GVerordn. 
S. 124), beide erg. AE. 24. Juni 67 
(GS. 1308). — Han. ©. 30. April 42 
San. GS. I 211) nebft na 19. San. 


44 (daf. I 43). — Kurhefl. ©. 30. Dez. 
23 (hub. GS. 87). — Naff . Bel. 
7. Ian. 52 (naſſ. BB. 6). — Frank⸗ 


furter Dekr. 30. San. 12 (Franff. Reg.⸗ 
Bl. II 9). — Zuſtändigkeit im Geb. der 
VerwOrg. Zufß. 8 54; vgl. Anm. 17 
zu 8 172, 

6 S. 8 289 Abſ. 2 d. W. 

) ©. 28. Juli 76 (GS. 353) u 
ZuſtG. 8 54. — Poſen 8 7 daſ. u. ©. 
24. Mai 69 (GS. 838). — Altifraelitifche 
Gemeinde zu Wiesbaden B. 24. März 
79 „SS. 273). 

m RG. 6. Suni 70 (BGB. 360) 8 6, 
6. 8 März 71 (65. 130) $ 16. 
®, ©. 15. März 69 (GS. 484). .-- 
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Die geſchichtliche Entwidelung des Unterrichtsweſens ift all- 
mälig vor fi) gegangen. Während des Mittelalter befand ſich dafjelbe aus— 
ſchließlich in den Händen der Kirche. Erſt im 12ten und 13ten Jahrhundert 
wuchſen neben den Slofter-, Stifte- und Domſchulen in den aufblühenden 
Städten Stadtfehulen empor. Mit der Reformation gewann das Schulwefen 
eine breitere Grundlage, doch wurde die weitere Entwidelung durch den dreifig- 
jährigen Krieg unterbroden. Ein Auffhwung erfolgte erft im 18ten Jahr 
Hundert, wo fi die thatkräftige Fürſorge einzelner einſichtiger Yürften den 
Schulanſtalten zumandte und die allgemeine geiftige Bewegung aud) die Fragen 
des Unterrichtes mächtig ergriff). | 

In Preußen waren fon frühzeitig umfaffende Schulordnungen er= 
laflen?) und zahlreiche Schulen gegründet. Beides geſchah durch die Regie— 
rung und unter diefen Einflüffen hatte das Schulwefen einen ftreng flaatlihen 
Charakter angenommen. Die öffentlihen Schulen waren mittelbar oder un— 
mittelbar zu Staatsanftalten, die Lehrer an denfelben zu Staatsbeamten ge= 
worden. Diefen Standpunft hat das Landrecht eingenommen?) und jpäter 
die Verfaffung zu noch beftimmterem Ausdrud gebracht‘). Die Vorſchriften 
der letzteren Haben jedoch, da fie erft mit Erlaß eines Unterrichtsgeſetzes 
in Kraft treten werden?), inzwiſchen nur die Bedeutung allgemeiner Ber- 
heißungen. 

Der Privatunterricht unterliegt gleichfalls der ſtaatlichen Aufſicht. 
Die Verfaſſung hat die Wiſſenſchaft und ihre Lehre vorbehaltlich der nöthigen 
Befähigung der Lehrenden für frei erklärt. Inzwiſchen kommen noch die be— 
ſchränkenden älteren Vorſchriften zur Anwendung. Hiernach ſollen Privat- 
unterrichts⸗ und Erziehungsanſtalten nur bei vorhandenem Bedürfniß und bei 
nachgewieſener ſittlicher und wiſſenſchaftlicher Befähigung zugelaſſen werden. 
Der Sittlichkeitsnachweis wird für Hauslehrer, Erzieher und Erzieherinnen, 
der Befähigungsnachweis außerdem aud) für Privatlehrer erfordert ®). 


1) Borzugsweife traten die pietiftifche 
und die philantropiihe Richtung in Franke 
u. Bafedow hervor. Erſterer gründete zu 
Anfang des vorigen Jahrhunderts in 
Halle feine verſchiedenen Schulanftalten 
GGrankeſche Stiftungen) u. machte fidh 
namentlih um Seranbildung eines tüch⸗ 
tigen Lehrerperfonals verdient. Bafedow 
(— 1790) ſuchte den Unterricht möglichft 
naturgemäß, leicht faßlich u. durch Hinein- 
ziehung der Realien auch möglichſt praf- 
tiſch zu geftalten. Wahrhaft fruchtbringend 
hat auf diefem Wege aft Peftalozzi 
(f 1827) gewirkt, deflen Syſtem zwar 
gleichfalls die natürliche Anſchauung zu 
Grunde legte, durch diefe aber vor allem 
die eigene geiftige Kraft des Schillers zu 


Er wen⸗ 
dete fi vorzugsweife den Armen und 
Hülfloſen zu und wird deßhalb als Vater 
des Vollsunterrichts bezeichnet. 

2, SchulO. 1573, 1713 u. General. 
Land-Schul-Regl. 1763. 

9) Das Landredt handelt in TH. II 
Tit. 12 nah den einleitenden Beſtim⸗ 
mungen ($ 1—11) von gemeinen Schulen. 
(8 12—53), von gelehrten Schulen u. 
Gymnaſien ($ 54—66) u. von Univer⸗ 
fitäten ($ 67—129). 

BU. Art. 20—23. — Volksſchule 
Anm. 15. 

5, Daf. Art. 26 u. 112. 


6, gt. II 12 8 8—8, AO. 10. Juni 
34 (GS. 135) u. StMinAnftr. 31. Dez- 


weden und zu entwideln fuchte. 
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Die ftaatlide Verwaltung führt an oberfter Stelle der Kultus⸗ 
minifter”). Die Univerfitäten ftehen unmittelbar unter demjelben, mährend 
übrigens für die Elementar-, Bürger- und Privatſchulen die Kirchen- und 
Schulabtheilungen der Regierungen?) und für die höheren Schulen ein- 
ſchließlich der Schullehrerfeminare, Blinden- und Taubſtummenanſtalten die 
Provinzial-Schul-Kollegien feine Organe bilden. Letztere waren ur⸗ 
ſprünglich Abtheilungen der Konſiſtorien, beſtehen aber jetzt als ſelbſtſtändige 
kollegiale Behörden für jede Provinz. Den Vorſitz führt in der Regel der 
DOber-Präfident?). Die bei den Regierungen angeftellten Schulräthe find 
zugleih Mitglieder der Provinzial-Schul-Rollegien!‘). Unter diefen Behörden 
ftehen die wifjenfchaftlihen Prüfungs-Kommiffionen für die Kandidaten des 
höheren Schulamte81!). — Während die Provinzial-Schul-Kollegien die ihnen 
zugewiefenen Angelegenheiten unmittelbar verwalten, bedienen die Regierungen 
fid) Hierbei befonderer Auffichtsorgane Als ſolche beitehen die Kreisſchul⸗ 
Inſpektoren für einen mehrere Schulgemeinden umfaffenden Bezirk und die 
Lokalſchul-Inſpektoren für die einzelnen Gemeinden. Erſtere find in der 
Regel die Superintendenten und Dechanten innerhalb ihrer Diözefen, lettere 
die Ortögeiftlihen!?). Sie handeln aber nur im Auftrage des Staates, der 
diefen jederzeit widerrufen, andere Inſpektoren ernennen und die Aufſichts⸗ 
bezirke anderweit abgrenzen fann!?). — Zu Beröffentlihungen auf dem Ge— 


39 (MB. 40 ©. 94), ergänzt R. 12. 
April 42 (MB. 119) u. (zu 8 11) 22, 
Aug. 66 (MB. 211); Begriff des Haus» 
lehrers, Privatlehrers u. Privatſchulvor⸗ 
ſtehers R. 30. Okt. 27 (RX. XI 962); 
die Genehmigung an Ausländer ertheilt 
jest die Regierung ER. 20. Mai u. 
21. Juli 63 (MB. 151 u. 170). An⸗ 
wendbarkeit diefer Grundfäße in den neuen 
Provinzen Bf. 18. Feb. 87 (EB. UP. 
396). — Die Ertheilung von Tanz⸗, 
Turn u. Schwimmunterridt ift nur ber 
Beſchränkung unterworfen, daß fie unter- 
fagt werden fann, wenn Thatſachen vor» 
Siegen, welche die Unzuverläfftgkeit in bezug 
auf diefen Gewerbebetrieb darthun. GewO. 
8 35; übrigens wird das Unterrichtsweſen 
durch die GewO. nicht berührt daſ. 8 6. 

n8 998; veihe- Schul⸗Kom⸗ 
miſſion Anm. 5 zu 88 

85712. Fr 


9) ER . Dolt. 17 (68. 237) 
86—8, 10— vs KO. 31. Dez. 25 (GES. 
266.5) B 1, 9 u. AE. 26. Aug. 59 
(65. 535); neue Prov. B. 22. Sept. 
67 (GS. 1570), Lauenburg ©. 23. Juni 
76 (GS. 169) 8 5. Stellvertreter bes 
Borfittenden ift au im Geb. der VerwO. 


der Reg. Präfttent AE. 28. Nov. 81 
(MB. 82 2 45). Bol. Anm. 106 zu 
Ss 274 d. — Hohenzollern fteht unt. 
dem Brock. der Rheinpr. ©. 7. San. 
52 (GS. 35) 8 1, Berlin unt. dem für 
Brandenburg LBS. 8 41, weldes hier 
feit 1826 auch das Volksſchulweſen beaufe 
fihtigt dal. 8 44 Abi. 2, Waldeck⸗Pyr⸗ 
mont unter dem zu Kaſſel B. 25. März 
85 (GS. 67) Art. II. 

0, 3, 27. Juni 45 (GS. 440) 8 7. 

1) Inſtr. 8 12 u. Negl. 20. April 31 
(KA. XV 811). — Prüfungs» Kont- 
miffionen f. die Provinzen zu Königs⸗ 
berg (zugleich f. Weftpreußen), Berlin, 
Greifswald, Breslau (zugl. f. Bofen), 
Halle, Kiel, Göttingen, Münfter, Mar⸗ 
burg u. Bonn. 

2, 9. II 12 8 12—17, 47 u. 49. 

 &. 11. März 72 (GS. 183); Einf. 
in Sauenburg ©. 25. Feb. 78 (GS. 97) 
8 51. Den Grundfaß der ftaatlihen 
Auffiht enthält bereits NR. II 12 81, 
2 u. 9. — Anfangs 1884 gab es 181 
ftändige, 720 im geiftliden u. 32 im 
weltlichen Nebenamte ftehende Kreisihuls 
infpeftoren, ferner 9668 geiftlihe u. 1270 
weltliche Lokalſchulinſpektoren. 
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biete des Schulmefens dient feit 1859 das Gentralblatt der Unterrichts— 
verwaltung. 

. Die weiteren Borfchriften find befondere für die Volksſchule (Nr. 2), 
für die Höheren Lehranftalten (Nr. 3) und für die an oberfter Stelle 
ftehenden Univerfitäten (Nr. 4). Während das gemeinfame Ziel diefer 
Anftalten die Gewinnung allgemeiner Bildung ift, find die Fachſchulen auf 
ſpezielle Berufözweige berechnet und deßhalb bei den einzelnen Bermaltungs- 
gebieten zu betrachten !*). 

2. Bie Volksſchule. 
8 305. 

a) Wefen und Bedeutung. Die Grundfäge der Berfafjung haben 
auch in betreff der Volksſchule bis zum Erlaß eines Unterrichtögefeges nur 
die Bedeutung allgemeiner Verheißungen 108). ine allgemeine Regelung hat 
nur die Penfiontrung der Bolksfhullehrer und die Wittwen- und Waijen- 
verforgung erfahren!®). Uebrigens beruft das Volksſchulweſen noch auf der 
älteren Gefetgebung ??). 

Die Grundlage bildet die allgemeine Schulpflicht (der Schulzwang), 
wonad) alle Einwohner ihre nicht anderweit gehörig unterrichteten Kinder vom 
zurüdgelegten 5ten Jahre ab fo lange zur öffentlichen Schule ſchicken müſſen, 


bis fie fich die erforderlihe Bildung angeeignet haben!?). Durch Provinzial- 


"Ms Fachſchulen, die bis auf die 
dem Unterriätsminifter unterftellten tech» 
niſchen Schulen (Anm. 55 zu 8 49) unter 
den Fahminiftern ftehen, find zu erwähnen 
die Militärfhulen ($ 102 d. W.), Forſt⸗ 
fhulen ($S 125), Bauſchulen (S 277), 
Bergihulen ($ 322), Landwirthſchafts⸗ 
ſchulen (8 328, Abi. 3), Gewerbeſchulen 
($ 355), Navigationsihulen (8 865 
Abf. 3) u. die Hebenmmenlehranftalten 
(& 273). 

= Anm. 5. — BU. Art. 21, 23-25. 
— ©. die einzelnen Grundſütze Anm. 22 
n. 24, 28, 36, 54, 62. 

*, 8 3072. 9. 

7), In den Älteren Provinzen Iom- 
men neben dem ALR. II 12, 8 12—53 
als Brovinzialgefege in Betradt: f. Preu⸗ 
gen Schuld. 11. Dez. 45 (GS. 46 ©. 1), 


insbe. $ 38—72, 8 4 (Schulpflidt) iſt 


durh ER. II 12 8 48 erlebt ©. 6. Mai 
86 (GS. 144); — f. Nenvorpommern 
Neg. 29. Aug. 31 (RA. XV 564); — 
f. Schlefien Land⸗Schul⸗Regl. 3. Nov. 
1765 (Korn, Ed⸗Samml. VIII 780) u. 
kathol. Schul-Regl. 18. Mai 1801 (Korn, 
Neue Ed-Saınml. VII 266). Die Ueber: 
tragung der 8 10—29 des letzteren auf 


evang. Schulen (Landt- Abi. 22. Feb. 
29) Hat Feine Geſetzeskraft Erk. OB. 
27. Dez. 76 (I 211), 8 39a (Schul- 
pfliht) wie Prov. Preußen. — In den 
neuen Provinzen gelten f. Schl.Hol⸗ 
fein SchulO. 24. Aug. 14 u. lauenbur⸗ 
giſche Landſchul-O. 10. Oft. 68; f. Han⸗ 
nover Volksſchul-G. 26. Mai 45 (ban. 
GS. I 465), erg. ©. 2. Aug. 56 (daſ. 
257); f. Naſſau Schul-Ed. 24. Mat 17. 
— Schneider u. v. Bremen D. Volks⸗ 
ſchulweſen in Preußen (Berl. 86). 

w ap. II 12 8 43—46 u. 48, auf 
die nicht landrechtlichen ülteren Prov. aus⸗ 
gedehnt KO. 14. Mai 25 (GS. 1497 
Nr. 1-3 u. (Strafe) 20. Juni 35 (SS. 
131) Nr. 3 u. 4; verb. Anm. 17. Aehn⸗ 
fihe Vorſchriften in den neuen Prov. 
Anm. 17. — Religiöfe Erziehung Anm. 4 
zu 8289. — Schulbeſuch der in Fabriken 
beihäftigten Kinder 8 353 Abf. 6 d. ®. 
Mitführnng von Kindern beim Gerverbe- 
betriebe im Umberziehen GewO. 8 57b, 
62 Abi. 4 u. 63 Abſ. 2 — Die für 
Schulverfäumniffe angedrohten Strafen: 
find im ſtrafrechtlichen Wege, nicht durdy 
polizeiliche Erekution (wie die Verwaltungs 
praxis annahm) zu ahnden E. KGEH. 14. 
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gefetze find Anfangs und Endpunkt der Schulpflicht zum Theil abweichend 
beftimmt. Die allgemeine Schulpflicht Hat unfer Staatöwefen außerordentlich 
gefördert und ift ein Haupthebel für die Entividelung deſſelben geworden. 
Deutſchland ſteht hierin allen Großſtaaten voran 19). 

Die Erfüllung der Schulpflicht ſetzt das Vorhandenſein der nad) Zahl 
und Einrihtung dem Bebürfniffe entjprechenden Schulanftalten voraus?). 
Die Sorge hierfür liegt zunächſt dem Staate ob, doch wirken dabei noch zwei 
andere Faktoren mit: die Kirche und die Gemeinde. 

Die Kirche ift bei der Schule betheiligt, weil die Religion einen weſent⸗ 
lichen Beftandtheil des Volksunterrichts bildet?!), der vermöge der Eimheitlid- 
keit des letteren fi nur ſchwer aus demfelben herauslöfen läßt. Die dur 
die Berfaffung den Religionsgefellichaften verheißene Leitung des Religions⸗ 
unterricht3??), insbefondere die Mitwirkung der Ortögeiftlihen bei demfelben 
bildet deßhalb Fein felbftftändiges Recht, fondern erfolgt nur im Auftrage und 
mit Erlaubnig des Stantes??). — Daffelbe Verhältniß bedingt ferner die 
möglichfte Berückſichtigung der Lonfeffionellen Verhältniffe und die Kon— 
feffionsf&hulen bilden biernad) die Regel. Sie find überall geboten, wo 
die auf eine Schule angewiefenen Schüler ausſchließlich oder überwiegend 
einem beftimmten Belenntniffe angehören. Die Simultanfdhule, in der 
der Unterricht in allen Fächern mit Ausnahme der Religion ohne jede kon— 
feffionele Färbung ertheilt und aud) bei Wahl der Lehrer den verfchiedenen 


März 63 (MB. 113, IMDB. 126) u. f. 
d. NRheinprov. 10. Dez. 64 (IMDB. 65 
©. 54). — Der Schulpfliht ift auf einer 
preußifhen Schule zu genügen Erf. d. 
Kammerger. 12. Dit. 82 (CB. UB. 83 
&. 152); doch ift unter den deutſchen 
Staaten (außer Baiern) die Heranziehung 
ſchulpflichtiger Kinder am Aufenthaltsorte 
gegenjeitig vereinbart ER. 13. Nov. 76 
(MB. 272). — Ueber die Reife zur Ent« 
laffung entfcheibet der Lokal⸗ bezw. Kreis- 
ſchulinſpektor Erf. OT. 28. Nov. 78 (CB. 
UP. 79 ©. 207). 

») Die Ergebniffe werden ſtatiſtiſch nur 
bezügli der alljährlih in das Heer u. 
die Marine eingeftellten Militärpflichtigen 
ermittelt. Die Zahl der unter diefen bes 
findliden, des Lefens u. Schreibens uns 
kundigen Perſonen (Analphabeten) ift in 
fteter Abnahme begriffen. Site betrug 
1885/6 in Preußen, 1,68 Proz. Diejen 
Durchſchnitt überschritten Oftpreußen (5,36 
Proz), Weftpreußen (6,66 Proz.), Poſen 
(7,59 Proz.); alle übrigen Bezirke bis auf 
Schleſien (1,25 Proz.) bleiben unter 1 Proz. 
— England Hat e8 noch zu keinem 
Volksſchulweſen, fondern nur zu einem 


ſtaatlich unterftüßten Privatichulwefen ge» 
bradt. — In Frankreich ifl der Unter- 
ſchied in feinen drei Abflufungen (in- 
struction primaire &lementarunterridt, 
secondaire Borbildung u. superieure 
—— zwar ſpeziell organifirt; die 
18 1850 erlaſſenen Volksſchulgeſetze 
find —* thatſaͤchlich noch nicht voll» 
ſtändig durchgeführt. — Aehnliches gilt 
von dem 1869 für Oeſterreich erlaſſenen 
Geſetze. 

2) Im Jahre 1882 beſtanden 33 040 
Volksſchulen mit 59 917 Lehrer⸗ u. Leh⸗ 
rerinnenſtellen. — Beſondere Schulen bil⸗ 
den die Blinden⸗ u. Taubſtummenanſtalten 
Anm. 106 zu 274 d. W. 

A) Die preußiſche Schule tritt damit 
in Gegenfat zur religionslofen Schule, 
wie fie feit 1806 in Holland durchge⸗ 
führt if. 

2), BU. Art. 24 Abf. 2. 

3), ER. 18. Feb. 76 (MB. 68) PbBeſchl. 
OTrib. 12. Okt. 74 (Oppenhof XV 655). 
— Mildere Handhabung des Grundfates 
wird durd ein ER. 5. Nov. 79 (CB. UP. 
80 ©. 228) zugelaffen. 
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Bekenntniſſen gleiche Berücdfichtigung zu Theil wird, ift dagegen nur zuläffig, 
wenn entweder die Bildung leiftungsfähiger Schulſyſteme ohnedem nit zu 
erreichen fein würde, oder wenn die Einrichtung von den Betheiligten be— 
antragt wird und zugleich zu einer wefentlichen Verbefjerung des Schulweſens 
beitragen fann?*). Webrigens kann aud in Konfeſſionsſchulen bei gemifchter 
Konfeffion die Minderheit — wenn fie feine verſchwindende ift — abgejon=- 
derten Religionsunterriht auf Koften der Schulgemeinde beanfprucdhen 5). — 
Bei vorhandenem Bedürfniffe können ausnahmsweise öffentlihe jüdiſche 
Schulen eingerichtet werden?®). 

Die Verwendungen, mit welden der Staat in immer fteigendem Maße 
. für da8 Schulwefen eingetreten ift, beruhen nur auf einer ergänzenden, fnb- 
fidiären Verpflichtung. Die eigentliche Trägerin der Shulunterhaltungs- 
pflicht, foweit der Bedarf nicht aus dem Schulvermögen??) oder dem Schul- 
gelde28) gededt wird, ift die Gemeinde?) Sie genügt diefer Pflicht durch 
Erhebung von Abgaben?®), welche ebenſowohl zur Herftellung und Erhaltung 
der Schulgeäude und Schulutenfilien®!), wie zur Beſchaffung des Xehrer- 


gehalts??) Verwendung finden. 


2) CN. 16. Suni 76 (EB. UV. 495). 
— Das TR. verhält fi) gegen die Kon⸗ 
fefftonalitätsfrage gleichgültig, indem es 
die Zulafjung zu den öffentlihen Schulen 
von dem Glaubenskenntnig unabhängig 
madt, aber den Zwang zur Theilnahme 
an einem fremden Religionsunterricht aus» 
ſchließt (TI 12 8 10, 11 u. 30). Eine 
KO. 4. Oft. 21 verwarf die Simultaus» 
Thule als unzwedmäßig. Spütere Bor« 
hriften (RO. 23. März 29 u. pr. and» 
tansabich. 28. Oft. 38 RU. XXII 505) 
ließen fie bedingt zu. VU. Art. 24 Abf. 1 
fordert möglichſte Berüdfichtigung der kon⸗ 
feffionellen Berhältniffe. — Die Zahl ber 
Simultanfhulen betrug (1882) 517. Sie 
find am zahlreihften in MWeftpreußen, 
Poſen u. den RegBez. Oppeln u. Düſſel⸗ 
dorf. In den Städten Danzig, Poſen, 
Bromberg, Natibor, Leobſchütz, Ohlau, 
Königshütte u. St. Johann find alle Schu- 
len ftmultan. — Bierling, die konf. Schule 
in Preußen (Gotha 85). 

3, R. 11. Sept. 73 (MB. 74 ©. 10). 

% G. 23. Suli 47 (GS. 263) 8 60 
bis 67. 

7) Die üußeren Rechte der Volksſchul⸗ 
anftalten find im weſentlichen die ber 
Kirchen LR. II 12 8 18— 21; vgl. Anm. 
52 u. 53 zu 8 295 d. W. 

2) Die NRegulirung fteht der Regierung 
zu Inftr. 23. Of. 17 (GS. 248) $ 18; 


Die Verpflichtung ruht theil® auf der poli= 


vgl. Anm. 30. — DU. Art. 25 Abſ. 3 
verheißt Beleitigung des Schulgeldes. 

>) Im Sahre 1878 betrug der Auf- 
wand f. das Volksſchulweſen 101 
MU. M. oder 3,79 M. auf den Kopf 
der Bevölkerung. Hiervon entfielen auf 
perſönliche Koften 71%,, auf ſächliche 29%, 
Mil. M. Der Aufwand wurde aufges 
bradt mit 7, Mill. aus Vermögensein- 
fünften, 13 Mil. aus Schulgeld, 66'% 
Mil. aus Gemeindeleiftungen u. 14 Mil. 
aus Staatszufhüflen. Der Etat 1887/8 
fett für das Elementarunterrichtsweſen 25 
Mi. M. aus. 

2) Shulabgaben unterliegen ber 
zwangsweifen Beitreibung RO. 19. Suni 
36 (GS. 198) Nr. 1, 2 nebft Anm. 27 
zu 8 136 d. W. u. genießen ein Vorrecht 
im Konfurfe KonkO. 8 543. Streitig⸗ 
feiten über die Beitragspfliht unterliegen 
im Geb. der KrO. dem Verwaltungöftreit- 
verfahren; dies gilt auch in betreff des 
Schulgeldes, der Baulaft u. der verweiger⸗ 
ten Leiſtung jeitens des Schulverbandes 
ZuſtG. S 46—49; vgl. Anm. 17 zu S172 
d. W. — Die Forderungen der Schul⸗ 
anftalten u. Lehrer für Unterridt u. Ers 
ziehung verjähren in 2 Jahren nad) Ablauf 


des Füllipleitsiahres ©. 31. März 38 
(66. 249) 8 1%, 4 u. 5-10. 

3, Anm. 44. 

2) 8 307 d. W. 








Rulturpflege; Unterridt. 8 305. 361 
tifhen Gemeinde, theils auf der .befonderen Schulgemeinde (Schulfozietät). 
Legteres ift nach dem Landrecht der Fall, welches die Hausväter ded Ortes 
und bez. der Konfeffion als Pflichtige bezeichnet??). Aehnliche Bildungen be= 
ftehen in Schleswig - Holjtein und Hannover). Die Provinzialgefeggebung 
und die thatfächliche Entwidelung haben troßdem an vielen Orten, insbefondere 
in den Stadtgemeinden die Schule zur Sade der politifhen Gemeinde ge= 
madt?). In Heflen-Naffau und Hohenzollern bildet dieſes Verhältniß die 
Regel und ein demnädjftiges Schulgejeg wird, wie es die Verfaſſung bereits 
in Ausfiht genommen’), auch nur auf die politiiche Gemeinde zurüdgreifen 
können. — Ueber neue oder erhöhte Anforderungen für Volksſchulen — ſo— 
weit fie ſich nicht auf Bauten oder Penfionirungen beziehen — befchließt in 
Ermangelung des Einverftändnifjes der verpflichteten Verbände mit der Schul- 
auffihtsbehörde der Kreisausfhuß (bei Stadtſchulen der Bezirksausſchuß). 
Die Befchwerde geht in beiden Fällen an den Provinzialrath?”). 

Der Beitragspfliht der Gemeinde entipricht ihre Mitwirkung bei der 
Berwaltung, die für einzelne Schulen duch Schulvorftände®?), für größere 
Schulfyfteme in den Städten durch Schul-Deputationen??) ausgeübt wird. 
Die Beſchränkung diefer Mitwirkung auf äußere Angelegenheiten‘) erfcheint 


den heutigen GSelbftverwaltungsgrundfägen nicht mehr ganz entiprechend. 


3) 2. II 12 8 29—38; in betr. der 
zugleih als Küftereien dienenden Schul⸗ 
häuſer 8 37 u. II 118784 - 798, 699 bis 
760, ſowie G. 21. Juli 46 (86. 392); 
Beitragspflicht der Grundbeſitzer i. d. vorm. 
fach. Landestheifen B. 11. Nov. 44 (GS. 
698). — Hauspäter find alle wirthichaft- 
lich oſtandigen, guyftſcheu Perſonen 
Erf. DB. 30. Sept. 82 (IX 123); frei 
find deßhalb Forenſen Erk. OT. 15. Set. 
62 (Striethorft Bd. 47 ©. 32), nit aber 
Geiftlihe, Schullehrer oder Beamte wegen 
ihrer kommunalſteuerlichen Begünftigung 
Erf. OB. 17. San. 77 (II 197), ebenfo 
wenig anjäßige Gutsherrn; nur der GOuts⸗ 
herr der Gemeinde, in der die Schule liegt, 
ift frei u. zwar aud als Beſitzer büuer- 
cher Grundſtücke Erk. OV. 11. Oft. 82 
(IX 132). Seine Berpflitung, unver⸗ 
mögende Gutsunterthanen dabei nad) Noth⸗ 
durft zu unterftügen (LR. II 12 8 33) 
befteht noch fort; die Feſtſetzung gebührt 
der Regierung Ertl. OV. 24. Mai 83 
(X 126). — Die Schulgemeinde bildet 
eine Korporation Erf. OV. 19. Sept. 76 
(I 169) u. 21. Feb. 80 (VI 174). — 
Die Abgrenzung erfolgt durch die Negie- 

rung Infte. 23. Oft. 17 (GS. 248) 8 18Kk, 


ZuſtG. 8 49 Abf. 3; Erf. OV. 2. März 
78 (III 139). 

2) Bol. die Gefeße in Anm. 17. 

5) Pr.ShulDO. (Anm. 17) 8 38—42. 
— Rhein. GemO. 23. Juli 45 (OS. 
523) 8 86. — Die politiiden Gemeinden 
fünnen unter Genehmigung der Auffihts- 
behörden die Schullaft ven Schulgemeinden 
abnehmen ER. 30. Dez. 65 (MB. 66 
©. 389), Erk. OB. 28. Non. 77 (III 
125); verb. Bf. 27. Juni 84 (CB. 12. 
85 ©. 354). 

*) BU. Art. 25 Abf. 1. 

”, &. 26. Mai 87 (85. 175); das 
felbe gilt erft nit Pofen S 6 u. fommt in 
den übrigen noch nicht der Verw.Org. 
theilhaftigen Provinzen nad Maßgabe des 
8 4 zur Anwendung. 

38) Aeltere Provinzen LA. II 12 8 12 
bis 14 u. Inſtr. 28. Oft. 12. Befugniß 
zur Bertretung der Schulgemeinde R. 
22. Aug. 63 (MB. 196). — Hannover 
©. 14. Oft. 48 (han. GS. I 301) 8 26 
bis 28. 

8) Beſondere Schuldeputationen als 
techniſche Schulauffihtsorgane find nur für 
bie öftlichen Provinzen vorgejehen Anm. 96 
zu 879 d. W. 

) BU. Art. 24 Abſ. 3. 
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8 306. 

b) Die Einridhtung der Volksſchnle wird in Hinblid auf die Auf- 
gaben und Ziele derfelben näher durch die „allgemeinen Beſtimmungen“ ge= 
regelt‘). Die Lehrgegenftände find Religion, deutf he Sprache (Sprechen, 
Lefen, Schreiben), Rechnen nebft den Anfängen der Raumlehre, Zeichnen 
Geſchichte, Geographie und Naturkunde, außerdem für die Knaben Turnen, 
für die Mädchen 'weiblide Handarbeiten. Diefe Gegenftände vertheilen ſich 
nad Maßgabe von drei dem Alter entſprechend gebildeten Stufen auf 20 bis 
30 wöchentliche Unterrichtsftundent?). Die Zahl der anzuftellenden Lehrer 
bemißt fih nah der Schülerzahl. Die einklaffige Schule mit einem Lehrer 
fol nit über SO Kinder umfaffen. Eine größere Zahl kann zwar ausnahms⸗ 
weife von einem Lehrer in zwei Abtheilungen unterrichtet werden (Halbtags- 
Thule), doch find in der Regel zwei Lehrer anzuftellen, die in zwei, und wenn 
die Schülerzahl 120 überfteigt, in 3 Klaffen unterrichten. Bei drei und mehr 
Lehrern werden die oberen Klaffen nah den Geſchlechtern getrennt*?). Die 
Schulzimmer müffen einen mindeftens 0,6 qm für jedes Kind umfaſſenden 
Flächenraum bieten und entſprechend audgeftattet fein‘). Die Höhe ift auf 
3,14 m feftgefett, fo daß ein Luftraum von 1,85 kbm fir das Kind erzielt 
wird #3), 

Neben der Volksſchule, weldhe auf Aneignung des Mindeftmaßes der er- 
forderten Bildung berechnet ift, können Mittelfhulen (Bürger, höhere 
Senaben-, Stadt-, Rektoratſchulen) eingerichtet werden. Ihr Lehrplan betrifft 
diefelben Gegenftände mie die Volksſchule, verfolgt aber höhere Ziele und um- 
faßt nad) Bedürfniß daneben neuere Sprachen oder die Vorbereitung für das 
gewerbliche Leben. Diefe Schulen müfjen mindeftens 5 Klaffen mit hödhftene 
je 50 Schülern haben, entſprechend ausgeftattet und mit Lehrern befetzt fein, 
welche die für diefe Schulen erforderte befondere Befähigung befigen“®). 

Die Beitimmungen ftellen in ftreng ſachlicher und beſtimmter Weile 
Gegenftand und Gang der Volksbildung feſt und tragen mit einer gewiſſen 
Elaftizität den verfchiedenartigen Bedürfniffen und Leiftungsverhältnifien aus- 
reihende Rechnung. Sie gewähren eine fefte Grundlage für die Verwaltung 
des Volksſchulweſens und haben bereits unverfennbare Erfolge erzielt. 


) Dies find die unterm 15. Olt. 72 
üb. das Vollksſchul⸗ das Präparanden- u. 
das Seminarwefen erlaffenen fünf Einzels 
berfügungen; vgl. Anm. 42, 46, 49, 51 


u Erfte Bf. 15. Oft. 72 (MB. 273) 
Nr. 12—38. — Die Einführung der 
Lern⸗ u. Leſebücher fordert Genehmigung 
R. 27. Feb. u. 7. Juni 73 (CB. UP. 
180 u. 435). — Die Auffihtsbehörde 
ift befugt, die Aufnahme befonderer Ges 
genftände (weiblicher Handarbeiten) in den 


Lehrplan anzuordnen Erf. DB. 29. Sept. 
76 (I 173 


9 Erfte Bf. 18723 Nr. 1—7. 

Da. Nr. 8-11. 

*) R. 20. Ian. 72 (MB. 96). — Aus- 
führung der Säulbanten wie Anm. 55 
zu 8 295 d. — Zu den Schulftellen 
gehören Dienfioßmungen R. 20. Mai 81 
(EB. UV. 632) u. (Erforderniffe) 9. April 
79 (da. 362). 

®) 2te Bf. 15. Ok. 72 (MB. 279) u. 
Df. 17. Juni 85 (CB. UV. 659). 


TR 
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As Ergänzung der Volksſchule erſcheint die Fortbildungsfchule, 
welche die Volksſchulbildung befeftigen und in ihrer Anwendung auf das 
praltifche Leben vervollftändigen fol. In diefem Sinne werden gewerbliche 
und Iandwirtbfchaftlihe Fortbildungsſchulen unterfchieden. Eine Schulpflicht 
findet fi) nur unter gewiffen Vorausfegungen für erftere anerfannt?), Im 
übrigen hat ſich der Staat darauf beſchränkt, Grundzüge für diefe Schulen 
aufzuftellen*®) und ihre Gründung durch Beihülfen zu erleichtern. 


8 307. 

c) Die Volksſchullehrer empfangen ihre Ausbildung auf Seminarien. 
Die Vorbereitung zu der beim Eintritt in diefelben abzulegenden Prüfung?) 
wurde früher nur auf privatem Wege erivorben. Zur Befeitigung des Lehrer- 
mangels find indeß neuerdings Präparandenanftalten mit zwei auffteigen- 
den Klaſſen errichtet”). Der Unterricht in den Seminarien dauert drei Jahre 
und erfolgt in drei Klafien®!)., Zur Anftellung als Volksſchullehrer, als 
Mittelfhullehrer oder als Rektor wird das Beftehen je einer befonderen 
Prüfung erfordert’). Die Anftellung und bez. Beftätigung erfolgt durch die 
Regierung??). Die Verfaffung verheißt die Betheiligung der Gemeinden %); 


zur Zeit beruht diefelbe nur auf Sonderborfchriften). 
Die Schullehrer haben Pflihten und Rechte der Staatsbeamten 5°). 


9) 83536. W. — In Sadjfen, Olden- 
burg, Anhalt, Sübdeutihland u. Defter- 
reich ift die Pflicht eine ausgedehntere. 

*) Gewerbliche Fortbildungsſchulen ER. 
17. Juni 74 (MMB. 78 ©. 30) u. 14. Jan. 
84 (CB. un 195), ländlide ER. 2. Feb. 
76 (MB. 70). 

” 3te Bf. 15. Ol. 72 (MB. 283), 
erg. Df. 12. Ian. 87 (CB. UB. 234). 

n CH. 27. Mai 76 (CB. UR. 372), 
Organiſations⸗ u. Lehrplan 1878 (daf. 
568). — Im Jahre 1885 beftanden 113 
Seminare (8 für Lehrerinnen) u. 31 Prü- 
parandenanftalten. 

sn — u. LehrO. 4te Vf. 15. Okt. 
72 (MB. 286). 


@) ER. II 12 524, 25 u. Prüfungsd. 
5te Df. 15. Okt. 72 (MB, 292). — Bes 
fondere Ausbildung als Turnlehrer Anm. 

75. — Prifd. f. Zeichenlehrerinnen an 
mehrflaffigen Bolls- u. Mittelfehulen 25. 
Sept. 73 (CB. UB. 608). — Prifd. f. 
Lehrerinnen u. Schulvorfteherinnen 24. 
April 74 (EB. UB. 334); gegenfeitige 
an ggepräfter Vtr. mit Heflen ER. 
23. Da. 80 (MB. 81 ©. 3), S.Rob.- 
Gotha ER. 26. Sept. 77 (MB. 253), 
S.⸗Weimar 13. Feb. 79 (MB. 50), An⸗ 
halt 19. Ian. 78 (MB. 33), Hamburg 


20. Feb. 78 (MB. 34) u. Bremen 26. 
Da 79 (MB. 230), erg. Bel. 6. Ian. 

83 (EB. UV. 149), Elſ.⸗Lothringen Bel. 
2. Nov. 85 (MB. 222). — Prifd. f. 
Danbarbeitöleprerinnen 28. Oft. 85 (CB. 


) 

3) RegInſtr. 23. Oft. 17 (65. 248) 
8 13a. Bei Berbindung mit einem kirch⸗ 
lichen Amte ift Einverftändniß der Kirchen 
behörde erforderlich R. 16. Mai 65 (MB. 
177). — Bereidigung ER. 6. Okt. 73 
(MB. 74 ©. 11). — In Weftpreußen 
u. Bofen Sig die Anſtellung allgemein 
durch den Staat ©. 15. Juli 85 (GS. 
185) Art. I. 

59 BU. Art. 24 Abi. 3. 

s LR. II 12 $ 22 u. 23 überträgt 
der Gerichtsohrigfeit die Beſtellung; R. 
28. eb. 81 (EB. UP. 470). — Ball f. 
Oſt⸗ u. Weftpreußen SchulO. (Anm. 17) 
8 6 ff. u. 371, Neuporpommern Regl. 
1831 (daf.) Art. 6, Schleſien KO. 30. 
Sept. 12 (GS. 185). 

* 8 304 Abf. 3, verb. 8 6475 d. 
W. — Verſetzbarkeit im Dienftintereffe 
oder Disciplinarivege in Weftpreußen u. 
Poſen ©. 15. Juli 86 (GS. 185) Art. II; 
Umzugstoften Art. III u. Reg. 26. San. 
87 (EB. UV. 380). — Den Schullehrern 
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Bermöge ihres Amtes fteht ihnen das Recht der Schulzucht zu). Sie find 
bei Ableiftung der Militärpflicht und bei Einziehung im Kriegsfalle mehrfach 
begünftigt°®), mit ihrem Dienfteinfommen frei von Grund- und Gebäudefteuer5?) 
und von Kreis⸗ und Gemeindefteuern‘®), aud vom Schöffen und Geſchworenen⸗ 
amte ausgeſchloſſen 61). Die Verfaſſung fichert ihnen ein feites, den Lolal- 
verhältniffen angemefjenes Einkommen 82). In diefem Sinne ift unter Annahme 
gewiſſer Mindeſtſätze bereits vieles zur Verbeflerung der Stellen geſchehen 88). 
Zu einem einheitlichen Vorgehen werden: indeß beſtimmtere Grundfäge auf Die 
Dauer niht entbehrt werden können. Die Verſchiedenheit in den örtlichen 
Berhältnifien und in der Leiftungsfähigkeit der zunächft in Betracht fommenden 
Einzelgemeinden bieten dabei vielfache Schwierigkeiten. Sie machen fi) be- 
fonders fühlbar in betreff der an fi wünſchenswerthen Gewährung von 
Alterszulagen. Die Benfionirung der Lehrer und Lehrerinnen an öffentlichen 
Volksſchulen ift dagegen entipredend den für Staatsbeamte gegebenen Vor⸗ 
fohriften®*) allgemein feitgeftellt®), Die Penfion wird bi8 zur Höhe von 
600 M. aus der Staatsfaffe, übrigens von den fonftigen feither zur Auf- 
bringung der Penfton bez. zur Unterhaltung des Lehrers Verpflichteten gezahlt, 
wobei das Stelleneinfommen nur in dem bisherigen Umfange, und nur info» 
weit herangezogen werden darf, daß es nicht unter 9, feiner Höhe und unter 
das Mindeftgehalt fintt°). 

Den Hinterbliebenen gebührt das Sterbeguartal nur provinzialredte 
HN). Dagegen ift die Wittwen- und Waifenverforgung allgemein, dahin 
geregelt, daß jede Penfion mindeftens 250 M. jährlich beträgt. Die Mittel 
werden durch Beiträge der Lehrer und Gemeinden und erforderlihenfalld durch 
Zuſchüſſe des Staates beſchafft. Die Kaffenverwaltung führt die Regierung 


RB. Kaſſel B. 29. Juli 67 (GS. 1245). 


H Sqan wirthſchaft u. Krämerei unterſagt 
— Naſſau V. 26. März 62 (V. Bl. 81), 


4. April 41 (MB. 170), auch die 


—— in der Regel nicht zu ge⸗ 
ftatten R. 20. Mai 53 (MB. 114). 

gr. II 12 8 50-58 u. KO. 14. 
Mai 25 (GS. 149) Nr. 4—6. 

*, 887 Abſ. 3 u. 89 Nr. 2 d. W. 

9), Anm. 63 zu 8 296. 

°), 877 Nr. 4 d. W.; verb. Anm. 33. 

8183 u. 182 d. W 

2), BU. Art. 25 Abſ. 2. — Pflicht 
der Gemeinden zur SHerbeiholung neuer 
Lehrer LH. II 12 8 39—42. — Ausein⸗ 
anderfegung mit abgehenden Lehrern in 
d. vorm. aa: Landestheilen ©. 10. Mai 
55 (GS. 267 

es) Grundlage bildet das zauffchterenit 
ber Regierung ReggInſtr. 17 
(GS. 248) S18e u. im —* der Bern. ⸗ 
Org. ZuſtG. 8 45. Grundſätze der Feſt⸗ 
ſtellung ER. 7. Feb. 67 (MB. 33). — 


erg. KO. 7. Juni 85 (GS. 193) $ 116 
Abi. 1 

E74, W. 

8 G. 6. Juli 85 (GS. 298) u. €. 2. 
Mürz u. 24. Nov. 86 (MB. 37, CB. 
U. 3887 u. 1887 ©. 383). — Für 
Lehrer an Mittelihulen fteht die Nege- 
lung nod aus. — Lehrer an Semina- 
rien, un u. höheren Bürgerjchulen 
Anm. 8 

68) 8 I 8 26 u. (früher penſionirte) 
Art. II des Gef. (vor. Anm.). 

A, Preuß. ShulO. 8 24 u. 25. — 
In der Rheinprov. finden die für Geiftliche 
gegebenen Vorſchriften des Landrechts (II 
11 8 833—856) auh auf Schullehrer 
Anwendung R. 12. Sept. 17 (aa. I 
Heft 3 ©. 86). 
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unter Mitwirkung der für die reife aus den Intereffenten gebildeten Vorſtände 
und der von dieſen zu erwählenden Kuratoren 88). 


3. ZDie höheren Schulen“), 
8 308. 

In den höheren Schulen wird die nöthige wiſſenſchaftliche Vorbildung 
erworben, die als Unterlage für die ſpätere Berufs- oder Fachbildung dienen 
ſoll?o). Sie erſcheinen zuerſt in den Gymnaſien, deren Mittelpunkt das 
Studium des klaſſiſchen Alterthumes bildet. Die Gymnaſien umfaſſen ſechs 
Klaſſen mit neunjährigem Kurſus bei einjähriger Lehrdauer in den 3 unteren, 
und zweijähriger in den 3 oberen Klaſſen. Nicht volle Gymnaſialanſtalten 
find die Progynınafien mit gleichen Zielen, aber ohne oberfte Klaſſen. Die 
Ablegung der Reife- oder Abgangs-(Abiturienten-) Prüfung berechtigt zum 
Univerfitätsftudium 7), 

Die Entftehung diefer Haffifhen Lehranftalten reiht in das Zeitalter der 
Reformation zurüd, in welchem das Studium des, Altertfumes alle wiffen- 
Thaftlihen Beftrebungen erwedte und beherrſchte. In den proteftantifchen wie 
in den Iefuiten-Schulen wurde faft nur lateiniſch unterrichtet und diefe Unter- 
richtsweiſe hatte volle Berechtigung, fo lange diefe Sprache die alleinige Ber- 
mittlerin und das Altertfum die einzige Duelle des Wiſſens war. Als aber 
feit dem fiebzehnten Jahrhundert die naturwifjenfchaftliche Forfhung das vom 
Altertfum auf diefem Gebiete Geleiftete weit hinter fich ließ, daneben auch die 
deutfhe Sprade ſich mehr und mehr entwidelte, begann ein Kampf gegen diefe 
Alleinherrſchaft. Im Verlaufe defjelben entftanden fett 1817 Realſchulen, 
meift als ftädtifche Anftalten, in denen das mathematiſch-naturwiſſenſchaftliche 
Element gegen das philologifch-hiftorifche der Gymnaſien in den Vordergrund 
trat. Indem diefe Anftalten ihre Ziele allmälig erweiterten, ftanden ſchließlich 
diejenigen unter ihnen, weldhe bei gleicher Klaſſenzahl und Unterricht3dauer wie 
die Gymnaſien ihren Lehrplan vollftändig erfüllten (Realſchulen 1fter Ordnung) 
in dem Mafe ihrer wiſſenſchaftlichen Leiftungen nit mehr gegen die Gym⸗ 
naften zurüd; nur die Richtung der Ausbildung blieb eine verſchiedene. Im 
Anſchluſſe daran wurden die Realjchulabiturienten zur philoſophiſchen Fakultät 
der Univerfitäten und zum Lehramt im Gebiete der Mathematik, Naturwiſſen⸗ 
ſchaft und neueren Sprachen zugelaffen??),. Während nunmehr von einer Seite 


e) ©. 22. De. 69 (GS. 70 ©. 1), 
erg. ©. 24. Feb. 81 (SS. Al) u. 2. 
17. San. 87 (GS. 9), Inſtr. 31. Ian. 
u. 28. Juni 70 (MB. 98 u. 298). Die 
Erziehung der Lehrerwaifen ift Zwed der 
Peftalozziftiftung. 

, Bufammenftellung der a erorbnungen 
v. Wiefe 3. ans: (Berl. 8 

” 2x. II 12 — — u. 61-64. 
— Bermögensrehte wie Anm. 52 u. 53 


u 5 295 m. Anm. 30 zu 8 305 d. W. 

— FerinD. 6. Nov. 58 (MB. 59 ©. 
27). — Berbot der Schülerverbindungen 
ER. 29. Mai 80 (MDB. 194). 

1) Lehrplan Bf. 31. März, Prüfungsd. 
Bf. 27. Mai 82 (CB. UV. 234 u. 235), 
28. Feb. 83 (daf. 242) u. 80. Juni 85 
(daf. 526). — Im Sahre 1886 beftanden 
259 Gymnaſien u. 39 Progymnafien. 

72) CH. 7. Dez. 70 (MB. 71 ©. 85). 
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die gleiche Befugniß auch in betreff dev Medizin und Jurisprudenz gefordert 
wurde, juchte eine andere Strömung beide Anftalten durd) Veränderung ihres 
Unterrichtsftoffes einander näher zu bringen. Auf diefem Standpuntte fteht 
die neufte Organifation, weldje die als Nealgymnafien bezeichneten feitherigen 
Realſchulen 1fter Ordnung im Lehrplane der drei unteren Klaſſen den Gym⸗ 
najien völlig gleichgeftellt hat. Neben denfelben bejtehen, gleichfalls mit 
6 Klafjen und Yjähriger Lehrdauer, die zumeift aus den früheren höheren 
Gewerbeſchulen hervorgegangenen Ober-Realſchulen, melde anftatt des 
Latein höhere Ziele in den neuen Sprachen und Naturwiſſenſchaften verfolgen. 
Zu den Realgymnafien ftehen die Realprogymnafien, zu den Ober-Real- 
fhulen die Realſchulen in demfelben Verhältniß, wie die Progymnaflen zu 
den Gymnaften??). — Während diefe Anftalten in Ermangelung der oberften 
Klaffen zumeift der Vorbereitung dienen, jollen die auf eine Gjährige Lehrdauer 
berechneten lateinlofen höheren Bürgerfhulen eine jelbftftändig in ſich 
abgeſchloſſene höhere Bildung vermitteln *). 

Die Lehrer im höheren Schulfadhe werden auf Grund einer Prüfung 
angeftellt”°), welche vor den wiſſenſchaftlichen Prüfungstommiffionen abgelegt 
wird), Die Ernennung und bei Schulen, die nicht königlichen Patronates 
find”), die Betätigung erfolgt durch das Provinzial-Schultollegium oder den 
Minifter, bei Direktoren der Gymnafien und Realſchulen durch den König”®). 
Die Lehrer haben Pflichten und Rechte der Staatsbeamten”?), insbefondere 
hinfichtlich der PBenfion®?) und der Wittiwen- und Waifenverforgung®). 


73) Lehrplan u. PrüfungsO. wie Anm. 
71. — In den Realſchulen wird fein 
Griediid u. weniger Latein, dafür Engliſch 
u. mehr Franzöfih u. Naturwiffenihaft 
gelehrt, al8 in den Gymnafien. — Im 
Jahre 1886 beftanden 89 Realgymna⸗ 
fien, 86 Real-PBrogymnafien, 13 Ober- 
Kealihulen u. 17 Realſchulen. — Biele 
diefer Anftalten haben Vorſchulen, Ein- 
- rihtung €. 23. April 83 (MB. 54, CB. 

UV. 423) 


9) Lehrplan u. PrüfungsO. wie Anın. 
71. — Im Jahre 1886 beflanden 22 
höhere Bürgerſchulen. 

75) PrüfO. 5. Feb. 87 (EB. UV. 182). 
— Ausbildung als Turnlehrer Beſt. 
1. Mai 73 (MB. 179), PrüfungsO. f. 
Turn⸗ u. Schwimmlehrer 10. Sept. 80 
(MB. 269) ; kön. Turnlehrerbildungsanftalt 
zu Berlin ER. 4. April 78 (MB. 53). 
— Prüfung der Zeichenlehrer an höheren 
Schulen Inſtr. 23. April 85 (EB. UP. 
547), der Zeichenlehrerinnen 23. April 85 
(daf. 551). — Pädagogiſche Seminare bes 


ftehen zu Königsberg, Danzig, Berlin, 
Stettin, Pofen, Breslau, Magdeburg u. 
Caſſel. 
*%) Anm. 11. 

7) ey. II 12 8 59 u. 60. Bei Ans 
falten, die ftehende Stantszufhüfle er- 
halten, nimmt der Staat ein durch Kom⸗ 
mifjarien ausgelibtes Kompatronat in 
— KO. 10. San. 17 (KA. J Heft 1 
S. 


67). 

mg 9. Dez. 42 (GS. 43 ©. 1) u. 
KD. 10. Nov. 42 (MB. 63 ©. 6); neue 
Prov. R. 13. März 67 (MB. 113); vgl. 
Anm. 9. 

70, Anm. 86 zu $ 7098. ®. 

2), 8 740.8. — Soweit bie Penfion 
nicht aus Staatsfonds fließt, Nude wegen 
Aufbringung der Penfion nad © 
März 72 (GS. 268) 8 6 bie ®. 28, 
Mai 46 (SS. 214) nebft AE. 13. März 
48 (GS. 113) u. Ausf®. 10. Dez. 46 
u. 22. Feb. 47 (MB. 40 u. 44) Ans 
wendung 

a) 8 75 abſ. 35 3. 
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4. Bie Mninerfitäten. 
8 309. 

Aufgabe der Univerfitäten (Hochfchulen) ift die Förderung der Wiffenfchaft 
und die wiflenfchaftlihe Ausbildung der Diener des Staates und der Kirche. 
Urfprünglid) ftändifche, ſich felbft regierende Korporationen haben fie ſich, auch 
nachdem fie zu Staatsanftalten geworden, eine gewilfe Selbftftändigfeit zu be— 
wahren gemußt??). Jede Univerfität gliedert fi) in die althergebradgten vier 
Fakultäten der Theologie, Jurisprudenz, Medizin und Philofophie®?), welche 
für die Berufe der Geiftlihen, Richter, Uerzte und Lehrer vorbereiten. Die 
ꝓhiloſophiſche Fakultät, welche alle nicht unter die drei anderen Fakultäten 
fallenden Lehrgegenftände umfaßt, vertritt außerdem diefen gegenüber die Ein- 
heit der Wiſſenſchaft. An der Spite der Univerfität fteht der Rektor, an der 
Spige jeder Fakultät ein Dekan. Diefe Organe werden durch die Gefammt- 
heit der ordentlihen Profefforen gewählt, die außerdem in einem Ausfchuffe 
(alademifchen Senat) ihre Vertretung finden. Die ftantlihe Auffiht übt der 
Kurator, ald Stellvertreter des Rultusminifters®t). 

Die Univerfitätslehrer, welde in ordentliche und außerordentliche _ 
Brofefforen, PBrivatdozenten und Lehrer zerfallen, haben gleichfalls Pflichten 
und Rechte der Staatsbeamten®?). Der unfreiwilligen Verfegung und Pen- 
ſionirung unterliegen fie indefjen nicht®®). 

Die Studirenden erwerben die Mitgliedfchaft bei der Univerfität (das 
atademifche Bürgerrecht) durch Einfchreibung in die Mutrikel (Immatrikulation) 8”) 
und treten damit unter die akademiſche Disciplin, weldde vom Rektor, Univer- 
fitätsrichter und Senate ausgeübt wird. Die akademiſche Gerichtsbarkeit ift 
Dagegen aufgehoben 88); die Studirenden ftehen unter den Beftimmungen des 
allgemeinen Rechtes, doch begründet die Minderjährigkeit oder Unfelbftftändig- 


2) 29. II 12 8 67, 68. Die preus 


ßiſchen Univerfitäten und deren 
Stiftungsjahre find: a) Albertus⸗U. zu 
Königsberg (1544) ; b) Friedrich) Wilhelm-U. 
zu Berlin (1810); c) U. zu Greifswald 
(1456); d) U. zu Breslau (1702 als 
Leopoldina geftiftet u. 1811 mit ber 
1506 zu Frankfurt a. O. gegründeten U. 
vereinigt); e) Friedrich Wilhelm⸗U. zu 
‚Halle (1694 geftiftet u. 1817 mit ber 
1502 zu Wittenberg gegründeten vereinigt); 
f) Chriſtian Albredt-U. zu Kiel (1665); 
g) Georg Auguft-U. zu Göttingen (1737); 
h) U. zu Marburg (1527) u. i) rheiniſche 
Friedrich Wilhelm-U. zu Bonn (1818). 
Außerdem beftehen als Tatholifchstheo- 
Jogiſche Fakultäten: a) das Lyceum 
Hosianum zu Braunsberg u. b) bie 
theologifch » philofophifhe Akademie zu 
Münfter (1773). 


8) In Bonn u. Breslau befteht eine 
fünfte Fakultät für katholiſche Theologie. 
Bezüglich) derjelben ift der biſchöflichen Be⸗ 
hörde eine beſondere Einwirkung eingeräumt 
A. Inſtr. 26. Aug. 1776, ſchleſ. Shuegl 
26. Juli 1800 u. KO. 13. April 25. 

2) CR. 18. Juli 48 (MB. 222). 

s LR. II 12 8 73. — Rang $ 70, 
insbef. Anm. 72 u. 80 d. W. 

©. 21. Juli 52 (GS. 465) 8 96. 

a) er. II 12 8 74—81 u. Anhang 
8 132—134. 

8 G. 24. April 78 (GS. 330) 8 13 
Ab. 1, ©. 29. Mai 79 (GS. 389). 
Handhabung der Disciplin Vorſchr. 1. 
Oft. 79 (EB. UV. 520), $ 16 geänt. E. 
8. Aug. 84 (EB. UV. 806). — Vgl. LR. 
II 12 8 82—126 u. Anh. 8 135 140. 
_ Berbinbungs- u. Duellweſen CR. 
Feb. 70 (MB. 73). 
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feit feinen Einwand gegen die Verpflichtung zur Zahlung des Honorares. 
Die über Stundung des letteren vom Univerfitätsrichter aufgenommenen An- 
erfenntniffe haben die Glaubwürdigfeit öffentlicher Urkunden®®). Zur Einziehung 
und Einflagung find die Univerfitätsfaffen (Duäfturen) legitimirt”), Die 
Dauer des Studiums beträgt 3, für Mediziner 4 Yahre?!), mindeftens drei 
Halbjahre find auf einer inländifchen Univerfität zuzubringen?®). Beim Abgange 
werden Zeugniffe ertheilt?®). 


III. Wiſſenſchaft und Kunſt. 


l. Schutz des geiftigen Eigenthumes. 
$ 310. 

Die Erzeugniffe der Wiſſenſchaft wie der Kunft Haben neben ihrer geiftigen 
auch eine wirthſchaftliche Bedeutung, welche in der Verwerthung derfelben durch 
mechaniſche Vervielfältigung zur Geltung gelangt. Das Recht hierauf bildet 
das geiftige (litterarifche) Eigenthums⸗ oder Verlags- (Urheber⸗)recht. Es tritt 
bereitö in den Buchhdruderprivilegien des 16ten Jahrhunderts hervor, bat fich 
aber erſt im vorigen Jahrhundert zu einem jelbftftändigen Rechte enttwidelt. 
ALS ſolches ift es durch Vererbung oder Vertrag übertragbar und gegen un— 
befugte Ausübung (Nahdrud) ſtrafrechtlich geſchützt. An ſich ift es Gegenftand 
des Privatrechts, tritt indeß mit der Organifation dieſes Schutzes zugleich in 
da8 Gebiet des Berwaltungsredhtes ein. 

Das geiftige Eigenthum ift al8 Gegenftand der Keichögefeggebung!) von 
diefer geregelt?) und wird für die Lebensdauer des Urheber8 und 30 Jahre 
nad feinem Tode gefhütt?),, Die Verlegung des Rechtes begründet den 
Anfprud auf Schadenserſatz und die ftrafrechtliche Verfolgung‘). Ueber beide 
Gegenftände wird auf Antrag des Berletsten im gerichtlichen Verfahren ent- 
ſchieden, wobei die techniſchen Fragen von den in den Einzelftanten gebildeten 
Sadjverftändigenvereinen begutachtet werden?)., Diefe Grundfäge find fir 





©, ©. 29. Mat 79 $ 1 Abf. 3. 

RD. 5. Feb. 44 (SS. 69) u. 26 
Set. 45 (GS. 681). 

2), Dispenfation ER. 2. u. 17. Zuli 
61 (MB. 129). — Univerfitätsferien AD. 
19. April 44 (MB. 150) u. 17. Nov. 51 
(MB. 281). 

@) KO. 80. Juni 41 (GES. 139); 
Aufhebung der weitergehenden Berpflid- 
tung in Schl.⸗Holſtein Erl. 17. Sept. 67 
(GS. 1743). — Gleiche Vorſchr. in betr. 
I Richter GerVerfG. 27. Ian. 77 (RGB. 
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©) gg. II 12 8 127—129. 
1) Berf. Art. 46. 


) G. 11. Juni 70 (BGB. 339); 
Einf. i. Sipdeutihl. Anm. 12 zu 86 d. 
W. u. in Elf. Lothringen RS. 27. Ian. 
73 (RGB. 42). 

8 1—17 u. 61 d. Gef.; Eintrags- 
volle ⸗ 39—42; ältere Werke 8 57—59 


ur ‚Dat 8 18—25; VBerjührung 8 33 


bis 

5) af 8 26—832. Inſtr. f. d. Sach⸗ 
verftündigenvereine 12. Dez. 70 (BGB. 
621), Aenderung des $ 6 Bel. 16. Suli 
79 (CB. 490, IMDB. 240), des 87 Bel. 
25. Dt. 82 (CB. 417). 
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Schriftwerke gegeben, finden aber aud) Anwendung auf Abbildungen‘), mufifa- 
liſche Kompofitionen) und auf die Aufführung dramatiſcher Werked). Im 
ähnlicher Werfe find Werke der bildenden Kunft mit Ausfhluß der Bau- 
funft, ſowie Photograpbien, diefe jedoch nur auf 5 Jahre, gegen Nachbildung 
gefhüst?). 

Der gegenfeitige Schuß der litterarifchen und Kunfterzeugniffe ift mehreren 
Staaten gegenüber dur Berträge (Fitterarfonventionen) gefichert??). 


2. Aflege der Miſſenſchaft und Kunſt. 
8 311. 

Die ftaatlihe Fürſorge für Wiffenfhaft und Kunft erfolgt durd) Grün- 
dung und Erhaltung eigener Anftalten oder durch Förderung der hierauf 
gerichteten Beitrebungen der Vereine und Privaten mittelft Gewährung von 
Beihülfen. 

Wo die Gegenftände diefer Fürforge im Auslande liegen, ift das deutſche 
Reich eingetreten. So hat dafjelbe die früher preußifchen, archäologiſchen 
Inftitute in Rom und Athen übernommen (1874) 1), die Haffifchen Stätten 
des alten Olympia erfchloffen!?) und die Beftrebungen zur Erforſchung Eentral- 
Afrikas und der Polargegenden unterftügt. Daneben unterhält e8 bie dem 
Reichsamt des Innern unterftellte, in eine wiſſenſchaftliche und in eine technifche 
Abtheilung zerfallende phyſikaliſch-techniſche Neichsanftalt; auch gewährt es 
Beiträge zu den Koften des Seminars für orientalifde Sprachen in Berlin!) 


und des germanifhen Mufeums in Nürnberg. 
Der Schwerpunft diefer Thätigkeit Tiegt indeß nad) wie vor in den Ein- 


zelftaaten. 


6) Gef. 8 43, 44. 

) Dal. $ 45—49. 

8) Daſ. 8 50—56. 

9 G. 9. u. 10. San. 76 (RGEB. 4 
2. 8. — Sachverſtändigenvereine Belt. 
29. Geb. 76 (EB. 117—119, I3MB. 
193), Aenderung des 8 4 Bel. 16. Juli 
79 (CB. 490, IMDB. 241), des 8 5 Bel, 


25. Dt. 82 (CB. 417). — Urheberredt 


an Meuftern u. Modellen 8 357 d. W. 
) Ein internationaler Verband zwiſchen 
dem deutſchen Reiche, Belgien, Frankreich, 
Großbrittannien, der Schweiz, Stalien, 
Spanien, Tunis, Liberia u. Haiti 9. 
Sept. 86 (RGB. 1887 ©. 493) jetzt 
(üynid dem Weltpoftverein S 378 
Abf. 3 d. W.) das Mindeftmaß des zu 
gewährenden Urheberſchutzes feſt. Weiter- 
gehende Beftimmungen der beitehenden 
Berträge find in Kraft geblieben. Dem 
gemäß kommen in Betradt: Vertr. des 
Grf. Hue de Grais, Handbud. 6. Aufl. 


In Preußen begann diefe Fürforge mit dem vorigen Jahrhundert 


nordd. Bundes u. bez. Reiches mit Groß⸗ 
brittannien 2. Juni 86 (RGB. 237), 
Frankreich 19. April 83 (RGB. 269) 
u. Bel. 3. Nov. 83 (EB. 317), Belgien 
12. Dez. 83 (RGB. 84 ©. 173) u. Bel. 
v. 18. Des. 84 (EB. 324), Italien 
20. Zuni 84 (RGB. 193) nebft Bel. v. 
18. Des. 84 (CB. 327) u. (zu Nr. 3) 
v. 14. San. 85 (EB. 21) mitd. Schweiz 
23. Mai 81 (RGB. 171) u. Bel. 28. 
Sept. 81 (EB. 405). — In bezug auf 
Defterreih, Liehtenftein, Luxem— 
burg u. Limburg fommen ©. 11. Juni 
70 8 62 u. v. 9. San. 76 8 21 zur An 
wendung. 
my it. 9. April 87 (CB. 172). 


7, Vertr. mit Griechenland = April 


74 (RGB. 75 ©. 241). 
„ G. 23. Mai 87 (RGB. 193). 
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und wurde, nachdem fie unter dem mehr auf das Praftifche gerichteten Friedrich 
Wilhelm I. geruht hatte, von Friedrich dem Großen um fo lebhafter wieder 
aufgenommen!*). — Neben dem Staate find auch die Provinzen zur Unter- 
ftüsung von Kunft und Wiſſenſchaft berufen??). 

Der Wiffenfhaft dient die 1700 gegründete und 1744 neu eingerichtete 
Akademie der Wiflenfchaften zu Berlin. Sie zerfällt in eine phyfilalifch- 
mathematiſche und in eine philoſophiſch-hiſtoriſche Klaſſe und umfaßt ordentliche, 
Ehren- und forrefpondirende Mitglieder). Site hält Sitzungen ab, ftellt 
Preisaufgaben und veröffentlicht ihre Abhandlungen. — Andere wifjenfchaftliche 
Anftalten find die öffentlihen Bibliotheken!7), die dem Minifterpräfidenten 
unterftellten Staatsarchive 18), das geodätifhe Inſtitut 109) und das Central⸗ 
büreau der enropäiſchen Gradmeſſung?d), der botaniſche Garten, das meteo- 
rologiſche Inſtitut, die Sternwarte zu Berlin und das aſtrophyſikaliſche Ob- 
fervatorium bei Potsdam. 


Den Sammelpuntt für die Beitrebungen auf dem Gebiete der Kunft 
bildet die Akademie der Künfte zu Berlin, die fi Über die bildenden Künſte 
und die Muſik erftredt. Sie ift 1699 gegründet, fteht unter einem Präfidenten 
und umfaßt den Senat, die Genoſſenſchaft der Mitglieder und die alademifchen 
Unterrichtsanftalten. Zu diefen gehören die Hochſchule für die bildenden Künfte 
und die Meifterateliers, ferner die Hochſchule für Muſik, die Meifterfchulen 
für mufifalifche Kompofition und das Inftitut für Kirchenmuſik?). Neben der 
Akademie beftehen die Kunſtſchule zu Berlin und einzelne Kunftalademien und 
Kunſtſchulen in den Provinzen??), — Kunftfammlungen bilden die Mufeen 
zu Berlin?®), denen ſich einzelne ähnlihe Anftalten in den Provinzen an- 


4) Orden auf dem Gebiete der Kunft u. 
Wiſſenſchaft Anm. 13e zu $ 39 d. W. 

©. 8. Zuli 75 (GS. 497) 8 48. 
510) Statut 28. März 81 (EB. UP. 


). 

7) Außer der kön. Bibliothek zu Berlin 
(Stat. 16. Nov. 85 CB. UV. 86 ©. 190) 
beftehen die Bibliothefen der Univerfitäten, 
die Landesbibliothefen zu Wiesbaden u. 
Düffeldorf u. als ftändiihe Anftalten die 
Bibliotheken zu Kaffel u. Fulda. Vers 
pflihtung der Verleger zur Abgabe von 
Pflihteremplaren an vie föniglihe u. an 
bie Provinzial-Univerfitäts-Bibliothet ©. 
12. Mai 51 (GS. 273) $ 6, RG. 7. Mat 
74 (RGB. 65) 8 30 Abf. 3; Pf. 4. Aug. 
u. 24. Nov. 76 (CB. UV. 527 u. 645). 

18) Unter der Leitung eines Direktors 
ftehen das geh. Staats⸗Archiv zu Berlin 
u. die Staats-Arhive zu Königsberg, 
Stettin, Pofen, Breslau, Magdeburg, 
Schleswig, Hannover, Osnabrück, Aurid, 


Münfter, Marburg, Wiesbaden, Düffel- 
dorf, Koblenz, Wetzlar u. Sigmaringen. 
AE. 20. März 52 (MB. 80). — Inſtr. 
f. d. Arhivheamten in den Provinzen 
31. Aug. 67 (MB. 327), Nachtr. 9. San. 
76 (MB. 1) u. 12. Ian. 77 (MB. 8). 
Titel (Archivar 1fter u. 2ter RL) AD. 
30. März 85 (MB. 64); Rang 8 70, 
insbe. Anm. 33. Tagegelder u. Reiſe⸗ 
foften Anm. 106 zu 8 73. 

9, Stat. 15. Ian. 87 (EB.UB. 168). 

2) Stat. 22. Sept. 77 (MB. 254). 

A), AE. u. Statut 19. Juni 82 (CB. 
U2. 618). 

2) Runftalademien zu Königsberg, Kaflel, 
Düffeldorf, Kunftihulen zu Königsberg, 
Danzig u. Breslau. 

3) Statut 25. Mai 68 u. Beſt. 13. 
Nov. 78 (EB.UB. 654). Die Mufeen 
enthalten Gemälde, Kupferftihe, Skulp⸗ 
turen, Alterthͤmer, Münzen u. Gegen« 
ftände der Völkerkunde. Daneben befteht 
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ſchließen?). Endlich wendet der Staat feine Fürforge auch der Erhaltung 
von Kunftgegenftänden und Denkmälern der Vorzeit zu??). 
Das Runftgewerbe fällt in das Gebiet des Bau⸗ und ded Gewerbe⸗ 


wefens. 2), 


die Nationalgalferie (jeit 1861) für Werke 
deutſcher Meifter des 19ten Sahrhunderts 
u. das Rauch⸗Muſeum für Modelle u. 
Gypsabgüffe dieſes Bildhauers. 

) In Breslau, Kaſſel (nebſt Bilder⸗ 
gallerie), ſowie in Danzig, Kiel, Bonn ı. 


riet. 
3) ER. 31. Oft. 30 (KA. XIV 775) 


Pr. 4b, v. 19. Aug. 37 (daf. XXI 599 
u. 30. De. 86 (MB. 87 ©. 8); vgl. 
Anm. 57 zu 8 78 u. Anm. 91 zu 8 79 
d. W. Strafe der Zerftörung oder Be- 
Ihädigung StGB. 8 304. — Konferbator 
der Runftdentmäler $ 282 d. W. 

*) 5 355 Abi. 3 d. W. 
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Heuntes Kapitel. 
Woblflandspflege. 





I. Einleitung. 


S 312. 

Der Staat hat für das wirthſchaftliche Wohlergehen feiner Angehöriger 
zu forgen, infoweit die Bedingungen defjelben für den einzelnen unerreihbar 
find. Diefe Fürforge umfaßt fowohl die Hinwegräumung elementarer Hinder- 
niffe, als die Einrichtung umfangreicher Förderungsmittel für die wirtäfchaftliche 
Thätigkeit. Die Hebung des Wohlſtandes des einzelnen erhöht zugleich die 
Steuerfraft und fommt damit dem Staate aud) unmittelbar zu gute. 

Während des Mittelalters kamen die wirthſchaftlichen BVeftrebungen nur 
im gegenfeitigen Kampfe der ftändifchen Sonderintereffen zur Geltung. Einer 
einheitlichen Mittelpunkt fanden fie erft fpäter, nachdem die Staatsidee zum 
Durchbruche gelangt war. Settdem find fie unausgefetst Gegenftand ftaatlicher 
Fürſorge gewefen. Wefen und Umfang derfelben find zwar durch den Charalter 
des einzelnen Staated und den Zuftand feiner Kultur und Entwidelung bedingt, 
doch find fie daneben aud von den nad einander herrſchend gemejenen 
Syftemen der Volkswirthſchaft (Nationalölonomie)t) beeinflußt worden: 

1. Das Merkantilſyſtem, weldes im 17. Jahrhundert namentlih in 
Frankreich durch Colbert ausgebildet war und bis in die zweite Hälfte 
des 18. Jahrhunderts hinein maßgebend blieb, bemißt den Wohlftand 
einer Nation nad dem bei derfelben vorhandenen Borrath an edlen 
Metallen. In der Annahme, daß ihr Beftand durch Ausfuhr der 
Waaren vermehrt und durch Einfuhr derfelben vermindert werde, wird 
nad) dem DBerhältniffe beider zu einander (der Handelsbilanz) bemeſſen, 
ob eine Vermehrung oder Verminderung des Wohlſtandes eingetreten 
jet. Der Irrthum Tiegt in der Vermechfelung von Geld und Gut und 
in der Verfennung des Umftandes, daß auch die im Lande verbleibenden 
oder demfelben zugeführten Waaren bei nutbringender Verwendung den 


y Bearbeitungen von Knies 2. Aufl. | III Handel u. Gewerbe 81); Schönberg 
(Braunſchw. 82/3); Ran-Wagner 2. Aufl. | u. Wagner (fehr umfaffend) 3 Bd. 2. Aufl. 
(ein 80), Roſcher (Stuttg. I Grundlage | (Züb. 58); „Sohn 1fter Band Grundlegung 

5. Aufl. 81, II  Aderban 9. Aufl. 80, | (Stuttg. 85). 











Wohlſtandspflege. 8 312. 373 


Wohlſtand vermehren, und daß mithin nur unter Inbetrachtnahme dieſer 
Verwendung die Bilanz zutreffend gezogen werden kann. 

2. Das phyſiokratiſche Syſtem, das in der zweiten Hälfte des vorigen 
Jahrhunderts in Quesnay und Turgot feine Vertreter fand, ſieht da- 
gegen im Grund und Boden die alleinige Duelle der Güter. Diefes 
Syſtem verwechfelt Stoff und Gut, und verfennt die dem leßteren durch 
bie menſchliche Arbeit zu Theil werdende Wertherhöhung. 

3. Die Bedeutung der Arbeit als Wohlftandsquelle ift erft durch Ad. 
Smith (1732—1790) gehörig gewürdigt. Damit war die Erzeugung 
der Güter auf ihre eigentlichen Urſachen zurüdgeführt, wie fie in der 
Arbeit, in den Naturkräften und in dem Kapital hervortreten. Damit 
war zugleich da8 allgemeine Intereffe aller Wirtbfchaftenden an bie 
Stelle der einfeitigen Intereffen des Handeld, des Gewerbes und des 
Landbaues geſetzt. Die Gütervertheilung wird ber freien Konkurrenz 
al8 ihrer natürlichften und ficherften Leiterin überlaflen. — Das Syftem 
verbreitete fi) rafch in Deutſchland und- hat auf unfere Gefetgebung 
bi8 in die neuefte Zeit hinein beftimmend eingewirkt?). 

4. In entſchiedenem Gegenfage zu diefer Lehre fteht der Sozialismus, 
der da8 Einzelintereſſe als bewegenden wirthichaftlichen Faktor verwirft, 
das Privatfapital in ein Gefamnttfapital, die Einzelproduftion in eine 
Sefammtproduftion verwandelt fehen, und fo das Individuum ganz in 
der Gefammtheit aufgehen laffen will. Der Urfprung diefer Bewegung 
liegt in der Scheidung der Geſellſchaft in Klafjen und in dem natürlichen 
Streben des einzelnen, in dieſen Klaffen aufzufteigen. Rechtlich fteht 
diefem Streben im PVerfaffungsftaate feine Schranke entgegen. That- 
ſächlich tritt aber der Tapitallofen Arbeit die durch Kapitalerwerb zu 
wirthſchaftlicher Selbftftändigfeit durchdringen möchte, das Uebergewicht 
entgegen, welches das Kapital über dieſe Arbeit regelmäßig behaupten 
und geltend machen wird. Der Kommunismus hilft ſich demgegenüber 
durch Verneinung des Kapitals und damit des Eigenthumes überhaupt, 
während der Sozialismus die Unterordnung des Kapitals unter die 
Arbeit erſtrebt. — Die ſoziale Bewegung war in den dreißiger Jahren 
in Frankreich durch St. Simon und Fourrier in Fluß gekommen und ſeit 
Louis Blanc, der das Recht auf Arbeit aufſtellte, mit der demokratiſchen 
Bewegung in Verbindung gebradt (1848). Don dort ift fie nad 
Deutſchland übertragen, welches nunmehr zum Hauptheerd für die Agi- 
tation der Sozialdemokratie wurde. Marr und vor allem Laffalle bildeten 
ihre Lehre meiter aus. Leßterer empfahl in feinem „Syftem der erwor⸗ 
benen Rechte” das allgemeine Wahlrecht und legte feinen Ausführungen 


2) Einfluß auf die Befteuerung Anm. | auf die Landwirthſchaftspflege $ 327 d. W. 
9 zu $ 135, auf die Handelspolitit 8 158, 
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das fogenannte eherne Tohngefeg zu Grunde, indem er annahm, daß 
der durchſchnittliche Arbeitslohn regelmäßig nicht Über den Eriftenzbedarf 
bes Arbeiters hinausfteige?). 

5. Hatte der Sozialismus felbft da, wo ihm wie in Amerika freie Be- 
wegung gegeben war, zu dauernden praftifchen Ergebnifien nicht geführt, 
fo gebührt der unter Anlehnung an Friedrich ft (F 1846) in nenefter 
Zeit entfiandenen Hiftorifden Schule das Berdienft, die foztalen 
ragen in die richtigen Bahnen zuritdigeleitet zu haben. Auch fie bildet 
einen Gegenfag zur Smith’fhen Schule. Während diefe alle Erjchei- 
nungen des wirthfchaftlichen Lebens aus allgemeinen Wirthſchaftsgeſetzen 
abzuleiten ſucht und damit einen fosmopolitifhen Zug annimmt, geht 
bie hiſtoriſche Schule von den verſchiedenartigen Erfheinungen der eins 
zelnen Staaten aus, und wird auf diefem Wege zu einer Berückſichtigung 
ihrer befonderen wirthſchaftlichen Berhältniffe geführt. Gegenüber der 
fhranfenlofen Freiheit de8 „Gehen- und Geſchehenlaſſens“ erkennt fie 
die Mitwirkung des Staates zum Schute der Schwachen und zur Be— 
lebung des Gemeinfinnes als berechtigt an, und will nicht das Selbit- 
intereffe als alleinige Triebfeder für die wirthſchaftlichen Vorgänge gelten 
laſſen, fondern auch fittlihe und nationale Triebfräfte darin anerkannt 
ſehen. 

Im 18. Jahrhundert lag in Preußen wie im übrigen Deutſchland 
die Wohlſtandspflege vollſtändig in den Händen des Staates; ſie bildete einen 
Theil der Polizeit). Die freie wirthſchaftliche Bewegung war dadurch umjo= 
mehr abgeſchnitten, als auch aus der wirthichaftlichen Abgefchloffenheit des 
Mittelalter eine Reihe weiterer Einſchränkungen zurücdgeblieben war. 

Das 19. Jahrhundert hat diefe Feffeln gefprengt. Den Ausgangs- 
punkt bildet die Stein-⸗Hardenberg'ſche Geſetzgebung, welche die perſönliche 
Abhängigkeit befeitigte, die Freiheit des Grunderwerbes, des landwirthſchaft— 
lichen und gewerblichen Betriebes herftellte, und dadurch die freie Entwidelung 
und die volle Verwendung der Fähigkeiten und Kräfte des einzelnen ermöglichte®). 
Diefe Grundfäge, denen fpäter auch der der DVerfehröfreiheit Hinzutrat, find 
durch die nachfolgende Gefetgebung weſentlich erweitert und ſchließlich in der 
Reichsgeſetzgebung Gemeingut der ganzen Nation geworden ®). 

Die ftaatlihe Thätigfeit war unter diefen Einwirkungen weſentlich 
zurüdgetreten. Da gleichzeitig die Selbftverwaltungsförper und Vereine er- 
ftarft waren und eine erfolgreihe Wirkſamkeit auf wirthſchaftlichem Gebiete 
entfalteten, fo durfte der Staat feine ordnende Hand hier und da auch von 
manchen Gegenftänden zurüchiehen, die für den einzelnen unerreihbar blieben. 


9 Berlauf u. Belämpfung der Be- 042 Bol. RegInſtr. 23. Oft. 17 (GS. 
wegung 8 248 d. W. 7. 
hd. ELLE W. 
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Doch aud) diefe auf wirthfchaftliche Freiheit und Selbſtthätigkeit gerichtete Be— 
wegung hatte ihre Grenzen. Die aus den Feſſeln des Polizeiftantes erlöfte 
wirthſchaftliche Thätigkeit durfte nicht nach der anderen Seite hin dem ftarren 
Rechtsſtaate verfallen, der nur den Rechtsſchutz gewährt, alle Wohlfahrtözwede 
dagegen von fih weil. Die Erfahrungen der jüngften Zeit haben unfere 
wirthfchaftlihe Bewegung, die bereit3 diefen äußerten Zielen zuftenerte, wieder 
in natürlihere Bahnen gelenkt. Die vermehrten Bebürfniffe des heutigen 
Lebens ftellen Anforderungen, die nur vom Staate mit feinen umfaljenderen 
und wirkſameren Mitteln gehörig erfüllt werden können. Bor allem zeigen 
aber die auf fozialem Gebiete hervorgetretenen Schäden und Nothitände, daß 
bier die Staatshülfe. durch Selbfthülfe noch längſt nicht erfegt werden kann. 
Je entſchiedener der Staat den Forderungen und Ausfchreitungen der durd) 
die Sozialdemokratie irre geleiteten Bevölkerung entgegentreten mußte?), um jo 
weniger durfte er ſich gegen die bereditigten Beſtrebungen auf fozialeın Gebiete 
verfchliegen und der arbeitenden Bevölkerung die Bedingungen geiftiger und 
phyſiſcher Entwidelung vorenthalten, die fie bei dem Mangel an Kapital ſich 
felbft zu fchaffen außer ftande if. — Unferer Gefeßgebung ift damit ein 
foztalpolitifher Charakter aufgeprägt, der zwar gleich der fozialen Be- 
wegung felbft auf wirthſchaftlichem Gebiete feinen Ausgang nimmt und vor- 
zugsweife in der Wohlftandspflege hervortritt, daneben aber auch andere Gebiete 
beeinflußt hat. Die Sozialgejetgebung bildet fomit feinen für fi) abgeſchloſſenen 
Theil der allgemeinen Geſetzgebung, fondern kommt in größerem oder geringerem 
Umfange in den verfchiedenften Zweigen derfelben zur Geltung’). — Die 
ftaatlihe Thätigkeit bewegt ſich dabei in drei Richtungen; fie umfaßt: 

1. die unmittelbare Verwaltung derjenigen gemeinnüßigen Einrichtungen, 
bezüglich deren die private und genoſſenſchaftliche Thätigkeit unzureichend 
erfcheint (Banken, Eifenbahnen, Poſt und Telegraphen) ; 

2. den Eduß der Schwaden und Hülflofen (Haftpflicht, Frauen⸗ und 
Kinderarbeit); 

3. die foziale Drganifation, für die fie normative Grundfäße vorſchreibt 
und überwadhend eintritt (Innungen, Knappſchafts- und Hülfskaſſen, 
Berufögenoffenfchaften). 

Das Ergebniß und zugleich die Vorausfegung jeder umfafjenden wirth- 
ſchaftlichen Thätigfeit bildet das Kapital und die Wohlftandspflege hat zu- 
nädjft die Bedingungen für Bildung und Nutzbarmachung deffelben herzuftellen. 
(Nr. OD.) Sie hat ferner für die einzelnen Erwerbszweige zu forgen 
und diefe find entweder auf Gewinnung der Naturprodukte gerichtet, wie im 
Mineralreihe der Bergbau (Mr. II), im Pflanzen» und Thierreidhe die 
Land» und Forftwirthfhaft, Jagd und Fifcherei (Nr. IV), oder fie be= 


) Beſteuerung 8 134 Abf. 5, Maß- | der Armenpflege s Fa Schulweſen 
regeln der Gefundheits- u. Baupolizei u. | S 305 Abſ. 2 d. W. 
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zweden deren weitere Verarbeitung im Gewerbe (Nr. V), oder ihren Umſatz 
im Handel (Nr. VI). Als gemeinfames Förderungsmittel aller Erwerb$- 
zweige fchließt der Verkehr fih an (Nr. VII). 

Bei ihrer Vielgeftaltigkeit entbehrt die Wohlftandspflege allgemeiner Ber- 
waltungs-Organe. Diefe beftehen gefondert für die einzelnen Verwaltungs⸗ 
gebiete; doch Hat in jüngfter Zeit die erhöhte Bedeutung der allgemeinen 
wirthfchaftlihen Fragen zur Erridtung eines Volkswirthſchaftsrathes 
geführt, der als berathendes Organ den oberften Staatsbehörden zur Seite 
fteht und wichtigere das wirthfchaftliche Leben betreffende Geſetzentwürfe begut- 
achten fol. Zunächſt nur für Preußen eingerichtet befteht derfelbe aus 75 auf 
5 Jahre berufenen Mitgliedern, von denen 45 aus der doppelten Zahl der 
von den Handelskammern, kaufmänniſchen Korporationen und landwirthichaft- 
lichen Vereinen vorzuſchlagenden Perfonen erwählt, die übrigen unmittelbar 
ernannt werden. Der Volkswirthſchaftsrath zerfällt in die drei Sektionen des 
Handels, des Gewerbes und der Land- und Forſtwirthſchaft, welche durch 
ftändige Ausſchüſſe vertreten werden. Den Vorſitz führt der Handels-, der 
öffentliche Arbeits- oder der Landwirthichaftsminifter®). Aehnliche Vertretungen 
find für die einzelnen Landestheile in den Gewerbefammern erridtet?). 


II. Sapitalpflege. 


Der Staat hat die Kapitalbildung zu fördern und die Kapitalnugung zu 
erleichtern und zu regeln. Das erftere gefihieht in den Sparfaffen (Nr. 1) 
und Berfiherungen (Nr. 2), das letztere im Kreditwefen (Nr. 3). ALS 
wichtiges Förderungsmittel in beiden Beziehungen hat fi) das wirthſchaftliche 
Bereinswefen entwidelt (Nr. 4). 


1. Sparkaſſen. 
8 313. 

In den Sparkaſſen foll die Kapitalbildung durch Anfammlung und Ver⸗ 
waltung der in ihrer Zerſtreuung unproduftiven Geldbeträge gefördert und 
zugleih ein Hülfsfapital für Zeiten der Noth geſchaffen werden. Die erfte 
Sparfaffe wurde 1765 in Braunſchweig begründet; die weitere Entwidelung 
des Sparfaffenwejend gehört aber erft unferem Jahrhundert an, in dem ed 
fih über ganz Europa verbreitet und raſch und ftetig ausgedehnt hat. 

In Preußen find die Sparfaffen Hauptfählih von Kreifen und Ge— 
meinden gegründet; nur ausnahmöweife gingen fie von größeren Berbänden 


9 8. 17. Nov. 80 (GS. 367). als vorbeugende Armenpflege dargeftellt. 

9) Sole beftehen für die Provinzen in | Die neuere Stantslehre weilt ihnen rid- 
Brandenburg, Pommern u. Schl.-Holftein | tiger einen felbftftändigen Platz an, da ihre 
u. f. d. Regierungsbezirke in Schlefien, | Tchätigkeit auch) da eintritt, wo eine Armen 
Sadfen u. Hannover. pflege gar nicht in Frage kommt. 

1) Früher wurden diefe Einrichtungen 
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aus?). Die Bedingungen der Annahme, Verzinſung und Rückzahlung der 
Erfparnifie find ebenfo wie die Belegung der Beitände und die Bildung der 
Reſervefonds nad feften Grundfägen durch Statuten geregelt?). ‘Die Ge— 
nehmigung zur Erridtung von Kreis- und Gemeindeſparkaſſen ertheilt der 
Dber-Präfident; die Aufficht führt die Kommunalauffichtsbehörde?). 

Die einzelnen Arten der Sparkaffen ſcheiden fi theils nad) dem be- 
Tonderen Zwecke, dem fie dienen), theil® erfcheinen fie als Phafen einer fort- 
laufenden Entwidelung, in der das Sparkaffenwefen begriffen if. Bon 
größter Bedeutung find in Ddiefer Beziehung die Poſtſparkaſſen geworden, 
melde die Einzahlung und Erhebung der Erfparniffe bei allen Poftanftalten 
zulaffen, zugleich aber die Einrichtung der Sparkaffe als ftaatlicher Anftalt 
vorausfegen‘). Wenn der Verſuch die Poſtſparkaſſen auch im deutſchen Reiche 
einzuführen vorerft noch gefcheitert ift, fo Hat er doch auf die beftehenden 
Sparkaſſen anregend eingewirft und diefelben mehrfach zu Vermehrung der 
Annahmeftellen, Uebertragbarkeit der Guthaben bei Wohnfigverlegungen ?) und 
Herabfegung der Mindefteinlagebeträge veranlaßt. Dem letztgenannten Zwecke 
dienen aud die Markenſparkaſſen, welche die Anfammlung Kleiner Beträge 
von 10 Pf. an ermöglichen follen®). Daneben ift in Preußen von der Be- 
fugniß, die Beftände im ntereffe des Kredits zu verimenden?), umfaffender 


Gebrauch gemacht. 


2) Größere Sparkaſſenverbände bilden 
die Ober⸗ u. die Nieder-Lauſitz, die Alt- 
mark, Oftfriesland, Naſſau (G. 25. De. 
69 GS. 1283 Abſchn. III) u. Hohen- 
zollern (Stat. 17. März 54 GS. 285 u. 
592, B. 13. Nov. 82 GS. 371, Nachtr. 
18. März 85). — Im Jahre 1885/86 
beftanden 1318 Sparkaſſen mit 476 
Nebenkaſſen u. 1009 Annahmeftellen. Die 
Einlagen betrugen 2113 Mil. M. (Ueber- 
fit MB. 87 ©. 138.) — Die Spar» 
kaſſenſtatiſtik iſt bejonhere geregelt ER. 
21. Oft. 32 (MB. 270) u. 4. Aug. 83 
cn. 10: 210). — Genpnoſſenſchaftsſparkaſſen 
8 

) Reit. "e. De. 38 (GS. 39 ©. 5); 
Belegung der Beftände daf. Nr. 5, KO. 
26. Juli 41 (GS. 287) nebit Sf. 13. 
Suni 82 (MB. 194) u. KO. 23. Feb. 
57 (MB. 71); ER. 7. u. 16. Nov. 77 
(MB. 78 ©. A u. 5) u. 2. April 84 
(MB. 113). — Stempelfreiheit der Spar- 
Tafienbüder KO. 3. März 47 (MB. 108). 
505 Nufterſatut ER. 30. DH. 73 (ML. 


9 Nr. 2, 19 u. 20 des Regl. u. im 
Geb. ber VerwOrg. ZuſtG. 8 52 u. 53. 


Die Sparkaffen find damit zugleih zu Vorfhuß- und 


— Die öffentlihen Sparfaffen bilden 
Korporationen, ihre Verwaltungen öffent» 
lihe Behörden Erl. 26. April 80 (MB. 
201, IMDB. 82 S. 57); Gewerbefteuer- 
freiheit R. 20. Aug. 75 (MB. 242). 

5) Fabrikſparkaſſen unter Betheiligung 
der Arbeitgeber. Sie heißen Altersipar- 
fafien, wenn die Einlagen bis zu einem 
beftimmten Lebensjahre unkündbar find. 
Einrihtung in M. Gladbach MB. 79 
©. 831. — Empfohlen find daneben Heuer⸗ 
ſparkaſſen für d. Schiffer u. Schulſpar⸗ 
faffen zur Ausbildung des Sparfinns bei 
der Jugend. 

6, Die Einrihtung befteht feit 1861 in 
England, wo die Einlagen in die Staats⸗ 
ſchuld übergehen. Oeſterreich, Frankreich, 
Belgien u. Italien ſind dieſem Beiſpiele 
gefolgt. 

7) Die Uebertragbarkeit der Einlagen iſt 
u. a. innerhalb der Regierungsbezirke 
Oppeln u. Düſſeldorf eingeführt. 

Bf. 11. Mai 82 (MB. 140). 

RD. 23. Feb. 57 (MB. 71). 
Unzuläffigfeit des Checkverkehrs Erl. 5. Seh. 
86 (MB. 19). 
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Darlehnskaffen geworden und vermitteln in dieſer Doppelftelung nah Art 
der Bankinftitute den Geldverkehr zwifchen Nachfrage und Angebot. 


2. Berfihjerungsmefen. 
8 314. 

a) Die Verſicherung will gleichfalls mittelft regelmäßiger Beiträge 
ein Kapital fchaffen, verbindet damit aber den weiteren Zweck, daß diefes al& 
Hülfe oder Entfhädigung bei gewiffen Ereigniffen dienen fol und macht deß— 
halb die Fälligkeit von dem Eintritte der letteren abhängig. Die Berfide- 
rungsurkunde heißt Police, der Beitrag Prämie; die Entfhädigung kann in 
Kapital oder Rente beftehen (Kapital- oder Nenten-Verfiherung). 

Die Berfiherung wurzelt in dem genoſſenſchaftlichen Geifte des germa— 
niſchen Volkslebens und trieb ihre erſten Blüthen ſchon in den Gilden des 
Mittelalters. Zu eigentliher Entfaltung brachte fie erſt der Welthandel des 
16ten Jahrhunderts in der Seeverfiherung. Später folgten die Städte mit 
Berfiherung der Gebäude gegen TFeuersgefahr und diefe Immobiliarverfidhe- 
rung wurde im 18ten Jahrhundert Gegenftand umfafjender ftaatliher Orga— 
nifationen in den öffentlichen Feuerfozietäten. Im 19ten Jahrhundert bemäd- 
tigte fi) die Privatinduftrie des Verſicherunggsweſens und nahm insbefondere 
die neu entftandenen Zweige der Mobiliarfeuer-, Hagel» und Lebendverfiherung 
für fih in Anfprud. Die bis dahin auf GegenfeitigkeitSvertrag beruhende 
Berfiherung wurde dadurch zugleich zum Gegenftande des Gewerbebetriebes 
und entfaltete fi im ausgedehnten, durch Rückverſicherungen mit einander 
verbundenen Anftalten, weil nur bei ausgedehnten Betriebe die Gefahr (da& 
Riſiko) den nöthigen Ausgleich zu finden vermag. 

Die ftantlihe Thätigkeit wird durch die Verficherung in dreifaher Rid= 
tung in Anfprnd) genommen: 

1. Die Verſicherung kommt durch einen Vertrag zuftande, deſſen privat= 
rechtliche Regelung im Verſicherungsrechte erfolgt; 

2. Sie unterliegt als Gewerbe der polizeilichen Beaufſichtigung; 

3. Sie bildet die unerläßliche Vorausſetzung eines ungeſtörten wirthfchaft- 
lichen Wohlergehend und mird dadurd zum Gegenftande der Wohl- 
ftandöpflege. 

Das Berfiherungsreht ift für See- und fonftige Verfiherungen ge= 
trennt!9). Im übrigen (Nr. 2 u. 3) kommen neben den gemeinfamen noch 
befondere Beftimmungen für die einzelnen Arten der Berfiherung in Betradt. 
Solche beftehen namentlich für die Feuerverfiherung!!). Neben diefer und 
der bereits erwähnten Seeverfiherung finden fi die Fluß- und Eifenbahn- 


10) Weber die Seenerfiherung beftimmt | gefellihaften zu Berfiherungszweden 8 320 
das HandGEB. (8 368 Anm. 40 dv. W.), | d. ®. 

über die fonftige BVerfiherung LR. 11 8 1) 8 315. 

Abſchn. 13 ($ 1934— 2358). — Altien- 
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Transport-Berfiherung; die Hagel-1?) und die Viehverfiherung !?); die Hypo- 
thefenverfiderung; die Lebensverficherung 1%); endlich die Ausftener 5), Wittiven- 
und Sterbe=, Kranken und Alteröverforgungs-Kaffen!‘). 

Die Reichsgeſetzgebung, zu deren Gegenftänden aud) das Berfiche- 
rungswefen zählt!”), Hat fich abgefehen von dem Seeverfiherungsrechte 1%) und 
der Kranken und Unfallverfiherung 2) auf die Beftimmung beſchränkt, daß 
die Verfiherungsagenten feiner Konzefjion bedürfen, Feuerverſicherungsagenten 
jedod die Uebernahme und Abgabe einer Agentur binnen 8 Tagen der Orts⸗ 
polizeibehörde anzuzeigen haben !?). 

In den alten Provinzen bedürfen alle Unternehmer von Berfidhe- 
rungs-Anftalten der Genehmigung, die nur bei vorhandener Zuverläſſigkeit 
und Unbefcholtenheit zu ertheilen ift?0). 


8 315. 
b) Die befonderen über die Fenerverficherung gegebenen Vorſchriften 
find theils durch feuerpolizeiliche Rückſichten hervorgerufen, theils auf die Ent- 
widelung zurüdzuführen, die die öffentlichen Feuerſozietäten in Deutſchland 


genommen haben. 


Die Feuerverfiderungspolizei fol der Ueberberficherung vorbeugen, 
welche die Gefahr abfihtlicher oder fahrläffiger Brandftiftung in fi trägt??). 


1) Gemeinfame Bedingungen der Ber- 
liner, Magdeburger, Eiberfelder u. Weis 
marer et (Union) ER. 13. Nov. 
72 (MB. 73 ©. 222); Bell. üb. den 
—— — 16. Nov. 81 (ML. 

33). — Ende 1880 waren 29 inlän- 


re u. 3 ausländiihe Gefellihaften zus | 


gelafien. 

, Rechnungsabſchlüſſe daſ. Erfolgreich 
wirken auf diefem Gebiete Fleinere (ge- 
meindeweije) eingerichtete Gegenfeitigfeits- 
verbände (Viehladen). — Mit Einfluß 
der lebteren waren (Ende 1880) 325 in- 
ländifde u. 3 ausländifhe Verſicherungs⸗ 
anftalten in Thätigkeit (5 derjelben gegen 
Trichinenſchäden). 

4) Strafe ber Täuſchung durch ärztliche 
Zeugnifie St&B. 8 277—280. — Im 
Sahre 1884 waren in Preußen 22 ein- 
heimische u. 28 auswärtige Lebens⸗Unfall⸗ 
u. Renten-Berfiherungsanftalten in Thä⸗ 
tigkeit. 

CR. 5. Feb. 52 (MB. 9). 

6, Diefe Berfiherung findet ihre befon- 
dere Anwendung auf Beamte in ben Pen⸗ 
fions-, Wittwen⸗ u. Waiſenkaſſen ($ 24 
u. 75 d. W.), auf Arbeiter in den Knapp⸗ 
ſchaftskaſſen ($ 326) u. in der Kranken⸗ 
u. Unfalls-Berfiderung ($ 354—356). 


2, NBerf. Art. 41; Vorbehalt in be= 
treff Baierns Vtr. 23. Nov. 70 (RGB. 
71 ©. 23) Nr. AN. 

) & 355, 356 d. W. 

Band. 86, "aa. 2,815 u. 
(Strafe) 8 148 8. 

M &. 17. Mai 53 (GS. 293), die 
83, 4, 6 u. 8 find weggefallen, vor. 
Anm.; Vf. 31. Aug. u. 25. Oft. 53 
(MB. 236 u. 1854 ©. 14); Strafe 
StGB. 8 3609. — AZuftändig if d. R.- 
Prüf. (d. Regierung), bei Ausländern der 
Minifter 8 2 des Gef., bei gemeinſchaftl. 
Wittwen-, Sterbe- u. Ausfleuerlaffen der 
Ob.⸗Präſ. RO. 29. Sept. 33 (GS. 121). 
— Zurüdnahme im Geb. der VerwOrg. 
Zuf®. 8 120°. — In den neuen Pros 
binzen wird eine Genehmigung theil gar 
nicht, theils nur bei Feuerverfiherungs- 
unternehmungen erfordert. Gewerbeſteuer⸗ 
pfliht der VBerfiherungsanftalten 8 143 
Abf. 3 d. W., Gemeindefteuerpfliht 8 774 
al. 1, ‚ grestenerpffiät Anm. 12 zu 

0». 


5 8 

21), 9. 8. Mai 37 (GS. 102), Ausf. 
ER. 10. Juni 37 (KU. XXI 503). — 
Aehnliche Vorſchriften f. Hannover 2. 
24. San. 28 (h. GS. 13) u. 3. Juni 
39 (daf. 149), Kurheſſen SMAusIhr. 
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Zu diefem Ziwede find neben den Doppel- und den Berfiherungen über den 
gemeinen Werth auch alle den wirklichen Berluft überfteigenden Entſchädi— 
gungen unterfagt und die Verficherungsgefellfhaften und deren Agenten einer 
Beauffihtigung untertvorfen??). Die Bolice darf dem Berfiherungsnehmer 
erft ausgehändigt werden, nachdem die Polizeibehörde ſolches für unbedenklich 
erflärt hat??), und eine Brandentfhädigung erft ausgezahlt werden, wenn 
binnen 8 Tagen fein Einfprud) dagegen erfolgt iſt?). Erftere Beitimmung 
des übrigens auf Mobiliarverfiherungen beſchränkten Gefetes ift auf Im— 
mobiliarverfiherungen ausgedehnt??), Webertretungen find mit Strafe be- 
droht 6). 

Die für die einzelnen Landestheile beſtehenden auf Gegenſeitigkeit be= 
ruhenden TFeuerjozietäten (Brandverfiherungsanftalten) entftammen dem 
18. Jahrhundert. Ihre Verhältniffe beruhen auf befonderen, im Laufe des 
Sahrhunderts mehrfach umgeftalteten Reglemente. Sie find dabei den neu 
entftandenen Privatgefellichaften gegenüber großentheild ihrer früheren Vor⸗ 
rechte, insbefondere aller Zwangs- und Ausſchließungsrechte entfleidet?”), 
andererfeit8 aber durch Anſchluß der Heinen Verbände an die größeren, durd) 
Bereinfahung der Verwaltung, Erleichterung der Bedingungen und theilmeife 
Ausdehnung des Betriebes auf Mobilien fonfurrenzfähiger gemadt. Ihre 
Thätigkeit ift verſchieden umgrenzt. Die Bezirke find theil® die der Pro- 
vinzen oder Regierungen, theild die der alten landjchaftlihen Verbände, und 
ihre Wirkſamkeit findet fi bald auf alle Grundftücde ausgedehnt, bald für 
ftädtifche und ländliche oder für landſchaftliche und nicht landſchaftliche Grund- 


jtüde gefondert?®), 


21. April 30 (kurh. GS. 119), Naſſau 
E. 27. Mai 34 (nafi. BB. 37) u. 2. 
9. Zuli 51 (daf. 117), Hohenzollern Sigm. 
©. 28. April 49 (figm. GS. VIII 208) 
u. ©. 14. Juli 76 (GS. 293). 

2) 8 1—6, 13, 16 u. 17 des ©. 1837, 
ſ. Anm. 24. 8 7—12 aufgehoben ©. 
22. Juni 61 (GS. 445) Art. II. — 
Zulaſſung der Berfiherung des vollen 
Werthes in Hohenzollern ©. 14. Juli 76 
(85. 293). 

3) &. 1837 8 14, 15, 19. Die Poli- 
zeibehörde des Wohnortes ift auch bezüg⸗ 
ih der außerhalb ihres Bezirks belegenen 
Segenftände zuftändig Erf. OV. 9. Juni 
79 (V 296). 

2) &. 1837 8 18, 19. 

2, RO. 30. Mai 41 (SS. 122). — 
Die Gefeßgebung über die Immobiliar⸗ 
verfiherung ift übrigens nur dürftig. So⸗ 
weit nicht die Sozietütsreglements Pla 
greifen, muß auf das LR. (Anm. 10) zu- 
rüdgegangen werben. 


Diefelbe BVielgeftaltigfeit zeigt die Verwaltung, die in 


3) Daf. 8 20—28, 30—33. Betrüge- 
riihe Brandftiftung StGB. 8 265. 

7) AE. 2. Juli 59 (SS. 394) u. 18. 
Sept. 61 (ES. 7%). — Aufhebung der 
Beitragspflicht für die nicht bei den Sozie⸗ 
täten verficherten Perfonen ©. 31. März 
77 (GS. 121). — Zwangsverfiderungs- 
anftalten beftehen noch f. Oſtfriesland 
u. die Reg.Bez. Kaſſel, Wiesbaden u. 
Sigmaringen. 

23) Zur Zeit beſtehen 26 Feuerſozietäten 
u. zwar in Oſtpreußen: die landſchaft⸗ 
fihe, die ländliche u. bie ſtädtiſche FS.; 
MWeftpreußen: vie landſchaftliche den 
weitpr. LandſchBez. ( 335 Anm. 10) 
umfafjende, u. die weſtpr. FS. für alle 
nicht zu erfterer beitragspflitigen Grund» 
ftüde, Brandenburg: die StädteFS., 
die LandFS. f. d. Kurmark u. Nieder- 
laufit u. die LandFS. f. d. Neumark; 
Pommern: die ProvFS.; Poſen: die 
ProvLandFS.; Schlefien: die ProvLand⸗ 
IS. u. die Städte 5S.; Sachſen: die Prov.⸗ 
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einigen Fällen von beſonderen Organen, in anderen von denen der Provinzen 
und ſonſtigen Kommunalverbände wahrgenommen wird). Die lokale Ver—⸗ 
waltung wird in der Regel von den Landräthen geführt. — Die öffentlichen 
haben vor den privaten Verſicherungsanſtalten den Vorzug, daß ſie nur dem 
Verſicherungszwecke und nicht zugleich dem eigenen Gewinne dienen. Sie 
können infolge deſſen billigere Bedingungen ſtellen und für Erfüllung derſelben 
größere Sicherheit gewähren. Sie menden ſich auch den weniger gewinn⸗ 
bringenden Gegenſtänden zu und nehmen allgemein das öffentliche Intereſſe 
bei der Verſicherung erfolgreicher wahr. Sie haben fi deßhalb, auch nach— 
dem ihre mit dem Bedürfniß des freien Verkehrs nicht mehr zu vereinbarenden 
Vorrechte gefallen find, nicht nur den Privatanſtalten gegenüber behauptet, 
fondern im Konkurrenzlampfe mit Ietteren fogar vielfach zu vermehrter und 
lebendigerer Thätigfeit emporgerafft. 


3. Areditmefen. 
8 316. 

a) Kredit ift die Fähigkeit einer Berfon, das Kapital einer anderen zur 
Benutzung heranzuziehen. Er vermittelt den Uebergang des Kapitald aus der 
Hand derjenigen Befiter, die dafjelbe nicht ausreichend zu verwerthen ber- 
mögen, auf folde, die defjelben zu weiterem Erwerbe bedürfen, und fördert 
gleichzeitig die Kapitalbildung und die Erzeugung neuer Güter. Der durd 
Grundftüde geſicherte Kredit heißt Realkredit, der fonftige Perfonalkrebit. 

An ſich ift der Kredit Sache des einzelnen und der Darlehnövertrag, 
der denfelben zur Erſcheinung bringt, Gegenftand des Privatrecht. Durch 
feine wirthfchaftlihe Bedeutung tritt er indeß in das Gebiet des öffentlichen 
Rechtes und wird zum Gegenftande ftaatliher Fürforge, die theils in feiner 
Drdnung durch die Gefeßgebung (b), theils in der Errichtung von Anftalten 


für denfelben (c u. d) hervortritt. 


StädteFFS., die Magdeb. LandFS., die 
LandFS.f. d. Herzogth. Sachſen u. die ritter- 
Ihaftlide FS. des Fürftenth. Halberftadt; 
Säl.-Holftein: die Prov.⸗Brand-Verſ.⸗ 
Anftalt ©. 23. März 72 (GS. 286); 
Hannover: die Oftfriefifhe Brand- Ber.» 
Kaffe u. die vereinigte landſch. Brandkaſſe 
für die übrige Prov.; Weftfalen: die 
ProvFS.; Heſſen-Naſſau: die heil. 
Brand-Perf.-Anft. ©. 18. März 79 (GES. 
136) u. die nafjauifshde ©. 21. Dez. 71 
(8S. 610), Gejhäftsbereich wie Anm. 59; 
Rheinprov.: die ProvßS.; Hohen- 
zollern: die ImmobiliarFVA. ©. 14. 
Mai 55 (GS. 301). — Befondere 
Stüdte-Feuerfozietäten beftehen für 
Königsberg, Elbing, Thorn, Berlin, Stet- 
tin, Stralfund, Breslau u. Lüneburg. — 


DomänensFeuerfozietät Anm. 35 
zu 8 124 d. W. — Brandverfiherungs- 
oerein für Forftbeamte Anm. 44 zu 
8 158. 


©), Für die Feuerfozietäten (Anm. 28) 
in Oftpreußen, Pofen, Sadjfen u. Han 
nover, f. d. weftpr. landſchaftliche u. f. d. 
LFS. der Kurmarf u. Niederlaufit; bes 
ftehen Generaldireftionen oder Direktionen; 
alle übrigen Sozietäten werden von den 
Provinzial: u. Kommunal-Berbandsorganen 
verwaltet (die hohenzollernfhe vom Reg.⸗ 
Präſ. unter Mitwirfung des Kommunal» 
landtages A. u. LO. 2. April 73 GS. 
145 $ 618). — Menderung der Regles 
ments ProvO. 29. Juni 75 (GS. 81 
©. 234) 8 120. 
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$ 317. - 


b) Die Kreditgefeßgebung findet für den Kealkredit in der Grund- 
bud- Ordnung und in der Ordnung der Smangsvollftredung?), für den Per- 
fonalfredit in der Wechjjel- Ordnung ihren Ausdrud. Das Wechſelrecht 
war fon vor Entjtehung des Reiches für Deutfchland geordnet und nad) 
Maßgabe befonderer Einführungsgefete in faft alle Bundesftaaten eingeführt?)). 
Nunmehr ift daffelbe zum Reichsrecht geworden?) und damit jeder Aenderung 
durch die Randeögefetsgebung entzogen. — Mit dem Wechfel wird in beftimmt 
vorgefchriebener Form??) die Verpflihtung zu unbedingter und unmittelbarer 
Zahlung einer Schuld übernommen. Die Wechfelfähigkeit fällt mit der Ver— 
tragsfähigkeit zufammen®*). Wegen des mit derfelben getriebenen Mißbrauches 
hat man fte zu beſchränken geſucht, jedoch bei der Schwierigkeit, welche hierbei 
die Beftimmung der mwechfelfähigen Perfonen bietet, ohne Erfolg, Der An- 
ſpruch, für den der Schuldner feit Aufhebung der Schuldhaft??) nicht mehr 
perfönlih, fondern nur mit dem Vermögen baftet?®), unterliegt einem ab- 
gefürzten Prozeßverfahren?). Die Verpflichtung zur Zahlung der Schuld 
kann von dem Ausfteller übernommen werden (eigener oder trodener Wechfel)?®), 
oder auf einen dritten (Bezogenen) lauten (gezogener Wechfel oder Tratte)”). 
Der Empfangsberedhtigte (Nemittent) kann fein Recht dur Imdoffament 
(Giro) weiter begeben*‘). Der Inhaber kann dem Bezogenen den Wechfel 
präfentiren“!), und wenn diefer die Annahme (den Accept)*?) verweigert oder 
wenn die Wechfelverbindlichkeit nicht erfüllt wird?) und nicht dritte für den 
Verpflichteten eintreten (Intervention)*), den Wechfelproteft erheben“) und 
auf Grund deffen NRegreß gegen Ausfteller und Indoflanten nehmen‘). 

Einſchränkungen der Kreditgewährung ſchließen andererſeits die gegen 


I! Ss 214—217 u. bez. 8 198 Abi. 3 


* Abdruck der WechſelO. im BGB. 
1869 ©. 382 u. ber fog. Nürnberger 
Novelle daf. S. 402. — Einf. für 
Altpreußen 15. Feb. 50 (GS. 53) u. 
27. Mai 63 (GS. 357), f. Hannover 
7. April 49 u. 31. Mat 64, f. Naffau 
25. Oft. 48 u. 5. Suli 67 (GS. 1108), 
f. Schl.⸗Holſtein u. Kurheſſen Geſetze 
13. Mai 67 (GS. 669 u. 737). — 
Kom. dv. Borchardt 7. Aufl. (Berl. 79) 
u. (Heine Ausgabe) 5. Aufl. (Berl. 85). 

©. 5. Suni 69 (BGB. 379), Einf. 
i. Süddeutſchl. Anm. 12 zu $ 6. 

3 MO. Art. 4-7, Nov. Nr. 3 u. 4; 
Duplilate u. Kopien WO. Art. 66-72; 
Amortifation verlorener Wechſel Art. 73, 
74; Bedfeiftempel 8 156 d. W. 

WO. Art. 1, 8, 845 falfche Wechſel 
* 75, 76; Verjährung Art. 77—80. 


=) Anm. 65 zu $ 198 b. W. 
O. Art. 2 u. 3. 
as gr. 1.8; WO. Art. 81 


2) Daf. Art. 96-100 u. Nov. Nr. 8. 
© MO. asfän. IT (Art. 4—94). 

©, Daf. Art. 9—17. 

De Art. 18—20, 91—93 u. Nov. 


2) MO. Art. 21-24. 
2) Dat. Art. 30—40 u. Nov. Nr. 7. 


21. April 76 (GS. 111), Einf. i. Lauen⸗ 

burg ©. 25. Feb. 78 (GS. 97) 8 48. 

— Zuftändig find außer Notaren (Anm. 

52 zu 8 219 d. W.) aud) Gerictefthreis 

ber u. Gerichtsvollzieher 8 189 d. 

gn — Art. 25—29, 41—55 u. on. 
r. 6. 
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den Wucher gerichteten Beitimmungen in fi, welde dem zu hohen Zinfe 
die Klagbarkeit verfagen und ihn mit Strafe bedrohen. Die frühere gefeß- 
Che Feſtſtellung eines höchſten Zinsfußes ift ziwar wegen der Mannigfaltigfeit 
der möglichen Fälle nit aufrecht erhalten*”), dagegen ift im Anſchluß an die 
für mißbräudlides Kreditgeben an Minderjährige ergangenen Strafvor⸗ 
Tchriften“®) jede unter Ausbeutung der Noth, der Unerfahrenheit und des 
Leichtfinne® erfolgende unverhältnigmäßige Weberfchreitung des gewöhnlichen 
Binsfates für ftrafbar und unverbindlich erklärt‘). Die Frage, ob Wucher 
vorliege, it fomit im einzelnen Yale vom Nichter zu entfcheiden. — Dar» 
lehns⸗ und Rüdlaufsgefhäfte dürfen nicht im Umherziehen aufgefucht oder 
vermittelt werden ?). 

Zu weiteren Einſchränkungen hat die foziale Rückſicht auf die befiglofen 
Klaſſen geführt. Neben der Aufhebung der Schuldhaft??) find alle zum 
Lebensunterhalte nothivendigen Gegenftände von der Zwangsvollſtreckung aus- 
gefhloffen; der noch nicht fällige Arbeits und Dienftlohn unterliegt 
überhaupt feiner Beihlagnahme°!). 

Die Ausgabe von Inhaberpapieren fordert königliche Genehmigung 52); 
nur in betreff der Aktien erleidet dieſer Grundfag eine Ausnahme?) Durch 
die zugelaffene Außer: und Wiederinfursfegung diefer Papiere werben die 
Inhaberrechte zeitweilig außer Kraft gejett, um ihre unbefugte Geltendmachung 
auszufchließen‘*). Das BVBerfahren für die Amortifation ift für die einzelnen 
Landestheile verjhieden??). 

8 318. | 

c) Kreditanftalten find von Vereinen und Selbftverwaltungstörpern 5°) 
oder vom Staate gegründet und dienen entweder einem beftimmten Erwerbs- 
zwede°?) oder dem Kredit überhaupt. Zu letzteren gehören die Pfandleih- 
anftalten, melde wegen der damit verbundenen Gefahren einer befonderen 
polizeiliden Kontrolle unterworfen find). Sie bezieht fih auf Privat- 


9) BG. 14. Nov. 67 (BGB. 159). 

=), StGB. 8 301, 302. 

2) G. 24. Mai 80 (RB. 109). 

o GewO. $ 56a! 

oi) Anm: 68 zu 51 d. W. 

2, G. 17. Juni 33 "os. 75), Einf. 
in die neuen ‚Prov. 8. 17. Sept. 67 
(GS. 1518), in Lauenburg ©. 25. Feb. 
78 (GS. 97) 8 71. — Tilgungsgrund- 
füge ER. 22. Mär; 75 (MB. 124). — 
Ausgabe von Prämienpapieren 8 128b 
Nr. 2 d. W. 

"390 d. W. 
. 16. uni 835 (GS. 133) nebſt 
zwei 4. Mai 43 (GS. 177 u. 179). 
Neue Prov. 8. 16. Aug. 67 (GS. 1457). 

5, Die Vorſchriften beruhen meift auf 


den Genehmigungsurtunden. Allgemein 
fommen in Betracht AGerO. I 51 8 120 
ff. u. Anh. 8 385 u. 888, f. Hannover 
G. 20. San. 36, f. Kurheflen ©. 18. 
De. 28, f. Raffauı ©. 2. Zuni 60. Aufs 
gebot v. Aktien in Schl.⸗Holſtein ©. 10. 
März 77 (GS. ). 

6) Benutzung der Sparkaſſen als Leih- 
taflen $ 313; Kreditgenoſſenſchaften 8 321 


* Rentenbanken 8331 Abf. 2 
Meliorationsfonds 8 334; fat. 
Kreditinftitute u. Sandeskultur - Renten- 
banfen HH 335; Bergbauhülfstafien S 324 
Anm. 3 

8), 8 350 Nr. I 320 W. 
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wie auf öffentliche Anſtalten; nur die vom Staat errichteten ſind ausge— 
nommen??). | 

Der Staat hat ferner außer den nur vorübergehend für den Fall der 
Noth begründeten Darlehnskaſſen die Provinzial-Hülfstaffen eingerichtet, 
aus denen zu gemeinnügigen Anlagen und Anftalten, zu Gemeindebauten, zur 
Tilgung von ©emeindefhulden, zu Grundverbeflerungen und gewerblichen 
Unterefmungen Darlehen unter günftigen Bedingungen und gegen allmälige 
Abtragung gewährt werden. Gegenwärtig find diefe Kaſſen auf die Provinzen 
übergegangen 80). 
$ 319. 

d) Banken. Neben den Anftalten, welche dem Kredit im einzelnen 
Bedarfsfalle entgegentommen, braucht derjelbe gewiſſe Mittelpunfte, in denen 
alle feine Fäden zufammenlaufen und der gefammte Geld- und Streditverfehr 
die erforderliche Vermittelung findet. Diefer Aufgabe dienen die Banken, die 
hierdurch an die Spite des gefammten Kreditweſens treten. Ihre Wirkfame 
feit äußert fih in fehr verfchiedener Weife. Die einfachſte Form bildet die 
Depofitenbanf für die Annahme von Geld und geldwerthen Gegenftänden 
zur eigenen Benutzung. Mit dem Hinzutritte des Darlehnsgeſchäftes entiteht, 
fomweit die Gegenftände in Pfand gegeben werden, die Yeih- oder Lom bard— 
bank, und, foweit da8 Darlehen gegen Wechſel unter Abzug des bis zur 
Berfallzeit auflaufenden Zinfes (Diskonto) gewährt wird, die Wechſel- oder 
Disfontobank. Zur eigentlihen Vermittlerin zwifchen mehreren Betheiligten 
wird die Bank erft als Girobanf, indem fie Zahlungen zwiſchen denjelben 
duch Umfchreibung ihrer Guthaben vermittelt. So lange die Banken fih auf 
diefe Gebiete befchränften, trieben fie lediglich Bankiergejchäfte im großen und 
unterlagen defhalb Feiner ftaatlihen Genehmigung oder Beauffihtigung‘'). 


8, &. 17. März 81 (GS. 265) 8 19 
his 22. — Kön. Leihamt f. Berlin, wo 
die Erridtung einer ſtädt. Leihanſtalt ab- 
gelehnt war KO. 25. Feb. 34 (GS. 23) 
u. 12. Yug. 50 (GS. 370). — Für 
Heſſen beftehen als Tommunalftändiiche 
Anftalten das Leihhaus zu Kaflel, das 
Leih⸗ u. Pfandhaus zu Fulda u. die Leih⸗ 
bant zu Hanau ©. 10. April 72 (BES. 
373); Gefchäftsbereih wie Anm. 60. 

o G. 8. Yuli 75 (SS. 497) 88 u. 
9. — Prov.-Hülfstaffen beftehen für Oſt⸗ 
preußen, Weftpreußen, Pommern, Pofen, 
Schleſien, Sachſen, Weftfalen u. die 
Rheinpron. (Anm. 10 zu 8 335). Bes 
fondere Hülfskaſſen haben die Oberlaufig, 
die Niederlaufit, die Altmark, die Kurs 
mark u. die Neumark; die Ietstere fteht 
jedoch gleih dem neumärkiſchen Städte⸗ 
“toritügungs« Fonds unter Verwaltung 


der Provinz. — In den neuen Prov. 
ſtehen unter Prov.» bez. Kommunalvers 
waltung die Landeskredit-Anft. zu Han⸗ 
nover Stat. 18. Juni 42 (han. GS. 1 87), 
G. 25. Dez. 69 (GS. 1269), 24. Yuli 
75 (68. 567) u. 7. März 79 (SS. 125), 
die Landeskreditkaſſe zu Kaſſel ©. 25. Dez. 
69 (SS. 1279), 18. März 85 (GS. 101), 
10. Mai 86 (GS. 151) u. die Landes- 
bank zu Wiesbaden ©. 25. Dez. 69 (GS. 
1288) u. 20. Aug. 83 (GS. 331) nebit 
der Hülfskaſſe daſelbſt. Der Geſchäfts⸗ 
bereich der Anſtalten in Heſſen-Naſſau iſt 
der neuen Abgrenzung der Bezirksverbände 
entſprechend verändert G. 26. März 86 
(GS. 53). 

en, Ihre Rechtsverhältniſſe beſtimmt das 
HandGEB. (8 359 Anm. 20 d. W.); vgl. 
Art. 5 Abſ. 2 u. 2722 deſſelben. 
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Eine Erweiterung diefer Wirkſamkeit trat dagegen ein, als fie zur Noten- 
ausgabe übergingen. Die Noten- oder Zettelbanfen geben in ben 
Noten unverzinsliche Anweifungen aus, welche jeden Inhaber das Recht auf 
Rückzahlung gewähren und in der gegenfeitigen Zahlungsfähigkeit aller bei 
der Bank beiheiligten Unternehmungen ihre Sicherung finden. Die Bank 
vergrößert damit ihren Betriebsfonds, erzielt wegen der Unverzinslichfeit der 
Noten einen finamziellen Gewinn und jchafft dem öffentlichen Berkehre bequeme 
Umlaufsmittel). Diele wichtige Recht trägt aber zugleich erhebliche Ge- 
fahren für die Sicherheit des Geldverfehres in fih. Es ift deßhalb überall 
einfchränfenden Kontrollmaßregeln unterworfen und vielfad den vom Staate 
errichteten Anftalten ausſchließlich vorbehalten worden. 

In Preußen Hatte noch ein anderer Umftand die engere Verbindung 
des Banfınefens mit dem Staate herbeigeführt. ALS das Bedürfniß nad) 
Bantinftituten um die Mitte des vorigen Jahrhunderts ſich geltend madhte, 
waren weder Privatfapital noch Privatinduftrie genügend entwidelt, um die 
Aufgabe ihrerſeits erfüllen zu können. Zudem würde die Löſung derfelben 
durch Privatımternefmung dem Geifte jener Zeit wenig entiproden haben. 
So entfland die preußiſche Bank ald Staatsanſtalt (1765). Erſt in neuerer 
Zeit wurde die Betheiligung der Privaten geftattet (1846) und fpäter auch 
anderen Privatbanfen die bis dahin der preußiſchen Bank vorbehaltene °) 
Befuguig der Notenausgabe verliehen. Auf ähnliche Weife waren in den 
neuen Provinzen und im übrigen Deutſchland Notenbanfen gegründet, und 
fo war bei dem gänzlihen Mangel einheitliher Grundſätze ein ziemlich buntes 
Durdeinander entftanden, dem erft die Reichsgeſetzgebung, der das Bank— 
weſen überwiefen wurde), ein Ende gemacht hat. Durch diefe find einheit- 
liche Vorſchriften für das Bankweſen gegeben und zugleich die Verhältniſſe der 
Reichsbank geordnet®), indem die preußifche Bank auf das Reich übertragen 
wurde). In der erftrebten Centralifirung der Notenausgabe für eine ein- 
zige größere Anftalt wird in Deutſchland dafjelbe Ziel verfolgt, welches aud) 
für England und Frankreich das leitende gewefen war‘). 

Privatnotenbanten flünnen Noten mır auf Grund eines Reiche- 
gefetes, und nur in Städen von 100, 200, 500, 1000 oder mehreren 
1000 M. ausgeben; fie müſſen diefelben auf Borzeigung jederzeit voll ein- 
löſen umd find in ihrer Verwaltung gewifjen Einſchränkungen und Auffihts- 
maßregeln unterworfen. Eine Berpflihtung zur Annahme der Noten in 

©, Eie erfüllen damit die Zwede des Pa- ®) Daf. 8 61—65 u. Bertr. v. 1718. 
piergeldes 8 168 d. W., insbeſ. Anm. 34 daf. | Mai 75 RGB. 215). 

8) Nur die 1824 gegründete u. 1878 ©) Die Bank von England ift hiermit 
zufammengebrodhene ritterfhaftliche Privat- | allmälig, insbefondere infolge der Alte Peels 
bankzu Stettin Hatte eine Ausnahmegemadt. | (1844) durdigedrungen. In ähnlicher Weiſe 

en) NBerf. Art. 4%. hat die franzofiiche Bank die örtlihen Ban⸗ 
17 RBankG. 14. März 75 (RGB. | fen aufyefogen 1848). 

Grf. Sue de Grais, Handbuch. 6. Aufl. 25 





386 Wohlftandspflege; Kreditwejen. 8 319. 

Zahlung findet nit ftatt®®); ausländifhe auf Reichs- oder deutſche Landes— 
währung lautende Noten find vom Reichsgebiete ganz ausgefchloffen®?). Yon 
dem Ueberſchuſſe, um den der Notenumlauf einer Bank ihren Baarvorrath 
und den bejonders für fie feftgeftellten (kontingentirten) Betrag überfteigt, hat 
fie jährlich 5 Proz. an die Reichskaſſe zu entrichten”). Die Bankpolitik des 
Reiches ift auf Verminderung der Notenprivilegien gerichtet. Sie hat deßhalb 
neue Notenbanfen nicht zugelaffen und die beftehenden neben den allgemeinen 
noch befonderen Einfhränkungen unterworfen. Insbeſondere kann die Befug- 
niß zur Notenausgabe zum 1. Januar 1891 und alddann von 10 zu 
10 Jahren gekündigt werden’). Soweit die Banken ſich diefen Feitfegungen 
nicht unterworfen haben, bleiben fie mit Betrieb und Notenverfehr auf das 
Gebiet des Staates beſchränkt, für den fie zugelaffen find 2). 

Die Reichsbank zu Berlin fol den Geldumlauf im Reiche regeln, die 
Zahlungsausgleihungen erleichtern und für die Nutzbarmachung verfügbaren 
Kapitals forgen??). Sie bildet eine mit einem Grundkapital von 120 Mil. 
M. ausgeftattete Aktiengefellfchaft "*), die jedoch durch die Ordnung ihrer Ber- 
hältniffe im öffentlichen Rechte”), durch die ihr gewährten Vorrechte und durch 
die Betheiligung des Reiches an ihrem Betriebe eine eigenthümliche Geftaltung 
erhalten hat. Sie genießt Freiheit von der Staatöfteuer, beſitzt juriftifche 
Perfönlicgleit und das Recht, nad) Bedarf Noten auszugeben, für welde je- 
doch ftets Dedung zu I, in kursfähigem Gelde oder Golde in Barren oder 
Münzen und. zu 2, in diskontirten Wechjeln vorhanden fein muß?%). Dem 
Reiche ift ein Antheil an den Ueberfhüfjen, das Recht zur Uebernahme der 
Banf am 1. Januar 1891 und alsdann nad) bvorausgegangener einjähriger 
Kündigung von 10 zu 10 Jahren und die Auffiht und Leitung vorbehalten 77). 
Erſtere wird dur das Banf- Kuratorium, letztere unter dem Reichskanzler 
durch da8 Reihsbanf- Direktorium wahrgenommen’?), während die Antheils- 
eigner ihre Betheiligung durd) die Generalverfammlung, den Central-Aus- 


 RBG. 8 1-8; Strafe 8 55, 58 


u. 59. — Der ftrafredhtlide Schuß ber 
Banknoten iſi der des Metallgeldes Anm. 
78 u. 79 zu 8 362. 

6) RGB. 8 11 u. 57. 

70, Daſ. $ 9, 10; Strafe 8 59. 

7) Daf. 8 44—54; Strafe $ 59. 

2) Daf. $ 42 u. 43; Strafe 56, 58. 
— Für das ganze Keichsgebiet find dem⸗ 
gemäß neben der Reichsbank zugelafien 
die Danziger, Magdeburger, hannoverſche, 
Frankfurter Bank, die Prov.⸗AktienB. des 
Großh. Pofen u. die ſtädtiſche B. zu 
Breslau; ferner die Bremer u. die Chem⸗ 
niger Stadtbank, der Leipziger Kaſſen⸗ 
verein, die ſächſiſche B. zu Dresden, d. 
3. f. Süddeutſchland (Darmftadt), die 


badifhe B., die batrifhe u. die würtem⸗ 
bergiſche Noten-B. Dagegen find die 
Noten der Stadt Hannover, der Braun 
fchweiger Bank u. der landſtänd. Bank in 
Bauten auf das betreffende Stantsgebiet 
beihräntt. 

3) Daf. $ 12—15. 

74) Daſ. 8 23. 

75, Daf. 8 40 n. Statut 21. Mai 75 
(RGB. 203). 

, RBG. 8 16—21. 

7) Daſ. 8 22, 24 u. 41. — Der Ans 
hhei des Reiches beträgt (Etat 1886/87) 

2 Mil. M. 


) Daf. 8 25—29, 38, 39. — Reichs⸗ 
banfbeamte 8 23; vol. Anm. 1 zu 8 21 
u. 43 zu $ 24 b. MW. 
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ſchuß und die Bezirks-Ausſchüſſe ausüben’). An größeren Plätzen find 
Reichsbankhauptſtellen, an anderen Reichsbankſtellen errichtet; unter beiden 
ſtehen Reichsbanknebenſtellen 80). 


A. Bus wirthſchaftliche Vereinsweſen. 

Die Vereinigung (Aſſoziation) ift mit zunehmender Bedeutung des Groß- 
betriebes ein wichtiges Yörderungsmittel der Erwerbszwede geworden. Ihre 
allgemeinen?!) Formen find die Aktiengefellfchaft und die Genoſſenſchaft. 

8 320. 

a) Die Akltiengeſellſchaft hatte, foweit ihr Gegenftand in Handels- 
gefhäften befteht, bereit im Handels-Geſetzbuche ihre Negelung erfahren. 
Die Grundfäte defjelben waren demnächſt unter mehrfachen Abänderungen, 
insbefondere unter Befeitigung der als undurdführbar erkannten ftaatlichen 
Genehmigung und Beauffihtigung auf alle Aktiengeſellſchaften ausgedehnt ®?). 
Der wirthihaftlihe Auffhwung der folgenden Yahre ließ zahlreiche Aftien- 
unternehmen emporſchießen, die der gefunden Grundlage entbehrten und durch 
alsbaldigen Zufammenbruh die Aktionäre erheblich ſchädigten und dem all⸗ 
gemeinen Geſchäftsleben die empfindlichften Störungen bereiteten. Die neuefte 
Regelung des Gegenftandes ſucht demgemäß den bei der Gründung und Ver⸗ 
waltung der Aktiengefellfchaften und der Kommanditgeſellſchaften auf Altien 
hervorgetretenen Ausfchreitungen entgegen zu wirken, indem fie die Berant- 
wortlichkeit der Gründer und Leiter verfchärft und eine wirffamere Kontrolle 
für eine folide Geſchäftsführung anbahnt®®). 

As Altiengefellfhaft gilt jede Gefelfchaft, deren Mitglieder nur 
mit Einlagen ohne perfünliche Haftung betheiligt find. Das Cinlagefapital 
(Grundkapital) ift in Aktien zerlegt, die untheilbar find, übrigens fowohl auf 
den Inhaber als auf Namen lauten können. Die Aktien find in der Regel 
auf einen Mindeftbetrag von 1000 M., ausnahmsweife und bei Aktien auf 
Namen von 200 M. auszuftellen). Alle Aktiengefellihaften gelten als 


RB. 8 30-36 u. 39; Statut | (als Geſellſchaftsform). Die befondere, 


79, 
(Anm. A) 8 16—30 

) RBG. 8 36—38. Zur Zeit bes 
ftehen 17 RBHauptftellen, 4 RBanl- 
ftellen, 2 RBKommanditen, 143 RBantl- 
nebenftellen (davon 6 mit den Befugnifien 
der Kommanditen) u. 21 Waarens Depots. 
. 2) Belondere Formen für einzelne Ge⸗ 
werbszweige bilden die Gewerkichaften ($ 
323 Abf. 4 d. W.), die Innungen ($ 352), 
die Handelsgeſellſchaften ($ 362 Abi. 4) 
u. bie Eifenbahngefellihaften (8 376). — 
©. aud Anm. 9 

@) G. 11. * 70 (BGB. 375). — 
Der Fortfall der Genehmigung bezieht 
fih nur auf die Altiengefellihaft als ſolche 


durch den Zwed bedingte Genehmigung, 
wie fie für Berfiherungsgefellihaften (8314) 
u. Eifenbahngefellichaften ($ 373), fowie 
zur Ausgabe von Inhaberpapieren ($ 317 
Abi. 4) ee ift, wird dadurch nicht 
berührt S 3 des © 

6. 18. Yuli 84 (RGEB. 123). 
Das HandOB. (Anm. 20 zu $ 362 d. 
W.) hat dadurd) in Buch 2 Tit. 3 Abſchn. 
2 u. Tit. 3 (Art. 173—249a) eine neue 
Fafſung erhalten. — Kom. v. Kaiſer 
(Berl. 84), Ring (Berl. 86) u. Eſſer 
(4. Aufl. Berl. 87). 

&) Daf. Art. 207, 2072 u. 215c. 


25* 
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Kaufleute i. ©. des Hand.G.B. und haben die Rechte juriſtiſcher Perfonen$°). 
Für den Inhalt des Statuts, welcher durch mindeftens 5 Mitglieder (Gründer) 
gerichtlich oder notariell feitgeftellt werden muß, find beftimmte Normativ- 
bedingungen gegeben, deren Einhaltung bei der vorgefchriebenen gerichtlichen 
Eintragung in das Handelsregifter überwacht wird. Das Grundkapital muß 
genau feftgeftellt, vor Errichtung der Geſellſchaft, fomeit e8 nit von den 
Gründern übernommen ift, durch ſchriftliche Erklärung der Aktionäre gezeichnet 
und mit mindeftend 25 Proz. eingezahlt fein®‘). Daffelbe darf erft nad) 
voller Einzahlung weiter erhöht und nicht durch Ankauf eigener Aktien ſeitens 
der Geſellſchaft verringert werden?7). Die Rechte der Aktionäre find genau 
feſtgeſtellts). Als Organ zur Wahrnehmung derfelben beftehen die General- 
verfammlung®?) und der Auffichtsrath 9), während die Verwaltung durch den 
Borftand geführt wird), Die Auflöfung der Gefellfchaft erfolgt bei Ablauf 
der Zeit, duch Beſchluß der Aktionäre (Liquidation), durch Konkurs, der 
außer dem Falle der Zahlungsunfähigkeit auch in dem der Ueberſchuldung 
eintritt und durch Bereinigung mit einer anderen Aktiengejelihaft (Fufion)’?). 
Die Uebertretung der Vorſchriften ift mit befonderen Strafen bedroht ?). 

Die Kommanditgefellfhaft auf Aktien verbindet die perfünlich 
haftenden Gefellfhafter mit den nur dur Vermögenseinlagen betheiligten 
Altionären *) und wird damit zu der geeigneteren Form für ſolche Unter- 
nehmungen, bei denen neben einer größeren Kapitaldvereinigung aud die Kraft 
und Initiative eines perfünlich betheiligten Leiters erforderlich fcheint.. Das 
Berhältnig der Kommanditiften untereinander entfprit dem der Aktionäre und 
ift im wefentlichen nad) den für diefe maßgebenden Beitimmungen geregelt”°). 

S 321. 


b) ®ie Geuoffenfchaft. Die mannigfaltigen Gebilde der heutigen 
wirthſchaftlichen Entwidelung paffen nicht mehr in den engen Rahmen, wie 


% Daf. Art. 208 u. 213. — Hypo⸗ 
thefariihe Eintragungen pr. Einf. ©. z. 
HGB. (Anm. 20 zu 8 359 d. W.) Art. 
23; Firma HGB. Art. 18. — Gemeinde- 
ſteuerpflicht 70% Abſ. 18.8. — Die 
Rechtsbeſtändigkeit, insbe. Prozeßfähigkeit 
der geſetzmäßig begründeten Aktien⸗ u. 
fonftigen Handelsgejellihaften ift im gegen- 
feitigen Verkehre mit Rußland anerkannt 
Bei. 22. Aug. 85 (CB. 404, IMDB. 337). 
. 8, ©. 1884 Art. 209—212, verb. Art. 
214, 215. 

M Daf. Art. 21ba—d. 

8) Da. Art. 216-223; Rechte gegen- 
über den Gründern Art. 209g, hu. 
213 a—f. 

©) Daf. Art. 236—240;verb. Art. 213f. 

w) Daſ. Art. 224—226; verb. Akt. 
209f u. h u. 213c—#. 


L 


M) Daf. Art. 227—235, 239—241; 
verb. Art. 209f u. h u. 213c—f. — 
Einf. ©. (Anm. 85) Art. 12 86 (die 
übrigen SS des Art. find bejeitigt). 

©, G. 1884 Art. 242—248, verb. Einf. 
G. (Anm. 85) Art. 13 u. 24 u. KonlD. 
8 193, 194 u. 214. 

8, ©. 1884 Art. 249— 249g. 

9) Begriff 8 302 Abſ. 4. — a neindes 
ſiereregicht 8774 Abſ. 1d 

5 G. 1884 Art. 173— Pokn: verb. 
Einf. ©. (Anm. 85) Urt. 13, 23 u. 24 
u. Konto. Art. 198—201. — Die Vor⸗ 
anftellung der Beitimmungen üb. Kom⸗— 
manditgefellihaften auf Aktien im ©. 1884 
entipriht dem Sufteme des HGB., in 
welchem fie fih an die gewöhnlide Kom⸗ 


‚ manditgejellihaft anfchließen. 
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ihn das römiſche Recht in dem ſtrengen Gegenſatze der nur die Mitglieder 
perfönlich bindenden Gefellihaft (societas) und der mit juriftiicher Perſönlich— 
feit audgeftatteten, zu völliger Einheit verwachjenen Gefammtheit (universitas) 
geſchaffen Hatte. Zwiſchen beide Begriffe Haben ſich Mittelbildungen einge- 
ſchoben, in denen beide Elemente in verfchiedenem Umfange neben einander 
zur Geltung gelangen. Die wichtigften diefer Bildungen find die Handels- 
geſellſchaftꝰs) und die Genoſſenſchaft. Die Eigenthümlichkeit der letteren be— 
fteht darin, daß fie neben der Haftpflicht, die fie als juriftifche Perſon in 
ihrer Geſammtheit bietet, noch eine Haftpflicht jedes einzelnen Mitgliedes kennt 
(fubfidiäre Solidarhaft). Formell erlangt fie diefen Charakter durch Eim- 
tragung in das vom Gerichte geführte GenoffenfKhaftsregifter. 

Die Genofjenfhaft erfiheint in mehreren nad) den Einzelzwecken ver- 
ſchiedenen Geftaltungen?). Ihre allgemeine Anwendung findet fie dagegen 
in den zur wirthfchaftlihen Hebung der unbemittelten Volksklaſſen gegründeten 
Erwerbs- und Wirthſchaftsgenoſſeuſchaften, die, um ihren gemein- 
nügigen Zwed gehörig erfüllen zu können, eine beftimmte rechtliche Grundlage 
erhalten haben”). Vorausſetzungen find: 

a) ein auf Förderung des Kredits, Erwerbes oder der Wirthſchaft der 
Mitglieder gerichteter gemeinfhaftlicher Geſchäftsbetrieb; die Zahl der 
Mitglieder ift nicht begrenzt??); eine ftatutenmäßige- Ausdehnung auf 
Nichtmitglieder hebt den Charakter nicht auf 100); 

b) die Annahme einer Firma und Aufftelung eines Statut, welches be- 
ftimmte Merkmale enthalten muß !9); 

c) die Eintragung in das öffentlich vom Amtsgericht geführte Genofjen- 
ſchaftsregiſter 102). | 

Die fo gebildete Genoſſenſchaft, die in ihren privatrectlihen Beziehungen 
als juriftifche, dem Handelsrechte unterliegende Perfönlichkeit anerkannt ift, 
will durch die fubfidiäre Solidarhaft der Mitglieder!) ihrem Kredit einen 
fefteren Halt verleihen. 


” 8 362 Abi. 4 d. 

") Saffergenenfönften 8 336 Abi. 3, 
Fiſchereigenoſſenſchaften 8 348, Waldge⸗ 
noſſenſchaften 8 339 Abſ. 6, Berufsgenoffen- 
Ieiten bei der Unfallverfiherung 8 856 
Abſ. 4 d. W. 

*) ö 4. Zuli 68 (BGB. 415), Einf. 
in Süpddeutfchland Anm. 12 zu 86d. W., 
Baiern ©. 23. Juni 73 (RSB. 146). — 
Rofin, das Recht der öff. Genoſſenſchaft 
(Freiburg i. © 86). 


Daf. $ 
100) Del. 19. Mai 71 (RS2. 101). 
101) Sn ‚3 u. 6 des Gef. 
m, Daſ. 8 4—8. — Zuftändigkeit der 
Amtsgerichte 8 70 u. ©. 24. April 78 


(85. 230) $ 251, 30, 69 u. 109; Be⸗ 
fugniffe derfelfen GenG. 8 66-68, ©. 
24. März 79 (GS. 281) 8 28 u. Inſtr. 
17. De. b8 (IMB. 392); Koften Gen®. 
8 69 u. ©. 10. März 79 (86. 145) 
8 13, 15 u. 16. 

108) GenG. 8 11 u. 12; die Gen. ift 
aber nicht Korporation i. ©. des öffentl. 
Rechts u. deßhalb nicht treieſtenezpfli hui⸗ 
Erf. OB. 13. Sept. 80 (VII 27); Ge⸗ 
meindeftnerpfliht S 77% Abi. 1d. W. 
Sonftige Rechte der Genoſſenſchafter GenG. 
$ 9, 10, 13—16, im falle des Austritts 
8 38, 39. Berjährung der Klagen geg. 
biefelben 8 63—65 u. Berihtigung (BGB. 
69 ©. 168). 
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Die Genofjenfhaft wird durch den Vorſtand vertreten 104), dem ein Auf- 
fihtsrath zur Seite geftellt werden fann!), und welchem die Berufung der 
Generalverfammlung obliegt!°%. Der ftaatlihen Genehmigung und Beauf- 
fihtigung unterliegen die Genoſſenſchaften nit. 

Die Genoſſenſchaft endet im Falle des Konkurſes 107) oder der Auflöfung. 
Letztere erfolgt bei Ablauf der beftimmten Zeit oder in Folge eigenen Be- 
fchluffes oder mittelft gerichtlichen Erkenntniſſes auf Betreiben der höheren 
Berwaltungsbehörde im Falle der Uebertretung des Geſetzes 108), insbeſondere 
bei ſozialdemokratiſchen Umtrieben 1009. Die Liquidation der Maſſe nad) der 
Auflöfung ift fpeziell geregelt 110). 

Die Genofienfhaften haben fi während der lebten beiden Jahrzehnte 
eines raſchen Auffhwunges zu erfreuen gehabt!!!) Die größte Verbreitung 
fanden die auch als Sparkaſſen wirkenden Kredit- und Borfchußvereine und 
nädjft diefen die Konfumvereine. Während diefe und die auf Herftellung von 
Wohnungen gerichteten Baugenoſſenſchaften Zwecke der allgemeinen Wohl- 
fiandspflege verfolgen, Liegen die im Interefje der Heineren Handwerksmeiſter 
begründeten Rohſtoff- und Diagazinvereine und in höherer Ordnung die zu 
gemeinjchaftliher Herftellung und Veräußerung von Waaren zufammentretenden 
Produftivgenofjenfchaften fpeziel auf gewerblidem Gebiete. Sie follen die 
günftigeren Bedingumgen der Großinduftrie dem kleineren Gewerbetreibenden 
erreichbar und diefen damit fonfurrenzfähig machen. Durd die Genofjen- 
haften find die in der modernen wirthfchaftlihen Entwidelung hervorgetretenen 
Schäden mehrfach wirkſam bekämpft; zur vollftändigen Heilung derjelben er- 
ſcheinen fie indefjen nicht ausreichend, da ihre Entitehung von beftimmten 
Borausfegungen abhängig bleibt, wie fie nicht überall zutreffen. 


III. Bergbau‘). 
1. Einleitung. 
$ 322, 
Das Recht zum Bergbau fiel urfprünglich mit dem Eigenthumsrechte 


zufanmen. Die Nothiwendigfeit einer ordnungsmäßigen Ausbeutung des vor⸗ 
handenen Mineralreihthumes führte indeß ſchon früh zu einer Trennung beider 


1) Gen. 8 17—27 u. 33. fchaften ift den von Schulze⸗Delitzſch (T 

1, Daf. 8 28—30. 1883) aufgeftellten — \ gefolgt 

ww Daf. 8 31—33. (1885 etwa 4170 mit 1%, 

, Daſ. 2 343, 37; KontO. 8 195 bis | gliedern). — Die nad * oem Raif⸗ 
197 u. 214 eiſen gegründeten Darlehnskaſſen ſind bei 

se) Gen. 8 341,2, 35 u. 86. beſchraͤnkterer Mitgliederzahl (100—250) 


” G. 21. Oft. 78 (RGB. 8351) $2. | u. engerer lofaler Begrenzung vorzugsweiſe 
©) GenG. $ 40-50 u. 8 52—62 (8 51 | für Landgemeinden anwendbar. 

ift aufgehoben Einf®. zur KonkO. 8 31). 1) Die Produkte des Bergbaues, die 
) Ein großer Theil diefer Genoffen- | fih in Lagern oder in Schichten (Flöten) 
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Beredtigungen. Seit dem 12. Jahrhundert nahmen die Kaifer und demnädft 
die Landesherren das Bergbaurecht als Regal in Anfprud?), und aus der 
Uebertragung defjelben auf Private entwidelte fi die allgemeine Berechtigung, 
auf fremden Orundftüden nah Foſſilien zu fuchen und folde auf Grund 
einer Verleihung zu gewinnen (?Freierflärung des Bergbaues). Mit dem Ver⸗ 
ſchwinden der Regalität verblieb dem Staate neben der Verwaltung feiner 
eigenen Werke nur ein Auffichts- und Beſteuerungsrecht. Beide haben bei der 
Eigenthümlichkeit dieſes Betriebes ihre befondere Regelung erfahren?). 

In Preußen ift an Stelle der verfähiedenartigen und vielfach überlebten 
Beftimmungen?) ein allgemeines Berggefet getreten?) Diefed hat das 
Regalitätsprincip verlaffen und den Grundfag der Bergbaufreiheit mit dem 
Vorrechte des Finders zu vollfter Geltung gebradit. Daneben läßt e8 eine 
Ueberwadhung des Betriebes nur aus polizeilichen, nicht aus wirthſchaftlichen 
Rüdfihten zu. Der Privatbergbau ift dadurd) zu völliger Selbftftändigfeit 
gelangt. — Gegenftand des Berggeſetzes bilden nur die volkswirthſchaftlich 
wichtigeren Minerale, nämlich Gold, Silber, Duedfilber, Eifen (außer Rafen- 
eifenerzen), Blei, Kupfer, Zinn, Zink, Kobalt, Nidel, Arſenik, Mangan, 
Antinon und Schwefel; Alaun- und PVitriolerze; Stein und Braunfohle und 


Graphit; Steinfalz nebft den fog. Abraumfalzen und die Soolquellen®). 


von größerer oder geringerer Stärke 
(Mächtigkeit) vorfinden, werden ber Erde 
unmittelbar entnommen (Tagebau) oder 
mittelft der Anlegung von Gruben. Letz⸗ 
tere heißen Schadte, wenn ſie ſenkrecht, 
Stollen, wenn fie wageredht liegen. Be⸗ 
arbeitung der Produkte Anm. 36. 

81308. W. 

3, 8 324. 

% Neben 12 ProvBergorduungen galt 
fubfidiar das LR. (II 16 Abſchn. 4) u. 
das gemeine Recht. Auf völlig abweichen 
der Grundlage beruhte auf dem linken 
Rheinufer das franz. ©. 21. April 10. 

5, Allg. Berggeſetz 24. Suni 65 
(SS. 705), Einf. in Schl.⸗Holſtein 3. 
12. März 69 (GS. 453), Tauenburg ©. 
6. Mai 68 (Wochenbl. 161), Hannover 
V. 8. Mai 67 (GS. 601), Kurheſſen, 
Frankfurt a. M. u. die vorm. bair. Theile 
3.1. Juni 67 (8S. 770), Naſſau 8. 
22. Feb. 67 (GS. 237), i. d. vorm. 
großh. u. landgräfl. hefi. Theile V. 22. 
Teb. 67 (GS. 242) u. Anm. 16. Ebenſo 
hat es in Waldeck (3. 1. San. 69 GES. 
78) u. in verſchiedene andere deutſche 
Stanten Eingang gefunden, jo daß es die 
geeignete Grundlage für ein demmädhftiges 
einheitliches deutſches Bergrecht abgeben 


) Die 


wird. — Rom. dv. Kloftermann 4. Aufl. 
(Berl. 85). 

6 Berg. 8 1, verb. $ 222. Pros 

vinzialrechtliche Abweichungen: 

a) Für Oftpreußen befteht das Bern- 
fteinvegal S 131 d. W. 

b) Im Gebiete des weftpr. ProvRechts 
(Anm. 50 zu 8 175) findet das 
Berg®. nur beſchränkte Anwendung 
(Berg®. $ 210. 

c) Auf Eifenerze im Herzogth. Schlefien 
mit Glaß, in Neuporpommern u. in 
Hohenzollern findet es überhaupt feine 
Anwendung 8 211 daf. 

d) Stein- u. Braunkohlen i. d. vorm. 
ſächſ. Theilen unterliegen nad Maß⸗ 
gabe des ©. 22. Feb. 69 (SS. 401) 
lediglid dem Berfügungsrechte des 
Grundeigenthümers. 

e) Gleiches gilt von Steinfalz u. Sool» 
quellen in Hannover B. 8. Mai 67 
SS. 601) Art. II. 

linksrheiniſchen Dachſchiefer⸗, 
Traß⸗ u. unterirdiſchen Mühlſtein⸗ 
brüche unterliegen der polizeilichen 
Aufſicht der Bergbehörden BG. 8214. 
In Naſſau unterliegt Dachſchiefer dem 
— V. 22. Teb. 67 (GS. 237) 
Art. II. 
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Die Bergbehörden find gleichzeitig Bergaufjihtd- und Finanzbehörden. 
Sie gliedern fih in drei Inftanzen. Unter dem Minifter der öffentlichen 
Arbeiten, bei dem das Bergweſen die erfte Abtheilung bildet”), ftehen in 
einer den Negierungen entjprechenden Stellung die Oberbergämter®), unter 
diefen die Revierbeamten?) und für die fiskaliſche Verwaltung die Berg- 
infpeftionen, die Bergwerksdirektion Saarbrüden und die Salz und Hütten- 
ämter. — In betreff des Verfahrens gehen Rekurſe an die nächſthöhere 
Behörde. Sie find binnen 4 Wochen anzubringen und zwar, wenn es ſich um 
Entfeheidungen zwifchen ftreitenden Parteien oder um Beſchlüſſe des Oberberg- 
amtes handelt, bei der Behörde, gegen weldhe die Befchwerde gerichtet ift!). 
Koften werden im Berwaltungswege eingezogen !!). — Bergbeamte und deren 
Angehörige können in ihrem Verwaltungsbezirfe Bergwerfe oder Kuren durd) 
Muthung überhaupt nicht, anderweit nur mit Minifterialgenehmigung erwerben!?). 
Tür die Bergbeamten wird eine befondere Befähigung verlangt??), die für 
die höheren Aemter auf den Bergafademien't), für die niederen in den Berg- 
fhulen!d) eriworben wird. 

2. Ras Bergmerkseigenthum. 
8 323. 

Das Bergwerkseigenthum ftellt eine vom Grundeigentum getrennte un- 
bewegliche Sache dar!) und unterliegt neben den allgemeinen Vorſchriften 
des Civil⸗, Hypothelen- und Prozeßrechtes!?) den befonderen Vorfihriften des 
Bergrechtes. | 


8 d. W. m Daſ. 8 194. Aufhebung der Ges 


8) —8* 8 187, 188 u. 190. — 
Vorſteher (Berghauptmann) u. Mitglieder 
(Oberbergräthe) haben gleihen Rang mit 
dem Präfidenten bez. den Mitgliedern der 
Regierung 8 70 d. W. — Oberberg— 
ämter beſtehen: 

a) zu Breslau f. Oft: u. Weſtpreußen, 

Poſen u. Schleſien; 

b) zu Halle f. Pommern, Brandenburg, 
Sadfen, d. Amt Hohenſtein (Prov. 
Hannover); 

c) zu Klausthal f. Schl.⸗Holſtein, den 
RB. Caſſel u. die Prov. Hannover 
auf. Amt Hohenftein u. den Bezirken 
Aurih u. Osnabrüd; 

d) zu Dortmund für legtere Bezirke, f. 
Meftfulen mit Ausſchluß des füdlich- 
ften Theiles u. f. d. nörbliden Theil 
des RB. Düffeldorf; 

e) zu Bonn für die übrigen Theile 
Weitfalens u. der Rheinprov., f. den 
RB. Wiesbaden, für Hohenzollern u. 
Waldeck. 

BG. 8 187-189. 

w, Daſ. 8 191—193. 


bühren ©. 21. Mai 60 (GS. 206). 
12) BG. 8 195. 
. 12. Sept. 83 (St.-Anz. 


1) Bergafademien zu Klausthal, Berlin 
u. Aachen (hier als Abtheilung der tech⸗ 
niſchen Hochſchulen 8 358 Anm. 3). In 
Berbindung mit der Bergafademie zu 
Berlin ftehen die geologifhe Landesanſtalt 
zur Unterfuhung des GStaatsgebietes in 
wiſſenſchaftlichem u. wirthſchaftlichem Inter⸗ 
eſſe u. die chemiſch-techniſche Verſuchsanſtalt 
Regl. 23. Ian. 80 (MB. 207); Aufſichts⸗ 
Kommilfion 8 358 Aum. 3. 

5) Bergihulen zu Tarnowitz, Wale 
denburg, Eisleben, Klausthal, Eſſen, 
Bodum, Siegen, Dillenburg, Saarbrüden 
u. Bardenberg bei Aachen, zum Theil mit 
Vorſchulen. 

19 BG. 8 1 u. 50. — Bergwerld« 
eigenith. in d. ehemals großh. u. Tandgräfl. 
heifiihen Theilen Der Prob. HNafau ©. 

31. Mai 87 (GS. 181). 

1 36.8 52, 53; Ne 8 242 u. 246, 
(8 247 ift fortgefallen) ; vgl. 8 198 ab. 
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Die Eutftehung beruht darauf, daß jedermann unter den gefetlichen 
Bedingungen befugt it, Mineralien aufzuſuchen (Schürfen)!3) und auf Grund 
der dabei gemachten Funde die Verleihung des Bergwerlseigenthumes zu be= 
antragen (Muthen)!?). Die Verleihung erfolgt mittelft einer Urkunde für ein 
ins Geviert beftimmted und angemefjen ausgedehntes Yeld?%), das auf Antrag 
des Beliehenen vermeſſen wird?!), Die Vereinigung mehrerer Bergwerfe zu 
einem Ganzen (Konfolidation) fordert Beftätigung des Oberbergamtes??), 
Gleiches gilt von der Theilung eines Feldes in felbitftändige Felder und dem 
Austaufche von Bergwerkötheilen zwifchen angrenzenden Bezirken ?®). 

Dem Inhalte nah umfaßt das Bergwerkseigenthum die Befugniß, das 
in der Derleihung benannte Mineral aufzufuchen und zu gewinnen, die hierzu 
und zur Aufbereitung nöthigen Anftalten, insbeſondere auch Hülfsbaue zu er- 
richten und die Abtretung des erforderlichen Grund und Bodens zu verlangen *). 
Diefe Abtretung erfolgt nad) befonderen, von den allgemeinen Enteignungs- 
vorfäriften abweichenden Orundfägen??). Auch für Beihädigungen, melde dem 
Orundeigenthümer beim Betriebe de8 Bergwerkes oder durch die Arbeiten der 
Schürfer und Muther zugefügt werden, ift Erfat zu leiften?‘). Der Aus- 
führung von Berkehrsanlagen (Eifenbahnen, Kanälen, Chauffeen) kann der 
Dergbautreibende nicht widerſprechen; er ift aber zu hören und bei Einſchränkung 
feines Ausbeutungsrechtes zu entfchädigen?”), 

Mehrere Mitbetheiligte eines Bergwerkes bilden eine Gewerkſchaft, 
welche juriſtiſche Perfünlichkeit befigt und ihre Verfaſſung innerhalb der gefet- 
lichen Vorſchriften felbftftändig durch Statut regelt?®). Sie zerfällt in 100 (aus⸗ 
nahmsweiſe in 1000) Antheile (Kuren), denen zur Erleichterung des Verfehres 
und zur Erhöhung des Kredites die Eigenfhaft beweglicher Sachen beigelegt 
ift (Mobilifirung der Hure). Die Mitglieder (Gewerten) nehmen nad) Maf- 





gabe ihrer Kuren an Gewinn und Berluft Theil. 


3, 8 215 Abf. 5 u. 216 (insbef. Anm. 22) 


.W. 

* BG. 8 3—11. 

9) Daſ. 8 12—21. 

2) Daſ. 8 22—38. — Ueberleitung der 
vorhandenen Felder in die neue Form 8 
215—221. — Ausihluß der Erbftollen-, 
Sreiluren- u. Mitbaurechte 8 223—225. 
— Ein Feld mit Gruben u. Zubehör 
heißt Zeche. 

2, Da. 8 39, 40. — Die Bermeffung 
erfolgt durch Markicheider. Prüfung u. 
KRonzeffionirung derjelben daf. 8 190 u. 
GewO. 8 34 Abſ. 3, Gewerbebetrieb 
Vorſchr. 21. Dez. 71 (MB.72 ©. 9). — 
Bergaihungsgeihäfte S 361 Anm. 60a. 

2) 86. $ 41—49. 


3) Daſ. 8 51. 


Sie find zu laufenden 


”) Daſ. 8 54-64. — Zuſtändigkeit 
bei Anlage von Waffertriebwerfen im 
Geb. an Berw.örg.: Zuft®. 8 10 Abi. 2 


u. 

= Materielle Grundſätze BG. 8 135 
bis 141; Nichtanwendbarkeit auf ältere 
Fülle 8 241: Derfahren 8 142—147, 
verb. ZuſtG. 8 


. 8 

7) Daf. 8 153—155; Berfahren bei 
der Anhörung ER. 13. guli 67 (MB. 
209) u. 21. Juli 68 (MB. 222). 

*) BG. 8 94—100. — Ueberleitung 
beſtehender Gewerkſchaften in das neue 
Verhältniß 8 226—240 u. ©. 9. April 
73 (GS. 181). — Gemeindefteuerpflicht 
8 774 Abf. 1. W. 
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Zuſchüſſen verpflichtet und haften hierfür, fo lange fie ihren Antheil nicht auf- 
geben, mit ihrem gefammten Bermögen??). Die Beſchlußfaſſung erfolgt in der 
Geœwerkenverſammlung. Das Stimmredt wird nad) Kuren beredinet?‘). — 
Zur Vertretung der Gewerffhaft ift ein im Inlande wohnender Repräfentant 
oder ein aus mehreren Berfonen beftehender Grubenvorftand zu wählen?) — 
Die Gewerkſchaft ftelt die Grundform für die Bergbaugefellihaft dar, ohne 
andere Formen auszufhließen??). Sie bildet einen befonderen, dem fpeziellen 
Bedürfniffe des Bergbaues angepaften Rechtsbegriff und unterfcheidet fih von 
der Altiengefellihaft dadurd, daß an Stelle der Vorausbezahlung eines be— 
fiimmten Grundlapitales, welches nicht vorher zu bemeflen fein würde, die 
Verpflichtung zu laufenden Zuſchüſſen tritt und trotz der ausschließlichen Haftung 
des Gewerkſchaftsvermögens jeder Gewerke bis dahin, daß er feine Kure zurüd- 
giebt, perfönlic haftbar ift?). 

Die Aufhebung des Bergwerkdeigenthumes tritt ein, wenn der Berg⸗ 
werfeigenthilmer verzichtet oder das Bergwerk dem öffentlichen Intereſſe ent- 
gegen unbenutt läßt. Sie erfolgt in einem, die Rechte der Eigenthümer und 
der Realberehtigten gleihmäßig ſchützenden Verfahren‘). 


3. Betrieb des Kergbaues. 
8 324. 
Die Bergwerke find Staats- oder Privatbergwerkess). Der Staats- 
bergbau wird gleich den damit verbundenen Hittenwefen?‘) von den allgemeinen 


©) Berg®. 8 101—110 u. 129— 182. | ®) Daf. $ 99, 102 u. 130. 

© Dal. $ 111—116. *) Dal. $ 65, 156-164; verb. ©. 
. 3) Daf. 8 117—128. 18. ‚gut 83 (08. 131), inshef. $ 1805 

=) Daf. $ 133, 134. 


9 Ueberficht der Montaninduſtrie in in ßen 


Neberhaupt (1885) Darunter fi ‚stetige Beate 


Werte Zahl 6 Ürbeiter. Zahl ae ob Arbeiter. 
ayı | er a 0 er 
Tonnen. |MiI.M.| Zahl Zonnen.|MiLM.| Zahl 








Berguerle - . 2 2. . 290 750 47 10559 73 45943 
Steindbrüde . . . . 14 2 960 
Hlittenwerle . . - » . . 71 19 3157 
Salinen - » x 2 20. 8629 6 107 2 853 

Summa |2 921 1075177) 96 50913 


*) Darunter 388 Steintohlen-, 428 Brauntoblen- u. 573 fee Berawete 
**) Darunter 1081 Stahl» u. Eifenhütte 
hr Den der Aufnahme für das Reich Mind voNftändige Zufammenftellungen für Preußen nicht 
me 
7) Daneben 831425 cbm Steine. , 
Im allgemeinen ift die Produktion geftiegen, der Werth dagegen geſunken. — Die 
Staatsbergwerke liefern (Etat 1887/88) einen Ueberfhuß von 15 Mill. M. 
*%) In den Hüttenwerken werben die | erfteren getrennt. Dies geſchieht durch 
in der Regel mit fremden Theilen ver- | Aufbereiten (Zerkleinerung in Pochwerken 
mengt aufgefundenen Minerale (Erze) von | u. Auflöſung in Wäſchen), durch Schmelzen 
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Bergbehörden verivaltet, unterliegt aber gleihfall8 den Vorſchriften des Berg⸗ 
gefeges?”). 

Der Privatbergbau ift ein Gewerbe und hat als ſolches Anſpruch auf 
Shut und Förderung ſeitens des Staates?s), ift aber andererfeitd feiner 
BDefteuerung??) und polizeilichen Beauffihtigung unterworfen. Die lettere 
bezwedt Tediglih den Schu der öffentlichen Intereſſen; jede Rückſicht auf 
Zweckmäßigkeit oder Nachhaltigkeit des Betriebes ift ausgeſchloſſen. Die Berg- 
polizei beſchränkt fi auf die Sicherheit der Baue, den Schu des Lebens 
und der Gefundheit der Arbeiter, die Sicherung der Oberfläche im Intereſſe 
der perfünlichen Sicherheit und des öffentlihen Verfehres, und den Schuß 
gegen gemeinfhädliche Einwirkungen des Bergbaues. Sie erftredt ſich in diefer 
Begrenzung auch auf die Aufbereitungsanftalten, Dampfleffel und Triebwerke 
und auf die Salinen“‘). Im polizefliden Intereffe müſſen die Bergwerks⸗ 
befiger Betriebspläne einreihen und die etwaige Kinftellung anzeigen“!). 
Außerdem muß der Betrieb durch Perſonen ausgeübt werden, die von der 
Bergbehörde als techniſch befähigt anerkannt find). In Ausübung der VBerg- 
polizei können die Oberbergämter fowohl allgemeine Polizeiverordnungen*?), 
. al8 polizeilihe Anordnungen für einzelne Fälle erlaffen, diefe auch nöthigenfalls 
auf Koften der in Anfpruh Genommenen durch dritte ausführen laſſen“). 
Bei Gefahren und Unglüdsfällen find die Betriebsführer zur Anzeige und die 
Bergwerksbeſitzer zur Hülfeleiftung und Koftentragung verpflichtet‘). Weber- 
tretungen unterliegen lediglich der gerichtlichen Entſcheidung; eine polizeiliche 
Strafverfügung findet nit ftatt‘®). 


4. Berg- und Hüttenarbeiter”). 
8 325. 
a) Das Arbeitsverhältniß; ift Gegenftand der freien Vereinbarung 


zwiſchen Bergmwerfsbefigern und Bergleuten“s). Einige befondere Vorſchriften 
beſtehen in betreff der Auflöſung des Vertrages und der Ausſtellung der Ent⸗ 


in Oefen u. Auspreffen in Hammer⸗ u. 
Walzwerken. 

m BG. 8 2. 

8), Strafe der Zerſtörung der Anlagen 
StGB. 5 321. — Förderung des Berg- 
baues durch Schubzölle $ 159 Nr. 2 d. W. 
— Ein weiteres Förderungsmittel bilden 
die Bergbau-Hülfskafjen, die für 
einzelne Bezirke aus Abgaben vom Berg» 
bau zufammengebradt, der Verwaltung 
der Bergwerlsbefiger unter Auffiht des 
Oberbergamts unterftellt u. zur Förderung 
des Bergbaues u. Gewährung von Dar» 
lehen beftimmt find ©. 5. Juni 63 (GS. 
365) u. BG. $ 245. 

©), 8 145 d. W. 


2) BergG. 8 196, verb. 8 58 u. 59. 
*) Daf. $ 66-72. — Prigt zu ftatis 


®, Daſ. $ 197 u. 208. 

9 Daſ. 8 198—203. Genehmigung 
zu Stauanlagen u. Dampfkeſſeln für 
Bergwerke u. Aufbereitungsanſtalten ur 


Reifen 2 Dampflefiel 8 350 Nr. 
lu. 
Xu 6. ri 203—206. — Haftpflicht 


86. 207—209. 

7 Zahl Anm. 36. 

®, BG. 8 80, Arbeitsorbnungen daj., 
Führung von Arheiterliften 8 93. 
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laffungsfheine??). Auf Befiger und Arbeiter von Bergwerken, Salinen, Auf- 
bereitungsanftalten und unterirdiſch betriebenen Brüchen oder Gruben finden 
außerdem diejenigen Beitimmungen der Gewerbe-D. Anwendung, welche fich 
auf das Verbot der Lohnzahlung in Waaren (Trukſyſtem), auf die Einführung 
von Auffichtsbeamten (Gewerberäthen) und auf die Frauen- und Rinderarbeit 
beziehen’). Auch die Haftpflicht ift die der Yabrikbefiger°!). 


8 326. 

b) Die mit dem Bergbau verbundenen Gefahren haben überall, wo der- 
felbe in Deutſchland betrieben wurde, befondere Unterftügungsvereine hervor- 
gerufen, die als Knappſchaftsvereine noch heute fortbeftehen. Sie beruhen 
auf gefeglicher Beitritts- und Beitragspflicht der Werkbefizer und Arbeiter und 
erlangen mit Beftätigung der Statuten die Rechte juriftifher Perfonen??). 
Sie gewähren Kranken- und Begräbnißkoſten, Invalidenpenfion im Falle einer, 
ohne grobes Verſchulden eingetretenen Arbeitsunfähigkeit und Wittwen- und 
Waifenunterftügung. Die Krankenkaſſen können gefondert eingerichtet werden, 
müſſen übrigens die für die allgemeinen Krankenverſicherungskaſſen vorgeſchrie⸗ 
benen Mindeftleiftungen gewähren??). Die Verwaltung führen die Betheiligten 
felbftftändig durch einen Knappſchaftsvorſtand. Die Ueberwachung ſeitens der 
Dberbergämter erſtreckt fi nur auf die Beobachtung der Statuten, insbeſondere 
in betreff der Vermögensverivaltung °*). 

Das Knappſchaftsweſen hat außerordentlich erfolgreich gewirkt), Es 
hat die Bergarbeiter nit nur vor materieller Noth bewahrt, e& hat den Berg- 
arbeiterftand auch fittlih gehoben und in ein normales Verhältnig zu den 
Arbeitgebern gebracht. Die Einwirkungen der Sozialdemokratie find deßhalb 
auch faft ſpurlos an demfelben vorübergegangen. 

Im Interefje der Bergarbeiter beftehen außerdem vielfach Konfumvereine; 
vor allem hat aber in diefer Arbeiterklafle die Anfiedelung dur) Erwerbung 





von Wohnhäufern größere Ausdehnung gewonnen). 


®, BG. 8 81—85 u. 92. 

0 GewO. $ 115—119, 135—139b 
u. 154 Abſ. 3, 4; vgl. 8353 d. W. Uebri⸗ 
gens wird nah S 6 der GewO. durd) 
diefe im Bergweſen nichts geändert. 

5,8 354 Abf. 3 d. W. 

2) Bera®. 8 165—170 u. 174—177. 
— Auf Arbeiter, die nit zu Knapp 
ſchaftskaſſen beitragspflihtig find, finden 
die allgemeinen Vorſchriften Amvendung 
Ss 354—356 d. W. 

3) 36.8 171—173 u. ©. v. 15. Juni 
83 (RGB. 73) 8 74. — Umwandlung zu 
Knappidaft- Berufsgenofienfhaften für die 


Unfallverfiderung ©. 6. Zuli 34 (RGB. 
69) 8 94. 


% BG. 8 178—186. 

% Ende 1885 beftanden 81 Knapp⸗ 
Ihaftsvereine mit 334553 Mitgliedern u. 
faft 26 Mill. M. Vermögen. 

2) Auf den fiskaliſchen Steinkohlen- 
werfen des Saarbrüder Reviers find zu 
diefem Zwede feit 1842 über 3 Mill. M. 
an Hausbauprämien von je etwa 900 M. 
u. feit 1865 über 3 Mil. M. Vorſchüſſe 
gewährt. Die Zahl der fo hergeftellten 
Bergmannshäujer war im Sahre 1883 
auf 4761 geftiegen. 
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IV. Land und Forſtwirthſchaft, Jagd 
und Fiſcherei. 


1. Einleitung. 
$ 327. 

a) Begriff. Die Nusbarmahung des Grund und Bodens durch 
Pflanzenbau bildet das gemeinfame Ziel der Land- und der Forſtwirthſchaft. 
Beide find aber durd die Art des Betriebes vielfach von einander geſchieden. 
Die Landwirthſchaft mit ihren alljährlich wiederfehrenden Erträgniffen Tann 
aud) im Sleinbetriebe nusbar gemacht werden, und diefe Möglichkeit fteigert 
fi, je mehr hierbei — wie e8 der Bau der Gemüfe und einiger Handels- 
gewächſe mit fi bringt — die perfünliche Arbeit das aufzuwendende Kapital 
überwiegt. Die Forftwirthfchaft führt dagegen erft nad) Verlauf längerer 
Perioden zu Nutzungen, und fett neben einem größeren Areal aud eine 
weiterreichende Kapitalaufwendung voraus. Diefe Umftände weifen in Ber- 
bindung mit der volkswirthſchaftlichen Bedeutung der Waldkultur der ſtaatlichen 
Thätigkeit in der Forftwirthichaft viel weitergehende Aufgaben zu, als fie ihr 
in der Landwirthſchaft obliegen. Während es in bezug auf dieſe nur darauf 
ankommt, die Privatthätigkeit zu [hüten und zu fördern, gewinnt in der Forſt⸗ 
wirthſchaft der Selbftbetrieb des Staates eine weitere, über den bloßen Finanz⸗ 
zwed hinausreichende Bedeutung. Zugleich fordert der private Waldbau eine 
eingehendere ftaatlihe Einwirkung). 

Die Bedeutung der Land- und Forſtwirthſchaft fir den allgemeinen 
Wohlitand fand erft unter dem Einfluffe des phyſiokratiſchen Syftemes?) um 
die Mitte des 18ten Jahrhunderts die gehörige Würdigung. Ihre Pflege 
erfolgte dem Geifte des letzteren entfprechend vorwiegend im Wege unmittelbarer 
Einwirkung. Erft das 19te Jahrhundert fucht durch Befreiung des Grund- 
eigenthumes die Selbftthätigfeit der Wirthfchafttreibenden zu weden?). Hierauf 
ift die Agrargefeßgebung gerichtet (Nr. 2). Sie hat den Boden geebnet, auf 
dem die Land- und Forſtwirthſchaft fi ungehindert entwideln fonnte, vom 
Staate gefördert durch die Randeskultur (Nr. 3) und geſchützt durch die Feld— 
und Forftpolizei (Nr. 4). An diefe Theile fließen ſich die eng mit der 
Landwirthſchaft verbundene Viehzucht (Nr. 5) und die verivandten Gebiete der 
Jagd (Nr. 6) und der Fifcherei (Nr. 7). 





1833998. | Brade Hauptfählih auf Körnererzeugung 
2) 8 312 Nr. 2. gerichtet, jo trat nad Ausdehnung des 
3) Gleichzeitig hat ein Umfhwung im | Kartoffelbaues u. Einführung der YFutter- 
Betriebe der Landwirthſchaft bes | kräuter u. Handelsgewächſe ein freieres 
gonnen. War die frühere Dreifelderwirth> | Wirthichaftsigftem ein, welches durch regel⸗ 
Ihaft mit der regelmäßigen Reihenfolge | mäßigen Fruchtwechſel zwiſchen Halmfrucht 
von Wintergetreive, Sommergetreide u. | (Getreide) u. Blatt⸗ oder Hadfrudt (Futter, 
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$ 328, 

b) Verwaltungdorgaue, Vereine und Lehranftalten. Für alle 
vorbenannten Angelegenheiten ($ 327 Abf. 2) bildet das landwirthſchaft— 
lihe Minifterium, in defien erfter Abtheilung fie bearbeitet werden, Die 
Centralinſtanz“). Im übrigen werden diefelben von den Auseinanderjegungd- 
behörden und Geftütverwaltungen 5) fowie von den allgemeinen Verwaltungs⸗ 
behörden wahrgenommen. 

Sehr reich Hat ſich daneben da8 Bereinswefen entfaltet‘), welches 
nekartig das ganze Staatögebiet überzieht. Die fih über ein größeres Gebiet 
erftredenden Haupt oder Centralvereine”?) zerfallen zu |pezieller Wahrnehmung 
der örtlichen Intereſſen in Kreis- oder Lokalvereine. Die entwidelteren Ver— 
bände fallen daneben die in den einzelnen Zweigen der Landwirthſchaft her⸗ 
vorragend thätigen Mitglieder zu befonderen Sektionen zufammen. Die Spite 
des Bereinswefend bildet das Landes-Defonomie-Rollegium, welches 
aus 19 von den Vereinen auf drei Jahre zu mwählenden und 9 vom Landivirth- 
ſchaftsminiſter zu ernennenden Mitgliedern befteht und dem letzteren als tech— 
niſcher Beirath dient®). 

Als Förderungsmittel landwirthſchaftlicher Bildung ſchließen ſich den 
Vereinen die landwirthſchaftlichen Lehranſtalten an. Die höheren 
vermitteln eine wiſſenſchaftliche Bildungꝰ), während die Landwirthſchaftsſchulen 
nur auf mittlere (Hofe oder Bauerguts⸗) Beſitzer berechnet find!Y). Daneben 


Gemüſe, Handelspflanzen) gekennzeichnet 
wird. — In Verbindung mit diefem Um⸗ 
ſchwunge fteht die Entwidelung der landw. 
Nebengewerbe, der Brennerei (Anm. 2 
zu $ 161) u. Stärkefabrikation auf leichtem 
u. der Zuderfabrilation (Anm. 36 zu 8 164) 
auf ſchwerem Boben. 

8528 W. — Bollswirthichaftsrath 
8 312 Abf. 6. 

) 8 833 u. bez. $ 342 Abſ. 2 

6, Erfte Anregung im Sandes-Ruftir-Eb. 
14. Sept. 11 (GS. 300) $ 39. 

7) &Berein f. Lithauen u. Mafuren zu 
Inſterburg; EB. f. Oftpr. zu Königsberg; 
HB. weitpreußifcher Landwirthe zu Danzig; 
EB. f. d. RB. Potsdam ef Be 
milde Geſellſchaft/ u. EB. f. d. RB. 
Sranffurt a. O.; pommerſche öfonom. 
Geſellſchaft f. die RB. Köslin u. Stettin 
zu Negenwalde u. baltifher CVerein 3. 
Bef. der Landiv. f. Neuvorpommern u. 
Rügen zu Greifswald; dw. Prov®. f. d. 
Prov. Pofen zu Bofen; dal. f. d. Prov. 

Shlefien zu Breslau; dgl. f. d. Prov. 
Sachſen zu Halle; dgl. f. d. Prov. Schl.⸗ 
Holftein zu Kiel; kön. Landw. Gef. zu Celle 
f. d. Prov. Hannov. (mit 8 Prov. Ber- 


einen); 1dw. Prov®. f. Weftfalen u. Lippe 
u Münfter; Ipw. EB. f. d. RB. Kafiel 
u. Berein naflauiher Rand» u. Forſtwirthe 
zu Wiesbaden; landw. V. f. Aheinpreußen 
zu Bonn; Centralftelle des Vereins zur 
Beförderung der Landwirthſch. u. Gewerbe 
in Hohenzollern. 

% Regul. 1. Mai 73 (MB. 110). 

” Höhere Lehranftalten bilden die 
landw. Hochſchule zu Berlin, die landw. 
Inftitute bei den Univerfitäten Königsberg, 
Breslau, Halle, Göttingen u. die landw. 
Akademie zu Poppelsdorf. — Habilitation 
als Privatdozent Vorſchr. 18. Mai 77 
(MB. 151), Zuſatzbeſt. 17. Nov. u. Erl. 
12. Dez. 77 (EB. UB. 78 ©. 28). 

1) eandwirtbfgaftsfänfen (Regl. 
10. Aug. 75) befinden fid zu Seiligen- 
beil, Marggrabowo, Marienburg, Dahme, 
Schivelbein, Eldena, Samter, Brieg, 
Liegnitz, Flensburg, Hildesheim, Herford, 
Lüdinghaufen, Weilburg, Kleve u. Bittburg; 
Ausbildung u. Prüfung der Lehrer Vorſchr. 
9. Mai 77 (MB. 151), erg. Bf. 17. Non. 
u. 12. Dez. 77 (EB. UV. 78 ©. 28 ı. 
29) u. 14. Nov. 82 (daf. 83 ©. 142). — 
Landw. Fortbildungsſchulen f. 8 306 
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beftehen niedere landwirthſchaftliche Lehranſtalten (Ader-, Obft- und Wiefen- 
bauſchulen), deren Unterftägung den Provinzen übertragen ijt!}). 


Ein wichtiges Hülfsmittel für die Verwaltung bietet die landwirth- 
ſchaftliche Statiftif, die in betreff der landwirthſchaftlichen Erzeugniffe 
feit 1878 eine einheitliche Geftalt im Reihe angenommen Hat??), Ä 


2. Agrargefehgehung. 
S 329. 

a) Weberficht. Die Agrargefetgebung bildet einen Haupttheil der auf 
die wirthichaftlihe Befreiung des Individuums von den früheren Feſſeln ge- 
richteten Stein-Hardenbergichen Geſetzgebung 18). Sie hat die rechtlichen Vor⸗ 
ausfegungen geſchaffen, unter denen eine ausgedehnte Entwidelung unferer 
Landwirthſchaft überhaupt möglich geworden ift und ſomit der Landeskultur 
erft die Wege geebnet. Ihren Ausgang nimmt fie von den im Anfange des 
Jahrhunderts für das Gebiet des Landrechtes erlaffenen Edikten, welche die 
der früheren Leibeigenfchaft und Erbunterthänigkeit entfpringenden perfönlichen 
Abhängigkeitöverhältniffe befeitigten, die in den Ständen gegebenen Einſchrän⸗ 
fungen des Orunderwerbes aufhoben und die Theilbarkeit aller an fidh 
veräußerliden Grundftüde ausfprachen10). Auf diefer Grundlage hat fich die 
Spezialgefeggebung weiter entwidelt, wie folgt: 

Freie Verfügung über das Grundeigenthum; 

Ablöfung der Abgaben und Dienfte; 

Befeitigung der Gemeinheiten und Dienftbarkeitsverhältniffe; 
Einrichtung der zuftändigen Behörden und Ordnung ihres Verfahrens. 


PPDM 


Abi. 4 d. W. — Ternere Bildungsmittel 
find das landw. Muſeum zu Berlin, die 
kön. Landesbaumſchule zu Potsdam Stat. 
29. März 88 (MB. 177), die Gärtners 
Iehranftalt zu Wildpark b. Potsdam, das 
pomungilde Snftitut u Proskau Erl. 
7. Juli 68 (MB. 261), d. Lehranſtalt f. 
Obſt⸗ u. Weinbau zu Geifenheim. — 
Sorkiäulen 8 125 d. 

1) &. 8. Zuli 75 os. 497) 8 14. 

2) Bon 1878 ab werden im Reiche in 
fünfjührigen Perioden die Anbauverhält- 
niſſe, u. alljährlich die Ernteerträge (dieſe 
in Gewidt für die ha) feftgeftellt EN. 
24. April 78. Diefen Erhebungen fchließt 
fid die Preisftatiftif an ER. 29. Mürz 72 
(MB. 111). — Eine widtige Grundlage 
bietet die 1862/64 in den älteren u. 
1871/75 in d. neuen Provinzen ausge⸗ 
führte Grundfteuerregulirung, durch welde 
Ausdehnung, Theilung, Kulturgattung u. 
Bonität des Grundbeſitzes genauer beftimmt 


find (8 140 d. W.) — Die Grundfläde 
fette fich 1883 zufammen aus 50,4 Proz. 
Ader» u. Gartenland, 23,4 Proz. Forften, 
20,7 Proz. Wiefen u. Weiden, 5,5 Proz. 
Dedland, Haus» u. Hofraum. Bon dem 
Aders u, Gartenland waren angebaut mit 
Roggen 25,24 Proz, Hafer 14,02 Proz., 
Weizen 6, 27 Proz., Gerfte 5,36 Proz., 
Kartoffeln” 11,33 Pro. Der Keft entfiel 
auf Futter», Handels- u. Gartengewädfe 
u. Brade. — Ueb. die Ergebniſſe |. 
Meiten, die Boden⸗ u. landw. Berhält⸗ 
niffe des pr. Staats (Berlin 66 u. 77). 
— Biehzählung Anm. 1 Fr g 842; Bes 
ar sun. 1 zu us3 

2 Abi. 4 u. s F Abſ. 4 


5 G. 9. Oft. 07 (GS. 7 ©. 170) 
u. Landes⸗Kult. Ed. 14. Sept. 11 (88. 
300). 
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Aehnlich ift Die Gefeggebung in den fpäter erworbenen Landestheilen ge— 
gliedert. 

Diefe Vorſchriften find zunähft auf den Betrieb der Landwirthſchaft 
berechnet, erſtrecken ſich aber vielfah auch auf den der Forftwirthfchaft, theils 
unmittelbar, theils mit den durch die Eigenthümlichleit deifelben gebotenen 
Maßgaben. 

Die Verfaſſung hat demnächſt die Aufhebung der Gerichtsherrlichkeit und 
Erbunterthänigkeit und der daraus entſpringenden Befreiungen, Laſten und 
Abgaben nochmals ausgeſprochen. Ihre weiteren Beſtimmungen, welche auch 
die Verfügungsfreiheit und Theilbarkeit des Grundeigenthumes und die Ab- 
lösbarkeit der Grundlaften gewährleifteten und bei erbliher Ueberlaffung nur 
die volle Eigenthumsübertragung zuließen, find mit Rückſicht auf entgegen- 
ftehende ſpezialrechtliche Beftimmungen (Unablösbarkeit der Deihlaft und 
einiger geiftlicher Abgaben, Fortbeſtand der Familien - Fideilommiffe) wieder 
aufgehoben 16). 

$ 330. 

b) Die freie Verfügung über dad Grundeigenthum ift unbefchadet 
der Anfprüde der Realberechtigten grundſätzlich anerkannt. Infolge defjen 
wurde das Jagdrecht auf fremden Grund und Boden 16), fowie eine Mehrzahl 
einzelner Berechtigungen, indbefondere da8 Obereigenthumsrecht des Lehns⸗, 
Grund- und Erbzinsheren, das Eigenthumsrecht des Erbverpächters und das 
grund= oder gutsherrliche Heimfalsreht mit Ausnahme der diefen Verhältniſſen 
entfpringenden Abgaben und Leiftungen unentgeltlid) aufgehoben!”). Gleiches 
gilt vom Borfaufs-, Näher- und Retraktrechte an Immobilien, foweit 
dafjelbe nicht auf Vertrag oder legtwilliger Verfügung, auf Miteigenthum, auf 
dem rheiniſchen Miterbenrehte oder auf Enteignung beruht!?). — Die Ver— 
fafjung unterfagt ferner die Errichtung von Tehen und verheißt die Auflöfung 
des beftehenden Lehnsverbandes (Allodifilation); nur Thron- und außerhalb 
des Staated Tiegende Lehen find Hiervon ausgenommen. Das gleichzeitige 
Berbot der Errihtung von Familien-Fideifommiffen ift wieder rüdgängig 
gemacht; aud die früheren Lehen können in ſolche verwandelt werden!?). 


in Altvor⸗ u. Hinterpommern ©. 4. März 


5 BU. Art. 42 u. ©. 14. April 56 
67 (SS. 362) u. 27. Suni 75 (GS. 


(86. 353). 

16)8 345 Abſ. 1 d. W. 

7) AblöſG. „(iltere Prov.) 2. Mürz 50 
(88. 7782, 3 u. 5. 

» Da. 5 26 u. 4, ©. 11. Suni 74 
(SS. 221) $ 57. — Hannover G. 24. 
Dei. 72 (GS. 73 ©. 2). 

1 BU. Art. 40 u. 41 (Faſſung bes 
©. 5. Juni 52 GS. 319). — Auflöfung 
des Lehnsverbandes in Oftpreußen ©. 16. 
März 77 (SS. 101), in der Kur-, Alt 
u. Neumark ©. 23. Juli 75 (GS. 537), 


406), in Sadjen u. d. vorm. fühl. Theilen 
d. Prov. Brandenburg ©. 28. März 77 
(GS. 111), 10. März 80 (65. 215) u. 
20. April 83 (GS. 61), in Schleſien ©. 
19. Zuni 76 (GS. 238), Weftfalen ©. 
3. Mai 76 (SS. 112), Lauenburg ©. 
8. März 76 (Wod. BI. 69), Hannover 
©. 13. April 36 (dann. GS. I 33), $5 
aufgehoben ©. 13. April 87 (GS. 115). 
— BZuftändigfeit der Gerichte in Lehns⸗ 
ſachen u. Rechtsverhältniſſe der Fam.⸗ 
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Hiervon abgefehen darf bei erblicher Ueberlaffung eines Grimdftüdes nur das 
volle Eigenthum übertragen, das legtere auch nur mit feften kündbaren Geld- 
renten belaftet werden?) Die Kündbarkeit aufgelegter Kapitalien darf nur 
für 30 Jahre ausgefchloffen werden?!). 

Die freie Verfügung bedingt die Theilbarkeit. Auch die diefer entgegen- 
ftehenden Hinderniffe, die namentlich dem früheren bäuerlichen Erbrechte (Meier⸗, 
Höferecht) entfprangen, find befeitigt?). Für die meiften Provinzen ift bei 
Zerftüdelungen (Dismembrationen oder Parzellirungen) die Vertheilung der 
Ablöfungsrenten, der Kirchen, Pfarr⸗, Schul- und Gemeindeabgaben näher 
geordnet??). — Um ferner unbejchadet der freien Theilbarfeit Bauerngüter 
(Höfe, Landgüter) möglichft in ihrem Beftande zu erhalten, ift für einzelne 
Provinzen die letztwillige Verfügung über diefelben erleichtert. Sie können 
demgemäß auf Antrag des Beſitzers in eine vom Amtsgerichte geführte Höfe- 
rolle (Randgüterrolle) eingetragen werden, mit der Wirkung, daß im Falle der 
Beerbung durch mehrere Perfonen eine derfelben, der Anerbe, zu einem be- 
ftimmten mäßigen Betrage das Gut übernehmen und die Miterben abfinden 
tann?2), — Zur Erleichterung der Abtrennung verhältnigmäßig Heiner Grund⸗ 
ftüde können folde gegen ein Unfchädlichkeitsatteft der Auseinanderfegungs- 
behörde — bei landſchaftlich belichenen Gütern der Kreditdireftion — ohne 
Einwilligung der Realberechtigten verkauft oder vertaufcht werden?d). Die 


Fipeilommiffe $ 212 9. W. — Die Ber- 
waltung des landesherrlichen Lehnsiwejens 


(GS. 186), erg. ©. 4. Feb. 80 (ES. 
87) u. 20. Feb. 34 (S®. 71), f. Lauen⸗ 


i. d. Prov. Hannover erfolgt durch die 
Regierung zu Hannover AE. 29. Aug. 84 
(GS. 341). 


2) MG. 8 61. — Abweichend in 
Hannover ©. dv. 23. Juli 1833 (Han. 
GS. I 253). 

2) AblG. 8 92. 

2) &. 9. Oft. 07 $4 u. v. 14. Sept. 
11 $S 1. — Hannover ©. 28. Mai 73 
(85. 253) $ 8; vorm. großh. heil. u. 
naſſauſche Theile G. 23. San. 78 (GS. 
Kreis Rinteln ©. 21. Feb. 70 (GS. 
117). 


3) Xeltere Provinzen auß. Rheinprov. 
u. Hohenzollern ©. 25. Aug. 76 (GES. 
405) $ 1—12, 21, 24—26 (Frift im 
8 9 jet 2 Wochen LVG. $ 51), ZuſtG. 
8 147; verb. AblG. $ 93. Ausf.Inftr. 
10. März 77 (MB. 103) 8 1—13 u. 
18, Hannover ©. 4. Zuli 87 (GS. 324) 
8 1-13 u, 22—24. (MHehnlid bei An- 
legung von Kolonien 8 280 Abi. 5 d. 
W.). — Kr. Herz. Lauenburg ©. 22. Yan. 
76 ochenbl. 11) u. demnächſt ZuſtG. 


81 
En te, f. Hannover 2. uni 74 
Grf. Hue de Grais, Handbuch. 6. Aufl. 


burg 21. Feb. 81 (GS. 19). Für 
MWeftfalen u. die Kreife Rees, Eſſen , (Stadt 
u. Land), Duisburg (Stadt) u. Mühlheim 
a. d. R., wo bie üattgeloberehnung 
bei Landgutern durch G. 4. Juni 56 


(GS. 550) u. das eheliche Guterrecht 


durch G. 16. April 60 (GS. 165) ge⸗ 
regelt ift, erging LandgüterO. 30. April 
82 (85. 255) u. Bf. 26. Juni 8 
(IMB. 187), für Brandenburg Landgd. 
10. Suli 83 (GS. 111) u. Bf. 6. Aug. 
83 (IMB. 280), f. Schiefien LandgO. 
24. April 84 (SS. 121) u. Bf. 15. Mai 
54 (IMDB. 98), f. Schlesw.-Holftein außer 
Lauenburg die LandgO. 2. April 86 (GES. 
117) u. 2f. 10. Mai 86 (IMB. 110), 
f. d. RB. Kaſſel ausſchl. des Kr. Rinteln 
1. Juli 87 (GS. 315) u. ®f. 18. Aug. 
87 (IMDB. 198). — Bis zum 1. Jan. 
87 waren in Hannover 64411, übrigens 
2011 Höfe eingetragen. 

3), ©. 3. März 50 (GS. 145) u. bez. 
27. Juni 60 (GS. 384), beide eingeführt 
in Schl.⸗Holſtein ©. 22. April 86 (GS. 
139), im RB. Caſſel, ausſchl. der großh. 
heſſ. Theile u. in Hohenzollern ©. 12. 

26 
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Kaufgelder ſind in dieſem Falle ebenſo in das Hauptgut zu verwenden, wie 
die Ablöſungskapitalien 2°), 

In theilweifer Abweichung von dem Grundfage der freien Verfügung 
und XTheilbarkeit ift in den Provinzen MWeftpreußen und Pojen behufs Be— 
förderung deutfcher Anfiedelungen die Errichtung von Rentengütern geftattet, 
indem der Staat Stellen gegen Uebernahme fefter, nur unter Zuftimmung 
beider Theile ablösbarer Geldrenten überlaffen fann?”). 


$ 331. 

c) Die Ablöſung der auf Grund und Boden Haftenden Abgaben und 
Dienfte war bereit 1811 angebahnt und feitdem durch eine Reihe allgemeiner 
und provinzieller Vorſchriften weitergeführt. ine einheitliche und umfafjende 
Regelung ift indeffen erſt in der zweiten Hälfte des Jahrhunderts eingetreten. 
Sie erftredte fi über das geſammte derzeitige rechtsrheiniſche Staatögebiet?®). 
Auf Ablöfung kann hiernach der Berechtigte wie der Verpflichtete antragen ??). 
Ablösbar find alle beftändigen Abgaben und Leiftungen mit Ausnahme der 
öffentlihen Laften und der nad den Grundſätzen der Gemeinheitstheilungs= 
Ordnung abzulöfenden Grundgeredtigfeiten (Servituten) 80). 

Zum Zwede der Ablöfung wird nad beftimmten Normalpreifen und bez. 
nad) dem Gutachten Sachverftändiger der jährliche Geldwerth der abzulöjenden 
Laften ermittelt?!) und nad Abzug der in gleicher Weife ermittelten Gegen- 
leiftungen der Ablöfung zu Grunde gelegt??). Dabei muß mindeftens des 
Reinertrages der Stelle frei bleiben??). — Eine bejondere Berechnung ift in 
betreff der dauernd zur Nugung ausgeliehenen und im Eigenthume ded Guts⸗ 
herrn verbliebenen Stellen vorgefährieben, indem die für den Beredhtigten und 
Berpflichteten erniittelten Werthe gegeneinander aufgerechnet (kompenſirt) werden, 
worauf der zu gunften des erfteren verbleibende Ueberfhuß im ordentliden 
Berfahren zur Ablöfung gelangt (gutSherrlich-bäuerliche Regulirung)*). — Bei 


April 85 (GS. 115). — Entipsepend 


— (Anm. 2 u. 3 zu 8 214 

*) Anm. 25; AblG. 8 110—112. 

7) ©. 26. April 86 (GS. 131) $ 3 
bis 7. — Bol. Anm. 27 zu 8 1 d. W. 

*) Ablöfungs®. 2. März 50 (GES. 
77). — Auf dem linken Rheinufer war 
dem Bebürfniffe bereits durch die fran- 
fe Geſetzgebung gendigt. 

2) Daſ. 8 94 u. 95; Zuſtändigkeit u. 
Berfahren 8 104—112. 

”) Daf. $ 6 u. 7. — Reallaſten be 
ruhen auf einem Handeln oder Leiften, 
Servituten auf Unterlaffen oder Leiden. 

A) Daſ. 8 8; Dienfte 8 9—17; fefte 
Körmerabgaben $ 18—28; andere fefte 
Naturalabgaben 8 29 —31; Fruchtzehnten 
$ 32-35; Befitsveränderungsabgaben 


8 36—49; feite Gebaßgaben s 50-56; 
fonftige Saften 8 57, — Seifelung 
der Normalpreife u. ankorte 8 67, 

71 n. 72, ©. 19. März 60 (SS. —* n. 
11. Suni 73 (GS. 356). 

2, AblG. 8 59—62 u. 66. 

8) Daf. 8 63. 

3) 3a —*— III (6 39 erg. 
durch Dekl. 24. Mai 53 (GS. 240) u. 
G. 16. März 57 (GS. 235). — Dieſer 
Abſchnitt iſt nur für das Geltungsgebiet 
der früheren Regulirungsvorſchriften be⸗ 
ſtimmt u. kommt deshalb in Neuvorpom⸗ 
mern u. den vormals ſüchſiſchen Theilen 
nit zur Anwendung. — Bis Ende 1881 
waren 1, Mill. ha mit 87110 Befitern 
regulirt u. abgelöſt. Durch anderweite 
en waren über 2 Mill. Pflichtige 
efreit 
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der Ablöfung hat der Berpflichtete die Wahl, ob er durch Zahlung des 18 fachen 
Betraged ded Jahreswerthes ablöfen oder diefen Jahreswerth ald Rente 
weiterzahlen will. In letzterem Falle tritt die Bermütelung der Rentenbant 
ein, welde den Berechtigten durdh vierprogentige, fiaatlich garantirte Renten- 
briefe in Höhe des zwanzigſachen Betrages abfindet und die ſonach den Zins- 
betrag um etwas überfteigende Rente fo lange fortbezieht, als es neben ber 
Berzinfung zur allmäligen Tilgung der Rentenbriefe erforderlich ift (561,5 oder 
41!,; Jahr). Das gleiche tritt ein, wenn der Berpflichtete den 18fachen 
Baarbetrag anbietet und der Berechtigte den 20fachen Betrag in Rentenbriefen 
vorzieht??). Die Frift für die Anträge auf Bermittelung der Rentenbank ift 
mit dem 31. Dez. 1883 abgelaufen”). Die Rentenbanfen werden von einer 
Direktion verwaltet?”) und fiehen unter gemeinfamer Aufficht des Landwirth⸗ 
ſchafts⸗ und des Finanzminiſters*s). Die Renten werden den Staatsſtenern 
gleich behandelt und mit diefen erhoben”). Die Rentenbriefe lauten auf den 
Inhaber und werden nad) Maßgabe der angefammelten Zilgungsbeträge all- 
mälig audgeloft*°). 
Tür einzelne Ablöjungen beftehen abweichende Borfchriften: 

1. Domänenrenten werden ohne Bermittelung der Rentenbanfen un⸗ 
mittelbar an die Staatskaſſe abgeführt‘). 

2. Beſonders vereinbarte Erbpadt=>, Erbzind- oder Eigenthums— 
fanons oder Zinfe find nit durch Rentenzahlung ablösbar*?). 

3. Abgaben an geiftlide und Schulinftitute, Fromme nnd milde 
Stiftungen werden nad) den Normalpreifen in eine Roggenrente ver- 
wandelt, die zum 25fachen (bei Beantragung durch den Berechtigten zum 
222, fachen) Betrage abzulöfen, oder nad) dem jährlichen Marktpreije in 
Geld weiterzuzahlen ift*?). 

4. Bei Mühlenabgaben wird die Borfrage, ob diefelben als gewerblidhe 
Abgaben aufgehoben oder als Grundabgaben ablösbar feien, durch das 
Ober⸗Landes⸗Kulturgericht entfchieden**). 

Sn ähnliche Bahnen ift die Ablöfung in den neuen Provinzen 


5, Daf. 8 64 u. Rentenbanfen ©. 
2. März 50 (GS. 112). 
oe RentBG. 8 566 u. ©. 17. San. 81 
(8. 5). 
ol 8 1, 4,5 u. AE. 17. Juni 
50 (65. 351). — Kentenbanfen beftehen 
zu Königsberg f. Oſt⸗ m. Weftpreußen; 
zu Berlin für Brandenburg u. die Stadt 
Berlin; zu Stettin f. Pommern u. Schl.⸗ 
Holftein; zu Pofen f. d. Pr. Pofen; zu 
Breslau f. Schleſien; zu Magdeburg f. 
Sachſen u. Hannover u. zu Münfter f. 
MWeftfalen, Heſſ.Naſſau u. d. Rheinpr. 
(rechts des Rheines). 


3, AE. 2. Zuli 59 (SS. 421). - 

* RBG. 8 18-27 u. ©. 7. Imi 
60 (SS. 383). — Bertheilung bei Zer⸗ 
fiüdelungen 8 330 Abf. 2 d. W. 

RBG. 8 32—48. — Aufgebot u. 
Amortifation 8 57. 

) Daf. 8 7 u. 64. 
=), AblG. 8 65 Abi. 1—3. 

&. 27. April 72 (66. 417), 11. 
Juni 73 (SS. 356) 8 5 u. 15. März 79 
(85. 123). 

8. 8 113; ©. 11. März 50 
(85. 146). 


26* 
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geleitet*d). Die Frift für Inanſpruchnahme der Rentenbanken ift diefelbe, wie 
in den älteren Provinzen“®). 

$ 332. 

d) Die Gemeinheitätheilungen bezweden die Befeitigung der feit 
lange?) als kulturſchädlich erkannten gemeinfhaftlihen Nutung ländlicher 
Grundftüde (Gemeinheiten), welche entweder auf einem den früheren Marf- 
genofjenfhaften entſtammenden, gemeinfamen oder Gefammt-Eigenthume oder 
auf ein- oder \wechjelfeitigen ‘Dienftbarkeitsverhältniffen (Servituten) beruhte. 
Die Gemeinheitstheilung wird in der Kegel mit der wirtbichaftlihen Zu⸗ 
fammenlegung zerfplittert, im Gemenge belegener Grundftüde verbunden, und 
in diefen Falle als Separation, in Hannover als Berfoppelung und in Naflau, 
wo fie nur einzelne Feldabtheilungen (Gewannen) umfaßt, als Konfolidation 
bezeichnet. 

Eine einheitlihe Ordnung ift zunädft für das landrechtliche Gebiet 
erfolgt®). Gegenftand der Gemeinheitstheilung ift die Weide-, Forft-, Frudt-, 
Gräfereis, Fiſcherei-⸗, Torf- und ähnliche Nutzung auf fremden Grundftüden‘?). 
Die Gemeinheitstheilung fett den Antrag eines Betheiligten, und im Falle 
eines Länderaustaufches die Zuftimmung der Beſitzer des vierten Theiles der 
Ländereien voraus). ine wirtbfchaftlihe Zufammenlegung der Grundftüde 
ift aud) außerhalb der Gemeinheitstheilung geftattet, Tobald die Eigentümer 
der mehr als die Hälfte der Flähe und des Grundfteuer-Reinertrages dar- 
ftellenden Grundftüde auf diefelbe antragen und der Kreistag fie für zuläffig 
erklärto). In der Gemeinheitstheilung felbft werden die Theilnehmungsrechte 


ermittelt??) und nad) diefen die Abfindungen feftgeftellt, die in der Regel in 


» Shlesw.-Holftein ©. 3. San. 
73 (66 3); Lauenburg ©. 1. Feb. 79 
(GS. 14). — Hannover AblO. 23. 
Juli 33 (hann. ©S. I 147); die Be- 
fugniß des Domänenfistus als Berechtigter 
auf Ablöfung anzutragen (B. 28. Sept. 
67 GES. 1670) ift auf andere Berechtigte 
ausgedehnt ©. 3. April 69 (GS. 544), 
insbef. auf geiftfihe u. Schul-Inftitute, 


fromme u. milde Stiftungen ©. 15. Feb. 


74 (GS. 21); Ablöfung der Erbzins⸗ u 

Erbpachtverhältniſſe i. d. Moor» u. Vehn⸗ 
Kolonien ©. 2. Juli 76 (GS. 261). — 
RB. Tajjel auf. d. vorm. großh. heil. 
Theilen ©. 23. Juli 76 (GS. 357) u. 
2. eb. 79 (GS. 16). — Letztgenannte 
Theile u. RB. Wiesbaden ©. 5. April 
69 (GS. 517), 15. Feb. 72 (GS. 165) 
a. 16. Juni 76 (GS. 369). — Hohen- 
z0llern ©. 28. Mai 60 (GS. 221), ſ. 
Anm. 69. — Streitigkeiten üb. die Natur 
einer Abgabe als gewerblihe oder Grund- 
abgabe i. d. neuen Prov. entfcheidet das 


DL. Rulturgeriht ©. 17. März 68 (GS 
249) 8 50. . 


8) ©. 1881 (Anm. 36). 

7) Keltefte GemThO. 1771, f. Schleſien. 

®, Gemeinheits-Theilungs-dD. 
7. Juni 21 (86. 53); ErgänzG. 2. 
März 50 (GS. 139). — Schneider: d. 
preuß. Öemeinpeitetpeilungsgefetsgebung 
auß. Hannover (Berl. 82). 

» STD. $ 1 u 2; ErgG. Art. 1 


u. 2. 

0 GTO. 8 4, 5, 9-29; ErgG. Art. 
9 u. 3. 28. Juli 38 (GS. 429). — Uns 
zuläffigleit der Verwandlung des Gemeinde- 
oder Gemeindegliedervermögens in Privat- 
eigenthyum GTO. 8 17 u. Del. 26. Juli 
47 (85. 327) $ 1; rhein. GTO. (Anm. 
57) 8 3. 

9, G. 2. April 72 (65. 329), Ausf. 
ER. 28. Juni 72 (MB. 213). 

2, HTO. 8 30-55; EG. Art. 3-6, 
9 u. 14, u. Dell. 26. Juli 47 8 5. 
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Land beftehen follen, daneben aber auch in Rente, Naturalleiftung oder Kapital 
gewährt werden können 8). Bei Forften find Naturaltheilungen nur unter 
befonderen, das Forfitulturinterefje fihernden Vorausſetzungen zuläffig”*). — 
Die Abfindungen werden mit den dur Befigredt und Schuldenbelaſtung be⸗ 
Dingten Einſchränkungen freie Eigenthum und treten in Anfehung der Rechte 
und Pflichten an Stelle der abgetretenen Grundftüde und Berehtigungen?). 
— Neue Gemeinheiten können nur für beſchränkte Seit mittelft fchriftlichen 
Bertrages errichtet werden’®). — Abgefehen von der Aufhebung der Gemein- 
heiten können die Betheiligten auch deren Beſchränkung auf ein beftimmtes 
Maß herbeiführen”). 

Aehnliche Borfchriften ergingen für die übrigen Yandestheile®). 

Die Berwaltung und Bertretung der durd die Gemeinheitstheilungen be⸗ 
gründeten gemeinfhaftliden Angelegenheiten (Lehm-, Sand-, Kalf- und 
Mergelgruben, Steinbrüdhe, Wirthſchaftswege, Gräbern und Tränen) erfolgt nad) 
Anordnung der Auseinanderfegungsbehörde durch den Gemeinde-Borftand?), 

Die Gemeinheitstheilungen und Separationen haben fich bereits über ein 
fehr umfaffendes Areal ausgedehnt‘) und das Grundeigenthum in weſentlich 


9) GTD.856 -107; EG. Art.7,8 - 10. (CS. 514) u. im Geh. des rhein. Rechtes, 


583392. — Theilungsgrundfäte 
SGTO.$ 108—113; Abftellung der forft- 
Iihen Beredhtigungen (Waldfervituten) 
8 114 —140 u. zwar Maftıngsredit 8 116, 
117 u. 130, vgl. ER.1 22 S 187 —196; 
Solzungsredt STD. S 118—126, 128 u. 
129; EG. Art. 4 n. 10, vol. ER. I 22 
s 197—239; Baldweidereht GTO. 8 131 
bis 137 u. 139, EG. Art. 10 u. 11, vgl. 
eh. 122 8 170—186 u. LandKult Ed. 
14. Sept. 11 (85. 300) 8 27—33; 
Waldſtreuberechtigung 2 8 140 , &8. 
Art. 4 u. f. d. öfll. Prov. 8 ‚5. Mär 43 
(5. 105) nebſt Felhpol®. 1. April 80 
(SS. 230) $ 96°. 

. 8% GTO. 8 141—151 u. 153—163. 
Sicherftellung der Rechte dritter KO. 29. 
Suni 35 (GS. 135) (8 152 des erfleren 
u. 82, 9 des letzteren Gef. aufgeh. AblG. 


2. März 50 $ 110). Zeitpunkt f. d. 
Eigenthumsübergang ©. Juni 75 
(GS. 325) $ 1. 


8 GTO. 8 164, 165, 27 u. Dell. 
31. Mär; 41 (GS. 75). 

7 GTO. 8 166—191. 

8 GTO. f. Neuporpommern u. d. 
Rheinprov. ausihl. d. landrechtlichen 
Gebietes ($ 177 2.8.) 19. Mat 51 (GE. 
371); die wirthſchaftliche Zufammen- 
fegung, die in Neuvorpom. auf ®. 18. 
Nov. 1775 beruft, ift im ofrhen. Teil 
des RB. Koblenz durch G. 5. April 69 


wo der Grundbeſitz ganz beſonders zer⸗ 
ſplittert iſt, durch G. 24. Mai 85 (GS. 
156) gusdafien. — debenzuern G. 
85 (GS. — Schl.Hol⸗ 
Rein : 17. Aug. * (se. 377), uf. 
in Lauenburg ©. 25. Feb. 73 (SS. 97) 
8 9. — Hannover ©. 30. Juni 423 
(ham. GS. I 131), erg. ©. 12., Bel. 
20. Oft. 53 (daf. 396 u. II 36) u. ©. 
8. Nov. 56 (h. GS. I 433); Wiefen- 
behütung ©. 15. Juli 48 (daf. 201); Be 
redhtigung zur Waldſtreu ©. 7. San. u. 
Bel. 2. Feb. 63 (daf. 3 u. 15), zur Weide 
G. 8. Nov. 56 (daf. 39) u. 8. Juni 73 
(85. 353), zum Hauen v. Plaggen, 
Haide, Rafen u. Bülten ©. 13. April 85 
(85. 109); Forſtberechtigungen (Forſt⸗ 
theilungen) G. 13. Juni 73 (GS. 357). 
— RB. Caſſel u. Kr. Biedenkopf 8. 
13. Mai u. 2. Sept. 67 (SS. 716 u. 
1463), erg. ©. 25. Yuli 76 (GS. 366), 
auf Walde ausgedehnt &. 25. Ian. 69 
(SS. 291). — RB. Wiesbaden auf. 
Kr. Biedenkopf, Güterlonfolidation 8. 
12. Sept. 29 (nafj. BBl. 65) u. 2. Sept. 
67 (SS. 1462), ©. 21. März 87 (SS. 
61); Gemeinheitstheilung STD. 5. April 
69 (GS. 526). 
2, &. 2. April 87 (GS. 105). 
®, Bis 1881 einſchließlich waren 19'/, 
Mill. ha in der Hand von nahezu 2 Mill. 
Befitsern feparirt u. von Servituten befreit. 
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erweitertem Umfange einer unbehinderten und wirthſchaftlicheren Benutzung er= 
ſchloſſen. Die Lage der Grundftüde hat verbunden mit einem zwedmäßigen 
Graben und Wegenetze den Meliorationen ein neues Feld eröffnet und die frü- 
beren endlofen Grenzftreitigfeiten durch feite und einfache Beftimmung der Grenzen 
faft ganz befeitigt. Die landwirthfchaftlihe Produktion und der Wohlftand 
ber ländlichen Bevölferung ift dadurch weſentlich gehoben; für viele Gegenden 
pilden die Separationen den Ausgangspunkt für einen neuen und rationellen 
Betrieb der Landwirthichaft. 

8 333. 

e) Organifation nnd Verfahren der Auseinanderſetzungs⸗ 
behörden find Gegenftand einer eigenen Gefeßgebung!). Zunächſt für das 
Landrechtsgebiet erlaſſen ift diefelbe fpäter auf faſt alle übrigen Theile des 
Staates auögedehnt. Sie gilt in Neuvorpommern und der Aheinprovinz 2), 
wo indeß die außerhalb der Zufammenlegungen erfolgenden Theilungen und 
Ablöfungen einem eigenen Berfahren unterliegen‘), in Schl.-Holſtein und 
Heſſen-Naſſau ®), Hier unter Ausschluß des Güterfonfolidationsverfahrens im 
Naſſauss), fowie in Hohenzollern®), Nur für die Brovinzg Hannover 
beiteht noch ein abweichendes Verfahren, welches alle mit der Auseinander= 
fegung nicht nothiwendig zufammenhängenden Streitigkeiten den ordentlihen 
Gerichten übermweift®). 

Durch diefe Gefetgebung find Auseinanderfegungsbehörden be- 
ſtellt 7), deren Mittelpunkt die General-Kommiffionen bilden. Diefe 
beftehen aus dem Präfidenten und mindeftens 5 Mitgliedern, von denen 3 zum 
Richteramte befähigt fein müfjen. Ihre Zuſtändigkeit erſtreckt ſich auf Gemeinheits⸗ 
theilungen, Regulirungen und Ablöſungen. Sie entſcheiden über die dabei 





m V. 20. Juni 17 (GS. 161) u. 
ErgV. 30. Juni 34 (GS. 96). Weitere 
Ergänzung AusfG. (ur GTO.) 7. Juni 
21 (GS. 83), V. 22. Nov. 44 (GS. 45 
&. 19) u. Zuf®. 8 952. 

2, STD. 19. Mai 51 (GS. 371) 
8 24—26; Zufammenlegungen im oft 
rhein. Theil des RB. Koblenz ©. 5. April 
69 (GS. 514) 8 9, im Geb. des rhein. 
Rechts G. 24. Mai 85 (GS. 156) 8 12 
bis 20, 22 u. 25. 

2), &. 19. Mai 51 (GS. 383) nebft 
B. 26. Sept. 79 (R6B. 287) $ 1 u. 
G. 24. März 79 (GS. 281) 8 30. 

6) Bal. die Ablöfungsgefeke (Anm. 44) 
f. Schl.⸗Holſtein 8 57, f. Lauenburg 8 2, 
f. d. RB. Kaſſel $ 29, d. RB. Wies- 
baden S 25, 26 u. (©. 1872) 8 18, 
19, ferner die Gemeinheitstheilungsgefete 
(Anm. 57) f. Schl.⸗Holſtein $ 29, d. RB 
Kaſſel 829, d. RB. Wiesbaden STD. 824. 


2 G. 23. Mai 85 (GS. 143) 8 39 
u. 

* G. 30. Juni 42 (han. GS. J 145), 
erg. G. 8. Nov. 56 (daſ. 437), 28. Dez. 
62 (daſ. 415) u. 17. San. 83 (GS. 7). 

7) Die Mitglieder unterliegen denjelben 
Disciplinarvorfchriften, wie die Richter ©. 
7. Mai 51 (Anm. 12 zu 8 1872. W.), 
insbef. 8 65 u. 69. — Den preuf. Be⸗ 
hörden find die Auseinanderfeßungsgeihäfte 
in einigen anderen deutſchen Staas 
ten übertragen Bertr. m. Anhalt 18. Sept. 
74 (GS. 359), S.-Meiningen 18. Juni 
68 (GS. 873), Schw.⸗Rudolſtadt 10. Dez. 
55 (GS. 56 ©. 6), Schw.-Sondershaufen 
9. Ott. 54 (GS. 571), Schaumb.⸗Lippe 
20. Ott. 72 (GS. 73 ©. 18) u. 27. 
April 74 (SS. 245). — Bearbeitung der 
Geſchäfte im Grenzgebiete gegen Braun» 
ſchweig Bertr. 11. Sept. 77 (GS. 78 
©. 105). 
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unterlaufenden Streitigkeiten, und find infoweit Gerichtshöfe 1fter Inftanz. 
Zugleich haben fie aber aud) das polizeiliche Interefle des Staates und das 
Permögensintereffe der Korporationen und entfernten Theilnehmer von Amts 
wegen wahrzunehmen‘). Als Organe der General-Kommiffionen find Spe- 
zial-Kommiſſarien (Delonomie-Rommiffarten oder Delonomie-Rommiffions» 
räthe) angeftellt 9). Auch können die Gefchäfte anderen Staats- und Rommunal- 
beamten übertragen werden’), Endlich beftehen unter Vorfig der Landräthe 
Kreisvermittelungsbehörden, weldhe bei Einverftändniß beider Theile die Aus⸗ 


einanderjegung herbeiführen können. 


Ihre Mitglieder werden vom Kreistage 


gewählt und von der General-Kommiſſion beftätigt '). 
Zur Entfheidung über Berufungen und Beſchwerden gegen Erfenntniffe 
und Berfügungen der General-Kommiffionen befteht da8 Ober-Landes— 


Kulturgericht??). 


Das Verfahren, weldies neben der Ordnung nicht ftreitiger Gegen⸗ 
ftände (Regulirung) auch die Inftruftion und Entfheidung von Streitpimften 


(Streitverfahren) umfaßt, 


hat in Hinblid auf Zweck und Wefen der Aus- 


einanderfegung feine befondere Geftaltung erhalten). Die allgemeinen Pro⸗ 


ee) 8. 1817 (Anm. 59) 8 1—9, 15 bis 
22, 26—28 nebft Dekl. 26. gut 47 
(SS. 327) 8 6; Erg®. 81,7, 8, 10 bis 
13, 15, 16 nebft Det. 30. al 42 
(SS. 245) Nr. 1; ut 1821 8 1—9 
u. ®B. 1844 8 1-8; ©. 18. Feb. 80 
(8S. 59) 8 2-4. — Kompetenztonfüte 
2. 1. Aug. 79 (SS. 573) 8 22. — Zus 
ſtündigkeit der Regierungen, Magiftrate u. 
Kreditdirektionen zur Vornahme von Res 
gulirungen u. Theilungen in Domänens 
u. Anftaltsfahen, V. 1817 8 65—67, 
ErgV. 8 39, 40 KO. 31. Dez. 25 (GS. 
26695) DXI — General-Kom- 
miffionen beftehen zur Zeit in Broms 
berg f. Pofen, Oft: u. Weftpreußen; zu 
Frankfurt a. DO. f. Bommern, Branden- 
burg u. Berlin; zu Breslau f. Sclefien; 
zu Merfeburg f. Sachſen, beide Schwarz« 
burg, S. Meiningen u. Anhalt; zu Han⸗ 
nover f. d. Prov. Schl.-Holftein u. Han- 
nover (LBS. 8 16, 23, 41 Abf. 2 u. 
155 Abf. 2); zu Münfter f. Weftfalen u. 
den landrechtlichen Theil der Aheinprov. 
(8 177 d. W.); zu Kaffel f. Heſſen⸗Naſſau 
(8. 21. März 87 6561852) u f. 
Waldeck u. Sch.-Lippe; zu Däffelbort f. 
den nichtlandrechtlichen Theil der Rheinprov. 
©. 24. Mai 85 (65. 156) 8 24, ©. 
23. Mai 85 (65. 143) 8 39 u. 44. 

8.1817 8 27, 40—48, 52—61. 
Erg. 8 17, 18; 3. 1844 8 5; ©. 18. 


Teb. 80 (SS. 59) 8 2, 5, 81. — Aus 
bildung u. Prüfung Anfte. 11. April 36 
KA. XX 93) u. ER. 6. Ian. 78 (MB, 
24). In Hannover find die Ablöjungs- 
Kommiffionen u. die Berloppelungs-Kom» 
miffarien zur ſelbſtſtändigen erftinftanzlihen 
Entharung berufen Anm. 45 u. 65. 
B. 1817 8 62—64, ErgV. 8 19, 
AIG. 2. März 50 (SS. 77) 8 108 u. 
G. 2. März 50 (GS. 139) Art. 15. 

N) ErgV. 8 2—4. 

2) 8. 1844 8 7—13 u. ©. 18. eb. 
80 8 2. — Entideidung üb. Mühlen- u 
gewerbliche Abgaben $ 331 Nr. 4 u. Anm. 
45, über Benngung der Privatflüffe (Über 
Biete au aud) 5’ . line Nheinufer) 8 337 
ab. 3 

73) Berfoben überhaupt ®. 1817 8 68 
bis 100, 104-107, 110-113; Erg®. 
8 20-29; verb. ®. 7. uni 21 (SS. 
83) 8 10-18, 25 u. 2. März 50 (GS. 
189) Art. 15. — Vermeſſung, Boniti- 
rung u. Planberednung V. 1817 8 114 
bis 144. — Sihiebericterlihes Berfahs 
ren Erg®. 8 31—35. — Kontumazials 
verfahren V. 1817 8 145—153; B. 1844 
s5 u. ©. 18. Feb. 80 8 57. — Ente 
ſcheidungen u. Rezeſſe V. 1817 8 154 
bis 172; ErgV. 8 36—38, 41, 43 u. 
KO. 18. Dez. 41 (GS. 41 ©. 17). — 
Rechtsmittel V. 1817 8 187—9, 191 
bis 4; ErgV. 8 54, 55; ©. 7. Juni 
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zeßvorfähriften find nur unter mehrfachen Maßgaben auf dafjelbe anwendbar. 
Insbeſondere find die Grundfäge des ummittelbaren Prozeßbetriebes durch Die 
Parteien, des Berhandlungsprinzipes und der Münblichkeit ausgeſchloſſen ’*). 
— Das Berfahren bei Ablöfungen wird durd die Ablöfungsgefeße 
geregelt 5). 

Die Koften werden nad Paufchfägen erhoben. Die Kommiſſarien, 
welche früher auf eine zur liquidirende und von den Parteien zu erftattende 
‚Entfhädigung angewiefen waren, find gegenwärtig der Regel nad) mit Gehalt 
und Penſionsberechtigung angeftellt und erhalten gleich den Feldmeſſern bei 
auswärtigen Gefchäften Reiſekoſten und Tagegelder aus der Staatskaffe”®). 


3 Landeskultur. 
a) Ueberſicht. 
8 334. 

Während die Agrargefetgebung die Hinderniffe wegräumen follte, die 
fi dem freien, zwedentfprechenden Betriebe der Land» und Forſtwirthſchaft 
entgegenftellten, erhebt fi die Staatsthätigfeit in der Landeskultur zur pofi- 
tiven Förderung dieſes Betriebes. Diefe Einwirkung findet in der natürlichen 
Ermwerböfreiheit ihre Begrenzung. Der Staat darf in die wirthſchaftliche 
Thätigkeit des einzelnen nicht eingreifen, er hat nur die Bedingungen derfelben 
zu gewähren, foweit deren Erreihung bie Kräfte des einzelnen überfteigt, oder 
ihrem Wefen nah nur durch das Zufammenwirken für eine Mehrheit von 
Detheiligten möglich if. — Die allgemeine Fürforge, welche der Staat dem 
Abſatz und Verkehre, der Berficherung und dem Kredit angedeihen läßt‘), 
findet auf Land- und Forftwirthfchaft ihre befondere Anwendung Neben 


21 5 235 V. 1844 8 14—22. Das ©. | d. Aheinprov. u. Hohenzollern G. 24. 





18. Feb. 80 läßt neben der Beſchwerde 
($ 76-78) nur bie Rechtsmittel der 
Berufung (8 58—66) u. f. die 3te Ins 
ftanz das der Reviſion (8 67—75) zu. 
— Ausführung V. 1817 8 196-8, 200 
bis 2, 204-8; ErgV. $ 56-62, 64 
nebft Del. 30. Juli 42 (GS. 245) Nr. 2; 
3. 1844 8 6 u. ©. 1880 8 84—94. — 
Berihtigung der Katafler u. Grundbüder 
ER. 27. Ian. 77 (MB. 60). 

7, &. 24, März 79 (SS. 281) $ 1, 
4, 14 u. ©. 18. Feb. 80 (GS. 59), 
welches das Verfahren in Einklang mit 
der neuen CPrO. ‚gefett hat. — Bear⸗ 
beitung der fehr verwidelten Geſetzgebung 
bon Glatzel u. Sternberg (Berl. 80); 
Hleinere Ausgabe (daf. 84). 

7) Anm 29 u. 45. 

. 24. Juni 75 (GS. 395), erg. 
©. 3. in 77 (88. 99), 18 "eb. So 
(88. 59) 8 8, 10, 45; Anwendung i. 


N 


Pr 


u. 


Mai 85 (GS. 156), $ 20, ©. 23. Mai 
85 (GS. 143) 8 43, auf die naſſauiſche 
Güterfonfolidation G. 21. März 87 (GS. 
61) 8 26—33 u. 36 Abſ. 4. Gewährung 
von DBüreauentfhädigungen C. 24. San. 
84 (MB. 98) u. 10. Zuni 87 (MB. 125), 
Vergütung für Schreibarbeiten ©. 25. 
Juli 34 (MB. 228) — Gebühren f. Ver⸗ 
nei as ebene C. 8. San. 86 (MB. 5). 

Die Sätze des Gerichtskoſtengeſetzes Een 
nur befhräntte Anwendung ©. 10. März 
79 (GS. 145) 8 43. — Neben dem ©. 
1875 kommen nod) einzelne Beftimmungen 
der älteren Vorſchriften (Meg. 25. April 
u. Inſtr. 16. Juni 386 GS. 181 u. 187) 
zur Anwendung 8 17 d. G. — Die Koſten⸗ 
pflicht betreffen V. 1817 8 209214, ©. 
7. Juni 21 8 26—23 u. ©. 2. März 
50 (GS. 139) Art. 16. 

t) Sr. II, VI u. VII diefes Kap. 
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dieſer allgemeinen findet ſich noch eine beſondere Fürſorge. Den Abſatz ſucht 
der der Land- und Forſtwirthſchaft gewährte Zollſchutz zu fürdern?), und die 
landwirthſchaftliche Berfiherung ift gegen Hagel- und Viehſchäden gerichtet?). 
Eine umfaffende Bedeutung hat der landwirthſchaftliche Kredit gewonnen (b), der 
zum Saupthebel für dauernde Bodenverbeflerungen (Meltorationen) gemorden 
ift. — Die Förderung diefer Iegteren, einſchließlich der für Oftpreußen, Weft- 
preußen, die Neumark, Pommern, Schlefien, Weftphalen und die Rheinprovinz 
beftehenden Meliorationsfonds*) ift den Provinzen übertragen?). Dem Staate 
ift die Leitung und Unterftügung der Vorarbeiten‘) und die Förderung folder 
Unternehmungen verblieben, die ein weitergehendes, über die Provinzen hinaus⸗ 
reichendes Intereſſe in Anfprud nehmen. Beſondere Beachtung Haben in 
diefer Beziehung die Moorkulturen gefunden, welde die in den Provinzen 
Hannover und Schleswig-Holſtein vorhandenen ausgedehnten Moore durch 
Entwäſſerung und Anlegung von Zufuhrkanälen dem Anbau erfchliegen follen”). 
— Einen widtigen Faktor der Bodenkultur bildet ferner das Waſſer, in feiner 
derfelben nützlichen, wie in ber ihr fhädlihen Einwirkung (c). Die Wald- 
kultur endlid) nimmt vermöge der Eigenthümlichkeit ihres Betriebes neben diefer 
allgemeinen noch eine fpezielle Förderung für fi in Anſpruch (d). 


b) Landwirthſchaftliches Kreditmwefen. 
8 335. 

Der landwirthichaftliche Kredit, der die Hauptart des Kealkredites bildet, 
zeigt bei großer Sicherheit eine nur geringe Beweglichkeit. Andererfeits bietet 
der Landwirthfchaftsbetrieb fo vielfadh zu umfangreihen Verwendungen Anlaß, 
daß es nöthig erſchien, demfelben das umlaufende Kapital in ausgedehnteftem 
Maße zugänglicd zu machen. Dementfpredhend wurden neben den allgemeinen?) 
befondere landwirthſchaftliche Kreditanftalten eingerichtet?). Als ſolche beftehen 
außer einzelnen privaten Unteruehmungen (Bodenkreditgefellfchaften) die öffent- 
Iihen Pfandbriefanftalten. In Schleſien veranlafte die Erſchütterung 
des Realkredites durch den fiebenjährigen Krieg den Zuſammentritt der größeren 
GSrundbefiger (Landſchaft) zu dem Zwecke, die Bermittelung zwifhen Gläubiger 
und Schuldner zu übernehmen (1770). Die übrigen Provinzen folgten, fo 


2,8 159 HM. 1d. W. 

- 9 8 314 (Anm. 12 u. 13). 

9 Bommern ©. 18. Ian. 81 (85.7) 

8 8 — Rheinprov. AE. 20. Feb. 56 
8. 1 59). 
) ©. 8. Juli 75 (&S. 497) 5 42, 10, 
25. — Hannover ©. 7. März 63 (ES. 
223) 8 15; RD. Caſſel ©. 25. März 69 
(66. 525 5) 81 

6) Anw. zu tenifcen Borarbeiten 15. 
Aug. 72, erg. ER. 28. März 79 (ML. 


140). — $ür die einzelnen Provinzen find 
Meliorationsbauinfpeftoren angeftellt, Ne⸗ 
benbefhäftigungen C. 14. April 87 (MB. 


9) 

”) Seit 1876 befteht als berathendes 
Organ des Landwirthſchaftsminiſters die 
Central-Moor-Kommiffton zu Berlin mit 
der Moor-Berfuhsftation zu Bremen. 

8 316—319 d. W. 

N Unterftellung unter d. Yandw. Min. 
Anm. 74 zu 8 52. 


410 Wohlftandspflege; Land⸗ und Forſtwirthſchaft. 8 335. 

dag in faft allen Landestheilen landſchaftliche Kreditinftitute erwachſen find). 
Die Mehrzahl derfelben Hat fpäter in der Centrallandſchaft zu Berlin ihren 
gemeinfamen Mittelpunkt gefunden!!). Diefe Imftitute gewähren nad Maß- 
gabe ihrer Reglements allen zugetretenen Grundbefigern Darlehen bis zu einer 
beftimmten Werthhöhe des Grundbefiges. Die Darlehen find unfündbar und 
werben allmählich amortifirt. Die Mittel werden durch Ausgabe verzinslicher, 
auf den Inhaber lautender Pfandbriefe befhafft, für welde die Landſchaft 
gemeinjfame Bürgfchaft übernimmt. Die Grundmwerthe find damit in bewegliche 
Werthe verwandelt und zu einer Waare des Kapitalmarktes geworden, wodurd; 
die Kapitalbefhaffung erleihtert und der Grundkredit wefentlich gefördert ift. 
Die Verwaltung wird unter Aufjiht eines königlichen Kurator durd) von den 
Betheiligten gewählte Direktionen geführt. 

Noch unmittelbarer dienen die Landeskultur-Rentenbanken den 
Sweden der Landeskultur!?). Sie follen Bodenkultur-, Uferfhug-, Deich- und 
Schifffahrtsanlagen fördern und werden nad beftinmiten normativen Vor— 
ſchriften auf Beſchluß der Provinzial⸗(Kommunal⸗)Verbände durch landesherrlich 
zu beſtätigende Statuten errichtet 19). Sie gewähren zu dieſem Zwecke un— 
kündbare Darlehen gegen Grundſicherheit und einen feſten, der adminiſtrativen 


Beitreibung unterliegenden Zins- und Tilgungsbeitrag (Randeskulturrente)1t). 


 DOftpreußen: General⸗Landſchaft 
zu Königsberg nebſt dem der Direktion zur 
Seite ſtehenden Tax⸗-Reviſions⸗Kollegium 
u. d. landſchaftl. Darlehnskaſſe daſelbſt. 
— Weſtpreußen: General⸗Landſchaft 
zu Marienwerder mit den Prov.⸗Landſch. 
zu Marienwerder, Danzig, Bromberg u. 
Schneidemühl u. d. landſch. Darlehnskaſſe 
zu Danzig. Unter derſelben Direktion ſteht 
die neue weſtpr. Landſch. — Branden— 
burg: Haupt⸗-Ritterſchaft der Kur⸗ u. 
Neumark zu Berlin nebft d. ritterſch. Dar» 
lehnskaſſe, u. dem Berliner Pfandbriefamt. 
Unter erflerer ftehen d. Ritterſchaften für 
die Priegnitz zu Perleberg, f. d. Mittel: 
mark zu Berlin, f. die Uckermark zu Brenz» 
lau u. f. d. Neumark zu Frankfurt a. O. 
Unter der Haupt-Ritterfch.-Direltion fteht 
ferner d. neue brandenburgifche Kredit- 
inftitut zu Berlin. (S. aud Schleſien.) 
— Pommern: GenLandid. zu Stettin 
mit den LandihDepartements zu Anklam, 
Stargard, Treptow a. R. u. Stolp. Unter 
derſelben Direktion fteht der pomm. Lands 
Krebitverdand. — Pofen: neuer landid. 
Kredit-Berein (f. auch Weftpreußen). — 
Schleſien: kön. Kredit-Inftitut zu Bres⸗ 
lau (von der Regierung verwaltet); Gen.⸗ 
Landſch. zu Breslau mit den Fürſtenthums⸗ 


Landſchaften zu Sauer, Glogau, Ratibor, 
Breslau, Liegnitz, Frankenſtein, Neiße, 
Dels u. Görlitz u. d. landſch. Bank zu 
Breslau; Krebit-Anftitut f. d. pr. Ob.- u. 
Nieder⸗Lauſitz mit den Bezirksdirektionen 
zu Görlig u. Lübben; kommunalſtänd. 
Bank f. d. Ob.⸗Lauſitz. — Sachſen: 
Landſchaftl. Krebitverband zu Halle. — 
Schl.⸗Holſtein: desgl. u Kill. — 
Hannover: ritterfihaftliher Kreditverein 
f. d. Fürftenth. Kalenberg, Srubenhagen u. 
Hildesheim, zu Hannover; f. d. Fürftenth. 
Lüneburg zu Celle; f. d. Herzogthümer 
Bremen u. Verden u. d. Land Hadeln zu 
Stade. — Weftfalen: Landihaft zu 
Münfter. — In der Rheinprovinz hat 
die Provinzial-Hülfstaffe (S 318 Abſ. 2) 
ihre Wirkſamkeit feit 1885 auf den Real⸗ 
fredit ausgedehnt. 

m) AE. nebft Stat. 21. Mai 73 (SG. 
309), Nachtr. 3. Ian. 84 (GS. 104) 
u. Bel. 9. Zuni 86 (i. d. Amtsbl.) betr. 
Zuläffigfeit der Ausgabe dreiprozentiger 
Pfanpbriefe. 

2), &.13. Mai 79 (GS. 367). Bi8- 
fang find folde Banken nur für Poſen, 
Schleſien u. Schl.Holſtein eingerichtet. 

3, Daſ. $ 1—3, 51-53. 

19 Daf. $ 4—9, 33—36. 
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Bei den zu Drainirungsanlagen gewährten Darlehen kann der Rente durch 
die Auseinanderſetzungsbehörde ein Vorzugsrecht vor denjenigen eingetragenen 
Realgläubigern eingeräumt werden, welche auf ergangene öffentliche Aufforderung 
keinen Widerſpruch erheben, inſoweit durch die Anlage eine entſprechende, 
dauernde Verbeſſerung des Grundſtückes herbeigeführt wird 16). Die Banken 
beſchaffen die erforderlichen Kapitalien durch Ausgabe von Inhaberpapieren 
(Landeskultur⸗Rentenbriefen) in dem Umfange der gewährten Darlehen. Ueber⸗ 
ſchüſſe kommen dem Refervefonds oder durch Wegfall der Verwaltungsfoften- 
zufchläge den Betheiligten zu gute 16). Die Banken genießen Stempel» und bei 
Eintragung der Sicherheiten Gebührenfreiheit und haben ihren Vermögensſtand 
alljährlich zu veröffentlichen !?). 


c) Wafferwefen"?). 
8 336. 

aa) Die Waffergefeugebung umfaßt das Wafferreht und die 
Wafferpolizei. Erfteres regelt die Eigenthums- und Gebrauchsrechte der 
einzelnen am Wafler, lettere ftellt die Bedingungen feit, denen diefe Rechte 
im Intereſſe der Geſammtheit unterworfen bleiben und ſchützt — als ein 
Zweig der Unfallspolizei1?) — vor der zerftörenden Kraft dieſes Elementes. 

Ein Eigenthumsrecht ift nur an feft umgrenzten Gewäſſern, ein Gebrauchs⸗ 
recht dagegen aud) an fließendem Wafler denkbar. In Zufammendang mit 
diefen Rechten werden die Flüffe in öffentlihe und Privatflüffe ein- 
geheilt. Das Landredt zählt zu erfteren die ſchiffbaren Flüffe (Ströme) und 
bezeichnet ihre Nutzungen als Regalien?‘). Ihre Unterhaltung ift in der Regel 
Sade des Stantes?!), Webrigens ordnet da8 Gefe das Benugungsreht an 
beiden Flußarten??), bedroht ihre Befchädigung oder Zerftörung mit Strafe??), 
unterfagt ihre Verengung oder Verunreinigung ?*) umd regelt in betreff der Privat- 
flüffe, Gräben und Kanäle die Räumungs- und Unterhaltungspfliht??). Das 


5 Daf. 8 10-32. 
) Daf. $ 4, 37—48. 
N Daf. $ 49, 50, 
) Waflerreht u. Wafferpofigei von 
Nieberding mit Nachtr. (Bresl. 66) u. von 
Hahn (2. Aufl. Brest. 86). 

m) 8 249—253 d. W. 

©) 2. II 15 8 38. Auch theilweife 
Schiffbarkeit bedingt die Deffentlichkeit, 
aber nur foweit erftere reiht Pl.B. OT. 
3. Iuni 67 (IMDB. 323), — Nah ge- 
meinem Rechte find alle größeren Flüffe 
öffentliche, während das franzöfifche die 
ſchiff⸗ u. flößbaren Flüffe f. Staatseigen- 
tum erflärt c. civ. Art. 538. — Waſſer⸗ 
regal 8 130 d. W. 

21) Strombau 8 367 d. W. 


2) Deffentlihe Flüſſe ER. II 15 8 38 
bis 62 u. 66—79. — Privatflüffe LR. 
I 9 8 225-274; verb. 8 837 d. W. 
Veen) u. N 847 (Fiſcherei). 

321, 825 u. 326; Feld⸗ 
Pol. 1. ri 80 (86. 230) $ 27, 3l. 

2), 2. I 8 S 96—99; KO. 24. Feb. 
16 (GS. 108); Brivatfl®. (Anm. 38) 
8 2-6; vgl. Anm. 52 zu 267 d. W. 

>) 9. I 8 8 100, 101; Borfich, 
(Anm. 33) $ 10; Brivatfl®. (Anm. 88) 
87. Die Räumungspflidt umfaßt die 
Befeitigung der Anlandungen; der privat« 
rechtliche Anſpruch auf letztere (KK. I 9 
$ 25) fleht dem nicht entgegen Erk. OP. 
14. Nov. 78 (IV 271) u. 6. April 83 
(IX. 257). 
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Verfahren entfprit im Geb. der Berwaltungs-Organifation dem füe wege- 
polizeiliche Anordnungen vorgeſchriebenen ?6). 

Das Waffer kommt auf verſchiedenen Verwaltungsgebieten zur Geltung*?) 
und dient aud der Landeskultur in mehrfacher Hinſicht. Seine befruchtende 
Kraft wird durch Bewäſſerung wirkſam gemacht, feine ſchädliche Einwirkung 
durch Entmwäfferung befeitigt, während das Deichweſen den Zerftörungen vor= 
beugt, die baffelbe bei Ueberfluthungen anrichten Tann. Ale diefe Zwede 
weiſen auf ein gemeinfames Zuſammenwirken der VBetheifigten Hin. Das 
Genofienfhaftswefen hat deßhalb in der Waflergefeßgebung von jeher eine 
befondere Bedeutung behauptet und neuerdings in den Waffergenoffen- 
ihaften im gefammten Staategebiete eine erweiterte und feftere Geftalt an- 
genommen), Der Zweck derfelben ift auf Benugung oder Unterhaltung der 
Gewäſſer zur Ente oder Bewäſſerung, zum Uferſchutze, zur Waffer-Leitung 
oder -Anfammlung und zu Waflerftraßen und Schifffahrtsanlagen gerichtet??). 
Die Genoffenfhaft, deren Verhältniſſe dur; Statut zu regeln find, wird durch 
ihren Vorftand vertreten und hat juriftifche Perſönlichleit. Uebrigens werben 
freie und öffentliche Genoffenfhaften unterfhieden®‘). — Die freien Ge— 
noffenfhaften beruhen auf Einverftändniß aller Betheiligten. Sie werden 
durch gerichtlichen oder notariellen Vertrag und Eintragung in da8 Genoffen- 
ſchaftsregiſter begründet, erfordern aber weder Genehmigung noch Beauffichti- 
gung feiten® des Staates. Das Verhältniß ift ein privatrehtlihes und feinem 
Weſen nad nur für kleinere Bereinigungen paffend®). — Deffentlide 
Genoffenfhaften können nur im Falle eines öffentlichen oder gemeinwirth- 
ſchaftlichen Nutzens begründet werden. Das Berfahren leitet im Gebiete der 
Berwaltungs-Organifation ber Regierungs-, übrigens der Oberpräfident. Ein 
Beitrittsgmang findet nur bei Ent- und Bewäſſerungsgenoſſenſchaften für 
Zwede der Landeskultur ftatt. Hier können durch Mehrheitsbeſchluß ber Be— 
theiligten auch Widerfpredende in bie Genoſſenſchaft Kineingezogen werden, 
wenn folhes zur ziwedmäßigen Ausführung unvermeidlich und für bie zu- 





gezogenen Grundftüde vortheilhaft ift. 


>) Zuf®. 8 66 u. 16% (vgl. 8 370 
as. Ir. W.) — Erlaf von Räumunge- 
reglements in Neuborpommern, den vor» 
mals großherz. u. Iandgräfl. Heff. Theilen 
Zuft®. $ 65. 

=) Das Waffer dient durd feine Thier« 
welt der Fiiherei ($ 347 d. W.), ale 
Triebtraft dem Gewerbe ($ 350 Nr. 11) 
u. ats Waſſerſtraße dem Verkehre ($ 367 

39). 


8.1. April 79 (08. 297). Rom. 
ülow n. Faftenau (Berl. 79). 

Dat. $ 1. Ausgefötoffen find Deid- 
anlagen u. im Kreife Siegen u. in einigen 





Die Mehrheit wird nad) Fläche und 


Theilen Hannovers auch Ent- u. Ber 
wäfferungen $ 2 u. 8. In bieien Ge» 
bieten fommen neben Tofalen Vorſchriften 
noch die früheren Beftimmungen (Anm. 38) 
zur Anwendung. 

®) Dal. $ Tio. Strafen 8 99. 

®) Da. $ 1144. Die Eintragung 
erfolgt durch die Amtsgerichte $ 13, ©. 
24. April 78 (6.230) $ 251, 30, 69 
u. 109 u. Bf. 9. Sept. 79 (IMDB. 837). 
— Die Einrichtung entfprit der ber 
Erwerbs. u. Wirthichaftsgenoffenfhaften 
(8 321 d. W.), doch fehlt die Solidarhaft. 
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Kataſtralertrag der betroffenen Grundftüde berechnet. Das Statut fordert in 
dieſem Falle landesherrliche, übrigens minifterielle Genehmigung. Die öffent- 
lichen Genoſſenſchaften ftehen unter ſtaatlicher Auffiht; die Beiträge unterliegen 
der Beitreibung im Verwaltungswege??).' 


8 337. 


bb) Die Ents und die Bewäflernng wird in der Gefetgebung der 
älteren Provinzen getrennt behandelt. 

In betreff der Entwäfferung fol im landredtlichen Gebiete die zu- 
läffige Höhe des Waflerftandes bei Stauwerken durch Merkpfähle feftgejtellt 
werden?®) und jeder unterhalb Tiegende Befiger verpflichtet fein, gegen voll= 
ftändige Entfchädigung alle künftlihen und natürlichen Hinderniffe des Waſſer⸗ 
abflufjeg wegzuräumen (Borfluth)*). Dies gilt aud) bei unterirdiſcher Ab» 
leitung (Drainirung)?d). Zur Sicherung gegen privatrechtliche Widerſpruchsrechte 
und Entf hädigungsanfprüde kann der Unternehmer ein fürmliches Aufgebots⸗ 
und Ausfchluß-(Präflufions-)VBerfahren herbeiführen?‘). — Für das nichtland» 


rechtliche, altpreußifche Gebiet find befondere Vorfluthgefege ergangen”). 
Die Bewäfferungsgefeggebung??) regelt das Recht der Uferbefiter 
auf Benußung des vorüberfliegenden Waſſers der Privatflüffe??) und ordnet 


=) WaſſG. 5 45—98 (Frift in $ 53, 71 
u, 91 jett 2 Wochen LVG. 8 51 u. 121) 
u. ZuſtG. 8 94 u. 160; ER. u. Normals 
ftatut 7. San. 86 (ME. 9). 

5 Vorfluth E. 15. Nov. 11 (SS. 
352) 8 1—9 u. im Geb. der Verw. Org. 
ZuſtG. 8 67; ftrafredtliher Schuß der 
Mertpfähle StGB. 8 2742. — Stau⸗ 
anlagen f. Waflertriebwerte bedürfen da⸗ 
neben der gewerblihen Konzeffionirung 
8 350 MM. I1d. W. 

2) VEd. 8 11-14 u. R. I 8 8 102 
bis 117. Die erſtere Vorſchrift iſt die 
weitergehende, ſetzt aber das Vorhandenſein 
eines öffentlichen Intereſſes (Bodenkultur 
od. Schifffahrt) u. eine behördliche Feſt⸗ 
ſtellung (VEd. 8 15—34) voraus, die im 
Geb. der Verw. Org. weſentlich in der Hand 
—F Kreis Stadi)Ausſchuſf es ruht ZuſtG. 

3, G. 11. Mai 53 (GS. 182) Art. 3. 
— Durch Drainirung, die in eimem 
kunſtmäßig angelegten Röhreniyfteme den 
zu entwäfjernden Boden durchzieht, werden 
insbefondere die ſchweren Bobenarten fultur= 
fühiger gemacht. 

3 G. 23. Jan. 46 (SS. 26), ZuſtG. 

Vorfluth6. f. Neuporpommern 
9. Feb. 67 (GS. 220) u. ZuſtG. 8 65 


bis 72. — Borfl®. f. d. franzöfiih- u. 
gemeinrechtlihe Gebiet der Rheinpro- 
vinz u. f. Hohenzollern 14. Juni 59 
(GS. 825), rhein. Rural®. 28. Sept. 
1791, ReſſReal. 20. Juli 18 (KU. U 
619) u. nad Einf. der Verw. Org. ZuſtG. 
$ 67, 68. — GSigmaringihe Müplend. 
8. Nov. 45 8 5—9 u. 23—28 (GS. 59 
©. 30) neöft ZuſtG. 8 92, 93. 

*) G d. Privatflüfie 28. Feb. 
43 (GE. Ar gem. ©. 9. San. 45 (GS. 
35) im OLGerBez. Köln eingeführt u. 
ſonach in den 9 älteren Provinzen gültig; 
der durh ©. 11. Mai 53 ®S. 182 auf 
Hohenzollern u. Entwäflerungen ausges 
dehnte u. durd ©. 1. April 79 GS. 297 
8 89 ergänzte) Abfchn. III ift glei der 
bie neuen Provinzen betreffenden V. 28. 
Mai 67 (GS. 769) für neue Genoffen- 
Ihaften durd das 8 236 Abi. 3 d. W. 
angeführte Geſetz erfetst. — WieſenO. f. d. 
Kr. Siegen 28. Ott. 46 (GS. 485), dazu 
nad ‚Einf der Berw.Org. ZuſtG. 8 73 


* Privgt. G 8 1—18 u. im Geb. 
der Verw.Org. —58 — 8 73. — Haupt⸗ 
anwendung finden dieſe Grundſätze bei 
Berieſelung der Wieſen, die durch dieſe 
auch bei trockener Lage ertragsfähig gemacht 
werden können. Dabei werden natürlid) 
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hierbei — ähnlich wie bei der Entwäflerung — ein Aufgebots- und Ausſchluß⸗ 
verfahren an*?). 

In den für die neuen Provinzen ergangenen Waſſergeſetzen finden 
fih Ent und Bewäfferungen gemeinfchaftlih geregelt‘). 


8 338. 

cc) Die Grundfäge über das Deichweſen, früher in zahlreichen ein- 
zelnen Ordnungen zerftreut, haben in neuerer Zeit eine einheitliche Regelung 
erfahren?),. Deiche find fünftliche Erderhöhungen zum Schutze des benad)- 
barten Landes gegen Ueberſchwemmung, Siele die Abzüge zur Ableitung des 
Hinter denfelben fi fammelnden Waſſers. Die gemeinfame Gefahr hat ſchon 
früh die DBetheiligten zu Deichverbänden zufammen geführt. Auf den zu 
feinem Deichverbande gehörigen Grunbftüden dürfen Deiche nur mit ftaatlicher 
Genehmigung neu angelegt oder verändert werden; aud) müſſen diefelben im 
Talle der Zerftörung und des DVerfalles von den Pflichtigen wiederhergeftellt 
werden?) Wo die Abwendbung gemeinfamer Gefahr oder ein erhebliches 
Landeskulturintereffe e8 fordert, find die Betheiligten behufs gemeinfchaftlicher 
Anlegung und Unterhaltung der Deiche zu Deichverbänden zu vereinigen. 
Die Deihpfliht ruht auf den betheiligten Grundftüden als unablösliche Laſt 
und geht in Widerftreitfällen den öffentlichen Laften vor). Die Einrichtung 
der Verbände regelt ein Iandesherrlid zu vollziehendes8 Statut, wobei den 
Beteiligten ein ausgebehntes Selbſtverwaltungsrecht zugeftanden wirb*?). 


Ueber Benugung und Erhaltung der Deiche fünnen Anordnungen exlaffen 


vorhandene geneigte Flächen benutzt oder 
ſolche künſtlich angelegt: Die Ueberleitung 
des Waſſers gefchieht von einer Seite der 
zu bewäflernden Fläche (Hangbau) ober 
aus der Bitte derjeben (Rückenbau). Die 
Beriefelung entftammt der Lombardei; in 
Deutihland fand fie um die Mitte des 
vor. Sahrhunders erft im Siegenjchen (vor. 
Anm.), dann im Füneburgihen Eingang. 

©), BES. 8 19-55 u. im Geb. der 
Verw. Org. ZuſtG. 8 74-80. 

m) Schl.⸗Hol ſtein WaſſerloͤſungsO. f. 
Holſtein 16. Inli 57 (GBl. 208), f. 
Lauenburg 22. Mat 57 (daſ. 135) u. 
nad Einf. der Verw.Org. ZuſtG. $ 82; 
proviſ. Verfügung f. Schleswig 6. Sept. 
63 (dron. Samml. 232) u. nad Einf. 
der Verw.Org. ZuſtG. 81. — Hans 
nover Ent u. BewöſſerungsG. 22. 
Aug. 47 (dan. GS. I 262) u. Zuft®. 
8 83, 84. — Kurheſſen 3. 31. De. 
24 (turh. GS. 99), Ent u, Bewäffe- 
rung ©. 28. Oft. 34 (af. 156), Drai⸗ 
nirung ©. 17. Dez. 57 (daf. 51) u. 


ZuſtG. 5 85, 86. — Naſſau 3. 27. 
Juli 58 (VB. 100) u. ZuſtG. 8 87 bis 
89. — Borm. baterifhe Theile ©. 
28. Mai 52 (bair. GB. 489) u. ZuſtG. 
8 90, 91. 

2) Deich G. 28. San. 48 (GS. 54); 
gem. ©. 11. April 72 (SS. 377) u. 
ZuſtG. 8 97 Abf. 2 in die nicht mit Deich⸗ 
u. Sielordnungen verfehenen Theile von 
Schl.⸗Holſtein u. Hannover eingeführt. In 
Heflen-Naffau fommen 8 16, 17 des kurh. 
WafjerbauG., Art. 10 des bair. G. (Anm. 
41) u. ZuſtG. $ 961 zur Anwendung. — 
Unterftellung unt. d. landw. Min. Anm. 
65 zu 8 50 d. W. 

2, DeichG. 8 1—10; ZuſtG. 8 961-3, 
Genehmigung in den Feſtungsrayons RG. 
21. Dez. 71 (RGB. 459) 8 13. 

D8. 8 11—23. 

DO. 8 15; Normatinbeftimmungen 
14. Nov. 53 (GS. 935), Inſtr. 13. 
Di p3 (MB. 282), — ZuſtG. 8 97 

1. 
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werden*d); bei der Erhaltung iſt im Falle der Gefahr jeder zur Hülfsleiſtung 
verpflichtet). | 

d) Waldkultur. 


& 339. 

Ein größerer MWaldbeftand bewirkt die gleichmäßige Vertheilung der 
Feuchtigkeit in Luft und Boden, verhindert Einftürze und Lawinen im Ge— 
birge, Abſchwemmungen an den Hängen und Ueberfluthungen in der Ebene 
(Schutzwaldungen). Gleichzeitig ermöglicht er die angemeflene Verwerthung 
des (an fi ertraglofen) abjoluten Waldbodens. Bei diefer Bedeutung bietet 
die Forftwirthfchaft die Schwierigkeit, daß fie den Befit größerer, abgerun- 
deter Flächen und die Aufwendung von Betriebsfoften vorausfett, die erft 
nad längeren Zeiträumen fi) bezahlt machen. Die Erfüllung diefer Be- 
dingungen erſcheint bei den meiften Fleineren Beflgern nicht genügend geſichert, 
fo daß an fi zweckmäßige Aufforftungen unterbleiben und aud) die Erhaltung 
der vorhandenen Wälder Häufig in Frage gejtellt wird. 

Dem Staate fällt damit auf dem Gebiete der Waldwirthſchaft eine viel 
weitergehende Aufgabe zu, al® auf dem der Landwirthſchaft. Sie mar 
längere Zeit verfannt worden, indem der Grundfag der unbegrenzten wirth- 
Tchaftlihen Freiheit ohne Rückſicht auf die befonderen Bedürfniſſe der Forften 
auch auf diefe Anwendung gefunden hatte“s). Zahlreiche Holzanpflanzungen 
find dadurch verſchwunden oder in unwirthfchaftliche Theile zerftüdelt (Theil- 
forften), und die zu anderen Anfhauungen gelangte Sebtzeit muß vielfach) 
wieder gut maden, was die frühere gefehlt hat. 

Die Forften befinden fi} in der Hand des Staates, der Gemeinden 
oder der Privatperfonen‘). Die Staatsforften unterliegen der vollitän- 
digften und unmittelbarften Eimvirfung und müſſen deßhalb nicht nur erhal- 
ten, fondern auch thunlichſt ausgedehnt werden‘), Vermöge feines großen 
Torftbefiges gebietet der Staat auch über verfchtedene Einrichtungen, welche 
den übrigen Forftbefißern zu ftatten kommend), Hiermit allein wird aber 


*) DO. 8 24—26; ZuſtG. 8 96%. 

7, StGB. 8 360°; Strafe der Zer⸗ 
ftörung 8 321, 325 u. 326. 

®) Landes» RultEd. 14. Sept. 11 (GES. 
300) $ 4, 5. 

©) Preußen hatte (1883) ein Waldareal 
bon 8 Mill. ha oder 23, Proz. feiner 
Geſammifläche u. flieht dadurd etwa in 
der Mitte der europäiſchen Staaten, von 
denen Schweden u. Rußland 39, Baden 
37, Würtemberg 34, Baiern 33, Heſſen 31, 
Elſ.⸗Lothringen u. Defterreih 30, Ungarn 
26, Stalien 22, die Schweiz 19, Belgien 
u. Frankreich 15, Spanien 9, Holland 6, 
Dänemark 4 u. England 3 Proz. Forft- 
fläche befiten. — Dem für ganz Preußen 
angegebenen Prozentfatze entipreden an⸗ 


nähernd die Prov. Oft- u. Weftpreußen, Pom⸗ 
mern, Bofen u. Sachſen. In Brandenburg, 
Schleſien, Weftfalen, Heſſ.⸗Naſſau, Rhein⸗ 
land u. Hohenzollern wird derſelbe über⸗ 
ſchritten, während Hannover u. vor allem 
Schl.⸗Holſtein dagegen zurückbleiben. — 
Bon den Forſten gehören 29,5 Proz. dem 
Staate, 16,9 Gemeinden u. Snftituten u. 
53,6 Privaten. 

x, 8 123 d. W. 

5) Forſtliches Bildungs- u. Verſuchs⸗ 
weſen 8 125, insbeſ. Anm. 41 d. W.; 
Ueberlaſſung von Pflanzenmaterial aus 
den Staatsforſten ER. 12. April 68 
(MB. 323). Wichtig, bejonders f. d. 
kleineren Forftbefiter, ift die Hülfsleiſtung 
des ftaatliden Forftperfonals. 
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dem Bedürfniß der leßteren nicht vollftändig genügt. Auch der Waldver 
wüftung und zwedwidrigen Ausrodung muß vorgebeugt werden. In diefer- 
Richtung unterliegen die Gemeindeforften einer befonderen Staatsauffiht?2), 
die fchon feither auf Inftitutsforften Anwendung fand und neuerdings 
auf alle gemeinfhaftli befejfenen Forſten ausgedehnt worden iftS®). 
Gleichzeitig ift die Theilung folder Forften erfchwert, indem fie nur da 
zugelaffen wird, wo eine foritmäßige Benugung ausgeſchloſſen ift, oder Das 
Grundſtück zu anderen als forftliden Zweden dauernd mit erheblid größerem 
Bortheile benußt werden kann *8). - 

Terner hat die neuere Gefeßgebung in den Schutzwaldungen und Wald⸗ 
genoſſenſchaften den erwähnten Uebelſtänden zu ſteuern gefucht5®). 

Schutzwaldungen find zur Abwehr der Gefahren und Nachtheile be— 
ftimmt, welche durch Verfandung, Abſchwemmung und Ueberſchüttung, durch 
Uferbrüde, Eisgang, durch Minderung des Waſſerſtandes und durch Ein- 
wirkung des Windes für Nahbargrundftüde oder ganze Landestheile herbei- 
geführt werden können. Ihre Anlegung und angemeflene Benugung kann 
fowohl auf Antrag der Betheiligten oder kommunalen Berbände, als in landes- 
polizeilichen Auffihtswege angeordnet werden. Den durch die Anordnung 
Betroffenen ift von den Antragftellern und fonftigen Betheiligten der etwaige 
Schaden nad Verhältniß der erwachſenden Bortheile zu vergüten?®). Die 
Feſtſtellung und Entſcheidung erfolgt unter Abfaffung eines Negulativs in 
einem befonderen Berwaltungsftreitverfahren vor dem hier als Waldſchutzgericht 
bezeichneten Kreisausſchuſſe 5”). 

Wo ein ſtark zerſplitterter Beſitz von Waldgrundſtücken, öden Flächen 
oder Haideländereien eine angemeſſene Bewirthſchaftung und einen wirkſamen 


8 77 Nr. 3 d. W. 

G. 14. Därz 8 (85. 261) $ 1 

bis 5; —— 26. April 81 (MB. 
134) Nr. I-X. — Die gemeinjchaft- 
lichen Forften ftehen zwiichen Brivat- u 
Gemeindeforften in der Mitte, indem fie 
erfteren ihrer rechtlichen Natur nad zu- 
gehören, letsteren aber nad) Urjprung u. 
wirthichaftliher Bedeutung verwandt find. 
Man unterſcheidet Genoſſenſchafts— 
forſten, die in d. weſtl. u. mittleren 
Prov. überwiegen u. auf die alten Mark⸗ 
genoſſenſchaften zurückweiſen (Gehöferihaften 
im RegBez. Trier, Hauberge im Weſter⸗ 
wald, Haubergsd. für die Kreiſe Dill u. 
-Oberwefterwald 4. Juni 84 GS. 289) 
u. Sntereffenforften, die in d. öſtl. 
Prov. vorherrſchen u. meift durch landes⸗ 
herrliche Berleihung oder Servitutabfindung 
entftanden find. Das Gejammtareal hes 
trug (1880) 103591 ha. — Su den 


neuen Prov. ftanden die gemeinfh. Forften 
Ion jeither großentheil® unter Staats⸗ 
auffiht, in den älteren waren nur einige 
lokale Vorſchriften erlaffen, welche das Ge⸗ 
jet or eralten ‚hat 8102. ©. 

*9) ; Bel. Nr. XI bis 
XI. 


5 ©. 6. Juli 75 (GS. 416); Einf. 
in Lauenburg ©. 25. Feb. 78 (SS. 97) 
8 87, — Das G. hebt mit Ausſchluß 
der Vorſchriften üb. Staats⸗, Gemeinde⸗, 
Inſtituts⸗ u. Genoſſenſchaftsforſten (Anm. 
50, 52 u. 53) alle nf Wirthſchafts⸗ 
— —— ns 1 daſ. 


*) 

7 Daſ. $ 6—22 (Frift in 8 15 jetzt 
2 Wochen LVG. 8 51) u. in betr. der 
noch nit mit Verwaltungsgerichten ver- 
Iehenen Provinzen 8 48—52. — Strafe 
8 53. 
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Forſtſchutz ausſchließt, kann eine Waldgenoffenfhaft gebildet werben, 
wenn ein nad) dem Sataftralreinertrage zu berechnender Mehrheitsbeſchluß 
der Betheiligten fi dafür ausfprichtd®), An letztere Bedingung ift auch Die 
Auflöfung der Genoffenichaft, ſowie jede Naturaltheilung eines Genoffenfchafts- 
(Realgemeinde⸗) Waldes gefnüpft5?). Die Waldgenoſſenſchaft hat juriftifche 
Berfönlichfeit), Ihre Bildung erfolgt gleichfalls vor dem Waldfehutgerichte®t), 
dem zugleich die Handhabung der ftantlihen Aufficht über diefelbe obliegt‘). 
— Das Gefes Hat zwar — wohl infolge des etwas umſtändlichen Ber- 
fahrens — keine umfaflenden Exfolge aufzuweifen®®), verdient jedoch als erfter 
Schritt auf diefem bislang vernadjläffigten Gebiete befondere Beachtung. 


A. Seld- und Sorftpolizei. 
8 340, 

a) Während bei Feld⸗ und Forſtfreveln durch die Leichtigkeit der 
Begehung und die Geringfügigfeit der gewöhnlichen Objekte eine mildere Be⸗ 
urtheilung zugelaffen wird, hat andererfeits die Schwierigkeit ihrer Ermitte- 
fung zu Ergänzungen des allgemeinen Strafrehts*) und Strafverfahrens 
geführt, welche namentlich für die Feſtſtellung des Thatbeſtandes und die 
Geltendmachung des privatredtlichen Erſatzanſpruches erleichternde und ſichernde 
Handhaben gewähren. Mit den Nachbarſtaaten ift die gegenfeitige Ver- 
folgung diefer Frevel durch Verträge fihergeftellt‘5), während auf dem Ge⸗ 
biete der inneren Gefeßgebung für Forft- und TFeldpolizeiübertretungen einer- 
feit8 und für den Forftdiebftahl andererfeits gefonderte Vorſchriften erlaffen find. 

Die früheren, fehr mangelhaften Beitimmungen über die Feld- und 
Borftpolizeiübertretungen haben einer einheitlihen Regelung für den 
ganzen Staat Pla machen müſſen, nachdem die Agrargefeggebung und die 
neue Entwidelung der Land» und Forftwirthichaft die ehemaligen provinziellen 
Unterfhiede großentheild verwifcht hatten, auch in der neuen Strafgefeßgebung 
eine gemeinfame Grundlage geboten war. Die Berüdfihtigung lolaler Ver⸗ 
Hältniffe ift dabei offen gehalten 66), 


8 Daf, 8 23 ” (Berichtigung des 
823 ES. 75 ©. 598). 


417 


Jagd⸗ u. Sid ereifrebel ai Oeſter⸗ 
reih 21. März 42 (GS. 112) u. 15. 


”, Daf. $ 45, © (8 47 Fr durch 
8 10 des Anm. 53 angef. © 

m Daf. 8 42, 43. 

e) Daf. 8 3141. 

@\.Daf. $ 44. 

=), Bis 1880 waren 10 Schutzwaldun⸗ 
gen mit 503 ha angelegt u. 22 Wald⸗ 
genofjenfhaften mit 2008 ha gebildet. 

es, Suftänbigteit der Pandesgefeßgebung 
8 173 Abf. 1 u. 2034 — Befugniß 
des landw. Min. .Eraß der Strafen 
bis 30 M. AD. 9 Dez. 80 (MB. 81 
©. 28, IMB. 81 ©. 31). 

6), Berträge Über Feld», Forſt⸗, 

Grf. Hue de Grais, Handbuch. 6. Aufl. 


San, 48 (SS. 29), Belgien 29. April 

85 (RGEB. 251) u. unt. Jusot he 
Feldfrevel mit Luremburg 9. Feb. 
(SS. 131). Die gleihen Verträge mit 
den Staaten des d. Reiches find durch die 
——— —— (8 171 Abſ. 4 u. 

rd außer Wirkfamfeit ges 
baten dt Bet. 9 . Geb. u. 9. Sept. 82 
(85. 9 u. 365). 

Feld» u. Forftpolizei®. 1. April 
80 (SS. 230); Ausf. ER. 12. Mai 80 
(MB. 187). — Kom. v. Daude 3. Aufl. 
(Berl. 85). 
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Die Strafbeftimmungen find dem Strafgefeßbude angepaßt, e 
halten aber mehrere Erweiterungen und Abweichungen‘), die ſich that auf 
die Anwendung der allgemeinen Strafrechtsgrundſätze beziehen‘®), theils ge- 
wilfe Handlungen felbftftändig mit Strafe bedrohen. Zu legteren gehören 
neben der unbefugten Betretung und Benugung fremder Grundftüde‘?) die 
MWeidefrevel, bezüglich deren der lokalen Regelung ein Spielraum belaffen ift’°) 
und die Entwendungen und Beichädigungen, auf weldhe das Geſetz indeß nur 
infoweit Anwendung findet, als der Werth des Entwendeten oder der Schaden 
den Betrag von 10 M. nicht überfteigt und ein Forftdiebftahl vorliegt”). 
Die übrigen. Strafbeftimmungen tragen einen mehr vorbeugend polizeilichen 
Charakter. Sie follen den Unglüdsfällen und Schäden vorbeugen, welde 
durch Herabfallen??), Feuersgefahr“s) oder Thiere’*) hervorgerufen werden 
fönnen, oder’ betreffen die zur Verhütung von Diebftählen eingeführten Kon- 
trollvorfchriften über den Transport und die Einbringung von Holz >). 

Für das Strafverfahren kommen mit geringen Abweichungen die all- 
gemeinen Grundfäge zur Anwendung’). Gleiches gilt vom Bezuge der Geld: 
ftrafen 9%. Schadenserfaganfprüde find im Wege des Civilprozeſſes 
geltend zu machen, doch Hat der Richter bei Entwendungen auf Antrag des 
Beichädigten zugleich mit der Strafe auf Erſatz des Werthes zu erkennen”). 
Bei Weidefreveln und beim Webertreten von Thieren auf fremde Grundftüde 
kann der Geſchädigte innerhalb 4 Wochen an Stelle des Schabenserfages ein 
nad) Gattung und Zahl der Thiere bemefjenes Erfatgeld beanfpruchen, über 








”) Ds 

8, Daſ. 28: insbef. Beftrafung 
Ingentiche Perfonen u. Haftbarkeit dritter 
für die unter ihrer Gewalt, Auffiht od. 
in ihrem Dienfte ftehenden od. zu ihrer 
dee genoſſenſchaft gehörenden Perſonen 


©) Daf. 8 9 u. 10, 26-38. — For⸗ 
Ren 5 86, 83—42. — Bol. StGB. $ 


”) FVG. 8 11—16. — Rheinprov. 
8 94; einſtweilige Sorthauer feitheriger 
Boligeivorferiften 8 96 Abſ. 3 

N, POS. 8 18—25, 30, 31 u. 6—8. 
Beihädigung der Forften 8 35 u. 37. 
— Forftdiebftahl Anm. 81. — Vgl. StGB. 
8 3701 u-2, 

7) FPG. 8 29. Bol. 8 250 d. W. 

7), FPG. 8 32. — Forften 8 A4—46 
(vgl. 8 252 d. W). — Feuersgefahr durch 
Bauten in der Nähe der Seren 8 47 bis 
52 (vgl. S 280 Abf. 4 d. 

) SPO. 8 33, 34; ſ. Sn. W. 

*) FPG. 8 48. — Die Vorſchriften 
beruhen auf Polizeiverordnung oder be⸗ 


fonderen gem. $ 96 in Kraft gebliebenen 
Geſetzen (Sachſen, Weftfalen u. Rheins 
prov. ©. 30. Zuni 39 GS. 223; Poms 
mern Forftö. 14. Dez. 1777 5 24; Oftpr. 
u. Litthauen Forftö. 3. März 1775 814 
u. „Publ. 1. März 1794). 

BO. 8 53—61; vgl. üb. d. Ber 
fahren vor den Schoͤffengerichten Ss 201 
u. üb. die Strafverfügungen der Polizei⸗ 
behörden 8 237 d. W. 

7) FPG.8 961. — Die Strafen fließen 
demgemäß bei gerichtlicher Entſcheidung dem 
Staate u. bei polizeilicher Steafverfügung 
ber betreffenden Polizeikaſſe zu ($ 237 
d. W.). Die im Gebiete der FeldPold. 
1. Nov. 47 (GS. 376) verwirkten Feld- 
polizeiftrafen gebühren indeß ftets der Gr 
meinde 8 47 daf.; desgl. die wegen Leber: 
tretung der Waldſtreuberechtigung nad V. 
5. März 43 (GS. 105) verwirkten Geb» 
frafen dem Waldeigenthümer 8 7 Abſ. 6 


m FRE. $ 67, 68; Verfahren Stpro. 
8 443445. 
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welches nah Anhörung der Betheiligten die Ortspolizeibehörde eniſcheidet. 
Daneben ift zur Sicherftellung des Auſpruchs auf Schadens- oder Erfaggelb 
und Koften die Pfändung der Thiere geftattet, doch muß diefelbe bei Verluſt 
dieſes Anfpruches binnen 24 Stunden der Gemeinde- ‚bez. Ortspolizeibehörde 
zur Entjheidung angezeigt werden. Diefe Entfheidung kann durch die‘ Ver- 
waltungsklage angefodhten werden. Aus dem Exlöfe der nicht vom Gepfän- 
deten eingelöften Pfänder wird der Anſpruch gededt. Der Neft gebührt dem 
Gepfändeten, und, wenn diefer unbelannt tft, der Armenkaſſe)). 

Zur Ausübung des Feld- und Forftihuges können von den Gemeinden 
und Grundbefigern unter Beftätigung der Auffihtsbehörde oder des Land⸗ 
raths, oder von den Staatsbehörden Feld- und Forfthüter oder Ehren- 
feldhilter angeftellt werden. : Diefe müflen ein Dienftabzeihen führen und 
gelten als Beamte®®), 

Der Forſtdiebſtahl, der anläßlich der neuen Gerichtsorganiſation neu 
geregelt ift®!), zeigt in betreff feiner Strafe und feines Verfahrens gleichfalls 
mehrere Abweihungen von der allgemeinen Geſetzgebung. Er umfaßt ben 
Diebftahl an Holz (einſchließlich der Späne, Borke oder des Abraums) und 
an anderen Walderzeugniffen, fofern diefe Gegenftände noch nicht geworben 
oder eingefammelt find ®2). 

Die Strafe befteht in Geldbuße zum 5fachen Werthe des Entwendeten 
und nit unter 1M. Die Verfolgung verjährt in 6 Monaten. Unter er- 
ſchwerenden Umftänden und im erften Rückfalle fteigt die Strafe auf den 
10fachen Werth und beträgt nicht unter 2 M. Bei befonderer Erſchwerung 
und dem dritten oder ferneren Nüdfalle tritt eine zufägliche Geld» oder Ge⸗ 
füngnißftrafe ein®?), Dem Gefhädigten verbleibt neben der ihm zufließenden 


”) SPS. 8 69—88 (Frift in 8 76 u. 
84 jettt 2 Wochen LVG. 8 51); Strafen 
8 17; Zuftänbigfeit f. Berlin $ 89, Hohen- 
zollern 8 90, f. d. weftl. u. neuen Prov. 
8 91, f. Pofen 8 92. Rechte u. Pflichten 
der Ortspolizeibehörde nimmt in Hannover 
der Gemeindevorfteher wahr KrO. 6. Mai 
84 (GS. 181). $ 348. Die allgemein 
(nah LR. I 14 $ 413—457 u. ähnlich 
neh gem., nicht aber nad) franz. Redt) 
gegebene Pfändungsbefugniß zur Sicherung 
des Schadenserfates od. Abwendung Tünf- 
tiger Schadenszufligung oder Rechtsbeein⸗ 
mähtigung iſt aufreht erhalten FPO. 
8 962 


m FPG. 8 62-66. — Zum Waffen- 
gebrauche find nur die mit feftem Gehalte 
lebenslänglich angeftellten u. als Beamte 
vereidigten Forfthüter befugt ©. 31. air 
37 (Anm. 46 zu 8 125 d. W.) 8 1 
Strafe der Bidefeklicheit StGB. $ 117 
big 119. — Die ımteren Forftbeamten 


find Hülfsbeamte der Staatsanwaltihaft 
Anm. 6 zu 8 233. 

2 Koftdiebftapl®. 15. April 78 
(GS. 222). — Kom. v. Schönfeld (Berl. 


8. 

2) Daſ. $ 

I Daſ. 8 is u. 34—36; insbeſ. 
Betrafung jugendliher Holzdiebe u. Haft 
barkeit dritter für die unter ihrer Gewalt 
u. Auffiht od. in ihrem Dienfte flehenden 
od. zu ihrer Sausgenoffentaft gehörenden 
Perjonen_ 8 10—12, ; Berwenbung 
der im Falle der Babfungeinfäßigfeit mit 
Gefängniß Beftraften zu Gemeinde u. 
Forftarbeiten $ 14 u. 34. 

&, Daf. $ 34 u. 9, 15, 16. 

5 Daſ. $ 19-22, 26—33 u. 85; 
Forfbiebftahlverzeichniffe ($ 26) Bf. 29. 
Juli 79 (IMDB. 221). Die Geridts- 
koſten werden auf Grund des RG. 18. 
Juni 9 groben AusfG. 10. März 79 
(65. 145) $ 2. 
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Geldbuße der im Wege des Civilprozeſſes zu verfolgende Anfpruh auf Erſatz 
des außer dem Werthe des Entwendeten verurfachten Schadene. Mitgeführte 
Werkzeuge unterliegen der Beſchlagnahme und Einziehung ®*). 

Das Berfahren erfolgt vor dem Amtögerichte, der Kegel nad) unter 
Erlaß eines richterlichen Strafbefehls und megen der großen Zahl der Straf: 
fälle ohne Zuziehung von Schöffen), Mit dem Forſtſchutze betraute könig⸗ 
liche fowie feftangeftellte Privatbeamte, die eine Anzeigegebühr nicht erhalten, 
fönnen in betreff der zu erftattenden Anzeigen ein für allemal beeidigt 
werden ®$), 


Wohlſtandspflege; Land» und Forſtwirthſchaft. SS 341, 342. 


8 341. 

b) Vertilgung fchädficher Thiere und Pflanzen. Land= und 
Forſtwirthſchaft finden im Bereiche der Heineren Thierwelt zahlreiche Feinde, 
die bei ſchneller Vermehrung und Verbreitung oft nur dur gemeinfames 
Einſchreiten erfolgreich bekämpft werden künnen. Das maſſenhafte Auftreten 
diefer Thiere ift gewöhnlich von zeitlichen und örtlichen Umftänden abhängig, 
da8 Vorgehen deßhalb meift der Lokalen Regelung durch Polizeiverordnnung 
überlaſſenꝰ). Allgemeinere Anordnungen hat das Erſcheinen des Kartoffel 
(Kolorado-) Käfers (1877) und der die Weinberge verheerenden Reblaus®®) 
hervorgerufen. Zur Bertilgung ſchädlicher Thiere trägt außerdem der den 
nützlichen Vögeln gewährte Schuß bei®?). 

Die Bertilgung ſchädlicher Pflanzen (Unkräuter) if, da ihre Verbreitung 
in weniger gemeinfchädlicher Weiſe auftritt, mit geringen Ausnahmen dem 
einzelnen überlaflen ®). 

d. Viehzucht und Thierheilmefen. 
8 32. . 

a) Die Viehzucht ift älter als der Aderbau, demnächſt aber in engite 

Berbindung mit demfelben gebradt und zu feinem widtigften Förderungs⸗ 





e FDG. 8 22—25 u. LBS. 8 158. 

=) Strafe der Uebertretung FeldPol®. 
8 34, der Uinterlaffung des polig an⸗ 
georbneten Raupens StGB. 8 3682. — 
Die Verordnungen ridten fi —— 
gegen Hamſter, Mäuſe, Engerlinge (Mai⸗ 
käferlarven) u. in betreff der Forſten gegen 
den Borkenkäfer. 

8) Im Anſchluß an die mit mehreren 
Staaten abgeſchloſſene Reblaus-Ronvention 
3. Nov. 81 (RGEB. 82 ©. 125, Beitritt 
v. Belgien, Luremburg, d. Niederlanden 
u. Serbien daf. ©. 138, 139 u. 1884 
©. 7, 215) find neben dem Verbote der 
Ein- u. Ausfuhr von Neben u. jonftigen 
Gegenftünden des Wein- u. Gartenbaues 
V. 11. Seb. 73 (R6B. 43), 31. Oft. 79 
(daf. 303), 4. Zuli 83 (daf. 153), 16. 
Zuni 86 (RGEB. 191), V. 7. April u. 


Bei. 25. Aug. 87 (RB. 155 u. 431), 
auch Maßregeln zur Abwehr u. Unter- 
drüdung ver Reblauskrankheit vorgeſchrie⸗ 
ben RG. 6. März 75 (RGB. 175) u. 
3. Juli 88 (daſ. 149), Weinbaubezirke 
gem. 8 4 dal. Bel. 8. Oft. 84 (CB. 257) 
u. 18. Feb. 85 (CB. 50); ferner ©. 27. 
Geb. 78 (SS. 129), erg. (8 2—4) © 
23. Mürz 85 (GS. 97). 

9 SGB. 8 36811; FeldPolG. 8 33 
u. 34; ER. 18. Sept. 67 (MB. 310). 

) Bu diefen Ausnahmen gehören die 
Maßregeln gegen die gelbe Wucherblume 
(senecio vernalis), die Klee (Flachs⸗) 
feide (cuscuta) u. die das Befollen bes 
Getreides herbeiführenden Berberigen. — 
Strafe der Mebertretung folder Verord⸗ 
nungen FPol®. 8 34. 
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mittel geworden!). Mit der fortſchreitenden Entwickelung des Ackerbaues hat 
auch die Viehzucht wefentliche Veränderungen erfahren. Die Verwandlung der 
Weideflächen in Aderland und die Abftellung der Weiderechte entzog ihr den 
bisherigen Boden. Der Anbau von Futtergewächfen gewährte zwar Erſatz, 
nöthigte aber zur Stallfütterung. Wo diefe Aenderung völlig durchgeführt 
wurde, hat fie in einzelnen Zweigen der Viehzucht, insbefondere in der Rind⸗ 
viehzucht, zu einer aufmerffameren Züchtung und forgfältigeren Fütterung 
und Haltung geführt, anderen Zweigen dagegen die eigentlichen Lebens— 
bedingungen abgejchnitten. 

Lesteres gilt von der Pferdezudt, die den Weidegang nicht entbehren 
kann uud deßhalb mehr und mehr in diejenigen Theile der Provinzen Preußen, 
Poſen, Scleswig-Holftein und Hannover zurüdgewicden ift, in denen die 
Bedingungen für den Uebergang von der Weide: zur Aderkultur weniger 
günftig lagen. Da die Pferdezucht bei den hoben für Pferde gezahlten Preifen 
einen bejonderen vollswirthichaftliden Werth hat und zugleich für die Wehr: 
traft von hoher Bedeutung ift, fo hat ihr der Staat dur Einrichtung der 
dem Landwirthſchaftsminiſter unterftellten?) Geftüte feine befondere Fürſorge 
zugewendet. In den Hauptgeftüten werden Pferde gezüchtet?), während 
die Landgeſtüte die Veredelung der Privat» Pferdezucht durch Aufftellung 
von Dedhengften (Befchälern) an geeigneten Orten (Deditationen) herbeiführen 


follen*). — Daneben werden den zur Beihaffung von Deddengften zuſammen⸗ 


1) Die Viehzucht umfaßt die Aufficht u. 
Haltung der Pferde, des Rindviehes, der 
Schafe, Schweine u. Ziegen u. in zweiter 
Linie die Geflügel-, Bienen⸗ u. Seiden« 
zaupenzudt. — Die Viehzählung (1883) 
ergab für Preußen 2417138 Pferde, 
8737199 Rinder, 14747 975 Schafe, 
5818 732 Schweine u. 1679686 Ziegen. 
— Biehverfihderungen $ 314 d. W. 
Sn Schleſien ift der nad) Aufhebung ber 
Gegenfeitigkeitsveretme verbliebene Vieh⸗ 
affefuranzfonds dem Prov.⸗Verbande 3. 
Berwendung im Intereſſe der Rindvieh⸗ 
zudt überwiefen G. 8. Juli 75 (88. 
497) $ 11. — Die Haltung der Zudt- 
ftiere ift Gemeindeſache M. II 78 3711; 
Rheinprov. Anm. 63 zu 8 780.8. — 
Die im Smtereffe dr Schafzudt er- 
laffeuen Verbote des ſ. g. Vorviehes der 
Schäfer find jammt den befonderen Kün« 
digungsfriften u. Umzugsterminen der let» 
vn aufgehoben ©. 17. Mai 82 (GS. 

08). 

2) Anm. 74 zu $ 52. — Der mit Be 
arbeitung des Geftütiwefens betraute Beantte 
im Minifterium führt den Titel „Ober- 


Iandftallmeifter”. An der Spike d. Ge⸗ 
ſtüte ſtehen Yandftallmeifter. Uniform der 
Geftütsbeamten Anm. 95 zu 8 70; Unab- 
Kom lite im Mobilmadungsfalle 8 89 
d 


. 9 Hauptgeſtüte beſtehen zu Tra⸗ 
kehnen, Graditz (b. Torgau) u. Beberbeck 
(b. Hofgeismar) mit 640 Voll⸗ u. Halb⸗ 
blut⸗Mutterſtuten u. der entſprechenden An⸗ 
zahl von Hengſten. 

As Landgeſtüte beſtehen die 3 
fittauifhen zu Raſtenburg, Infterburg, 
Gudwallen (6. Darkehmen), das weftpreu« 
Bifhe zu. Marienwerder, das branden⸗ 
burgifhe zu Neuſtadt a. d. D. (Friedr.- 
Wilhelms Geftüt), das pommerſche zu 
Labes, die 3 poſenſchen zu Zirke u. Gnefen, 
d. niederſchleſiſche f. die RB. Breslau. u. 
Liegnitz zu Leubus, d. oberſchleſiſche f. d. 
RB. Oppeln zu Coſel, das ſüchſiſche zu 
Lindenau b. Neuftadt a. d. D., d. ſchlesw.⸗ 
holſteinſche zu Traventhal b. Segeberg, 
d. hannoverſche zu Celle, d. weſtfäliſche zu 
Warendorf, d. heſſen⸗naſſauiſche zu Dillen⸗ 
burg u. d. rheiniſche zu Wickrath mit 2175 
Hengſten. 
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tretenden Pferdezudtvereinen Beihilfen vom Staate gewährt?), Behufs 
Berbefjerung der Zucht werden in einigen Provinzen Privathengfte zur Be⸗ 
dedung von Stuten nur zugelafien, nachdem fie von den hierzu beftellten 
Kommiffionen für geeignet befunden find (Körung)®); auch kann das Umber- 
ziehen mit Zuchthengften (Hengftreiterei) durd) die Landesregierungen unterfagt 
oder befchränkt werden”). — Der Staat fördert endlich die Rennen. durch 
Prämien und Hat zu endgültiger Entſcheidung der dabei vorkommenden 
Streitigfeiten ein oberfted Schiedsgericht zu Berlin beftellt?). 

8 343. 

b) Das Thierheilweſen (Beterinärweien) fteht unter dem Landwirt: 
ſchaftsminiſterꝰ). Seinen Beirath bildet die tehnifche Deputation für 
das Veterinärmwefen!‘). Die Thierärzte erlangen ihre Vorbildung auf 
den thierärztlichen Hochſchulen zu Berlin und Hannover!!) und bedürfen, um 
ſich als folde bezeichnen oder ihren Beruf im Umberziehen ausüben zu dürfen, 
der Approbation, die auf Grund eimer Prüfung ertheilt wird und für das 
ganze Reich gilt!2). 

Eine bejondere Prüfung vor einer aus Mitgliedern der techniſchen De- 
putation zufammengefegten Kommiffion haben die beamteten Thierärzte abzu- 
legen 18), die als Kreis- bez. Departements-Thierärzte die techniſchen 
Rathgeber der Landräthe und bez. Negierungs- Präfibenten 6 bilden 1). 


8 344. 
c) Die Vichfenchenpolizei (Veterinärpolizei) ift Gegenftand der Reichs⸗ 
gefeßgebung!?), welche die Verlegung der in betreff der Seuchen (Epizootien) 
von der Behörde angeordneten Abfperrungs- und Auffihtsmaßregeln mit 


5) Bel. 13. April 70 (MB. 149). — | dem bei den Uninerfitäten Königsberg u. 
—— — für gute Mutterſtuten KO. 7. | Göttingen. 
Fee: 183), ER. 6. April 53 2) Sand. 8 29, 40 u. 56al; Zurück⸗ 
MB. 84) u. 5. April 58 (MB. 92). nahme 8 53, 54 u. im Geb. d. Berw.- 


e KörO. f. Bommern 4. Mai 80 
(im Amtsbl.)., Pofen 10. Nov. 59 (MB. 
345), Söälefien 14. Juli 30 (RA. XIV 
544), Hannover V. 27. April 44 (han. 
GS. 191) u. 30. Oft. 60 (daf. 161), 
auf den Harz nit anwendbar, dagegen 
zuf die Grafſch. Hohnſtein ausgedehnt V. 

3. April 54 (daſ. III 9), Kurheſſen 
Vrinvſ 26. San. 32 u. 6. Nov. 56, 
Weftfalen 20. April 27 (KX. XI 402), 
Kheinpron. 20. Dez. 823 (daf. XIV 


* GewO. 856b Abi. 3. 

RD. 5. Oft. 46 (GS. 482) u. AE. 
27. Mai 61 (GS. 344). 

9) Anm. 74 zu 8 52 d. W. 

83. 21. Mai 75 (GS. 219). 

2) Thierarzneiinftitute beftehen außer⸗ 


Org. ZuſtG. 8 1201, übrigens Anw. 4. 
Sept. 69 (MB. 200) E., Einf. in Eli. 
Lothringen G. 15. Zuli 72 (RGB. 350). 
— Strafe der unbefugten Führung des 
Titels GewO. 8 1473. — Prüfung d. 
Thierärzte Bel. 27. März 78 (EB. 160, 
MB. 93). — Zulaſſung ausländifcher 
Thierärzte im Grengverlehre wie Anm. 69 
zu 8 270. 

3 Bel. 19. Imi 76 (MB. 191), 
a S 12 %f. 1) 29. San. 85 


2) Vergütungsſätze G. 9. Mürz 72 
(GS. 265); 8 2 u. 5 geändert ©. 17. 
Sept. 76 (GS. 411); 83 erg. ©. 2. 
Feb. 81 (GE. 13). 

> RVf. Art. 415, 
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Strafe bedroht!) und zur Verhütung möglicher Anſteckung die Eifenbahn- 
geſellſchaften verpflichtet, alle zum Biehtransport benusten Wagen nad) jedes- 
maligem Gebraude einer Unſchädlichmachung (Desinfektion) zu unterwerfen !T), 
übrigens die Rinderpeſt und die fonftigen Viehſeuchen gefondert behandelt hat. 

Die Rinderpeft (Löſerdürre) hat fi durch ihre große Anſteckungs⸗ 
fähigkeit und verheerende Wirkung befonders verderblich gezeigt"). Die Maf- 
regeln gegen diefelbe!?) beftehen in Verkehrsbeſchränkung, Abiperrung oder 
Tödtung des kranken oder verdbäditigen Viehes, Vernichtung der anftedlenden 
Gegenftände und Desinfizirung?). Für die getödteten Thiere und vernichteten 
Saden wird der durch Taratoren ermittelte Werth vom Reiche vergütet?!). 
Die Durdführung der Maßregeln ift Sache der Landesbehörden, doch 
fteht dem Reihe die Auffiht und erforderlihenfalld® die Beftellung eines 
Kommiſſars zu. Bei der Abfperrung hat das Militär die nöthige Hülfe zu 
teiften?), Jedermann ift zur Anzeige der Erkrankung und des Krankheits- 
verdachtes, fowie zur Unterftügung der in feinem Wohnorte von den Behörden 
getroffenen Maßregeln verpflichtet?s). Zumiderhandlungen find mit Strafe 
bedroht). 

Die Belämpfung der übrigen Viehſeuchen ift angeſichts der durch 
den ausgedehnten Viehhandel mejentlich gefteigerten Gefahren gleichfalls ein- 
beitlih im Reiche geordnet?d). Die Einfuhr ſeuchenkranker Thiere ift verboten. 
Dei Ausbruch einer Seuche im Auslande können allgemeine Einfuhrverbote 
oder Beſchränkungen und im Grenzgebiete Verkehrsbeſchränkungen und Vieh⸗ 
repifionen angeordnet werden?) Beim Ausbrud im Inlande ſowie beim 
Seuchenverdachte find Beſitzer und deren Stellvertreter, Thierärzte und Fleiſch⸗ 
beſchauer zur Anzeige bei der Polizeibehörde verpflichtet). Der Ausbruch) 


” SGB. 8 3 

n©. 25. Geb. “ns Ro. 163), Ausf. 
Bel. 20. Juni 86 (CB. 200). 

Die Rinderpeft en ein dem Rind» 
vieh eigenes, mit Nervenzufüllen verbun- 
denes Fieber, weldes durch in Brand 
übertretende Entzündung der Cingeweibe 
in der Regel tödtlih verläuft. Der Ans 
fteungsftoff, der alle Theile u. Abſon⸗ 
derungen (auch die Ausbünflung) des 
erkrankten Thieres durchdringt, ift beſon⸗ 
ders flüchtig, daher leicht übertragbar, 
aber auch in der Luft ſchnell vergänglich. 
Die Krankheit iſt in den ruſſ. Steppen 
zuhauſe. 

” G. 7. April 69 (BGB. 105); 
Einf. in Südhefien u. Baden Anm. 12 
zu 8 6 d. W., Würtemberg u. Baiern 


®. 2. Nov. a MOB. 372), in Eif⸗ 


Lothringen ©. Dez. 71 (RGB. 
471); 8 6 aufgeh. 1876 (Anm. 17) 86. 


2) &. 8 2, 7, 8; Inſtr. 26. Mai 69 
(RGB. n TI fett durch 
Inſtr. 9. Juni 73 (RGB. 147). 

%) ®. 88. Die für die übrigen Seu- 
hen maßgebenden Gebührenfüge der Tara- 
toren (Anm. 44) finden auch bei der 
Rinderpeft Anwendung CR. 14. Mai 79 


=) Daſ. $ 4, 5. 

#) Anm. 16; berhoteinihrige Einfuhr 
©. 21. Mai 78 (RB. 95). 

%) Biehfenden«®, 23. Suni 80 
(RGB. 153); preuß. AusfG. 12. März 
81 (GS. 128 u. 178) uebit Anw. 22, 
März 81 (MB. 123). — Kom. v. Beyer 
(Berl. 81). 

3» BG. 8 6—8; AG. $ 3. 

mM) VG. 8 9-11; AG. 8 4. Die 
Amtsverridtungen der Ortspolizeibehörde 
kann im einzelnen Seuchenfalle der Land- 
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iwird durch den Kreisthierarzt feftgeftellt 2°), welcher auch alle Vieh- und Pferde- 
märkte auf Koſten der Unternehmer zu beauffichtigen hat?). Zu den Schug- 
maßregeln gegen die Seuchengefahr gehören. die Abjonderung, Bewachung oder 
Beobachtung der kranken oder verdächtigen Thiere, die Beſchränkung der Bes 
nußgung oder des Weideganges, die Stall-, Gehöfte- oder Ortöfperre, die 
Impfung und thierärztliche Behandlung, die Tödtung, die unſchädliche Befeiti- 
gung der Kadaver und Abfälle, die Desinfektion, die Einftellung der Märkte 
und die thierärztliche Unterfuhung aller am Seuchenort oder in deſſen Um⸗ 
gebung vorhandenen Thiere 8*0). 

Für die einzelnen unter das Geſetz fallenden Krankheiten find folgende 
befondere Maßregeln vorgefährieben 2): 

1. Bei Milzbrand ift das Schlachten und Abhäuten verboten, die Vor⸗ 
nahme blutiger Operationen und Deffnung der Kadaver den Thier⸗ 
ärzten vorbehalten und die unſchädliche Befeitigung der Kadaver an- 
geordnet ??). 

2. Bei Tollmwuth find die kranken Thiere, in der Kegel auch die muth- 
maßlih von denfelben gebiffenen Hunde und Raben zu tödten, aud 
wenn ein wuthkranker oder verdächtiger Hund frei umbergelanfen ift, 
alle Hunde für die Dauer und den Umfang der Gefahr feitzulegen®). 

3. An Rotz (Wurm) erkrankte Thiere (Pferde, Efel, Maulthiere) find zu 
tödten und die Kadaver unſchädlich zu  befeitigen. Unter befonderen 
Umftänden gilt dies aud) von verdächtigen Thieren, welche übrigens ab- 
zufondern und polizeilich zu beobachten find). 


vath übernehmen; Beichwerden find dem 
formellen Beihluß- u. Streitverfahren 

231 d. W.) nit unterworfen AG. 
$ 2 u. LVG. 8 134. Abf. 2. — Begriff 
der Seuden= u. der Anſteckungsverdäch⸗ 
tigleit VG. $ 1. 

=, BG. $ 12-16; AG. S5 u. 6. 

2), BG. 8 17; AG. $ 7 u. 24. 

2) BG. 8 18—29. 

. 8 10 u. 30; Snftr. des 
DR. 12. Feb. 81 (MB. 248, CB. 36) 
nebft Anw. f. das Desinfeltions- u. das 
Obduktionsverfahren. 

2, BG. 8 31-33; Inſtr. Ss 5-15. — 
Milzbrand ift eine ſchnell u. meiſt 
tödtlih verlaufende Krankheit, die vor⸗ 
zugsweife die pflanzenfreffenden Thiere 
(auch das Wild) befüllt. Der durd die 
Luft, das Futter oder Getränt dem Thiere 
zugeführte Anftedungsftoff vermehrt fich 
namentlih in feinem Blute, bleibt aber 
außerhalb defjelben, insbefondere im Erd» 
boden, noch lange keimfähig. Die Krank. 
heit kehrt deßhalb in gewiflen Gegenden 


(Flußgegenden) als Ortsſeuche (Enzootie) 
häufiger wieder u. nöthigt, während fie 
fih jeltener von Thier zu Thier fort- 
pflanzt, zu befonderen Borfihtsmaßregeln 
in betreff des Blutes, der Abgänge u. der 
Beridarrung. 

3 BG. $ 21, 34—39; Inf. 8 16 
bis 31, 8 20 geändert Bel. 2, Mai 82 
(CB. 215). — Tollwuth tritt befonders 
bei Hunden hervor, ift aber auch auf 
andere Thiere u. auf Menſchen Übertrag. 
bar. Der Anftedungsftoff findet fich im 
ganzen Körper, vorzüglich im Speichel, u. 
wird deßhalb meift durch Beißen mitge- 
theilt. Hunde u. Katen zeigen gleich bei 
Beginn der Krankgeit Neigung zum 
Beißen u. Umherftreifen. Ber Berlauf 
iſt ſchnell u. unheilbar. 

A), BG. 8 40 - 44; Inſtr. $ 32 - 16. 
— Entſchädigung Anm. 41, 42. Rotz 
entjteht nur dur Anftedung, die meift 
durh die Abfonderungen der erkrankten 
Thiere herbeigeführt wird. Sie zeigen ſich 
in Geſchwüren (Hautrog, Wurm) oder im 








8. 
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Bon der Maul- ımd Klauenfeuche befallene Rinder, Schafe, Ziegen 
und Schweine unterliegen der Abfonderung. Die rohe Milch erkrantter 
Thiere darf nit zum menſchlichen Genuffe verwendet werden?6). 

Die Lungenfeude hat die Tödtung des erkrankten, unter Umftänden 
auch des verdächtigen Rindviehs zur Folge?6). 

Bei Auftreten der Pockenſeuche in einer Schafheerde find die noch 
feuchenfreien Stüde derfelben — unter Umftänden auch der bedrohten 
Nachbarheerden — zu impfen und von anderen Heerden abzufondern. 
Andere Podenimpfungen find verboten 3”). 

Die Beſchälſeuche der Pferde ſchließt gleih dem Bläsdhenaus- 
ſchlage der Pferde und des Rindviehs die Zulaffung der befallenen 
Thiere zur Begattung aus). | 

Bei Räude der Pferde (Efel und Maulthiere) und der Schafe ift ein 
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thierärztliches Verfahren vorgefäjrieben ??). 
Eine bejondere Anwendung finden diefe Mafregeln auf Schlachtviehhöfe 


und öffentliche Schlahthäufer*?). 


Für die auf polizeiliche Anordnung getödteten oder nach derjelben an der 
Seuche gefallenen Thiere wird Entſchädigung gewährt, weldhe fi nad) dem 


Nofenausfluffe (Nafenrob). 
heit verläuft in der Regel laugſam cchro⸗ 
niſch) u. faft immer tödtlich. 

986. 815; Inſtr. 8 57-69; Vor⸗ 
tehrungen in betr. der Schweine ©. 1. 
Aug. 83 (MB. 176). — Die Maul- 
u. Klauenſeuche (Aphtenfeuche) ift eine 
fieberhafte, mit Bildung von Bläschen im 
Maule u. in der Klauenfpalte verbundene 
Krankheit, die zwar rafch u. felten tödtlich 
verläuft, aber die Gehraudsfähigfeit der 
Thiere mindert u. durd) ihre leichte Ueber⸗ 
tragbarkeit nachtheilig wird. 

*% BO. 845; AG. 8 30; Inſtr 8 70 
bis 91. — Entihädigung Anm. 41, 42. 
— Lungenjeude ift eine dem Rind⸗ 
vieh eigene Entzündung der Lunge, die 
fih) nur bei Einathmung der aus kranken 
Lungen ausgeatämeten Luft entwidelt, 
längere Zeit fchleihend (chroniſch) verläuft 
u. dann entiveder mit einer ftellenweifen 
Berhärtung der Lunge verſchwindet (Durd- 
feudung), oder zu raſcher Ausdehnung 
übergeht (afutes Stadium). In letzterem 
Talle genefen nur etwa 50 Proz. der 
befallenen Thiere und auch diefe meilt 
Iangfam u. unvollftändig. Die Krankheit 
it durch den Handelsverfehr ſtark ver- 
breitet u. bei ihrem chroniſchen Verlaufe 
ſchwerer zu bekämpfen als die Ainderpeft. 

”, BG. 8 46—49; Inſtr. $ 92 —109. 


Die Kranl- | — Entihädigung Anm. 43. — Die 


Pockenſeuche ift eine fieberhafte Aus- 
ſchlagskrankheit u. entfteht nur durch An⸗ 
ftedung, die bei der großen Flüchtigkeit 
des Anftedungsftoffes (Kontagiums) im 
einer einmal von der Krankheit befallenen 
Heerde nicht aufzuhalten if. Die Im⸗ 
pfung foll der Verichleppung vorbeugen. 
Der Krankheit erliegen 10-20 Proz. der 
befallenen Thiere. 

*) VG. 8 51; AG. $ 10; Inſtr. 8 110 
bis 119. — Die Beſchälſeuche kommt 
nur bei Pferden vor. Sie verbreitet fich 
durch Anftedung bei der Paarung u. hat 
bei ichleihendem Berlaufe Anſchwellungen 
der Geſchlechtstheile u. der Haut, Läh—⸗ 
mungen u. häufig den Tod zur Folge. — 
Der Bläshenausfhlag tritt bei Pfer- 
den u. Rindvieh auf, überträgt ſich in 
gleiher Weife, endet aber bald u. faft 
immer mit Genefung. 

2, BG. 8 52; Inſtr. 8 120-132. — 
Die Räude ift eine durch Schmaroßer- 
thiere (Milben) verurfadte Ausſchlags⸗ 
krankheit, die bei der jchnellen Vermeh⸗ 
rung u. leichten Uebertragung der Thierchen 
ſich rafch verbreitet u. nur dur gründ⸗ 
lihe Kuren (Räudebäder) völlig getilgt 
werden fann. 

9) BG. 8 535—56; AG. 8 11; Inſtr 
8 2, 
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gemeinen Werthe bemißt, bet Rotz aber nur °),, bei Lungenſeuche nur *, des- 
felben beträgt*)). Sie erfolgt aus der Staatskaſſe; nur wenn die Thiere mit 
Rot oder Lungenſeuche behaftet waren, fällt fie den Provinzial-VBerbänden zur 
Loft, welche den Bedarf nah Maßgabe befonderer Reglements auf die Befiger 
von Pferden, Ejeln, Maulthieren und bez. von Rindvieh vertheilen‘?). Cine 
ähnliche Vergütung Tann auf Beſchluß diefer Verbände für die an der Poden- 
ſeuche gefallenen Schafe gewährt werden‘). Die Feftftellung des MWerthes 
wird durch eine Kommiffion bewirkt, die aus dem Kreisthierarzte und zwei von 
den Freien, bez. den Kreis- und Stadtausſchüſſen gewählten Schiedsmännern 
befteht**). 

Zuwiderhandlungen find mit Strafe bedroht??). 

Die Ausführung des Gefeges liegt den Yandesbehörben ob*°), wird aber 
vom Reichskanzler überwacht und nöthigenfall® unter Beftellung eines Reichs⸗ 
kommiſſars einheitlich geleitet*?). 

6. Inga ®). 
S 345. 

a) Das Jagdrecht, welches in der Landesherrlichkeit als Regal?) und 
in der Grundherrlichkeit als Iagdgerechtigfeit®) entwidelt war, ift auf fremdem 
Grund und Boden aufgehoben und damit zu einem Beltandtheile des Grund- 
eigenthumsrechted geworden. E8 kann hiernach zwar anderen zur Benutzung 
überlafjen, nicht aber dauernd als dingliches Recht von Grund und Boden 
getrennt werden). Gegenftand des Jagdrechtes find alle jagdbaren Thiere. 
Die Jagdbarkeit beftimmt fi in den älteren Provinzen nad) den einzelnen 
Jagd- und Forftordnungen und wo fie fehlen nad dem Landrechto). 

Das Jagdrecht ift durch Beftrafung der unbefugten Iagdausübung ge- 
ſchützt. Neben der Strafe findet die Einziehung der mitgeführten Gewehre, 
Jagdgeräthe und Hunde ftatt??). Auch das Betreten eined fremden Jagd⸗ 


RS. 8 57, 59-63; AG. 8 13. 
2) VG. 858 u. 64; AG. 8 12, 14 EN; vgl. Anm. 15 u 81 
bis 16. — Den Provinzial» Verbänden 8 81 30 d. W. Vom — han⸗ 
ſtehen die Kommmmal-Berbände Kaſſel, delte LER. II 16 Abſchn. 3 (8 30-68). 


gel Wagner die preuß. Sagpgefesgebumg 


Miesbaden, Sigmaringen, d. Kr. Lauen- 
burg u. der gSyottreie Berlin gleich. 

=) Daf. 8 
bühren der Shieemänner ER. 26. März 
76 (MB. 75) u. 21. Feb. 81 (MB. 
EA Bereidigung E. 11. Aug. 85 (MB. 


97). 

% BG. 8 65—67. — Nach dem StGB. 
(Anm. 16) ift nur die wiffentlihe Ver⸗ 
legung der poliz. Maßregeln bedroht. 

* VG. 8 2 n. 5; 18.81, 2m. 
in betreff der Koften $ 23—28. — Zus 
ftändigleit der Militärverwalt. BG. 8 3. 

2) Daſ. 8 4. 


© 2. 19 8 127, 149—158. 

) ©. 31. Oft. 48 (66. 348). Achn- 
ih erfolgte bie Atufgebung in Naſſan 
durh V. 30. Mürz 67 (GS. 426), in 
Schl.⸗Holſtein u. d. vorm. heſſ. Theilen 
durch ©. 1. März 73 (SS. 27) un. in 
Lanenburg durch ©. 17. Juli 83 (Wo⸗ 
chenbl. 715); in d. Übrigen neuen Provp. 
Hatte fie bereite ‚rüder ftattgefunden. 

*) gt. II 16 8 30—86. 

®) E68. ; 292—295. — Berfahren 
mit den eingezogenen Geräthen ER. 26. 
uni 54 (MB. 146), 19. Mai 68 (MB. 
186) u. 6. Sept. 76 (MB. 77 ©. 123). 
— Durch WPolizeiverordnung ift vielfad 
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gebiete8 mit Jagdausräftung und dad Ausnehmen der Nefter von jagdbarem 
Federwilde ift mit Strafe bedroht‘*). 
8 346. 

b) Jagdpolizei. Wegen der Mifbräude, melde die ſchrankenloſe 
Jagdfreiheit nach fich 309, ift Die Ausübung der Jagd gewiſſen Einſchränkungen 
unterworfen, welche die Sicherheit der Perfon und des Kigenthumes, den 
Schuß der Landeskultur gegen Beſchädigung und die Erhaltung eines mit 
diefer letzteren verträglichen Wildftandes bezweden?),. Der Eigenthümer darf 
die Jagd mur auf eingefriedigten oder auf zufammenhängenden, mindeſtens 
300 Morgen (76,5906 ha) großen Befigungen ausüben. Bon mehreren Mit- 
befigern find höchſtens drei zur Ausübung zugelafien. Alle übrigen Grund- 
ftüde eines Gemeindebezirkes bilden einen gemeinſchaftlichen Fagdbezirk’®). 
Die Befiger deflelben werden durch die Gemeindebehörde vertreten, nad) deren 
Beſchluß die Jagd entweder ruhen, oder zu gunften der Befiger durch einen 
angeftellten Jäger beſchoſſen, oder an höchſtens 3 Perfonen auf 3—12 Jahre 
verpachtet werden kann*7). Die Iagdausübung ift von Löfung und Mit- 
führung eines Jagdſcheines und, ſoweit fie nicht in Begleitung des Jagd⸗ 
berechtigten flattfindet, von deſſen jchriftliher Erlaubnig abhängig. “Der 
Jagdſchein ift vom Landrath für ein Jahr auszuftellen und nur unter beftimmten 
Boransfezungen zu verfagen. Für die Ausfertigung wird eine Gebühr von 
3 M. zur Kreis⸗Kommunal-Kaſſe entrichtet). Aehnliche Vorſchriften beſtehen 
für die neuen Provinzen; die in einem Landestheile ausgeftellten Jagdſcheine 
gelten für den ganzen Staat’). Der Grundeigenthümer hat zwar gegen 
fir den Wildhandel eine Kontrolle durd 


Uriprungsattehe eingeführt ER. 9. Aug. 
73 (MB. 274). — Berträge üb. Be- 


73 (86. 141), figm. ©. 29. Juli 48 
(BBl. 275) u. heching. ©. 16. April 49 
(BB. 151). — Eine zunächſt nur für 


rafıng der yagıfrenel in Grenzgebieten 


5 Jagd PolG. f. d. 9 älteren Prov. 
7. März 90 (66. 165), m Schl.⸗ 
Holftein bis auf 8 18 u. 26 eingeführt 
G. 1. März 73 (8.27) 87 u. in den 
Geſetzen für Lauenburg u. Naffau (Anm. 
51) faft wörtlich wiedergegeben. Der erſte 
Theil des Gel. (8 2—13) Inüpft die Jagd⸗ 
ausübung an ſachliche, der zweite (8 14 
bis 18) an perfönliche Bedingungen, wäh- 
rend der dritte ($ 21—25) die Verhütung 
des Wildſchadens bezwedt. — Hannover 
JagdO. u. Bel. 11. März 59 (danGS. 
I 159 u. 171), Wildſchaden &. 21. Juli 
48 (da. 215). — Heſſen-Naſſau auf. 
Naſſau Jagdſcheingebühr ©. 26. Feb. 70 
(SS. 141); kurheſſ. JagdG. 7. Sept. 65 
(kurh. GS. 571), erg. Anm. 51; Hohen» 
zollern Jagdſcheinlöſſung ©. 17. März 


das Geb. der Bermörg. in Kraft getretene 
Ergänzung aller diefer Geſetze 
brachte das ZuſtG. $ 103—106 u. 108. 
— Die Handhabung der Sagbpolizet 
erfolgt durch den Landrath, in den Stadt- 
Ss ai — die Ortspolizeibehörde, daſ. 


5, ã 8 1—7 u. im oe der 


®) 376. I 9—13, Zuf®. $ 104 
Abf. 2 u. 106. 

8) Daf. N 14—17. Zurldnahme Erf. 
OB. 18. Jan. 86 (XII 329). — Hafte 
pficht für Sagdpolizetübertretungen IPG. 
8 19; Verjährung der Strafe $ 20; Um⸗ 
wandlung perferben in 2 ot 829. 

I. Mürz 68 (GS. 207). — 
Die Sagpfeeingebühr beträgt in Lauen⸗ 
burg 6 M., in Hannover I M., in 
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Wildfhaden gewiſſe Schutmittel, dagegen feinen Anſpruch auf Erſatz des⸗ 
felben 60). Die Schonzeiten für die einzelnen Wildarten find für den ganzen 
Staat gleihmäßig feftgeftellt ®%); befondere Geſetze gelten nur für Hohenzollern 62) 
und für Lauenburg). 

AL Mangel diefer Gefetgebung wird empfunden, daß ihre Abficht, bad 
Jagen zu vieler und ungeeigneter Jäger zu verhindern, Teiht umgangen und 
deßhalb nur unvollfommen erreicht wird. Ferner führt die Zuſammenſchließung 
der nad) Ausfcheidung der größeren Befigungen übrig bleibenden Grundftüde 
einer Gemeinde zu einem Jagdbezirke häufig zu ungeeigneter Abgrenzung des 
fegteren. Die Verſuche zur Abänderung diefer Gefetgebung haben bislang 
feinen Erfolg gehabt. 

7. Fiſcherei. 
8 347. 

a) Das Fiſchereirecht iſt gleichfalls Ausfluß des Eigenthumsrechts am 
Waller. Der Grundfag bat indeß, da foldhes Hecht nur bei ftehenden Ge- 
wäfjern denkbar it), zunähft nur für Diefe Bedeutung), Für fließende 
Gewäſſer beftehen befondere Fifchereiberechtigungen 66). In öffentlichen Flüffen 
ſteht das Net in der Regel dem Stante zu‘), Wo feine Berechtigung vor- 
handen ift, hat die Gemeinde die Fiſcherei; das Recht des freien Filchfanges 
(wilde Fiſcherei) ift aufgehoben ®®). 

Die unbefugte Ausübung der Fiſcherei ift mit Strafe bedroht ®?). 

8 348. 


b) Fiſchereipolizei. Neben der unniittelbaren Förderung der Filcherei 7°) 
ift derfelben auch ein erhöhter Schuß zu Theil geivorden. An Stelle der 


Bellen Naſſau auf. dem vorm. Naſſau 
M. u. in Hohenzollern 8, M. 
3. 55. 

”) IPG. $ 21—25, Zuſt. 8 108 
Abſ. 2. — Sn Hannover u. in Heſſen⸗ 
Naſſau auf. Frankfurt - findet fi der 
Wildſchadensanſpruch anerkannt Anm. 55. 

a G. 26. Feb. 70 (GS. 120) u. 
ZuſtG. 8 107. 

2, G. 2. Mai 53 (GS. 173). 

2), ©. 26. Feb. 70 REN. ©. 260). 

ei) 8 336, Abf. 2 d 

2) LR. 198 116 183. 

8 Daf. 8 170—175, 187, 191 u. 
192. — Das ObTrib. erfennt auch dem 
Uferbefiter eines Privatflufjes das Fifcherei- 
vecht als Ausflug des Eigenthums zu Erf. 
Prüf 1628) 23. Sept. 45 (PrajSammi. 

30) u. 31. Aug. 46 (Entid. XV 
361) — Ablöfung der Filchereiberedti- 
gungen 8 332 d. W.; Beſchränkung u. 
Aufhebung Anm. 74. 


ee. II 158 73-78. Das Recht 
wird hier noch als Regal (8 130 d. W.) 
bezeichnet. — Abweichend d. weſtpreuß. 
ProvR. 19. April 44 (GS. 103) 8 72. 
Dagegen ſpricht das franz. G. 4. März 
1802 gleichfalls dem Stagate dieſes Recht 


zu. 

8) Fiſchereis. (Anm. 71) 56 u. 7 
Auch die freie geld des rheinifchen 
Rechts of aufgehoben G. 30. März 80 
(GS. 228) Art. I. 

©, StGB. $ 296 u. 3704. — Küften- 
fiicherei der Ausländer dal. S 296a. — 
Verträge üb. ung N der Fiſchereifrevel 
Anm. 65 zu $S 3 

o, Der feit 1870 N efeiende deutſche 
Fiſcherei-Verein, der insbeſondere für 
Unterſuchung der Oſt⸗ u. Nordſee u. für 
Hebung der kunſtlichen Fiſchzucht thätig 
wirkt, erhält eine regelmäßige Beihülfe 
aus Keichsmitteln. 
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mannigfaltigen und unzureichenden provinziellen Vorſchriften iſt ein einheitliches 
Fiſchereigeſetz getreten, welches das Fiſchereiintereſſe den vielfach entgegen⸗ 
ſtehenden Intereſſen der Schiffahrt, Induſtrie und Landeskultur gegenüber 
wahrnimmt und einen geregelten, auf Erhaltung und Vermehrung des Be⸗ 
ſtandes gerichteten Betrieb ermöglicht”). 

Das Geſetz erſtreckt ſich auch auf den Fang von Krebſen, Auſtern, 
Muſcheln und anderen nutzbaren, nicht jagdbaren Waſſerthieren, umfaßt jedoch 
nur die Küften- und die Binnenfiſcherei??), wogegen die Hochſeefiſcherei Gegen⸗ 
ftand internationaler Vereinbarungen ift), Fifchereiberehtigungen, die 
eine verftändige Bewirthſchaftung der Gewäſſer ausfchließen, können gegen 
Entſchädigung befchränft oder aufgehoben werden”). Gemeinden dürfen die 
Berechtigung nur durch angeftellte Fifcher oder durch Verpachtung auf min- 
deſtens 6 Jahre nutzen 6). Die Berechtigten eines größeren zufammenhängen- 
den Fiſchereigebietes können im Intereſſe der Aufficht, des Schußes und der 
Bewirthſchaftung zu FifhereisGenoffenfhaften vereinigt werden?®). Die 
Ausübung der Fiſcherei, ſoweit fie nicht durch den Berechtigten felbft erfolgt, 
fegt die Mitführung eines pofizeilich beglaubigten Erlaubniffheines vor- 
aus). Schädliche Fangmittel (giftige Köder, Sprengpatronen) und den Zug 
der Fiſche Hindernde Fangvorrichtungen find verboten”). Zur Schonung 
des Fiſchbeſtandes find Durch befondere Provinzialgefege Beftimmungen 
über das geringfte Maß und Gewicht der feilgebotenen Fiſche, über die für 
die einzelnen Fiſcharten einzuhaltenden Schonzeiten und über den Gebraud 


und die Befhaffenheit der Fanggeräthe erlaſſen?). Das Geſetz geftattet die 


”) Sifderei®. 30. Mai 74 (GE. 
197), Einführung in Lauenburg ©. 4. 
April 77 (SS. 122). Crgänzungs®. 
30. März 80 (GS. 228). — Befonderer 
Bertr. mit den Niederlanden u. der Schweiz 
üb. die Lachofiſcherei m ergeinfteomngebiete 
30. Juni 85 (RB. 86 ©. 192). 

6. $ 1—3 u. $ 1 der AusfV. f. 
Weſtpreußen, Bommern, Schl.-Holftein u. 
Hannover (Anm. 79) nebft B. 12. San. 

0 (GS. 7). — Geſchloſſene Gewäſſer 
56. $4 u. im Geb. d. Berwörg. Zuft®. 
8 1021. — Küftenfiiherei, Begriff des 

Küftengebietes S 365 Abf. 1d. W.; vgl. 
auch Anm. 69 u. 73. 

7) Btr. mit Frankreich, Großbritannien, 
Belgien, ben Niederlanden u. Dünemart 
üb. die Nordſeefiſcherei 6. Mai 82, durch 
RG. 30. April 84 auf die Küftenfifcherei 
‚ausgedehnt (RGB. 84 ©. 25 u. 48). 
8 s 5 u. ZuſtG. 8 1022. 

75 


88. 
”, Daf. 89, 10; ZuſtG. $ 100, 101. — 


Normalftstut ER. 29. Okt. 79 (MB. 80 
©. 36 


. 36). 

”) 56. 8 11—17. — Beſchrünkte Aus- 
ftellung in niät gefchlofienen Gewäflern 
Erg®. Art. TI. — Allgem. Legitimations- 
Iceinpflict * einen Theil Pommerns 

G. 8 18. — Sezeichnung ausliegender 
Sehe 81 
m rn) FG. er 21, 23 u. ErgG. Art. 


”) Daf. 8 23-28. — AusfPVerord⸗ 
nungen v. 8. Aug. 87 für Oftpreußen (GS. 
337), Weftpreußen (GS. 348), Branden- 
burg u. Berlin (GS. 397), Pommern 
(SS. 360), Schleſien (GS. 406), Sagen 
(GS. 414), Schl.⸗Holſtein (GS. 376), 
Hannover (GS. 385), Weſtfalen (GS. 
423), f. d. RB. Kaſſel (GS. 441) u. 
Hohenzollern (GS. 433), ferner v. 20. 
Mai 77 f. Poſen (SS. 161 u. 218) u. v. 
23. Yuli 86 f. d. RB. Wiesbaden (GS. 
157) u. f. d. Rheinprov. (SS. 189). 
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Anlage von Schonrevieren für das ungeftörte Laichen der Fiſche, wie für deren 
geficherten Eingang aus dem Meere in die Binnengewäfler®), und von Fiſch— 
päffen für das ungehinderte Hinauf» und Hinabziehen der fog. Wanderfifche 
(Lachfe, Störe, Forellen, Aale) in den Flüffen®), Die Verunreinigung 
der Fiſchwaſſer durch Einleitung ſchädlicher Stoffe aus landwirthſchaftlichen 
oder gewerblien Betrieben und das Flachs- und Hanf-Röten in nidt 
gejchloffenen Gewäflern ift verboten®?), — Bei neuen Zurbinenanlagen kann 
die Anbringung von Schusgittern angeordnet werden®?). Der Fiſcherei⸗ 
berechtigte darf ohne Anwendung von Scießgewehren Fiſchottern, Reiher, 
Taucher, Eisvögel, Kormorane und Fiſchaare tödten oder fangen und für fid 
behalten). Die von TFilchereiberechtigten, Genofjenfchaften oder Gemeinden 
beftellten Fiſchereiaufſeher können amtlich verpflichtet, aud können zur 
Wahrnehmung der ftaatlihen Auffiht befondere Fifhereibeamte beftellt 
werden, welche Rechte und Pflichten der Ortspolizeibeamten haben®®). Weber- 
tretungen des Geſetzes find mit Strafe bedroht. Bei Entdedung auf frifcher 
That dürfen die der Einziehung unterliegenden Gegenftände beſchlagnahmt und 
Tifchereigeräthe und Fahrzeuge gepfändet werden?) 


V. Gewerbe. 


1. Einleitung. 
8 349. 

Unter Gewerbe im weiteren Sinne wird jede felbftftändige, gleichmäßig 
fortgefette, auf Gewinn gerichtete Thätigkeit verftanden; in der engeren Be— 
deutung wird diefe Tchätigfeit aber nur dann als Gewerbe bezeichnet, wenn 
fie die Verarbeitung von Erzeugniffen bezwedt. Im diefem eigentlichen Sinne 
jteht da8 Gewerbe in der Mitte zwifchen der Gewinnung der Rohprodufte 
und dem den Umfat der Güter vermittelnden Handel. Thatſächlich find diefe 
Thätigfeiten häufig mit einander verbunden, indem der Rohproduzent zugleid 
die Verarbeitung und Veräußerung der Produkte übernimmt oder der Gewerbe: 
treibende den Abjat feiner Waare felbft bewirkt. — Die Gefammtheit der 
gewerblichen Thätigfeit auf einem ſachlich oder räumlich begrenzten Gebiete 
heißt Induftrie. 

Außer dem Rohprodufte bebarf das Gewerbe eines Aufwandes an Kapital 
und Arbeit. Nah dem Ueberwiegen des einen oder andern diefer Faktoren 
wird das Groß-(Fabrik-) Gewerbe und Kleingewerbe (Handwerf) 


TG. 8 29—34 u. im Geb. d. Verw.⸗ 5 56. 8 46, 47 u. BG. 8 134 


Org. ZuſtG. 8 981, Abf. 1. — Uniform Pf. 5. Okt. 77 (MB. 
a, FG. 8 35—42; ZuſtG. 8 98%3. | 294) u. 16. Feb. 85 (MB. 59). — Tage 
2) FG. R 33) “4; "BUN, 8 99. gelder u. Reiſekoſten Anm. 107 zu $ 73. 
©) Frgs 58. 8 48—02. 


“36. iu. "E48. Art. IV. 
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unterſchieden. Erſteres wird in der Kegel mit Maſchinen, letzteres mit Werk- 
zeugen betrieben, in erjterem führt der Gewerbetreibende nur die Leitung, 
mährend er in leßterem ummittelbar mitwirkt. Beide Betriebsarten find indeß 
gemeinfam zu betrachten, da fie auf derjelben Grundlage ruhen und nur all- 
mälig in einander übergehen. 

Die frühere fee Scheidung der einzelnen Gewerbe nad dem 
Gegenftande des Betriebes hat angefihts der Gewerbefreiheit und der 
Fortſchritte der Technik nicht ftandgehalten. Die Gewerbeftatiftit, melde 
die thatſächliche Vertheilung der gewerblichen Thätigkeit auf: die einzelnen Ge- 
biete feftzuftellen hat, bleibt defhalb auf allgemeine Kategorien befchräntt?). 

Die Berwaltung des Gewerbewefens wird an oberiter Stelle im 
Reiche dur das Reichsamt des Innern?) und in Preußen durch den Miniſter 
für. Handel und Gewerbe mit der Maßgabe wahrgenommen, daß ein Theil 
der Gewerbepolizei vom Miniſter des Innern und das techniſche Unterrichts- 
wejen vom Kultusminifter verwaltet wird). Als berathendes Organ ſteht dem 
Minifter die tehnifhe Deputation für Gewerbe mit der Beitimmung 
zur Geite, das Wiffenfchaftliche der Gewerbefunde zu verfolgen‘), — In den 
übrigen Inftanzen find die allgemeinen Gerichtd- und Berwaltungsbehörden 
zuftändig. Beſondere Organe bilden nur die rheiniſchen Gewerbegeridte?) 
und die für die Provinzen oder Regierungsbezirke angeftellten Fabrikinſpek— 
toren, denen die fpezielle Ueberwacdhung der gewerblichen Anlagen und der 
Beſchäftigung der jugendlichen Arbeiter obliegt). — Eine befondere Vertretung 
der Gewerbetreibenden befteht nit”). 


1) Rad der Iettten Gewerbezählung 
(1875) bat als linterlage für die Löfung 
der fozialpolitiichen Fragen (8 312 Abſ. 4) 


u. auf Grund des ©. 13. Feb. 82 (RGB. 






2) $ 20 Rr. 22%. — Dem Reide 
fteht die Oberauffiht u. Gefeßgebung zu; 
die Ausführung u. die Pflege der Gewerbe 


($ 358 d. W.) ift —8 der Einzelſtaaten; 


vgl. auch 8 349 

3, 8 50, 8 48 Abſ. 1 u. $49 Abſ. 1 
4%) Bubl. 16. De. 1808 (GS. 361). 

») $ 185 Nr. 6 d. W. 

9 GewO. 8 i390- u. 1497. Bgl. Anm. 
9%. Sie führen den Titel „Gewerberath“ 


Berufögruppen 


9) eine berufsftatiftifche Erhebung ſtatt⸗ 
gefunden. Nach diefer waren in Preußen 
von 27287860 ermittelten Einwohnern 
11712485 erwerbsthätig wie folgt: 













I | Landwirthſchaft, Thierzudt, Gärtnerei, Sortwirthfgaft, Iagdu.Fifherei | 4692 348 | 40,06 
I Der bau, Süktenwefen, Imduftrie und Baugewerbe . © - . . . . 8 650 626 31,18 
II ndel und Verkehr - » 2 2 0 2 LE ne. 911 706 7,18 
IV äusfice Dienfe und Lohnarbeit wehfelnder Urt . »- . oo... 278 923 2,38 
V ilitär⸗, Hofe, bürgerlicher, kirchlicher Dienſt und freie Berufdarten 587 210 5,01 
VI hne Beruf und Berufsangabe - - - 2 2: 0 0 2 nenne 705 495 6,02 
Dazu Bedienftete in Haushaltungen - » = 2 0 0 ee. 0... 886 177 


11 712 485 


u. haben Rang vor den Aflefioren AE. 
14. Mai 79 (SS. 353). — Dienſt⸗An⸗ 
weiſung 24. Mai 79 (MB. 152). — 
Amtlihe Mittheilungen aus ihren Jahres⸗ 
berichten erjheinen alljährlich feit 1876 
(Berl. b. Kortlampf). 

) Die Einrihtung der Gewerberäthe 
(1849) hat keinen Beftand gehabt. Die 
mit dem Handel verbundenen Gewerbe 
finden in den Handelskammern ($ 361 
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In der Geſchichte entwidelte fih da8 Gewerbe zuerft in den Städten 
und bier rief das Bedürfniß des Schutes ſchon während des Mittelalters 
Bereinigungen der Gewerbetreibenden mit eigener ftändifher Gefeugebung und 
Berwaltung hervor. Dieje als Gilden, fpäter als Zünfte und Innungen®) 
bezeichneten Verbindungen erlangten wichtige Vorrechte und wurden zn einem 
bedeutfamen Elemente der ftädtifhen Berfaffungen. Sie trugen mwefentlich zur 
Hebung der Gewerbe bei, wußten aber gleichzeitig ihre Macht im eigenen Ins 
terefje zu verwerthen, indem fie ihre Privilegien durch Berbietungsrechte und 
ſtarre Abſchließung nugbar machten. — Diefe Ausartung, die im 17ten Jahr- 
hundert ihren Höhepunft erreicht Hatte, führte im 18ten zum Eingreifen der 
Staatsgewalt und leitete damit in das polizeiliche Konzeffionswefen über. — 
Der Gewerbebetrieb ſah fih fomit zu Anfang unferes Jahrhunderts ſowohl 
durch Die Zunftbefchränfungen, denen noch zahlreiche Realberechtigungen, Zwangs⸗ 
und Bannredte?) hinzutraten, als durch weitgehende Polizeivorſchriften eingeengt. 
Beide Hinderniffe find durch die Stein-Hardenberg’fche Gefegebung meggeräumt. 
Die Gewerbefreiheit bildet nur ein Glied in der Kette der Befreiungen, melde 
diefe Gefetsgebung der Erwerbsthätigfeit durch Abftreifung hinderlicher Feſſeln 
und Befeitigung abgeftorbener Formen gebracht hat 10). Die Beſchränkung 
des Gewerbebetriebes auf die Städte oder auf gewiffe Perjonen und Stände, 
fowie alle Borzugs- und Ausfchließungsrechte wurden grundfäglid) befeitigt und 
nur die im öffentlihen Intereffe unerläßlichen Einſchränkungen beibehalten !!). 
Inzwiſchen Hatte ſich das Staatögebiet erweitert und in diefem wurden diefe 
Grundſätze durch die preußiſche Gewerbe⸗Ordnung 1?) zur Durchführung gebracht, 
der ähnliche Gefege in den übrigen deutihen Staaten gefolgt find. Den 
vollen und einheitlichen Abſchluß Hat die Frage jedoch erft durch die neue 
Reichsgeſetzgebung gefunden. 


Mit Unterftellung des Gewerbeweſens unter die Auffiht und Gefetgebung 
des Reiches gelangte gleichzeitig der Grundſatz der gewerblichen Gleichberechti⸗ 
gung aller Reihsangehörigen im ganzen Reiche zur Anerkennung!?). Die 
Reichs-Gewerbe-Ordnung hat dann das Gebiet umfaſſend geregelt’). 


d. W.), die gefammten wirthſchaftlichen · 


Intereſſen in Volkswirthſchaftsrath u. Ges 
werbefammern ($ 312 Abf. 7) ihre Ver⸗ 
tretung. 

5 Die Bezeichnung „Zünfte” wird jekt 
porzugsweile von dem ehemaligen mit 
Awangsbefugniffen ausgeftatteten Ber: 
einigungen im Gegenfat zu den heutigen 
Innungen gebraudt. 

9) Zwangsrecht ift die Befugniß, dem 
Berpfliteten die Anſchaffung oder Zu⸗ 
bereitung gewiſſer Bedürfniffe bet anderen 


als dem Beredhtigten zu unterfagen. Zum. 


-Bannredte wird dieſes Recht, wenn 


es fih auf die Einwohner eines ganzen 
Bezirkes oder gewifjer Klaffen derfelben 


erftredt. 

0, 8 312 Abf. 4 u. 8 30 Abi. 4 d. W. 

m) &. 2. Nor. 10 (GS. 79 u. 7. 
Set. 11 (GS. 253). 

m) Br. GewO. 17. Jan. 45 (GE. 
4 


1). 

5) RVerf. Art. 3 u. 41; FreizG. 1. 
Nov, 67 (BGB. 55) $ 1. 

19 RGewO. 21. Juni 69, vielfadh 


ergänzt, insbe. durch G. 17. Inli 78 
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Sie ſchloß jedoch neben einigen Zweigen der Gütererzeugung und fünftlerifchen 
oder wiſſenſchaftlichen Berufsarten auch verfchiedene gewerbliche Betriebe aus, 
um dieſe der bejonderen Regelung durch Reichs⸗ oder Landesgeſetze vorzu- 
behalten. Diefe Betriebe unterliegen fomit zugleich der Landesgefeggebung”). 
Die Gew.D. beſchränkt ſich ferner im weſentlichen auf die Frage der Zulaffung 
zum Gewerbe, wogegen fie mit einzelnen Ausnahmen die Ordnung des Be- 
triebes gleichfalls der Landesgeſetzgebung belaffen hat. Auf diefen finden ins- 
bejondere die allgemeinen Borfähriften der Bau⸗, Feuer⸗, Gefundheits-, Sicher: 
heits⸗ und Sittenpolizei fortdauernde Anwendung 16). — Neben der Reichs⸗ 
und der Landesgefeßgebung find einzelne Gegenftände der Iofalen Regelung 
durch Ortsftatut Üüberwiefen!”). 

Die Gew.O. hat den Grundfag der Gewerbefreiheit zur ausgedehn- 
teften Anwendung gebradt und diefe Grundlage ift ihr erhalten geblieben, 
wenngleich inzwiſchen die Macht der thatfählihen Verhältniſſe zahlreiche Ein- 
ſchränkungen herbeigeführt hat, die dem Staate wiederum eine vermehrte 
Einwirkung auf den Gewerbebetrieb zumeifen!?). Zur Durchführung der ge- 
werblihen Freiheit hat die Gew.D. den Unterſchied zwiſchen Stabt und Land 
bezüglich des Gewerbebetriebes, das Verbot des gleichzeitigen Betriebes ver- 
ehiedener Gewerbe und den Zunftzwang ſammt der Prüfungspfliht der Hanb- 


(RGB. 199), 23. Juli 79 (daf. 267), 
18. Juli 81 (daf. 233), 1. Juli 83 (daſ. 
159) u. auf Grund des Art. 16 des letz⸗ 
teren duch Bel. 1. Juli 83 in jeßt 
gültiger Faſſung neu veröffent- 
licht RGB. 83 S. 177. — Einfüp- 
rung in Südheſſen RVerf. 15. Non. 70 
(BGB. 627) Art. OH, in Baden u. 
Würtemberg G. 10. Nov. 71 (RGEB. 
392) u. in Baiern nad) Maßgabe der 
Geſetze 12. Juni 72 (RSB. 170) 8 1 
u. 23. Suli 79 (RGEB. 267) Art. 3 
Abſ. 2; in Elſaß⸗Lothringen haben außer 
8 29 (Anm. 66 zu $ 270) nur 8 33, 
44 u. Tit. VII Eingang gefunden ©. 
14. u. 16. Mai 77 (GB. f. E.⸗L. 15 u. 
20). — Ausführung: Anw. 4. Sept. 
69 (MB. 200), vielfach veraltet, insbeſ. 
im Geb. der VerwOrg., u. erg. Anw. 
29. Dez. 83 (MB. 84 ©. 11), geändert 
(AD Erl. 13. Juli 86, ferner (Neu 
faffung der Nr. 23—54) EB. 19. Juli 84 
(MB. 164) u. (Henderung v. Nr. 43) 8. 
Aug. 86 (MB 210). — Kommentare v. 
Berger (5. Aufl. Berl. 83), Marcinowski 
(3. Aufl. dal. 84) u. Sing (2. Aufl. 
daf. 85). 

5, Die GewO. ift nah $ 6 unanwend⸗ 
bar auf die Fifcherei (8 348 d. W.), bie 

Grf. Hue de Grais, Handbud. 6. Aufl. 


Advokatur u. das Notariat ($ 191 u. 219), 
die Errichtung u. Verlegung von Apotheken 
($ 2722), die Erziehung von Kindern 
gegen Entgelt ($ 269 Abf. 1), das Unter- 
richtsweſen (8 304 Abf. 4), die Auswarıs 
derungs= Unternehmer u. Agenten (8 11), 
die Verfiherungsunternehmer ($ 314 Abf. 
5), die Eifenbahnunternefmungen (8 373), 
die Öffentlihen Führen u. die Seefciffer 
($ 368 Abf. 4); fie it nur in einzelnen 
Vorſchriften anwendbar auf das Berg⸗ 
wejen ($ 324), die Ausübung der Heil⸗ 
funde ($ 270 u. 271), den Verlauf von 
Arzneimitten ($ 273 Abſ. 3), den Ver⸗ 
trieb von Lotterieloofen ($ 132) u. bie 
Viehzucht ($ 342). 

» Anw. im Eingange, Erf. d. OTr. 
4. Nov. 70 (IMDB. 350, MB. 1871 
©. 17) u. 18. San. 71 (IMDB. 114). 
— Strafe der Zunviderhandlung Gewerbes 
treibender gegen ihre Berufspflichten GewO. 
8 144, StGB. 8 222, 230, 232, 290, 
2663, 3673—7, 9, 15 u. 869. 

7, GewO. 8 142 u. im Geb. der 
Berw.örg. ZuſtG. 8 122. 

18), Anm. 14. Diefe Ergänzungen find 
auf dem Boden der neueren Wirthſchafts⸗ 
politit (8 312 Abſ. 5) erwachſen. 
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werfer befeitigt, die ausſchließlichen Gewerbeberedhtigungen, die Zwangd- und 
Bannrechte, die Berechtigungen zur Konzeffionsertheilung oder Abgabenauferle- 
gung aufgehoben oder für ablößbar erklärt, auch die Wiedereinführung diefer 
Rechte ausgefhloffen!?). Weiter hat fie den Betrieb de8 Gewerbes einem 
jeden infoweit geftattet, als nicht die allgemeinen Beſchränkungen der Zolle, 
Steuer: und Poftgefege oder die in beftimmten Fällen zum Schutze der ein- 
zelnen gegen Gefahren und Nachtheile erlaffenen Vorſchriften Ausnahmen 
nothwendig madhen?‘). Diefe Berechtigung zum freien Gewerbebetriebe kann 
nur, infoweit die Neichögejege oder beftehende Steuergefege es zulafien, 
entzogen werden ?!), Auch eine Beſchränkung durch polizeilihe Taxen ift nur 
unter beftimmten Vorausfegungen zuläffig ?). 

Die gefeglihen Einſchränkungen des Gewerbebetriebes bilden den Gegen- 
ftand der Gewerbepolizei, die für den ftehenden und den im Umberziehen 
ausgeübten Gewerbebetrieb verjchieden geftaltet ift (Nr. 2). Außerdem er- 
ſtreckt ſich die ftantlihe Wirkſamkeit auf die genoſſenſchaftliche Drganijation 
der Gewerbetreibenden in den Innungen (Nr. 3), auf die Fürforge für 
die gewerblichen Arbeiter (Nr. 4) und auf die allgemeine Förderung der Ge⸗ 
werbe (Nr. 5). 

2. Gemerbepolizei., 
8 350. 

a) Der Beginn eines jeden ſtehenden Gewerbes ift unter Angabe 
des Betriebsortes der Gemeindebehörde anzuzeigen und kann, infoweit er Ge⸗ 
nehmigung erfordert und ohne ſolche ftattfindet, polizeilich verhindert werden ?®), 

Die Genehmigung erfcheint theild von der Lage und Befchaffenheit der 
Betriebsftätte (gewerblichen Anlage), theil® von der perfünlihen Befähigung 
oder Zuverläffigfeit de8 Gewerbetreibenden abhängig. 


u GewO. 8 2—4, 7—10 u. im Geb. 
der Berw.Org. Zuft®., 8 133. — Die Auf- 
hebung u. Ablöfung erfolgte durch ©. 17. 
San. 45 (65. 79) f. die älteren u. 17. 
Mürz 68 (SS. 249) f. die neueren Pro- 
pinzen, ferner vd. 31. Mai 58 (GS. 333) 
u. 17. De. 72 (85. 717) für die (nad 
GewO. S 72 ausgeichloffenen) Abdederei- 
berechtigungen. 

2, GewO. 81 u. 5. — Frauen 8 11; 
Äurifife Pe des Auslandes 8 12 
Abſ. 1 u 22. Juni 61 (GS. 441) 
8 18. uf fpezieller Dienftverpflichtung 
beruht die Einſchränkung der Soldaten 
(8 95 Abi. 3 d. W.) u. Beamten ($ 23 
u. 65 daf.). Einfluß des Gewerbebetriebes 
auf das Bürgerredt Anm. 21 zu 8 77. 

a) GewO. 8 143 (vgl. $ 353 Abf. 2 
d. W.). — Unterfagung des einzelnen 
Betriebes $350 J 5 u. II 3 d. W., Zu- 


ragnahme der Erlaubniß GewO. 8 53 


u GewO. 8 72; Ausnahmen Ann. 
44—46 u. in betreff der Aerzte 8 270 
Abf. 2, der Apotheker 8 272 Abſ. 3 d. W. 
Daneben können Bäcker, Backwaarenver⸗ 
käufer u. Gaſtwirthe zur Veröffentlichung 
der von ihnen ſelbſt feſtzuſetzenden Preiſe 
angehalten werden GewO. 8 73-75, 79 


“5 GO, 8 14 Abf. 1 u. 8 15, An. 
Nr. ; Strafe GewO. 5 1481. — 
—2 —— für Feuerver⸗ 
ſicherungs⸗Agenten 8 314 Abſ. 5 d. W., 
für Anfertigung u. Verkauf von Büchern 
u. Druckſchriften 8 245 Abſ. 3 u. für bie 
einer Verbietung unterworfenen Gewerbe 
Nr. J 5 u. UI 3 des Tertes. — Die 
Anmeldung dient gleichzeitig dem Zwecke 
ber Gewerbefteuer Anm. 59 zu 8 143. 
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I. Für gewerblide Anlagen beftehen folgende Einſchränkungen: 
1. Gewiſſe Anlagen, die erhebliche Nachtheile, Gefahren oder Beläftigungen 


für die Nachbarn oder das Publikum mit fit) bringen, find erft nad) 
polizeiliher Prüfung und auf Grund eines Verfahrens zuzulaffen, in 
welchem über die Einwendungen der Betheiligten verhandelt und ent- 
ſchieden wird *%). Zuftändig find im Gebiete der VBerwaltungs-Drgani- 
fation in der Regel die Kreis- (Stadt>), in einigen Fällen die Bezirks⸗ 
Ausſchüſſe, im Übrigen Staate die Regierungen). 

. Daffelbe (Nr. 1) gilt von Dampffeffeln mit der Maßgabe, daß 
das Berfahren fortfällt, dagegen die Erfüllung der Konzeffionsbedin- 
gungen nochmals vor der Inbetriebnahme zu unterfuchen ift?‘). — 
Der Betrieb wird daneben in Preußen durd) periodifche Kefielrevifionen 


übermadht?”). 


29 GewO. 8 16 (Ergänzung des Ber» 
zeichniffes Bel. 12. Zuli 84 RGB. 118, 
v. 4. u. 31. San. u. 24. April 85 RGB. 
2, 8 u. %, v. 15. Feb., 1. April u. 16. 
Juni 86 RGB. 28, 68 u. 204, v. 5. 
San. 87 RGB. 4), Berfahren 8 17 bis 
22 n. Anw. (neue Faflung Anm. 14) 
Nr. 28—48; Frift der Ausführung GewO. 
8 49 u. 50; Strafe $ 1472. — Wirkung 
der Genehmigung $ 25 u. 26; diefelbe 
enthält zugleih den Baukonſens ER. 2. 
März 80 (MB. 80); bau⸗ u. feuerpofizeis 
liche Rüdfihten Anm. 26 zu 8 280; Ser» 
ftellung der erforderfihen Sicherheitsein⸗ 
richtungen 8 353 Abf. 2 d. W. — Ted 
niſche Anleitung für die einzelnen Betriebe 
14. April 75 (MB. 105); Anilinfabriken 
ER. 10. Juni 65 (MB. 158) u. 18. 
DR. 76 (MDB. 266); Bleifarben- u. Blei- 
zuderfabrifen Anm. 69. Zündholzfabrifen 
ER. 29. Okt. 57 (MB. 199) u. 20. Juni 
76 (MB. 175); unter Verwendung von 
Weißphosphor dürfen Zündhölzer wegen 
der damit verbundenen Bergiftungsgefahr 
nur in ausſchließlich dazu benußten u. von 
jugendlichen Arbeitern nicht befuchten Räu⸗ 
men angefertigt werden ©. 13. Mai 84 
(RGEB. 49) 8 1—5; Ausf. Bel. 11. Juli 
34 (CB. 195); fpezielle Vorſchriften gelten 
daneben für Schlachthäuſer (3 268 Abf. 
2) u. für Neuanlagen von Waffertriebs 
werten ($ 337 Abf. 2 d. W.) Für diefe 
find in Bergwerfen u. Aufbereitungs- 
anftalten zugleih die Oberbergämter zus 
ftändig Berg. 24. Juni 65 (GOS. 705) 
35833 Zuftg. 8 110 Abſ. 2 u. Anw. Mr. 

%) Für Bas Geb. der Berw.Org. Zuft®. 


$ 109, 110, 113, 8. 13. Aug. 84 (GS. 
323) u. 11. Mai 85 (GS. 277), übrigens 
Anw. Nr. 3 u. 27. 

*) GewO. 8 24, Anm. (neue Faſſung 
Anm. 14) Nr. — Nr. 6. — Friſt, 
Strafe u. Wirkung wie Anm. 24. — 
Die Unterſuchungsgebühr beträgt 15 M. 
ER. 8. Olt. 73 (MDB. 277) u. 22. Juni 
74 (MB. 164). — Zuftändig ift im 
Geb. der VBerw.Org. der Kreis- (Stadt) 
Ausſchuß Zuft®. 8 109 u. 113, in Berg 
werfen u. Aufbereitungsanftalten das Ober- 
bergamt u. für Lolomotiven auf Eifen- 
bahnen die Bahnverwaltung Berg®. 24. 
Suni 65 (GS. 705) 8 59 u. Anw. Nr. 
3, 49 u. 51. Die Unterfudung der 
Marine- u. militärfiskaliſchen Dampffeffel 
erfolgt durch die Marine u. Militärs 
behörden Bf. 3. Sept. 72 (MB. 229), 
10. Nov. 75 (MB. 285) u. 5. Nov. 78 
(MB. 79 ©. 39). — Techniſche Grund⸗ 
füge Bel. 29. Mai 71 (RGB. 122) u. 
18. Zuli 83 (RGB. 245); Beglaubigung 
der Metall» Legirungen für Sicherheits⸗ 
apparate Beſt. 22. Juni 86 (EB. 215). 

7) &. 3. Mai 72 (GS. 515), Einf. 
in Lauenburg ©. 25. Feb. 78 (GG. 97) 
8 855 Ausf. Bel. 24. Juni 72 (MB. 
183). — Zuſtändigkeit bei Staatsbahnen 
u. Bergwerken ER. 12. u. 27., bei. v. 
31. Okt. 72 (MB. 258 u. 304). — 
Für die Nevifion haben ſich Dampf- 
fefjel»Unterfuhungspereine gebildet, 
deren in Preußen (1885) 21 zugelaflen 
waren. Der Anſchluß an diefe Vereine, 
foweit fie flaatsfeitig anerfannt find, bes 
freit von Revifion durch die flaatlichen 
Behörden. — Der Betrieb der beweglichen 
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Mit ungewöhnlihdem Geräufh verbundene Anlagen können 
in der Nähe von Kirchen, Schulen, öffentlihen Gebäuden, Kranten- 
oder Heilanftalten unterfagt werden ?®). 

Für Windtriebwerfe kann dur Polizeiverordnung eine beftimmte 
Entfernung von Nachbargrundſtücken und öffentlihen Wegen vorge- 
ſchrieben werden ??). 

Wegen überwiegender Gefahren und Nadhtheile für das Gemeinwohl 
fann die Benugung jeder gewerblichen Anlage gegen Schadloshaltung 
unterfagt werden ®®). 


I. Die Genehmigung für einzelne Gewerbetreibende heißt, 


wo fie auf einem Befähigungsnachweife beruht, Approbation (Nr. 1), übrigens 


Konzeffion (Nr. 2). 


Einigen Betrieben gegenüber hat die Behörde unter be= 


itimmten Vorausfegungen ein Unterfagungsredt (Nr. 3), bezüglich anderer 
ein Anftellungsrecht (Nr. 4), während noch andere der Regelung durch dieſelbe 
ganz oder theilweife überlafjen find (Nr. 5). 


1. 


Der Approbation bedürfen Medizinalperfonen?!) und GSeejdiffer, 
Geefteuerleute und Lootjen??). Die Befähigungszeugniffe gelten, ab- 
gefehen von Hebeammen und Lootfen, für das ganze Reich, begründen 
fonad gewerbliche Treizügigfeit innerhalb deſſelben. — Das Huf— 
beſchlaggewerbe ift nad) Landesgeſetz von einer Prüfung abhängig *?). 
Eine Konzeffion ift erforderlich für Privat-Kranlen-, -Entbindungs- 
und »Irrenanftalten”*) und für Schaufpielunternehmer®>). 

Die ferner zur Saft: und Schankwirthſchaft und zum 
Kleinhandel mit Branntwein oder Spiritus erforderlihe Er- 
laubniß ift zu verfagen, wenn die Perfönlichkeit auf Grund von That- 
ſachen einen. Mißbrauch zur Förderung der Völlerei, des verbotenen 


Dampfkeſſel (Rofomobilen) ift außerdem 
dur Polizeiverordnnungen geregelt ER. 
13. März 55 (MB. 49); Straßenlofomo- 
tiven Anm. 29 zu 8 373. — In Preußen 
wurden am 1. San. 1886 gezählt: 42956 
fefiftehende, 10101 beweglide Dampfleffel 
u. Lokomobilen, 40308 feftftehende Dampf» 
mafdinen, 1312 Schiffsdampfkeſſel u. 1114 
Schiffsdampfmaſchinen. 

2) GewO. 8 27 u. im Geb. ber 
Berw.örg.. ZuſtG. 8 111, 113. 

2, GewO. $ 28 u. ©. 1. Juli 61 
(SS. 749) 8 18. 

2) GewO. 8 51, 52, 54, Anw. (neue 
Faſſung, Anm. 14) Nr. 52—54, im G®eb. 
der Verw.Org. ZuſtG. 8 112 u. 113. 

1) Kerzte 8 270 (Anm. 69) d. W., 
Apotheker 8 272 (Anm. 88), Heheammen 
S 273 (Anm. 96) u. Thierärzte 8 343 
(Anm. 12). 


2) 8 368 Abi. 3 d. W. 

3) GewO. 8 80a u. preuß. ©. 18. 
Juni 834 (65. 305); Zurüdnahme 
GewO. $ 53. Prüfung €. 23. Jan. 85 
J eg 4. März 85 (MB. 

u 

29 8 274 Abſ. 6 d. 

8% GewO. 8 82, Fr (vgl. S 60d 
Abſ. 4) u. im Geb. der Verw.Org. Zuf®. 
8 115, 118, übrigens Anw. Nr. 55—59 
u, AE. 30. Juli 69 (MB. 234); Friſt 
für den Beginn GewO. $ 49, 50; Zus 
rüdnahme daf. 8 53 u. ZuſtG. 8 1201, 
bez. Anw. Nr. 60—66. — Durch Poli- 
zeiverordnung kann die Cinreihung der 
aufzuführenden Theaterſtücke vorgejchrieben 
werden; die Darftellung verftorbener Mit 
glieder des Kön. Haufes ift in der Regel 
ausgeitoffen AD. 20. April 4 u. C 

28. Yuli 84 (MB. 210). 
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Spiels, der Hehlerei oder Unfittlichleit annehmen läßt, wenn das 
Lokal nad) Lage und Beſchaffenheit den polizeilichen Anforderungen 
nicht genügt und wenn beim Branntweinſchank und Branntwein- und 
Spirituskleinhandel fein Bedürfniß vorliegt. Die lettere Vorausfegung 
it für Orte, in denen weniger ald 15000 Einwohner vorhanden find, 
oder ein Ortsſtatut ſolches feitiegt, auch fir fonftige Schanf- und 
Gaſtwirthſchaften maßgebend 86). — Eine befondere von ähnlihen Vor- 
ausfegungen abhängige Genehmigung ift zur gewerblichen Haltung von 
Singfpielhallen für Schauftellungen, Muſik und theatralifche Auf- 
führungen ohne höheres Kunſt- oder wiſſenſchaftliches Intereſſe er- 
forderih?”), während für gewerbsmäßige Deufifaufführungen und 
Schauſtellungen von Haus zu Haus oder auf Straßen und Pläßen 
die vorgängige Erlaubniß der Ortspolizeibehörde erfordert wird 38). 
Der Konzeffion bedürfen ferner Pfandleiher, nebft den zu 
diefen zählenden Rückkaufshändlern und nad Landesgeſetz Gift- 


händler??). 


Eine befondere, nur widerruflich zu ertheilende Genehmigung, ſowie 


2 GewO. 8 33 u. 40 (vgl. 8 42a 
Abi. 3, 8 5623, 8 60 Abf. 1 u. 8 67 
Abſ. 2); Anw. Nr. 12 u. (Berürfniß- 
nahweis) Vf. 14. Sept. u. 25. Nov. 79 
(MB. 254 u. 1880 ©. 17) nebft Ef. 
DL. 5. Zuni 80 (VI 271); Zuftändigfeit 
im Geb. der Berw.örg. Zufl®. 8 114 
a. 162 u. (Hannover) KrO. 6. Mai 84 
«SS. 181) $ 355, übrigens Anw. Nr. 
55—59; Zurüdnahfme GewO. $ 53, 
Zuft®. 8 1192, 162 u. (Hannover) KrO. 
$ 357, bez. Anw. Nr. 60-66; Friſt für 
ven Beginn GewO. 8 49 u. 50. — Nur 
phyſiſche (nicht kurififhe) Perjonen find 
zuzulaffen Erf. OV. 16. Sept. 82 (IX 

286). — Kleinhandel ift in den älteren 
Provinzen jeder Handel mit Mengen von 
weniger als ", Anker (17,175 Lit.), der 
nit in hölzernen Gebinden oder bem 
Geſchäftsgebrauche gemäß iu etifettirten 
verfiegelten Flaſchen ftattfindet ER. 13. 
Aug. 35 (KA. XIX 251) Nr. 2, v. 12. 
Dä. 37 (KA. XXI 1074) u. 20. Nov. 
81 (MB. 246), in Hannover der Berfauf 
anter 4 Quartier R. 26. Oft. 74 (MB. 
263). — Branntwein ift die durch 
Deftillation hergeftellte alkoholhaltige Flüſ⸗ 
figfeit €. 23. Aug. 84 (MB. 233), auch 
in Berbindung mit anderen Flüſſigkeiten 
(Kunftwein) Erf. OP. 26. Nov. 84 (IX 
322). — Polizeilide Anforderungen an 
das Lolal C. 26. Aug. 86 (MB. 182). 
— Gaſtwirthe können zur Aufnahme Rei⸗ 


fender nicht durch PolV. verpflichtet werden 
Erk. OTr. 26. Juni u. ER. 25. Oft. 73 
(MB. 248). — Ueberwadhung dieſes Ge- 
werbes 8 256 d. W. 

GewO. 8 33a, 40 u. (Zurüd- 
nahme) 8 54; Zuſtändigkeit im Geb. der 
Berw.Org. V. 31. Dez. 83 (GS. 84 
S. 7) 8 1, bez. 8 Aa u. (Hannover) KrO. 
8 3856-7, übrigens Anw. Nr. 55—59 
u. be}. 6066, gemäß Anw. 29. Dez. 
83 DR, 84 ©. 11) B Ia u. be. B 
— — Tanzluſtbarkeiten 8 256 Abſ. 5 
d 


2, GewO. 8 33b u. (Strafe) $ 1485. 

2) GewO. $ 34, 40 u. (Stellvertretung) 
8 47; Zuftändigteit u. Zurüdnahme wie 
Anm. 36 u. (ältere Pfandleihbetriebe) V. 
31. Dez. 83 8 Ad, bez. (außerhalb des 
Geb. der Verw.Org.) Anw. Nr. 55—59, 
gemäß Anw. 29. Dez. 83 BI2. — Der 
Betrieb des Pfandleibgewerbes kann 
ortsftatutarifd von dem Nachweiſe des 
Bebürfniffes abhängig gemacht werden Bel. 
21. Sept. 79 (MB. 253); Ueberwahung 
f. oben Nr. 3 Abf. 3 u. Anm. 43. — 
Gifthandel bedarf der Genehmigung ©. 
22. Juni 61 (GS. 441) 8 49 u. StGB. 
S 3673. Das Kammerjägergeawerbe un⸗ 
terliegt der polizeilichen Regelung ER. 11. 
Juli 48 (MB. 232) u. 19. Mai 70 (MB. 
159). — Gewerbe der Lootſen 8 365 Abi. 
3 u. 366, Abſ. Ad. W. u. der Mark⸗ 
ſcheider Anm. 21 zu 8 323. 
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die Führung von. Regiftern wird endlich zur Herftellung, zum Bertriebe 
und Befite von Sprengftoffen, fowie zu deren Einführung aus dem 
Auslande erfordert?®). 

Ein Unterfagungsredt im Falle einer durch Thatſachen erwieſenen 
Unzuverläffigteit bezüglich des betriebenen Gewerbes befteht bei Erthei- 
lung von Zanz=, Turn- und Schwimmunterricht und beim Betriebe von 
Badeanftalten. 

Dafjelbe gilt vom Trödelhandel, dem Kleinhandel mit Garn- und 
ähnlichen Abfällen, den Gewerbe der Winkelfonfulenten, der Bermitte- 
Iungsagenten für Immmobiltarverträge, Darlehen und Heirathen, der 
Sefindevermiether und Stellenvermittler und der Aufttonatoren*!). 

Die im letzten Abfage genannten Gewerbe unterliegen der befon- 
deren polizeiliden Ueberwadhung?). Auch für Pfandleiher ift 
ſolche vorgejährieben; zugleich find ihre Rechte und Pflichten bezüglich 
der Höhe der Zinfen, des Pfandrechts an den Pfanditüden und der 
Beräußerung der Ießteren näher feftgeftellt*?). 

Das verfafjungsmäßige Anftellungsrecht der Behörden und Korpo- 
rationen bezüglich der Gewerbe der Feldmeſſer, Auftionatoren und der- 
jenigen, welche die Menge oder Beichaffenheit von Waaren feftftellen, 
ift aufredht erhalten. Ste haben nur im Falle folder Anftellung 
öffentlihen Glauben und das Recht zur Vornahme von Immobiliar⸗ 
verfteigerungen; übrigens ift diefer Gewerbebetrieb frei“). 

Der ort8polizeilihen Regelung unterliegen die Etraßengewerbe 
(Anbieten von Dienften und Unterhaltung öffentlicher Berkehrömittel)‘?), 


RGB. 109 Art. 2) u. ©. 17. März 81 


u. (Strafe) $ 9, Ausf®. 11. Sept. 84 
(MB. 237), erg. Beſt. 4. Juli 85 (MB. 
186) u. (Begriff der Schießmittel) 13. 
Mürz 85 (ROB. 78). — In betr. der 
übrigen (ftrafrechtlichen) Seariften des 
Gef. vgl. Anm. le zu 8 1730. W 

) GewO. 8 35 u. 40, Anw. Nr. 13; 
Zuftändigleit im Geb. der Verw ‚Org. 
ZuſtG. 8 1191, 162 u. (Hannover) aD. 
8 356, übrigens Anm. Nr. 55—59 
Strafe GewO. 8 148 

© GewO. 8 38 a 2. — Geſchäfts⸗ 
erih der Auktionatoren Regl. 15. Aug. 

48 (MB. 305) mit Nadtr. 21. De. 56 
(MB. 57 ©. 29), 18. Ol. 72 (MB. 
303), 16. Dat 76 (MB. 139), 18. Aug. 
82 (MB. 255), der jonftigen angeführten 
Gewerbe MinPolRt. 18. Mürz 85 (in d. 
Amtsbl.) 

© GewO. 8 38 Abf. 1 ‚ StR. 5 290, 
36012 (Faſſung des ®. 4. Mai 80 


(SS. 265) nebft Bf. 16. Juli 81 (MB. 
169). — Staats⸗ u. Kommunal- Pfand» 
feihanftalten 8 318 d. W. 

m) GewO. 8 36, 35 Abi. 3 u. Anw. 
Nr. 9; Stellverretung Gewd. 8 47; 
Toren 8 78, 79 u. 1488. — Strafe der 
Untreue SER. 8 2663. — Zurüdnahme 
$ 53 u. im Geb. der Berw.örg. — 
g& 1201, übrigens Anw. Nr. 60- 

— Geihäftsbetrieb der Land⸗ —8 
Regl. 2. März 71 (GS. 101), geändert 
($ 36—57) =. 26. Aug. 85 (GS. 319) 
n. €. 8. San. 86 way Prüf. Regl. 


fagung des Betriebes 8 40 Abf. 2 u. Zuft®. 
8 1191, 163 u. (Sammover) KO. 8 356. 
— Aud en gehören dazu Bi. 
14. Suni 72 (MB. 1 
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während für Schorniteinfeger die Einrihtung von Kehrbezirken 
geſtattet ift?®). 

Ihrem Umfange nad umfaßt die Befugniß zum ftehenden Gewerbe⸗ 
betriebe da8 Recht zur Annahme von Gefellen, Lehrlingen und Arbeitern‘), 
fowie von Stellvertretern. Letztere müſſen jedoch den für das Gewerbe vor- 
gefchriebenen Erforderniffen genügen“s). Gewerbetreibende, welche ein zu 
dauerndem Gebrauche eingerichtetes Gefchäftslofal befiten, können unter Be- 
fhränfung auf die zum Ankauf oder Teilbieten im Umherziehen zugelafjenen 
Gegenftände ihr Gewerbe innerhalb des Gemeindebezirk und — ſoweit e8 
nicht unter den beftimmt begrenzten Begriff des Gewerbebetriebes im Umher⸗ 
ziehen ($ 351) fällt, — auch außerhalb defielben frei betreiben“). In diefem 
Sinne können fie auf Grund von Legitimationsfarten felbft oder durch Rei- 
fende auch außerhalb des Gemeindebezirks für die Zwecke ihres Geiwerbe- 
betriebes Waaren auflaufen und Waarenbeftellungen ſuchen; der Auffauf darf 
jedoch nur bei Kaufleuten oder Produzenten oder in offenen Verkaufsſtellen 
erfolgen?®). 

8 351. 

b) Ein Gewerbebetrieb im Umherziehen ift vorhanden, wenn 
jemand außerhalb feines Gemeindebezirts, ohne gewerbliche Niederlaffung und 
ohne vorgängige Beſtellung in eigener Perfon Waaren feilbieten oder zum 
Wiederverlauf anlaufen, Waarenbeftellungen auffjuchen, Leiftungen anbieten oder 


folde Muftlaufführungen oder Schauftellungen darbieten will, mit denen ein 


*) GewO. 8 39 u. (Stellvertretung) 
8 47; pr. GewO. 17. San. 45 (GS. 
41) $ 56 u. 92; ER. 14. Mai 80 (MB. 
183); Zuf®. $ 132. — Taren GewO. 
8 77, 79 un. 1488, 

7) Gewd. $ 4l. Das Nähere 8 353 
u. „u potheler) S 272, insbef. Anm. 88 
d. 


8) GewO. 8 45 u. 47; beſonderer 
‚Konzeifton bedarf der Stellvertreter nit 
Erf. OB. 10. Dez. 78 (TV 300). Strafe 
GewO. 8 151; Betrieb nad dem Tode 
für Rechnung der Wittwen oder minder- 
jährigen Erben 8 46. — Webertragung 
von NRealberehtigungen 8 48. 

®, Daf. $ 42, 42a (verb. $ 59). — 
Einführung der Legitimationsiheinpflicht 
für einzelne Gemeinden GewO. 8 42b, 
ferner im Geb. der Berw.örg. V. 31. 
Dez. 83 (GS. 84 S. 7) S 1, (Zurüd- 
nahme) 8 Ab u. c u. (Hannover) KrO. 
Ss 356 u.7, übrigens Anw. Nr. 55—59 
u. (Zurüdnahme) Nr. 60—66 gemüß 
Anw. 29. De. 83 (MB. 84 ©. 11) 
BIb,e u Ob. — Strafen GewO. 


8 1491 u. 1485. — Oeffentlide Muſik⸗ 
aufführungen u. Schauftellungen |. oben 
Nr. 2 Abſ. 2; Verbreitung von Drud- 
ſchriften S 245 (Anm. 25 u. 26) d. W. 

0 GewO. 8 44, 4da u. Anw. Nr. 17 
u. 18. Das Berbot des Waarenmit- 
führens erleidet zu gunften der Gold⸗ u. 
Silberwaanren-Fabrilanten u. Großhändler 
eine Ausnahme GewO. 8 44 Abi. 2 u. 
Bet. 31. Okt. 83 (CB. 305, MB. 240) 
Nr. I. — Strafe GewO. 8 1485 u.6 n. 
1491. — Zuftändigfeit im Geb. der 
Verw. Org. ZuſtG. 8 117, 118 u. 8. 31. 
Des. 83 (GS. 84 ©. 7) 8 2, Übrigens 
Anm. Nr. 55—59, gemäß Anw. 1883 
(vor Anm.) B Id. — Wegfall der be- 
fonderen Steuer ©. 3. Yuli 76 (GS. 
247) 8 21. — Die nad den Handels- 
verträgen (Anm. 7 zu 8 858 d. W.) im 
Gegenfeitigfeitsverfehre mit Oeſterreich⸗Un⸗ 
garn, der Schweiz, Ruremburg, Spanien, 
Portugal, Rumänien u. Serbien amvend- 
baren Gewerbelegitimationsfarten gelten 
auch für den inneren Verkehr GewO. 8 
44a Abſ. 6. 
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höheres Kunſt⸗- oder wiſſenſchaftliches Intereſſe nicht verbunden ift; aud) 
MWanderlager gehören dazu. Zu diefem Betriebe bedarf e8 eined Wander- 
gewerbefcheines, der nur unter beftimmten gegenftändlichen oder perfünlichen 
Borausfegungen verfagt werden darf?!). Derfelbe gilt fiir Die Perfon und 
das Kalenderjahr; er beredtigt in diefer Beſchränkung zwar zum Gewerbe- 
betriebe im ganzen Reiche, doch ift der Eintritt in fremde Wohnungen ohne 
vorgängige Erlaubniß und das Betreten fremder Häufer und Gehöfte zur 
Nachtzeit nicht geftattet?®). Ferner werden Wandergewerbefcheine zu Muſil⸗ 
aufführungen und Schauftellungen nur für die einzelnen Regierungsbezirke 
und in der den Verhältnifien entſprechenden Anzahl ausgeftellt, bez. auf die- 
jelben ausgedehnt; die Ausübung diefer Gewerbe am einzelnen Orte erfordert 
außerdem ortöpolizeilihe Erlaubniß 5). — Zu gewiſſen kleineren Betrieben, 
insbefondere zum Teilbieten felbftgewornmener oder roher Erzeugniſſe der 
Land» und Forftwirthfchaft, felbtgemonnener Erzeugniffe der Jagd umd 
Fifcherei und felbftverfertigter MWochenmarktögegenftände in der Umgebung 
des Wohnortes bis zu 15 km bedarf es ſolchen Scheines nit’). — 
Mit dem Wandergewerbejheine wird Die Entrichtung der Landesgewerbe- 
fteuer verbunden 5). 

Das Haufirgewerbe, weldhes bereit8 in das Gebiet des Handels hinüber- 
greift, unterliegt ſonach einer befonderen Kontrolle, die gleichzeitig fteuerliche 
und polizeilide Zwecke verfolgt. Leitend war dabei nur die Rüchkſicht auf die 
öffentlihe Sicherheit und Sittlichkeit, nicht der Schuß des ftehenden Gewerbes 
gegen die durch den Haufirbetrieb erwachſende Konkurrenz. 

Nicht ganz frei von diefer Rüdfiht find diejenigen Maßregeln geblieben, 
die zur Befeitigung der durd die Wanderlager hervorgernfenen Mißftände 
ergriffen find und neben befonderer gemwerbepolizeilicher Kontrolle auf eine 
ſtärkere Heranziehung zu den Gemeindefteuern hinauslaufen °°). 


s) GewO. 8 55—58; Ausf. Anw. 24. 
Nov. 69 (MB. 284), vielfad) geändert 
dur die neuere Gewerbefteuergejeßgebung 
(Anm. 59 zu 8 144), Anw. 29. Dez. 83 
(MB. 834 ©. 11) Alu II u 82. 13. 
Juli 86. — Zurücknahme des Scheines 
u. Unterfagung des Betriebes im Geb. der 
Berw.Org. V. 31. De. 83 (GS. 84 
©. 7) 8 4e u. 5 u. (Hannover) KrO. 
8 356, übrigens Anw. (Anm. 14) Mr. 
55—66, gemäß Anw. 1883 BlIfu.Ilc. 
— Strafen GewO. 8 1485-7b u. im 
Falle des (nad) $ 566 verbotenen) Handels 
mit Sprengftoffen ©. 9. Juni 84 (ROB. 
61) S I Abi. 2 — Ertheilung von 
Wandergewerbeiheinen an Ausländer 
GewO. 8 56d, 4b Abf. 4, 1487e n. 
Belt. 83 (vor. Anm.) II u. II. 


*2) GewO. 8 60—60d; Zulaffung von 
Begleitern 8 62; Strafe 8 1487b—d y. 
1498-5, — Saufirbetrieb im Grenzbezirke 
Bereinszoll- ©. (Anm. 91 zu 8 160) $ 
Bo) — Formular Bel, 31. Dt. 83 (CB. 

5 GewO. 8 575 u. 63 Abf. 2, 8 60 
Abi. 2 u. 3 u. 60a. — Wandergemwerbe- 
heine Fir Geſellſchaften ER. 4. Aug. 79 
(MB. 212). — Beſchränkung des Kols 
Poren 8 245 Abf. 3 d. W. 

ss GewO. 8 59, 59a u. (Hannover) 
KO. 8 356, (verb. 8 60c Abf. 3 u. 66). 

FA Daſ. $ 60 Abi. 1 (vgl. $ 144 

d. 


B.). 
8 GewO. 8 56c u. 1487b (verb. $ 
42 at 2). — Beiteuerung 8 77 Nr. 40 
d. W. 


Wohlſtandspflege; Gewerbe. 8 352. 441 
3. Inuungen”), 
S 352. 

Die R.Gew.⸗O. geftattete zwar die Beibehaltung der vorhandenen und 
die Bildung neuer Innungen, hatte beide aber jeder öffentlich rechtlichen Be— 
deutung entkleidet und fie zu bloßen Privatgeſellſchaften herabgedrüdt. Sie 
Hatte dadurd) dem Gewerbebetriebe mit der Schranke auch eine Stüte ge- 
nommen, obwohl der einzelne Gewerbetreibende, der ſich den gefteigerten An- 
forderungen der \etztzeit gegenüberftellt und auf den Konkurrenzkampf mit der 
Großinduſtrie angewiefen fah, einer ſolchen noch weniger als früher zu ent: 
behren vermodte. Die Nothwendigkeit des fefteren Zuſammenſchluſſes der 
Gewerbegenofjen zur Förderung der gemeinfamen gewerblichen Interefien und 
zur fittlihen und wirthichaftlihen Hebung des Handiwerferftandes hat deßhalb 
zu neuen umfaflenden Vorſchriften für die Neuerrihtung von Innungen ge- 
führt. Die demgemäß zuftande gekommenen Innungen bilden juriſtiſche Per- 
fonen. Sie haben das Recht zur zwangsweifen Beitreibung der Beiträge; 
für ihre Verbindlichkeiten haftet nur das Innungsvermögen®®),. Bon der 
höheren Berwaltungsbehörde können den einzelnen Innungen noch weiter 
gehende Befugniffe eingeräumt werden, die fi auch über die der Innung 
nicht beigetretenen Berufögenofjen erftreden. Dahin gehört die Entſcheidung 
von Etreitigfeiten aus den Lehrverhältnifien, der Erlaß von Vorſchriften über 
die Regelung des Lehrverhältniſſes, ſowie über die Ausbildung und Prüfung 
der Lehrlinge5?), endlich die Heranziehung zu Beiträgen für gemeinfame Auf- 
gaben des betreffenden Handwerks, insbefondere für da8 Herbergäwefen und 
den Arbeitönachweis, für Einrichtungen zu gewerblicher und technifcher Aus- 
bildung und für gewerblihe Echiedögerihte). Wenn daneben den Mit- 
gliedern der Innung auch das ausſchließliche Necht zur Annahme von Lehr- 
fingen beigelegt werden kanns1), fo entfernt fi diefe Vorſchrift von dem 
übrigens aud) den Innungen gegenüber feftgehaltenen Grundfate der Gewerbe- 
freiheit. Die älteren Innungen bleiben den feitherigen Beftimmungen unter- 
worfen, können aber feit dem Jahre 1885 geſchloſſen werden, wenn fie bis dahin 
ihre Berfaffung nicht den Grundfägen der Gewerbe-Ordnung angepaßt haben 2). 


5, Geſchichte 8 349 Abſ. 5 d. W. 

=”) GewO. Tit. VI, insbeſ. Aufgabe 
u. Statuten der Innung $ 97—9c u. 
(Normalftatut) Bel. 11. San. 82 (CB. 
247), Mitgliedſchaft u. Rechte 8 99 bis 
100e, Kranken» u. Unterftüßungs - Kaffen 
& 97a u. 100c neft ©. 15. Suni 83 
RGB. 73) 8 73, Vorftand GewO. 8 101, 
Auflöfung u. Schließung 8 103, 103a, 
Aufidt 8 104, Vereinigung mehrerer 
Innungen unter gemeinfamen Ausſchüſſen 
& 102 od. zu Innungsverbänden 8 104a 
tis 104g, welden durch Beihluß des 


Bundesraths die Rechte juriftiicher Per⸗ 
onen beigelegt werden fönnen 8 104h 
bis o nad) ©. 28. April 86 (RGB. 125), 
Strafen $ 14810, 1498 u. Abi. 2, Anw. 
I. März 32 (MB. 66). — Zuftändigfeit 
im Geb. der Verw.Org. ZuſtG. 8 123—126. 

*, GewO. $ 100e. 

&, ©. 6. Zuli 87 (XGB. 281), wo⸗ 
durch der GewO. die 8 100f bis m eitie 
gefligt werben. 

m G. 8. De. 84 (RGB. 255). 

62) &. 18. Juli 81 (RGB. 233) Art. 
3. — GewO. $ 81-96 u. ZuſtG. 8 
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4 Gemerblicye Arbeiter. 


Die gewerblien Arbeiter bilden die Mehrzahl aller Arbeiter und unter- 
Tiegen mehrfadhen befonderen VBorfhriften‘®), die theils die Fürſorge für den 
Arbeiteritand, theils die Sicherſtellung des Arbeitsvertrages bezweden. 


a) Arbeitsperhältniß. 
S 353. 

Mährend im allgemeinen die rechtlihe Stellung der Gefellen, Gehülfen 
und Lehrlinge von der der Fabrifarbeiter grundfäglid nicht geſchieden tft, hat 
doch in einzelnen Punkten die Rüdfiht auf Die gewerbliche Ausbildung einer- und 
die Eigenthümlichkeit des Fabrikbetriebes andererfeit8 zu gefonderten Beltim- 
mungen für beide Arten von Arbeitern geführt. 

Für alle gewerbliden Arbeiter iſt das Verbot der Vereinigung 
und Arbeitseinftellung zur Erlangung günftigerer Yohnbedingungen aufgehoben 
(Roalitionsredt); der Beitritt darf jedoch nicht dur) Zwang oder ‘Drohung 
herbeigeführt werden‘), Das Arbeitsverhältniß ift Oegenftand freier 
Uebereinfunft; eine Berpflictung zur Sonntagsarbeit findet nit 
ftatt; ©ewerbetreibende, welche die bürgerlihen Ehrenrechte nicht befigen, 
dürfen fich mit der Anleitung von Arbeitern unter 18 Jahren nicht befafjen ®°). 
Zur Sicherftellung des Arbeitöverhältniffes ift für Arbeiter unter 21 Fahren 
die Führung eined von der Polizeibehörde auszuftellenden Arbeitsbudes 
vorgefährieben, in welches Ein- und Austritt und Art der Beihäftigung ein- 
zutragen find. Beim Abgange können Zeugniffe über Beidhäftigung und 
Führung gefordert werden). Die Lohnzahlung muß baar in Reichswährung 
erfolgen; die Zahlung in Waaren (Truffyften) und die Kreditirung derfelben 
ift verboten”), Bei Befhäftigung von Arbeitern unter 18 Jahren ift die 
durch das Alter gebotene befondere Rüdfiht auf Gefundheit und Sitt- 
Tichleit zu nehmen, aud die zum Beſuche vorhandener Fortbildungsſchulen 
erforderliche Zeit zu gewähren. Zum Beſuche der leßteren können Arbeiter 
unter 18 Jahren ortsftatutarifch verpflichtet werden‘), Die Gewerbeunter- 





123, 124. — Am 1. Ian. 86 beftanden 
9185 Innungen. 

8) Die Borfchriften finden auf See- 
ſchiffsmannſchaften (S 368 Abf. 4 d. W.), 
auf Gehülfen u. Lehrlinge in Apothefen 
(Anm. 88 zu 8 272) u. Handelsgefchäften 
(Anm. 28 zu $ 361) feine u. auf Berg» 
arbeiter ( 325 d. W.) nur beſchrünkte 
Anwendung GewO. 8 154. — Arbeiter 
beim Eiſenbahnbau 8 377 Abi. 2 d. W. 

e) GewO. 8 152, 153, StGB. 8 240. 
— Abweihung für Gefinde u. ländliche 
Arbeiter 8 260 Abf. 2. 

& GewO.8 105, 106; Strafe 8 1501. 


% GewoO. $ 107—114, ER. A. Okt. 
78 (MB. 252); Strafen $ 1463, 150. 

7, Daf. $ 115—119; Strafe 8 146. 
— Beihlagnahme bes Arbeits⸗ u. Dienft- 
Iohnes 8 198 Abf. 2 d. W. 

8, GewO. 8120 Abf. 1 u. 2; Strafe 
s 1474. — Cinridtung ber "Säulen 
Anm. 48 zu S 306; in Hannover find 
Geringe, unbebingt befuchepflictig, hann. 
GewO. 1. Aug. 47 (dann. GS. I 216) 
8 113; Erriätung u. Zeſu hor iht in 
— u. Poſen G. 4. Mai 86 
(GS. 143). Im den alten Prov. können 
die felöftftändigen Gewerbetreibenden orts⸗ 
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nehmer haben ferner alle zur Sicherheit gegen Gefahr für Xeben und 
Geſundheit erforderlichen Einrichtungen in ihren Betriebsftätten zu treffen 69). 
Streitigleiten bezüglich des Arbeitöverhältnifies werden — foweit nit 
befondere Behörden oder ortöftatutarifch eingefegte Schiedsgerichte beftehen ?°) 
— durch die Innung, wo diefe fehlt, durch die Gemeindebehörde entfchieden 
und unbefchadet der dagegen binnen 10 Tagen offen ftehenden Berufung auf 
den Rechtsweg vorläufig vollftredt). Die Vollftredung erfolgt in den For- 
men der Prozeß⸗Ordnung 72). 

Gefellen, Gehülfen und Fabrifarbeiter haben dem Arbeitgeber 
in bezug auf die Arbeiten und häuslichen Einrichtungen Folge zu leiften. 
Die Kündigungsfrift für das Wrbeitsverhältniß beträgt in der Regel 
14 Tage. Die Berleitung zum vorzeitigen Berlaffen der Arbeit und die 
wilfentliche Annahme anderweit zur Arbeit verpflichteter Arbeiter macht fir 
den dadurch erwachſenden Schaden veruntwortlid 73). 

Die Lehrlinge — einfchließlich derjenigen aus dem abrifarbeiterftande 
— find der väterlihen Zucht des Lehrherrn unterworfen, müſſen dagegen von 
dieſem gehörig unterwiefen und beauffichtigt werden. Das Lehrverhältniß 
geht, wenn nicht befondere Auflöfungsgründe vorliegen, erft mit Ablauf der 
Lehrzeit zu Ende, und ift bei fhriftlich gefchloffenem Lehrvertrage dadurd) ge- 
Thütt, daß der unbefugt die Lehre verlaffende Lehrling auf den innerhalb 
einer Woche geftellten Antrag des Lehrherrn zur Fortfegung derfelben polizei- 
lich angehalten werden kann und zur Schadloßhaltung verpflichtet if. Dem 
Lehrling ift nad) Beendigung der Lehrzeit ein foftenfrei von der Gemeinde- 
behörde zu beglaubigendes Zeugniß auszuftellen?*). — Die Ausbildung der 
Lehrlinge wird mehrfah vom Staate gefördert”). 


ftatutarifch gemöthigt werden, zur Grün⸗ 
dung von Fortbildungsfchulen zufammen- 
zutreten ®. 9. Geb. 49 (GS. 93) 8 57° 
2. ZuſtG. $ 122. 

e, GewO. $ 120 Abi. 3; Strafe $ 
1474 u. bei Bauausführungen StGB. 8 
330, fahrläfftger Tödtung 8 222, Kürper- 
verlegung 8 230 u. 232. Einrichtung u. 
Betrieb der Bleifarben- u. Bleizucker⸗ 
fabrifen Bel. 12. April 86 (RGB. 69). 
— Haftpflicht S 356 Abi. 2 d. W. — 
Bol. Ann. 98. 

») Behörden in dieſem Sinne bilden 
nur die Öeinerbegeriähte kn der Ahein- 
provinz $ 185 Mr. W. — Un 
gewerblichen Scibögeriiien (ER. 31. 
Juli 71 MB. 208) fanden fi 1874 in 
Preußen 51, im übrigen Deutihland 6 
por. 

7) GewdD. 8 120a, 974, 9726, 100d 
u. 100e!, — Zur Eidesabnahme ift die 


Semeinbebehürbe nicht befugt ER. 19. Nov. 
81 (MB. 278). 

2) Bf. 11. Juni 72 (MB. 176). — 
CPrO. 8 773 u. 774. — Die Gemeinde- 
behörden des Bundesgebietes haben ie 
dabei Nehtebütfe zu leiften ER. 28. Feb. 
74 (MB. 78). 


8) Sewo. 8 121- 125, 134. 

74) Daf. 8 126—134; Strafe 8 1489,10 
u. 150?. — Diebftahl u. Unterfhlagung 
an geringwerthigen Saden wirb gegen 
inte nur auf Antrag verfolgt StGB. 


53 nm. 68. — Ausbildung in ben 
Staats-Eijenbahnwerkftätten ER. 21. Dez. 
78. — Prämien bei Ausftellung von 
Lehrlingsarbeiten ER. 24. März 80 (MB. 
95), für Ausbildung taubftummer Lehr» 
linge ER. 5. Nov. 53 (MB. 268), 2. 
De. 68 (MB. 318), 2. April 70 (MB. 
119) u. 19. Mai 71 (MB. 176). 
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As Fabrifarbeiter dürfen Kinder unter 12 Jahren überhaupt nicht, 
jugendlide Arbeiter von 12 bi8 16 Jahren nur in beftimmten, nad) dem 
Alter bemefjenen und vertheilten Arbeitsftunden befchäftigt werden. “Dabei 
it auf Gefundheit, Sittlichleit und Ausbildung entfprechende Rückſicht zu 
nehmen. Die nöthigen Stunden für Schul- und Konfirmandenunterricht und 
die Sonn- und Teittage müſſen frei bleiben. Mit Rüdficht auf befondere 
Verhältniffe find einzelne Ausdehnungen und Einſchränkungen zugelafien. 
Jede Beichäftigung jugendlicher Arbeiter ift der Polizeibehörde anzuzeigen. 
Schulpflichtige Kinder erhalten anftatt der Arbeitsblicher Arbeitsfarten. Die 
Frauenarbeit ift für Wöchnerinnen befhränft und kann für gewiſſe Yabri- 
fationdzweige mit Rückſicht auf Gefundheit oder Sittlichkeit unterfagt oder 
eingeſchränkt werden ’®). 


b) Arbeiterverfiderung. 
8 354. 
aa) Ueberſicht. Die Tapitallofe Arbeit fteht den Wechielfällen des 
Schickſals ziemlich Hülflos gegenüber und die auf ihren Schuß berechnete 
Arbeiterverfiherung zählt zu den widtigften Aufgaben der heutigen Sozial- 
gefeßgebung. Diefe Verfiherung fol den nachtheiligen Einwirkungen vor- 
beugen, die mit der Erwerbsunfähigfeit verbunden find. Nach den Urfachen 
der letzteren erſcheint fie in drei Geftalten: als Krankenverſicherung bei nur 
vorübergehender Erkrankung, als Unfallverfiherung und als Altere- und In- 


validenverficherung. 
8 355. 


bb) Die Krrankenverſicherung ftand feither mit den eingefchrie- 
benen Hülfskaſſen in engem Zufammenhange, welde die ihnen bei- 
gelegten Berechtigungen, insbeſondere die juriftiiche Perſönlichkeit, durch Ein- 
haltung bejtimmter zur Sicherung ihrer Lebensfähigkeit vorgefchriebener 
Bedingungen und dur Eintragung in ein dieferhalb geführtes Regiſter er- 
langen. Sie dürfen nur auf gegenfeitige Gewährung von Kranken- und Bes 
gräbnißgeldern gerichtet fein, beruhen aber übrigens auf freier Entſchließung 


Arbeiterinnen dürfen in Bergwerken wicht 


” GewO. 8 1834—139b u. 154; 
unter Tage (unterivdifch) beſchäftigt werben 


Strafe $ 1462, 1497 u. 1502, verb. 





Anm. 68; Ausführung ER. 5. u. (Schul⸗ 
einrihtungen) 26. Nov. 78 (MB. 264 
u. 266). — Beihäftigung weibliher u. 
jugendlicher Arbeiter in Drahtziehereien 
mit Waflerbetrieb Bel. 3. Feb. 86 (EB. 
24),.in Glashütten, Walz- u. Hammer- 
werfen ER. 17./23. April u. letzterer Ars 


heiter in Spinnereien ER. Samt ng 


(CB. 303, 304 u. 362, MB. 97 u. 155) 
u. in Steinlohlenbergwerfen Bel. 10. Juli 
31 (EB. 275) u. 12. Mürz 83 (CB. 63). 





GewO. 8 154 Abſ. 4; Zündholzfabriken 
Anm. 24. — Fahrikinipeftoren S 349 
Abi. 4 d. W.; Bleifarben- u. Bleizucker⸗ 
fabriten Anm. 69. — Die Zahl der 
jugendliden Arbeiter im Reiche bes 
trug (1882) 123 543, davon 14 600 unt. 
14 Jahren. — Am ausgedehnteften ift 
der Schuß ber jugendlichen Arbeiter im der 
Schweiz; die übrigen europäiſchen Staaten 
ftehen Hinter diefer u. Deutfchland zurück. 
Lohmann: Fabrifgefegebung des europ. 
Kontinents (Berl. 78). 
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der Betheiligten und find auf die Zwecke der gewerblichen Zwangsverſicherung 
nicht beſchränkt?). Gleichzeitig mit diefer Regelung war für felbftftändige 
Oewerbetreibende die Beitrittspflicht zu den für diefe beftehenden Sranten-, 
Hülfs- oder Sterbekaſſen aufgehoben ?®), während in betreff der gewerblichen 
Arbeiter die Einrihtung von Krankenkaſſen in den Formen des Hülfskaſſen⸗ 
geſetzes und die Einführung bes BeitrittSzwanges der ſtatutariſchen Feſtſetzung 
der Gemeinden und weiteren Sommunalverbände überlaffen biieb ’9). 

Bon diefer Befugniß war nur ein fehr beſchränkter Gebrauch gemacht 
und dem Bedürfniffe fomit nur in fehr unvollkommener Weife genügt. Es 
wurde deshalb zu einer rveihögefeglihen Neuregelung des Gegenftan- 
des gefähritten, wobei der bis dahin nur ortsftatutarifch zugelaflene Ver- 
fiherungdzwang zu einem durch das Geſetz vorgefähriebenen gemacht worden 
iſt 8o). 

Dem Verſicherungszwange unterliegen faſt alle dauernd gegen Lohn 
oder Gehalt beſchäftigten gewerblichen Arbeiter, während er für vorübergehend 
Beſchäftigte, für Handlungsgehülfen und für Arbeiter in der Hausinduſtrie 
durch Statut der Gemeinde oder eines weiteren Kommunalverbandes eingeführt 
werden fann®!), Auf demſelben Wege oder im Wege der Landesgeſetzgebung 
fann unter beſtimmten Maßgaben die Einführung für land» und forftwirth- 
ſchaftliche Arbeiter erfolgen ®?). 

Das Beitreben, die Verſicherung möglihft durch felbitverwaltete Berufs- 
genofjenfchaften zu bewirken, bat zu einem ziemlich bunten Nebeneinander 
verfhiedener Kaffen geführt. Während mit einigen Abänderungen die 
älteren Knappſchaftskaſſen, Innungskrankenkaſſen und eingefchriebenen oder auf 
Grund Tandesgefetliher Vorjchriften errichteten Hülfskaffen beibehalten und 
als zuläffige Formen für Erfüllung der Verſicherungspflicht anerkannt find®®), 


7 Hülfsfaffen®. 7. April 76 (RGB. 
125), ergänzt in Rückſicht auf d. Kran 
fend. (Anm. 80) durd ©. 1. Juni 84 
(RGB. 54) u. im Geb. der VerwOrg. 
durh ZuſtG. 8 141, 142; Anw. 14. Yuli 
84, erg. (zu 1c) Bel. 23. Aug. 86 (i. d. 
Amtsbl.) u. (Formulare) Bel. 7. Juli 87 
(CB. 187); vgl. Anm. 83. 

7, GewO. $ 140, wonad übrigens 
biefe Kaffen fortbeftehen, auch im Falle 
der Neuerridtung mit der Genehmigung 
ber höheren Berwaltungsbehörde, deren 
fie als Berfiherungsanftalten bebürfen 
(Anm. 20 zu $ 314 d. W.), die Rechte 
juriſtiſcher Perſonen erlangen. 

79, Daf. 8 141—141f, aufgehoben 
KrankenkG. (folg. Anm.) 8 87; verb. 
Anm. 83. 

©) Krantenverf®. 15. Juni 83 
(RGB. 73); Ausf. Anw. 26. Nov. 83 


(MB. 258), (Nr. I ergänzt durch Bf. 
4. April, 24. Mai u. 4. Juli 84 MB. 
50, 19. Aug. u. 3. Nov. 85 MB. 245 
u. vd. 23. Aug. 86). — Rom. v. Woedtke 
(2. Aufl. Berl. 85), die Heinere Ausgabe 
in 3. Aufl. (Berl. 86) u. Ebert (Hann. 
84); Eger, die Unfalls u. Krankenver⸗ 
fiherung (Bresl. 86). 

nn KG. 8 1—3, verb. 8 54, 78, 80, 
82 u. (Statuterlaß) Anw. Nr. V. — 
Ausdehnung auf das Transportge> 
werbe (8 356 Abi. 4 M. 1) ©. 28. 
Mai 85 (RGB. 159) 8 15—17 u. Anw. 
21. Aug. 85. 

a) KG. a. a. O. u. ©. 5. Mai 86 
(REB. 132) 8 133—142; zuftündige 
Behörden Anw. 26. Juli 86 (MB. 187). 

8, Knappſchaftskaſſen 8 826 d. W.; 
Innungskrankenkaſſen Anm. 58; von den 
Hülfskaffen kommen nur nod die frei⸗ 
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werden unter bejtimmten VBorausfetsungen WYabrikbefiger und Bauherren zur 
Errichtung von Betriebs: (Fabrik⸗) und bez. Bau-Krankenkaſſen ermächtigt 
oder auch verpflichtet). Alle diefe Kaſſen find ihrem Zwecke nad) begrenzt. 
ALS allgemeine und regelmäßige Form der Kranfenverficherung find deßhalb 
befondere Kaffen vorgefehen, die von den Gemeinden oder weiteren Verbänden 
möglichft getrennt für die einzelnen Berufsklaſſen zu bilden find und — nicht 
eben zutreffend — als Ortskrankenkaſſen bezeichnet werden 88). Wo endlich 
diefe organifirten Kaffen fehlen, tritt Die Gemeindeverfiherung ein, indem die 
Gemeinde als ſolche die Verficherungsbeiträge einzuziehen und die Unter: 
ftügungen auszuzahlen hat 86). Diefen Kaſſen können alle nicht verficherungs- 
pfliätigen Arbeiter de8 Gewerbezweiges oder Betriebes, der Gemeindeverfidhe- 
rung auch Dienftboten beitreten”). 


Die Beiträge find der Regel nad) bei der Gemeindeverfiherung auf 
145 Prozent des ortsüblihen, übrigens auf 2 Prozent des durchfchnittlichen 
Tagelohned zu bemeſſen. Die Arbeitgeber, die ihre Arbeiter fpäteftend am 
ten Tage an= und abzumelden haben, find verpflichtet, die Beiträge von dem 
Arbeitslohne in Abzug zu bringen und felbft ein Drittel (alfo die Hälfte des 
vom Arbeiter zu entrichtenden Betrages) zuzufdhießen®®). 

Die Kranfenunterftügßung wird für längſtens 13 Wochen gewährt 
und umfaßt neben freier ärztlicher Behandlung, Arznei und Heinen Heilmitteln 
im Falle der Erwerbsunfähigkeit aud ein vom 3Iten Tage ab zu zahlendes 
Krankengeld ober ftatt dieſer Leiftungen freie Koft und Verpflegung in einem 
Krankenhauſe. Soweit nit die Gemeindeverfiherung in Frage fteht, ift die 
gleiche Unterftügung an Wöchnerinnen auf drei Wochen und im alle des 
Todes ein Sterbegeld zu gewähren, aud) die Einführung einiger weitergehenden 
Leiſtungen zugelafjen®?). 


willigen in Betracht KG. 8 75 nebſt ©. 
28. San. 85 (RGEB. 5) u. Anw. Nr. 9 
u. 10, während die mit Beitrittszwang 
verbundenen nunmehr dem KG. unterliegen 
daf. 8 85, 86 u. Anw. Nr. 11—20. 

A) Betriebs: (Fabrik⸗) Krankenkaſſen 
RS. 8 59—68, verb. $ 82 u. 84, Anw. 
Nr. VII, Zuſtändigkeit u. Mufterftatut 
wie Anm. 82; Bau⸗Krankenkaſſen KG. 
8:69—72, verb. $ 82, 84, Anw. Nr. VIII. 

5 KG. 8 16—58, 76, 79 u. Anw. 
VI; Zuftändigkeit (in Füllen des S 57) 8 
58 Abſ. 2 u. V. 12. Sept. 85 (GG. 333); 
Formulare Bel. 16. Oft. 84 (CB. 266) 
u. 6. San. 87 (EB. 8). — Mufterftatut 
Bel. 14. März 84 (EB. 65, 122 u. 308, 
MB. 52 u. 75). 

RS. 8 4—15, 49—58, 79, 83 u. 
Anw. IX; Formulare wie Anm. 75. 


7) GenVerſ. KG. 8 4, vgl. 8 11; 
Orts. $ 19, vgl. 8 27; Fabrik» u. Bauk.⸗K. 
8 63 u. 72 Abf. 3. — Am Schluſſe d. 
J. 1885 wurden 18776 Krankenverſiche⸗ 
rungs⸗Kaſſen mit 4 Mill. Mitgliedern 
gezählt. 

8) GemVerſ. u. Ortsl. $ 5 Abf. 2, 
8 8—10, 22, 30—33, 49—53 u. 55, 
ferner (Strafen) $ 81, 82, (Fetitellung 
des Tagelohnes) $ 8, 20 u. Anw. II, 
(gemeinfame Meldeſtelle) 8 49 Abſ. 3, 
8 76 u. Anw. X; Fabrik⸗ u. Baulaffen 
8 62, 64 u. 72 Abf. 3. 

8, GemBerf. 8 5 Abſ. 1,5 6—8; Ortsk. 
8 20, 21; Fabrils u. Baukaſſen 8 64 u. 
72 Abf. 3. — Die Leitungen bilden keine 
Armennnterftügung 8 77. — Entſchädi⸗ 
gung bei Betriebsunfällen oben Abf. 3 u. 
Anm. 97. 
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cc) Den nadtheiligen wirthfchaftlihen Einwirkungen, die ſich bei Unfällen 
über die Zeit diefer geſetzlichen Krankenunterftügung hinaus geltend machen, 
fol die gleichfalls reichögejeglic geregelte Infallverficherung begegnen °®). 

Geither beftand mur die Haftpflicht, vermöge deren Unternehmer von 
Bergwerken, Steinbrüchen, Gräbereien (Gruben) oder Fabriken zum Schadens- 
erjaße verbunden waren, fobald durch ihr oder ihrer Beauftragten Verſchulden 
ein Menſch getödtet oder verlegt wurde’). Dieſe Hülfe erſchien unzulänglich, 
da fie die zahlreihen Fälle der eigenen Berfhuldung oder des Zufalles un- 
beachtet ließ, zugleich aber die Arbeiter zur Prozekführung gegen ihre Arbeit- 
geber nöthigte und damit zerfeßend auf die Beziehungen zwifdhen beiden ein- 
wirkte. Nah Regelung der Linfallverfiherung ift die Geltendmadhung der 
Haftpflicht ſeitens des Beſchädigten deßhalb auf den Fall vorfäglicher Be- 
ſchädigung und auf den die Verſicherungsſumme überfteigenden Betrag beſchränkt, 
während fie Übrigens nur zur Dedung der anläßlich der Kranken- und Unfall 
verfiherung gemachten Aufwendungen zu gunften der Krankenkaſſen und Unfalls- 
Genoſſenſchaften fortbefteht??). 

Der Unfallverfiherungszwang war zunädft auf Arbeiter und auf 
Betriebsbeamte mit Jahresverdienft bi8 zu 2000 M. in den vorftehend als 
haftpflichtig bezeichneten großen Betrieben beſchränkt und nur infoweit auf 
kleinere (landwerksmäßige) Betriebe für anwendbar erflärt, als diefe Exrplofiv- 
ftoffe oder erplodirende Gegenftände gewerbsmäßig erzeugen, Bauarbeiten 
einſchließlich des Schornfteinfegend verrichten oder Dampfkeſſel oder durch 
Elementarkraft bewegte Triebwerke verwenden?). 

AS Träger der Berfiherung find die Betrieböunternehmer bei gleichen 
oder verwandten Betrieben für beftimmte Bezirke zu Berufsgenofjen- 
ſchaften behufs der Gegenfeitigfeitöverfiherung vereinigt. Diefe Genofjen- 
Thaften können in örtlich abgegrenzte Sektionen und diefe in Eleinere f. g. 
Bertrauensmännerbezirfe gegliedert werden. Den Genofjenfchaften find neben 
den Rechten der juriſtiſchen Perfonen ausgedehnte Selbitbeftimmungsrechte in 


©) Unfallverj®. 6. Juli 84 (RGL. 
69), am 1. Oft. 85 in Kraft getreten 8 
111 u. 3. 25. Sept. 85 (RGB. 271) 
8 1. — Zuftändige Behörden in Preußen 
8 109, 8. 30. Juli u. (Bergverwaltung) 
13. Aug. 84, in der preuß. Heeresverw. 
Bel. 19. u. in der Reichseiſenbahnverw. 
Del. 20. Sept. 85 (CB. 475 u. 469), 
in der Reichs⸗Poſt- u. Zelegraphenverw. 
Bel. 21. März 86 (CB. 66); Regul. f 
d. Poſt⸗ u. Telegraphenverw. 31. März 
36 (EB. 76). — Kommentare v. Woebtle 
3. ut (Berl. 86) u. (Meiner) e Rohr 
2. Aufl. (daf. 84); vgl. Anm. 

Mm) HaftpflihtG. 7. Juni 71 "68. 


207); 8 6 ift aufgehoben ©. 30. San. 77 
Ro 244 5 133). Kom. vo. Endemann 
3. Aufl. (Berl. 85) u. Eger 3. Aufl. 
(daſ.). — Seiner Safepftict bei Eifen- 
bahnen 8 377 Abſ. 2 d. W., bei ber 
Schifffahrt Hamd&B. Art. 451 u. 478 
(8 368 Abf. 2 d. W.). — Strafrechtliche 
Folgen Anm. 69. 

2) UnfVeri®. 8 95—98. 

8) Daf. $ 1—4 nebft Bel. 22. San. 
85 (RGEB. 13) u. 27. Mai 86 (RGEB. 
190); Verbot vertragsmäßiger Beſchrän⸗ 
fung $ 99. — Weitere Ausdehnung des 
Unfalberfiherungsgiwanges Abf. 3 des 
8 
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betreff ihrer Einridtung und Verwaltung beigelegt). Jeder verficherungs- 
pflichtige Unternehmer wird fraft des Geſetzes Mitglied der feinen Betrieb 
umfafjenden Genoſſenſchaft; neue Betriebe und Betriebeveränderungen find 
demgemäß der unteren Verwaltungsbehörde anzuzeigen”). Im einzelnen das 
Intereſſe der Arbeiter unmittelbar berührenden Angelegenheiten ift auch dieſen 
eine Vertretung neben den Genoffenfhaftsvorftänden eingeräumt), Dies gilt 
insbefondere bei Bildung der als Berufungsinftanz bei Schadensfeftftellungen 
gebildeten Schied8gerichte?”) und bei Teltitellung der Vorſchriften zur Ver⸗ 
hütung von Unfällen, welche von den Genofjenfhaftsvorftänden zu erlaffen und 
zu überwachen find). — Die Entfhädigung wird im Falle der Körper- 
verlegung oder Tödtung beim Betriebe gewährt, foweit dieſe nicht vorſätzlich 
vom Berletsten herbeigeführt find. Sie befteht im Falle der Verlegung, wenn nicht 
freie Kur und Verpflegung in einem Kranfenhaufe gewährt wird, in den Koften 
des Heilverfahrens und in einer nad) Maßgabe des durdfchnittlichen Arbeits- 
verdienftes berechneten und nad dem Grade der Erwerbsunfähigkeit abgeftuften 
Kente für die Dauer diefer Unfähigkeit. Die Leiftungen beginnen zwar in 
Rüdfiht auf das bis dahin zu gewährende Krankengeld erft mit der 14ten 
Woche; doch tritt bereitd mit der fünften Woche eine gleihfalld dem Betriebs- 
unternehmer zur Laft fallende Erhöhung diefes Geldes ein. Im alle der 
Tödtung wird neben den Beerdigungsfoften den Hinterbliebenen eine Rente 
gewährt). Die Mittel werden durch jährliche Umlagen auf die Genoffen- 
Thaftsmitglieder nad) Maßgabe des Lohnes oder Arbeitöverdienftes der von 
diefen befchäftigten Arbeiter und der ftatutenmäßig feitgeftellten Gefahrenflafjen- 
Tarife aufgebracht; für leiftungsunfähig werdende Genofjenfdhaften tritt das 
Reich ein?09), 


29 Daſ. 9, S11—15 u. (Verzeihniß der | genofjenihaft) 7. Nov. 85 (St.Anz. Nr. 


258 u. 265), f. d. Bereich der pr. Heeres- 


gebildeten 62 Berufsgenoffenihaften) Bel. 
22. Mai u. 15. Sept. 85 (EB. 213 u. 
465), 15. April, 13. Mai, 10. Juni u. 
20. Des. 86 (EB. 111, 135, 191 u. 
416), 17. Aug. 87 (CB. 333); Statut 
8 16—21, Normalftatut Bel. 20. Dez. 
84 (StAnz. 85 Nr. 21). Vorſtand 8 22 
bis 27; Beftandsänderungen u. Auflöfung 
8 81—33; Rechtshulfe, Gebühren- u 
Stempelfreiheit $ 101 u. 102; Knapp⸗ 
ſchafts⸗Berufsgenoſſenſchaften 8 94. 

% Daſ. 8 35—40 u. (Strafe) 8 104 
bis 106, verb. Anm. 87. — Die Anzeige 
bei der erften Einridtung ($ 11) hat 
nur vorübergehende Bedeutung, — An⸗ 
Leitung f. d. Anzeige v. 14. Juli 84 (CB. 

03). 

8% Daf. $ 41—45 u. (Mahlen ber 
Bertreter der Arbeiter für die Berufsge- 
noffenihaften innerhalb Preußens) Regul. 
14. Okt. u. (f. Knappſchaftsberufs⸗ 


verwaltung Neg. 23. Oft. 85 (CB. 505). 

m) Daf. $ 46-50, verb. $ 62 u. 63; 
Site vgl. Bel. 25. Sept. 85 (EB. 476) 
u. 3. April 86 (CB. Ar Berfohren 2. 
2. Nov. 85 (RGEB. 279). 

8), Dal. $ 78-86 u. (Strafe) 8 107, 
108. — Die Unfallverhütung befteht neben 
der ftaatliden (S 353 Ab. 2 d. W.), die 
Ueberwadung neben der der Fabrikinſpek⸗ 
toren (8 349 Abf. 4). 

w) 18. 8 5—8 u. (Zuftündigfeit) 3 

12. Sept. 85 (GS. 333); Feſmuung u. 
Auszahlung durch die Pot S 51—70; 
nebſt Unfallverzeihniß S 52 u. €. 7. 
Nov. 85 (MB. 206) u. (Strafe) 8 104 
bis 106; Erftattung des Mehrbetrages 
an Krantengeld Bel. 30. Sept. 85 (CB. 
481). 

0 Daſ. 8 10, 28—30, verb. 8 24 
Abſ. 3 u. S 78 Nr. 1 u. (Reihsgarantie) 
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Die Ausdehnung der Unfallverfiherung auf andere Betriebe 
ift dann mit mehrfachen Abweichungen erfolgt: 
1. Die geringften Veränderungen erfuhr diefelbe bei der Uebertragung auf 


dag Transportgewerbe. Diefen werden der Betrieb der RPoft-, 
der Telegraphen- und Eifenbahnverwaltungen, ſämmtliche Betriebe der 
Marine- und Heeresverwaltungen, einfchließlich der von denfelben fir 
eigene Rechnung ausgeführten Bauten, außerdem der Baggerei-, Fuhr- 
werks⸗, Binnenfchifffahrts-, Flößerei- und Fährbetrieb fowie der Ge- 
werbebetrieb der Spediteure und Güterpader zugezäßlt. Bei den erft- 
genannten Betrieben tritt, foweit fie für Reichs- oder Staatsrechnung 
betrieben werden, das Reich oder der Bundesſtaat an die Stelle der 
Berufsgenoſſenſchaft 19). 

. Mit der gleihen Maßgabe ift die Unfallverfiherung auf alle in einem 
unfallverficherungspflichtigen Betriebe befdhäftigten Beamten der Reichs— 
Civilverwaltung, des Reichsheeres und der Marine und 
Perfonen des Soldatenftandes ausgedehnt worden. Werden diefe 
infolge eines im Dienfte erlittenen Betriebsunfalles dauernd dienftunfähig 
oder getödtet, fo erhalten fie, bez. ihre Hinterbliebenen eine Entſchädi⸗ 
gung aus Reichsmitteln, die in Hinblid auf die dienftlihe Stellung der 
Beamten und Soldaten in der Form einer befonders bemeffenen Penfton 
oder Hinterbliebenen-Berforgung gewährt wird 102). Entfprechend ift die 
Unfallverfiherung für unmittelbare preußiſche Staatsbeamte ge- 
regelt 109). 

. Mit erheblichen Abweichungen ift die Unfallverficherung für die land- und 
forftwirthfhaftliden Arbeiter eingeführt. Die große Zahl der 
legteren verleiht diefer Einführung eine befondere Bedeutung !%). Die 
Reichsgeſetzgebung hat fich dabei auf Feitftellung der allgemeinen Grund- 
fätze über den Umfang und die Träger der Verſicherung und die Höhe 


833 u. 92 Abf. 4; Berfahren 8 71—77 
u. Sehmungejaht) Bel. 23. Feb. 85 
(EB. 56). — Im Umlageverfahren wird 
der eingetretene Bedarf auf die Pflichtigen 
vertheilt u. von diefen eingezogen, während 
das Rapitaldedungsverfahren diefen Bedarf 
im Boraus durch regelmäßige nah Wahr⸗ 
ſcheinlichkeitsſätzen berechnete Beiträge dedt. 
Das UnfVerſG. hat das Umlageverfahren 
feiner größeren Einfachheit wegen gewählt, 
fudt indeflen dem damit verbundenen Miß⸗ 
ſtande, daß der Bedarf von einem be- 
ftimmten Zeitpuntte ab unverhältnigmäßig 
fteigt u. fo die Gegenwart zum Nadtheile 
der Zukunft entlaftet wird, dadurch zu be= 
gegnen, daß es die Anfammlung eines 
Rejervefonds mittelft prozentual fallender 
Grf. Hue de Grais, Handbud. 6. Aufl. 


atrüge für die erften Sahre vorfchreibt 


0, G. 28. Mai 85 (XGB. 159) 81 
bis 14 u. 17. — Eintritt der Gültigleit 
V. 25. Sept. 85 (RGB. 271) 8 2 u. 
v. 24. Juni 86 (ROB. 205). — Zur 
hünbigteit in Preußen V. 12. Sept. 85 
(GS. 333). 

m G. 15. März 86 (RGB. 53); 
AusfVorſchr. 12. air 87 (ABB. 88). 

ag9\ Preuß. ©. 18. Suni 87 (GS. 


a Die Zahl der Betriebsbeamten, Ge- 
hülfen u. Arbeiter in biefen Betrieben bes 
trug (1882) im Reihe 6978579, in 
Preußen 4 135 098. 
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der Entfhädigung befhränft, die Abgrenzung und Einrichtung der Be- 
rufsgenoſſenſchaften und die Art der Umlegung der Beiträge dagegen 
der abweichenden Regelung durch die Tandesgefetsgebung überlaffen 1%), 
Da es fih um einen überall gleihartigen und gleichmäßig vertretenen 
Beruf handelt, konnte die Einrichtung zur Vermeidung von Koften und 
MWeitläufigfeiten den beftehenden örtlichen Verbänden angepaßt werden. 
Die Provinzen bilden demgemäß die Bezirke für die Berufsgenoffen- 
fchaften, die Kreife die Sektionen derfelben und innerhalb derfelben kann 
die Berwaltung den Provinzial und bez. Kreisausſchüſſen übertragen 
werden?) Die Beiträge können dur Zuſchläge zu den direkten 
Staatd- und Kommumnalfteuern aufgebradt werden!) — Die PVer- 
fiherung umfaßt alle in land- und forſtwirthſchaftlichen Betrieben und 
Nebenbetrieben beſchäftigten Arbeiter und Beamten mit Jahresverdienft 
bis zu 2000 M. ſammt deren Familtenangehörigen. Sie kann aud) 
auf die Unternehmer ausgedehnt werden?!) — Da die Kranken⸗ 
verficherung für diefe Betriebe nur infoweit befteht, als fie durch Landes⸗ 
gefeß oder Statut eingeführt wird 109), fo hat übrigens die Gemeinde 
während der erften 13 Wochen für die Gefchädigten durch Gewährung 
der Heilfoften einzutreten!!). — Bei Reichs- und Staatöbetrieben, 
unter denen durch ihre Ausdehnung vor allem die Staatsforftverwaltung 
in Betracht fällt, tritt an Stelle der Berufsgenoffenfchaft das Reich bez. 
der Staat!!!), 


. Bon den bei Bauten befhäftigten Perfonen war nad) der feit- 


herigen Geſetzgebung nur ein Theil gegen Unfall verſichert. Nicht be- 
troffen waren insbefondere alle Erd- und Wafferbauten und die nicht 
gewerbsmäßig von Unternehmern oder auf eigene Unternehmung (Negie) 
betriebenen Bauten. Diefe Tüde ift durch ein befonderes Geſetz aus- 
gefüllt worden 112). Diefes hat ſich in der Negelung der Anſprüche der 
Berficherten an das allgemeine Geſetz angefhloffen!!?), die Organiſation 
der Unfallverfiherung aber abweichend geftaltet. Hierbei find Die ge- 
werbsmäßigen von den übrigen Baubetrieben geſchieden. Bei erfteren 
werden die ©ewerbetreibenden zu einer eigenen Berufgsgenoffenjchaft 
vereinigt, in der die Mittel wegen des öfteren Wechſels diefer Betriebe 


RO. 5. Mai 86 (RGB. 132), 1) ag ER Art. I, I u. IV. 


welches in feinen bie Verſicherung betref- wg 
fenden Vorſchriften erft nad Beftimmung 108) af : 18 
durh Kön. V. in Kraft tritt S 143. — 109, Anm. 82. 


Mit Bezug auf 8 110—115 daf. ift das 
preuß ©. 20. Mai 87 (GS. 189) nebſt 
Anw. 20. Mat 87 (MB. 125) ergangen. 
Zuftändigleit der Verwaltungsgerihte V. 
26. Zuli 86 (GS. 213). — Kom. vd. 
Woebtle (Berl. 87). 


10) NG. 8 10—12. 

1) Daf. $ 102—109. 

12) &, 11. Juli 87 (RGB. 287. 
13) Daf. & 1, 2, 374. 
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in Perfonen, Gegenftand und Ort nit im Umlage- fondern im 
Dedungsverfahren aufgebradht werden!!t). Bei den nicht gewerbsmäßig 
betriebenen Bauarbeiten gelten diejenigen ‘Perjonen, für deren Rechnung 
diefelben erfolgen, ald die zur Verfiherung der Arbeiter verpflichteten 
Unternehmer. Letztere erfolgt, foweit biernadh das Reid, ein Bundes» 
ftaat, ein Kommunalverband oder eine andere öffentliche und als leiftungs- 
fühig anerkannte Korporation die Verpflichteten find, unmittelbar durch 
diefe}15), Uebrigens findet die Verſicherung bei den in den Berufs- 
genoffenfchaften der Baugemwerbetreibenden zu erridhtenden bejonderen 
Berfiherungsanftalten gegen feite Verfiherungsbeiträge mit der Maß- 
gabe, daß die Gemeinden die Heilkoften während der erften 13 Wochen 
und bei allen weniger als 6 Tage dauernden Bauarbeiten aud) die 
Berfiherungsbeiträge zu gewähren haben!19). 

. Eine befondere Regelung Hat endlid) die Unfallverfiherung der See⸗ 
leute erfahren. Diefer unterliegen aud) die in inländifchen Betrieben 
der Schwimmdods, des Lootfen-, Rettungs- und Bergungsdienftes be= 
ſchäftigten Perfonen; ausgeſchloſſen find dagegen die Mannſchaften auf 
Fiſcherbooten und Fleinen, nit mehr ald 50 cbm Bruttoraum haltenden, 
dabei aber nicht auf Fortbewegung dur Dampf oder Maſchinenkraft 
eingerichteten Fahrzeuge. Die Unternehmer aller verfiherungspflicätiger 
Betriebe bilden eine einzige Berufögenofjenfchaft; übrigens ſchließt fich 
die Regelung mit den durch die Eigenart des Betriebes bedingten Maß- 
gaben den allgemeinen Grundſätzen der Unfallverfiderung an 17)! 


Zur Einrichtung und Beauffihtigung aller bei der Unfallverfiherung ge- 
gründeten Genoſſenſchaften und zur Entſcheidung vorlommender Streitigkeiten 
ift das Reichs-Verſicherungsamt eingeſetzt. Daffelbe befteht aus min- 
deftend 3 ftändigen und 4 vom Bundesrathe und je 2 von den Genoſſenſchafts⸗ 
vorftänden und Arbeitervertretungen auf 4 Jahre gewählten, nicht ftändigen 
Mitgliedern 3). Bon der Befugniß zur Errichtung von Landes-Verfiherungs- 
ämtern 19) ift feither nur in Baiern Gebraud) gemadjt. 


1), Daf. $ 31, 41 u. 9—15, 35, 36. 
Berb. Anm. 100. 

15). Daſ. 8 32, 4ew.3, 5, 46 u. 47. 
— Die Einrihtung entſpricht der oben 


us) UG. (Anm. 90) 8 87—91; Ber- 
fahren u. Geihäftsgang 8 90 u. V. 5. 
Aug. 85 (RGEB. 255); entipredend ©. 
1886 (Anm. 105) $ 95-99, ©. 1887 
(Anm. 112) $ 45 u. ©. 1887 (Anm. 
117) 8 97—101. Beröffentlihungen in 
den feit 1885 erjheinenden „Amtl, Nach⸗ 
richten des RPA.“ 


19) UG. 8 92 u. 93; entfpr. ©. 1886 $ 
100 u. 101. Die Alterverforgungs-, Inva⸗ 
liden-, Sterbe-, Wittwen⸗ u. ähnlichen Unter- 
ſtützungs⸗Kaſſen find ebenfo wie die Lebens⸗ 
verficherungsanftalten ($ 314 d. W.) nicht 
auf den Arbeiterftand beſchränkt. Gleiches 
gilt von der Wilhelmſpende, welde 
allen unbemittelten Klafien auf Grund von 
Einzahlungen ein Kapital od. eine Rente 
gewährt u. die genofienfchaftlihen Alter- 
verjorgungsanftalten jürdern will Statut 
22. März 79 (MB. 88), Nachtr. v. 24. 
März 81. — Die entjprechenden Kaffen 
der Gewerkvereine haben es zu feiner 


nennenswerthen Bedeutung gebradt. 
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8 357. 

Die Kranken» und Unfallverficherung befeitigt bei aller Wichtigkeit nur 
einen Theil der dem Arbeiterftande drohenden Nothftände, die außerdem aud) 
auf Alter und Tod des Ernährers zurüdzuführen find. Der Schuß gegen 
diefe Gefahren Tann, da die freimillige Arbeiterverficherung eine beſchränkte 
geblieben ift!2%), nur unter Einrichtung zwangsweiſer Urbeiterpenfiond- 
kafſen erreicht werden, die ähnlich den Knappſchaftskaſſen20) und den für die 
Staat3eifenbahn-Arbeiter beftehenden Penfionskaflen 121) aud) die Inpaliden-, 
Wittwen- und Waifenunterftügung in den Bereich ihrer Wirkſamkeit ziehen. 
Der Ausführung ftehen nicht unerheblihe Schwierigkeiten entgegen, da das 
der Verfiherung zu Grunde zu legende Vertragsverhältnig nicht fo einfach und 
zeitlich) begrenzt erfcheint, wie bei den Krankenkaſſen und die Arbeiterbevölferung 
ſich weder fo Konzentrirt, noch jo gleichartig zufammengefetst und feit umgrenzt 
findet, wie e8 bei den Bergleuten und Eifenbahnarbeitern der Fall if. Gleich— 
wohl ift die gegründete Hoffnung vorhanden, daß auch diefer Schlufftein dem 
großen fozialen Reformwerk in nicht allzu ferner Zeit eingefügt werden wird. 
Der Abſchluß diefer Reform wird nicht nur zur Verminderung der immer mehr 
anfchwellenden Armenlaft, fondern vor allem auch zur materiellen Siherftellung 
und fittliden Hebung des Arbeiterftandes beitragen und fo der fozialen Frage 
einen großen Theil ihrer Schärfe benehmen. 


5. Förderung der Gemerbe, 
Der Staat fördert die Gewerbe durch Erleihterung des Abfates ihrer 
Erzeugnifjet), durch Hebung der gewerblichen Bildung und Geſchicklichkeit (2) 
und durch Schu gegen unbefugte Nachahmung (b u. c). 


8 358, 

a) Die Getverbefchulen, die mit einigen Vorbehalten jest dem Kultus⸗ 
minifter unterftellt find?), Haben verfchiedene Schwankungen durchzumachen 
gehabt. Der Höheren (akademischen) Ausbildung auf gewerblicdem Gebiete 
dienen die tehnifhen Hochſchulen zu Aachen, Hannover und Berlin?) 


2, 8 326 d. W. (dal. 83 ©. 135). — Die techniſche Hoch⸗ 


2, Für die Werfftätten u. die im Bes 
triebsdienfte beichäftigten Arbeiter ber 
Staatsbahnverwaltung befteht je eine Pen- 
ſionskaſſe zu Erfurt (Stat. 29. Juli 85 
u. 13. März 86), der jeder biefer Arbeiter 
beizutreten hat. 

1) Diefe Förderung füllt in das Gebiet 
des Handeld (Nr. VI) u. Verkehrs (Nr. 
VII). — Zouſchut der Gewerbe 8 158 
un. 159 d 

) Anm. Buswn W. 

9) Stat. u. Reg. 7. Sept. 80 f. Aachen 
(CB. UP. 81 ©. 156 u. 854) u. Han⸗ 
over (daf. 144 u. 351); Zuſatz zu S 6 


ſchule zu Berlin (Stat. 28. Juli 82 
CB. UV. 83 ©. 228, HabilitationsO. 
24. April 84 daſ. 85 ©. 603) iſt aus 
der PVereinigung ber früheren Bau⸗ u. 
Gewerbe» Alademie entftanden u. gewährt 
in 5 Abtheilungen für Arditeltur, Baus 
ingenieurwefen, Mafchineningenieurivefen, 
Chemie u. Hüttenkunde u. für allgemeine 
Wiſſenſchaften die höhere Ausbildung für 
den technifhen Beruf in Stants- u. Ge 
meindedienft, wie im induftriellen Leben. 
— Mit derfelben ift eine mechanisch »tedh- 
nifhe Berfuhsanftalt (Regl. 23. Jan. 80 
MB. 204) verbunden, die feit. 1. Oft. 
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und die von den Gemeinden mit Staatsbeihülfe unterhaltenen Provinzial: 
Gewerbeſchulen. Dieje waren bei ihrer Gründung (1820) zu Fachſchulen 
für Handwerler beftimmt, verloren aber fpäter diefen Charakter, da fie zugleich 
ald Borbereitungsanftalten für das alademifch eingerichtete Gewerbeinftitut 
dienen follten. Nachdem mehrere unter Feſthaltung diefer Doppelftellung ver- 
ſuchte Umbildungen fehlgefhlagen waren), ift ſchließlich eine Scheidung der 
Säulen nad) beiden Zweden erfolgt. Sie find hiernad) entweder in Iateinlofe 
höhere Lehranftalten (Ober-Realfchulen) mit neunjährigem Kurfus oder in 
techniſche Mittelſchulen (Höheren Bürgerſchulen mit Fahbildung) umgewandelt). 
Erftere gewähren Anfprud auf Zulaffung zum Studium auf den technifchen 
Hochſchulen und demnähft zu den Staatsprüfungen im Baus und Ingenieur- 
fache. Letztere follen Gewerbetreibende für das praftifche Leben ausbilden und 
verfolgen ſonach diefelben Ziele, wie die Kunft-, Baugewerf- und Mufterfchulen ®) 
und die gewerblichen Zeichenſchulen)). 

Der Staat unterftügt ferner die GetverbesBereine. Wenn das Ber- 
eindwefen auf gewerblidem Gebiete auch nicht fo verzweigt und durchgebildet 
it, wie auf dem der Landwirthſchaft, „fo beftehen doch foldhe Vereine ſowohl 
für einzelne Arten des Gewerbebetriebes, als für beftimmte Orte oder Bezirke; 


einige derfelben find als Central- und Zmeigvereine®) gegliedert. 
Während da8 Gewerbe im Gegenfag zu der auf die Schönheit gerichteteten 


834 eine Abtheilung für Papierprüfung 
umfaßt u. nebft der chemiſch⸗techniſchen 
Berfudsanftalt (Anm. 14 zu 8 322) u. 
der Prüfungsftation für Baumaterialien 
(Anm. 7 zu 8 277) der gemeinfamen 
Auffiht einer Kommiſſion unterftellt iſt, 
Regl. f. lebtere 23. San. 80 (MB. 203). 

9 Plan 5. Juni 50 u. ER. 21. März 
70 (MB. 109). 

5) CR. 1. Nov. 78 (MB. 267). — 
Bon den früheren Gewerbeihulen find 6 
in Ober⸗Realſchulen ($ 308 Abſ. 2) u. 6 
in techniſche Mittelſchulen (PrüfO. 17. 
OR. 83 CB. UV. 558) umgewandelt, vgl. 
Denkſchr. 1881 (CB. UV. 189). 

6 Kunſtſchule zu Breslau u. (mit Kunſt⸗ 
gewerbeſchule) zu Berlin 8 311 Abi. 5, 
Kunſt⸗ u. Gewerkſchule zu Königsberg u. 
Denis; Kunſtgewerbeſchulen zu Frankfurt 

a. M. u. Duſſeldorf; Kunft- u. Hands» 
werferfhule zu Magdeburg; Handwerter- 
ſchule zu Berlin. — Baugewerkſchulen 
(PrufO. 6. Sept. 32 CB.UB. 651) zu 
Deutih-Krone, Berlin, Breslau, Genthin, 
Edernförde, Nienburg, Hörter, Idſtein u. 
Köln. Die Nienburger Schule ift Staats» 
anftalt, die übrigen werben vom Staate 
antheilig unterhalten oder unterflügt. — 
Schulen für Weberei in Spremberg, Kott- 


bus, Sorau, Einbed, Mühlheim a. Ah. 
u. Krefeld (auch für Färberei u. Appretur) ; 
für Maſchinenban in Einbed; für Metali- 
induftrie in Iſerlohn u. Remſcheid; für 
Hüttenfunde in Bochum; für Korbflechterei 
in Gehland (Kr. Senshburg), Dann, 
Bellingen (Kr. Bittburg) u. Heinsberg; für 
Zöpferei (Keramif) in Höhr- Grenzhaufen 
(Kr. Montabaur). — Gewerbliche Ausbildung 
der Lehrlinge Anm. 75 zu 8 3853 d. W. 

) Gewerbliche Zeichenſchulen zu Kott⸗ 
bus, Halle, Caſſel, Cöln u. Elberfeld, 
welche gleichzeitig die Farbenanwendung u. 
die Modellirung berüdfihtigen; Zeichen- 
alademie zu Hanau u. mehrere ähnliche 
von Bereinen begründete Inſtitute. ©. 
Denkſchr. (Anm. 5). 

9) Schlefiſcher Central» Gewerbeverein; 


Gewerbeverein f. Hannover (Stat. 


76) u. f. d. RegBez. Daffelorf (Stat. 
20. Juni 36 KA. XX. 689) — Der 
1844 gegründete genmüfberen, für das 
Wohl der arbeitenden Klafien zu Berlin 
erſtredt fidy über ganz Deutihland. Für 
Berdienfte im Gewerbe wird eine größere, 
für Verdienſte in gewerblichen Leiftungen 
eine Meinere Medaille verliehen KO. 22. 
Oft. 46 u. ER. 31. Aug. 50 (MB. 280). 
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Kunft zunähft nur Zwecke der Nützlichkeit verfolgt, finden beide Richtungen 
in dem Kunftgewerbe ihren natürlichen PVereinigungspunft. Der Sinn für 
funftgemäße Herftellung der gewerblichen Erzeugniffe war in Deutſchland unter 
dem einfeitigen Streben nad) billiger Mafjenproduftion nahezu verſchwunden. 
Die geringere Wohlhabenheit und größere Bedürfniglofigfeit der Bevölkerung 
begünftigte diefe Entwidlung, während in England die Solidität und in 
Frankreich die Eleganz nie ganz verloren gegangen war. Das einzige gemerb- 
liche Kunſt- und Mufter-Inftitut bildete früher iu Preußen die feit 1763 auf 
Staatsrechnung betriebene Porzellan-Manufaftur zu Berlin. Mit dem 
legten Jahrzehnt ift ein Umſchwung eingetreten. Die Ueberzeugung, daß aud 
bet geringem Aufmande an Material und Arbeitskraft eine gefhmadvolle Her- 
ftelung den Gegenftänden höheren Werth verleiht, bricht fi mehr und mehr 
Bahr und findet aud) beim Staate ihre Förderung. Zur Pflege des Kunft- 
gewerbes ift das Kunftgewerbe-Mufeum zu Berlin errichtet, mit welchem 
zugleich eine Unterrichtsanftalt verbunden iſt. Daffelbe bildete feither ein vom 
Staate unterftütstes und beauffichtigtes Privatinftitut, ift aber gegenwärtig vom 
Staate übernommen worden”). — Auch das feit 1843 beftandene Inftitut 
für Glasmalerei ift neuerdings auf den Staat übergegangen. 


8 359. 

b) Die Patente ſind Gegenſtand der Reichsgeſetzgebung 10) und durch 
dieſe geregelt!!). Sie werden für ſolche Erfindungen ertheilt, die eine gewerb⸗ 
Iihe Berwerthung zulaffen. Ausgefchloffen find Nahrungs, Genuß- und 
Arzneimittel, Chemilalien und Gegenftände, deren Verwerthung den Geſetzen 
oder‘ guten Sitten zumiderlaufen würde. Das Patent, welches gegen eine 
fteigende Jahresgebühr auf 15 Jahre ertheilt wird, giebt dem Inhaber das 
Recht zur ausfhhlieklichen gewerblichen Ausnugung der Erfindung und ver- 
pflichtet ihn, dieſelbe angemeſſen auszuführen und, foweit das öffentliche In— 
tereſſe es gebietet, auch) gegen Vergütung an andere zu überlaffen (Licenzzwang) '?). 
Die Ertheilung, die Nichtigleitserflärung und die Zurücknahme der Patente 
erfolgt dur da8 Patentamt zu Berlin unter Eintragung in ein öffentlich 
geführtes Regiſter (Patentrolle) und Veröffentlihung dur das Patentblatt). 
Auf Grund der gehörig bewirkten Anmeldung!*) und der nad Erlaß einer 
Öffentlichen Bekanntmachung etwa erhobenen Einſprüche erfolgt die Beſchluß⸗ 
faffung durch eine Abtheilung des Patentamtes. Der Patentfucher oder der 
durch den Beſchluß Beeinträchtigte kann binnen 4 Wochen Befchwerde einlegen, 


9) AE. 14. Juli 73 u. 27. Juni 79 | nod. in su ftehenden Patente betrug 


(EB.UB. 548). (1886): 1 
w RVerf. Art. 45, 13) Def, Er u. 3. 18. Suni 77 
1, BatentG. 25. Mai 77 (ROB. (RGB. 533). 

501). Kom. v. Berger (Berl. 84). 1) Bat. 8 20—22 u. Bel. 11. Juli 
2) Daf. 8 1-12. — Meltere Patente | 77 (MB. 154). 


8 4144. — Die Zahl der ertheilten u. 
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über melde eine andere Abtheilung entfcheidet15). Kin weiteres Verfahren 
vor einer befonderen Abtheilung findet ftatt, wenn auf Zurüdnahme oder 
Nichtigfeitserflärung angetragen wird 1%). Die Berufung gegen die hierauf er- 
lafjene Entfcheidung geht an das Reihsgeriht!”). Die Verlegung des Patent- 
rechtes begründet Anfprud auf Entfhädigung oder auf eine ftatt derfelben zu 
erlegende Buße und daneben die ftrafrehtliche Verfolgung. Ueber beide Fragen 
wird auf Antrag im gerichtlichen Verfahren entſchieden 18). 


8 360. 

c) Muſter⸗ und Markeuſchutz. In ähnlicher Weife, wie die Werke 
der Wiſſenſchaft und Kunft!?) werden nah Vorgang der übrigen Induftrie- 
ftaaten auch neue und eigenthümlihe Mufter und Modelle vor Nachbildung 
geſchützt. Der Schu wird nad Wahl des Antragftellers auf 1 bis 3, aus⸗ 
nahmsweiſe bis auf höchſtens 15 Jahre gewährt und ift von der Eintragung 
in ein Öffentlich) geführtes Mufterregifter abhängig?) Die Anmeldung und 
bez. Eintragung erfolgt beim Amtsgericht?). Der Schuß ift im Verkehre mit 
einigen Staaten durch Vertrag fichergeftellt ??). 

Auh in Bezug auf die im gefhäftlihen Verkehre üblichen Waaren- 
zeihen (Marken) ift daS deutfche Reich dem Beifpiele anderer Staaten 
insbefondere Frankreichs gefolgt. Das Verbot, welches das Strafgeſetzbuch 
in betreff fälſchlicher Benutung fremder Namen und Firmen enthielt, ift hier⸗ 
nad) auf Diejenigen Zeichen ausgedehnt, weldhe zur Unterfcheidung der Waaren 
von denen anderer Gemwerbetreibenden angebradht werden. Vorausſetzung ift, 
Daß die Gewerbetreibenden im Handelsregifter eingetragen find und Die anzu= 
wendenden Zeichen zur Eintragung und Veröffentlichung dem Gerichte gemeldet 
haben. Wer das Berbot Übertritt, ift auf Antrag des Verletzten neben der 
Strafe auch zu einer Entſchädigung oder ftatt derfelben zur Zahlung einer 
Buße verpflichtet?s). Den Schug genießen im Falle der Gegenfeitigfeit auch 
die Gewerbetreibenden anderer Länder). — Zuläffig als Waarenbezeichnung 


 PBat&. 8 24—26 u. 33; verb. 8 16. 
— Das ©. hat fih damit für das früher 
in Preußen beftandene u. aud in Amerika 
anerfannte Vorprüfungsſyſtem entfchieden 
gegenüber dem in Frankreich, Belgien u. 
Rußland maßgebenden fog. Anmeldevers 


fahren. 
) Dal, s 27—30, 33; verb. 8 10, 


”, Daf. 8 82 u. ©. 16. Juni 79 
(RGB. a; Berfahren V. 1. Mai 78 
(RED. 90). 

18) PBatO. $ 8 34—40. 

283100. 

2, 26. 11. Ian. 76 (RGB. 11); 


AusfYeft. 29. Feb. u. 23. Juli 76 (CB. 
123 u. 404) u. 12. Rov. 83 (CB. 325). 


Sadhverftändigenvereine wie Anm. 9 zu 
$ 310. — Kom. wie Anm. 11. — Die 
a her geſchützten Mufter betrug (1886): 


a 6 “ rl 78 (665.230) 8 251, 
30, 69 u. 

2) —* Vtr. 12. Dez. 83 (RGB. 
84 S. 188); Serbien Uebereink. 3. Juli 
86 (REB. 87 S. 151), Oeſterreich, 
Italien u. Spanien wie Anm. 24. 

RG. 30. Nov. 74 (RGEB. 143); 
AusfBek. 8. Feb. 75 (CB. 123), ae 22. 
März 75 (IMDB. 88), 29. Feb. 76 (CB. 
123) u. 23. Dez. 86 (CB. 418). — Kom. 
wie Anm. 11. 

2) 820 des G. Das Gegenfeitigfeits- 
verhältniß befteht mit Defterreid-Un- 
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ift der faiferliche Adler mit Ausſchluß des Wappenſchildes?*), ebenfo der 
preußifche Adler2®); die unbefugte Abbildung des kaiſerlichen, bunbesfürftlichen 
oder Landeswappens ift mit Strafe bedroht ?). 


VI. Handel. 


1. Einleitung. 
8 361. 

Der Begriff des Handeld umfaßt die als felbftftändiges Unternehmen 
betriebene Vermittelung, dur welde Güter aus einer Wirthſchaft in eine 
andere übergeführt werden. Er fett das Borhandenfein von Gütern (Waaren) 
voraus und wird dadurd) abhängig von Produktion und Gewerbet). Anderer- 
jeitö verfchafft er ihren Erzeugniffen neben dem eigenen Gewinne auch Die 
beftmöglihe Verwerthung, und wird dadurch zur Grundbedingung und zu 
einem wichtigen Förderungsmittel für diefe Betriebe. 

Der Handel tritt in der Geſchichte ſchon früh auf, wird aber erft nad 
der Entdedung Amerifa’8 Gegenftand ftaatliher Thätigkeit (Handelspolitik). 
Seine Bedeutung führte zu der Anfiht, daß er die alleinige Duelle Des 
Wohlftandes fei, und zu dem Verſuche, denfelben zu organifiren und für den 
Staat nugbar zu machen (Merkantilſyſtem)?). Dies ift das polizeiliche Zeit- 
alter des Handels, in welchem derfelbe mit Ausfuhrprämien bedadht, zugleich 
aber dur Einfuhrverbote beſchränkt war (Prohibitivfyften) und jeder freien 


Entwidlung entbehren mußte. 


garn HandBtr. 23. Mai 81 (RGB. 123) 
Art. 20; Großbrittanien Dell. 14. 
April 75 (RGEB. 199); Frantreid 
Dell. 8. Aug. 73 (RGB. 365); Bel- 
gien Bel. 13. Sept. 75 (RGEB. 301); 
den Niederlanden Bel. 19. San. 82 
(RGEB. 5); Luremburg Bel. 14. Juli 
76 (RGB. 169) u. 2. Aug. 83 (RGB. 
268); Portugal Br. 2 März 72 
(RGB. 254) Art. 10; Spanien Hand» 
Btr. 12, Juli 83 (RGB. 307) Akt. 7; 
Stalien Bel. 20. April 75 (RGB. 200) 
u. HandVtr. 4. Mai 83 (RGB. 109) 
Art. 5; Dänemark Bel. 4. April 79 
(RGEB. 1283); Schweden-Norwegen 
Bel. 11. Juli 72 (RGB. 293); Ruß» 
land Bel. 18. Aug. 73 (RGEB. 337); 
Rumänien Bel. 27. San. 82 (RGEB. 
7); Serbien Bel. 7. Juli 86 (RGB. 
231); Nordamerifa Btr. 11. Dez. 71 
(RGEB. 72 ©. 95) Art. 17; Brafilien 
Bel. 28. Feb. 77 (RGB. 406) u. Be- 
nezuela Bel. 8. Dez. 83 (RGB. 339); 
— ferner für Namen u. Firmen mit 


Der Grundſatz der Handelsfreiheit fam 


Ausihluß der Marten mit der 
Schweiz Betr. 13. Mat 69 (BGB. 
603) Art. 10. 

3) AErl. 16. März u. 11. April 72 
(RGEB. 90 u. 93). 

3) AE. 4. San. 62 (MB. 37). 

27) StGB. 8 3607. 

1) Im Begriffe ift der Handel voll 
fländig vom Gewerbe getrennt; thatſächlich 
find beide dagegen mehrfah verbunden 
u. auch die Geſetzgebung hat fie vielfach 
vermengt. So wird die Steuer vom 
Handel als Gewerbeſteuer bezeichnet (8 
143 Abſ. 2 d. W.), der SHaufirhanbel 
($ 351) u. der Marktverkehr ($ 363 
Abf. 1) in der Gewerbed. behandelt, 
während die &ewerbetreibenden zugleich 
in den Handelsfammern ihre Vertretung 
finden u. einige Gegenftände gewerblicher 
Thätigfeit den Handelsgeſchäften zugezühlt 
gierben Hand EB. (Anm. 20) Art. 271, 


)8 312 Nr. 1d. W. 
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erft zu Anfang des Yahrhunderts?) unter dem Einfluffe des phyfiofratifchen 
und vor allem des Smith’fchen Syſtems zur Geltung*) und ift feitdem der 
herrſchende geblieben. Er beruht auf der grundfäglien Befreiung der Han⸗ 
delsunternehmungen und auf der Befeitigung aller Privilegien, Monopole und 
fonftigen die freie Bewegung bindernden Beredtigungen. Die Handelöfreiheit 
wird defhalb durch den Kampf um Freihandel und Schukzoll?) an ſich nicht 
berührt, und fordert nur, daß lettterer wie jeder Zoll unter möglichit geringer 
Beläftigung erhoben werde®). 

Die Verwaltung des Handelswefens ift für Außenhandel und 
Binnenhandel verjchieden. Erfterer findet in den Handelsverträgen?), 
legterer im Handels rechte feine Ordnung. Erſterer wird durd) das aus» 
wärtige Amt und die Konfulate®), letzterer durch das Min. fir Handel und 
Gewerbe?) und die allgemeinen Landesbehörden verwaltet. Zur Wahrnehmung 
der Gefammtintereffen der Handel- und Gemerbetreibenden beftehen für be— 
ftimmte Bezirke Handelslfammern!‘). Sie bilden die Vermittelung zwiſchen 
dem Handelsftande und den Behörden!!); ihre Errichtung fordert Genehmigung 
des Handelsminiſters 12). Die Mitglieder werden der Negel nad) von den 
in das Handelsregifter eingetragenen Kaufleuten des Bezirkes auf 3 Jahre 
gewählt!?). Die Handelskammer ordnet ihr Kafjen-, Rechnungs- und Büreau- 


wefen felbftftändig und beſchließt Aber Aufbringung der Koften. Diefe werden 


9) ip Preußen ogl. G. 26. Mai 18 
(SS. 65) 8 1—7 u. 16. 

8 312 Wr. u 3 d. W. 

5, 8 158. 

6, 8 160. 

?) Handelsverträge des Reiches u. 
des früheren Zollvereins mit Defter- 
reih-Ungarn 23. Mai 81 (RGB. 123); 
Belgien 22. Mai 65 (CS. 857) nebft 
Berlängerung 30. Mai 81 (RGB. 172); 
der Niederlande 31. Dez. 51 (GS. 52 
©. 145); der Schweiz 23. Mai 81 
(RSB. 155); Frankreich FriedensBtr. 
10. Mai 71 (RGEB. 223) Art. 11 u. 
Kom. 11. De. 71 (RB. 72 ©. 7) 
Art. 175 Sroßbrittanien 30. Mai 65 
(SS. 865) u. Del. des Art. 6, Anm. 23 
zu s 357 d. W.; Italien 4. Mai 83 
(RGB. 109); Spanien 12. Juli 83 
RGB. 307), 10. Mai 85 (ROB. 247) 
u. 28. Aug. 86 (XGB. 295); Portu⸗ 
aal 2. März 72 (ROB. 254); Grie- 
henland REB. 85 S. 23; Rumänien 
daſ. 81 S. 199 u. 1887 ©. 213: Ser- 
bien dal. 83 ©. 41; Türkei ©S 63. 
©. 169; PBerfien R6B. 73 ©. 351; 
Japan BGB. 70 ©. 1; Ehina GES. 
63 ©. 265 u. REOB. 81 ©. 261; Korean 
daf. 84 ©. 221; Siam ©S. 64 ©. 17; 


Liberia BGB. 68 S. 197; Madas 
gastar RGB. 85 S. 166; dem Kongo» 
ftaate daf. S.211 u. Berliner Konferenz- 
alte 26. Feb. 85 (RGB. 215) Art. 1 bis 
12; der ſüdafrikaniſchen Republik 
daj. 86 S. 209; Zanzibar dal. S. 261 
2. 285; San Salvador dal. 72 ©. 
377; Coſta Rica daſ. 77 ©. 135 
Merito daf. 83 S. 247; der dominika— 
nifhen Republik daf.86 ©. 3; Chile 
daf. 63 ©. 761; Paraguai daſ. 62 ©. 
95; der Argentinifden Konfüdes 
ration daf. 59 ©. 405; Tonga RGB. 
77 ©. 517; Hawai daf. 0 ©. 1 u. 
Samoa daf. 81 ©. 29. — Bentner 
deutſche Handels⸗, Freundihafts-, Schiff. 
fahrtss, Konfulars u. litterariſche Ver⸗ 


) * 50. — Voltowirihſchaftsrath 8 312 


Abi. 

I G. 24. Feb. 70 (GS. 134), Einf. 
in aamenburg ®. 25. Seh. 78 (GES. 97) 
88 


) 2 Daſ. 81, 31—34. — Geſchäftsgang 
826-30 

2) Daf. $ 2. 

13) Daf. 8 3—19 u. im Geb. der Beni.» 
Org. Zuft®. 8 135, 138. 
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nad) der Hanbelögewerbefteuer vertheilt und als Zuſchläge zu Diefer erhoben. 
Wenn fie 10 Proz. der Steuer überfteigen, wird Minifterialgenehmigung er- 
forderlich *). — In den Städten Königsberg, Memel, Tilfit, Danzig, Elbing, 
Berlin, Stettin und Magdeburg werden die Intereſſen des Handelsftandes 
dur) die kaufmänniſchen Korporationen, in Altona durd) ein Kommerz⸗ 
Kollegium vertreten. Diefe Körperfchaften haben zugleich eine vermögensrechtliche 
Beftimmung, und befigen Korporationsrechte!?). — Für die Verwaltung der 
Handelsſachen ift die Handelsftatiftil von Bedeutung, welche durch die Kon- 
trolle de8 auswärtigen Waarenverkehres 16) eine neue Grundlage geimonnen 
hat und nebft dem gefetgeberifchen Material in dem Handeldardive ver- 
öffentliht wird 17), 

Die ftaatlide Einwirkung ift im Handel, der fi vor allem auf 
eigene perjönliche Thätigkeit angewiefen fieht, nur eine beſchränkte. Zum Theil 
fällt fie mit den allgemeinen Aufgaben der Wohlitandspflege, namentlid) dem 
Kredit und Verkehrsweſen 18) zufammen. Sodann hat der Staat für die 
Handelsverhältnifje eine fefte Rechtsordnung hergeftellt (Nr. 2) und gewiſſe 
Einrichtungen herbeigeführt, die den Zweden des Handels ansſchließlich dienen 
wie die Märkte, Börfen und Mäkler (Nr. 3) oder doch vorwiegend für diefelben 
in Betracht fonımen, wie die Maaße und Gewichte (Nr. 4) und das Münz- 
wefen (Nr. 5). — Alle diefe Gegenftände unterliegen der Reihsgefep- 
gebung??) und find von dieſer geregelt. 


2. Handelsrecht. 
$ 362. 

Die durch die Natur und Bedürfniffe des Handelsverkehres gegebene 
Nothwendigkeit eines einheitlichen Handelsrechtes Hatte ſchon vor Entftehung 
des Reiches zur Bearbeitung eines deutfhen Handelsgeſetzbuches ge- 
führt, welches nach Maßgabe befonderer Einführungsgefee in die einzelnen 
Staaten Eingang gefunden Hatte?%), demnächſt aber im Reiche eingeführt 





HRS. 8 20—25 u. bez. ZuſtG. 
$ 134, 135 u. 138. 

) HR®. 8 36 u. be. ZuſtG. 8 186, 
138. — Die revidirten Statuten (Königs: 
berg 12. Juni, Memel 22. Aug., Tilſit 
17. Nov., Danzig 5. Juli, Elbing 31. 
San. 72, Berlin 1. März 70, 
14. März 71) find in den Amtshlättern 
veröffentlidht. Sul: gl d. KomKoll. zu 
Altona 14. Juli 173 

# 8159 Abf. 3 d 

7) CR. 24. April 30 (MB. 117). 

, 8 316-319 u. 8363—378 d. W. 

2, NBerf. Art. 42 u. 8. Zuſtändig⸗ 
fett wie im Gewerbeweien (Anm. 2 zu 
8 349). 


Stettin. 


2) Deutſches Banbels-@eienbug 
abgedrudt BGB. 69 ©. 404. — Ein 

f. Altpreußen 24. Suni 61 (GS. 18 
nebſt Inſtr. 12. Dez. 61 (IMDB. 328); 
f. Schl.Holſtein 5. ai 67 (GS. 1183); 
f. Hannover ©. 5. Oft. nebft zwei Bel. 
15. Nov. 65 (dann. GS. I 213, 483 
u. 513), auf d. AR ausgedehnt ®. 
9 März 70 (85 f. Kur heſſen 
3. Mat 65; ken 1 . . 61. 
Dieje Gefeße gelten fort, jomeit fie nicht 
das HGB. Andern, deutih. EG. (Anm. 
21) 8 2. — Kom. v. Makower (9. Aufl. 
Berl. 84) u. (Handausgabe) dv. Litthauer 
(6. Aufl. Berl. 86); Syſtem v. Gareis 
(2. Aufl. Berl. 84.) 
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und damit jeder weiteren Einwirkung feitend der Landesgeſetzgebung ent- 
zogen ift?), 

Das 9.-6.-B. gilt für Handelsſachen (Handelsrechtsſtreitigkeiten) und 
läßt, wo es feine Beitimmungen enthält, die Handelögebräudhe und in deren 
Ermangelung das allgemeine bürgerliche Net in Anmwendung??). Im ein- 
zelnen erftredt es fi auf Handelsperfonen (Bud 1—3), Handelögefchäfte 
(Bud) 4) und auf den Seehandel (Bud) 5)°°). 

Handelsperfonen find diejenigen, welde Handelögefchäfte gewerbs- 
mäßig betreiben, entweder als Kaufleute?*) oder als Handelögejellichaften. 
Deide werden durch die Handelsfirma bezeichnet, und diefe findet mit denjenigen 
Ereigniffen, von denen ihre Wirkſamkeit gegen dritte abhängig erjcheint, in den 
Öffentlichen Handelsregiftern die erforderliche Beurkundung?). Zuftändig 
Hierfür find die Amtsgerichte?) — Als beim Handel mitwirlende Per- 
ſonen werden daneben Prokuriften und Handlungsbevollmädhtigte?”), Handlungs- 
gehülfen?®) und Mäkler??) aufgeführt. 

Die Handelsgefellfhaften?®) find offene, Kommandit-, Aftien- oder 
ftille Geſellſchaften. Die offene Handelsgefellfhaft wird unter gemein- 
ſchaftlicher Firma betrieben, wobei fein Geſellſchafter auf bloße Vermögens- 
einlagen beſchränkt fein darf?!). Erfteres gilt au von der Kommandit- 
gejellfhaft, doch haften Hier nur einige Geſellſchafter voll (perfünlich), 
während die übrigen (Kommanditiften) mit bloßen Vermögenseinlagen betheiligt 
find??). Werden diefe Einlagen in Altien zerlegt, fo entjteht die Kommandit- 
gefellfhaft auf Aktien?s). Bei der Altiengefellihaft find ſämmt— 
liche Geſellſchafter uur mit Einlagen ohne perſönliche Haftung betheiligt®). 


2), Deutih. Einf®. 5. Juni 69 (BEL. 


7) no». Art. 41-56; pr. Einf. 
A Ent. in Süpddeutfhl. Anm. 12 zu | Art. 2 
d. W. 


*) 568. Art. 5765. — Auf Ge- 


2) HGB. Art. 1; pr. Einf®. Art. 2. 

2), Die Syſtematik des HGB. iſt nit 
ganz zutreffend. Die Handelsgeſellſchaften 
(Bud) 2 u. bez. 3) bilden einen Theil des 
in Buch 1 enthaltenen Handelsftandes, u. 
die DBeweisfraft der Handelsbücher (Art. 
28—40) füllt nit unter den Handels⸗ 
ftand (Bud) 1), fondern unter die Handels⸗ 
geſchäfte (Bud 4). 

A) HGB. Art. 4—11 (Art.5 erg. ©. 
11. Suni 70 ROB. 375 8 1); pr. Einf®. 
Art. 19, 20, 34, 37 - 43. 

%) H68 . Art. 12—27; pr. Einf. 
Arc. 4 u. 5—7. Aenderung der letztern 
88 u. Ausdehnung auf die ganze Monarchie 
©. 24. März 79 (GS. 281) 8 28. Bol. 
pr. Einf®. Irt. 13, 20 u. deutſches 
EinfG. 8 3B. 

2) ©. a Ko 78 (6. 230) 8 251, 
30, 69 u. 


hülfen u. Lehrlinge in Handelsgeihäften 
finden die VBeflimmungen üb. die GewO. 
üb. Gehülfen u. Lehrlinge (105—133) 
feine Anwendung daf. $ 154 Abi. 1. 

2) 8 360 Abf. 3 d. W. 

©) Gegenfeitige Anerkennung im Ber- 
fehre mit Rußland Anm. 84 zu 8 320. 

A, HGB. Art. 85—149; pr. EnfG. 
Art. 13, 23, 24, verb. Konk O. 8 198 


=) H68. Art. 150—172; pr. Einf®. 
u. KontO. a. a. O. 

3) Diefe erfheint in ihrer neueften Ge- 
ftaftung als Unterart der Altiengefellichaft 
u. Nie mit diefer zu betrachten $ 320 Abi. 
3b 

=) Meber Aftiengefellihaften, die auch, 
wo fie nicht handeltreibende find, nad) im 
wejentlichen Mr Grundſätzen geregelt 
find ſ. 8 320 
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In der ftillen Geſellſchaft betheiligt fi jemand am Handelöbetriebe eines 
anderen mit einer Vermögenseinlage gegen Antheil an Gewinn und Verluſt 9). 
Als volle Handelsgeſellſchaft ift diefe ebenfo menig anzufehen, wie die bloße 
Bereinigung zu einzelnen Handelsgefhäften?®). 

Die Handelsgefhäfte bilden einen Theil des Obligationenrechtes, der 
mit Rüdfiht auf die räumlich ausgedehntere Geltung des HGEB. und die 
Eigenthümlichfeit des Handel8betriebes im Handelsrechte geregelt ift?”). Be— 
fondere Beweisfraft ift den ordnungsmäßig geführten Handelsbüchern bei- 
gelegt). Die einzelnen Handelögefchäfte find der Kauf??), das Kom— 
mifftonsgefhäft, das im eigenen Namen für Rechnung eines Auftrag- 
geber8 gejchloffen wird‘), das Speditionsgefhäft, durch weldes im 
eigenen Namen für fremde Rechnung Güterverfendungen übernommen wer- 
den*!) und das Frachtgeſchäft, welches den Transport von Gütern ver- 
mittelt *2). 

Die Beftimmungen über Seehandel (Seeredt) fallen in das Gebiet 
der Sciffahrtögefeßgebung 3). 

Die Entfheidung der Handelsftreitigfeiten erfolgt durch Die 
ordentlichen Gerichte und im ordentlichen Verfahren). 


3. Märkte, Hörfen und Handelsmäkler. 
$ 3693. 

Meffen und Märkte haben infolge der erleichterten Abfat= und Ver- 
fehrsverhältniffe ihre Bedeutung für den Großhandel längſt eingebüßt*°). 
Sie haben fi) indeß für den Stleinverfehr als Jahr- und Krammärkte be- 
hauptet und find vor allem für den Handel mit landwirthſchaftlichen Erzeug- 
niffen wichtig geblieben, der für beftimmte einzelne Produkte auf den Getreide-, 
Vieh-, Woll- und ähnlihen Märkten und für die gewöhnlichen Lebensmittel 
auf den Wochenmärkten feine Vermittelung findet. Alle diefe Märkte, deren 
- Zahl, Zeit und Dauer von der Verwaltungsbehörde feſtgeſetzt wird*®), fördern 
die Konkurrenz und erleichtern den Abſatz. Der Marftverfehr genießt deßhalb 


5) HGB. Art. 250—265. Das deutſche Frachtrecht v. Eger 3 Bde. 
8 Daf. Art. 266—270. . (Berl. 83 





7) Daf. Art. 271—336; pr. EinfG. 
Art. 15 u. 26 (verb. d. Einf. $ 3 B. 
Nr. 3—6), Art. 27, 30 u. 44. 

8 HGB. Art. 23-33, 37 (Sat 1), 
38 u. 40. (Die übrigen Beft. des Titels 
find aufgehoben Einf®. 30. San. 77 
gen . 244 $ 132); pr. Einf®. Art. 22 
u. 

* HGB. Art. 337—359. 

2), Daf. Art. 360—378 u. pr. EinfG. 
Art. 45. 

a) HGB. Art. 379— 389. 

=) Daf. Art. 890 —421, insbeſ. Eifen- 
bahnfradtgefhäft Art. 422 — 431. — 


3 8 368 Abi. 2 d. W. 

9 HGB. Art. 3. — Bol. 8 179 ff. n. 
8 193 ff.; insbef. üb. die bei den Land⸗ 
gerihten beftehenden Kammern für 
Handelsſachen $ 182 Abf. 2 d. W. 

5 Auch die faatlihen Leggeanftalten 
in den Provinzen Hannover, Weftfalen 
u. Helfen, in denen zum Zwecke des Abs 
fates die Leinengewebe in bezug auf 
Größe u. Feinheit amtlih beglaubigt 
wurden, find aufgehoben ©. 15. März 
75 (GS. 165). 

, GewO. 8 65, 66 u. im Geb. der 
VerwOrg. Zuft®. 8 127—129. — Auch 
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in polizeilicher wie in fteuerlicher Beziehung ausgedehnte Begünftigungen*?). 
Marktſtandsgelder müſſen nach der Zeitdauer und Größe des in Anfprud) 
genommenen Raumes mit höchſtens 20 Pf. täglich für das qm bemefjen und 
dürfen nur unter Genehmigung der Verwaltungsbehörde, bez. des Bezirks⸗ 
ausſchuſſes erhoben werden *®). 

Den Markt für Abſchluß der Geldgefchäfte bildet die Börfe, die je nad 
ihrem Gegenftande als Fonds- oder Waarenbörfe bezeichnet wird. Ihre Er- 
richtung unterliegt der Genehmigung des Miniſters. Gleiches gilt vom Erlaffe 
der Börfenordnnungen, welche über die Art der Feitftellung und Veröffentlihung 
der Kurfe und Preife Beftimmung zu treffen haben‘). Die Aufficht führen 
die Kaufmannſchaften, bez. die Handelskammern 0). 

Die Handelsmäkler find amtlich beftellte und gerichtlich vereidigte 
Bermittler von Handelögefhäften. Sie genießen öffentlichen Glauben. Ein 
ausſchließliches Hecht zum Gejchäftsbetriebe fteht ihnen dagegen nit zu. Die 
Ernenmung erfolgt durch die Kaufmannſchaften und Handelskammern unter 
Betätigung der Regierungd- Präfidenten (Regierungen) *1). 


4. Aaße und Gewichte. 
$ 364. 

Maß und Gewicht hatten fi in Deutſchland dem örtlichen Herkommen 
entſprechend ſehr verſchiedenartig entwickelt. Eine einheitlichere Geſtaltung war 
zwar ſeitens der Landesregierungen und des Zollvereins mehrfach angebahnt, 
doch find die hierauf gerichteten Beftrebungen erft durch die Keichögefetsgebung 
zum endgültigen Abfchluffe gebracht. Die Grundlage bildet das Meter mit 
dezimaler Theilung und Bervielfahungd?). Da das gleiche Syften von einer 
Mehrzahl anderer Staaten angenommen ift und die Uebereinftimmung vertrags- 
mäßig überwacht wird5®), fo ift damit neben der nationalen auch eine inter- 
nationale Uebereinftimmung hergeftellt. 


Privatmärkte bedürfen der Genehmigung, 
ohne indeß auf MWochenmarktgegenftände 
befhränft zu fein Erk. OB. 15. Sept. 
81 u. 23. April 83 (VIII 246 u. IX 307). 

9) GewO. 8 64, 66, 67, 69-71; 
Strafen $ 1496. 

®), Daf. $ 68, ©. 26. April 72 (SS. 
513), Einf. in Lauenburg ©. 25. Feb. 
738 (GS. 97) 8 84; AusfBerf. 10. Juni 
172 (MB. 185); Zuft®. 8 130. 

9 Pr. EinfG. (Anm. 20) Art.3 81 
bis 3 u. Art. 602; Schl.⸗Holſt. EG. (daf.) 
8 2-94. — Börfen finden ih an den 


ten, wo Kaufmannſchaſten beſtehen 
(Anm. 15), (erner in Breslau, Bojen, 
em a. 


u. Cöln. 
w&. 2. 7 70 (68. 134) 8 34 
u. Zuf®. 8 137, 138, 


a) HandGB. Art. 66—76, 79 Abf. 1 

n. 80—84 (Aufhebung der übrigen Bes 
Mnmungen des Tit., Br 37); pr. 
EinfG. Art. 9 u. 602; ©. 24. eb. 70 
8 83. Zurücknahme im Se. der Verw⸗ 
Org. ZuſtG. 8 1203, Klage gegen Ord⸗ 
nungsftrafen $ 137, 138. 

2, RVerf. Art. 43 u. Maß⸗ u. Ge—⸗ 
wichtsO. 17. Aug. 68 (BOB. 473), 
Einf. in Süddeutſchl. Anm. 12 zu 86 
d. W., insbeſ. in Baiern G. 26. Nov. 
71 (RS2. 397), in Giitotpringen 6. 19. 
Dez. 74 MOB. 75 ©. 1). — Neufafiung 
der Art. 1, 3, 6 u. 14, G. 11. Juli 84 
(RSB. 1 15). 

3) Intern. Meterlonvention zwiſchen 
Dentihland, Oeſterreich, Belgien, Frank— 
reich, Portugal, Spanien, Italien, Schweiz, 


ME En ee 
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oc: . Bezeignung ift feftgeftellt wie folgt: 

a) * ana 3 —* us * (m), in hundert getheilt als Centimeter 
(cm), in taufend als pillimeter (mm); andererſeits vertauſendfacht als 
Kilometer (km). 

Flächenmaß ift dad Quadratmeter (qm). 100 qm bilden ein Ar (a) 
und 10000 ein Heltar (ha); (Quabdratlilometer, qkm, Oxadratcenti- 
meter, qem und Duadratmillimeter, qmm). 

c) Die Grundlage für Körpermaße (Raum- und Hohlmaße) bildet das 
Kubikmeter (cbm). Der taufendfte Theil heißt Liter (1); 100 1 bilden das 
Hetoliter (hl), (Kubifcentimeter, ccm und Kubikmillimeter, cmm). 

d) Die Einheit für das Gewicht ift das Kilogramm (kg); der taufendfte 
Theil heißt Gramm (g), der taufendfte Theil des letzteren Milligramm 
(mg); 1000 kg bilden die Tonne (t)%). 

Nah den Grundfägen dr Maß- und Gewichtspolizei dürfen zum 
Zumefjen und Zuwägen im öffentlihen Verkehre nur geftempelte Maße, Ge- 
wichte und Wagen angewendet werden5d). Gleiches gilt fiir Alloholometer und 
Thermometer beim Verkaufe weingeiftiger Flüffigfeiten nach Stärkegraden, für 
Fäfler, in denen Wein verkauft wird, und für Gasmeffer beim Verlaufe von 
Leuchtgas 5%). Gewerbetreibende Dürfen für ihr Gewerbe geeignete, ungeftempelte 
oder unrichtige Maße, Gewichte und Wangen überhaupt nicht befigen?”). 

Die Aichung (Prüfung) und Stempelung der Maße, Gewidte 
und Waagen erfolgt durch befondere Aichungsbehörden. Für das Reich mit 
Ausflug Baierns Hat die Normal-Aihungs-Kommiffion zu Berlin das 
Aichungsweſen zu regeln und im Intereffe des Verfehres und der Einheitlichkeit 
zu überwachen?) Als Landesbehörden beftehen die den Ober-Präfidenten 
unterftellten Aichungsinſpektoren, welche innerhalb der Provinzen die Aufficht 
führen?) und die Aichungsämter, welche, foweit fie fih nit am Site des 
Aichungsinſpektors befinden, Gemeindeanftalten find). Die Aichung gilt fir 
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Dänemark, Schweden⸗Norwegen, Rußland, 
Türkei, Nordamerika, Venezuela, Braſilien, 
Peru u. der argentiniſchen Konföderation 
20. Mat 75 (RGEB. 76 ©. 191); Bei- 
tritt Großbrittaniens, Serbiens u. Ru⸗ 
mäniens Bel. 30. Dez. 84, Japans Bel. 
9. Nov. 85 (RGB. 85 ©. 1 u. 287). 

 M. u. GewO. Art. 2—7. Mit 
Aufhebung des Art. 4 (G. 7. Dez. 73 
RGB. 377, ift die Meile u. mit Neu- 
fafjung der Art. 1, 3 u. 6 (Anm. 52) 
find der Scheffel, der Centner u. das 
Pfund fortgefallen. — Abgelürzte Bezeich⸗ 
nung ER. 13. Der. 77 (CB. 565, MB. 
78 ©. 11). — Schreibweife der mehr- 
ftelligen u. Dezimalzahlen Anm. 89 zu 
8612 WM. 


% M. u. GewO. Art. 10. — Grenze 
der zuläffigen Abweichungen Bel. 6. De. 
69 (BGB. 698), 16. Aug. 71 (RGEB. 
328), 14. Dez. 72 (EB. 73 ©. 3), 11. 
Zuli 75 (EB. 436) u. 12. März 81 
(CB. 98). — Maf- u. Gewichtsreviſionen 
Beit. 5. Aug. 85 (MB. 188). 

% M. u. GewO. Art. 11—13. 

m StGB. 8 369°. 

8 M. u. GewO. At. 18, 19, Bel. 
16. eb. u. Inſtr. 21. Zuli 69 (ROB. 
46 u. MB. 171); ©. 26. Nov. 71 (Ann. 


52) 8 8. 

2) Erl. 26. April 70 (MB. 124). 

©) M. u. GewO. Art. 14 (Faſſung 
des ©. 1884), 15—17 u. 19; pr. G. 
26. Nov. 69 (GS. 1165) nebft Ausf. 
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das Reichsgebiet‘)), Borausfegungen, Verfahren und Gebühren der Aichung 
und Stempelung find durch befondere Ordnungen feftgeftellt 92). 

Die Maf- und Gewichtöfontrolle findet einige befondere Anwendungen. 
— Schankgefäße für Wein und Bier müffen in Gaft- und Schankwirth⸗ 
haften mit einem den Raumgehalt in Litermaß bezeichnenden Füllſtriche ver- 
fehen fein®®). — Sodann ift der Teingehalt der Gold- und Silberwaaren 
vom 1. Januar 1888 ab einer Kontrolle unterworfen, die das Vertrauen zu 
diefen Waaren erhöhen und das Publikum vor Täufhungen bewahren fol. 
Sie können demgemäß zwar in jedem Feingehalte angefertigt werden, doch 
dürfen goldene und filberne Geräthe nur dann mit einem Zeichen des Yein- 
gehaltes — wie ſolches für das ganze Reich einheitlich feitgeftellt ift — ver- 
fehen werden, wenn fie einen beftimmten Gehalt an Edelmetall befigen; bei 
Schmuckſachen von Gold und Silber ift indeflen die Stempelung in jedem 
Teingehalte zugelaffen. In beiden Fällen haften die Verkäufer für die Nichtigkeit 
des angegebenen TFeingehaltes %). 

9. Münzmelen. 
8 365. 

Das allgemeine Tauſchmittel und damit das gemeinfame Werthmaß für 
alle Güter bildet da8 Geld und dieſes erfcheint, infofern es feinen Werth 
aus der Subftanz der edlen Metalle herleitet ®), als Münze. Die Herftellung 
(Prägung) derjelben war früher Regal‘ und Duelle finanzieller Erträge. 
Schon das vorige Jahrhundert gelangte indeß zu der Einſicht, daß die Dadurd) 
bedingte Münzverfchledhterung dem Verkehre empfindliche Nachtheile zufüge. 
So bildeten fi feite, aud) die Staatögewalt bindende Münzſyſteme aus, 
in denen jede Hauptmünze einen beftimmten Metallwerth darftellen mußte 
(Münzfuß) und die daneben für den Heinen Verkehr unentbehrliden Münzen 
aus unedlem oder minderwerthigem Metalle (Scheidemünzen) ähnlih dem 


Suftr. 6. San. 70 (MB. 57), erg. ER. 


19. San. 71 (MB. 41) u. 12. Dhi 12 
(MB. 141). — Königlihe Aihungsämter 
zu Königsberg, Berlin, Stettin, Pofen, 
Breslau, Magdeburg, Kiel, Hannover, 
Dortmund, Caſſel u. Cöln. 

a M. u. GewO. Art. 20. 

a) M. u. GewO. Art. 18, u. ©. 84 
(Anm. 51) $ 2 mit Bel. 30. Oft. 84 
(RGB. 215); Aich O. 27. De; 84 
(RGB. 85 Beil. zu Nr. 5), erg. (Gas⸗ 
mefjer) Bel. 21. San. 87 (RGB. Beil. 
zu Nr. 4), Aichgebühren-Tare 28. Dez. 
84 (daf.), Zulafjungsfriften für ältere 
Maaße, Gewidte u. Wangen Bel. 30. 
Dez. 84 (daf.), erg. 29. April 86 (RGB. 
Beil. zu Nr. 15); Grenzen der im öff. 
Verkehre zuläffigen Abweihungen 27. Juli 


85 (RGB. 263). — Prüfung von Therinos 
metern Bet. 10. Nov. 85 (CB. 538). — 
Für Medizinal-Waagen u. Gewichte 
gelten daneben Bel. 17. Juni 75 (EB. 
374, MB. 181) u. 24. Ol. 82 (CB. 
418, MB. 83 ©. 8). — Die Berg» 
aihungsgeihäfte beforgen die Nevier- 
beamten ER. u. Inſtr. 14. April 70 
DD 122). ' 

8 G. 0. Juli 81 (RGB. 249) u. 
C. 27. April 83 (MB. 123). 

69 G. 16. Juli 84 (XGB. 120) u. 
Stempelzeichen Bek.7. Jan. 86 (RGB. 1). 

% Das Papiergeld erhält feinen Werth 
durh den Staatskredit 8 126 Abf. 6 d. 
W.: vgl. 8 168 Abi. 7. 


©, Daf. $ 130 
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Papiergelde nur in feft begrenztem Umfange zugelaffen werden‘). Unfer 
Jahrhundert ift endlich beftrebt gemwejen, die Münzſyſteme nicht nur innerhalb 
der Staaten feitzuftellen, fondern fie im Intereffe des internationalen Verkehres 
aud) untereinander näher zu bringen. 

Die Beitimmung des Werthverhältniffes der Münzen heißt Währung, 
und diefe wird, je nachdem dabei Gold, Silber oder beide Metalle zu Grunde 
gelegt werden, als Gold-, Silber- oder Doppelmährung (Bimetallisnus) unter- 
fhieden. Die leßtere muß von einem beitimmten Werthverhältniffe zwiſchen 
Gold und Silber (Werthrelation) ausgehen. Da dieſes indeR fein feftftehendes 
iſt ẽs), fo tritt mit jeder Veränderung eine Verſchiebung in dem gegenfeitigen 
Werthe der Gold- und Silbermünzen ein, welche das Ahfließen der werth- 
volleren Münzforte in das Ausland und das Zufammenftrömen der billigeren 
in die Staatsfaffen zur Folge hat. Wegen diefer Unficherheit haben die 
Staaten ſich mehr und mehr den einfahen Währungen zugewendet und unter 
diefen wiederum der Goldwährung den Vorzug gegeben, weil das Gold leichter 
aufbewahrt und verfendet werden kann, geringerer Abnugung unterliegt und 
dabei im Preiſe fefter fteht und befjer zu prägen ift als das Silber 89). 

In Deutfchland waren — ähnlih dem Maaß- und Gewichtöwefen — 
die zahlreichen früheren Münzfyfteme durd) Landeögefege und? Münzverträge 
mehr und mehr zufammengefhmolzen, bis zulett die Reichsgeſetzgebung ein 
einheitlihes deutfhes Münzweſen bergeftellt hat. Dabei ift an Stelle 
der früher — mit Ausnahme Bremens — überall herrſchend gewejenen Silber: 
die Goldwährung getreten und in der Markrechnung die Dezimaltheilung zu 
voller Durchführung gelangt’). Die erftere Maßregel ift noch nicht ganz 
abgeſchloſſen. Sie forderte bei entjprehender Ausprägung von Goldmünzen 
die Einziehung und Veräußerung derjenigen Silbermünzen, die fi) über den 
als Scheidemünze zugelaffenen Betrag hinaus in Umlauf befanden. Dies konnte 
nur allmählich gefchehen, zumal das vermehrte Angebot in Verbindung mit 





anderen Umftänden ein Sinten der Silberpreife zur Folge hatte’). 


m) Mit diefer Wandlung ift das Münz- 
wefen aus dem Gebiete ber inanzver- 
waltung in das der Wohlftandspflege über- 
getreten. 

8, Daſſelbe ſchwankt zwiſchen Yu. Yı 
®) Sranfreid, weldes fett 1866 
nebft den mit ihm zur fog. Iateinifen 
Münzlonvention vereinigten Ländern 
(Belgien, Italien, Schweiz und Griechen⸗ 
land) die Doppelwährung befittt, hat, als 
das Silber bei fintendem Preiſe zu mafjen- 
haft einzubringen drohte, die Silberprä- 
gungen eingeftellt u. ift damit thatjächlich 
der Goldwährung näher gerüdt. Groß- 
brittanien ift (mit Ausnahme des bei 


der Silberwährung verbliebenen Oftindiens) 
ſeit 1816, Nordamerika u. Dänemark 
mit Schweden-Norwegen ſeit 1873 
zur Goldwährung übergegangen. Oeſter⸗ 
reich und Rußland (letzteres mit Ausnahme 
Finnlands) haben noch Silberwährung. 

0, RVerf. Art. 48, ©. betr. Ausprä- 
gung von Reihsgolbmünzen 4. De. 71 
MOB. 404) u. MünzG. 9. Juli 73 
(RGB. 233); Einf. beider i in efeotpringen 
G. 15. Nor. 74 (RGB. 131). 

1, Der Borrath an Gold» und Silber» 
münzen berechnete fi (Ende 1882) im 
Reihe wie folgt: 
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Die Reihswährung ift mit dem 1. Januar 1876 im gefammten 
Keichsgebiete in Kraft getreten). Die Ausprägung der neuen und die Ein- 
ziehung der früheren und abgenugten Münzen erfolgt im Auftrage und auf 
Rechnung des Reiches durch die Tandesmünzftelen??), Die Außerkursfegung 
fowie die Zulaffung fremder Münzen beftimmt der Bundesrath’%. Die 
Mark wird in 100 Pfennige getheilt. Als Reichsgoldmünzen werden Stüde 
zu 5, 10 und 20 M. ausgeprägt”). Die Zehnmarkftüde heißen Kronen, 
die Zwanzigmarkſtücke Doppelfronen?Y. Daneben werden als Scheidemünzen 
Silbermünzen zu 5, 2 und 1 M., zu 50 und 20 Pf., Nidelmünzen zu 20, 
10 und 5 Pf. und Kupfermünzen zu 2 und 1 Pf. geprägt. Der Gefammt- 
betrag der Silbermünzen darf 10 M., der der Kupfer» und Nidelmünzen 
24, M. für den Kopf der Bevölkerung nicht überfteigen. Bei den Reichs⸗ 
und Landeskaſſen werden Silbermünzen in jedem Betrage angenommen; übrigens 
brauden fie nur bis zu 20 M., Kupfer-, und Nidelmünzen nur bis zu 1 M. 
in Zahlung genommen zu werden”), 

Die Anfertigung und Inverkehrſetzung falſchen Metall- oder Papier» 
geldes, fowie die zu diefem Zwecke erfolgende Anſchaffung oder Anfertigung 
dazu dienender Stempel und ‘Platten wird als Münz-Verbrechen oder 
-Bergehen beſtraft's). Daneben ift jede anderweitige eigenmächtige An- 
fertigung und Weberlafjung folder Stempel, Platten und Abdrüde mit Strafe 
bedroht ??), 


Neihsgoldmünzen .. 1775 MiM.M., | u. Kupfermünzen öfterreihifhen u. däni- 
fremdes und Barren» hen Gepräges Bel. 19. Dez. 74 (RGB. 
gold ........ 15 > » 152), polniſche Zalaraftüde Bel. 26. Feb. 
NReihsfilbermünzen.. 42 = =» 75 (RGEB. 134), finniſche Silbermünzen 
noch nicht eingezogene Bel. 16. Oft. 74 (RGB. 126), Silber⸗ 
Silberthaler (geihätt) 429 - =» u. Bronzemünzen der Franlenwährung 
2661 Mil.M. | Bel. 21. Sept. 75 (RGB. 307). — Zus 


gelaffen find dagegen nod die deutſchen u. 


ichsgoldmünzen ift ein Theil 
Bon den Reihsgoldmünzen ift ein Thei Öereiiigen Einthulerftide. 


ins Ausland gewandert. Die Silberver- 


käufe find feit 1879 eingeftellt. ”) ©. 4. Dg. 71 8 1-9. Mün; ©. 
= MinzG. Art. lu. 14, B.22. Sept. | Art. 2. Form u. Geprüge ER. 5 — 
75 (RGB. 303). — Uebergangsbeſt. MG. | 74 (MB. 34). 


Art. 15—17 nebft ©. 20. April 74 (RGB. 
35) u. 6. Ian. 76 (RGB. 3). 

73), MG. Art. 6,7, 10 u. 11. — Aus» 
prägung für Brivatrehmumg Art. 12. — 
Münzftätten in Preußen 8 47 Abf. 2 
Nr. 108. 

9) MG. Art. 8 u. 13. Verboten find 
demgemäß öfterreichiiche, ungarifce u. 
niederländifhe Gulden Bel. 22. San. u. 
29. Juni 74 (RGB. 12 u. 111), Silber» 


Grf. Hue de Grais, Handbud. 6. Aufl. 


*) AE. 17. Feb. 75 RER: 72). 
. 1. April 


N Mind. Art. 3 (erg. © 
9, Form u. 


86 RGB. I, Art.4, 5 u. 
Gepräge Anm. 75. 

7%) StGB. 8 146—152; Anzeigepflicht 
8 139; Begehung im Auslande 8 41, 
— Verfahren der Kaſſen ER. 20. Mai 
76 (MB. 124), der Geridte StPrO. 

2 


8 3%. 
StGB. 8 36048. 
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VII. Verkehr. 


1. Einleitung. 
8 366, 

Der Berfehr umfaßt im weiteren Sinne alle Bewegungen, durch welche 
der Uebergang der Güter aus einer in die andere Wirthſchaft vermittelt wird; 
im engeren Sinne werden darunter die Mittel und Wege verftanden, welche 
Diefe Bewegung ermöglichen. Die weitere Bedeutung erftredt fi auch über 
den gewerblichen, Handeld- und Kapitalverkehr; die engere, hier angewendete 
beſchränkt ſich dagegen auf Schifffahrt (Nr. 2), Wege (Nr. 3), Eifenbahnen 
(Nr. 4), Poft und Telegraph (Nr. 5). 

Das Verkehrsweſen, weldes die Herftellung der Verfehrsanftalten und 
den Betrieb des Verkehres umfaßt, bildet jelbft einen Erwerbszweig, der, als 
der Staat ihn an fi zog, zum Regal wurdet). Zugleich ift dafjelbe der 
Tröger jedes anderen Erwerbes, und diefe Bedeutung rüdt bei fortſchreitender 
Entwidelung gegen die eritere in den Vordergrund. Die ſtaatliche Thätigfeit 
hat damit eine veränderte Richtung genommen. Die finanzielle Seite wurde 
durch die volfswirthichaftliche verdrängt; das Recht wurde zur Pflicht, und der 
Staat hat deßhalb diefe Verfehrzweige auch nad) Wegfall der Regalität in der 
Hand behalten, zumal wo eine einheitliche Leitung nothiwendig wurde oder Die 
Kapitalanlage weniger nugbringend erſchien und Konfurrenzunternehmungen 
ausſchließen mußte (Poft und Telegraph, Strom-, Kanal und Straßenbauten). 
Der Wegebau ift dann bei verwaltendem örtlichen Intereſſe auf die GSelbft- 
verwaltungsförper übergegangen. Gegenſtand des freien Betriebes ift nur Die 
Schifffahrt geblieben, während im Eifenbahnwefen der Kampf zwiſchen Staats- 
und Privatbetrieb noch nit ganz ausgetragen ift, zweifello8 aber mit dem 
Siege des erfteren enden wird. 

Die Bedeutung der Verkehrswege für das Gemeinmohl läßt das wichtige 
Recht der Enteignung (Expropriation) vorzugeweife für diefe zur Anwendung 
tommen?). Neben den allgemeinen Einſchränkungen und Belaftungen, denen 
das Eigentum aus Gründen des öffentlichen Intereffes im Wege der Gefeg- 
gebung allgemein unterworfen wird, muß daffelbe auch im Einzelfalle dem 
Öffentlichen Intereſſe weichen; doc gebührt alsdann dem Eigenthümer volle 
Entſchädigung. Dieſes Recht beftand bereits im 18ten Sahrhundert?), fand 


ww after, Wege: u. Poftregal 8 130 d) der Bergbau 8 323 Abi. 3; 
e) die Landesktultur $ 336—339. 
—* Anderweite Enteignungsfälle bieten: Der erftere Gegenftand füllt feinem 
a) die Anlage ftädtifcher Straßen 5280 | Wefen nad mit dem hier behandelten zu⸗ 
Abi. 3 d. W.; fammen. Für die drei Iettteren Gebiete 
b) die militärifhen Leiftungen 8 105 | beftehen abweichende Enteignungsborjärif- 
bis 110; ten Enteign®. (Anm. 5) 8 

c) die Landestriangulation $ 33 Abf. 4; 9) LER. Einl. 8 73—75 u. ıu 84 
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aber erft im 19ten, vor allem feit Entftehung der Eifenbahnen, feine grund- 
Tägliche Ordnung. Für Preußen wurde der verfafjungsmäßige Grundjag, 
daß das Eigenthum umnverletlih fei und nur aus Gründen des öffentlichen 
Wohles gegen vorgängige, in dringenden Fällen wenigftend vorläufig feftzu- 
ftellende Entf hädigung entzogen werden dürfe*), erſt fpäter zu einheitlicher 
Durdführung gebradit?),., Die Enteignung beſchränkt fih auf da8 Grund» 
eigenthun und Rechte an demfelben und kann fowohl vom Staate felbit aus⸗ 
geübt, ald an Korporationen oder Private verliehen werden. Die Frage, ob 
ein Enteignungsfall vorliege, wird durch Fünigliche Verordnung feftgeftellt. Zu 
vorübergehenden Beſchränkungen bi8 zu 3 Jahren und zur Vornahme bloßer 
Vorarbeiten genügt dagegen die Anordnung des Bezirksausfchuffes (der Re⸗ 
gierung)®). Die Entfehädigung, weldhe der Unternehmer zu leiften hat, befteht 
neben dem vollen Werthe des abzutretenden Grundſtückes einſchließlich des 
Aufwuchſes, auch in dem Minderwertbe der Keftgrundftäde Können dieſe 
nicht mehr ihrer Beitimmung gemäß benutt werden, fo find fie mit zu über- 
nehmen; Gebäude fünnen nur ganz in Anfprud) genommen werden?). Neben 
der Entihädigung find die nach Entſcheidung des Bezirksausſchuſſes (der Re- 
gierung) erforderliden Anlagen an Wegen, Einfriedigungen und Gräben her- 
zuftellen und zu unterhalten®), — Das Verfahren ruht in der Hand der 
Berwaltungsbehörden?); gegen die Feltitellung der Entihädigung fteht jedoch 
beiden Theilen binnen 6 Monaten der Rechtsweg offen. Auf gleichem Wege 
tönnen fpäter hervortretende Nachtheile binnen 3 Jahren geltend gemacht 
werden!) — Mit der Enteignung geht das Grundftüd frei auf den Unter- 
nehmer über. Für die Anfprücde der Realberechtigten bleibt die gezahlte 
Entihädigung verhaftet). 
2. Schifffahrt. 
8 367. 

a) Die Schifffahrt theilt fih in See- und Binnenfdifffahrt.e Von den 

Schifffahrtsaulagen??) kommen die Häfen der Schifffahrt überhaupt, die 


bis 11. — Bahnbredgenb wurde erft das 
franz. ©. 10. März 1 

9 Preuß. DU. Art. 3. 

5, Enteignungs®. 11. Juni 74 
(SS. 221); Kom. v. Seydel (2. Aufl. 
Berl. 87). 

6, Daſ. 8 1—6 u. im Geb. d. Verw.⸗ 
Org. Zuft®. 8 150. Erleichterungen bei 
Herftellung öffentliher Wege (EG. 8 3), 
bei Entnahme von Wegebaumaterialien 
(daf. S 50-53) 8 372 Abſ. 2 u. bei 
Strombauten $ 367.8. — Für Eifen- 
bahnunternehmungen befteht in betr. der 
Herftellung der Bahn u. ihrer Zubehör 
ein Anfprud auf das Enteignungsredht 


So. 4 23; Reichseiſenbahnen ſ. Rerf. 


” 56. 8 7—18. 

5 Daſ. $ 14; ZuſtG. 8 150. Bejondere 
Behmmungbeiifenbagn nm. 28318376, 
9, Allgem. Beitimmungen EG. S 3 
bis 43; Feftftellung des Planes 8 15 vis 
22, der Entihädigung $ 24 -29; Boll 
siehung 8 32—38; verb. Zuft®. 8 150. 

2) EG. 8 30—31. 

m) Daf. $ 44— 49. — Vorkaufsrecht 
8 330 Abf. 1d. W. 

2) Möglichkeit der Förderung dur) 
Kufturrentenbanten 8 335 Abf. 2 u. durch 
Waſſergenoſſenſchaften 8 336 Ab. 3 d. W. 
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Strom: und Kanalbauten dagegen nur der Binnenfhifffahrt zu ftatten. — 
Die Häfen find theilmeife von Gemeinden, meift aber vom Staate angelegt. 
Das Landrecht bezeichnet fie als Eigenthum des leßteren!?). In den Seehäfen 
haben alle deutfchen Schiffe gleiche Rechte. Die Abgaben in denfelben dürfen 
die gewöhnlichen Herftellungs- und Unterhaltungskoften nicht überfteigen 4). — 
Durd Strombauten wird die Sciffbarkeit vorhandener Wafferzüge her⸗ 
geftellt oder erhalten und verbefjert. Die Flußkorrektionen begannen ſchon 
unter Friedrich dem Großen und find befonders in den legten Jahrzehnten 
weiter gefördert. Die Offenhaltung des Flußbettes wird neben der Vertiefung 
mittelft Baggerung oder Sprengung hauptſächlich durch Förderung des regel- 
mäßigen Abzuges erzielt, indem der Lauf des Fluſſes durch Anlegung von 
Durchſtichen verkürzt oder das Strombett durch Einbauten (Buhnen, Halten) 
eingeengt wird. — Hierbei ift der Staat bereitigt, gegen entjpredhende Ent- 
fHädigung und in dem durch den Bauzweck bedingten Umfange die Ufer der 
Öffentlichen Tlüffe zu benugen und Anlandungen, Infeln oder Felſen in dem- 
felben zu bejeitigen. Fir Private ift dagegen die eigenmädhtige Befeitigung, 
fowie die dem Bauzwede zumiderlaufende Benugung diefer Gegenftände bei 
Strafe verboten. Durch Strombauten entftehende Anlandungen gehören zwar 
dem Uferbefiger, fünnen aber erft nad) Erfüllung des Bauzweckes und gegen 
Eritattung des Werthes von demfelben in Befig und in Benutzung genommen 
werden!d). — Die Strombauvermaltung ift für die MWeichfel, den zwiſchen 
Dreslau und Schwedt belegenen Theil der Oder, die Elbe und den Rhein in 
die Hand je einer Behörde gelegt, welde dem Ober-Präfidenten von Weſt⸗ 
preußen, Schlefien, Sachſen und bez. der Rheinprovinz unterftellt ift!). — 
Die Kanäle vermitteln den Transport, insbefondere ſchwerwiegender Gegen- 
ftände zu verhältnigmäßig billigen Preifen, und haben deshalb, obwohl zeit- 
weilig durch die Eifenbahnen zurüdgedrängt, doch ihre Bedeutung neben 
denfelben behauptet. In den lebten Jahren ift ihnen vermehrte Beachtung 
zugemenbet, die fid) fowohl auf Ausdehnung des Kanalneges17), als auf Ber- 


— Shut der Dünen u. der Meeres- u. 
Fluß-Ufer StGB. 8 366 a. 

a 2. II 15 8 80. 

19 RVerf. Art. 54 Abſ. 3 u. 5. — 
Zuſtändig für Geſtattung u. Feſtſtellung 
der Hafen⸗ u. Verkehrsabgaben (außer dem 
Chauſſeegelde) ſind die Miniſter AE. 4. 
Sept. 82 (GS. 360), ER. 18. Dez. 82 
u. 31. Mai 83 (MB. 2 u. 140); gleiches 
gilt von den Rootjengebühren AE. 27. Aug. 
83 (GS. 339). 

, G. 20. Aug. 83 (GS. 333), erg. 
($ 13) ©. 31. Mai 84 (GS. 303); Anw. 
7. Sept. 83 (MB. 237). Die Uferbaus 
oft (ER. II 15 8 63 u. 79; Kreis Rin⸗ 
teln ©. 3. Aug. 75 GS. 190) wird das 


durch nicht berührt; dagegen ift die ſchle⸗ 
fifche Ufer-, Ward» u. HegungsO. v. 1763 
aufgehoben ©. 20. Aug. 83 (GS. 338). 
— Rechtsverhältniſſe der Ströme über- 
haupt 8 336 Abi. 2 d. W. 

6, Steombauverwaltungen f. d. Weichiel 
zu Danzig Regl. 7. März 84, f.d. Oder 
zu Breslau Regl. 14. Juni 79, f. d. Elbe 
zu Magdeburg Bel. 20. Dez. 76, f. d. 
Abein Fr Coblenz Regl. 24. Oft. 50 (MB. 

1 Pd 


S. 20). 

7), Nordoftfeelanal RG. 16. Mürz 86 
(RGEB. 58) u. ©. 16. Yuli 86 (GE. 
209); für den Bau ift eine befonbere Kom⸗ 
miffton zu Kiel beftellt. — Rhein⸗Ems⸗ 
tanal ©. 9. Juli 86 (GS. 207). 
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tiefung der vorhandenen Kanäle und Einrichtung derfelben für bie Dampf- 
Schleppſchifffahrt erftrect Hat. 

Die Berwaltung der Schifffahrtd:, Hafen: und Strompofizei, ein- 
ſchließlich des Erlaſſes der Polizeiverordnungen erfolgt ohne Mitwirkung der 
Gelbftverwaltungsdorgane durd) den Handeldminifter und die Ober- und Re— 
gierungd-Präfidenten, bez. Regierungen 18). Als Organe derfelben beftehen 
befondere Schifffahrts- und Hafeubehörden !?). 

8 368, 

b) Seefhifffahrt ). Alle deutſchen Kauffahrteifchiffe -bilden eine ein- 
Heitlihe Handel8marine?!) und genießen mit ihrer Flagge zur See den 
gemeinfamen Schug des Reiches?2). Die Flagge ift fchwarz-weiß-roth 23). 
Sie ift das Kennzeihen der Nationalität der Schiffe, welde durch die 
Neihsangehörigfeit der Eigenthümer und die Eintragung in die von den Amts- 
gerichten geführten, öffentlihen Schiffsregifter bedingt und durch Schiffscerti- 
fifate nachgewieſen wird 2). — Zur Sicherung des Schiffsverfehres im Aus- 
lande find auf Grundlage der Gegenfeitigfeit mehrfah Schifffahrtsverträge 


abgeichloffen??). — Die Stantögewalt erftredt fih nicht auf die offene See 


w LVG. 8 136°, 138, 145 Abſ. 2, 
KrO. 13. Dez. 72 (neue Fafjung GS. 
81 ©. 180) 8 59 Abſ. 2 n. ZuſtG. 8 
951, Buläffigfeit der Uebertragung an 
Wofferbauinfpeltoren & 12. März 84 
(MB. 208). 

19) Hafen » Bolizei - Kommilfionen zu 
Memel, Pillau, Königsberg, Kolberger- 
münde u. NRügenwaldermünde, Sciff- 
fahrts- Revier» Polizei zu Stettin u. zu 
Swinemünde; SHafenämter zu Emden, 
Geeftemünde, Harburg u. Leer; Scdiff- 
fahrtskommiſſion zu Köln. In Danzig 
werden die Funktionen von der kön. Polizei» 
Direction wahrgenommen. — Die Schiff- 
fahrts⸗, Hafen» u. Strom-Bolizeibehörden 
find nit Ortspolizeibehörden Erk. OB. 
11. Mai 82 (VIII 379). 

2, Perels Handb. des Seerechts (Berl. 
84), Stegemann die Seegeſetze des d. 
Reiches (Berl. 82), Knitſchky Seegeſetz⸗ 
gebung (Berl. 83). 

1) Die deutfhe Handelsmarine 
umfaßte (1. San. 86) 3471 Segel» u 
664 Dampfidiffe Davon entfielen auf 
Preußen 2288 u. bez. 315. Die Zahl 
der Segelſchiffe nimmt ab, die der Dampf⸗ 
Ichiffe dagegen zu. 

2) RVerf. Art. 47 u. Art. 54 Abi. 1 
2.5. — Ausübung diefes Schutzes durd) 
die Konfuln u. Pflicht der Schiffsführer zur 
Meldung 8 85 Abf. 4 d. W. — Unter: 


ftügung der regelmäßigen Poſtdampfſchiff⸗ 
verbindungen mit Oſtaſien u. Auftralien 
Anm. 21 zu 8 82». W. 

2) RVerf. Art. 55 u. B. 25. Olt. 67 
868 59). 

2) RVerf. Art. 54 Abf. 2 u. G. 2. 
Ott. 67 (BGB. 35). Ausdehnung des 
S 2 auf fonftige Seefahrzeuge u. deutiche 
Luſtjachten ©. 15. April 85 (RGEB. 89). 
Dus Gel. ift ReihsG. (Anm. 12 zu S 6 
d. W.) u. erg. durch ©. 28. Juni 73 
(RGB. 184); AusfVorſchr. 13. Non. 73 
(RGB. 367). — Entſprechende Vorſchriften 
enthielt bereits das Hand GB. (Anm. 20 
zu 8 362 d. W.) Art. 432 - 438. — Zu⸗ 
ſtäändigkeit der Amtsgerichte ©. 24. April 
78 (GS. 230) 8 251 u. 30; Ertheilung 
von Auszügen aus den Schiffscertifikaten 
Bf. 10. Mai 81 (IMB. 92). Verpfän⸗ 
u der Seeſchiffe Anm. 6 zu 8 214 
d 


2) Shifffabrtsverträge mit 
Sranfreih 2. Aug 62 (GS. 65 ©. 
450) nebft Btr. 10. Mai 71 (RGB. 223) 
Art. 11, vgl. Anm. 61, Großbrittanien 
16. Aug. 65 (GS. 66 ©. 73); Schiff. 
fahrt auf dem fchwarzen Meere u. der 
Donau Bir. 13. März 71 (RGB. 104) 
u. 28. Mai 81 (RGB. 82 ©. 61), auf 
dem Kongo u. Niger Berliner Konferenz- 
Alte 26. Feb. 85 (RGB. 215) Art. 13 
bis 33. — Entipredende Vorſchriften 
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und nimmt nur einen 3 Seemeilen breiten Streifen derfelben längs der Küfte 
und die Meerbufen bis zu einer Deffnung von 10 Seemeilen als Küftenmeer 
fir fih in Anfprud. Die Küſtenfrachtfahrt (cabotage) ift den deutſchen 
Schiffen vorbehalten, kann aber auch ausländiihen Schiffen durch Vertrag 
oder Faiferlihe Verordnung befonderd eingeräumt werden?‘). — Ferner ift 
Durch Vertrag der Großmädte, Sardiniens und der Pforte da8 Kriegsfee- 
recht dahin geordnet, daß die Kaperei abgefchafft, mit Ausnahme der Kriegs⸗ 
tontrebande die neutrale Flagge und das neutrale Gut unter feindlicher Flagge 
von der Beſchlagnahme frei bleibt und Blokaden nur, wenn fie thatfächlid) 
durchgeführt werden können, rechtsverbindlich find?”). Weber die Rechtmäßigkeit 
der im Kriegsfalle gemachten Seebente (Brife) wird von befonderen durd) 
kaiſerliche Verordnung einzurichtenden Priſengerichten entjchieden?®). 

Das Seerecht wird im Handelögefeßbuche??) unter den Beſtimmungen 
vom Seehandel geregelt. Es umfaßt die Rechtsverhältniſſe der Seeſchiffe ꝰ0), 
der Rheder (Schiffseigenthämer) ſowohl dritten gegenüber?!) als im Gegen- 
feitigleitSverhältniffe mehrerer Mitrheder??) und der Schiffer (Schiffsführer”). 
Meiter werden dafelbft behandelt da8 Frachtgeſchäft zur Beförderung von 
Gütern) und Reifenden®d); die Bodmerei (dad Darlehnsgeſchäft, welches 
unter beftimmten Vorausfegungen vom Schiffer unter Berpfändung von Schiff, 
Fracht und Ladung eingegangen werden darf)?d); die Haverei (der an 
Schiff und Ladung zur Errettung beider aus Gefahr vorfäglih und der 
duch Unfall verurſachte Schaden, große und befondere Haverei)?”); der 
Derge- und Hülfslohn für Bergung und Hülfsleiftung in Seenoth®); 


die Rechte der Schiffägläubiger‘) 


finden ſich aud in den Handelsverträgen 
Anm. 7 zu 8 362. 

% ©. 22. Mai 81 (RGB. IT). Das 
Recht ift den Schiffen von Belgien, Bra- 
filien, Dänemark, Großbrittanien, Stalien, 
der Niederlande u. Schweben-Norwegen ein- 
geräumt u. fteht den Schiffen von Oefter- 
reih-Ungarn, Rumänien, Siam u. Tonga 
vertragsmäßig zu B. u. Bel. 29. De. 81 
(RGB. 275 u. 276) u. V. 1. Juni 86 
non. 19 179). — Küftenfiiderei $ 348 

7)». * gJuni 56 (GS. 585); Bei⸗ 
tritt der deutſchen Staaten Bek. 3. Nov. 
58 (GS. 568). Durchſuchung der Schiffe 
behufs Anterdacung des Sklavenhandels 
Anm. 47 zu 8 35 d. W. 

*) G. 3. Mai 8 (RGB. 49). 

2) Anm. 20 u. 21 zu 8 362. 

2) HGB. Art. 439—449; pr. EinfG. 
Art. 54. — Shiffsregifter |. Anm. 24. 
A), HGB. Art. 4650-455 u. 477. 

2, Daf. Art. 456—476. 

3) Daf. Art. 478—527 (zu Art. 489 


und die Seeverfiderung*). Die 


pr. Einf®. 55; zu Art. 520 Berichtigung 
GS. 77 ©. 218; Art. 488 u. 494 find 
aufgehoben ©. 30. San. 77 RGB. 244 
8 132). — Aufgehoben ift aud der fid 
daran fchließende Tit. 4 (Art. 528—556) 
des HGB. betr. die Schiffsmannſchaft See- 
mannsd. 27. Dez. 72 ROB. 409) 8 110. 

39 HGB. Art. 557—664 

3) Daf. Art. 665—679. 

°) Daf. Art. 680-701. 

) Daf. Art. 702—735. — Auf Grund 
der eiblihen Belundung bes Hergangs 
jettens des Schiffer un. der Beſatzung 
(Ablegung der Berklarung) erfolgt die See- 
ſchüdenauseinanderſetzung Dispache) durch 
eigens vom Gerichte angeſtellte Perſonen 
Dishe heure Art. 729, 731 u. pr. EinfG. 

tt. 57. — Schabenserjat bei Zuſammen⸗ 
—5— Art. 736—741. 

*) Daf. Art. 742—756. 

) Daf. Art. 757—781 u. pr. Einf. 
Art. 58. — Verpfändung ben F?cxichte 
Art. 59, verb. Anm. 6 zu 8 214 d. W. 

ie) 868. Art. 782—905 it "889 
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ſeerechtlichen Berjährungsfriften find bei der Nothwendigfeit ſchleuniger Regelung 
nur kurz bemeffen??). 

Dem Schutze der Seefdifffahrt gegen die ihr drohenden befonderen 
Gefahren wird neben entſprechenden Strafvorfchriften??) durch eine Reihe 
eigener Einrichtungen gedient. Zur Abgabe von Gutachten auf dieſem Gebiete 
befteht die dem Reichsamte des Innern unterftellte techniſche Kommiffion 
für Seefhifffahrt. Unter dem Marine-Minifterium fteht die deutſche 
Seewarte zu Hamburg, weldje die Kenntni des Meeres und der Witterung 
im Intereffe der Seeſchifffahrt fördern fol). Auch Die zur Sicherung der 
Schifffahrt beftimmten Schifffahrtszeihen (Leuchtfeuer, Tonnen, Balken 
und fonftigen Tagesmarken) bilden Gegenftand der NReichsgejeggebung**). — 
Die früher allgemein vorgeſchriebene Verpflichtung der Seefchifte er, fi beim 
Einlaufen in die Häfen der Provinzen Bommern, Oft- und Weftpreußen der 
Lootfen zu bedienen (Rootfenzwang) ift auf einzelne, durch Polizeiverordnung 
befonders feftzuftellende Fälle beſchränkt *)). — Zur Verhütung des Zu— 
fammenjtoßes der Schiffe auf See find Vorſchriften über die Anwendung 
von Lichtern und Schallfignalen und über das Ausmweihen gegeben“). Im 
Valle des Zufammenftoßes ift gegenfeitig Hülfe zu leiften*). Die beftim- 
mungsmäßigen Noth- und Rootfenfignale dürfen nur angewendet werden, 
wenn ein Schiff ſich in Noth oder Gefahr befindet, bez. wenn ein Lootſe auf 
demfelben verlangt wird). Die Urfadhen der Seeunfälle werden durd) 
die unter Aufficht des Keiches ftehenden Seeämter auf Grund eines öffent- 
lichen und mündlichen Verfahrens näher feftgeftellt, um der Wiederkehr ähn- 
licher Unfälle möglichft vorzubeugen. Dieferhalb find die Seeämter bereditigt, 
den dabei für ſchuldig befundenen Schiffern, Steuerleuten und Maſchiniſten 
wegen Mangels der erforderlichen Eigenfchaften die Befugniß zur Ausübung 
ihres Gewerbes zu entziehen. Gegen diefe Entjcheidungen ift die Beſchwerde 





an das zu Berlin für das Reichsgebiet beftellte Oberfeeamt zuläffig*?). — 


aufgeh. G. 30. San. 77 RGEB. 244 
8 132). — Strafe betrügeriſcher Zerftö- 
rung od. oeipübigung verficherter Schiffe 
SIEB. 5 2 

) HGB. et 906—911. 

2), Gefährdung der Schiffe durch Mit- 
führung von Kontrebande StGB. 8 297; 
Zerftörung 8 305; Brandftiftung 8 306 
nebft 325; Herbeiführung des Strandens 
8 323 nebft 325, 326 u. Einf®. $ 4. 

©. 9. Ian. u. 3. 26. De. 75 
MOB. 11 u. 385). 

M G. 3. März 73 (RGB. 47) u. Bel. 
31. Juli 87 (RGB. 387); Strafe der 
Beihädigung od. Serförung StGB. 8 322, 
325, 326 u. Einf®. 8 4 

%) & 9. Mai 53 (GE. 216) ı. 


LBS. 8 138 Abf. 3. — Gebühren Anm. 
14. 


*, 3. 7. Ian. 80 (RGB. 1), Aende⸗ 
rung des Art. 10 V. 16. Feb. 81 (ROB. 
28); StGB. 8 145. — Die Ordnung 
des Signalwefens in England (1857) 
wurde von den übrigen feefahrenden 
Staaten angenommen und hat dadurch 
internationale Bedeutung gewonnen. 

V. 15, „ag. 76 (RGB. 189) u. 
StGB. 8 1 

*) V. * ang 76 (RGEB. 187) u. 
Ss, 8 145. 

. 27. Juli 77 (RGB. 549), erg. 
©. Au Yuni 73 (RSB. 109). Geſchäfts⸗ 
O. f. d. Ob⸗Seeamt 3. Mai 78 (CB. 
276), Nadtr. 10. Mai 79 (EB. 371). 
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Bei Strandungen regelt dad Hand.-G.-B. nur den Anfpru auf Berge- 
und Hälfslohn 3%); im betreff der Rettung der Menfchen und der Bergung 
des Eigenthums ift dagegen ein bejondered Verfahren vor den Strand- 
ämtern (Strandhauptleuten) vorgeſchrieben. Letztere haben vorzugsweiſe das 
Strandgut zu verwalten und den Empfangsberechtigten zu übermitteln, wäh— 
rend das eigentlihe Hülfs- und Nettungswerf den ihnen untergeordneten 
Strandvögten obliegt’). Das f. g. Strandredt, welches dem Fiskus oder 
den Strandbewohnern einen befonderen Anſpruch auf da8 Strandgut verlieh, 
it aufgehobend!),. — Im Intereffe der Sicherheit des Betriebes wird bie 
Ladungsfähigkeit der Schiffe durch Schiffsvermeffung feftgeftellt und durch 
Meßbriefe beurkfundet5?),. — Endlih bedürfen Seefdiffer, Seefteuer- 
leute, Maſchiniſten auf Seedampffdhiffen und Lootſen eines von 
dem Regierungs - Präfidenten (der Negierung) auszuftellenden Befähigungs- 
nachweiſes. Die Vorbildung wird auf Navigationsfchulen und Navigations- 
vorfhulen erworben. Mit erfteren find Prüfungs-Kommiffionen für die große 
und für die Meine Fahrt verbunden 59). 


— Breußifde Seeämter beftehen zu 
Königsberg f. Oftpreußen; Danzig f. 
Weitpreußen ; Stettin f. die Neg.- Bez. 
Köslin u. Stettin; Stralfund f. d. R.-2. 
Stralfund; zu Flensburg u. Tönning 
f. d. Oft bez. die Weftküfte von Schl.⸗ 
Holftein; zu Emden f. d. oftfrieftiche Küfte. 
(Seeämter finden fih außerdem zu Roftod, 
Lübeck, Hamburg, Bremerhafen, Bremen 
u. Brake). — Privatredtliher Schadens: 
erfag Anm. 37. 

 Stramd. 17. Mai 74 (RGEB. 73) 
u. Inſtr. 24. Nov. 75 (CB. 750). — 
Pflicht zur Nat Stramd. 89 
u. StGB. 8 36010; Strafe der Herbei« 
führung her Strandung StGB. 8 322, 
323, 325 u. 326. — Dem Zwecke ber 
Rettung dient die deutſche Geſellſchaft zur 
Rettung Schiffbrüdiger. 

sep. II 15 8 81—87. 

2, RVerf. Art. 54 Abſ. 2; Schiffs⸗ 
VermO. 5. Zuli 72 (RGB. 270); Aen⸗ 
derung des S 23 Bel. 24. Okt. 75 (CB. 
718); Inſtr. 23. Nov. 72 u. (Bermeffung 
f. d. Suezkanalfahrt) 15. April 79 (CB. 
288). Als Bermefjungsbehörden (8 19) 
find beftimmte Steuer- u. Zollümter, als 
Nevifionsbehörden (S 20) die betreffenden 
Negierungs-Präfidenten (Regierungen) be= 
ſtellt. Die Ausführung der Vorſchriften 
wird durh Reichs⸗Schiffsvermeſſungs-In⸗ 
fpeftoren überwadt. — Däniſche, üfter- 
reihifh-ungarifhe u. nordamerifanifche 


Bermeflungsangaben werden in deutfchen 
Häfen anerlannt Belt. 21. Dez. 72 (EB. 
73 ©. 162 u. 1884 ©. 156), dgl. 
brittifhe u. franzöfifhe Belt. 2. Okt. 73 
(CB. 316) u. 21. März 83 (CB. 82), 
italtenifihe 21. April u. ſpaniſche 24. 
Aug. 83 (EB. 127 u. 265), belgiſche 
28. März 84 (CB. 107), ruſſiſche 11. 
Feb. — ſchwediſche 22. Juli 82 (EB. 37 


"ns er daf.; GewO. 8 31 Abf. 1 
u. 2 u. 8 40. — Prüfung der Mafdi- 
niften Vorſchr. 30. Juni 79 (EB. 427, 
MB. 80 ©. 19), Bel. 16. April 85 
(CB. 164) u. 15. Nov. 86 (EB. 389), 
der Seeſchiffer u. Seefteuerleute Bel. 6. 
Aug. 87 (RGB. 395) u. (Bereihtigung 
der vor dem 1. Mat 1870 zugelaſſen ges 
wefenen) Bel. 25. Sept. 69 (BGB. 660) 
Ss 14—19. Die Befolgung der Vor—⸗ 
ihriften wird durch Reichs-Prüfungs⸗In⸗ 
ipeftoren überwadt. — Napigations- 
ſchulen (Regul. 24. Juli 81 MB. 211) 
zu Altona, Apenrade, Emden, Flensburg, - 
Grabow, Leer, Memel, Papenburg u. 
Timmel, ferner zu Barth, Danzig, Geeſte⸗ 
münde, Pillau u. Stralfund; Naviga— 
tions-Vorſchulen an den 9 zuerft ge- 
nannten Orten u. zu Arnis, Grohn, 
Grünendei, Prerow, Stolpmünde, Swine- 
miünde, Weftchauderfehn, Wyk u. Zingft. 
— Zuſtändigkeit des Handelsminifters 8 50 
Abſ. 3 d. W. 
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Die Berhältniffe der Schiffsmannfhaft auf deutſchen Kauffahrtei- 
Tchiffen find einheitlich geordnet‘). ALS Behörden beftehen die Seemanns- 
ämter”). Dieſe haben die Aufgabe, die von den Schiffsleuten zu führenden 
Seefahrtsbücher auszufertigen, die zwifchen diefen und dem Schiffer (Schiffs- 
führer oder Schiffsfapitän) getroffenen Abreden über Dienftantritt und Aus⸗ 
tritt zu verlautbaren (An- und Abmufterung) 9), Streitigkeiten zwifchen beiden 
zu jchlichten und vorbehaltlich des Rechtsweges zu entfcheiden”), auch Ueber⸗ 
tretungen der Sciffsleute zu unterfuchen und mittelft vorläufiger Feftfegung 
zu beftrafen®). Der Bertrag zwiſchen Schiffern und Schiffsleuten heißt 
Heuervertrag und hat eine eigene Geſtaltung*9). Die Sciffsleute find der 
Disciplinargewalt des Schiffer unterworfen). — Hülfsbedürftige deutſche 
Geelente im Auslande müfjen auf Anordnung des Seemannsamted von jedem 
heimfahrenden deutſchen Kauffahrteifchiffe gegen Entſchädigung mitgenommen 
werden). — Die Schiffsführer haben fi im Auslande bei den Konfuln zu 
melden?) und die vorgefchriebene Schonzeit für Robben einzuhalten‘). 


S$ 369. 

c) Die Binnenſchifffahrt ift, mas den Flößerei- und Schifffahrts- 
betrieb auf den mehreren Staaten gemeinfamen Woafferftraßen und deren 
Zuftand, ſowie die Fluß: und fonftigen Wafferzölle betrifft, Gegenftand der 
Reichsgeſetzgebung geworden. Abgaben dürfen auf fchiffbaren Waflerftraßen 
von Shiffen und Flößen nur für Benutung der Verfehrsanftalten erhoben 
werden und die gewöhnlichen Herftellungs- und Unterhaltungstoften nicht 
überfteigen®%). Ganz aufgehoben find die Ahein- und Elbzölle®) und die 
Flößereiabgaben 6°). 


5), SeemannsO. 27. Dez. 72 (RGB. 
409). — Unfallverfiderung der Seeleute 
8 356 Abf. 4 Nr. 5 d. W. 

 Daf. 8 4. Als folde wirken die in 
den inländifhen Hafenorten nah 8 12 
de8 ©. 26. März 64 (GS. 693) errid- 
teten Mufterungsbehörden, im Auslande 
vie Konfulate S 85 d. W. — often 
Tarif 22. Feb. 73 (EB. 62), erg. Bel. 
24. Nov. 85 (EB. 525). 

8 SeemO. $ 5—23: 

5) Daſ. 8 104—106, 29 u. 47. 

8, Daf. $ 101. — Strafen 8 81 bis 
100, 107 u. StGB. 8 297, 298. — 
Feſtſtellung des Thatbeftandes SeemO. 
8 102 u. 103. 


8, Daf. 8 4-71. 

© Daſ. 8 72—80. 

6, G. 27. De. 72 (RGB. 432); Er- 
ftattung der Koften R. 12. De. 67 
(MB. 68 ©. 65). — Gegenfeitige Verein⸗ 
barung mit Franfreih weg. Auslieferung 
der Heuerguthaben u. Effekten der See— 


leute Bel. 10. April 85 (CB. 148). 

2, 8 85 Abſ. 4 d. W. 

8 ©. 4. Dez. 76 (RGB. 233) u. V. 
29. März 77 (RGB. 409). 

69 RVerf. Art. 49 u. 54 Abſ. 4 u. 5. 
Binnenfahrzeuge führen die Flagge ihres 
Heimatheftaates Erl. 20. San. 86 (MB. 
4). Statiftil des Verkehrs auf deutichen 
Poßſerſraßen Beſt. 30. Juni 81 (CB. 


30). 

— G. 24. Dez. 66 (GS. 873), bez. 
G. 11. Juni u. Vertr. mit Oeſterreich 
22. Juni 70 (BGB. 416 u. 417). 

& G. 1. Juni 70 (BOB. 312); das⸗ 
ſelbe ift RG. Anm. 12 zu 86 d. W. — 
Ausführung für Werra u. Saale 2. 
1. Juni 70 (BOB. 314), f. d. Nedar 
8. 19. Feb. 71 (RGB. 31), f. Enz u. 
Nagold B. 13. Feb. 74 (RGB. 14). — 
Slößerei auf en LR. II 15 
8 42, 43 u. 28. Feb. 43 (GES. 41) 
8 8—12. 
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Die Flußfahrzeuge müflen gewiſſe Dimenfionen einhalten”) und m 
Intereſſe der ſteuerlichen und polizeilichen Kontrolle eine vorgefdhriebene Be- 
zeichnung führen °®). 

Befondere Vorſchriften find für einzelne Ströme ergangen”). Zu diefen 
zählen aud) die mit außerbeutfchen Staaten vereinbarten, auf die Freiheit der 
Schifffahrt gerichteten Verträge (Schifffahrts⸗Akten) ?9). 

Fr Stromjdiffer nnd Lootſen bemendet es in betreif der Be- 
fähigung bei den Staatöverträgen”!)., Das Lootfengewerbe kann landesgeſetz⸗ 
fh von befonderer Genehmigung abhängig gemacht werden??). — Das Ber- 
hältniß der Stromfdiffer zu den Schiffsknechten regelt fi in Altpreußen nad) 
den Borfäriften für das Gefinde’’), das zu den Befrachtern nad) den fee- 
rechtlichen Beftimmungen des Landrechts7*). Auch die Führung von Dienft- 
büchern ift für Schiffsknechte vorgefchrieben ”>). 


3 Mege 
8 370, 
a) Einleitung. Die Eintheilung der Wege folgt drei verſchiedenen 


Geſichtspunkten. Nah ihrer Beſtimmung zerfallen fie in öffentlihe und 
Privatwege. Die öffentlihen Wege find für den gemeinen Gebrauch be- 


ftimmt und fönnen diefem kraft Privatrechts nicht entzogen werden; fie heißen, 
wenn der Berfehr auf denjelben ein meitgehender ift, Yand- und Heerftraßen, 
wenn er nur die Berbindung benadhbarter Orte vermittelt, Bizinal- oder Kom⸗ 
munilationswege!). Die Privatwege find nur für einzelne Berfonen oder — 
als Intereffenten-, Feld- oder Wirthſchaftswege — für eine begrenzte Mehr- 
heit derfelben beftimmt?). — Nach der Bauart unterfcheidet man die völlig 


oe Ban der Kaffen RO. 23. Aug. 21 ) 80. 23. Set. 35 (66. 222) 


Nr. 1, 4 u. ©. 24. April 54 (GS. 214) 
©, Regl. 21. Mai 42 (MB. 212). $ 22, — Gef. Ordnungen 8 260 Abf. 1 
d. W. — Kranken⸗ u. Unfallsverfiderng 
der Binnenſchiffer 8 356 Abi. 4 Nr. 1. 

RD. 23. Sept. 35 Nr. 2 u. MN. 
I 11 8 869-920; (die nah Nr. 2 der 
KO. gleihfalls für anwendbar erklärten 
8 1445 ff. des Titel II 8 find inzwiſchen 
durh das HandGB. aufgehoben Einf®. 
24. Juni 61 GS. 449 Art. 60, 61). 

3), PolV. 8. Juli 56 (MB. 206). 

N) Grundfteuerfreieit ©. 21. Mai 61 
(GS. 253) 8 4c. — Die Trage, ob ein 
Weg für einen öffentlihen zu eradten, 
unterliegt im Geb. der Berw.Org. dem 
Berwaltungsftreitverfahren Zufl®. 8 56 
Abf. A (vgl. Anm. 27 u. 8372 bl. 2), 
übrigens dem Nehteinege Erf. RSS. 
12. Yan. 84 (MB. 92). 

2) Die Brinatwege fallen in das Ge⸗ 
biet des Privatrehts (LER. I 22 8 63 bis 


, Rhein, PolV. 9. Mai 64 (MB. 
167); Elbe, Poldtegl. 7. eb. 42 (MB. 
272) u. ER. 4. Mai 54 (MB. 115 u. 


)- 

©, Rev. Rheinſchiff. Akte 17. Okt. 68 
(8. 69 S. 798) nebit Ausf®. 17. März 
70 (85. 187); Elbihiff. Alte 23. Juni 
21 (85. 22 ©. 9) u. Additionalakte 
13. April 44 (85. 458), Ergünz. 7. 
April 54 (SS. 369) u. 15. Mai 63 
(GS. 8377). 

nn) GewO. 8 81 Abf. 3 nebft Elbſch⸗ 
AddA. 8 12, ru Rbeinſcha. Art. 15 bis 
21, AusfG. 1—3 u im Geb. d. 
Ber. Org. PH 8 120%. — Belihe 
un der Rootjen überhaupt 8 368 Abf. 3 


>) Gmwd. 5 34 Abi. 3. Für Preußen 
wird feine Genehmigung erfordert. 
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normalmäßig ausgebauten Runftftraßen (Chauffeen) von den Wegen. — 
Nach der Unterhaltungspflicht werden endlih Staats-, Brovinzial- und 
Gemeindeftraßen unterſchieden. 

Tür den Verkehr kommen nur die öffentlihen Wege in Betracht; biefe 
haben ſich zu den widtigften Trägern deſſelben herausgebildet und finden in 
feiner Entwidelung aud ihre Geſchichte. Aus dem grund- und fpäter 
landesherrlichen Geleitsrechte war das nutzbare Wegerecht (Wegeregal) er- 
wachſen. Dieſes Recht verwandelte fi, als der Verkehr zu immer größerer 
Bedeutung heranwuchs und ftetd wachſende Beachtung beim Staate forderte 
und fand, in eine Wegepflicht). Die Wandlung vollzog fih im 18. Jahr⸗ 
hundert; die weitere Durchbildung erhielt da8 Wegeweſen aber erft im 19ten 
und dem Staate ift dabei die dreifache Aufgabe zugefallen: 

1. die Wegepfliht zu regeln (b); 

2. die Grundſätze für den Wegebau feftzuftellen (c); 

3. die Wege und ihren Gebrauch zu [hüten (Wegepolizei) (d); 

Gleichzeitig forderte der Grundfag der Verfehröfreiheit die Befeitigung 
aller die Benugung der Wege erſchwerenden Hemmniffe und Abgaben. So 
erfolgte nad; Aufhebung der vom Verkehre felbit erhobenen Kommunika— 
tionsabgaben (Wege-, Pflafter-, Brüden- und Thorgelder)t) ſchließlich auch 
die des als Gebühr für ausgebaute Straßen entrichteten Chauffeegeldes, 
indem der Staat auf dafjelbe verzichtete und die Mehrzahl der unterhaltungs- 
pflichtigen Verbände feinem Beifpiele folgte?). — Die letzte Phaſe in der 
Entwidelung des Wegewejens bildet der Uebergang auf die Organe der 
Gelbftverwaltung. Nachdem die Schtenenwege den durdhziehenden Verkehr 
großentheild an ſich gezogen hatten, war die Bedeutung der Landwege überall 
eine mehr lofale geworden. Mit Rückſicht Hierauf ift den Provinzen unter 
Zumeifung entfprehender Fonds die eigene Verwaltung der früheren Staats- 
ftraßen (Chauffeen)‘) und daneben die Unterftügung der Gemeinden und Rreife 
bei Ausübung der ihnen obliegenden Wegebaupfliht”) übertragen. 


79, code eiv. Art. 682—684) u. ber 
Gebratig ($ 340 d. ©... 

2) 8 130 d. W. — Diefer Entwicke⸗ 
—— —* ſich noch im LR. ab, 
welches dem Staate die Unterhaftungs- 
pfliht ausprüdlih gegen den Genuß der 
ihm von den Straßen zufommenden 
Nutzungen überträgt (II 15 $ 11). 

9 8. 16. Juni 38 (GS. 353). 

5) ©. 27. Mai 74 (GS. 184). — Die 
Erhebung — Soweit fie noch befteht — 
richtet fih in den 9 älteren Provinzen 
nad dem Tarife 29. Feb. 40 (GS. 94). 
— Vgl. Anm. 14 zu 8 3678.98. — 
Für die Höhe dieſer Abgaben wird aud 
dur die Reichsgeſetzgebung eine Schranfe 


gezogen Bir. 8. Juli 7 (BGB. 81) 


Art. 22 u. RVerf. Art. 


6.8. Juli 75 (88. 497) $ 18 bis 
25. Für Pofen f. Regul. (Anm. 8). Die 
Provinzen Oftpreußen, Weftpreußen, Bom- 
mern u. Schlefien haben die Chauffeen 
demnädft den engeren Verbänden ber 
Kreife zugewiefen. 

7) 8 41 des Geſ.; in Brandenburg ı. 
Sachſen werben Kreis» u. andere Chauffeen 
v. den technischen Beamten der Provinzen 
verwaltet. Für Pofen Regul. (Anm. 8); 
f. Sannover ©. 7. Mürz 68 (GS. 223) 
8 14 u. im betreff der technifchen Leitung 
des Landftraßenbaues 19. März 73 (SS. 

29); f. d. RB. Kaffel AE. 16. Sept. 
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Die Wegegefeggebung ift ziemlich; bunt zufammengefegt und reicht 
in den älteren Provinzen noch vielfach in das vorige Jahrhundert zurüd®). 
So wenig diefe Vorſchriften den heutigen völlig veränderten Verhältniſſen 
entjprechen, fo haben doch die ſchon feit 1820 gemachten Verſuche zum Erlaf 


einer Wegeordnung bielang feinen Erfolg gehabt. 


Auch Hierbei Hat ſich ähn- 


ih wie beim Schulweſen die Unfertigfeit unferer Verwaltungs - Drganifation 


hinderlich gezeigt. 
geordnet). 


Beſſer erfheint da8 Wegeweſen in den neuen Provinzen 


$ 371. 
b) Obwohl die Wegepflicht hiernach nicht einheitlich geregelt erfcheint, 
tritt doch auch in den älteren Provinzen überall eine örtlich nad) den Feld— 


67 (8S. 1528) Nr. 1; f. d. RB 
Wiesbaden ©. 11. März r} (GS. 257) 
$ 11. 

8) Allgemeine Vorſchriften f. d. 
älteren Provinzen enthält neben ein— 
zelnen Wegepolizeigefeen (Anm. 28—32) 
nur das LR., weldes von Gemeindewegen 
(II 7 8 371, 38—44) u. Land⸗ u. Heer- 
ftraßen (II 15, 8 1, 13 bis 17, 23 u. 
24) handelt, aber nah 8 15 daf. nur in 
Ermangelung befonderer Provinzialgejeße 
üb. d. Wegebaulaft zur Anwendung fommt. 
Aehnlich c. civ. Art. 650. — Provin— 
zialgejeße: Oftpreußen Provft. (Anm. 
50 zu 8 175 d. W.) Zuf. 226; MWeft- 
preußen Proof. (daf.) 8 68 u. Weges 
Negl. 4 Mai 1796. — Kurmarf Er. 
18. April 1792, auf die Neumark aus» 
gedehnt V. 15. Zuni 1803 (KU. XU 
546). — Pommern Wege-Regl. 25. Juni 
1752; Neuvorpommern Regl. 21. Mai 
1708 u. 38. 14. Aug. 1777. — Bofen, 
Provinzialſtraßen B. 21. Juli 43 (MB. 
248) u. Regul. 27. Des. 75 (GS. 76 
©. 23); Hand» u. Spanndienfte bei Land» 
u. Seerftrafen ©. 21. Suni 75 (86. 
324); im Nebediftrift gilt das weſtpr. 
Wege⸗Regl. — Schleſien, Wege⸗Regl. 11. 
Jan. 1767, Aufhebung der Chauſſeedienſte 
KO. 11. Juli 38 (GS. 379). — Sach⸗ 
ſen, gleiche Aufhebung im RB. Magde⸗ 
burg u. Merſeburg KO. 22. Juni 39 
(SS. 234). In der Altmark gilt das 
kurmärkiſche Ed., im Herz. Magdeburg 
Ed. 14. Juli 1742 u. 21. Mai 1743 u. 
daneben im Fürftenth. Halberjtadt Ed. 19. 
Nov. 1769; aufgehoben ift dagegen i. d. 
vorm. fühl. LandestHeilen das Straßen- 
bau-Dandat von 1781 PIB. OTr. 4. Juli 
53 (IMB. 328). — Weftfalen u. Ahein- 


provinz, Erhaltung der durch Staatswal⸗ 
dungen führenden Wege durch den Fiskus 
B. 17. Nov. 41 (GS. 405). Im Kreiſe 
Meifenheim ift die heſſiſche V. 9. Zuli 

8 noch in Kraft V. 20. Sept. 67 (GS. 
1534) $ 31. Ausführlide Darftellung 
diefes verworrenen Nechtszuftandes |. Ans 
lagen zu den Berhandlungen des Abg.- 
Haufes 1875 Br. 1 ©. 305—326. — 
Für Hohenzollern erging ©. 5. San. 
18 (GS. 5); f. auch Anm. 30. 

9 Shlesw.-Holftein Wegeß. 1. 
Mürz 42 (dron. Samml. 191, in d. 
poliz. Vorſchriften duch das Anm. 30 
angeführte ©. ergänzt), Pat. 27. De. 
65 (VBl. 66 ©. 1), ©. 26. Feb. 79 
(GS. 94); lauenb. WegeO. 7. Feb. 76 
(WochBl 27); vgl. Anm. 30. Nah 
Einf. der VerwOrg. ZuſtG. 8 55, 56, 
585 u. 59. — Hannover Chauffee®. 
20. Zuni 51 (hann. GS. I 119), Land⸗ 
ftraßen u. Gemeindewege ©. 28. Juli 
51 (daf. 141), erg. ©. 5. März 71 (SS. 
153), 26. Seb. 77 (GS. 18), KO. 6. 
Mai 34 (5. 181) 8 2 u. 114 u. 
Zuft®. 8 55, 56 u. 60; vgl. Anm. 7, 
15, 80, 31. — RB. Kaffel ohne ein- 
heitlihes Wegereht; Ergänzung der Spes 
zialvorſchriften ©. 16. Mürz 79 (SS. 
225) u. ZuſtG. 8 55-57, 61 u. KrO. 
7. Juni 85 (GS. 193) 8 115 u. 116 
Abf. 4. — Borm Herz Naſſau 
Landeschauffeen Ed. 22. März 48; chauſ⸗ 
firte Berbindungsftraßen B. 2. Ott. 62 
BB. 176) u. Zuſt. 8 55—57 u. 62, 
vgl. Anm. 23 u. 30. Vorm. großb. 
heſſ. Landestheile ©. 4. Juli 12 u. 
6. Nov. 60 (tee. Bl. 333) u. ZuſtG. 
8 55-57 u. 68. 
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marfen begrenzte Pflicht auf, die mit fortfchreitender Entwickelung des Ge: 
meindewejend mehr und mehr zur Gemteindepflicht geworden iſt 10). Im den 
neuen Provinzen it diefe Entwidelung bereit abgeſchloſſen. Neben der 
ordentlichen findet ſich eine außerordentliche Wegelaft für folde Betriebe an⸗ 
erfannt, die die Wege in erheblicher Weife dauernd abnuten !}). 

Die befhränkte Leiftungsfähigkeit hat in einzelnen Fällen eine Mehrheit 
von Gemeinden zu Wegeverbänden zufammengefügt, weldhe den Bau oder die 
Unterhaltung einzelner oder aller öffentlihen Wege gemeinſchaftlich bewirken. 
Bon weitergehender Bedeutung iſt in diefer Beziehung da8 Eintreten der 
Kreife und Provinzen in die Wegepflidht geivorden. Die widtigften, 
früher vom Staate unterhaltenen Straßen (Chauffeen) find Provinzialftraßen 
geworden‘); die minder wichtigen, aber doch dem allgemeinen Berfehre dienen- 
den Wege großentheild als Kreisftraßen in Bau und Erhaltung übernommen, 
fo daß nur die unbedeutenderen als Gemeindewege zurüdgeblieben find '2). 
Daneben wird der Gemeinde» und Kreiswegebau feitens der Provinzen, der 
erftere zum Theil aud) feitens der Kreife durch Beihülfen gefördert, die nad 
der Steuerkraft der pflichtigen Verbände und nad) der Bedeutung und Be- 
Ihaffenheit der auszubauenden oder ausgebauten Wege abgeftuft find). Die 
Beihülfen, die ſich mit einer gewiſſen Elaftizität und Beweglichkeit den ver- 
ſchiedenen Leiftungsverhältnifien und Verkehrsbedürfniſſen anpaſſen laſſen, 
dienen zur Ausgleichung der zwiſchen Pflicht und Leiſtungsfähigkeit obwalten⸗ 
den Mißverhältniffe und bilden dadurch eine wichtige Ergänzung der Wege- 
pflicht. Die Grundlage für unfere Wegegefeßgebung ift damit bereits gegeben, 
es fehlt nur die fefte Form, in welche fie eingefügt werden kann. 

Die Bertheilung der Wegelaft innerhalb der pflichtigen Verbände folgt 
dem allgemeinen für Verbandslaften beftehenden Mafftabe!?), Mit dem Er- 


m) ER. 25. Juni 65 (MB. 187), 
1) Sadin ©. 28. Mai 87 (SS. 
277); Hannover ©. 18775 RB. Kaflel 


Berbindungsftraßen von diefem unter Mit- 
leiftung der Gemeinden n. die Bizinalwege 
von dem Ietsteren allein unterhalten. Ein 


Gef. 1879 & 7; lauenb. Weged. 5 24; 
ZuſtG. 8 

1) Die Dreitheilung tritt mit einigen 
Abweihungen in faft allen Provinzen auf. 
In Schl.⸗Holſtein werden Haupt u. 
Neben » Landftraßen u. Nebenwege, in 
Hannover Chauffeen, Landſtraßen u. Ge⸗ 
meindewege unterfchieden. In der Rhein» 
prob. find die Bezirksſtraßen, welche hier 
die Stelle der Kreisftraßen vertraten, mit 
den Pryvingialſtzaten (Chauſſeen vereinigt 
AE. 27. Dez. 75. Auch im RB. Kaſſel 
werden nur Chauſſeen (Hier Landftraßen 
genannt) n. Landwege unterjchieden. Im 
Naſſau werden die Landeschauffeen von 
dem KRommunalverbande, die chauſſirten 


ähnliches Verhältniß waltet in Hohen» 
zollern bezüglih der unmittelbaren u. 
mittelbaren Landftraßen u. der Neben 
wege ob, vgl. Ann. 8 u. 9, — Die 
Einführung einer einheitlichen Bezeich⸗ 
nung (Gemeinde, Kreis- u. Provinzial» 
ftraßen) würde weſentlich zur Klärung bei⸗ 
tragen. 

> Zuftändigfeit bei Snanfpruuhmabine 
der Wegepflichtigen 8 373 Abſ. 2 d. W. 
— Befonderer Bertheitungemaßftb für 
Landftraßenbeiträge in Hannover ©. 28. 
Ami 51 8 35—4, ©. 12. März 
68 (GS. 225), 9. Ian. 78 (GS. 9) 
2. KO. 6. Mai 81 (SS. 181) 8 10 
Abi. 4. 
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fage der Naturale durch die Geldwirthſchaft find an Stelle der früheren 
Hand» und Spanndienfte meift feite Geldbeiträge getreten. Erftere find aber 
darum wicht ausgefchloffen!t); fie können fogar mit der Vertheilung nad) dem 
Laftenfuße verbunden werden, indem die geleifteten Dienfte nad) beftimmten 
Preisjägen auf die ſchuldigen Beiträge angerechnet und legtere jomit abverdient 
werden können. 

$ 372. 

c) Der Wegeban bezwedt den Neubau und die Unterhaltung der 
Wege und ihres Zubehörd an Brüden!?), Durchläſſen, Seitengräben, Zu- 
gängen, Schutzvorrichtungen, Baumpflanzungen und Wegmweifern!‘). Er fett 
die Befchaffung der erforderlichen Grundftüde und Materialien voraus und 
fordert die Beobachtung beftimmter techniſcher Grundſätze. 

Diefer Beſchaffung dient das Enteignungsredht!). Soweit es fid) 
dabei um Geradelegung oder Erweiterung öffentliher Wege oder um Um- 
wandlung von Privatwegen in Ießtere handelt, ift die Zulafjung im Einzel 
falle nur von der Genehmigung des Bezirksausſchuſſes (der Regierung) ab- 
hängig!?). Auch für die Entnahme vorhandener Wegebaumaterialien ift ein 
erleichtertes Enteignungsverfahren zugelaflen!?). 

Die tehnifhen Grundſätze bilden eine nothwendige Ergänzung der 
MWegepflicht, deren Umfang erft dur fie die nöthige Begrenzung erhält. 
Diefe Grundfäge find nad) Verkehrsbedürfniſſen und Bodenverhältniffen ver- 
fchieden. Für Kunftitraßen (Chauffeen) find jedoch Normativbedingungen maß- 
gebend geworden, von deren Erfüllung in der Negel die Gewährung von 
Beihülfen und die Anwendung der befonderen dhauffeepolizetlihen Schutzvor⸗ 


fchriften?0) abhängig gemacht wird. Diefe Bedingungen find: 
1. Herftellung einer Steinfdlag- oder Pflafterbahn?!); 
2. Innehaltung beſtimmter Breite- und Steigungsverhältnifie *%); 


19 Chauffeebaudienfte X. II 15 8 18 
bis 17, 23 u. 24; f. Schlefien u. Sachſen 
Anm. 8; Schneeräumungspflidt Anm. 32; 
Pfliht zur Unterhaltung der Bürgerfteige 
Anm. 33 zu 8 280 d. W. 

5) Brücken * — Ströme unter⸗ 
hält der Staat LR. II 15 $ 53. 

1, Wegweiſer R. 12. Juni 46 (MB. 
124); Ortstafeln in den Ortihaften an 
den durch⸗ od. sovüibengiegenben Straßen 
KO. 25. Aug. 20 (KA. V 567) u. R. 
13. Mai 23 * XV 150). 

1) Enteignungs®. ($ 368 d. W.). 

EG. 8 3 u. im Geb. der Verw.⸗ 
Org. Zuft®. $ 150. 

2, EG. 8 50—53, im Geb. der Verw.⸗ 
Dre. ZuſtG. $ 151 u. LPG. 8 121. 

©), 8 370 Abf. 4 d. W. 

A) Die Steinbahnen beftehen aus 


einer Unterlage von gröberen Steinen, 
welche geſetzt oder gefchüttet werden (Pad 
oder Schüttlage), ausnahmsweife aus einer 
jolden von Kies oder Schladen u. aus 
einer Dedlage von feinen (3—b ccm) 
nefhlagenen Steinen, welde unter Ein- 
bringung von Kies feucht eingewalzt wirb. 
— Pflaſterbahnen find Loftipieliger, 
aber widerftandsfähiger, insbefondere gegen 
Einflüffe der Feuchtigkeit u. deßhalb bes 
fonders für bebaute oder der Ueberfluthung 
ausgefetste Straßen anwendbar. — Kies⸗ 
bahnen entipreden nur ausnahmsweiſe, 
bei leichtem Verkehr u. trodenem Boden 
dem Berfehrshebürfnifie, ähnlih die in 
den Nordjeegegenden üblihen Klinker⸗ 
bahnen (aus gebrannten Ziegelfteinen). 

2) Breite des Straßenlörpers (Pla- 
nums) 7—8 m, ber Stein x. Bahn 
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3. Bepflanzung ?°); 
4. Sicherſtellung der demnädhftigen ordnungsmäßigen Unterhaltung ?4). 


8 373, 

d) Die Wegepolizei wird von den allgemeinen Orts- und Yandes- 
polizeibehörden?®), in der Gentralinftanz von dem Minifter der öffentlichen 
Arbeiten ausgeübt?°) und umfaßt: 

1. die Sorge für die ordnungsmäßige Herftellung und Erhaltung der 
Wege ſeitens der Pflichtigen; 
2. den Schu der Wege und des Verkehrs auf denfelben. 

In der erfteren Thätigfeit finden die im betreff der Wegepfliht und des 
Wegebaues aufgeftellten Grundfäge ihren formellen Stügpunft. Die Weges 
polizeibehörde Hat die Pflichtigen zur Erfüllung ihrer Verbindlichkeit nöthigenfalls 
zwangsweiſe anzuhalten und kann bei Gefahr im Verzuge die Arbeiten ohne 
vorgängige Aufforderung auf deren Rechnung ausführen laſſen. Außerdem 
bat fie, wenn gegen ihre Anordnungen in betreff des Baues, der Unterhaltung, 
des Beitragsverhältnifies oder der Inanspruchnahme von Wegen für den 
öffentlichen Verkehr binnen 2 Wochen Einſpruch erhoben wird, über dieſen 
nad) der erforderlichen Erörterung zunächft felbft Beſchluß zu faſſen. Gegen 


denjelben ift die Verwaltungsklage zuläffig?”). 


3,5—4,5 m, Stürfe derfelben 20—25 
cm, Wölbung (Duerprofil) —5 Proz; 
Morimalfteigung 4—6 Proz; Böſchung 
(Doffirung) gegen die Grabenfohle oder 
tieferliegenden Nachbarftüde 1 m Höhe 
zu 1%—2 (im Sande 3) m Breite; 
Samöftreifen gegen lettere (Stellwanne) 
—6 cm. 


2, 2. TI 15 89 u. 10. — In der 
Rheinprovinz (Der. 16. Dez. 11) un. in 
Naffau (B. 30. Sept. 11 BB. 98) find 
die Anlieger zur Anpflanzung auf ihren 
Orundftüden verpflichtet. Bei der Be 
pflanzung find, wo Klima u. Boden e8 
zulafien, Obftbäume zu wählen; dagegen 
find die wegen ſchnellen Wahsthums 
früher beliebten Pappeln großentheils ver⸗ 
ſchwunden, weil fie durch Wurzeln u. Bes 
ſchattung die benachbarten Felder ſchä⸗ 
digten ER. 18. Juli 51 (MB. 208), 
4. Zuli 61 (MB. 149) un. 1. März 64 
MB. 58). — Berüdfidtigung der Tele 
Bi peneitungen ER. 21. Aug. 69 (ML. 


2) Die Unterhaltung bezwedt die 
Miederherftellung der abgenutzten Fahr⸗ 
bahn durch Ausfilllung ihrer Unebenheiten 
oder vollftändige Neuüberdedung. Zus 


gleich Hat fie der vorzeitigen oder ungleich⸗ 
mäßigen Abnußung duch Abſchlämmen, 
Legen von Spurfteinen (R. 27. Mürz 50 
MB. 112 u. 25. Feb. 53 MB. 88) u. 
dgl. vorzubeugen. 

5, 8 222 u. 223 d. W. Die Chauffee- 
polizei follte wegen ihrer die ortspolizei⸗ 
tihen Grenzen überjchreitenden Bedeutung 
in den Landgemeinden von den Lande 
räthen gehandhabt werden R. 17. Juni 
74 (MB. 161); d. El. OV. 3. Sept. 
84 (IX 204) beſchränkt indeß dieſe Zus 
ftändigfeit auf den baupolizeiliden Schuß 
u. überweiſt die baupolizeilihden Ans 
ordnungen den Neg.-Präfidenten (Regie⸗ 


). 
© 8 51 d. W. 

2) Im Geb. der Verwörg. ZuſtG. 
8 55, 56 u. 162. Die Inſtandhaltung 
der Chaufjeen, zu der der Chauffeegeld- 
Hebeberechtigte verpflichtet erfcheint (IR. 
U 15 $ 138), ift nad) ber Anın. 25 an⸗ 
geführten Entſch. d. OVG. die chauſſee⸗ 
mäßige. — Aehnliches mit öffentlichem 
Aufgebot u. Ausſchließung verbundenes 
Verfahren bei Einziehung u. Verlegung 
öffentlicher Wege ZuſtG. 8 57. 
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Zum Schute aller Wege find Strafbeftimmungen ergangen, durch welche 
außer dem Verbot ihrer Befhädigung oder Zerftörung?®) auch die Gefährdung 
oder Störung des Verkehres auf denfelben unterfagt wird?9). Die befonderen 
Beſtimmungen für Chauffeen und fir bebaute Straßen bilden den Gegenftand 
der Chauffee- und bez. der Straßenpolizet. 

Die Vorſchriften der Chauffeepolizei enthalten weitergehende An- 
forderungen al8 die der Wegepolizei?®). Ferner ift beim Befahren der Kunft- 
ftraßen für Laſt- und Frachtfuhrwerk eine mit dem Gewichte der Ladung in 
Verhältniß ftehende Breite der Radfelgen vorgefhrieben?!). — Bei Wegräumung 
außerordentliher Schneemaffen find die Ortseinwohner zur Hülfe gegen den 
ortsüblihen Tagelohn verpfliätet??), — Die Beobachtung der Chauffeepolizei= 
Borfchriften wird durd) Chauffeenuffeher überwacht ?). 

Die Straßenpolizei ift ihrem Weſen nad) nidht von der Wegepolizet 
verfchieden, doch fordern wegen des regeren DVerfehres in bewohnten Orten 
neben den Nüdfichten der Verlehrspolizei auch die der Unfalls, Ordnnungs-, 
Sitten und Gefundheitspolizei®*) eingehendere Berückſichtigung. Neben einigen 
gefetzlichen Beftimmungen?) wird diefem Bedürfniß durch die ftädtifchen Straßen- 





Polizeiordnungen Rechnung getragen. 


*) StGB. 8 304, 305, 321 u. 326, 
3071u.2 . FeldPolG. 1. April 80 (SS. 
230) $ 3 

®) 108. 8 366 %,3.5,9,10 u. 8 36712, 
— Einführung gleider Wagengeleife 
(4 duß 4 Zoll v. der Mitte der Felgen 
ab) i. d. Prov. Preußen V. 21. Juli 27 
(GS. 28 ©. 25); i. d. Kurs u. Neu⸗ 
mar! u. Pommern Regl. 14. März 05 
(NCC. XI 21) u. 3. 30. Ott. 31 (GS. 
248); i. d. Niederlaufig V. 23. Aug. 
29 (SS. 103) u. 12. Mai 35 (GS. 93); 
Pofen 3. 21. Aug. 30 (GS. 119); 
Schleſien B. 7. April 38 (GS. 258) 
u. ©. 4. April 53 (65. 157); Sachſen 
8. 10. Juli 30 (GS. 111) u. KO. 17. 
Sept. 33; Weftfalen V. 30. Juni 29 
(SS. 97) u. i. d. Rheinprov. VE. 20. 
Juni u. R. 24. Sept. 59. — Aus» 
weihen gegenüber den Poſten PoſtG. 
28. Oft. 71 (XGB. 347) 8 19, Übrigens 
LR. II 15 8 25-37. — Zulaffung von 
Stenbeniefomotinen CR. 18. Feb. 

64 (MB. 53), möbel. Dampfpflüge Erl. 
20. San. 86 (MB. 2 

D) Aeltere Beovingen ausſchließlich der 
Kreiſe Schleuſingen u. Ziegenrück u. 
yberzgern Chauſſeegeldtarif 29. Feb. 

40 (GS. 94) zufätlide Vorſchr. Nr. 8 
bis 17. Verbot unebener Radfelgen, zu 
langer Hufeifenftollen u. zu breiter La⸗ 


dungen V. 17. März 39 (GS. 80) 89 
bis 13 u. 17, eingef. in die Kreife Erfurt 
u. Wetzlar ©. 10. Mai 58 (GS. 271) 
u. erg. ©. 20. Juni 87 (65. 301) Art. 
H uw. III (der übrige Theil der V. ift 
durch diefes G. befeitigt od. erjet, fol- 
gende Anm.). — Hohenzollern V. 24. 
Mai 20 u. 5. Sept. 615 — Schl.Hol⸗ 
ftein ohne Lauenb. ©. 15. Juni 85 (GS. 
289); Lauenburg Regl. 23. Feb. 76 
(WochBl. 48); Hannover G. 4. Dez. 34 
(hann. GS. I 319) nebſt LandſtrG. 
(Anm. 9) 8 73-77; — Naſſau V. 
12. Dez. 54, 12. Oit 55 u. 28. Jan. 
57. — Umfang Anm. 27, Znſtändigkeit 
Anm. 25. 

a) Yeltere Provinzen ausſchließlich der 
Kreife Schleufingen u. Biegenrüd u. 
Hohenzollens: ©. 20. Juni 87 (GS. 
301). — Schl. -Holftein &. 1885 (vor. 
Anm.) 8 8. Hannover ©. 22. Feb. 79 


(SS. 19). Aufhebung des älteren Gel. 
für Frankfurt a. M. ©. 27. Mai 87 
(GS. 281). 


—* KO. 8. März 32 (GS. 119) u. 
6. San. 49 (GS. 80 u. 378). — 
—* Holſtein ©. 1885 (Anm. 30) 8 28 


u ®. 1839 (Anm. 31) $ 14. 
298 249254, 262, 267 d. W. 
*) StGB. 8 3662-5, 8-10 u. 8 36712, 
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4. Eifenbahnen. 
8 374. 

a) Einleitung. Die Eifenbahnen entftanden in den dreißiger Jahren 
und waren in Preußen zuerſt lediglich Gegenftand der Privatunternehmung. 
Der Staat war bei ihrer Zulaffung und Ueberwachung zunädft nur von 
polizeilichen Gefihtspunften geleitet. Erſt als bei raſcher Ausdehnung des 
Bahıneges!) die Berkehrsbedeutung der Bahnen in den Vordergrund trat, 
ging er zur Förderung derjelben über, indem er Zuſchüſſe oder Zinsgarantien 
gewährte und fpäter (feit 1850) felbft zum Unternehmer wurde. So entitand 
das gemiſchte Staats- und Privatbahnfyftem. Im neufter Zeit hat dafjelbe 
dem Staatsbahnſyſtem Play gemacht, indem der Staat, dem durd) die 
Erwerbung der neuen Provinzen neben einer anſehnlichen Zahl von Staats⸗ 
bahnen ein abgeſchloſſenes Staatsgebiet erwachſen war, faft alle bedeutenderen 
Linien an fih 309%). Mit Rüdfiht auf das damit verbundene Anwachſen 
des Staatsbeſitzes und der Staatsjhuld?) follen, um größeren Schwankungen 
im Staatshaushalte vorzubeugen, alle Eiſenbahnüberſchüſſe zunächſt zur Ver— 
zinfung der Eifenbahnfhuld, fodann bi8 zu 2200000 M. zur Ausgleihung 
eines etivaigen Defizit im Staatshaushalte, hierauf zur Tilgung der Eifen- 
bahnſchuld bis zu ®%, Proz. derfelben und erft mit dem Nefte nach Beftimmung 


des Staatshaushaltes verwendet werden?). Um ferner die Intereffen der beim 


— Recht der anliegenden Hausbefiter zu 
ungefhmüälerter Benutung der Straßen 
als folder Erf. RGer. 7. März 82 (IMB. 
149). Benutung der Bürgerfteige Anm. 
33 zu 8 280. 

1) Die Länge aller preußifhen Bahnen 
betrug 1844: 861 km, 1850: 2846 km, 
1860: 5558 km, 1870: 11040 km u. 
1880 üb. 20000 km, Hat fi alſo in 
jedem Jahrzehnt mehr als verdoppelt. 

2) Erworben wurden die Bahnunters 
nehmungen Berlin- Stettin, Magdeburg- 
Halberftadt, Hannover⸗Altenbeken u. Köln⸗ 
Minden ©. 20. De. 79 (GS. 635), 
rheiniſche u. Berlin Potsdam» Magdeb. 
G. 14. Feb. 80 (GS. 20), bergiſch⸗mär⸗ 
kiſche, thüringiſche, Berlin-Görlit, Kottbus- 
Großenhain, Märkiſch⸗Poſener, Ahein- 
Nahe, ©. 28. März u. Anhalter ©. 13. 
Mai 82 (GS. 21 u. 269), oberfchleftiche, 
Breslausfreiburg, rechte Oderufer, Poſen⸗ 
Kreuzburg u. Altona-Kiel G. 24. Jan., 
Berlin- Hamburg, bremiſche, Tilfit-Sniter- 
burg u. Oels⸗Gneſen ©. 17. Mat 84 
(85. 11 u. 129), braunſchweigiſche, 
ſchleswigſche, Münfter - Enjhebe u. Galle 
Sorau-Guben, zwei ©. 23. Teb. 

Grf. Hue de Grais, Handbud. 6. auf 


Mai 85 (SS. 11, 43 u. 117), Berlin- 
Dresden, Norbhaufen- Erfurt u. Ober: 
laufitr ©. 28 März 87 (GS. 21). 
Der Staat wurde nit unmittelbar Eigen- 
thümer, fondern erhielt unter Uebernahme 
aller Vermögensbeſtände u. Schulden 
(Prioritäten) zunächſt nur Beſitz, Betrieb 
u. Berwaltung der Bahnen gegen eine 
den Aktionären zu zahlende fefte, für ihn 
ablösbare Rente. — Das preuß. Staats- 
bahnnetz, das 1879 nur 6078 km betrug, 
umfaßte (1. April 1887) 21863 km, 
darunter 4349 km Bahnen untergeordneter 
Bedeutung. — Ein ähnlich geſchloſſenes 
Staatsbahnneg findet fih in Baiern, 
MWiürtemberg, Baden, Sachſen, Olden- 
burg u. Elſ.⸗Lothringen. Der Plan der 
Vebertragung ber deutſchen Stantsbahnen 
auf das Reh (preuß. ©. 4. Juni 76 
ai 161) ift nit zur Ausführung ges 
lan 

Ey Der Ueberſchuß der Staatsbahnen 
beläuft ſich (Etat 1887/8) auf 221 u. die 
fen lo (31. März 1887) 
auf 3825 Mil. M 

) ©. 27. Mürz = (85. 214). 
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Eiſenbahntransporte Betheiligten genügend zu wahren, find als Beiräthe in 
Berkehrsfragen für die Eiſenbahndirektionen Bezirkseifenbahnräthe eingeführt, 
welche aus den wirthichaftlihen Vertretungen (Handelskammern, landwirthſchaft⸗ 
lichen Bereinen u. f. mw.) hervorgehen, während der Kentralverwaltung in 
ähnlicher Weife der Landeseifenbahnrath zur Seite fteht?). 


Das Staatsbahnſyſtem ift gegen alle finanziellen und ftantsrechtlichen 
Bedenken durchgedrungen, weil die Privatbahnen dem öffentlichen Intereſſe, 
weldhes das Eifenbahnwefen in immer zunehmendem Umfange für fi in 
Anfpruh nahm, nit in vollem Maße zu entſprechen vermodten. Anlage 
und Betrieb der Bahnen Hätten, um den Anforderungen des Verkehres und 
der Landesvertheidigung überall gereht zu werden, fo weitgehenden Ein- 
ſchränkungen unterworfen werden müſſen, daß dadurd jede Exrwerböfreiheit 
ausgejchloffen worden wäre. Daneben drängte auch die Entwidelung der 
Bahnen ſelbſt auf diefes Ziel Hin. So lange nur einzelne Verbindungen in 
Trage ftanden, konnten die Privatunternehmungen, welche die Mehrzahl diefer 
Berbindungen gefhaffen Hatten, ungeftört nebeneinander beftehen. Mit der 
Ausdehnung und Verdichtung des Bahnnetzes gingen dagegen die Fleineren 
Unternehmungen mehr und mehr in größeren Syftemen auf, und wenn bier- 
durch auch der zu großen Zerfplitterung vorgebeugt wurde, fo lag doch die 
Gefahr einer Monopolifirung nahe, die die Konkurrenz in immer engere Grenzen 
wied. Die Befürhtung, daß das Eifenbahnwefen aud) in der Hand des 
Staates in diefer Richtung ausarten fünne, wird dadurch ausgefähloffen, daß 
der Staat neben der Aufgabe auch das unmittelbare Intereffe Hat, Wohlftand 
und Steuerkraft durch den Verkehr gefördert zu ſehen. Der Sieg der Staats» 
über die Privatbahnen bezeichnet in diefem Sinne nur das Zurüdtreten des 
Erwerbszweckes gegen den Berkehrözwed, wie es in ähnlicher Weife auf den 
Gebieten des Straßen- und Poftwefend bereits zum Abjchluffe gelangt ift. 
Der Unterſchied gegen diefe Gebiete befteht nur darin, daß auf letzteren der 
Staat als Inhaber der Regalität bereitd die Verkehrseinrichtungen in ber 
Hand hielt, und nur fein Syften zu ändern braudte, während er hier bie 
Privatinduftrie aus ihrer feitherigen Stellung verdrängen mußte, 

Wichtige Folgen hat diefe Entwickelung bereit8 für die Herftellung von 
Bahnen untergeordneter Bedeutung (Sekundärbahnen) gehabt. SHier- 
unter werden Bahnen verftanden, die den Hauptbahnen als Anſchlußglieder 
dienen follen und deßhalb mit einfacheren Bau- und Betriebseinrichtungen als 
Diefe ausgeftattet fein können‘). Der nad Vollendung des Hauptverkehrsnetzes 
in den Vordergrund getretene Sekundärbahnbau eignet fid) bei geringerer Er- 
tragsfähigfeit und naturgemäßer Abhängigkeit von den Hauptlinien weniger 


9) ©. 1. Juni 82 (65. 313) u. Be | 83 ©. 14), Sanbesefenbapneatg V. 9. De. 
zirkbeiſenbahnrathe) Erl. 20. Dez. E (MB. | 85 (GS. 355). 
6) Anm. 3 u. 36. 
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für den Privatbetrieb. Er kann nur durch den Staat gefördert werden, der 
diefe Bahnen entweder ſelbſt ins Leben ruft, oder die betheiligten Verbände 
hierzu anregt und unterftätt”). 

8 375. 

b) Die Eifenbahnverwaltung ift zwifchen Reich und Einzelftaaten 
getheilt. 

Dem Reihe ift neben dem — bislang noch nicht zur Anwendung ge⸗ 
brachten — Rechte, im Intereſſe der Vertheidigung oder des gemeinſamen 
Verkehres Geſetze zu geben und Eiſenbahnen ſelbſt anzulegen oder zu kon⸗ 
zeſſioniren, auch eine Einwirkung auf Betrieb und Tarifweſen übertragen 8). 
Zur Wahrnehmung dieſer Rechte beſteht das dem Reichskanzler unterſtellte 
Keihs-Eifenbahnamt?). 

Weſentliche Aenderungen hat mit Erweiterung des Staat8bahnbetriebes 
die Eifenbahnnerwaltung in Preußen erfahren. Nah Trennung des Mini- 
ſteriums für Handel und Gewerbe von dem Minifterium der öffentlichen 
Arbeiten wird in legterem die Verwaltung der Staatdeifenbahnen von der 
2ten, die Aufficht über Privatbahnen von der Aten Abtheilung wahrgenommen). 
Bon diefer vefjortirt das Eifenbabn-Kommiffariat zu Berlin, welches 
die finanziellen und Betriebsangelegenheiten der Eifenbahngefellihaften zu über- 
wachen hat!!). — Die Stantöbahnverwaltung, welde durch Eifenbahn- 
Direktionen und Eifenbahn-Betriebsämter geführt wird, ift nad 
Erweiterung des Bahnneges im Sinne der Decentralifation umgeftaltet 12). 
Dem Minifter find nur grundſätzliche Entfheidungen und Gegenftände von 


allgemeiner Bedeutung vorbehalten!?). 


7) Das Vorbild Tieferte Frankreich, wel- 
ches (1865) den Bau grundfüklid den 
Gemeinden u. Departements überließ 1. 
ftaatsjeitig unterſtützte. In Deutichland 
dat zuerft Baiern diefen Weg betreten 
(1869). — Preußen bat nod feine alls 
gemeine Regelung vorgenommen, ift jedoch 
bereits mit einer Reihe einzelner Bahn 
Yinien vorgegangen, Anm. 2. 

8) RVerf. Art. 48, 41—47 (8 374. W.), 
auf Baiern nur beichränft anwendbar Art. 
46, dagegen in EIf. tathrngen gültig V. 
11. De. 71 (RB 
9 RG. 27. Fum 73 (RGB. 164), 
GeſchO. 13. März 76 (EB. 197). Das 
Reiche - Eifenbahnamt: führt nur Aufficht 
ohne eigene Verwaltung u. hat, da jolde 
im Verkehrsweſen nicht durchführbar er» 
ſcheint, bislang feine größere Wirkſamkeit 
entfalten können. — Berwaltung der 


Reichseifenbahnen (in Elf.» Lothringen) 
Anm. 17 zu $ 168. 
»,8 51 d. W. Bol. Anm. 13 ı. 


Die Direktionen führen die obere 


(Befugnig zum Erwerbe unbeweglicher 
Saden) Anm. 2 zu $ 1210. W. 

1) EG. (Anm. 19) $ 16; Requl. 24. 
Nov. 48 (MB. 390); Erweiterung der 
Befugniffe ER. 14. Juni 75 (MB. 164); 
Mitwirkung bei Enteignungen ER. 7. Nov. 
TU (MB. 78 ©. 10); Zuftäudigfeit als 
Dischplinarhehärhe ©. 21. Suli 52 (GS. 
465) 8 24° u. 31. 

=) AE. 4. "top. 79 (MB. 80 ©. 84). 
EifenbahnsDireltionen zu Bromberg, 
Berlin, Breslau, Magdeburg, Erfurt, Als 
tona, Hannover, Frankfurt a. M., Elber⸗ 
feld, Köln (vechtscheinifche) u. Köln (links⸗ 
rheiniſche). Ueberſicht der Direktionen, 
Betriebsämter u. Bezirke Bel. 19. März 
35 (IMDB. 134), 24. März 86 (da. 75) 
u. 26. März 87 (daf. 89). — Bezirks⸗ 
eijenbahnräthe Anm. 5. 

3, AE. 1879 8 3—7. — Erlaß von 
Polizeis Verordnungen 8 230 d. W. — 
Landeseiſenbahnrath Anm. 5. 


31* 


484 Wohlſtandspflege; Eifenbahnen. 8 876. 

Auffiht, verwalten die wichtigeren organifatorifhen Tarif- und Fahrplan⸗ 
angelegenheiten und bilden die Disciplinarbehörden!t). Die Betriebsämter 
üben die laufende Bau-, Betriebs- und Bahnpolizei-Verwaltung aus). Für 
die Bauleitung auf Nebenftreden können befondere Eiſenbahn-Bau⸗Kommiſſionen 
errichtet werden!‘),. — Für Staatseifenbahnbeamte beftehen neben den 
allgemeinen mehrere bejondere Borfchriften!). Amtliches Veröffentlichungs⸗ 
Organ ift das Eifenbahn-Verordnungsblatt, das mit einem Beiblatte 
(Archiv für Eifenbahnwefen) feit 1878 erſcheint18). 

8 376. 

c) Eifenbahnanlage. Eiſenbahngeſellſchaften. Das preußifche 
Eifenbahnmwefen unterliegt zwar einer einheitlichen Gefeßgebung!?), ift aber in 
feiner raſchen Entwidelung längft über den Rahmen derfelben Hinausgewachlen, 
da diefe Geſetzgebung nur auf Anlage der Eifenbahnen dur Aktiengeſellſchaften 
berechnet war, ohne die damals unbekannte Ausführung dur) den Staat, 
durch Verbände oder Privatperfonen zu berüdfichtigen. 

Die Zuläffigkeit der Unternehmung erfiheint durch das Verkehrsinterefje 
und durch die finanzielle Sicherftellung bedingt. Die Bahnanlage an fi) 
fordert Iandesherrliche, ihre Durchführung im einzelnen minifterielle Genehmi- 
gung?®). Diefer Konzeffion muß die Zeichnung des Aktienkapitales und der 
Zufammentritt der Gefellihaft vorausgehen. Das Statut bedarf der landes⸗ 
herrlihen Genehmigung ?!). Die Eifenbahngefellfchaften können als Korporationen 
Grundeigenthum erwerben und nöthigenfull® das Recht der Enteignung für 
fih in Anfprud) nehmen?) Zur Veräußerung von Grundſtücken, Aufnahme 
von Darlehen und Ausgabe neuer Aktien ift minifterielle Genehmigung er- 
forderlich?s). Der früher für 30 Jahre gewährte Ausſchluß der Konkurrenz- 


19 AE. 1879 8 8—15 u. ©. 17. Juni 
8 (GS. 271). 

5, AE. 1879 8 16—20. 

) Daſ. 8 21. 

7, Anſtellung daſ. $ 31—39, als Baus 


Bel. 7. Yan. 78 (MB. 17). 

#, Eiſenb G. 3. Nov. 38 (GES. 505), 
mit Ausihluß dee S 11—13, 15—19, 
83—41 u. 44 in die neuen Provinzen 
eingefißrt. 2. 19. Aug. 67 (GS. 1426) 


beamte Anm. 6 zu $ 277; Brifd. f. die 
mittleren u. unteren Beamten u. Ans 
nahme v. Civilfupernumerarien Erl. 26. 


. März 87; Anftelung von Frauen ER. 


8. Ian. 73 (MB. 17); verb. Anm. 36. 
— Tagegelder u. Reifefoften B. 30. OH. 
76 (88. 451), 8. Juni 80 (GS. 273), 
6. Sept. 86 (GS. 286) u. 14. April 87 
(GS. 131), Umzugsloften V. 26. Mai 
77 (GS. 173), 5. Sept. 86 (GS. 285) 
u. 15. April 87 (GS. 132) nebft Ausf®. 
7. Zuli 77 (MB. 176); Einberufung im 
Mobilmadungsfolle 8 89 Nr. 2 d. W. 
Zur Anftelung von Militäranwärtern 
find verihiedene Privatbahnen vers 
pflidtet ER. 12. Mai 74 (MB. 187). 


u. in den wichtigeren Vorſchriften in dem 
G. 1. Mai 65 (GS. 317) für Hohen 
zollern wiedergegeben. — Schröter, Eijen- 
hahmreiht (Berl. 83); Eger dgl. (Bresl. 


86). 

2) EG. 8 1, 4 u. 5, Zufl®. 8 158; 
Berfahren SE. 30. Nov. 88 (gu. 
XXII 211). 

2) EG. 8 1-3. Atiengefelfigaften 
8 320, insbef. Anm. 81 d. 

=) Ce. 87. Ve. d. nteanungs6,, 
(welches die $ 8—13 u. 15—19 bes ce. 
erjeht I ſ. $ 366, insbeſ. Anm. 6 d. W. 

S6 u 7 u. im Geb. ber 
Verw Si ZuſtG. 8 159 Abi. 1. 
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bahnen®*) ift unbejhadet der bereit erworbenen Rechte aufgehoben worden ?). 
Den Seitenverbindungen anderer Bahnen muß der Anfchluß geftattet werden?®). 
Die Geſellſchaft Hat die Bahn reihtzeitig und ordnungsmäßig herzuftellen und 
gehörig zu erhalten?). Sie muß die benachbarten Grundbefiger durch Die 
erforderlichen Anlagen vor entitehenden Gefahren und Nachtheilen ſchützen?8) 
und für alle infolge der Anlage an den Staat herantretenden Entſchädigungs⸗ 
anfprücde auffommen. Dagegen bat fie bei Kriegsbeſchädigungen feinen 
Erjaganfprud) 29). Sie ift der Beſteuerung unterworfen?) und zur Beförderung 
der Boft verpflichtet). Dem Staate ift das Recht vorbehalten, nach 30 Jahren 
die Eifenbahn anzufaufen??). Bei Nichterfüllung der Verpflichtungen wird Die 
Konzeffion verwirkt und die Bahn verfteigert?®). 


8 377. 

d) Ber Eifenbahnbetrieb unterliegt in Preußen der Regelung durch 
den Minifter. Das Intereſſe des allgemeinen Verkehres hat aber außerdem 
dazu geführt, daß alle deutſchen Eifenbahnen als einheitliches Net verwaltet, 
insbeſondere nad gleihmäßigen Normen angelegt und ausgerüftet und mit 
übereinftinmenden Betriebseinrichtungen, Polizeireglements und Fahrplänen 
verfehen werden”). Die Eröffnung des Betriebes ift erſt zuläffig, wenn 
nad) Reviſion der Anlage die Genehmigung des Minifters dazu ertheilt ift?®). 
Die Pfändung der TFahrbetriebsmittel ift ausgefchloffen; dies gilt bei ver- 
bürgter Gegenfeitigkeit aud) von ausländifchen Bahnen?®). 

Die Eifenbahnpolizei wird von den Beamten der Bahnverwaltung 


geübt?) — Für Erridtung von Gebäuden und Lagerung von Materialien 


29 EG. 8 44. — Die nah 3 Jahren 
zugelafjene Konkurrenz auf der Bahn jelbft 
gegen ein heftimmtes Bahngeld (S 26 
bis 31 u. 37) ift der derzeitigen unvoll- 
fommenen Anſchauung üb. das Eifenbahns 
wefen entiprungen u. nicht zur Anwendung 
gelangt. 

2) Perf. Art. 41 Ab. 3 

2, EG. 8 45 u. RVerf. Art. 41 Abi. 2. 

7, EG. 821 u. 24; f. Anm. 35. 

2) Daſ. 8 14, Zul. 8 158; vgl. 
8 366 Anm. 80. W. 

©, EG. 8 20 un. 43. — Verpflichtung 
zu Friedensleiftungen 8 107 Abf. 4, zu 
Kriegsfeiftungen 8 108 Abf. 7 d. W. 

®) Eiſenbahnabgabe 8 146 d. W.; 
Heranziehung zur Gemeindeſteuer 8 774 
Abſ. 1, zur Kreisſteuer Anm. 12 zu 8 80. 

m) 8 377 Abi. 1 d. W. 

2, EG. 8 42, 

2 Daf. $ 47. 

3) RVerf. Art. 42—44, f. Anm. 8. — 
Techniſche Einheit in betreff der Spur- 


weite u. Betriebsmittel ift mit Frankreich, 
der Schweiz, Stalien u. Oeſterreich⸗Ungarn 
vereinbar! Bel. 17. Feb. u. 29. April 87 
(RGEB. 111 u. 158). 

5 EG. $ 4 u. 22 u. im Geb. ber 
Berw. Org Zul. $ 159 Abf. 1. — 
Konftruftion u. Ausrüftung der deutfchen 
Bahnen Vorſchr. 12. Juni 78 (CB. 
332, MB. 157). Berfahren bei Prüfung 
der Lokomotiven ER. 29. Olt. 74 (MB. 
264); verb. Anm. 26 u. 27 zu 8 350 


d. W. 

*% G. 3. Mat 86 (RGB. 181). Gegen⸗ 
ſeitigkeit beſteht bezüglich Oeſterreichs Erkl. 
17. März 87 (RGB. 153). 

7) EG. 8 23; verb. Anm. 15. — 
Bahn⸗PolRegl. f. d. Eifenbahnen Deutſch⸗ 
lands 30. Nov. 85 (RGOB. 289, CP. 
541, MB. 1886 ©. 58) nebſt SignalO. 
u. Normen f. d. Konftrultion u. Aus⸗ 
rüftung v. demf. Tage (EB. 561, 570 u. 
I886 ©. 6, MB. 1886 ©. 77). — Bes 
fühigung der Bahnpolizeibeamten u. Loko⸗ 
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in der Nähe der Eifenbahnen ift durch gleichlautende Polizeiverordnungen eine 
beftimmte Entfernung vorgeſchrieben?ꝰs). — Die BVerhältniffe der beim Bau 
von Eifenbahnen bejdhäftigten Arbeiter find behufs Erhaltung der Ruhe und 
Ordnung näher geregelt?®). — In betreff der beim Eifenbahnbetriebe vor- 
fommenden Tödtungen oder Körperverlegungen haftet der Unternehmer für den 
Schaden, fofern er nicht eigenes Verſchulden des Betroffenen nadhweift*). 

Das Eiſenbahnfrachtgeſchäft ift privatredtliher Natur. Seine ver- 
tragsmäßige Grundlage bilden das Betriebereglement*!) und Die Zarife; 
übrigens entſcheidet das Handelsrecht*?). 

Das Eifenbahntarifwefen fällt zugleich in da8 Gebiet des öffentlichen 
Rechtes. Der Transportpreis ftellt fich bei allen in ihrem Abſatze nicht auf 
den nächſten Umkreis beſchränkten Gegenftänden als Theil des Waarenpreijes 
dar und gewinnt dadurch eine mit Erweiterung der Abfaggebiete immer 
fteigende Bedeutung. Der Staat in feiner Yürforge für Belebung des in- 
ländifhen Verkehres hat demgemäß das erheblichite Intereſſe an einer richtigen 
Tarifſtellung. Das Eifenbahngefet Hat eine allgemeine Begrenzung der Tarife 
duch Feſtſetzung eines Marimalreinertrages von 10 Proz. des Anlagefapitald 
verjucht*?), ohne damit zu praftifchen Ergebniffen gelangt zu fein. Die Neichs- 
verfaffung bezeichnet, ohne ſolchen fpeziellen Anhalt zu geben, die möglichfte 
Herabfegung und Gleihmäßigkeit der Tarife als ihr Ziel und will nur für 
größere Entfernungen auf die für den wirthfchaftlichen Verkehr unerläßlichen 
Rohprodukte (Kohlen, Erze, Düngemittel) und auf Nothftande- und Militär- 


motivführer in Deutihl. Bet. 12. Juni 
78 (CB. 364, MB. 179). Aenberung 
Bel. 17. Mai 81 (EB. 172) Mr. I; 
Unterfuhung der Beamten auf Farben 
blindheit ER. 14. Mai 77 (MB. 141). 
— Bahnd. f. deutihe Bahnen von unter» 
geordneter Bedeutung (Selundärbahnen) 
12. Juni 78 (CB. 341, MDB. 163) u. 
Polizeivorfhr. 3. Nov. 34 EiſenbVBl. 
Nr. 29). — Desinfektion der Wagen b. 
Viehtransport Anm. 17 zu 8 344 d. W. 
‚MD ER. 4 De. 47 (MB. 332), 29. 
März 48 (MB. 133) u. zwei CR. 28. 
Feb. 73 (MB. 63) 

m». a1. Dep. "6 (8S. 47 ©. 21), 
Aust. ER. 7. Mai 47 (MB. 109), Einf. 
in die neuen Prov. Anm. 19, in das 
Sadegeb. ©. 3. Aug. 55 (GS. 631), in 
Lauenburg ©. 25. Feb. 78 (GS. 97 u. 
126) $ 81, — Anwendung auf Kanals, 
Chauſſee⸗ 2c. bauten S.26 d, V. u. im 
Geb. der Berw.örg. Zuſt G. 8 144. — 
Speifeeinrihtungen f. Eilenbahnarbeiter 
ER. 8. Aug. 72 (MB. 197). — Kranken⸗ 
u. Unfallsverfiherung 8 355 (Anm, 81) 


u. 356 Abſ. 4 Nr. 1, Arbeiterpenfions- 
kaſſen 8 357 (Anm. 121) d. W. 

©) RS. 7. Juni 71 (KGB. 207) 81, 
3—5 u. 7—-1W. — Abweihung f. Poft- 
beamte ©. 20. Dez. 75 (RGB. 318) Art. 8. 

A) Deutſches Betriebs-Negl. 11. Mat 
74 (88. 179); dazu ($ 40-43 Bes 
förderung lebender Thiere) Bel. 13. Juli 
79 (CB. 479), Aenderung des $ 44 Bel. 
13. Juli 79 (EB. 478), des 8 45 Abi. 
1 Bel. 15. April 83 (CB. 99), des 8 48 
u. 501 Bel. 13. Juni 80 (CB. 452), 
1. März u. 5. Juli 81 (CB. 83 u. 261), 
30. März 82 (CB. 147), 20. März 83 
(EB. 71), 23. Mai 84 (CB. 165), 1. Mürz 
u. 20. April 85 (CB. 55, 165 u. 190), 
27. Zan. u. 25. Juli 86 (EB. 23 u. 301), 
17. Seb. 87 (CB. 50), des 8 503 Abi. 3 
Bel. 23. März u. 7. Yuli 85 (EB. 75 
u. 276), des 8 507 Bel. 30. April 78 
(EB. 238) u. 14. Juli 79 (CB. 482), 
des 8 57 Bel. 19. Juli 83 (CB. 235). 

2) Anm. 42 zu 8 362 d. W. 

3, EiſenbG. 8 29—35 u. im Geb. der 
Berw.Org. ZuſtG. 8 159 Abi. 2 
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traneporte ermäßigte Sätze angewendet jehen*). Die vermehrten Konfurrenz- 
verbindungen haben inzwifchen, namentlich wo es fi um entferntere Endpunfte 
handelte, zu fortgejegten Frachtermäßigungen geführt, die den zwifchenliegenden 
Orten nicht in gleicher Weife zu Theil wurden (Differentialtarife), jo daß 
deren Produktion vielfah nicht mehr konkurrenzfähig blieb und in ihren Be- 
ftande gefährdet erfchten. Die neufte Tarifpolitit jucht diefen Schwankungen 
gegenüber dem Tarifweſen eine größere Stetigfeit zu geben und dabei namentlic) 
jeber ungünftigeren Behandlung inländifher Erzeugniffe gegen ausländifche vor- 
zubeugen. Mit dem Uebergange zum Staatsbahnfyften find wir diefem Ziele 
weſentlich näher gerüdt. 
% Hof und Telegraph. 
8 378. 

a) Gefchichte. Die Poſt war in Deutfchland gleichfalls Regal!) und 
als foldes nod) im Jahre 1615 — als die meiften übrigen Negalien bereits 
in die Hände der Landesherren übergegangen waren — vom Kaiſer als Erb- 
Iehen dem Reichsgrafen Taris verliehen. Das Auflommen der Territorials 
poften war damit nicht ausgeſchloſſen. Diefe wurden insbefondere in Preußen 
feit dem 16ten Jahrhundert eingerichtet und unter Friedrid) den Großen 
wefentlich erweitert. ine einheitliche Geftaltung des Staat8poftwefend wurde 
gleichwohl erft möglich, nachdem dieſes Recht befeitigt worden war. Dieſes 
gefhah nur allmählich”), und auch der Webergang von der finanziellen zur 
wirthfchaftlihen Verwaltung hat ſich hei der Poft langfamer vollzogen, als bei 
den übrigen Berfehrsanftalten?). * 

Das deutfche Boftwefen befand ſich gleich dem in den Einzelftaaten ent- 
widelten Telegraphenwejen im Zuftande völliger Zerfplitterung, bis die neue 
Reichsverfaſſung Poft und Telegraphen zu einheitliden Reichs-Verkehrs— 
anftalten erklärte, die der Gefeßgebung und Beauffihtigung des Reiches 
unterliegen und unter der oberen Leitung des Kaiſers für Rechnung des 
Reiches zu verwalten find*). 


4) RVerf. Art. 45—47; |. Anm. 8. 

1) 8 130 d. W. 

”) Preußen entfcjübigte den Fürften 
Taris in betreff der im Weften erworbenen 
Landestheile durch das Fürſtenthum Kro- 
toſchin (1816/19) u. für das Poſtweſen in 
Heſſen⸗Naſſau, den Hanfeftädten, den thü⸗ 
zingiihen nn lippifchen Ländern laut Bertr. 

28. San. 67 (GS. 354) durch eine Ab⸗ 
findung von 9 Mil. M. 

3, Der Grundfa des Ueberwiegens der 
Verkehrs⸗ über die Finanzintereffen findet 
I En Preußen ſchon in der Reg.⸗Inſtr. 

De. 08 S 57 ausgefproden, ift aber 
* im PoſtG. 5. Juni 52 durchgedrungen 


u. demnächſt im Reiche zu noch vollſtän⸗ 
digerer Geltung gelangt. Die fortgeſetzte 
Verkehrsſteigerung hat gleichwohl das Poſt⸗ 
u. Telegraphenweſen zu einer ergiebigen 
Finanzquelle für das Reich gemacht. Der 
Ueberſchuß (Et. 1887/88) beträgt 29, die 
einmaligen Ausgaben 4 Mil. M. 

9 RðVerf. Art. 410, 48—51. — Die 
Vorſchriften finden auf Baiern u. Wür⸗ 
temberg nur beſchränkte Anwendung Art. 
52, gelten dagegen in Elj.-Lothringen V. 
14. Oft. 71 (RB. 443). Uebrigens 
find die Rechte der Neichspoftverwaltung 
einzelnen Bundesftanten gegenüber durch 
Verträge erweitert. — Fiſcher, d. deutſche 
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Die deutſche Poftverwaltung ift feitdem bei der einheitlichen Geſtaltung 
des Poſtweſens im Reichsgebiete nicht ftehen geblieben, hat diejelbe vielmehr 
durch BVoftverträge über die Grenzen deſſelben hinausgetragen. Weſentlich 
durch ihre Anregung ift der Weltpoftverein zuftande gefommen, der mit 
feinem ftändigen Bureau zu Bern und mit regelmäßig wiederkehrenden Kon- 
grefien eine dauernde völkerrechtliche Einrichtung bildet und innerhalb feines 
Gebietes die Berfendung von Briefen, Poftlarten, Druckſachen, Waarenproben, 
Werthbriefen und Poftanweifungen zu einheitlichen, niedrigen Taren und unter 
gleichmäßigen Bedingungen ermöglicht hat?).. Mit Ausſchluß von Rußland, 
Großbritanien und den meiften außereuropäiſchen Bertragsftaaten ift außerdem 
der Poftpadetverfehr und in noch beſchränkterem Umfange der Poftauftragsdienft 
vertragsmäßig geregelt‘). — In ähnlicher Weife ift durch den internatio- 
nalen Telegraphenverein die telegraphifche Beförderung übereinftinnmend 
geordnet. Für den Tarif befteht das Syftem der Worttare”). Die jeitherigen 
ungleihen Säte werden infolge der neuften Vereinbarung durd einheitliche 
erſetzt werden. 


S 379. 

b) Die Poſt⸗ und Telegraphenveriwaltung ift eine gemeinfame. 
Dberfte Reichsbehörde ift das unter Verantwortlichkeit des Reichskanzlers von 
einem Staatsfelretär (General-Poftmeifter) geleitete Reichs-Poſtamt, welches 
in 3 Abtheilungen für Poſt-, ZTelegraphen- und gemeinfame Angelegenheiten 
zerfällt®). Unter demfelben ftehen die Ober-Poftdireltionen mit Ober- 
Poitdireftoren an der Spike und Poft- und Telegrapheninjpeftoren zur Bes 
auffihtigung des Betriebes). Zur unmittelbaren Handhabung des Poft- und 





Poſt⸗ u. Telegraphengefetsgebung 3. Aufl. 
(Berl. 87). 


5, Weltpoftvereing-Bertr. 1. Juni 
78 nebft Vertr. über Austaufch von Werth» 
briefen dv. demf. T., dv. Poftanweilungen 
4. Suni 78 (ROB. 79 ©. 83, 102 u. 
112) u. Zuſatzbeſt. 21. März 85 (RGB. 
86 ©. 82, 97 u. 100). — Der Verein 
erfiredt fh über alle europäifchen u. die 
meiften außereuropüifhen Länder. Das 
Porto betrügt bei Frankirung für einfache 
Briefe 20 Pf., für Poftlarten 10 Bf. u. 
für Druckſachen 5 Pf. — Im Verkehre 
mit Defterreid-Ungarn fommen auf 
Briefe, Poftlarten, Druckſachen u. Waaren- 
proben die für das Neihsgebiet maß⸗ 
gebenden niedrigeren Süße (Anm. 22) 
iu Zemendung Bir. 7. Mai 72 (REOB. 


°) Viebereinkunft 3. Nov. 80 (KGB. 81 
8 69) u. Sufzelt 21. März 85 (RGB. 
86 ©. 104 u. 115). 


7) Anm. 28 u. intern. TelBtr. 10/22. 
Juli 75 erg. Bel. 17. März 80 (MB. 
117). Derſelbe erftredt fih üb. Europa, 
Aegypten, Japan, Perfien, Brafilien, 
brittiih Indien, die brittiich- auftraliichen 
u. miederlündiſch/oſtaſiatiſchen en 5 

5) V. 22. Dez. 75 (NGB. 379). 

23. Feb. 80 (ROB. 25) u. Bel. 1. a 
76 (EB. 5). Unter dem GStaatsfelretär 
fteht die Reichsdruckerei $ 168 Abf. 2 d. 
W. — Bei dem RPoftamte erſcheint das 
(feit 1876 mit dem AmtsBl. der Tele⸗ 
graphenverw. vereinigte) ABL der RPoſt⸗ 
u. Zelegraphenverwaltung. 

N) Daf. — Die Site u. Bezirle der 
Ober» Poft- Direktionen entipreden 
denen der Negierungsbezirte (Ueberfiht zu 
855 d. W.) mit folgenden Abweidhungen: 
Der RB. Marienwerder ift unter die 
DPDirektionen Danzig u. Bromberg ges 
tbeilt, der RB. Stralfund der DPD. 
Stettin zugelegt; Berlin mit Charlotten- 
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Telegraphenbetriebes find die Poftämter 1fter, 2ter und Ster Klaffe und 
die Poftagenturen beftimmt. rftere bilden Behörden und find mit Poft- 
Direktoren, Boftmeiftern und Boftverwaltern befegt, während die Poftagenturen 
nur von Ortseingefeffenen verwaltet werden. In den größeren Städten 
finden ſich befondere Telegraphenämter 1). Die Boft- und Telegraphen- 
beamten werden, foweit fie zu den oberen gehören, vom Kaiſer, übrigens 
von den Landesregierungen ernannt!!) und haben Rechte und Pflichten der 
Reihsbeamten??), Der Betrieb der Verwaltung unterliegt der Kranken- und 
der Unfallverficherung 8). 
8 380. 

c) Boftrecht und PBoftbetrieb. Die VBorrechte der Poft find gegen 
früher erheblich vermindert. Eine Beſchränkung des freien Verkehres (Poft- 
zwang) befteht nur noch in dem Verbote, verſchloſſene Briefe und politifche, 
öfter als einmal wöchentlich erjcheinende Zeitungen gegen Bezahlung zwifchen 
mit Poftanftalten verfehenen Orten anders al8 durch die Poft zu verfenden!*). 
Die Eifenbahnen müflen ihren Betrieb den Bebürfniffen des Poftdienftes 
möglihft anpafjfen und mit jedem Zuge für den Transport von Pädereien 
bis zu 10 kg einen Wagen unentgeltlich, weiter erforderlihe Transportmittel 
gegen beftimmte Vergütung befördern”). Im Intereſſe des regelmäßigen 
Betriebes find den Poften einige weitere Vorrechte beigelegt!) — Das 


‘burg u. einigen Vororten hat eine eigene 
OPD.; zum OPDBgirt Magdeburg ges 
hört Anhalt, zu dem von Erfurt der Ar. 
Schmalfalden u. einige thüringifche Lünder; 
der Sit nt d. RB. Merfeburg ift Halle; 
f. d. RB. Schleswig (außer einem ber 
OPD. Hamburg zugelegten Theile) bie 
Stadt Kiel; Theile der Prov. Hannover 
gehören zu den DPDireltionen Braun- 
ſchweig, Bremen, Hambnrg u. Oldenburg, 
der Reft fteht unter der OPD. zu Han- 
nover; zur DPD. Minden gehören d. 
Kr. Rinteln, die Fürftenthiimer Lippe u. 
Pyrmont, zur OPD. Kaffel das übrige 
MWalded, zur OPD. Frankfurt a. M. der 
RB. Wiesbaden u. d. Kr. Wetzlar, zur 
OPD. Trier d. Fürftentd. Birkenfeld; 
Hohenzollern fteht unter der OPD. Konſtang 

10) Im Reichspoſtgebiete beſtauden (An⸗ 
fang 1887) 16 588 Poſtanſtalten. — Tele⸗ 
graphenanſtalten Anm. 27. 

m) RVerf. Art. 50; vgl. Anm. 4. 

ı) 8 21—24 d. ®. Rautionen Anm. 
16 zu $ 22. — Anftellung der Civil⸗ u 
Deifitäranwärter S 63 Abſ. 4 d. W. — 
Einziehung im Mobilmahungsfalle $ 89 
Nr. 2. — Beftrafungen Anm. 17 u. 29. 
— Rang Anm. 35 zu 8 24. — Uniform 


Df. 25. Oft. 71 (MB. 297), 21. März 
72 (MB. 118) u. 28. Oft. 79 (CB. 660). 
— Wilhelmsſtiftung ©. 20. Juni u. AE. 
29. Aug. 72 (REB. 210 u. 373), © 
4. März 76 (RGB. 122). 

2) 8 355 Anm. 81 u. 356 Anm. 90 
u. Abi. 4 Nr. 188. u. Bel, 25. Juli 
85 (CB. 389). 

1) Reihs-Boft-6, 28. Ott. 71 
(RGB. 347) ji 1—3; Einf. in Elf. 
Sothringen G. 4. Nov. 71 (OB. f. &*. 


48). — Rom, v. Dambah 4. Aufl. 
Bei. 80). 
=» G. 20. De. 75 (RGB. 318), 


AusfBel. 9. Feb. 76 (CB. 87), Aendes 
rung 9. Mai 78 (CB. 261) u. 24. Dez. 
81 (EB. 82 ©. 4). — lieberfeeifche Poſt⸗ 
darggfſchiffsverbindung Anm. 21 zu 8 82 
d. W. 


6) RPG. 8 16- 26. Die frühere Ver⸗ 
pflichtung zur Pferdegeſtellung iſt aufge⸗ 
hoben u. die Beſchaffung Gegenſtand freier 
Vereinbarung geworden. — Verhältniß der 
Poſthalter u. PoſtfuhrO. Vf. 5. Juni 
70 (MB. 201). — Poſtpferde ſind vom 
Militärvorſpann u. v. der Geſtellung bei 
Nyobinmachungen frei S 107 u. 108 Abf. 

d. W. 
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Briefgeheimniß ift unbefhadet der Beſchlagnahme der Briefe im Straf- 
prozeffe und Konkursverfahren unverleglih 1). — Die Poft leiftet Garantie 
für Werthbriefe und Boftanweifungen nah dem Werthbetrage, für Packete 
nad) dem erlittenen Schaden, doch mit höchſtens 3 M. für das Halbe kg, bei 
eingefchriebenen und Eitafetten-Sendungen mit 42 M. Der Anfprud) verjährt 
in 6 Monaten!3). — Poft- und Porto-Defraudationen find mit Strafe 
bedroht). Sie unterliegen, foweit es fih um Geldftrafen handelt, mit Bor» 
behalt des Nechtsweges einem Perwaltungd-Strafverfahren?") und verjähren 
in 3 Jahren?!), — Die Benugung der Pofteinrihtung ift vom Reichskanzler 
reglementarifch geordnet??), das Porto dagegen geſetzlich feftgeftellt ??). — 
Die fehr mannigfaltig in den Bundesftanten geftalteten Portofreiheiten 


find aufgehoben und nur folgende Befreiungen aufredht erhalten: 

1. für regierende Fürften, deren Gemahlinnen und Wittwen; 

2. für veine Reichsdienſt- und Reichstags-Angelegenheiten; 

3. für Militärperfonen, deren gewöhnliche Briefe frei find, während die an 
fie gerichteten Poftanweifungen bis zu 15 M für 10 Pf. und Padete 
bi8 zu 3 kg für 20 Pf. befördert werden. 

Die Stantsbehörden fünnen an Stelle des Porto die Zahlung von Averfional- 
fummen mit der Poftverwaltung vereinbaren?*). In der Korrefpondenz zwifchen 


N RPG. S 5; ebenfo beftimmte die 
pr. DU. Art. 6 u. 33. — Strafe der 
Berlegung StGB. 8 299, durch Beamte 
8 354 u. 358. — Beihlagnahme StPrO. 
8 9—101 u. KontO. 8 111. 

w RPG. 8 6—15 u. (zu $ 14) ©. 
30. San. 77 (RGB. 244) $ 134; verb. 
RPG. 8 48 u. 49. — Soweit nidt bes 
fondere Vorſchriften ein anderes beftimmen, 
finden auf den Poftbetrieb die Beftimmungen 
über Frachtrecht u. Seehandel Anwendung 
Hand EB. (Anm. 20 zu 8 362) $ 421° 
u. 449. 

m RPG. 8 27—33. 

2) Daſ. $ 34—46 e RD. 8 459 
bis 469 nebft Einf®. 8 

a, Einf®. (3. e108) 31. Mai 70 
(BGB. 195) Art. 7 

2) RPG. 8 50. — Pofd. 8. März 
79 (CB. 185), Aenderung ($ 22 u. 35) 
24. Aug. 79 (daſ. 538), ($ 13) 26. April 
81 (CB. 154), 12. März 83 (CB. 71), 
16. San. u. 21. Mürz 86 (CB. 15 
u. 72). 

2), PoſtTaxG. 28. Of. 71 (RGB. 
358), Yenderung ©. 17. Mat 73 (RGB. 
107) u. 3. Nov. 74 (ROB. 127 u. 
134). — Einf. i. Elf.» Lothringen ©. 4. 
Nov. 71 (SB. ' &. 348) u. 8. Feb. 
75 (RGEB. 69) dir 5 .„ — Das Porto 


beträgt für Poftlarten 5 Pf.; für den ein- 
fachen (bis 15 g wiegenden). Brief 2 Pf., 
bei größerem Gewichte bis 250 g 20 Pf., 
bei Nichtfrankirung 10 Pi. u. bei Ein⸗ 
ihreibung 20 Pf. mehr, für Drudjadhen 
bis 50 & 3 Pf., bei 50 bis 250 g 10 
Pf., bei 250 bis 500 g 20 Pf., bei 
500 g bis 1 kg 30 Pf; für Waaren⸗ 
proben (bis zu 250 g zuläffig) 10 Pf.; 
für Padete von höchſtens 5 kg bis 10 
Meilen 25 Pf., für weitere Entfernung 
50 Pf. Für Werthfendungen wird neben 
dem Porto (das für Briefe in diefem 
Falle bis zu 10 Meilen 20 Pf., darüber 
hinaus 40 Pf. beträgt) eine Berfiherunge- 
gebühr von 5 Pf. für je 300 M. oder 
Theile diefes Betrages, mindeitens aber 
10 Pf. erhoben. Poftanweifungen bis zu 
100 M. koſten 20 Bf., von 100 bis 
200 M. 30 Pf., von 200-400 M. 40 
Pf. — Für Boftlarten, Drudjaden, 
Waarenproben u. Poftanweifungen befteht 
Frankirungszwang. — Oeſterreich⸗ Ungarn 
nt. Weltpoſtverein |. Anm. 5. 

29 &. 5. Juni 69 (BGB. 141); Einf. 
in Baden Berf. 15. Nov. 70 (BGB. 
627) Art. 80 114, Süphefien ©. 20. De. 
75 (RGB. 323), Baiern u. Würtemberg 
G. 29. Mai 72 (RB. 167), Elſ.⸗Lothrin⸗ 
gen ©. 1. März 72 (GB. f. ER. 150). 
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Behörden verſchiedener Staaten Hat ftets (auch in Barteifachen) die abfendende 
Behörde zu franfiren??). Auf diefer Grundlage find auch die Poſtſendungen 
in preußiſchen Stantsdienftangelegenheiten näher geregelt?°). 

Auf allen Gebieten hat die Reichs-Poſtverwaltung die größte Rührigkeit 
entfaltet und den Verkehrsbedürfniſſen durch Vermehrung der Verbindungen, 
Erleihterung der Bedingungen und Ermäßigung der Portofäte unausgefett 
in ausgiebigfter Weife Rechnung getragen. Als wichtigfter Erfolg diefer Be- 
ftrebungen tritt nächſt der einheitlihen Normirung des Porto im ganzen 
Reiche die Herftellung einer täglichen, alle Drte berührenden Poftverbindung 
hervor. 

8 381. 

d) Die Telegraphie, obwohl weit jünger als die Poſt, fteht derfelben 
bei ihrer raſchen Entwidelung bereits ziemlich ebenbürtig zur GSeite?”). Ihre 
allgemeinen Verhältniſſe, insbefondere die auf dem Worttarife beruhende ein- 
heitlihe Taxe find durch Reglement geordnet?®); nur in Einzelpunften ift eine 
geſetzliche Regelung erfolgt. Durch Strafvorferiften wird die ungehinderte 
Benutung der Telegraphenanftalten fihergeftellt, insbefondere aud) das Tele- 
graphengeheimniß gewahrt?”). Sodann ift die Gebührenfreiheit ähnlich der 
im Poſtverkehre eingeführten geregelt?) und die Frankirung der Depefchen 


durch Freimarken zugelaflen®?). 


Unter den jüngften Fortſchritten des Telegraphenweſens treten die unter 


— AusfBeſt. 15. Des. 69 (MB. 70 
©. 26). 


3) Bel. 29. Aug. 70 (BGB. 514); 
Geltung f. Süphefien, Baden u. Eli. 
Lothringen Bel. 17. April 72 (RGB. 
108), Baiern u. Würtemberg Bel. 8. Juli 
73 (RGEB. 232). Gleiches gilt gegen 
Oeſterreich⸗ Ungarn Bel. 31. Oft. 73 
(dai. 366, u. die Schweiz Bel. 20. Feb. 
73 (CB. 95). 

5) Regul. 28. Nov. 69 (MB. 274) 
nebft Inſtr. 22. Dez. 69 (MB. 70 ©. 
2), Zuſatz 30. Juni 71 (MB. 198) u. 
25. Zuli 85 (MB. 179). — Deklaration 
des 5 8 des Negul. StMB. 24. Juli 78 
(MB. 230). 

7) Das Telegraphennets hat fih raſch 
entwickelt u. unfoßte (1887) 72617 km 
oberirdifhe, 5619 km unterirdiiche, zu⸗ 
fammen 78236 km Linien. Die Zahl 
der Xelegraphenanftalten belief fih auf 
8810 neben 3222 Eijenbahn-Telegraphen- 
anftalten. — Berpflihtung der Straßen- 
bauverwaltungen in Beang auf Telegraphen- 
anlagen Anm. 23 372 

3) TelegraphenD. "2, Aug. 80 (CB. 
560), Aenderung 11. Juni 86 (CB. 204). 


Ihr Erlaß bernht auf Art. 48 u. 50 d. 
RVerf. Die Tare beträgt innerhalb des 
deutichen Neihes mit Luremburg 6 Pf. 
(nad den übrigen europäifhen Staaten 10 
bis 45 Pf.) für jedes Wort, mindeftens 
60 Pf., wobei durch 5 nicht theilbare 
Pfennigbeträge nad) oben abgerundet wer» 
den Bel. 11. Juni 86. — Benubung der 
a egraphen Regl. 7. März 76 
(CL. 1 

9) StGB. 8 317—820, 355 u. 358. 
— Beihlagnahme der Telegramme wie 
Anm. 17. — Die unterfeeifhen Tele⸗ 
graphenfabel find durch internationalen 
Bertr. 14. März 87 (Druckſ. des Reichs⸗ 
tags 1886/87 Nr. 121) geſchützt. 

2) 8. 2. Sun 77 ROB. 524). — 
Geſchüftliche Behandlung der Telegramme 
in Staatsdienftfahen Regul. 30. Juli u. 
R. 31. Juli 77 (MB. 185 u. 186, 
ZMB. 169). 

9) G. 16. Mai 69 (BGB. 377); Einf. 
in Süddeutfhl. Anm. 12 zu 86 d. W., 
Geltung in Elf. Lothringen RE. 8. Teb. 
75 (RSB. 69) Nr. 1. — Ausfel. 10. 
Juli 69 (MB. 220). 
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irdiſchen Leitungen und Fernſprechanſtalten in den Vordergrund. Die unter- 
irdifhen Leitungen gewähren größere Sicherheit gegen atmofphärifche, 
Witterungd- und fonftige zerjtörende Einwirkungen und find als zuverläffigere 
Berbindungen bereit8 zwifhen allen wichtigen Verkehrsorten, Feſtungen und 
Seeplägen in Anwendung gebradt. Die Fernipredanftalten (Telephone) 
werden gleichfalls als Zelegraphenanftalten behandelt und dürfen wie dieſe 
nur vom Reihe oder in deſſem Auftrage angelegt werden??). Sie erfordern 
weder foftfpielige Apparate noch eine befondere Ausbildung bes Perjonals und 
fommen deßhalb vorzugsweife dem kleineren Verkehre zu ftatten ®®). 


2, CH. 27. Ok. 8 (MB. 305) m. 3) Unter den Telegraphenanftalten (Anm. 
30. Juni 82 (MB. 170). 27) befanden fih 1126 Fernſprechämter. 


Sachregiſter. 


(Die Zahlen bezeichnen die Seiten, die eingeklammerten die Anmerkungen.) 





4. 


Abbildungen, Schub vor Nachbildung 369. 

Abdedereien 435, 434 (19). 

Abgaben |. Steuern u. Gemeindenbgaben. 

Abgeordnete, Abgeordnetenhaus 46, u. 48, 
ſ. Kreistag, Provinziallandtag, Reiche» 
ta 


g. 

Ablöſung 402, der Domänen⸗ u. Forſt⸗ 
Abgaben 158. 

Abſchreibung im Grundbuche 267. 

Abzugs⸗Atteſte 294 (21). 

Acceiftionsvertrag mit Waldeck 36. 

Accife 174. 

Adillen 43 (1). 

Ackerbauſchulen 399. 

Adel 39, hoher 40. 

Abdlerorden 44 (13). 

Adminiftratives Strafverfahren 258. 

Adminiftrativ-Juftiz 219. 

Admiralität u. Admiralitätsrath 143. 

Advokatur, freie 238. 

Agenten, Berfiherungs- 379. 

Agrargejetgebung 399 ff. 

Aichung 462. 

Alademie des Bauweſens 321, der Künſte 
370, der Wiſſenſchaften 370. 

Wobemifde Disciplin u. Gerichtsbarkeit 


rn f. Zwangsvergleid. 

Altiengefellichaft 387, Konkurs 257 (29). 

Alkoholometer 202 (2), Anwendung ges 
aichter 462. 

Allgemeines Landrecht 217, 224. 

Altkatholiten 346 (3). 

Altlutheraner 338 (5). 

Amendement 41. 

Anmeftie 44 (6). 

Amortifation |. Kraftloserflärung u. Til- 


gung. 
Amortifationsgejetze, kirchliche 344. 


Amt, Uebertragung bes geiftl. Amtes 340. 
Amtmann (Weftfalen) 95, 274. 
Amtsanwalt 233. 
Amtsausſchuß u. Amtshezirt 274 (12). 
„ befugmiffe 77, Ueberſchreitung 74. 
„ blatt 4 
„ geridht 232. 
„ fuspenfion |. Dienftenthebung. 
„ trat der Nichter 228 (15). 
„ verbreden u. »Bergehen 23 (22), 75. 
„ verfammlung in Hohenzollern 104. 
„verſchwiegenheit 74. 
‚ borfteher 274. 
Anfallsrech 168. 
Anlagen, gewerbliche 434. 
Anleihen 160, des Reiches 213. 
Anftedelungen, Gründung neuer 325, in 
MWeftpreußen u. Poſen 158 (27). 
Anftedlende Krankheiten 309. 
Anftellung der Neichsbeamten 21, ber 
Staatsbeamten 71. 
Antragsdelikte 222, 
Anwälte |. Amts», Rechts⸗, Staatsanwälte. 
Anwalts⸗Kammer 
„prozeß 242. 
Apotheken 317. 
Appellation ſ. Berufung. 

Approbation der Gewerbetreibenden, der 
Medizinalperſonen ſ. dieſe. 
Arbeiter |. Berg⸗, Eiſenbahn⸗, Fabrik⸗, 
gewerbliche, jugendliche und Tänbliche 

Arbeiter. 

Arbeiter⸗Kolonien 329. 
„Krankenkaſſen 445. 
„Penſionskaſſen 452. 

Arbeitsbliher 442. 

Arbeitshäuſer 288. 

Archäologiſche Inſtitute 369. 

Archive ſ. Haus- u. Staatsarchive. 

Armee ſ. Heer; Armeekorps 124. 

Armenkoſten 333. 
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Armenpflege 329. 

„ polizei 32% 
„recht (Prozeß) 240. 
„ſtreitſachen 331. 

Arreſt⸗ u. Korreltionshäufer (Aheinprov.) 
286 ı, 287. 

Artillerie 124, U.» u. Ingenieurfchule 134, 
A.⸗Depots (Marine) 144. 

Arzeneimittel 316. 

„ tare 318. 

Aerzte 315. 

Aſſeſſoren ſ. Gerihts- u. Regierungs⸗ 
aſſeſſoren. 

Auditeure 131. 

Aufgebot bei Eheſchließungen 260, der 
Nachlaßglaͤubiger 248 (62), der Staats» 
ſchuldſcheine 165 (26). 

Aufgebotsverfahren 247. 

Auflauf u. Aufruhr 292. 

Aufnahmeredt, f. d. Kirche 337 (2), 339. 

Auftionatoren 438. 

Auseinanderfegungsbehörben 406. 

Ausfuhrbergätung für Bier 205, Brannt« 
wein 204, Mühlenfabrifate 199 n. 200, 
Tabak 207, Zuder 210. 

Ausgangsabgaben 195. 

Aushebung 123. 

Ausländer Ausweiſung 290, Eheſchließung 
260 (22), Gewerbebetrieb 434 (20), 440 
N) , Naturalifation 37, Unterftübung 


Auslieferung 283. 

Ausihließung vom Militärdienſte 119. 

Ausſchüſſe des Bundesrathes 16, |. Kreis, 
Provinzial», Stadtausihuß. 

Austritt aus dem Judenthume 355, aus 
der Kirche 338. 

Auswanderung 10. 

Auswärtige Angelegenheiten 109 ff. 

Auswärtiges Amt 111. 

Ausweilfung 290, MUebernahme Ausge- 
wiefener 330 (19). 

Autonomie in Elf. Lothringen 25, bes 
rhein.⸗weſtf. Adels 39 (55), der Standes 
herrn 40. 


B. 


Baden, Eintritt in das Reich Le 
Bien v vn nn 
Banken 384. 
Banknoten 162, 385. 
Bannredt 432 (9). 
Baptiften 338 (5). 
Bauakademie 321. 
„ beamte 322, Behörden 321. 
„ fludtlinien 324. 
„gewerkſchulen 453. 


Sadıregifter. 


Baulonfens 324, B.-Ordnung B.-Polizei 
323 


Bauwefen 321 ff., ſ. Eiſenbahnen, Wafler- 
u. Wegebau. 
Beamte ſ. Gemeinde-, Reichs⸗ u. Staats⸗ 
beamte. 
Bebauungspläne 324. 
Beglaubigung der Urkunden 258. 
Begräbnißplatz 312. 
Behörden in Elſ.⸗Lothringen 27, ſ. Reichs⸗ 
u. Staatsbehörden. 
Beitreibung der Steuern 176. 
Belagerungszuftand 293. 
Bergalademien 392. 
„ arbeiter 395. 
„ bau 390 fi. 
„ bauhülfstaffen 395 (38). 
„ beamte, B.:Behörden 392. 
„ regal 167, 391. 
„ wertsabgaben 184. 
„„ egenthum 393. 
Berlin, Bildung der Provinz 58 (11). 
Bernfteinregal 169. 
Berufsgenoffenfächen 447. 
„ſtatiſtik 4 
Berufung im —— 245, Strafprozeß 
253, Berwaltungsgeriötsnerfahren 67. 
Belatungstruppen 1 | 
Beihälfeuche 425. 
Beſchlagnahme 284, des Arbeits» u. Dienfts 
Iohnes 248 u. 383. 
Beihlußverfahren, Berwaltungs- 68. 
Beihwerde im CivProz. 245, Gtrafs 
Prozeß 253, Berwaltungsbeiiußver- 
fahren 68, Berwaltungsverfahren 66. 
Belondere Gerichte 234. 
Beionderes Verfahren im CivProz. 246, 
Straf-Prozeß 253. 
Befferungsanftalten 288. 
Beiteuerung 170 ff. 
Bettelei 328. 
Beurkundung des Berjonenftandes 259. 
Bevölkerung, Vertheilung auf die Bundes» 
ftaaten 9 (5), die Provinzen 59, bie 
Gemeinden 86 (13), nad der Religion 
338 (3). 
Bevöllerungsaufnahme 11. 
Bewäflerung 413. 
Bezirke i. EI. eotbringen 27,1. Preußen 58. 
Bezirks⸗Ausſchuß 68, 
„  eijenbahnrath us. 
„ Kommando 122. 
„ tegierung 61. 
Bibliothelen 370. 
Binnenſchifffahrt 473 
Biſchof 346, Bisthümer 347 (8). 
Blindenanftalten 819. 
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Bodmerei 470, 
Börſen 461. 
Börfenfteuer 194. 
Botſchafter 111. 
Bramdverfiherungsanftalten 380. 
Branntweinfteuer 202. 
Brauerei 205 (14). 
Braufteuer 205. 
Brennerei 202 (2). 
Briefgeheimnig 490. - 
Buhdruder u. Buchhändler 295. 
Budget 149 (2), Budgetrecht 150. 
Bullen 347 (7, 8). 
Bund, deutiher 6, nordbeutidher 7. 
Bundesamt für Heimathwefen 331. 
„  gejetsblatt 15. 
„ xath 15. 
„  ftaat 8. 
Bureauſyſtem 57 (9). 
Bürgerlihe Ehrenrechte 221. 
Bürgerlide Rechte 38. 
Bürgerlihes Recht 223. 
Bürgermeifter in Städten 99, in den 
rhein. Landgemeinden 95, in Heſſen⸗ 
Naſſau 96. 
Bürgerrecht 97. 
Bürgerfchulen, höhere 366. 
Bürgerfteige 325 (33). 
Bürgervermögen 88. 


€. 
Oabotage N Küftenfrachtfahrt. 
Cenſur 2 
en rülbehsrten des Reiches 19ff., Preu⸗ 
Bens 50 ff. 
„» blatt des Reiches 15, der Unter- 
rihtsverwaltung 358. 
„landſchaft 410. 
Charite 319. 
Chauffeen 475 u. 478, CAufſeher, CPo⸗ 
lizei 480. 
SHeiffice Kirde 335. 
Civilehe 259. 
„ Tabinet 44. 
„ Tammern 231. 
„liſte 45. 
„ prozeß 241 ff. 
„ recht ſ. bürgerliches Recht. 
„ fandesbeamte u. Regifter 259. 
„ fupernumerare 73. 
verforgung 73. 
Code civil, code Napoleon 226. 


D. 


Dampffeffel, Dampfmaſchinen 435. 
Defelte der Reihsbeamten 33, der Staats» 
beamten 77. 
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Deichweien 414. 

Depoſitalweſen ſ. Hinterfegungswefen. 

Depoſitenbanken 384. 

Depoſſedirte Fürſten 4, Abfindung 157. 

Deputation f. d. Heimatgwefen 831, tech⸗ 
nifhe f. Gewerbe 431, f. das Bete- 
rinärwejen 422, wiffenfchaftfiche f. d. 
Medizinalweſen 309. 

Deputirte |. Abgeordnete. 

Desinfektion 310, bei Viehſeuchen 424, 
der Eifenbahnwagen 423. 

Detention 288. 

Deutiher Bund, d. Raifer, d. Neid f. 
Bund, Kaifer, Reid). 

Diäten |. Tagegelbder. 

Dienftalter 80, der Richter 235. 

„ aufwand 81. 

„ bücher des Gefindes 306, der Schiffs⸗ 
Inechte 474. 

„ eid der Reichsbeamten 22, Staats 
beamten 71. 

„ einfommen der Reichsbeamten 24, 
Staatsbeamten 80. 

„ enthebung (vorläufige) der Reichs⸗ 
beamten 23, Staatsbeamten 76. 

„ entlaffjung ber Reichsbeamten 23, 
Staatsbeamten 75. 

vergehen der Reichsbeamten 22, 

Staatsbeamten 75. 

„ Wohnungen 81. 

Differentialtarife 487. 

„ zölte 197, beim Salze 211. 

Direkte Steuern 177 ff. 

Direktion für die dir. Steuern in Berlin 
63 (48). 

Disciplinarbeftrafung in d. Armee 132, 
in der Marine 146 (16), der Reichs⸗ 
beamten 23, Staatsbenmten 75. 

Disciplinargewalt, kirchliche 342. 

Diskontobanken 384. 

Dispoſitionsbeurlaubung 120. 

Diſtriktskommiſſarien 274. 

Domänen 156 ff. 

Domtftifter 344 (47). 

Donaufdifffahrt 469 (25). 

Doppelbeiteuerung 177, in Gemeinden 89. 

Doppelwährung 464. - 

Dorfgeridte 94 (52). 

Dotation der Rommunalverbände 85, der 
Kreife 101, der Provinzen 105. 

Drainirung 413. 

Dramatiihe Werke, Schub 369. 

Dreillafjenigftem 49. 

Durdgangsabgaben 195. 

Durdfudung 284. 

Dynamit ſ. Sprengftoffe. 
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€. 


Ehejubiläumsmebaille 44 (13). 
„ſchließung 260. 
Ehrengerichte 132. 
„ rechte, bürgerliche 221. 
„ zeichen, Allgemeines 44 (13). 
Eid, Beweismittel 244 (28), ſ. Dienfteid. 
Einfuhrzölle 195 ff. 
Eingejchriebene Hülfskaffen 444. 
Einjührig-Freuvillige 118. 
Einfaufsgeld 91 (43). 
Einkommenſteuer 171, in Preußen 185. 
Einheitsftant 8 (1). 
Einquartierung im Frieden 137, im Kriege 


Einzelhaft 287. 

Einziehung (Konfistation) BER, 

Eijenbahnen 481 ff. 

Eiſenbahn⸗Abgabe 184. 

„ Arbeiter 486. 
" Beamte 484, Behörden 483. 
„ Polizei 485. 

.  Tarifivefen 486. 
Elbſchifffahridakte 474 (70). 
Elbzollgerichte 234. 

Elementarlehrer u. Elementarſchulen ſ. 
Volksſchullehrer u. Volksſchulen. 

Elſaß⸗Lothringen, Erwerb 7, Verfaſſung u. 
Organiſation 25 ff. 

Emeritirung 352 (48). 

enregistrement 191 (23). 

Entbindungsanftalten 320. 

Enteignung 466, beim Bergbau 393, 
beim Wegebau 478. 

Entlafjung aus dem Milittärdienfte 119, 
aus dem Staatsverbande 38, vorläufige 
aus der Strafanftalt 288. 

Entmündigungsverfahren 247. 

Entwäfferung 413. 

Epidemien 309. 

Erd gatiches Liquidationsverfahren 248 


Erbſchaftsſteuer 193. 
Ergänzung des Heeres 117 ff., 
rine 145. 
Erſatzreſerve 121. 
„truppen 126. 
„weſen 122. 
Ern abe⸗ u. Wirthſchaftsgenoſſenſchaften 


Erzbiſchof 346. 

Etat ſ. Reichs⸗ u. Staatshaushaltsetat. 

Etatsjahr im Reiche 211, in Preußen 151. 

Evangeliſche Kirche 349 ff 

Exekution ſ. Zwangsvollſtreckung u. poli⸗ 
zeiliches Zwangsverfahren. 


der Ma⸗ 


Sachregiſter. 


Eeekutivbeamte 275. 
Explofion 300. 
Expropriation ſ. Enteignung. 


F. 
Fabrikarbeiter 444. 
„inſpektor 431. 
zeichen ſ. ʒ Vaarenzeighen. 
Fecichai 358 
Famillenfideitommiß, F. ſtiftung 263, 400. 
„namen, Aenderung 261. 
„rath 261, 262. 
Feiertage, Heilighaltung 303. 
Geingehalt der Gold» u. GSilberivaaren 
Feldarmee 125. 
Feldfrevel, F.polizei 417, F.hüter 419. 
Feldmeſſer 438. 
Gernfpreanfalten 492, 
Seftungen 141. 
Feuerlöſchweſen, Feuerwehr 301. 
„ Tozietäten 380. 
„ verjiherung 379. 
Fideikommiß |. Familienfideikommiß, kur⸗ 
heſſiſches 155 (9). 
Finanzen 147 ff., der Kommunalverbände 
85, der Gemeinden 88, der Kreije 101 
Mm, des Reiches 211 ff., Preußens 147 


Sinangminiterhum 52. 

„zölle 19. 

Fiſcherei 428. 
Fiskus 154, Kreiſsſteuerpflicht 102 (12), 

ſ. Keihsfigku 8. 

Flagge 469. 

Fleiſchkontrolle 314. 

Flotte ſ. Handels» u. Kriegsflotte. 

Slurbücher 180. 
„ſchäden 139. 

Flüffe 411. 

Flußſchifffahrt 473. 

Forſtdiebſtahl 419. 

Forſten }. Gemeinde», Privat» u. Stants- 
forften. 

Forftbeamte 159. 

Forftfrevel, $.polizei 417, F. hüter 419. 

Fortbildungsichulen 363 

Fortſchreibung 178, der Grundſteuer 180, 

Gebäubefteuer 181. 

Franzöſiſches Geſetzbuch 226. 
Frauenarbeit 444, 396. 

„ verein, vaterländifcher 334 (43). 
Sreihandel 196. 
Freiheit perjönlihe 39, 

üb. d. Örunbeigenthum 400, 

werbefreiheit. 
Freiheitsentziehung 283. 


der Verfügung 
!. Ge⸗ 











Sadıregifter. 


Freiheitsſtrafen 221, Vollſtreckung 254. 
Fraw nige Gerichtsbarkeit 257 ff., Koften 
240. 


Freizügigkeit 9, militäriſche 119. 
Sremdenmelbung 294. 
Sriedensformation 128. 
„  leiftungen 137, b. d. Marine 146. 
Friften im Civilproz. 243, Strafproz. 250, 
Berwaltungsverfahren 67 
Fuhrkoſten |. Reiſekoſten. 


G. 
Gaſtwirthſchaft, Beaufſichtigung 303, Kon⸗ 
zeſſionirung 436. 
Gebäudeſteuer 178, 180. 
Gebühren 170, in Verwaltungsſachen 70. 
Geburtsregiſter 259. 
Gefängniſſe 285, ſ. Gerichts⸗ u. Polizei⸗ 
gefängniſſe. 
Gefängnißſtrafe 221. 
Gefundene Sachen 307. 
Gehalt der Reichsbeamten 24, Richter 236, 
Staatsbeamten 80. 
Geheimer Juſtizrath (Gerichtshof) 231. 
Geiſtiges Eigenthum 368. 
Geiſtliche 345, evangel. 351, kathol. 347. 
Geiſtliches Amt, Uebertragung 340. 
Geiſtliche Abgaben, Abloͤſung 403. 
Geſellſchaften 336 (1b). 
„ Orden 348. 
Gehülfen 443. 
Gelöftrafen Bel, bei poligeiliher Straf- 
verfügung 
Gemeinde er * Landgemeinden, Städte. 
” Abgaben 88. 
„ Beamte 87. 
„ Behörden 87, 68. 
88 


Sorften 88. 
„Kiirchenräthe 352. 
” Steuern 88 ff. 


„Vermögen 88. 
” Borfteher 93. 
Wege 475, 477. 


Gemeines (deutfihes) Recht 225. 
©emeinheitstheilung 404. 
Gendarmen 276, Gend.transport 291. 
General-Auditoriat 131, der Marine 144. 
„ Direktorium 50. 
» Inſpektor des Kataſters 178. 
„Kommiſfion 406. 
„Ordenskommiſſion 44 (13). 
” Staatskaſſe 151. 
„ſtab 124, G.sftiftung 129. 
” Superintendent 351. 
ſynode 353. 
Genfer Konvention 136 (63). 


Grf. Hue de Grais, Handbud. 6. Aufl. 
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Genofjenfhaften u. Gen.» Regifter 389. 
Genoſſenſchaftsforſten 416 (63). 
Geodätiſches SInftitut 370, 

Gerichte 228 ff. 

Gerichtliche Polizei 282, 

Gerichtsaſſeſſoren 235. 

„» barkeit 217. 
„ ferien 228. 
„  gefängniffe 227. 
„hof f. Kompetenzkonflikte 219. 
„  toften 239, im Strafprozeß 254. 
„ Ordnung, Allgemeine 217. 
„  Drgmifation, G.verfafjung 226 ff. 
„  NReferendar 235. 
fhreiber u. ©.vollzieher 236. 

Gefandte 111. 

Geſchäftsgang 69, der Kreisausſchüſſe 67, 
Kreistage 103 (14 ). 

Gefhäfts - Ordnung des Neichstages 18 

(100), Landtages 46 (28). 
„ ſprache 70. 

Geihichte der Armenpflege 329, Domäs 
nen 156, Finanzen (Preußen) 31, Ge⸗ 
meinden 85, &efundheitspflege 308, 
Gewerbe 438, des Handels 456, Heeres 
(Preußen) 31, der Juſtiz 217, Kirche 
336, Kreije 101, Poft 437, des preuß. 
Staates 29, der Regalien 168, des 
Reiches 5, der Staatsfchulden 160, 163, 
des Steuerwejens 173, des Unterrichts 
356, der Verfaſſung (Breußen) 32, der 
Bollswirthihaft 372, Wohlftandspflege 
(Preußen) 31 u. 374, des Wegebaues 
475, der Zuderinduftrie 208. 

Geſchlechtliche Ausſchweifung 308. 

Geſchworene ſ. Schwurgerichte. 

Geſellen 443. 
Geſellſchaft 4, |. Altien⸗ Handels-, Kom⸗ 
manditgeſellſchaft u. Genofſenſchaft. 

Geſetze ſ. Landes⸗ u. Reichsgeſetze. 

Geſetzgebung 3. 

„Sammlung 
Geſinde 306, 6. vermiether 438. 
Geftütsweien 421. 
Gejundheitspolizei 309. 
„ weſen 307 ff. 

Gewerbe 430 ff. 

„ betrieb 432, im Umbherziehen 439. 
„ freiheit 433. 
„gerichte 234. 
„kammern 376. 
„ Polizei 434 ff. 
„rath 431 (7), als Titel 431 (6). 
„ſchein 184 
„ſchulen 462, 

fteuer 181 ff., vom Gewerbe im 

Umherziehen 184. 
32 
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Gewerbetreibende 432 ff. 
„  »Bereine 453 


Gewerbliche Anlagen 434, Arbeiter 442, 


Hülfsktaffen 444. 
Gewerbsmäßige Unzudt 308. 
Gewerke, Gewerkſchaft 393. 
Gewichte 461 ff. 

Gifte 310. 
Girobanken 384. 
Glaubensfreiheit 337. 
Glucksſpiele 304. 


Gnadenquartal der Neihsbenmten 25, 


Staatsbeamten 83. 


Gold⸗ u. Silberwaaren, Feingehalt 463. 


Goltwährung 464. 
Grenzauffihtsbeamte 190. 

Grenzzölle 195 ff. 

Grundabgaben, Ablöſung 402. 
Grundbuchwefen 264 ff. 
Grundeigenthum, freie Verfügung 400. 


Örundgeretigteiten (Servituten) 402 (30). 


„ſhuld 2 
„ fteuer 178, 179. 
Gutsbezirte 93. 
Gutsherrlich⸗baͤuerliche Regulirung 402. 
Gutsherrliche Polizei 274. 
Gymnaſium 365. 


9. 

Hafen 468. 
Haft 221. 
Haftpfliht 447. 
Hagelverfiherung 379. 
Saltefinder 314. 
Handel 456 ff. 
Handelsflotte 469. 

„  gelellihaften 459. 

„ tammern 457. 

„  müäller 461. 

„miniſter 54. 

„recht 458. 

„  Negifter 459. 

„ Richter 231. 

Berträge 457. 

Handlungsreifende 439, 
Handwerk 430. 
Hardesvögte 274. 
Hauptgeftüte 421. 
Haupt-Steuer u. H.Zollämter 190. 


„» Verwaltung d. Staatsfhulden 167. 


Haus der Abgeordneten 48. 
Hausarchiv 45. 
„ geiege 43 (1). 
„haltsetats 149. 
Hnufirgewerbe 439, Steuer 184. 
Hausminifterium 45. 
Hausſuchung 284. 


Sachregiſter. 


Haverei 470. 

Hebeammen 318. 

Hebung der Steuern 177. 

Heer, Entwickelung 31, Uebergang auf das 
Reich 115, Organifation 116, 123. 

Seilanftalten 319. 
„ weien 315 fi. 

Heimathrecht 329, 332. 

Heimathichein, Heimkehrſchein 10. 

Heirathsregifter 259. 

Heroldsamt 45. 

Herrenhaus 47. 

Hinterbliebene der Reichsbeamten 25, 
Staatsbeamten 83, Schullehrer 364. 

Hinterlegungswejen 268. 

Hochſchulen, techniſche 452. 

Höferollen 401. 

Hoflammer 45. 

Hohenzollernfches Fürftenhaus 39. 

Höhere Schulen 365. 

Holzdiebftahl |. Forſtdiebſtahl. 

Homagialeid 38 (39). 

Hubertsburger Frieden 29. 

Hülfsfaffen der Arbeiter 444. 

Hundefteuer 90. 

Hüttenwerte 394 (36). 

Hygiene 308 (2). 

Hüpothefenämter, H.bewahrer 265 (5). 

Hypothekenweſen 264 ff. 


J. 
Jadegebiet, Erwerb 30, Anſchluß a. d. 
Prov. Hannover 58 (11). 
Jagd 426. 
Jahrmarkt 460. 
Sefuiten 349. 
Immobiliarverſicherung 378, 380 (25). 
Smpfung 310, der Schafe 425. 
Income taxe 185 (70). 
Andigenat 9. 
Sndirelte Steuern 171, 187 ff. 
Snhaberpapiere 383. 
Snlommunalifirung 92. 
Inneres sr Minifterium u. Reicsamt des 


Inn 
Smmungen 432, 441. 
Snfinuation ſ. Zuftellung. 
Snftanz, erfte im Kivilprogeß 243, im 
Strafprozeß 251, Inſtanzenzug 228. 
Sntendantur 130. 
Sntereffentenforften 416 (53). 
Snterpellationen 46 
Snvaliden 128. 
Sohanniterorden 44 (13g), 344 (47c). 
Srrenanftalten 319, 320. 
Juden 355, jüdifhe Schulen 360. 





Sachregiſter. 


Jugendliche Arbeiter 444. 
Jugendliche Perſonen, Beſtrafung 222, 
Unterbringung verwahrloſter 289. 
Suriftifhe Perfonen 297 (39). 
Aufttiarien 623 (45). 
Juſtiz 216 ff. 
„ beamte 235. 
„ Minifterium 226. 
„ Minifterialblatt 227. 
„ DOrganifation u. Verwaltung 226 ff. 


8. 


Kabinet ſ. Eivil- u. Militär-Kabinet. 
Kabotage ſ. Küſtenfrachtfahrt. 
Kadettenkorps 134. 
Kaiſer 16; — Uebertragung der Kaiſer⸗ 
würde 7. 
Kaiſer Wilhelm⸗Stiftung 129. 
Kämmereivermögen 88. 
Kammergericht 231. 
„ gut 156. 
„ Jäger 437 (39). 
Kampk Annalen 43, Jahrbücher 227. 
Kanäle 468. 
Ranalifation 312. 
el). Recht (jus canonicum) 
336 
Kantone in Elf.» Lothringen 27. 
Kantonpflicht 30. 
—— 341 (27). 
Rapitalpflege 376 ff. 
Rartelltonventionen 132 (24). 
Kaſſenweſen 151, der Bauverwaltung 323. 
Katafter, Grundfteuer- 178 (12), Ein 
quartierungs= 137. 
„ verwaltung 178. 
Katholiſche Kirche 336 u. 346 ff. 
Kaufmänniſche Rorporationen 458. 
Kaution der Heihsbeamten 22, Staats⸗ 
beamten 72. 
Kinderpflege 314, ſ. verwahrlofte Kinder. 
Kirche 3% di. evangelifce 349 ff., katho⸗ 
liſche 346 ff. 
Kirhenbau 345. 
„behörden, evangeliſche 350. 
„gemeinden ſ. Parochien. 
„Gemeinde⸗Verfaſſung 352. 
„geſellſchaften 336 (1a): 
„gewalt 339, Mißbrauch 341. 
„geſetze 350, 353 
„  boheit 339. 
„  laften 345. 
„ redt 336 (1). 
vermögen 344, Tatholiihes 347. 
Kirchhöfe 312. 
Kirchliche Abgaben (Ablöfung) 403, Dis- 
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ciplinargewalt 342, Straf u. Zucht⸗ 
mittel 341, Gebäude 345. 
Kirchſpielsvögte in Holftein 274. 
Klage u. Klagebeantwortung im Kivil- 
prozeß 243, Strafprogeß 251. 
Klaſſenſteuer 185, 186. 
Klaffifilation der Reſerviſten u. Landwehr⸗ 
leute 120. 
Klaffifizirte Eintommenfteuer 185, 187, 
Kleinhandel mit Getränken 436. 
Klöfter 348 (15). 
Klofterfondse u. Klofterfammer in Han⸗ 
nover 344 (47a). 
Knappſchaftskaſſen 396. 
Koalitionsrecht 442. 
Kollegialfyftem 57 (9). 
Kolleften 304. 
Rolonialpofitit 111. 
Kolportagebuchhandel 295. 
Kommanditgefellihaft auf Altien 387. 
Kommunalabgaben ſ. Gemeindeabgaben. 
„ſtändiſche Verbände 85 (5). 
Verbände 84 ff., in Heſſ.⸗ 
Nafſau 107, Hohenzollern 
107. 


Kommunismus 373. 
Kompetenz ſ. Zuſtändigkeit. 
„Konflikte 217, in Verwaltungs⸗ 
ſtreitſachen 67, 6 
Konfeſſionsſchulen 359. 
Konfislation |. Einziehung. 
König 43. 
Königlihes Haus 39. 
Konkubinat 305. 
Konkurs 254 ff. 
Konfervator der Kunſtdenkmäler 326. 
Konfiftorien 351. 
Konfolidation der Bergwerke 393, Grund⸗ 
ſtücke 404, 405 (58), Staatsfchulden 166. 
Konftitutioneller Staat 4 
Ronjulate 112. 
Konfumtionsfteuern |. Verbrauchsſteuern. 
Kontingente des Heeres 115. 
Kontingentirung der Steuern 173. 
Kontrolle der Mannſchaften des Beur- 
laubtenftandes 121. 
Kontumazialurtheil |. Berfüumnißurtheil. 
Konventionaltarif 202 (98). 
Konventionen |. Verträge. 
Konzeſſion für Bergwerfe 393, Eiſen⸗ 
bahnen 484, Gewerbebetriebe 432, 436. 
Korporationen, kaufmänniſche 458. 
Korporationsrehte 297, für Religions» 
geſellſchaften 338. 
Körung der Hengfte 422. 
Korrektionshäufer 288. 
Koften |. Gerichts», Reiſe⸗, Umzugskoſten. 
32* 
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Koupons 165. 
Kraftloserflärung 247 (54). 
Krankenanftalten u Krankenhäufer 319. 
„ pflege im Kriege 135. 
»  berfiherung der Arbeiter 444. 
Krankheiten, anftedende 309. 
Kredit 381, Kredite bei Stantsausgaben 
149 (3), ſ. Staatskredit. 
„anſtalten 383. 
„geſetzgebung 382, 
Kreis 100 ff., Bezirke 58 u. 59 (12). 
„ ausihuß 103, als Beſchlußbehörde 
u. Berwaltungsgeridt 65 u. 66. 
» Baubeamte 322. 
„» Deputirte 64. 
„» Direktor (Eif.-Lothringen) 27. 
„Kaſſe 151. 
„Phyſikus 309. 
„» Polizei 275. 
„ Schulinipeftor 357. 
» Stände 104. 
„ſtraßen 477. 
„ Tynode 358. 
„ tage 103, in Elſ.-Lothringen 28. 
„ thierarzt 422. 
wachtmeiſter 276. 
Kriegervereine 297 (38). 
Kriegs» u. Domünenlammer 61. 
„ flotte 143 (1). 
„ formation 125. 
„leiſtungen 139, b. d. Marine 146. 
„ Minifterium 129. 
Kriminalpolizei 281 ff. 
Kronenorden 44 (13d). 
Kronfideilommiß 157. 
Kulturlampf 340. 
„» pflege 336 ff. 
Rultusminifter 54. 
Runftalademie 370. 
„ butter 313. 
„ gewerbe 454. 
„ pflege 369. 
Ruratel ſ. Pflegſchaft. 
Küſtenfrachtfahrt 470. 
Kure 394. 


L. 
Landarmenanſtalten 334. 
verbände 330. 
Landesausſchuß in Elf.» Lothringen 25 u. 
26, in Hohenzollern 108. 
„direktor 106. 
„Eiſenbahnrath 482, 
„geſetze 41. 
„Uirche, evangeliiche 349. 
„ Kommunalverband (Hohenz.) 107. 
„ Konfiftorium (Hannover) 351. 


Sachregiſter. 


Landes⸗Kreditanſtalt (daſelbſt) 384 (60). 
Kultur 408 ff. 
„ „Rentenbanken 410. 
„  Delonomie-Rollegium 398. 
„  Bolizei 272, 8. P. behörde 273. 
„ Rath Baurath, Syndikus) 106 (45). 
„  bermeflung 3 
„ verwaltung, Srganifation 56. 
verweiſung ſ. Ausweiſung. 
Sandgemeinben 91 ff., in den weſtl. Prov, 
95, in d. neuen Prov. 96. 
„ gendarmen |. Gendarmen. 
„ gerihte 231 
„ geftüte 421. 
„lieferungen 140. 
„ xath 64. 
„ recht, Allgemeines 217, 224. 
„ ventmeifter 152. 
„ſchaften 409. 
„ ftände 82. 
„ ftraßen 474 (12), 
„ ftreiher 288, 328. 
„ fturm 126. 
„ tag 45, vereinigter 33. 
„ wege 477 (12). 
„ wehr 120, Unterſtützung d. Familien 
141. 


L.⸗ u. Beerftr. 477. 


güter-Ordnungen 401 (24). 
Lünduͤche Arbeiter 306, Krankenverſicherung 
445, Unfallverfiherung 449, 
Landmefler 437 (44). 
Landwirthihaft 397 ff., Betrieb 397 (3). 
„ liches Kreditivefen 409. 
„ Iihe Lehranftalten 398. 
„ fihes Miniſterium 55. 
„ lihe Bereine 398. 
Lebensmittel, Unterfuhung 313. 
Lebensverfiherung 378, f. d. Armee 129, 
Legalifirung der Urkunden 258 
Leggeanftalten 460 (45). 
Legislaturperiode des Abgeordnetenhauſes 
49, des Keichstages 17. 

Lehen 400 u. 263. 

Lehrer der höheren Schulen 366, f. Volks⸗ 
ſchullehrer. 

Lehrlinge 443. 

Leihen 311. 

Leihamt, königliches 384 (59). 

Litterarifches Eigenthum 368. 

Litterartonventionen 369 (10). 

Lokalpolizei ſ. Ortspofizei. 
„ſchulinſpektor 357. 

Lokomobilen 435 (27). 

Lombardbanken 384. 

Lootſen, Prüfung 472, Lootſenzwang 471. 

Lotterieregal 169. 

Lungenſeuche 425. 


Sachregiſter. 


M. 


Magiſtrat 98, in Hannover 100. 

Mahnverfahren 246. 

Maigeſetzgebung 340, 355 (63). 

Mandatverfahren 253. 

Manifeſtationseid |. Offenbarungseid. 

Margarine 313. 

Marine, Uebernahme auf das Reich 115, 
Organifation 143 ff. 

Martenihut 455. 

Markenſparkaſſen 377. 

Markſteine 36. 

Markt 460, Marktſtandsgeld 461. 

Maf- u. Gewichtspolizei 462. 

Matritularbeiträge 215. 

Maul» u. Kinuenjende 425. 

Mebiatifirung 6 (2), 40 

Medizinalbeamte u. „Behörden 308, 309. 

„gewicht, Aichung 463 (62). 

„  perfonen 315 fi. 

„weſen f. Heilweſen. 
Meiſtbegünſtigungsverträge 202 (98). 
Meldeweſen 294 
Melioration u. Meliorationsfonds 409. 
Mennoniten 338 (5), 355 (63). 
Merkantilſyſtem 372. 

Merkpfahl 413. 
Meter u. Meterlonvention 461. 
Miethftener 91, der Reihsbenmten 24 (33). 
Militär 115 fl. 

„ ärzte 135. 

„ anwärter 73. 

„ beamte 129 (1). 

„ Eraichnngs- u. Bildungsanftalten 


„ Geiftlihe 133. 

„ Kabinet 44. 

„Kirchenweſen 133. 

„ Konventionen 116. 

„laſten 136 ff. 

„ Medizinalweien 135. 

„Penſionen 128, 

„ Perfonen 126. 

„ pfliht 119. 

„ Rechtspflege 130. 

„ NRellamationen 119. 

„Unterrichtsweſen 133. 

„ Berwaltung 129 ff. 

⸗⸗ Beterinärwefen 136. 

„ Wittwenlaffe 129. 

Waiſenhaus 135. 
Mititärifche Freizügigkeit 119. 
Milzbrand 424. 
Minifterial- Militär- u. Bau⸗Kommiſſion 
in Berlin 63 (48). 
„» blatt, d. innern Verwaltung 43. 
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Minifterium d. ausw. Angel. |. ausw. 
Amt, — d. geiftliden ıc. Angel. 54, 
— f. Handel u. Gewerbe 54, — des 
Innern 53, — f. Landwirthſchaft, Do⸗ 
mänen u. Forften 55, — d. öffent» 
Yihen Arbeiter 65. S. Finanz, Hause, 
Zuftize, Kriegs- u. Staatsminifterium. 

Minifterium in Elſaß⸗Lothringen 27. 

Minifter-Verantivortlichleit 44 (7). 

Mitglieder des Landtages 47, des Reichs⸗ 
tages 18. 

Mittelbare Staatshbeamte 71. 

Mittelſchulen 362. 

Mobiliarerelution ſ. Zwangsvollſtreckung 
(in das bewegliche Vermögen). 

Mobiliarverfiherung 378, 379. 

Mobilmahung 125. 

„ spferde 141. 

Monopol 168, 

Montaninduftrie 394 (35). 

Moorkultur u. Moorverſuchsſtation 409, 

Mortififation der Staatsſchuldſcheine 165. 

Mühlenabgaben, Ablöfung 403. 

Mündlichkeit im Civilprogeß 242, im 
Strafprozeß 249. 

Münzwefen 463. 

Muſeen 370. 

Muſikaliſche Kompofitionen, a. 369. 

Mufterregifter u. Muſterſchutz 4 

Mufterung, militäriihe 123. 

Muthung 393. 

Mutterrolle 180. 


N. 
Nachdruck 368. 
Nachlaßweſen 264. 
Näherrecht 400. 
Nahrungsmittel 313. 
Namensänderung 261. 
Nationalität der Seeſchiffe 469. 
Naturaliſation 37. 
Naturalleiftungen u. N.-Quartier 137, 140. 

„  berpflegungsftationen 328. 
Navigationsihulen 472 (63). 
Nebenämter der Neichsbeamten 22, der 
Staatsheamten 75. 

Nebenklage im Strafprozeß 251. 
Nichtigkeitsklage 245 
Niederlaffung 10. 
Norddeutſcher Bund 7. 
Normal⸗Aichungs⸗Kommiſſion 462. 
Notariat 269. 
Notenbanken 385. 
Novemberverträge 7. 
ae Novelle (Wechſelrecht) 382 
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O. 
Obdachlofigleit 328. 
Oberamtinann m Hohenzollern 64 (55), 
übrigens 159 (35). 
„aufficht, ſtaatliche Ab. d. Kirche 389. 
„ Bergamt 393. 
„ Bürgermeifter 98 (95). 
„Erſatz⸗Kommiffion 122. 
„ fürfter; OForftmeifter u. OLandforft- 
meifter 159. 
” Kirchenrath 350. 
„Landesgericht 230. 
„ Landes-Rufturgericht 407. 
„Militüär⸗Eram.⸗Kommiſſion 134. 
„ Boftdirektion 488. 
„ Bräfident u. OPräſidialrath 60. 
„ Nealihulen 366. 
„Rechnungskammer 154. 
„ Regierungsrath 62. 
„ Seeamt 471. 
„» Staatsanwalt 233. 
„ Berwaltungsgeridt 56. 
‚„ Bormundidaft 261. 
Obligationen ſ. Staatoſchuld⸗Verſchrei⸗ 
buugen. 
Obſervanz in Landgemeindeſachen 92 (45) 
Öffentliche Klüffe 411. 
„ Wege 474. 


„ 8 Recht 4. 
Offentlichfeit der Gerichte 228, im Straf. 
progeß 249. 
Offenbarungseid 248. 
Offene Handelsgejellihaft 459. 
ffiziere 126. 
tonomie-Rommif] arien 407. 
Orden 44 (13), in d. fathol. Kirche 348. 
Ordnungspolizei 302 ff. 
„ſtrafen ſ. Disciplinarbeftrafung. 
Organiſation des Heeres 117, 123, der 
Juſtiz 226, der Landesverwaltung 57, 
bes preuß. Stantes 34 ff., des Reiches 
8 ff., Elſ.⸗Lothringens 25 ff. 
Drganifationsgewalt 4, im Preußen 50. 
Ortsarmen-Raffen 3383. 
„ Berbände 330. 
Ortspolizei 273. 
„ ftatut, gewerbliches 433. 
„ verweifung 290. 
Oſtpreußiſches Provinzialrecht 225 (60). 


Papiergeld 162, 165 u. 213, f. Bank⸗ 
noten. 

Papſt 336, 346. 

Parifer Frieden 30. 

Parlament ſ. Landtag u. Reichstag. 


Sachregiſter. 


Parochien 342. 

Parteien im Civilprozeß 242. 

Parzellirung 401. 

Paßweſen 293. 

Patent u. Patentamt 454. 

Pathenftelle Sr. Majeftät 45 (13). 

Patrenat 343. 

Penfionirung der Milttärperfonen 128, 
ftädtifhen Beamten 98, Reichsbeamten 
24, Staatsbeamten 82 u. 77, Bolle- 
ſchullehrer 364. 

Perjonenftand, Beurkundung 2359. 

Petitionsredt 39. 

Petroleum 301 (66). 

Pfandbriefe u. PBfanpbriefanftaften 409. 

Pfandleihanftalten 383. 

Pfandleiher 437, 438. 

Pfändung u. Pfandgeld 419. 

Pfarrer |. Geiſtliche. 

Pfarrvermögen 344. 

„zwang 343 (42). 
Pferdebahnen 438 (45). 
„geſtellung 141. 

„zucht 421. 

Pflegihaft 262. 

Pharmakopöe 318. 

Pharmazeuten, Milttärpfliht 136. 

Pootographien, Schuß vor Nachbildung 


Phyſiokratiſches Syftem 373. 

Pockenſeuche der Schafe 425 

Polarifation (Zuderinduftrie) 208 (36). 

Police 378, 380. 

Politik 4. 

Politiſche Polizei 273 u. 292, pol. Rechte 
38, pol. Verbrechen u. Bergehen 292, 
pol. Vereine 296. 

Polizei 271 fi. 

„ auffiht 290. 

„ Beamte 275. 

„ Behörden 272. 

„  Gefängnifie 285. 

„Gerichtsbarkeit 281. 

„ ftunde 304. 

„ verfügung 279. 

„ verordnung 278. 
verwaltung 272 ff. 

Boizeiliches Verfahren 277 ff., poliz. 
Zwangsverfahren 279. 

Bolnifches Element, Zurückdrängung des⸗ 
felben 36. 

Porto 490. 

Porzelanmanufaltur 454. 

Poftweien 487 ff. 

Prager Frieden 30. 

Prämienanleihen 165. 

Präparandenanftalten 863. 





Sachregiſter. 


Prediger⸗Seminare, wgrgeuiſche 341 (19). 


Presbyterialverfaflung 3 

Preffe u. Preßfreiheit 29% 

Preußen, Geſchichte 29 ff. Verfaffung u. 
Drganifation 34 ff.; Theilung der Prov. 
Preußen 59 (15). 

Preußiſche Bank 385. 

Priſengerichte 470. 

Privatbahnen 481. 

„flüſſe 411. 

„ forften 415. 

„ gerichtsbarkeit 217. 
„klage im Strafprozeß 251. 
» Notenbanten 385. 
„Recht ſ. bürgerliches Recht. 
„ Wege 474. 

Unterridt 356. 

Brivilegirter Gerichtsſtand 217. 

Privilegium de non appellando 217. 

Probedienftleiftung 74. 

Profefforen 367, Rang 79 (80). 

Progreffinftener 173. 

Progymnaftium 365. 

Proſtitution 305. 

Per Berwaltungsbgirt 58, Verband 
104. 


Provinzialardive 370 (18). 
„ ausſchuß 106. 
„ beamte 106. 
„bebhörden 56 ff. 
„ fonds 105. 
„geœwerbeſchulen 453. 
„ hülfstaffen 384. 


„Landtag 106 

„ —5** (Hannover) 85 (5) 
„ rat 

„ xedht 225. 


„Schul⸗Kollegium 357. 

„ Stände 105, 108. 

» Steuer-Direltionen 190. 
Synoden 853. 

Prozeß 216, ſ. Civil-u. Strafprozeß. 

Prozeifionen 296, 

Prüfung der Aerzte 315, Apotheker 317, 
Baubeamten 322, Lehrer 863, 366, 
DOberförfter 159, Richter 235, See⸗ 
ſchiffer u. Seeſteuerleute 472, Verwal⸗ 
tungsbeamten 72. 

Prüfungs» Kommiffion f. d. Baus u. 
Maſchinenfach 322, f. d. diplomatiſche 
Eramen 111, f. einjährig Freiwillige 
123, f. evang. Theologen 361 (40), 
f. d. höheren Berwaltungsämter 72, 
f. Juſtizbeamte 227, wiſſenſchaftliche f. 
Lehrer 357. — ©. OhMilEramina- 
tions-Kommiffton. 
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Publikation |. Beröffentlihung. 
Pulver, Aufbewahrung u. Transport 300. 


D. 
Quarantäne 309. 
Duartierleiftung im Frieden 137, im 
Kriege 140. 
QDuotitätsfteuer 173. 


N. 
Hang der Neihsbeamten 24, der Richter 
235, der Stantsbeamten 78. 
Räude 425. 
Rayon 141. 
Realgymnafium 366. 
„kredit 265, 381, 409. 
„ laften 402 (30). 
„ſchulen 366. 
Neblaus 420, 
Rechnungshof des Reiches 212. 
„  meien in Preußen 153, im 
Reiche 211. 
Reit — bürgerliches, öffentliches u. Straf⸗ 


He n bürgerliche, ſtaatsburg. Rechte. 
Rechtsanwälte 238. 

„huülfe, gegenfeitige im Reiche 218. 

„Konſulenten 438 u. 242 (10). 

„ mittel im Civilprozeß 245, Straf- 
prozeß 262, gegen Polizeiver⸗ 
fügungen 280 

„ pflege 216. 

„ weg 218, bei Steuern 175. 
Recursus ab "abusu 342. 
Keferendarien, |. Gerichts⸗ u. Regierungs- 

referendarien. 

Reformation 337. 
„ s⸗Recht ſ. Aufnahmeredt. 
Reformirte 337, 354, Zahl 338 (3) u 
354 (55). 
Regalien 167 ff. 
Regentihaft 45. 
Regie 174 (11). 
Regierung 61. 
„ SAfiefioren 72. 
„ Bezirke 58. 
„ Hauptkaſſe 151. 
„ Präfident 62, 63. 
Keferenbarien 172. 
Regifter f. Genoſſenſchafts⸗, Schiffs u. 

Stanbesregifter. 

Regulirung, gutsherrlich⸗bäuerliche 402. 
Neih, älteres 5, neues 7, Größe und 

Bevölkerung 9, Berfaffung 8 ff. 
Reihsamt des Innern 20. 

„ angehörigfeit 9. 

„ anlehen 213. 
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Reichsbank 386. 
„ beamte 21 ff. 
” behörden 19 ff. 
» Druderei 212. 
„Eiſenbahnamt 483. 
„ Feſtungs⸗Baufonds 142. 
” Finanzen 211 ff. 
e⸗ Fiskus 212. 
⸗⸗ Gebiet 8. 
” Geſetze 14, RGeſetzblatt 15. 
„Gewalt 8. 
” Geſundheits amt 308. 
„ Geridt 229. 
„ Snvalidenfonds 212. 
„ Suftizamt 226. 
„ SHauptlafle 211. 
„Haushaltsetat 211. 
„ KRammergeridt 217. 
„ SKanzler, RKanzlei 19. 
„Kaſſenſcheine 213. 
⸗⸗ Kaſſenweſen 211. 
„ Kriegsihat 212. 
„ Lande |. Efjlothringen. 
„Ober-Handelsgericht 229. 
„Poſtamt 488. 
„Rayon⸗Kommiſſion 142. 
” Schatzamt 211. 
Squhden, RSchulden⸗Kommiſſion 


Schal Rommifion 118 (5). 
r tg 1 Keihstagsgebände - Fonds 


„ Berfaffung 7 u. 8 ff. 
» Berfiherungsamt 451. 
» Berordnungen 14. 
Währung 461. 
Keinertrag f. Grundfteuer. 
Reinigungsverfahren |. Desinfektion. 
Keifeloften u. Tagegelder ſ. biefe. 
Neifende, Handlungs» 439. 
Keiferoute 291. 
Reklamationen |. Militär u. Steuer- 
Reklamationen. 
Rektor», Univerfitäts- 367, Schul- 363. 
Rekurs bei Steuern 175, ſ. Beſchwerde. 
Religionsfreiheit 337. 
„geſellſchaften 336 (1), nicht chriſt⸗ 
fihe 855. 


„  interridt 359. 
Keligiöfe Ordnung, Sicherung 303. 
Rentenhanfen u. Rentenbriefe 403. 
„ glter 402. 
„» Schuld 166. 
Nentmeifter 152. 
Kepartitionsfteuer 173. 
Kefervatrechte der Einzelftaaten 13. 
Referve 120. 


Sachregiſter. 


Reſewinen, Unterſtützung der Familien 


Keitungsmebaille 44 (13). 

Kevierbeamte, Berg⸗ 392. 

Kevifion der Gebäudeſtener 181, im Civil⸗ 
prozeß 245, Strafprozeß 253, Berwal- 
tungsgerichtsverfahren 67. 

Rhein-Schifffahrtsafte 474 (70). 

„ Scifffahrtsgerihte 234. 

Richter 235. 

Rinderpeſt 423. 

Nittergüiter 38 (39). 

Kitterorden 344 (47c). 

Robben, Schonzeit 473. 

Rothes Kreuz, Vereine vom 136 (62). 

Rotz 424. 

Nübenzucer-Induftrie 208 (36). 

„ Steuer 208. 

Rückkaufshändler 437. 

Ruheſtand, Verſetzung in benfelben bei 
Reichsbeamten 23, Richtern 236, Staats⸗ 
beamten 77. 


S. 

Sachverſtändige in nuhrudsjachen 368, 
im Civilprozeß 244 (28), im Straf 
prozeß 252. 

Säfularifation 344. 

Salinen 394 (35). 

Salz u. Hüttenämter 392. 

Salzfteuer 210. 

Sammlungen 304. 

Sanitätspolizei ſ. Gefunbheitspolizei. 

Schankgefäße, Raumgehalt 463. 

Schankwirthſchaft, Beauffihtigung 303, 
Konzeſſionirung 436. 

Schatz ſ. Reichskriegsſchatz u. Staateſchat. 
„» Anweifungen 165, 213 

Schaufpielunternehmer 436. 

Sceidemünzen 463. 

Schiedsgeridht in Rennfadhen 422. 

„ männer 237. 
„  richterlihes Verfahren 247. 

Schießpulver f. Pulver. 

Schifffahrt 467 ff. 

Scifffahrts-Anlagen 467, 468. 

” Behörden 469. 
„ Polizei 469. 
Berträge 469. 

Sciffs-Kegifter 469. 

Bermeflung 472. 

Schiachtgaufer 314. 

er 91. 


ener 
Schöffen in Landgemeinden 93, Städten 98. 
„gerichte 2832. 
Schonzeit des Wildes 428, der Fiſche 429, 
der Robben 473. 


Sadıregifter. 


Schornfteinfeger 439. 

Schriftwerke, Urheberredt 368. 

—— Auhebung 248. 

Schulen 355 ff. 

Schulgeld 360. 

„ gemeinde 361. 

„ inipeftor 357. 

‚ lehrer R goltsſchullehrer. 
„ pflicht 358. 

„ſozietät 361. 
„vermögen 360. 

Schulze 93. 

Schulzucht 364. 

Schürfen 393. 

Schutzgebiete, deutſche 111. 

Schutzmannſchaft 276. 

Schutz⸗ u. Schirmrecht üb. d. Kirche 339. 

Schutz⸗ u. Trutzbündniſſe der deutſchen 
Staaten 7. 

Schutzwaldungen 416. 

„zoll 195 ff. 

Schwebende Schuld 162, |. Schaanwei- 
fungen. 

Schwimmunterridt 357 (6), 438. 

Schwurgeridte 231. 

Seeämter 471. 

„ handlung 155. 

„ mannsämter 473. 

„recht 470. 

„ſchifffahrt 469 fi 

„ſchiffer u. en lee, Prüfung 472, 
„ unfälle 471. 

„ verfiherung 470. 

„ warte 471. 

„ wehr 145. 

Setundärbahnen 482, 

Selbftftändige Städte (Hannover) 68 (81). 

GSeldftverwaltung 56, 85. 

Seminare, evang. Prediger- 341 (19), 
katholiſche Priefter- 341, pädagogifche 
366 (75), Schullehrer 363. 

Separationen 404. 

Servisklaſſen 138. 

Servituten 402 (30). 

Sicherheitspolizei 291 ff. 

Silberwaaren ſ. Gold» u. Silberwaaren. 
„ währung 464. 

Simultantirhen 343. 

„ſchulen 359. 

Singipielhallen 437. 

Sittenpolizei 302 ff. 

Situngen d. Reihstages 18, Landtages 46. 

Sklaven 39 (47). 

Solidarhaft der Genoſſenſchaften 389. 

Sonderredte der Einzelitanten 13. 

Sonntagsheiligung 303. 

Souveränität 3, im Reiche 8. 


> 
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Sozialdemokratie 298. 
Sozialismus 373. 
Sozial-Bolitif u. Gejetsgebung, 4, 375. 
Sparkaſſen 376. 
Spezial Rommifjarien 407. 
Spiel, verbotenes 304. 
Spielfartenfteuer 195. 
Sprengftoffe 220 (le) u. 438. 
Staat 3, Verhältniß zur Kirche 339 ff., 
preußiider 28 ff. 
Staatenbund 8 (1). 
Staatsangehörigleit 36. 
„  anleihen |. Anleihen. 
„  anwaltihaft 233, 236. 
„archive 370. 
„  bauverwaltung 321. 
„  beamte 70 ff. 
„  behörden 5O ff. 
„  bürgerlide Rechte 38. 
„  KEifenbahnen 481. 
„ form 8, in Preußen 32, 34 ff. 
„  forften 156 ff. 
„ gebiet 35, Bildung 29, 36 (14, 16). 
„ gewalt 3. 
„  grundgejet |. Verfaſſung. 
„  SBaushaltsetat 149. 
„  Kichenredt 4. 
„ Kredit 161. 
„ Lotterie 169. 
„» Minifterium 52. 
„ Polizei 273. 
» Rath in Eljaß-Lothringen 27, in 
Preußen 51 


recht 4. 
„ Schat 163, 155 (9). 
„ Schulbud 164. 
„ Schulen 160 ff., StSchulden- 
Kommiffion 167. 
„  Schuldverfhreibungen 164. 
„Verfaſſung 34. 
„  DBermögen 154 fi. 
„»  Berträge 109. 
Wirthſchaft 147. 
Städte 86, 97 ff. 
Stadtausihuß 65, als Beſchlußbehörde u. 
Berwaltungsgeriht 66. 
„kreiſe 58 u. 59. 
„ verordnete 98. 
Stammrolle 123. 
Standesämter u. Standesregifter 259. 
„herrn 40. 
„  borredte 39. 
Ständiſche Wahlen 104, 108. 
Stationen der Marine f. d. Nord» u. 
Oſtſee 144. 
Statiftit der Armenpflege 333 (Arm. 32), 
bes Bergbaues 394 (35) u. 395 (41), 
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der Gewerbe 430 (1), des Handels 458, 

landwirthſchaftliche 399, der Sparkafſen 

377 (2), des Waſſerverkehrs 473 (64), 

des Waarenverkehrs u. ftatifl. Gebühr 

201. S. Berufsſtatiſtik, Bevölferung 

u. Bevölferungsaufnahme. 

Statifiifches Amt des Reiches 20. ‘ 

Statiftifhes Büreau u. ftatifl. Central⸗ 
Kommiſſion 53 

Statthalter 25 

Stauwerfe 413. 

Stedhriefe 283. 

Stehende Gewerbe 434. 

Stein=Hardenberg’ihe Gejegebung 32, 

86, 374 u. 432 
Stellenvermittfer 438. 

GStellvertretung des Königs 45, des Reichs⸗ 

fanzlers 19. 

Stempelmarfen u. Stempelpapier 192. 
Stempelfteuer 191 ff. 
Stenographiiche Berichte des Landtages 46, 

Neihstages 18 (98). 

Sterbemonat der Neichsbeamten 25, 

Staatsbeamten 83. 

Sterberegifter 259. 
Sternwarte 370. 
Steuerämter u. StAuffihtsbeamte 190. 
„ empfänger u. StKaffen 178. 
Steuern 170 ff., |. direfte n. indirekte 
Steuern. 
Steuer-Rellamationen 175. 
Stiftungen 263. 
Stimmredt in Landgemeinden 94. 
Gtrafanftalten 286 ff. 

„kammern 231. 

„ mittel, kirchliche 341. 

„ prozeß 249 ff. 

„recht 220 ff. 

„ verfügungen, polizeiliche 285. 

vollftredung 254. 

Strandung n. Strandredt 472. 
Straßenbau 478. 

„  Iolomotiven 480 (29). 

„ polizei 312, 480. 
Streitverfahren, Berwaltungs- 67. 
Strombau 468. 

Ströme 411. 

Strompolizei 469. 

Studirende 367. 

Subhaftation |. Zivangsverfteigerung. 
Süddeutſche Staaten, Beitritt zum Reiche 7. 
Superintendent 351. 

Supernumerare 73. 

Suspenfion ſ. Dienftenthebung. 
Synagogengemeinden 355. 
Synodalverfaffung 352. 


Sachregiſter. 


T. 


Tnbuds-Zabritatimn, Tabacks⸗Monopol u. 
Tabacksſtener 206 

Tagegelder der Abgeorbneten 47, Oeko⸗ 
nomie⸗Kommiſſarien 408, Reichsbeamien 
24, Staatsbeamten 81. 

Talons 165. 

Tanzluſtbarkeiten 304. 

„unterricht 357 (6), 438. 

Tarif, Armenpflege- 330 (17), Eiſenbahn⸗ 
486, Quuartierentſchädigungs⸗ 138, 
Stempel- 193, Z0lls 198. 

Taubftummenanftalten 319. 

Taren, gewerblihe 434 (22). 

Techniſche Deputation f. d. Veterinärweſen 

422, für Gewerbe 431. 
” Hochſchulen 45 452. 
” Kommiſſion f. Seeidifffahrt 471. 

Telegraphenweſen 491. 

Telephone 492. 

Theater, Gebäube 324 (26), |. Schau- 
Ipielunternehmer. 

Theilbarkeit des Grumdeigentyums 401. 

Theilungen ſ. Gemeinheitstheilungen. 

Thierärzte u. Thierheilwefen 422. 

„ quälerei 305. 

Thüringiſcher Boll» 
190 


Tilgung der Anleihen 166. 
Titel der Reichsbeamten 24, Staats⸗ 
beamten 78. 
Todesftrafe 221. 
Tollwuth 424. 
Transporte 291. 
Tridinen 314. 
Trödler 430. 
Trukſyſtem 442, 396. 
Tumult 292. 
Zurnlehrer 366 (75). 
„ unterriht 357 (6), 438. 


u. 


Uebergangsabgabe von Bier 205. 
„ treetungen 221, 223 
„ Wanderung 88. 

Uebungen der Reſerve u. Landwehr 120, 
ber Erſatzreſerve 121. 

Umbherziehen, Gewerbebetrieb im 439. 

Umzugstoften der Neichsbeamten 24, 
Staatsbeamten 81. 

Unabkömmlichkeit der Beamten bei Mobil 
madungen 120. 

Unfallspolizei 299 ff. 
„  verfiherung 447, 


u. Handelsverein 


Sachregiſter. 


Uniform der Reichsbeamten 24, 
beamten 80 

Union 349. 

Univerſitäten 367. 

Unterbeamte 71. 

Unteroffizierſchulen 134. 

Unterricht 355 ff. 

Unterſtützungswohnſitz 330. 

Unverzinslihe Schuld 161, 213. 

Unzudt 305. 

Urheberredt 368. 

Urkunden, Beglaubigung 258, als Be 
weismittel 244 (28). 

Urlaub 74. 

Urtheil im Civilprozeß 244, im Straf 
prozeß 252. 

Urwahlen 49. 


Staats⸗ 


V. 
Vagabunden 288, 328. 
Vaterländiſcher Frauenverein 334 (43). 
Beranlagung 177, der Einkommenſteuer 
187, Gebäudeſteuer 181, Gewerbefteuer 
182, Grundſteuer 180, Klaſſenſteuer 186. 
Berbraudsfteuern 174, 188, 202 ff. 
Verbrechen 220. 
Bereine 296, landwirthſchaftliche 398, 
wietäfaffihe 387, Wohlthätigkeits⸗ 
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